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Das  Recht  der  Übersetzung  ist  vorbehalten. 


VORWOBT. 


Das  nachfolgende  Werk,  als  ein  Teil  des  „Hand-  und  Lehrbuchs 
der  Staatswissenschaften",  soll  vom  staatswissenschaftlichen  Standpunkte 
aus  eine  Einführung  in  die  Verhaltnisse  des  Bergbaues  geben  und  die 
Aufgaben  klar  legen,  die  Staat  und  Staatsanstalten  jenem  wichtigen 
Wirtschaftszweige  gegenüber  zu  erfüllen  haben.  Daraus  ergiebt  sich, 
dals  die  Technik  und  die  Statistik  des  Bergbaues  ebenso  wie  das  Berg- 
recht nicht  Selbstzweck  der  Darstellung  sein  können;  aber  aus  den 
Eigentümlichkeiten  der  in  Frage  kommenden  Materie  folgt  gleichzeitig, 
dafs  dem  Bergrechte  immerhin  ein  breiterer  Baum  in  der  Darstellung 
eingeräumt  werden  mute.  Berücksichtigt  worden  sind  dabei  nicht  nur 
die  deutschen  Verhältnisse,  sondern  die  der  wichtigsten  Kulturstaaten 
überhaupt.  Im  übrigen  ist  den  Fragen  der  Arbeitersohutzgesetzgebung, 
des  Knappschaftswesens  und  der  reichsgesetzlichen  Versicherung  der 
Bergleute  eine  möglichst  eingehende  Behandlung  zu  Teil  geworden. 

Auf  Wunsch  des  Herrn  Herausgebers  sind  noch  während  des  Druckes 
mannigfache  Zusätze  gemacht  worden,  die  deshalb  nicht  immer  die 
ihnen  systematisch  zukommende  Stellung  finden  konnten. 

Mögen  das  in  dem  Werke  gesammelte  Material  und  die  darin  ge- 
gebenen legislatorischen  und  sozialpolitischen  Anregungen  dem  engeren 
Kreise  der  Fachgenossen  wie  der  Allgemeinheit  zum  Nutzen  gereichen. 

Halle,  im  Mai  1894. 

Ad.  Arndt« 
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Einleitung. 


Der  Bergbau  hat  zur  Aufgabe  die  Gewinnung  derjenigen  nutzbaren 
Mineralien,  die  nicht  im  landwirtschaftlichen  Betriebe  gewonnen  werden. 
Insbesondere  bilden  die  Metalle,  die  nutzbaren  Salze,  namentlich  Stein-, 
Siede-,  Kalisalz,  Alaun  und  Vitriol,  endlich  die  brennbaren  Mineralien 
—  Inflammabilien  —  den  Gegenstand  des  Bergbaues.  Der  volkwirt- 
schaftliche Nutzen  des  Bergbaues  ist  aufserordentlich  grofs.  Der  Berg- 
bau liefert  in  den  Edelmetallen  das  allgemeine  Tausohmittel  und  den 
internationalen  Wertmesser,  in  Eisen,  Kupfer,  Zink  und  Zinn  die  Roh- 
stoffe zu  den  wichtigsten  Gerätschaften  und  Waffen,  im  Speisesalz  ein 
unentbehrliches  Nahrungs-  und  Genuismittel,  in  den  Kalisalzen  ein  von 
Jahr  zu  Jahr  in  steigendem  Mafse  wichtiger  werdendes  Düngemittel; 
er  liefert  endlich  in  den  Kohlen,  den  schwarzen  Diamanten  der  Erde, 
den  wichtigsten  Rohstoff  für  die  Feuerung,  Beleuchtung  und  die  Ma- 
schinenkraft, die  Grundlage  der  modernen  Grofsindustrie  und  die  wesent- 
liche Vorbedingung  für  die  wirtschaftliche  Gröfse  und  Blüte  einer  Nation. 

Um  die  Wichtigkeit  des  Kohlenbergbaues  zu  veranschaulichen,  mag 
die  Thatsache  erwähnt  werden,  dato,  um  die  durch  den  deutschen  Stein- 
kohlenbergbau gewonnene  Menge  von  Brennstoff  durch  Forstwirtschaft 
zu  schaffen,  man  einer  Waldfläche  bedürfte,  die  dreimal  so  grofs  ist, 
wie  das  deutsche  Beieh. 

Von  der  Land-  und  Forstwirtschaft  unterscheidet  sich  der  Bergbau 
dadurch,  dafs  jene  nicht  blofs  auf  die  Gewinnung,  sondern  aucli  auf 
die  Wiedererzeugung  der  Bodenprodukte  gerichtet  sind.  Eine  rationelle 
Land-  und  Forstwirtschaft  strebt  sogar  in  erster  Reihe  dahin,  die  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Erzeugnisse  durch  die  Art  der  Bodenbestellung 
und  der  Abwirtschaftung  zu  steigern.  Der  Bergbau  stellt  sich  dagegen 
nur  die  Aufgabe,  die  nutzbaren  Mineralien  zu  gewinnen.  Eine  Pro- 
duktion oder  eine  Vermehrung  oder  eine  Wiedererzeugung  derselben 
liegt  aufserhalb  seiner  Aufgaben  und  der  menschlichen  Fähigkeit.  Die 
bergbaulichen  Erzeugnisse  werden  durch  den  Bergbau  dem  Boden  ohne 
Ersatz  entzogen.  Ihre  Erneuerung  in  absehbarer  Zeit  durch  Naturkräfte 
ist  ausgeschlossen.  Aufgabe  eines  rationellen  Bergbaues  ist  daher  ledig- 
lich die  möglichst  billige  und  möglichst  vollständige  Gewinnung  der 
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2  Einleitung. 

Bergwerksmineralien.  Die  Massenprodukte  des  Bergbaues,  namentlich 
die  Kohlen  und  die  Salze,  sind  in  ungeheuren  Mengen  auf  der  Erde 
vorhanden;  sie  sind  aber  nicht  unerschöpflich.  Insbesondere  gilt  dies 
von  den  Kohlen.  Schon  im  Jahre  1846  berechnete  Gbeenwell1),  dafs 
die  grofsen  Steinkohlenlager  der  Bezirke  Durham  und  Northumberland 
bei  der  damaligen  —  im  Verhältnis  zur  heutigen  geringen  —  Jahres- 
produktion nur  noch  330  Jahre  ausreichen  würden.  Eduard  Hüll  kam 
dagegen  mit  seinen  Berechnungen  des  Kohlengehalts  sämtlicher  eng- 
lischen Kohlenbecken  im  Jahre  1859  zu  einem  Resultate,  nach  welchem 
mit  Rücksicht  auf  die  inzwischen  gestiegene  Förderung  die  englischen 
Kohlenfelder  in  etwa  100  Jahren  vollständig  abgebaut  sein  würden. 
Die  vom  englischen  Parlament  mit  der  Untersuchung  und  Feststellung 
des  englischen  Kohlenvorrates  beauftragte  Kommission  gelangte  zu  der 
Ansicht,  dafs  diese  noch  bis  zum  Jahre  3100  ausreichen  würde.  Jeden- 
falls ist  es  Thatsache,  dafs  schon  jetzt  manche  englische  Kohlenbecken 
ihrer  Erschöpfung  mit  raschen  Schritten  entgegengehen.  Aber  auch 
abgesehen  hiervon  wird  der  englische  Steinkohlenbergbau  —  und  er 
ist  zur  Zeit  der  weitaus  bedeutendste  der  Welt  —  von  Jahr  zu  Jahr 
mehr  und  mehr  gezwungen  sein,  in  gröfserc  Tiefen  hinabzusteigen,  wo- 
durch die  Kohlengewinnung  erschwerter  und  kostspieliger  — ,  auch  für  die 
Arbeiter  wegen  der  grofsen  Hitze  gesundheitsschädlicher  werden  mufs. 

Das  produktivste  unter  den  Revieren  des  deutschen  Reichs  ist  das 
niederrheinisch-westfälisohe  Steinkohlenbecken 2),  gewöhnlich  das  Ruhr- 
becken genannt.  Pechar  nahm  i.  J.  1878  an,  dafs  die  damalige  För- 
derung von  jährlich  rund  17500  000  Tonnen  die  damals  bekannten  Lager 
in  zweitausend  Jahren  noch  nicht  erschöpfen  würde.  Obwohl  inzwischen 
weitere  Aufschlüsse  gemacht  sind,  zeigt  sich,  dafe  der  Kohlenreichtum 
dieses  Beckens  bei  der  stetig  steigenden  Produktion  weniger  lange  aus- 
reichen wird  und  vor  allem,  dafs  man  —  wenn  auch  später  als  in  Eng- 
land —  gezwungen  sein  wird,  in  immer  gröfsere  Erdtiefen  hinabzu- 
gehen. Die  Braunkohlen,  die  besonders  in  Mitteldeutschland  und  Böhmen 
vorkommen,  erschöpfen  sich  noch  schneller  als  die  Steinkohlen. 

Im  Ganzen  genommen  läfst  sich  mit  gröfserer  oder  geringerer  Wahr- 
scheinlichkeit der  Zeitpunkt  bestimmen,  zu  dem  der  Kohlenbergbau  in 
den  heutigen  Kulturstaaten  zum  Erliegen  kommen  wird.  Ob  es  dann 
hinreichende  Surrogate  der  Kohle  oder  der  aus  dieser  jetzt  gezogenen 
Kraft  geben  wird,  mufs  abgewartet  werden. 

Als  ganz  unerschöpflich  kann  der  Vorrat  der  Erde  an  Stein-  und 
Siedesalz  (Chlornatrium)  gelten.  Minder  unerschöpflich,  aber  doch 
in  ungeheuren  Mengen,  die  den  heutigen  Bedarf  der  ganzen  Welt  ftr 
einige  Jahrhunderte  decken,  ist  der  Reichtum  Mitteldeutschlands  an 


1)  Pechar,  Kohle  und  Eisen,  S.  30.        2)  Ebda.  S.  69. 
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Kalisalzen,  insbesondere  an  Karnallit,  wo  hingegen  das  für  die 
heimische  Landwirtschaft  wichtige  Eainit  minder  ausgiebig  ist  und 
vielleicht  nur  auf  hundert  Jahre  gentigt,  um  das  heutige  Bedürfnis  zu 
befriedigen. 

An  den  unedlen  Metallen  wird,  obgleich  sie  nicht  in  so  ungeheuren 
Mengen  vorkommen,  schwerlich  jemals  ein  besonderer  Mangel  eintreten, 
da  sie  —  Eisen,  Kupfer,  Zink,  Zinn,  Blei  —  nur  zum  geringen 
Teile  durch  den  Gebrauch  zerstört  werden  und  selbst  nach  eingetretener 
Unbrauchbarkeit  durch  Umschmelzung  oder  sonstwie  nutzbar  gemacht 
werden  können.  Das  gleiche  läfet  sich  für  das  Silber  behaupten. 
Anders  liegt  vielleicht  die  Sache  für  das  Gold,  das  edelste,  kostbarste 
und  unzerstörbarste  aller  Metalle.  Gold  kommt  teils  im  Alluvium  der 
Flüsse  vor;  hier  wird  es  allmählich  —  schneller  oder  langsamer  — 
erschöpft.  Dies  galt  für  den  früheren  Goldbergbau  in  Deutschland  und 
gilt  größtenteils  für  denjenigen  in  Kalifornien,  am  Ural  und  in  Sibirien. 
Das  Gold  kommt  aber  auch  gang-  und  sogar  flötzartig  im  Quarz  vor. 
Dafs  ist  der  Fall  in  Transvaal,  auf  welches  Land  augenblicklich  die 
allgemeine  Hoffnung  gesetzt  wird.  In  der  That  verspricht  dieser  junge 
Staat  eine  grofse  Ausbeute  an  Gold;  der  zu  erwartende  Goldvorrat, 
soweit  die  Lager  schon  jetzt  erschlossen  sind,  beziffert  sich  auf  mehrere 
Milliarden  Mark.  Ob  aber  die  verfügbaren  und  gewinnbaren  Mengen 
ausreichen  werden,  den  Bedarf  der  Welt  an  Gold  zu  decken,  wenn 
dieses  die  alleinige  Währung  bilden  sollte,  erscheint  trotzdem  sehr 
zweifelhaft. 

Die  Nichtersetzbarkeit  und  die  Erschöpfbarkeit  der  Bergwerkspro- 
dukte kann  Anlafs  geben,  den  Bergbau  von  Staatswegen  dahin  zu 
regeln,  dafs  er  möglichst  rationell  betrieben  wird,  namentlich,  dafs  nicht 
blofs  die  reicheren  sondern  auch  die  minder  reichen  Anbrüche  gewonnen 
werden.  Das  System,  welches  nur  die  reicheren  Anbrüche  unter  Zuberge- 
bauen und  volkswirtschaftlicher  Zerstörung  der  minder  reichen  gewinnen 
läfst,  wird  als  Raubbau  bezeichnet.  Zu  diesem  sehen  sich  viele  Berg- 
werke, namentlich  Braun-  und  Steinkohlengruben,  durch  die  grofse  Kon- 
kurrenz und  die  geringen  Preise  gezwungen.  Ob,  in  welchen  Fällen 
und  in  welchem  Umfange  es  sich  empfehlen  möchte,  dem  —  früher 
verboten  gewesenen  —  Raubbau  Einhalt  zu  thun,  würde  Aufgabe  einer 
rationellen  Bergbaupolitik  sein.  Zu  dieser  ist  bislang  freilich  noch 
nicht  einmal  ein  Anlauf  genommen  worden.  Zu  den  ferneren  Aufgaben 
einer  rationellen  Bergbaupolitik  könnte  gehören,  zu  untersuchen,  ob  es 
sich  empfehlen  würde,  gewisse  Arten  des  Bergbaues  wegen  der  damit 
flttr  die  Zerstörung  der  Lagerstätten  verbundenen  hohen  Gefahr,  nament- 
lich den  Kalisalzbergbau,  auf  möglichst  wenige,  aber  ausreichende  Be- 
triebe zu  beschränken.  Eine  gute  Bergbaupolitik  könnte  sodann  auf 
Mittel  und  Wege  sinnen,   wie  bergbauliche  Erzeugnisse,   namentlich 
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Kalisalze,  an  denen  Deutschland  das  Monopol  hat,  mögliehst  der  hei- 
mischen Produktion  (Landwirtschaft  und  Industrie)  nutzbar  und  dem 
Auslande  nur  unter  minder  vorteilhaften  Preisen  und  Bedingungen  zu- 
gänglich gemacht  werden. 

Der  Berghau  ist  die  älteste  Grofsindustrie.  Schon  im  Altertum  gab 
es  bergbauliche  Betriebe,  in  denen  Tausende  von  Arbeitern  beschäftigt 
waren.  Es  ist  daher  erklärlich,  dafs  sich  gerade  und  zuerst  beim  Berg- 
bau Institutionen  im  Interesse  und  zum  Schutze  der  arbeitenden  Klasse 
gebildet  haben:  die  Beschränkung  der  Arbeitszeit  bei  jugendlichen  und 
weiblichen  Arbeitern,  genaue  Vorschriften  zur  Verhütung  von  Unfällen, 
endlich  die  Versicherung  gegen  die  Folgen  von  Krankheiten,  Betriebs- 
unfällen, Invalidität  und  Alter,  ja  dafs  die  bergbaulichen  Einrichtungen 
bei  der  allgemeinen  sozialpolitischen  Gesetzgebung  vielfach  als  Muster 
und  Vorbild  gedient  haben. 

Noch  eine  andere,  ganz  moderne  Reohtsinstitution  hat  sich  zuerst 
beim  Bergbau  entwickelt,  die  Expropriation.  Schon  seit  langem 
besteht  das  Recht  des  Bergbaues,  den  für  seine  Zwecke  erforderlichen 
Grund  und  Boden  gegen  Entschädigung  zu  expropriieren.  Da  der  Berg- 
bau nur  auf  Gewinnung,  nicht  auf  Wiedererzeugung  der  Produkte 
gerichtet  ist,  berechnet  sich  der  Ertrag,  die  Rente  des  Bergbaues, 
anders  wie  bei  der  Landwirtschaft.  Es  ist  die  Verminderung  der  Sub- 
stanz in  Berechnung  zu  ziehen.  Dieselbe  ist  überaus  verschieden, 
gleich  Null  beim  Soolquellenbetrieb ,  ganz  gering  beim  Stein-  und 
Kalisalzbau  und  manchen  Arten  des  Metallbergbanes,  gröfser  schon 
beim  Steinkohlenbergbau  und  beim  Braunkohlenbergbau  oft  so  grofe, 
dafs  das  ganze  Bergwerk  in  einem  einzigen  oder  in  wenigen  Jahren 
abgebaut  sein  kann.  Sie  ist,  wie  bereits  bemerkt  wurde,  grofs  bei 
der  Gewinnung  des  Goldes  durch  Auswaschen  und  Zubereiten  der 
Alluvialschichten,  geringer  und  gering  beim  Flötzbergbau  auf  Gold  in 
Transvaal.  Bei  den  finanziellen  Erträgen  des  Bergbaues,  den  Divi- 
denden der  Aktiengesellschaften,  deren  Gegenstand  ein  Bergwerksunter- 
nehmen ist,  und  den  Ausbeuten  der  Gewerkschaften  wird  nicht  nur 
ein  Anteil  am  Gewinn  gewährt,  sondern  zugleich  ein  nach  den  Verhält- 
nissen größerer  oder  geringerer  Teil  des  Anlagekapitals  zurückgezahlt. 

Die  bergmännische  Arbeit  ist  mit  gröfeeren  Gefahren  als  die  meisten 
übrigen  Arbeiten,  namentlich  die  land-  und  forstwirtschaftlichen,  ver- 
knüpft; sie  erfordert  ein  über  den  Durchschnitt  hinausgehendes  Mab 
von  Kraft  und  Intelligenz.  Die  Folge  hiervon  ist,  dafs  die  Bergarbeit 
im  allgemeinen  nicht  unerheblich  höher  gelohnt  wird,  dafs  Frauen  und 
Kinder  verhältnismäfeig  selten  beim  Bergbau  beschäftigt  werden.  Rech- 
net man  hinzu,  dafs  für  die  Bergarbeiter,  deren  Angehörige  und  Hinter- 
bliebene durch  die  Knappschaftsinstitutionen  eine  besondere  Fürsorge 
besteht,  so  begreift  sich,  dafs  der  Standard  of  life  und  die  Stellung  der 
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Bergarbeiter  über  den  Durchschnitt  der  übrigen  Arbeiter  hinausragt. 
Dies  gilt  von  den  weifsen  Goldbergleuten  in  Transvaal,  die  ein  eng- 
lisches Pfund  am  Tage  verdienen,  von  den  englischen  Steinkohlenberg- 
leuten, die  für  eine  achtstündige  Arbeitszeit  neun  bis  zehn  Shilling  er- 
halten; es  gilt  auch  für  unsere  deutschen  Bergleute.  Von  diesen  waren 
bis  vor  kurzem  die  Steinsalzbergleute,  mit  etwa  vier  Mark  für  die 
Schicht,  die  bestbezahlten.  Jetzt  werden  deren  Lohnsätze  von  den 
Steinkohlenbergleuten  an  der  Ruhr  und  der  Saar  erreicht. 

Über  den  Ursprung  der  Berechtigung  zum  Bergbau  und  das  Ver- 
hältnis derselhen  zum  Oberflächeneigentum  herrschen  meist  unrichtige 
Ansichten.  Gewöhnlich  wird  angenommen,  dafs  der  Grundeigentümer 
ursprünglich  auch  die  unter  seinem  Grundstücke  vorkommenden  Mine- 
ralien zu  gewinnen  befugt  gewesen  sei ;  dafs  erst  später  die  Habsucht 
des  Fiskus  oder  volkswirtschaftliche  Erwägungen  (wie  in  der  franzö- 
sischen Revolution)  ihn  dieser  Befugnis  beraubt  und  die  Bergwerks- 
schätze als  zur  Verfügung  des  Staates  oder  jedes  beliebigen  Bergbau- 
lustigen stehend  erklärt  haben.  In  Wahrheit  beruht  diese  Annahme 
auf  dem  von  Adam  Smith  und  Anderen  rückwärts  in  die  Geschichte 
konstruierten  Manchestertum.  Der  Bergbau  ist  viel  älter  als  das  private 
Grundeigentum;  dieses  war  in  Deutschland,  England  u.  s.  w.  noch  ganz 
ohne  Tauschwert,  als  die  Bergwerksschätze  schon  einen  so  hohen  Wert 
hatten,  dafs  ihretwegen  grofse  Kriege  geführt  und  ferne  Lande  in 
Kolonisation  und  Kultur  gesetzt  wurden.  Der  Grundeigentümer  in 
Deutschland  war  ursprünglich  nur  Ackerbaunutzungsberechtigter,  die 
Mineralschätze  hatten  ihm  nie  gehört  und  sind  ihm  daher  niemals  ent- 
zogen worden.  Erst  mit  dem  wachsenden  Werte  des  Grundeigentums 
und  der  steigenden  Macht  der  Grundbesitzer  wurde  als  Rechtssatz  hin- 
gestellt, dafs  der  Bergbau  für  allen  dem  Grundbesitz  verschuldet  oder 
selbst  unverschuldet  zugefügten  Schaden  ersatzpflichtig  sein  soll.  In 
einzelnen  Staaten  (England,  Polen,  Kanton  Uri)  stieg  die  Macht  der 
Grundbesitzer  so  hoch,  dafs  sie  auch  die  Anerkennung  des  Rechtssatzes 
durchsetzten,  dafs  die  Bergwerksschätze  als  zum  Grundeigentum  gehörig 
zu  betrachten  seien. 
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An  Hüttenprodukten  wurden  im  Jahre  1891  erzengt: 

Tonnen  Wert  in  Mark 

Robeisen 4  096  223  210  129  199 

Zink 139  353  62  557  348 

Blei        98  748  24  055  649 

Kupfer 24  897  28  229  630 

Silber  kg 444  832  58  997  680 

Gold  kg 307  666  8  567  993 

Nickel,  Wismut   .     ...  1062  6424799 

Kadmium  kg 2  797  9  874 

Zinn 287  524  524 

Antimon  und  Mangan     ..  197  172700 

Arsenikalien 1  987  554  504 

Schwefel     ......  2020  204239 

Schwefelsäure  sog.  englische         464  531  15  436  546 

Vitriolöl 3  081  638  437 

Rauchender  Eisenvitriol     .  9  787  285  171 

Kupfervitriol 3  501  1155  751 

Gemischter  Vitriol     ...  298  40  131 

Zinkvitriol        3  974  240  211 

Zinnsalz  u.  Nickelvitriol      .  143  173  603 

Farbenerden  u.  s.  w.     .     .  2  331  247  281 

Insgesamt  wurden  im  Jahre  1891  im  Deutschen  Reiche  Htittenpro- 
dukte  im  Werte  von  418645258  Mark  erzeugt,  davon  entfielen  auf 
Preufsen  Produkte  im  Werte  von  318000000  Mark. 

Dazu  sind  noch  zu  rechnen  an  Roheisen,  was  in  dem  zum  Zoll- 
verein gehörigen  Luxemburg  gewonnen  wird,  544  993  Tonnen  im  Werte 
von  22298813  Mark. 

Nicht  ohne  Interesse  und  von  grofser  Bedeutung  ist  der  Umstand, 
dafs  der  gröfste  Bergbautreibende  im  Deutschen  Reich  der  preufsisohe 
Staat  ist.  Im  Jahre  1891/2  wurden  vom  preufsischen  Fiskus  11901635 
Tonnen  im  Werte  von  110  Millionen  Mark  von  5242  Arbeitern,  im 
Etatjahre  1892/3  nur  11 183280  Tonnen  im  Werte  von  97717161  Mark 
gefordert.  Die  Fördermenge  hat  mithin  gegen  das  Vorjahr  um  6,04  Proz., 
ihr  Wert  um  mehr  als  12  Millionen  Mark,  die  Belegschaft  um  508  Ar- 
beiter oder  0,97  vom  Hundert  abgenommen.  Die  Produktion  der  staat- 
lichen Bergwerke  umfafet  etwa  den  siebenten  Teil  der  Gesamtproduk- 
tion der  preufsischen  Bergwerke,  etwas  weniger  als  den  sechsten  Teil 
des  Wertes  uad  nahezu  den  siebenten  Teil  der  Belegschaft. 

Im  weiten  Abstände  hinter  Deutschland  folgen  die  übrigen 
Staaten. 

IV,  In  Frankreich  und  Algier  gestaltete  sich  im  Jahre  1891  nach 
der  Statistique  de  l'industrie  en  France  et  en  Algärie  die  Bergwerks- 
produktion folgendermafsen. 

Es  forderten 
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Frankreich: 

Tonnen 

Wert  in  Mark 

Steinkohlen  nnd  Anthrazi 

t         25  501  59 

272  019  341 

Braunkohlen       .     .     . 

523  298 

3  916  194 

Bituminöser  Schiefer  . 

261  626 

13  555  557 

Eisenerze      .... 

3  579  286 

10  228  336 

Zinkerze        .... 

56  327 

5  131  457 

Blei-  und  Silbererze   . 

25  897 

3  785  296 

Kupfererze    .... 

6  498] 

Zinnerze 

Antimonerze       .     .     . 

Manganerze       .     .     . 

[                     3  378 

Schwefelkies      .     .     . 

Schwefelerze      .     .     . 

Stein-  nnd  Rodesalz    . 

502  110 

6  169  671 

Algier: 

Eisenerze      .... 

404  964 

2  904  401 

Zinkerze 

14  151 

1  055  026 

Blei-  und  Silbererze     .     . 

555 

64  707 

Kupfererze    .... 

8  070 

146  868 

Stein-  und  Rodesalz    . 

34  665 

580  869 

Seesalz 

308  565 

5  141438 

An  Htittenprodukten  erzeugten  Frankreich  und  Algier  hauptsächlich 
Roheisen  und  Gufswaren,  und  zwar  1897  387  Tonnen  im  Werte  von 
99  308  675  Mark.  Der  Wert  der  Hüttenprodukte,  eingeschlossen  Silber, 
Gold,  Blei  und  Kupfer  betrug  insgesamt  123900655  Mark. 

Trotz  höherer  Preise  repräsentiert  die  ganze  Bergbau-  und  Hütten- 
produktion Frankreichs  noch  nicht  den  3.  Teil  des  Wertes  der  deutschen. 

V.  Oesterreichs  Bergwerksproduktion  war  nach  dem  statistischen 
Jahrbuche  des  k.  k.  Ackerbau -Ministeriums  im  Jahre  1891   folgende. 


Es  wurden  gefordert: 

Steinkohlen 

Braunkohlen      .... 

Graphit 

Eisenerze 

Zinkerze       

Bleierze        

Kupfererze 

Silber-  und  Golderze 
Quecksilbererze     .     .     . 
Arsenik-  und  Wismuterze 

Zinnerze        

Antimon-  und  Manganerze 
Uran-  und  Wolframerze 
Schwefelerze     .... 
Vitriol-  und  Alaunschiefer 


Tonnen 

9  192  584 

16  183  076 

21  346 

1  231  248 

28  828 

13  360 
9  318 

14  978 
70  633 

1  087 

720 

5  613 

79 

3  088 

34  394 


Wert  in  Mark  *) 

65  369  386 

61  538  112 

1  386  654 

5  709  778 

1  115  094 

2  137  024 
709  150 

6  390  662 
2  071  122 

51  734 
7  200 
226  636 
81  388 
74  408 
41  100 


Im  Ganzen  erreichte  die  Produktion  an  Bergwerksprodukten  einen 
Wert  von  146  951  064  Mark. 


1)   1  Gulden  =  2  Mark  gerechnet. 


§  3.   Statistik  des  Bergbaues. 
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An  Stein-,  Sud-,  Industrie-  und  Seesalz  wurden  zusammen  300815 
Tonnen  im  Werte  von  22633218  Gulden  gewonnen. 
An  Hüttenprodukten  wurden  erzeugt: 

Roheisen , 

Zink 

Blei  und  Glätte 

Kupfer 

Silber 

Gold 

Quecksilber 

Zinn 

Uran  und  Wismut       .... 
Schwefelsäure  und  Oleum    .     . 

Vitriol 

Alaun      ....... 

Mineralfarben 


Der  Gesamtwert   der  Hüttenproduktion 


Tonnen   V 

Jert  in  Mark 

117  144 

49  762  170 

5  005 

2  750  134 

9  850 

3  118  328 

1  033 

1  169  440 

36  037 

6  438  096 

14,7 

38  546 

570 

2  767  366 

56 

127  436 

115 

11t  700 

12  267 

749  154 

1  384 

152  000 

1  126 

48  680 

838 

50  712 

ion  machte 

67  472  000 

Mark 


aus. 


VI.  Belgien  erzeugte  1891  nach  den  Annales  des  travaux  publics 
de  Belgique: 

a)  an  Bergwerksprodukten             Tonnen  Wert  in  Mark 

Steinkohlen 19  675  644  197  963  200 

Eisenerze 202  204  938  160 

Zinkerze         14  280  842  720 

Manganerze 18  498  203  680 

Bleierze         70  6  480 

Schwefelkies 1900  15  280 

b)  an  Hüttenprodukten 

Roheisen       684  126  30  654  400 

Zink 85  999  38  616  800 

Blei 12  698  3  116  000 

Silber  kg 33  950  4  449  600 

Danach   betrug   der   Gesamtwert   der  Bergwerksproduktion  rund 

200  Mill.  Mk.,  der  der  Hüttenproduktion  rund  77  Mill.  Mk. 


VII.  Russland  produzierte  im 
Stein-  und  Braunkohlen  6  014  802 
Asphalt 


Petroleum  . 
Eisenerze  . 
Zinkerze 
Bleierze  . 
Kupfererze 
Golderze  • 
Piatinaerze 
Zinnerze  . 
•Quecksilbererze 

Arndt,  Borgbau. 


13  738 

3  987  574 

1  795  609 

27  370 

29  847 

135  028 

22  791  907 

775  333 

22 

45  715 


Jahre  1890  in  Tonnen 
Kobalterze     . 
Manganerze   . 
Schwefelkies  . 
Schwefelerze 
Chromeisenerz 


Stein-,  Sude-  u. 
Roheisen  .  . 
Schmiedeeisen 
Stahl  ...  . 
Zink  .  .  . 
Blei      .     .     . 


Seesalz 


15 

182  468 

17  146 

849 

2  370 

1  389  961 

926  454 

433  178 

378  424 

6  914 

838 
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Kupfer 7  045  Piatina  kg    ...     .  2  834 

Silber  kg       ....           14  562          Quecksilber  ....  292 

Gold  kg 39  361  Zinn 12 

VIII.  Schweden  produzierte  im  Jahre  1891  in  Tonnen: 


Steinkohlen  .  .  . 

Eisenerze  .  .  . 

Zinkerze  .  .  . 
Blei-  und  Silbererze 

Golderze  .  .  . 

Kupfererze  .  .  . 

Kobalterze  .  .  . 

Nickelerze  .  .  . 

Manganerze  .  .  . 


236  400  Schwefelkies       ...  1  659 

987  405  Feuerfester  Thon    .     .     1  045  541 

61591  Roheisen 486  679 

15  044  Gufswaren  I.  Schmelzung         4  283 

2  680  Blei 299 

21  882  Kupfer 664 

243  Silber  (kg)     ....  5  748 

483  Gold  (kg)      ....  109 
9  079 


IX.  Norwegen  produzierte  im  Jahre  1890/91 : 

Tonnen  Wert  in  Mark 

Eisenerze 1  300  10  080 

Zink-  und  Bleierze  .     ...            3940  153440 

Kupfererze 18  769  804  160 

Silber —  695  520 

Gold —  48  496 

Nickelerze —  208  320 

Schwefelkies —  1  131  200 

Apatit —  1  120  784 

Feldspat —  238  896 

Darnach   erreichte   die  Bergwerks-   und   Hüttenproduktion   einen 
Gesamtwert  von  rund  4,5  Mill.  Mk. 

X.  Spanien  produzierte  im  Jahre  1890: 

Tonnen  Wert  in  Mark 

Steinkohlen 1261775  8  512  045 

Braunkohlen 26  202  141985 

Graphit        100  3  446 

Steinsalz 25  422  273  522 

Eisenerze 5  679  599  22  694  712 

Zinkerze 62  572  1  842  600 

Kupfererze 9  477  889  10  242  720 

Bleierze 363  348  22  494  184 

Silbererze 14  767  202  010 

Quecksilber 32  139  6  443  703 

Antimon 856  48  900 

Schwefelerze 31180  324  355 

Schwefelkies 170  948  2  188  154 

XI.  Italien  produzierte  im  Jahre  1891   nach  der  Statistica  mine- 
raria  del  Regno  dltalia: 

a)  an  Bergwerksprodukten 

Tonnen  Wert  in  Mark 

Kohlen 289  286  1  764  681 

Graphit 2  415  26  372 

Asphalt  u.  s.  w 2S  180  543  120 

Erdöl 1155  278  480 
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Tonnen 

Steinsalz 31  285 

Eisenerze 216  486 

Zinkerze 120  685 

Bleierze 30  233 

Silbererze 2  006 

Golderze 7  729 

Antimon 782 

Schwefelerze 359  528 


Wert  in  Mark 

303  560 

2  213  750 

10  176  484 

4  787  385 

1  578  787 

373  102 

258  575 

35  620  365 

51  676 

216  790 

15  360 

22  608 

585  375 

61  079  997 


Manganerze 2  429 

Schwefelkies 19  868 

Alaunerze 4  000 

Mineralwasser 3  586 

Torf 39  272 

Bergwerksprodukte  überhaupt  — 

b)  an  Hütten-  und  Salzwerksprodukten 

Tonnen  Wert  in  Mark 

Roheisen 11930  1260  835 

Schweifseisen    ....          152608  31985834 

Stahl 75  925  15  795  063 

Blei 18  500  4  558  400 

Kupfer 5  977  8  972  914 

Silber  kg 37  600  4  812  800 

Gold  kg 283,96  667  359 

Quecksilber       ....                 330  1  425  600 

Antimon 218  150  856 

Schwefel 1546  111  17  597  111 

Borax  und  Borsäure  .     .              3  831  1  779  120 

Alaun 1  888  148  752 

Asphalt,  Mastix      ...              9  375  264  080 

Petroleum 813  297  794 

Kohlenbriquetts      .     .     .          644  005  16  398  280 

Quellensalz 9  258  213  538 

Seesalz 347  274  2  454  222 

Hütten-  und  Salzwerkspro- 
dukte überhaupt                         —  108  782  578 

Die  Arbeiterzahl  im  Bergbau.    Im  Deutschen  Reiche  betrug 
im  Jahre  1891  die  Arbeiterzahl  im  Bergbau  auf 


Steinkohlen 
Braunkohlen 
Graphit .     . 
Asphalt 
Erdöl    .     . 
Steinsalz     . 
Kalisalze    . 
Kobald  und  Nickel 
Arsenikerze 
Schwefelkies 


283  227  Eisenerze     ....  31  399 

35  682  Zinkerze 15  321 

257  Bleierze 14  807 

147  Kupfererze  .     .     .     .  15  360 

316  Silber-  und  Golderze  5  895 

944  Zinnerze       ....  208 

5  955  Quecksilbererze     .     .  22 

797  Antimon- u.  Manganerze  821 

223  Uran-  u.  Wolframerze  42 

556  Alaunerze    ....  15 


Insgesamt  waren  411944  Arbeiter  beschäftigt,  davon  294651  unter 
Tage;  von  den  über  Tage  beschäftigten  waren  12885  Frauen. 
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Belgien  beschäftigte  im  Steinkohlenbergbau  93  656,  im  Erzbergbau 
1  578  Arbeiter; 

Frankreich  und  Algier  atif  Kohlen  und  Erze  149  940,  auf  Salze 
9  379  Arbeiter; 

Oesterräch  auf  Kohlen  und  Erze  114103,  auf  Salz  10  353  Arbeiter; 

Spanien  64  025  Arbeiter. 

Die  Kohlen-  und  Eisenindustrie.  Von  besonderem  Interesse 
sind  die  Ent Wickelung  und  Verteilung  der  Kohlen-  und  Eisenindustrie. 

Es  wurden  gewonnen  in  Millionen  Tonnen: 

im  Jahre  1850     1860     1870     1875     1880     1885     1887      1S91 

a)  Steinkohlen 

Grofsbritannien  64,7  80,0  110,4  131,9  146,8  159,3  162,1  IS4,7 

Nordamerik.  Union  —  15,2  32,8  47,4  70,5  99,0  116,0  155,8 

Deutsches  Reich  5,2  12,4  26,4  37,4  47,0  58,3  60,3  73,7 

Frankreich  4,4  8,3  13,3  16,5  18,8  19,1  20,8  25,6 

Belgien  5,8  9,6  13,7  15,0  16,9  17,4  18,4  19,7 

Oesterreich-Ungarn  0,6  1,9  4,3  5,2  6,7  8,3  8,6  — 

Neu-Stidwales  0,1  0,4  0,9  1,3  3,2  2,9  2,9  — 

Rufsland  0,1  0,1  0,7  1,7  1,5  4,2  —  — 

b)  Braunkohlen  1890 
Deutsches  Reich  1,5  4,4  7,6  10,4  12,1  15,4  —  17,6 
Oesterreich-Ungarn  0,4  1,6  4,0  7,7  9,4  12,1  —  15,3 
Frankreich  —  —  —  0,4  0,6  0,4  —  0,5 

Für  die  Entwickelung  der  Montan-  und  Eisenindustrie  sowie  der 
gesamten  Industrie  ist  ein  Überblick  über  die  Gewinnung  der  Eisen- 
erze und  des  Roheisens  interessant. 

Es  wurden  gewonnen  in  Tonnen: 

im  Jahre    1850  1860  1870  1890 

a)  Eisenerze 

Deutsches  Reich  mit  Luxemburg  838  426  1  400  800  3  839  222  1 1  002  287 

Grofsbritannien.     .     .         .          —  8  152  592  14  600  584  14  779  695 

Belgien 299  272  809  176  654  332  202  431 

Frankreich  mit  Algier     .     .1910  295  3  673  991  2  984  307  370  389 

Oesterreich-Ungarn     .     .     .      573  079  739  354  1156  708  1361547 

b)  Roheisen 

Deutsches  Reich  mit  Luxemburg  208  011  1  391  124  4  023  953  4  337  121 

Grofsbritannien 3  070  000  6  058  931  7  559  518  8  025  012 

Frankreich 415  653  1178  114  1567  622  1683  300 

Belgien 144  452  565  234  755  781  826  850 

Oesterreich-Ungarn      .     .     .      195  558  402  953  704  530  785  959 

Rufsland 227  743  559  989  528  162  660  953 

Nordamerikanische  Union    .      573  823  1  665  179  6  417  148  6  593  574 

Die  Goldproduktion.  Der  Bestand  Europas  an  Gold  am  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts  wird  verschieden  geschätzt,  am  höchsten  von  Lexis 
.auf  1900  Millionen  Mark.  Mit  der  Entdeckung  Amerikas  steigt  die  Gold- 
gewinnung.   Die  Goldgewinnung  Amerikas  von  1500  bis  1521  wird  auf 
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100  Millionen  Mark  geschätzt.  In  Chile  sind  nach  Soetbeer  bis  1600 
an  Gold  etwa  130,  im  17.  Jahrhundert  100  und  im  18.  Jahrhundert 
240  Millionen  Mark  gewonnen.  Die  Goldproduktion  in  Brasilien  wird 
geschätzt  von  1700—1720  auf  150,  von  1721  bis  1740  auf  490,  von  1741 
1760  auf  816,  von  1761—1780  auf  580,  von  1781—1800  auf  300  Mil- 
lionen Mark. 

Die  gesamte  Goldproduktion  Europas  und  Amerikas  betrug  nach 
Schätzungen  in  Millionen  Mark  in  den  Jahren: 


1501  —  1520 

210 

1721—1740 

930 

1521—1550 

333 

1741—1760 

1160 

1551—1600 

670 

1761—1780 

1010 

1601—1700 

1520 

1781  —  1800 

825 

1701  —  1720 

480 

* 

Aus  Afrika  kamen  nach  Europa  im  16.  Jahrhundert  690,  im  17.  Jahr- 
hundert 560  und  im  18.  Jahrhundert  480  Millionen  Mark  Gold. 

Aufeerdem  haben  Holländer  und  Portugiesen  im  16.  und  17.  Jahr- 
hundert nicht  geringe  Goldmengen,  nach  einem  Bericht  zusammen 
1500  Millionen  Mark  Gold  ausgeführt. 

Die  gesamte  Goldproduktion  Europas,  Amerikas,  Sibiriens  und 
Afrikas  betrug  nach  Soetbeer: 


in  den  Jahren 

Hill.  Mark 

1801—1810 

496 

1811—1820 

319 

1821—1830 

397 

1831—1840 

266 

1841—1847 

721 

Den  bedeutendsten  Aufschwung  nahm  die  Goldgewinnung  durch 
die  Entdeckung  der  kalifornischen  Goldlager. 

Die  Goldproduktion  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  betrug 
nach  den  amtlichen  Nachrichten: 


Mill.  Doli. 

Mill.  Doli. 

Mill.  Doli. 

1840 

10 

1863 

40 

1877 

51,2 

1849 

40 

1864 

46,1 

1878 

38,9 

1850 

50 

1865 

53,2 

1879 

36 

1851 

55 

1866 

53,5 

1880 

18 

1852 

60 

1867 

51,7 

1881 

34,7 

1853 

65 

1868 

48 

1882 

32,5 

1854 

60 

1869 

49,5 

1883 

30 

1855 

55 

1870 

50 

1884 

30,8 

1856 

55 

1871 

43,5 

1885 

31,8 

1857 

55 

1872 

36 

1886 

35 

1858 

50 

1873 

16,7 

1887 

33 

1859 

50 

1874 

33,5 

1888 

33,2 

1860 

46 

1875 

39,9 

1889 

32,8 

1861 

43 

1876 

46,9 

1890 

32,8 

1862 

39,2 

22  I*  Abschnitt.    Begriff,  Geschichte  and  Statistik  des  Bergbaues. 

An  der  Goldgewinnung  war  Kalifornien  mit  12,5  Millionen  Dollars 
beteiligt,  das  übrige  kommt  auf  Montana,  Kolorado,  Oregon  u.  s.  w. 

Zu  Beginn  der  50  er  Jahre  trat  Australien  in  die  Goldproduktion 
ein.  Diese  betrug  nach  amtlichen  Angaben  (mitgetheilt  von  Lexis)  in 
1000  Unzen  (die  Unze  gleich  80  Mk.)  in  den  Jahren: 


1851 

3577 

1865 

2506 

1878 

1534 

1852 

3105 

1866 

2573 

1879 

1519 

1853 

3292 

1867 

2462 

1880 

1586 

1854 

2456 

1868 

2579 

1881 

1598 

1855 

2991 

1869 

2411 

18S2 

1546 

1856 

3238 

1870 

2091 

ISS3 

142S 

1857 

3017 

1871 

2429 

1SS4 

1487 

1858 

2897 

1872 

2211 

18S5 

1443 

1859 

2685 

1873 

2042 

18S6 

1390 

1860 

2613 

1874 

1758 

1S87 

1437 

1861 

2695 

1875 

1671 

1SS8 

1502 

1862 

2782 

1876 

1474 

1889 

1739 

1863 

2788 

1877 

1323 

1890 

1599 

1864 

2443 

Eine  fernere  Produktionsstätte  für  Gold  ist  Sibirien,  wo  von  1889  bis 
1894  durchschnittlich  jährlieh  2000  Pud  (das  Pud  etwa  gleich  41  000  Mk.), 
also  durchschnittlich  jährlich  82  Millionen  Mark  Gold  gewonnen  wurden. 

Neuerdings  kommt  mit  steigenden  und  hoffnungsreichen  Beträgen 
auch  die  Südafrikanische  Republik  (Transvaal)  als  Goldproduktionsland 
in  Betracht.  Die  Goldproduktion  derselben  wurde  i.  J.  1891  auf  64  Mill. 
Mark  geschätzt,  1894  dürfte  sie  den  dritten  Teil  der  Produktion  auf 
der  ganzen  Erde  betragen.  Nach  den  Ermittelungen  von  Schmeisseb 
betrug  die  Ausbeute  an  Gold  in  Transvaal 

im  Jahre  kg  Unzen 

1888  7  173,9  230  640 

1889  11893,1  382  364 

1890  15  318,6  492  492 

1891  22  681,9  729  223 

1892  37  653,9         1210  574 

1893  46  034,2         1  480  000 

Der  Wert  des  in  Transvaal  gewonnenen  Goldes  betrug  1892 
87  499  339,  i.  J.  1893  105  464  800  Mark.  Das  gewonnene  Gold  ist  ver- 
unreinigt durch  Beimengung  fremder  Metalle,  sodafe  es  vor  Verwendung 
in  Münze  und  Industrie  noch  einer  Raffination  bedarf.  Die  Goldberg- 
werke in  Transvaal  erzielen  für  eine  Unze  Gold  nicht  mehr  als  70  sh. 
oder  72  Mark.  Die  Selbstkosten  sind  versohiedeu,  sie  belaufen  sich 
im  Durchschnitt  auf  27  Mark  flir  eine  Tonne  Konglomerat.  Bei  einem 
durchschnittlichen  Selbstkostenbetrag  von  27  Mark  und  dem  Werte  von 
72  Mark  für  eine  Unze  (31,1  g)  Gold  deckt  ein  Goldgehalt  von  11,7  g 
Gold  auf  eine  Tonne  Konglomerat  die  Selbstkosten.  Ein  solcher  Gold- 
gehalt ist  daher  im  allgemeinen  die  unterste  Grenze  flir  einea  wirt- 
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sohaftlichen  Betrieb.  Eine  Ermäßigung  der  Selbstkosten  ist  für  den 
Bergbau  in  Transvaal  sehr  wohl  möglich.  Die  Menge  des  dort  vor- 
kommenden Goldes  läfst  sich  nur  ganz  ungenau  schätzen.  Schmeisser 
schätzt  den  Goldvorrat  im  Witwatersrand-Goldfelde  —  der  Hauptpro- 
ductionsstelle  in  Transvaal  —  bis  zu  einer  Saigerteufe  von  800  m  auf 
1852  944  kg  =  59  572149,6  Unzen  im  Werte  von  208  502  523  Pfund 
Sterling  oder  4  289  194  771  Mark.  Bei  Erreichung  einer  Teufe  von 
1200  m  würde  ein  Goldvorrat  von  3  104  880  kg  —  99  821892  Unzen 
im  Werte  von  rund  7187  Millionen  Mark  (349  Millionen  Pfund  Sterling) 
vorhanden  sein ;  zu  dessen  Gewinnung  sind  bei  Berücksichtigung  einer 
angemessenen  Forderzunahme  etwa  40  Jahre  erforderlich. 

Die  gesamte  für  Europa  in  Betracht  kommende  Goldproduktion 

mit  Einrechnung  der  Einfuhren  aus  allen  Welttheilcn  berechnet  Lexis 

für  Mill.  Mark  Mill.  Mark 

1501  —  1550  850  1701—1800  4900 

1551  —  1600  1250  1801—1847  2500 

1601—1700  2480  1848-1890  20710 

Im  Ganzen  also  auf  32690000  Mark. 

Die  Menge  der  zukünftigen  Goldforderung  ist  ungewifs.  Süess 
beurteilt  sie  sehr  ungünstig,  Lexis  schätzt  sie  auf  jährlich  300  Millionen 
Mark.  Die  gegenwärtige  Förderung  ist  auf  rund  530  Millionen  Mark  zu 
veranschlagen,  wovon  300  Millionen  flir  andere  als  Mtinzz wecke  zur 
Verwendung  gelangen.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  reicht  der  ge- 
winnbare Vorrat,  den  unsere  Erde  an  Gold  hat,  nicht  entfernt  aus,  das 
Bedürfnis  zu  decken,  wenn  alle  Länder  zur  Goldwährung  übergehen, 
ja  selbst  dann  nicht,  wenn  diejenigen  Staaten,  die  heute  schon  Gold- 
währung haben,  an  derselben  festhalten. 

Der  Silbe rbergbau  war,  wie  schon  hervorgehoben  ist,  bereits  im 
Altertum  und  im  Mittelalter  von  grofeer  Bedeutung.  Die  Hauptproduk- 
tionsstätte im  Mittelalter  war  das  Deutsche  Reich.  Besonders  nennens- 
wert waren  die  Silberbergwerke  bei  Trient,  Schwaz,  am  Rammeisberge 
bei  Goslar,  in  der  Grafschaft  Freiberg  in  Sachsen,  in  Böhmen  (Joachims- 
*thal,  Kuttenberg),  Mähren  und  Ungarn. 

Im  16.  Jahrhundert  beginnt  Amerika  an  der  Silberproduktion  teil- 
zunehmen. Der  Wert  der  Gesamtproduktion  in  Amerika  und  Europa 
betrug  in  Mill.  Silbermark  (l  :  15!/2  gegen  Gold)  nach  Lexis: 


Mill.  Mark 

Mill.  Mark 

1501—1520 

165 

1661—1680 

1020 

1521—1544 

295 

1681  —  1700 

1045 

1545—1560 

740 

1701—1720 

1260 

1561—1580 

920 

1721—1740 

1420 

1581—1600 

1220 

1741—1760 

1880 

1601—1620 

1160 

1761—1780 

2320 

1621—1640 

1150 

1781  —  1800 

3140 

1641  —  1660 

1030           z 

usammen  1501 — 18 

00:   18765 
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Nach  Soetbeeb  betrug  er  sogar  20  954  Millionen  Mark, 
Die  Silberproduktion  im  19.  Jahrhundert  wird  von  Soetbeeb  ver- 
anschlagt auf 


Mill.  Mark 

Mill.  Mark 

1801 — 

1810 

1600 

1841- 

-1850 

1400 

1811 — 

1820 

970 

1851— 

-1855 

790 

1821 — 

1830 

820 

1S56- 

-1860 

805 

1831 — 

1840 

1070 

1861- 

-1865 

990 

Von  da  ab  steigt 

die  Silberproduktion  rapid. 

Sie  betrug 

Mill.  Mark 

Mill.  Mark 

Mill.  Mark 

1872 

320 

1879 

414 

1886 

521 

1873 

345 

1880 

417 

1887 

536 

1874 

310 

1881 

440 

1888 

608 

1875 

340 

1882 

480 

1889 

700 

1876 

370 

1883 

495 

1890 

742 

1877 

355 

1884 

455 

1891 

808 

1878 

410 

1885 

510 

1892 

850 

Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  wird  die  Silberproduktion  der  Menge 
nach  noch  weiter  steigen,  trotzdem  die  Erträge  wegen  des  Preissturzes 
des  Silbers  stark  zurückgegangen  sind.  Der  Preisstand  des  Silbers 
ist  von  61  Vs  Pence  im  Jahre  1872  auf  rund  30  gefallen.  Dem  alten 
Verhältnis  zu  Gold  1  :  15  7*  entspricht  der  Preis  von  60t3/i«  Pence. 
Auch  das  Deutsche  Reich  ist  dabei  nicht  wenig  interessiert,  da  es  z.  B. 
im  Jahre  1890  403  037  kg  Silber  im  Werte  von  50  712  828  und  nur 
1958  kg  Gold  im  Werte  von  5  465  508  Mark  produzierte. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  endlich  der  S  a  1  z  b  e  r  g  b  a  u.  Steinsalz 
kommt  namentlich  auch  in  Deutschland  so  aufserordentlich  häufig  vor, 
dafs  es  Lagerstätten  von  ungeheurer  Mächtigkeit  giebt,  die  man  unbe- 
nutzt läfet,  wie  z.  B.  das  fiskalische  Lager  bei  Sperenberg.  Neue  Be- 
triebe auf  Steinsalz  unterbleiben  daher  meist;  nur  wo  das  Steinsalz  mit 
Kalisalzen  (sog.  Abraumsalzen)  verbunden  vorkommt  oder  wo  alte  Berg- 
werke schon  lange  in  Betrieb  stehen  oder  wo  das  Steinsalz  für  Soda- 
oder zur  Anreicherung  von  Salz(Sool-)quellen  verwertet  werden  kann, 
wird  es  mit  Nutzen  gewonnen.  Sein  Wert  ist  gegenüber  der  vom 
Reiche  erhobenen  Salzsteuer  (6  Mark  auf  den  Zentner)  als  minimal  zu 
bezeichnen  (30— 50  Pfg.  der  Zentner). 

Eben  solchen  Überfluis  hat  die  Welt,  namentlich  Deutschland,  an 
Salz(Sool-)quellen,  aus  denen  durch  Versiedung,  meist  nach  geringer 
teilweiser  Verdunstung  (Gradierung),  Speisesalz  hergestellt  wird.  Nur 
wo  alte  Betriebe  vorhanden  sind,  ist  die  Kochsalzgewinnung  noch  lohnend, 
und  auch  da  nur  mit  Hilfe  einer  unter  den  Salinen  abgeschlossenen, 
die  Förderung  beschränkenden  und  die  Preise  festsetzenden  Konven- 
tion. Der  Mansfelder  Kupferbergbau  führt  in  seinen  Grubenwassern 
mehr  aufgelöstes  Salz  fort,  als  alle  Salinen  der  Welt  zusammen  pro- 
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duzieren,  ohne  dafe  man  auch  nur  den  Versuch  macht,  oder  bei  den 
heutigen  Unkosten  und  Preisverhältnissen  den  Versuch  machen  kann,  das 
darin  enthaltene  Salz  (nämlich  täglich  180  000  Zentner)  zu  gewinnen. 
Von  um  so  gröfserem  Werte  sind  volkswirtschaftlich  die  Kali-  oder 
sog.  Abraumsalze;  Karnallit,  Kainit,  Kieserit,  Sylvinit  u.  s.  w.  Diese 
werden  von  der  Industrie  zur  Herstellung  von  Chlorkalium,  Glauber- 
salz, Salpeter  (Pulver),  Pottasche  u.  s.w.  verwandt  und  dienen  ferner 
der  Landwirtschaft,  indem  sie  dem  Boden  Kali  zufügen.  An  mine- 
ralischen Kalisalzen  hat  das  Deutsche  Reich  das  Monopol,  da  aufser- 
halb  nur  ein  einziges  und  zudem  minder  bedeutendes  derartiges  Vor- 
kommen in  Galizien  bekannt  ist.  Der  Reichtum  des  Deutschen  Reichs 
an  Karnallit  ist  unerschöpflich,  der  an  Kainit,  der  ohne  weitere  Ver- 
arbeitung zu  landwirtschaftlichen  Kulturzwecken  geeignet  ist,  scheint 
begrenzt  zu  sein.  Das  Karnallit  wird  in  den  krystallisierten  und 
konzentrierten  Salzen  zu  einem  grofsen  Teil  ins  Ausland,  namentlich 
nach  Amerika,  ausgeführt. 


IL  Abschnitt. 
Begriff  und  Geschichte  des  Bergrechts. 


§  1.   Die  besonderen  Rechtsinstita te  des  Bergbaues. 

Sieht  man  von  der  Gewerkschaft,  der  dem  Bergbau  eigentümlichen 
Gesellschaftsform,  ab,  so  sind  es  drei  Rechtsinstitute ,  die  dem  Berg- 
bau das  besondere  rechtliche  Gepräge  aufgedrückt  haben  und  —  ab- 
gesehen von  England  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  —  noch 
heute  aufdrücken:  das  Bergregal,  die  Bergbaufreiheit  und  das 
Erstfinderrecht. 

Unter  Bergregal  wird  das  dem  Staate,  ausnahmsweise  einem  Pri- 
vaten, zustehende  Recht  verstanden,  mit  Ausschlufs  aller  Anderen, 
auch  des  Oberflächen(Grund-)eigentümers,  über  gewisse  Mineralien  aus 
eigenem  Rechte  verfügen  zu  dürfen.  Das  Bergregal  setzt  demnach 
nicht  voraus,  dafs  nur  der  Regalinhaber  allen  Bergbau  allein  betreibt, 
sondern  nur,  dafs  niemand  aufser  ihm  kraft  eigenen  Rechts,  vielmehr 
jeder  nur  kraft  des  ihm  vom  Regalinhaber  verliehenen  Rechts  Bergbau 
betreiben  darf.  Die  Bezeichnung  „Regal"  rührt  von  ihrem  ehemaligen 
Subjekte,  dem  Konige,  her  und  bedeutete,  dafs  nur  der  König  aus 
eigenem  Rechte,  Vasallen  und  Private  nur  kraft  königlicher  Verleihung, 
Bergwerke  betreiben  durften.  In  Deutschland  wurde  das  Bergregal  wie 
die  übrigen  Regalien  allmählich  vom  Könige  an  die  Landesherren  ver- 
loren, und  zwar  durch  die  goldene  Bulle  Cap.  IX  im  Jahre  1356  an 
die  Kurfürsten  und  durch  den  Westfälischen  Frieden  Art.  8  §  1  an  alle 
Reichsstände.  Privatbergregal  heilst  das  Bergregal,  wenn  die  Be- 
fugnis, aus  eigenem  Rechte  über  die  Bergwcrksmineralien  zu  verfügen, 
einem  Privaten  zusteht,  so  z.  B.  den  früher  Reichsunmittelbaren  auf  ihren 
Besitzungen. 

Das  Regal  unterscheidet  sich  von  einer  Gewerbekonzessionierung 
dadurch,  dafs  es  das  Recht  selbst  verleiht,  während  diese  nur  die 
Ausübung  eines  schon  bestehenden  Rechts  polizeilich  gestattet. 

Unter  Bergbaufreiheit  versteht  man  im  Verhältnis  zum  Oberflächen- 
eigentümer die  dem  Bergregalherrn  zustehende  oder  von  ihm  Dritten 
übertragene  Befugnis,  tiberall,  auch  auf  und  unter  fremden  Grundstücken, 
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ohne  Erlaubnis  des  Grundeigentümers  nach  Bergwerksmineralien  zu 
suohen  und  die  gefundenen  Bergwerksmineralien  nach  zuvor  erbetener 
und  erlangter  Verleihung  abzubauen. 

Im  Verhältnis  zum  Bergregalherrn  ist  Bergbaufreiheit  die  (von 
diesem  erklärte)  jedermann  zustehende  Befugnis,  nach  Bergwerksminc- 
ralien  zu  suchen  und  die  aufgefundenen  (innerhalb  der  vom  Regalherrn 
gesetzten)  Grenzen  kraft  Übertragung  des  Regalherrn  zu  gewinnen. 

Erstfinderrecht  ist  das  dem  ersten  Finder  (Entdecker)  eines  Berg- 
werksminerals während  einer  gewissen,  kurz  bemessenen  Frist  einge- 
räumte Vorrecht,  mit  diesem  Mineral  innerhalb  vorgeschriebener  Gren- 
zen auf  vorheriges  Nachsuchen  (Muten)  beliehen  zu  werden. 

§  2.    Geschichte  des  Bergrechts. 

Für  kaum  ein  anderes  Rechtsgebiet  ist  die  Kenntnis  der  Geschichte 
so  wesentlich,  wie  für  das  Bergrecht,  weil  das  Alter  vieler  Betriebe 
bis  in  die  graueste  Vergangenheit  zurückreicht.  Bergwerksbetriebe  in 
der  englischen  Grafschaft  Cornwall  wie  in  manchen  Teilen  Spaniens 
sind  seit  der  Phönizierzeit,  auf  der  Insel  Elba,  in  Massa,  den  englischen 
Grafschaften  Devonshire  und  Derbyshire,  in  Steiermark,  Bayern,  Tirol, 
in  Attika  mindestens  seit  der  Römerzeit  bis  auf  den  heutigen  Tag  kaum 
unterbrochen  worden.  Das  Alter  vieler  deutscher  Salinen  und  ihrer 
Rechtstitel  beträgt  tausend  Jahre. 

Drei  Möglichkeiten  giebt  es,  und  drei  Ansichten  bestehen  in  der 
Frage  nach  dem  Ursprünge  der  Bergbaubefugnis.  Man  leitet  sie  ab :  aus 
dem  Rechte  des  Grundeigentümers,  dem  eigenen  Rechte  des  Betreibenden, 
oder  dem  Rechte  des  Staates,  dem  Regal.  Die  ersten  beiden  Ansichten 
gehen  davon  aus,  dafs  ursprünglich,  insbesondere  nach  römischem  und 
dem  alten  deutschen  Rechte  und  nach  Naturrecht,  die  Bergwerksmine- 
ralien dem  Grundeigentümer  gehört  haben,  dafs  dieser  in  England,  Rufs- 
land und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  heute  geltende  Rechts- 
zustand auch  in  Deutschland  mindestens  bis  zum  12.  und  13.  Jahrhundert 
bestanden  habe,  und  dals  sich  erst  seitdem  aus  „Anmafsungen  der  Kaiser, 
lokalen  Gewohnheiten  und  Mifsverständnissen  die  Befugnis,  überall  Berg- 
bau betreiben  zu  lassen  und  zu  betreiben,  in  der  Form  des  Bergregals 
und  der  Bergbaufreiheit  gewohnheitsrechtlich  ausgebildet  habe,  und  dafs 
diese  Gewohnheiten  von  deutschen  Bergleuten  über  die  ganze  Erde  ge- 
tragen seien4'.  Demgegenüber  vertritt  der  Verfasser  —  allmählich 
unter  -Anerkennung  der  ersten  Rechtslehrer  und  jedenfalls  in  Überein- 
stimmung mit  den  bestehenden  Rechtsverhältnissen  —  die  Auffassung, 
dafs  das  deutsche,  im  Wesentlichen  mit  dem  ausländischen  überein- 
stimmende Bergrecht  im  Zusammenhang  mit  dem  römischen  Rechte  ge- 
standen, dals  die  Bergwerksmineralien  —  Metalle  und  Salz  —  niemals 
in  Deutschland  den  Grundeigentümern  gehört,  auch  nicht  als  herrenlose 


28  II.  Abschnitt    Begriff  und  Geschichte  des  Bergrechts. 

Sachen  der  freien  Okkupation  durch  jedermann  unterlegen  haben,  son- 
dern dafs  auch  in  Deutschland  wie  in  den  romanischen  Staaten  und 
früher  in  England  alle  Rechte  an  solchen  Mineralien  (auch  die  Berg- 
baufreiheit und  das  Erstfinderrecht)  vom  Staate  ausgegangen  sind  und 
ausgehen. 

Wenn  selbst  heute,  wo  die  Landwirtschaft  viel  intensiver  als  früher 
betrieben  wird  und  freier  Grund  und  Boden  nicht  mehr  wie  einst  im 
Überflusse  vorhanden  ist,  der  volkswirtschaftliche  Wert  des  Bergbaues 
bei  der  gleichen  Raumfläche  unverhältnismäßig  höher  als  der  des 
Ackerbaues  ist,  so  ist  dies  in  alten  Zeiten  noch  weit  mehr  der  Fall 
gewesen.  Tacitus  erzählt  in  der  Germania,  dafs  „ager  superest";  da- 
gegen dafs  um  eine  Salzquelle  ganze  Volksstämme  Kriege  mit  einander 
geführt  haben. 

Griechen.  Alles,  was  wir  über  den  Bergbau  der  Griechen  wissen, 
spricht  daftir,  daJs  sie  die  Bergwerke  nicht  als  rechtliches  Zubehör  zum 
Grundeigentum,  sondern  als  der  Verftlgung  des  Staates  unterworfene 
Sachen  aufgefafst  haben.  So  stand  die  Verftlgung  über  die  Silbergruben 
am  Laurion  nicht  den  Grundeigentümern,  sondern  dem  athenischen  Staate 
zu.  Dieser  betrieb  jedoch  —  wie  die  Phönizier  in  Cornwall  und  die 
Karthager  in  Spanien  —  den  Bergbau  nicht  für  eigene  Rechnung,  son- 
dern gab  ihn  im  staatlichen  Interesse  dahin  frei,  dafs  jeder  nach  Erzen 
suchen  und  die  aufgefundenen  nach  vorhergegangener  Zumessung  und 
Zuteilung  eines  Grubenfeldes  innerhalb  desselben  gegen  ein  einmaliges 
Einstandsgeld  und  die  fortlaufende  Abgabe  eines  Teiles  vom  Brutto- 
erträge gewinnen  durfte.  Selbst  vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkte 
mufste  dies  als  die  zweckmäfsigste  Art  erscheinen,  das  Bergwerks- 
eigentum (das  Regal)  zu  benutzen.  Denn  nur  dadurch,  dafs  der  Staat  zum 
Schürfen  Jedermann  zuliefs  und  die  Verleihung  eines  gewissen  Gruben- 
feldes dem  Finder  in  Aussicht  stellte,  konnte  er  veranlassen,  dafs  Berg- 
baulustige auf  eigene  Gefahr  und  Kosten  nach  erzhaltigen  Gängen 
suchten.  Die  vorgeschriebene  Verfassung  galt  auch  für  die  Goldgruben 
am  Pangäus. 

Römer.  Im  römischen  Reiche  scheint  zu  verschiedenen  Zeiten  und 
in  verschiedenen  Gegenden  nicht  die  nämliche  Bergwerksverfassung 
gegolten  zu  haben.  Auf  altrömischem  italischen  Boden  sind  anscheinend 
bis  zur  späteren  Kaiserzeit  die  Bergwerksmineralien  als  rechtliches  Zu- 
behör zum  Grundeigentum  aufgefafst  worden.  Dies  erklärt  sich  daraus, 
dafs  Rom  ursprünglich  eine  Bauernrepublik  war.  Nach  Plimus  ist 
der  Bergbau  in  Italien  überhaupt  verboten  gewesen.  In  den  Provinzen 
haben  —  anscheinend  von  jeher  —  die  Bergwerksmineralien  dem  Staate 
gehört.  So  verfügte  der  vom  Staate  eingesetzte  Vorsteher  des  Berg- 
werksbezirks um  Vipaska  über  die  Bergwerksmineralien  durch  Über- 
lassung der  Gruben  —  putea  —  zum  Abbau  an  Private  gegen  bestimmte 


§  2.    Geschichte  des  Bergrechts.  29 

Preise.  Auch  war  es  Jedem  innerhalb  des  Bergwerksbezirks  gestattet, 
gewisse  bergmännische  Arbeiten  mit  Erlaubnis  des  procurator  für  eigene 
Rechnung,  aber  gegen  Zahlung  von  Abgaben,  vorzunehmen.  Verschie- 
dene Kaiserkonstitutionen  beweisen,  dafs  wenigstens  in  den  Provinzen 
die  Gewinnung  der  nobiliores  lapides  nur  auf  Grund  staatlicher  Ver- 
leihung und  ohne  zuvorige  Genehmigung  des  Grundeigentümers  frei- 
stand. Diejenigen,  denen  der  Bergbau  gestattet  war,  hatten  dem 
Staate  Abgaben,  den  Zehnten,  zu  entrichten.  Im  Ostgotenreiche  war 
der  Bergbau  zweifellos  Regal.  In  die  romische  Zeit  zurückreichende 
und  noch  im  Mittelalter  geltende  Bergwerksverfassungen,  wie  die  massi- 
tanisohe  in  Italien  und  die  für  die  englischen  Grafschaften  Cornwall, 
Devonshire  und  Derbyshire,  zeigen  gleichfalls  nicht  den  Grundeigen- 
tümer, sondern  den  Staat  als  den  Herrn  und  Eigentümer  der  Bergwerke. 

England.  Noch  im  Jahre  1201  bezeichnete  Konig  Johann  von  Eng- 
land alle,  auch  die  auf  den  Besitzungen  der  Bischöfe,  Äbte,  Grafen 
u.  s.  w.  vorkommenden  Zinnerze  als  sein  Eigentum  („nostra  dominica") 
und  leitete  aus  diesem  Eigentum  sein  Recht  ab,  allen  „seinen"  Zinn- 
bergleuten zu  gestatten,  nicht  blofs  überall  Bergbau  zu  betreiben  —  sicut 
ex  antiqua  consuetudine  consueverunt  — ,  sondern  auch  für  die  Ge- 
winnung und  Verhüttung  des  Erzes  alle  Wälder  und  Wasserläufe  der 
Bischöfe  und  Barone  zu  benutzen. 

Das  Bergregal  det  englischen  Könige  rief  den  wachsenden  Wider- 
stand der  Grundbesitzer  und  des  Parlaments  hervor  und  mufste  diesem 
allmählich  weichen.  In  zwei  Charten  Eduards  I.  v.  J.  1305  wurde  das 
Zinnregal  des  Königs  nur  noch  für  die  Grafschaften  Cornwall  und  De- 
vonshire anerkannt.  Unter  der  Regierung  Eduards  III.  erliefs  das 
Parlament  eine  „deelaration,  limitation  and  exposition"  der  Charten  v.  J. 
1305,  wonach  die  Königliehen  Bergbeamten  in  Zukunft  nicht  mehr  auf 
Wiesen,  Wäldern  und  zwischen  Häusern  Zinnbergbau  gestatten  sollten. 
Zur  Zeit  Karls  I.  war  es  geltendes  Recht,  dafs  neue  Zinnbergwerke 
nur  noch  auf  Gemeinland  „vastrel  lands"  verliehen  werden  durften. 
Noch  im  Jahre  1 262  gehörten  anerkanntermafsen  alle  im  ganzen  König- 
reiche gelegenen  Kupfer-  und  Goldgruben  dem  Könige  und  noch  i.  J. 
1276  nahm  Eduard  I.  alle  metallischen  Bergwerke  für  sieh  in  Anspruch. 
Aber  schon  zur  Zeit  der  Königin  Elisabeth  wurde  im  „great  case  of 
mines"  entschieden,  dafe  nur  noch  gold-  und  silberhaltige  Erze  der 
Krone  gehören.  Heute  gelten  nur  noch  reine  Gold-  und  Silberberg- 
werke als  Prärogative  der  Krone:  „It  has  been  long  deoided  not  only, 
that  all  mines  of  gold  and  silver  within  the  realm,  though  in  the  lands 
of  subjects,  belong  exclusively  to  the  crown  by  prerogative,  but  that 
this  right  is  also  accompagnied  with  füll  liberty  to  dig  and  to  carry 
away  the  orcs".  Indes  kommen  solche  Bergwerke  nicht  mehr  vor. 
Abgesehen  von  Gold-  und  Silberbergwerken  —  und  unbeschadet  der 
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älteren  Verleihungen,  die  bestehen  geblieben  sind  —  gehören  jetzt  alle 
Bergwerksmineralien  in  England  dem  Grundeigentümer.  Dieser  Rechtzu- 
gtand ist  —  auch  für  Gold-  und  Silberbergwerke  —  naoh  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  —  unbeschadet  der  dort  von  den  Spaniern 
in  Kalifornien  u.  s.  w.  herrührenden  Verleihungen  —  über  den  Ozean 
gewandert. 

Frankreich.  Seit  Louis  Capet  waren  die  Bergwerke  königliches 
Regal  in  Frankreich.  Zeitweilig  wufsten  „plusieurs  seigneurs,  tant 
d'6glise  comme  s^culiers,  qui  out  jurisdictions  bautes,  moyennes  et 
basses"  die  niederen  Metalle  mit  Einsehlufs  des  Silbers  sich  anzueignen. 
Seit  der  wieder  erstarkenden  königlichen  Macht  —  Patent  Karl  VI. 
vom  30.  Mai  1413  —  gehören  alle  wo  immer  im  Königreiche  vorkom- 
menden Bergwerke  und  der  Bergwerkszehente  wieder  dem  Könige. 
Die  Könige  nutzten  das  Bergregal  meist  in  der  Weise,  dafs  einzelnen 
Personen  oder  Gesellschaften  —  natürlich  gegen  Abgaben  —  das  aus- 
schließliche Recht  des  Bergbaubetriebes  übertragen  wurde.  Während 
der  französischen  Revolution  macht  sich  auch  hier  der  Einflufs  der 
physiokratischen  Schule  geltend,  welche  von  ihrem  Standpunkte  aus 
fordern  mutete,  dafs  die  Bergwerke  dem  Grundeigentümer  gehören  ,). 

Regnaüd  d'Epercy,  der  Berichterstatter  der  mit  Beratung  eines 
neuen  Berggesetzes  beauftragten  Kommission,  schlug  namens  derselben 
am  20.  März  1791  in  der  konstituierenden  Nationalversammlung  vor, 
dem  Grundeigentümer  nach  wie  vor  die  Gewinnung  der  Bergwerks- 
mineralien zu  untersagen  und  diese  als  zur  Verfügung  der  Nation 
stehend  zu  erklären.  Er  gründete  diesen  Vorschlag  darauf,  dafs  bei 
dem  Ursprünge  der  bürgerlichen  Gesellschaft  das  Eigentum  nur  durch 
Teilung  oder  durch  Arbeit  habe  gegründet  werden  können,  dafs  die 
Bergwerksmineralien  weder  mit  geteilt  noch  vom  Grundeigentümer  er- 
arbeitet worden,  also  zur  Verfügung  der  Gesellschaft  geblieben  seien,  weil 
dasjenige,  was  keinen  besonderen  Eigentümer  habe,  der  Nation  gehöre. 
Diesem  Vorschlage  „que  les  mines  et  minieres  sont  ä  la  disposition  de 
la  nation"  gegenüber  empfahl  Heurtaüld  Lamerville  das  Prinzip:  „que 
les  mines  et  minieres  fönt  partie  de  la  propri6t<5  foneißre  et  individuelle 
des  citoyens".  Ausschlaggebend  wurde  eine  Rede  Mirabeaus,  der 
sich  im  wesentlichen  auf  den  Boden  des  Kommissionsberichts  stellte. 
„Ich  sage",  rief  er,  „dafs  die  Anmafsung,  die  Fossilien  als  ein  Acces- 
sorium  der  Oberfläche  und  ein  wirkliches  Privateigentum  ansehen 
zu  wollen,  gewife  etwas  sehr  neues  ist ;  denn  ich  möchte  wohl  wissen, 
ob  es  irgend  einem  Käufer  eingefallen  wäre,  jemals  eine  Verminderung 


1)  Allerdings  hat  diese  Ansicht  nicht  Tubgot,  sondern  Adam  Smith  ausge- 
sprochen, der  in  dem  Bergregale  eine  Verletzung  „des  heiligen  Privateigentums" 
erblickte. 
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des  Preises  oder  eine  Aufhebung  des  Kaufs  zu  verlangen,  weil  er  ent- 
deckt hatte,  dafs  eine  Lagerstätte  unter  dem  erkauften  Grundstücke 
abgebaut  sei?  Endlich  sage  ich,  dafß  es  fast  keine  einzige  Lagerstätte 
giebt,  welche  in  physischer  Hinsicht  mit  dem  Grund  und  Boden  eines 
Eigentums  übereinstimmt.  Die  schiefe  Neigung  einer  Lagerstätte  von 
Osten  nach  Westen  macht,  dais  sie  auf  einem  sehr  kurzen  Räume  100 
verschiedene  Besitzungen  trifft". 

Die  Nationalversammlung  entschied  sich  gegen  die  Rechte  der 
Grundeigentümer  und  für  das  Verftgungsrecht  der  Nation  an  den  Berg- 
werksmineralien, trug  indefe  den  Ansprüchen  der  ersteren  insoweit 
Rechnung,  als  sie  ihnen  bei  neuentdeckten  Gruben  ein  Vorzugsrecht 
verlieh.  Auf  diesen  Grundsätzen  beruhte  das  Berggesetz  vom  28.  Juli 
1791.  Das  loi  des  mines  vom  25.  April  1810  hält  die  Trennung  des 
Verfügungsrechts  über  die  Bergwerismineralien  vom  Grundeigentum 
aufrecht.  Niemand,  auch  nicht  der  Grundeigentümer,  darf  ohne  staatliche 
Verleihung  (concession)  Bergwerke  betreiben.  Wenn  daher  Napoleon 
bemerkte,  dafs  die  Bergwerke  vor  ihrer  Verleihung  dem  Grundeigen- 
tümer gehörten,  so  ist  dieses  in  Art.  552  des  code  civil  zum  Ausdrucke 
gebrachte  Recht  der  Grundbesitzer  ohne  Inhalt.  Die  Erteilung  der 
Konzession  hängt  lediglich  vom  Ermessen  der  Behörde  ab;  weder  der 
Grundeigentümer  noch  der  Finder  haben  Anspruch  darauf.  Die  Ver- 
leihung schafft  ein  neues,  volles  Sacheigentum.  Den  Interessen  der 
Grundeigentümer  wird  insoweit  Rechnung  getragen,  als  in  der  Ver- 
leihungsurkunde dem  Berechtigten  zugleich  gewisse  Leistungen  an 
diese  auferlegt  werden.  Zur  Vornahme  von  Schürfarbeiten  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  bedarf  man  einer  schriftlichen  Erlaubnis  des  Staates, 
die  zugleich  eine  Entschädigung  an  die  Grundeigentümer  festsetzt. 

Der  Berichterstatter  im  Corps  Lägislatif  Graf  Girabdin  bemerkte, 
dafs  nach  Ansicht  der  Kommission  die  Bergwerke,  als  Eigentum  aller, 
Niemandem  in  Wirklichkeit  allein  zuständen  und  folgerichtig  unter  die 
Staatsdomänen  gehören  müfsten,  deren  Teil  sie  bilden  müfsten,  um  über- 
haupt betrieben  zu  werden.  —  „Wem  soll  nun  dieses  Eigentum  ge- 
hören? Wenn  es  untrennbar  von  der  Oberfläche  wäre,  so  würde  es 
allen  Grundeigentümern  und  demgemäfs  bestimmten  Privaten  gehören. 
Das  Eigentum  würde  wie  ein  Land  ohne  Früchte  sein,  weil  es  nicht 
gepflegt  werden  würde.  Damit  dies  eintrete,  erscheint  es  notwendig, 
dals  der  Staat  darüber  verfüge.  Aber  wem  soll  schliefslich  das 
Eigentum  an  den  Bergwerksmineralien  zustehen?  Nach  der  Meinung 
der  Kommission  dem  Staate.  Sie  nimmt  an,  dafs  der  Entwurf  dies 
offen  ausgesprochen  haben  würde,  wenn  derselbe  dem  bürgerlichen 
Gesetzbuche  vorausgegangen  wäre". 

Das  Charakteristische  und  Bahnbrechende  des  französischen  Berg- 
gesetzes besteht  nicht  darin,  dafs  der  Staat  die  Verfügungsgewalt  über 
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die  Bergwerksmineralien  (Metalle,  Kohlen  and  Salze)  hat,  —  denn  dies 
entsprach  dem  älteren  Rechte  in  Frankreich  und  überall  —  sondern 
darin,  dafs  der  fiskalische  und  privatrechtliche  Charakter  des  Bergregals 
weit  zurücktritt,  dafs  die  Mineralien  aus  fiskalischen  zu  öffentlichen 
Sachen  werden,  dafs  der  Staat  zwar  noch  Abgaben  vom  Bergbau  erhebt 
—  indefs  nicht  mehr  den  Bruttozehnten,  sondern  eine  geringe  Steuer 
von  5  Prozent  des  Beinertrages,  abgesehen  von  einer  unbedeutenden 
Feldersteuer  — ;  vor  Allem  aber  dafs  der  Zweck  der  Übertragung  einer 
Bergbauberechtigung  an  einen  Privaten  nicht  mehr  wie  früher  der  finan- 
zielle Vorteil  des  Regalherrn,  sondern  das  Gemeinwohl  ist 

Ein  zweiter  Unterschied  der  französischen  Berggesetzgebung  be- 
steht in  der  gröfseren  Berücksichtigung  des  Grundeigentums.  Diese 
liegt  nicht  sowohl  in  der  kleinen  Rente,  die  der  Bergwerkskonzessionär 
dem  Grundeigentümer  zahlen  mufs,  als  darin,  dafs  der  Bergwerksbe- 
sitzer jeden  durch  den  Bergbau  dem  Grundbesitz  zugefügten  Schaden 
dem  Grundeigentümer  erstatten,  wie  bei  Abtretung  der  Grundnutzung 
zu  Bergbauzwecken  den  doppelten  Reinertrag,  ersetzen  mufs. 

Das  loi  des  mines  vom  21.  April  1810  gilt  noch  heute  in  Frank- 
reich, Belgien,  Holland  und  Luxemburg;  es  ist  nachgebildet  in  Griechen- 
land (Gesetz  vom  22.  August  1861)  und  hat  auf  die  Berggesetze  aller 
übrigen  Kulturstaaten  eingewirkt. 

Deutschland.  Dato  auch  im  deutschen  Reiche  die  Bergwerke  Ton 
jeher  Regal  waren,  d.  h.  nicht  dem  Grundeigentümer  als  solchem,  noch 
dem  Finder  kraft  eigenen  Rechts,  sondern  nur  dem  Könige  oder  dem 
Staatsoberhaupte  kraft  eigenen  Rechts,  Dritten  nur  kraft  regalherrlicher 
Verleihung  gehörten,  mufs  heute  als  unbedingt  festgestellt  gelten.  Ohne 
königliche  Erlaubnis,  sagt  der  Sachsenspiegel  (Buch  III,  Art.  66)  darf 
Niemand  tiefer  als  ein  Spaten  geht,  die  Erde  aufwerfen.  Alle  Berg- 
werksschätze, tiefer  unter  der  Erde  gelegen  als  ein  Pflug  geht,  sagt 
Art.  35  Buch  I  des  Sachsenspiegels,  gehören  der  Königlichen  Gewalt; 
um  Silber  auf  fremdem  Grundstücke  zu  brechen,  bedarf  man  (neben 
der  Erlaubnis  des  Königs)  auch  noch  der  des  Grundbesitzers.  Im 
Rechtsstreite  Kaiser  Friedrichs  I.  mit  den  Erzbischöfen  von  Trier  er- 
kannten die  deutschen  Fürsten  an,  dafs  die  Silberbergwerke  mit  den 
übrigen  Bergwerken  dem  Könige  zuständen.  Die  Urkunden,  die  das 
Bergregal  beweisen,  sind  unzählbar. 

Die  Regalherren  im  Deutschen  Reiche  (der  König  und  die  mit 
den  königlichen  (Regal- j Rechten  ausgestatteten  Fürsten)  haben  ihr  Berg- 
regal in  der  Weise  nutzbar  gemacht,  dafs  sie  im  eigenen  finanziellen 
Interesse  Jedermann  oder  den  Einwohnern  gewisser  Orte  gestatteten, 
nach  Mineralien  zu  suchen,  dem  Finder  ein  gewisses  Grubenfeld  in 
Aussicht  stellten,  welches  dieser  unter  Aufsicht  und  ohne  Unterbrechung 
—  bei  Verlust  seines  Rechts  —  betreiben  mulste  (genau  wie  schon  die 
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Rechte  in  Cornwall,  Devonshire  und  Derbyshire).  Nicht  aber  war  es 
das  eigene  Recht  der  Finder,  was  diesen  die  Bergbaubefugnis  übertrug. 

In  der  Sehemnitzer  Bergordnung  gestattet  König  Bela  IV.  von 
Ungarn  aus  besonderer  Gnade  der  Stadt  Schemnitz  und  deren  Einwohnern 
den  Bergbau  gegen  hohe  Abgaben  (Feldesteile,  den  Bruttoachten  u.  s.  w.) 
und  die  Verpflichtung  dauernder  Inbetriebhaltung  der  durch  Beamte  zu 
vermessenden  und  zu  verleihenden  Gruben.  Gleiche  oder  ähnliche  Be- 
gnadigungen sind  in  jener  Zeit  von  ungarischen  Königen  für  die  Orte 
Neusol,  Lukanz,  Libathen  und  Dille  erlassen  worden.  Mit  der  be- 
rühmten Sehemnitzer  Bergordnung  stimmt  im  wesentlichen  das  Berg- 
recht für  Iglau  überein  (heutige  Fassung  zwischen  1249—1251):  der 
König  von  Böhmen  und  Herzog  von  Mähren  giebt  „ex  plenitudine 
gratiae  et  favoris  regia  auetoritate  et  libera  voluntate"  den  Bergbau 
in  seinem  ganzen  Königreiche  frei,  mit  Prämien  für  den  Erstfinder  und 
unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  in  der  Sehemnitzer  Bergordnung. 

Die  Kuttenberger  Bergordnung,  die  „Constitutiones  Juris  Metallici 
Wenzeslai  U.  Regis  Boemiaeu  enthalten  dasselbe  Recht,  nur  ausführ- 
licher. Der  höchste  Bergbeamte  und  Bergriohter  ist  der  königliche 
Urburer,  der  über  des  Königs  Vorteil  wie  über  seinen  Augapfel  wachen 
soll.  Der  Urburer  verleiht  die  Berge.  Für  die  Verleihung  erhält  der 
König  ein  gewisses  Grubengeld  und  die  Urbure.  Diese  umfaßte  zu- 
nächst una  oetava  sine  omni  expensa,  sodann  fünf  zweiunddreifsigstel 
vom  Reinertrage,  ferner  una  Schichta  in  nona  parte  fabrili  und  von 
jeder  Verafterleihung  ein  Sechszehntel.  Dieses  Steuern  rechtfertigt  der 
König  mit  den  Worten:  „Nonne  licet  nobis  de  possessionibus  nostrae 
camerae  sicut  voluerimus  ordinäre?  —  unieuique  bene  expedit  apud 
semetipsum  pensare,  si  nostra  voluerit  colere  sie  montana".  Fort- 
dauernde Inbetriebhaltung  ist  wegen  der  regalherrlichen  Abgaben  in 
allen  diesen  Bergordnungen  vorgeschrieben. 

Das  Freiberger  Bergrecht  (etwa  aus  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts) 
beginnt  mit  dem  obersten  vom  Markgrafen  (von  Meifsen)1)  eingesetzten 
Bergmeister,  auch  obersten  Verleiher,  der  die  Gewalt  haben  soll,  jeg- 
lichen Bergmann  jeglichen  Gang  zu  verleihen,  „um  derselben  Fürstin 
recht"  mit  der  Maßgabe,  dafs  er  ihn  die  Gänge  so  bauen  heilst,  wie 
es  Recht  ist,  auf  dafs  des  (Regal)  Herrn  Nutz  und  Frommen  daran  er- 
kannt werde.  Bei  jeder  Vermessung  für  einen  Berg,  der  sieben  Lehen 
hat,  erhält  der  Landesherr  ein  Lehen,  seine  Ehefrau,  sein  Truchsefs 
und  sein  Kämmerer  gleichfalls  je  ein  Lehen.  Ferner  bekommt  der 
Regalherr  bei  neu  vermessenen  Bergwerken  den  dritten  Teil  (Frohnteil) 
und  sonst  den  Achten  oder  Zehnten.  Die  Gruben  sind  in  genau  vor- 
geschriebener Weise  bauhaft  zu  erhalten,  sie  werden  auflässig,  wenn 


1)  Dem  Kaiser  Friedrich  II.  i.  J.  1222  das  Bergregal  verliehen  hatte. 
Arndt,  Bargbau.  3 
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sie  drei  Tagesschiohten  an  drei  Arbeitstagen  hintereinander  nicht  han- 
haft gehalten  sind,  nnd  der  Oherbergmeister  darf  sie  um  der  Herr- 
schaft Recht  verleihen,  an  wen  er  will.  Wo  man  Erz  suchen  will, 
das  mag  man  wohl  thun  und  das  darf  mit  Recht  niemand  (namentlich 
kein  Grundbesitzer)  wehren.  Kommt  jener,  dessen  das  Erbe  oder  das 
Feld  ist,  so  kann  er  sich  in  Höhe  eines  Zweiunddreifsigstel  (Ackerteil) 
an  Gewinn  und  Verlust  des  Bergbauunternehmens  beteiligen. 

Im  Goldrecht  für  Liegnitz,  Goldberg  und  Hainau  (aus  dem  13.  Jahr- 
hundert) erklären  die  Bürger  nach  Befragung  der  ältesten  Bergleute 
und  nach  Einsicht  der  vorhandenen  Urkunden,  „dafs  unser  Erbherr  der 
Herzog  von  Alter  zu  Recht  allen  Goldwerken,  die  um  Goldberg  ge- 
wesen sind  und  noch  sind,  oberster  Verleiher  gewesen  sei  und  einen 
Richter  von  seinetwegen  zu  setzen  habe,  der  da  heifset  ein  Wasser  - 
m  eist  er  (das  Gold  wurde  ausgewaschen),  zu  Goldwerks  Recht". 

Wir  gehen  nun  über  zu  den  Bergordnungen,  die  bis  in  die  Mitte 
unseres  Jahrhunderts  gegolten  haben,  und  auf  Grund  deren  ein  grofser 
Teil  der  heute  bestehenden  Bergwerke  verliehen  ist.  Die  Niederoster- 
reichische  Ferdinandeische  Bergordnung  v.  J.  1553  bestimmt:  „An- 
fänglich, nachdem  uns  als  regierendem  Herrn  und  Landesfürsten 
alle  Bergwerke  und  Funde,  wo  sie  immer  in  unsern  Fürstentümern 
und  Ländern  —  gegenwärtig  bestehen  oder  künftig  gefunden,  auf- 
geschlagen und  gehaut  werden,  samt  allen  und  jeden  Hoheiten,  Obrig- 
keiten, Wasserfltissen,  Hoch-  und  Schwarzwäldern,  Forsten  und  anderen 
dergleichen  anhängenden  Werken  und  Zugehörungen,  ohne  welche 
unsere  Bergwerke  mit  Vorteil  nicht  erhoben,  gehaut  und  in  Aufnahme 
gebracht  werden  können1),  ohne  alle  Ausnahme  als  unser  Kammergut 
zustehen,  so  wollen  wir  uns  dieselbe  gänzlich  und  sogestaltig  vorbe- 
halten, dafs  sich  niemand  von  Bischöfen,  Prälaten,  Grafen,  Freiherrn* 
von  der  Ritterschaft,  den  Adeligen  und  Geraeinen  hohen  oder  niederen 
Standes  unterstehe,  dieselbe  aus  eigener  Gewalt  oder  ohne  unsere  Er- 
laubnis und  Bewilligung  aufzuschlagen,  zu  bauen  und  zu  arbeiten  — 
noch  in  den  Wäldern,  Wasserflüssen,  Wegen  und  Stegen  (zu  und  von 
den  Bergwerken)  oder  auf  andere  Weise  Verhinderung,  Eingriff  und 
Irrung  zu  thun,  wodurch  unsere  Bergwerke,  das  Kammergut  und  die 
Mannschaft  geschmälert  und  in  Abfall  gebracht  werden  könnte. 

Wir  behalten  Uns  vor:  alle  Salz-,  Eisen-,  Quecksilber-  und  Alaun- 
Bergwerke;  diese  sollen  nur  durch  uns  selbst  oder  durch  denjenigen, 
welchen  wir  dazu  besonders  ermächtigen  und  beauftragen,  verliehen^ 
werden". 


1)  Man  beachte,  dafs  der  Landesherr  (wie  einst  Johann  von  England)  alle 
Grundherren  zwingt,  sich  die  freie  Benutzung  des  Waldes  und  Wassers  für  bergbau- 
liche Zwecke  gefallen  zu  lassen. 
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Aufser  der  FERDiNANDeischen  Bergordnung  verdienen  noch  die  drei 
von  Friedrich  dem  Grofsen  erlassenen,  revidierten  Bergordnungen  — 
die  eleve-märkische,  die  schlesische  und  die  Magdeburg-Halberstädter  — 
erwähnt  zu  werden. 

Die  Cleve-märJcische  Bergordnung  vom  29.  April  1766  bestimmt: 

Kap.  I.  §  1.  „Einem  jeden  Liebhaber  oder  Bergmann  soll  hiermit 
nachgelassen  sein,  in  gedachten  Unseren  Landen  auf  Wäldern,  Wiesen, 
in  Gärten,  Geholzen  und  an  anderen  Orten  und  auf  allerlei  Mineralien, 
Metallen  oder  Fossilien  —  zu  schürfen,  ohne  dafs  deswegen  von  dem 
Grundherrn  und  Besitzer  der  Güter  Einhalt  oder  Hinderung  geschehen 
möge;  jedoch  dafs  der  Sohürffer  sich  deswegen  vorhero  bei  Unserem 
Berg -Amte  gehörig  gemeldet  und  von  demselbigen  Konzession  er- 
halten habe." 

Kap.  II.  §  1.  „Sobald  ein  Gang,  Flötz  oder  Gang  ersohtirffert  ist, 
so  soll  der  Finder  seine  Fund-Grube  nach  Bergmännisoher  Art  muten. 
Die  übrigen  Mafsen  kann  sowohl  der  erste  Finder,  als  ein  anderer 
Liebhaber,  wer  solche  zuerst  begehrt,  muten." 

Die  verliehenen  Felder  sind  in  beständigem  Fortbau  zu  erhalten. 
Geschieht  dies  nicht,  so  werden  sie  unter  Beachtung  bestimmter 
Formen  (Freifahren)  frei  erklärt,  worauf  sie  von  jedem  gemutet  werden 
können. 

Die  revidierte  schlesische  Bergordnung  v.  5.  Juni  1769  verordnet 
Kap.  I,  S.  1 :  „Alle  Mineralien  und  Fossilien,  die  —  zu  den  Bergwerks- 
Regal  gerechnet  und  dahin  gezogen  werden,  sollen  uns  fernerhin  der- 
gestalt verbleiben,  dafs  wir  selbige  nach  unserem  Gutbefinden  selbst 
bauen  oder  baulustige  Gewerke  damit  belehnen  können,  jedoch  reservieren 
wir  uns  alles  Steinsalz  und  Salzquellen  vor  beständig  zu  unserer  aller- 
höchsten eigenen  Nützung." 

Ebenso  lautet  die  Bergordnung  für  das  Herzogtum  Magdeburg, 
Fürstentum  Halberstadt  u.  s.  u\  vom  7.  Dezember  1772. 

Das  (nur  subsidär  gültige)  Allgemeine  preußische  Landrecht  trifft 
in  Tl.  ü,  Tit.  14  folgende  Bestimmungen: 

§  21.  „Die  Land-  und  Heerstrafsen,  die  von  Natur  schiffbaren 
Bäume,  das  Ufer  des  Meeres  und  die  Häfen  sind  ein  gemeines  Eigentum 
des  Staates. 

§  22.  Eben  dahin  wird  auch  das  ausschliefsende  Recht,  gewisse 
Arten  der  herrenlosen  Sachen  in  Besitz  zu  nehmen,  gerechnet  Art.  16 
(d.  h.  Bergwerksmineralien)." 

A.-L.  R.,  Tl.  II,  Tit.  16: 

§  69.  „Alle  Fossilien,  woraus  Metalle  und  Gelbmetalle  gewonnen 
werden  können,  gehören,  in  Ermangelung  besonderer  Provinzialgesetze, 
ausschliefsend  zu  dem  Bergwerksregal. 

3* 
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§  71.  Ferner  alle  Salzarten  mit  den  Salzquellen  u.  s.  w.,  sowie 
auch  Inflammabilien ,  als  Schwefel,  Reifsblei,  Erdpech,  Stein-  und 
Braunkohlen. 

§  79.  Wer  ein  Stockwerk,  Gang  oder  Flötz  von  solchen  Fossilien, 
welche  —  zum  Bergwerksregal  gehören,  bauen  will,  mute  damit  gehörig 
beliehen  sein. 

§  82.  Jeder  Beliehene  mufs  sein  Bergwerkseigentum  den  Grund- 
sätzen der  Bergwerkspolizei  gemäüs  benutzen  und  kann  sich  dabei  der 
Aufsicht  und  Direktion  des  Bergamtes  nicht  entziehen. 

§  188.  Jede  Bergwerksverleihung  geschieht  unter  der  Bedingung 
das  überkommene  Bergwerkseigentum,  bei  dessen  Verlust  zu  dem  be- 
absichtigten Endzwecke  zu  benutzen. 

§  189.  Berggebäude  müssen  —  ununterbrochen  fortgebaut  — 
werden. 

§  190.  Außerdem  fallen  die  Berggebäude  in  das  Landesherrliche 
Freie." 

Alle  deutschen  Bergrechte,  deren  bisher  Erwähnung  gethan  wurde, 
kommen  darin  tiberein,  dafs  die  Bergwerke  dem  Regalherrn  gehören;  zwar 
verspricht  dieser  dem  Erstfinder  die  Verleihung  eines  gewissen  Feldes, 
—  aber  nur  im  eigenen  Interesse,  um  zum  Schürfen  anzuspornen  —  und 
läfst  ferner  die  Grubenfelder  Privaten  verleihen,  —  aber  gleichfalls  nur 
im  eigenen  Interesse,  nämlich  um  die  Abgaben  zu  erhalten,  die  so  hoch 
sind,  dafs  dem  Bergwerksbetriebe  kaum  seine  Arbeit  gelohnt  wurde  — , 
und  sodann  indem  er  auch  noch  nach  der  Verleihung  der  wahre  Eigen- 
tümer der  Gruben  bleibt.  Wollte  er  selbst  Bergbau  betreiben,  so  reser- 
vierte er  sich  in  der  Bergordnung  gewisse  Mineralien  oder  in  einer 
besonderen  Erklärung  ein  gewisses  Feld.  Selbst  nachdem  der  Regal- 
herr den  Bergbau  freigegeben  hatte,  konnten  durch  die  blofse  Erklärung 
seiner  Bergverwaltungsbehörden  gewisse  Felder,  ohne  Rücksicht  auf  die 
sonst  vorgeschriebenen  Mafse,  ihm  zum  eigenen  Bergbau  reserviert 
und  ihre  Mutung  durch  andere  Bergbaulustige,  der  Freiklärung  unge- 
achtet, ausgeschlossen  werden;  so  erkannt  u.  A.  durch  Plenar-Beschlufa 
des  Preu&ischen  Ober -Tribunals  v.  3.  Okt.  1849.  Auf  solchen  Feld- 
reservationen beruht  in  der  Hauptsache  noch  heute  der  so  aufser- 
ordentlioh  bedeutende  fiskalische  Bergbau  in  Preufsen.  Wo  keine  Berg- 
baufreiheit erklärt  war,  z.  B.  in  Eurhessen,  Mecklenburg,  galt  nur  das 
Bergregal,  keine  Bergbaufreiheit.  Wo  in  einer  Bergordnung  ein  Berg- 
werksmineral unerwähnt  blieb,  wie  das  Salz  in  der  Kursächsischen, 
war  es  ausschliefslich  dem  Regalherrn  vorbehalten. 

Die  Bergwerksabgaben  waren  keine  Steuern,  sondern  der  Preis 
für  die  Überlassung  der  Bergbaubefugnis.  Schliefslich  mag  bemerkt 
werden,  dafs  nach  gemeinem  deutschen  Rechte  z.  B.  der  Goldenen 
Bulle  nur  Salz  und  die  Metalle,  nicht  dagegen  die  Kohlen  zum  Berg- 
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regal  gehören,  während  nach  den  meisten  neueren  Bergordnungen,  dem 
Allgemeinen  Landrecht  und  dem  loi  des  mines  vom  J.  1810  auch  die 
Kohlen  dem  Grundeigentümer  entzogen  und  dem  Regal  unterworfen  sind. 

§  3.  Das  heutige  deutsche  Bergrecht. 

Drei  Ziele  namentlich  verfolgten  die  modernen  Reformbestrebungen : 

1.  die  Verringerung  der  Bergwerksabgaben,  die  in  Preufsen  fast 
17  Proz.  des  Bruttoertrages  an  Zehnten,  Verleihungs-,  Vermessungs-  und 
anderen  Gebühren  betrugen; 

2.  die  Beseitigung  der  staatlichen  Bevormundung  (Direktion),  die 
im  fiskalischen,  später  allerdings  auch  im  wohlfahrtspolizeilichen  In- 
teresse, den  ganzen  Bergbau  staatlich  leitete  und  so  weit  ging, 
dafs  z.  B.  die  Instruktion  fllr  das  Cleve  -  Märkische  Bergamt  vom 
24.  Mai  1783  die  Bestimmung  enthielt:  „Es  sollen  keine  neuen  Stein- 
kohlenwerke in  Betrieb  gesetzt  werden,  bis  daran  sich  ein  Kohlen- 
mangel ereignet"; 

3.  die  Verringerung  der  regalherrlichen  Vorrechte,,  namentlich  die 
Beseitigung  der  Befugnis,  sich  blos  durch  eine  Erklärung  jedes  be- 
liebige Feld  zurji  eigenen  Bergbau  zu  reservieren. 

Diese  Ziele  wurden  schrittweise  erreicht. 

Ein  Gesetz  v.  12.  Mai  1851  ermäfsigte  flir  das  rechtsrheinische 
Preufsen  die  Bergwerksabgabe  auf  den  Zwanzigsten  des  Bruttoertrages 
und  hob  24  verschiedene  andere 'Bergwerkssteuern  auf.  Ein  zweites 
Gesetz  vom  gleichem  Tage  übertrug  der  eigenen  Verwaltung  der  Berg- 
werksbesitzer (Gewerken),  —  die  früher  weiter  nichts  zu  thun  hatten, 
als  Geld  zu  nehmen  oder  zu  zahlen  —  u.  A.  die  Wahl  der  Gruben- 
beamten, die  Annahme  und  Entlassung  der  Bergarbeiter,  den  Verkauf 
der  Bergwerksprodukte  und  die  Ausschreibung  der  Betriebsgelder. 
Die  den  Bergbehörden  gebliebene  Regulierung  des  Arbeiterlohnes  wurde 
durch  ein  Gesetz  vom  21.  Mai  1860  aufgehoben  und  in  diesem  zugleich 
ausgesprochen,  dafs  der  Bergwerkseigenttimer  der  Einwirkung  der  Berg- 
behörden auf  die  Benutzung  und  Gewinnung  der  Mineralien  fortan  nicht 
weiter  unterworfen  sei,  „als  zur  Wahrung  der  Nachhaltigkeit  des  Berg- 
baues, der  Sicherheit  der  Baue,  der  Oberfläche  im  Interesse  des  Privat-  und 
öffentlichen  Verkehrs,  des  Lebens  und  die  Gesundheit  der  Arbeiter 
notwendig  ist14.  Die  Gesetze  vom  22.  März  und  20.  Oktober  1862  er- 
mäßigten die  Bergwerksabgaben  schrittweise  bis  zu  2  Proz.  des  Brutto- 
ertrages. Endlich  erging  das  den  liberalsten  wirtschaftlichen  Anschau- 
ungen Rechnung  tragende  Allgemeine  Preufsische  Berggesetz 
vom  24.  Juni  1865,  das  in  den  meisten  deutschen  Staaten,  darunter 
Bayern,  Wtirtemberg,  Elsafs-Lothringen,  Braunschweig,  Baden  mit  nur 
geringen  Abweichungen  Aufnahme  gefunden  hat.  Das  Preufsische  Berg- 
recht gilt  in  neun  Zehnteln  des  deutschen  Reichs. 
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Das  andere  in  Deutsehland  wichtige  Bergrecht  ist  das  Sächsische. 
Das  Sächsische  Berggesetz  vom  22.  Mai  1851  über  den  Regal- 
bergbau und  das  an  dessen  Stelle  getretene  vom  16.  Juni  1868  zeigen 
mannigfache,  später  zu  erwähnende  Abweichungen  vom  Preufsischen 
Bergrecht.  Beeinflußt  durch  das  Sächsische  Bergrecht  sind  die  Berg- 
gesetze für  Sachsen-Weimar  vom  22.  Juni  1857  und  für  Schwarzburg- 
Sondershausen  vom  25.  Februar  1860.  In  Oesterreioh  erging  am 
23.  Mai  1854  ein  Allgemeines  Berggesetz. 


III.  Abschnitt.    Das  Bergwerkseigentum, 

sein  Verhältnis  zum  Grundeigentum  und  die  Verhältnisse 

der  Miteigentümer  an  Bergwerken. 


§  1.  Die  regalen  (verlelhbaren,  dem  Grundeigentümer 
entzogenen)  Minerallen. 

Diejenigen  Mineralien,  die  von  der  Verfügung  über  das  Grundeigen- 
tum ausgeschlossen  sind  und  nur  auf  Grund  staatlicher  Verleihung  ge- 
wonnen werden  können,  sind  im  allgemeinen  die  Metalle,  Salz  und  Kohlen. 
In   Preufsen  sind  es  die   in  §  1    des  Allgemeinen  Berggesetzes 
namentlich  aufgeführten: 

Gold,  Silber,  Quecksilber,  Eisen  mit  Ausnahme  der  Easeneisen- 

erze,  Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Kobalt,  Nickel,  Arsenik,  Mangan, 

Antimon  und  Schwefel,  gediegen  und  als  Erze, 

Alaun-  und  Vitriolerze, 

Steinkohle,  Braunkohle  und  Graphit, 

Steinsalz  nebst  den  mit  demselben  auf  der  nämlichen  Lagerstätte 

vorkommenden  Salzen  und  die  Soolquellen. 
In  Frankreich,  Sachsen,  Oesterreieh,  Spanien,  Portugal,  der  Türkei, 
Bosnien  u.  s.  w.  sind  aufserdem  noch  verleihbar  alle,  auch  die  hier  nicht 
aufgeführten  Metalle  z.  B.  Platin.  In  Grofsbritannien  sind  nur  noch  Gold 
und  Silber  dem  Grundeigentum  entzogen.  In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  in  Kanada  gehören  alle  Mineralien  zum  Grundeigentum; 
im  übrigen  Amerika  sind  sie  verleihbar  (Regal).  In  Kufsland  gehören 
die  Mineralien  zum  Grundeigentum  —  was  sich  auf  die  polnischen 
Einflüsse  zurückführen  läfst  — ;  doch  ist  der  Bergbau  —  mehr  als  dort, 
wo  er  verleihbar  ist  —  den  Abgaben  (meist  das  10.  Pud)  und  der  staat- 
lichen Aufsicht  unterworfen.  Im  Königreich  Sachsen  gehören  die  Kohlen 
zum  Grundeigentum;  dasselbe  gilt  in  den  preufsisohen  Landesteilen, 
die  früher  zu  Kursachsen  gehörten,  also  namentlich  in  der  Ober-  und 
Niederlausitz ;  ferner  im  Fürstentum  Kaienberg  (Regierungsbezirk 
Hannover),  endlich  in  denjenigen  Landesteilen,  in  denen  das  Provinzial- 
reoht  für  Westpreufsen  vom  10.  April  1844  gilt.  Das  letztere  erklärt 
sich  daraus,  daft  Westpreufsen  früher  zum  Königreich  Polen  gehörte; 
in  diesem  Staate  bestand  ursprünglich  das  Bergregal  im  vollen  Um- 
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fange,  indes  verlor  der  König  allmählich  das  Verfügungsrecht  über  alle 
Mineralien,  ausgenommen  das  Salz,  an  die  Grundbesitzer. 

Ferner  gehören  ausnahmsweise  den  Grundbesitzern  die  Eisenerze 
in  den  Herzogtümern  Schlesien  und  der  Grafschaft  Glatz,  in  Hinter- 
pommern und  der  Insel  Rügen,  endlich  in  den  Hohenzollernschen  Landen. 
Die  Besonderheit  in  Schlesien  hat  ihren  Ursprung  darin,  dafe  Schlesien 
früher  zur  Krone  Böhmen  gehörte,  wo  der  König  durch  den  Bergwerks- 
vertrag  vom  1.  April  1534  alle  unedlen  Metalle  den  Grundherrn  über- 
lassen mufste. 

Ausnahmsweise  gehören  sodann  im  ehemaligen  Königreich  Hannover 
Salze  und  die  Salzquellen  den  Grundbesitzern.  Dies  war  bei  einzelnen 
Vorgängen  von  der  grofsbritannisch- hannoverischen  Regierung  ange- 
nommen, im  allgemeinen  aber  bestritten.  Aus  Zuneigung  für  die  damals 
herrschenden  Schulmeinungen  (Achenbach)  wurde,  was  später  mit  Recht 
beklagt  ist,  durch  die  Verordnung,  betr.  Einführung  des  Preufsisehen 
Berggesetzes  in  das  Gebiet  des  ehemaligen  Königreichs  Hannover 
vom  8.  Mai  1867  festgesetzt,  dafs  dort  Salz  dem  Grundeigentümer 
gehört. 

Im  Königreiche  Italien  fehlt  zur  Zeit  ein  einheitliches  Berggesetz. 
Im  allgemeinen  gilt  seit  der  Römerzeit,  dafs  alle  Metalle  und  das  Salz 
dem  Bergregal  unterworfen  sind.  In  der  späteren  Zeit  sind  in  Toskana 
und  dem  vormaligen  Königreiche  beider  Sizilien  die  Metalle,  wenigstens 
die  niederen,  dem  Grundeigentümer  zugesprochen  worden.  In  ganz 
Italien  gilt  das  Salz  als  Nationaleigentum  „privativa  nazionale.u  In 
den  meisten  Schweizer  Kantonen  ist  die  Regalität  der  Bergwerksmine- 
ralien, namentlich  des  Salzes,  anerkannt. 

Nicht  jede  Spur  eines  dem  Grundeigentümer  entzogenen  Minerals 
ist  verleihbar;  die  Verleihbarkeit  tritt  nur  ein,  wenn  das  Mineral  nach 
Menge  und  Lagerung  bergmännisch-technisch  verwertet  werden  kann. 
Nicht  siedewürdige  Salzquellen  gehören  daher  dem  Grundeigentümer. 

Die  mit  dem  Steinsalz  auf  der  nämlichen  Lagerstätte  vorkommenden 
Salze  sind  bergrechtlich  nur  ein  accessorium  des  Steinsalzes,  obwohl 
sie  heute  volkswirtschaftlich  weit  wertvoller  als  dieses  sind. 

§  2.   Das  Schürfen  und  Muten. 

Schürfen  ist  das  Suchen  nach  verleihbaren,  aber  noch  nicht  ver- 
liehenen Mineralien  mit  der  Absicht,  deren  Verleihung  nachzusuchen. 
Nach  den  meisten  älteren  Bergordnungen,  auch  nach  dem  Preufsisehen 
Landrechte,  bedurfte  man  zum  Schürfen  einer  besonderen  staatlichen 
Erlaubnis  (Schürfschein).  Eine  solche  ist  nach  dem  heutigen  preußischen 
Bergrechte  nicht  mehr  erforderlich.  Der  Grundbesitzer  raufe  —  gegen 
vollständige  Entschädigung  —  das  Schürfen  gestatten.  Weigern  darf 
er  die  Erlaubnis  nur  unter  Gebäuden  und  in  einem  gewissen  Umkreise 
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um  dieselben,  in  Gärten  und  eingefriedigten  Hofräumen.  Verweigert 
er  sonst  die  Erlaubnis,  so  wird  seine  fehlende  Zustimmung  ersetzt  durch 
einen  Besehlufs  der  Bergbehörde,  der  zugleich  —  vorbehaltlich  des 
Rechtsweges  —  die  ihm  zu  leistende  Entschädigung  festsetzt. 

Auf  öffentlichen  Plätzen,  Strafsen  und  Eisenbahnen,  sowie  auf  Fried- 
höfen, ferner  Oberall,  wenn  nach  der  Entscheidung  der  Bergbehörde 
tiberwiegende  Gründe  des  öffentlichen  Interesses  entgegenstehen,  —  z.  B. 
wenn  öffentliche  Mineralquellen,  Teiche  durch  die  Schürfarbeiten  be- 
droht werden,  —  ist  das  Schürfen  verboten. 

Das  Schürf  recht  ist  eine  Personalservitut,  ein  auch  ohne  grundbuch- 
amtliche Eintragung  dingliches  Recht.  —  Das  Schürfrecht  ist  nach 
heutigen  Preußischem  und  Französischem  Becht  kein  aussohliefsliches; 
es  können  mehrere  auf  demselben  Grund  und  Boden  das  Becht  zum 
Schürfen  beanspruchen.  Dagegen  gewähren  das  Oesterreichische  Berg- 
gesetz §  22,  das  Sächsische  §  18  ff.,  das  Anhaltinische  v.  J.  1856  §  20 
ausschliefsliche  Schtirfberechtigungen  in  der  Weise,  dafs  derjenige, 
welcher  im  Schürf  bezirk  auf  Grund  der  Schürf  berechtigung  findet,  vor 
allen  übrigen  Findern  ein  Vorrecht  zum  Muten  hat. 

Für  das  sächsisch-österreichische  und  gegen  das  preufsische  System 
des  Schtirfrechts  lässt  sich  anführen,  dafs  das  letzte  den  Verhältnissen 
des  Gangbergbaues  entsprungen  und  auf  diese  berechnet  sei,  dafs 
indes  heute  der  Flötzbergbau  (Kohlen,  Salz)  den  Gangbergbau  bedeutend 
an  Wichtigkeit  übertreffe.  Der  Flötzbergbau  erfordere  aber,  zumal  bei 
den  meist  tiefliegenden  Steinsalz-  und  Steinkohlenvorkommen,  regel- 
mässig sehr  kostspielige  Schürfarbeiten.  Es  sei  daher  billig,  dafs,  wer 
derartige  Schürfarbeiten  vornehme,  einen  gesetzlichen  Schutz  geniefse, 
und  es  rechtfertigte  sich  auch  vom  allgemeinen  volkswirtschaftlichen 
Standpunkt  aus,  um  unnütze  Schürfarbeiten  zu  vermeiden,  ausschliefs- 
liche Schtirfberechtigungen  zu  erteilen,  da  es  nicht  selten  vorgekommen 
sei  und  häufig  wieder  vorkommen  könne,  dafs,  um  ein  und  dasselbe 
Mineralvorkommen  zu  finden,  wozu  eine  einzige  Bohrung  gentigt  hätte, 
nicht  wenige  und  kostspielige  Tiefbohrungen  gemacht  worden  seien. 

Vorbedingung  jeder  bergrechtlichen  Verleihung  ist  ein  Fund  d.  i. 
die  Entdeckung  einer  verleihbaren  Lagerstätte;  nicht  deren  Aufschliefsung 
auf  den  Augenschein,  noch  deren  Besitzergreifung ;  auch  die  Erbohrung 
gilt  als  Fund.  Der  Fund  muss  der  Mutung  d.  i.  dem  Antrage  auf 
Verleihung  vorhergehen,  andernfalls  ist  diese  ungiltig. 

Soweit  nicht  das  Vorrecht  des  Erstfinders  in  Frage  steht,  ist  es 
unerheblich,  ob  der  Fund  vom  Einleger  der  Mutung  oder  einem  Dritten, 
ob  er  öffentlich  oder  heimlich,  in  erlaubter  oder  verbotener  Weise,  unter 
Beobachtung  oder  Verletzung  bergpolizeilicher  Vorschriften,  gemacht  ist. 

Der  Antrag  auf  Verleihung  des  Bergwerkseigentums  heilst  Mutung. 
Diese  ist  —  was  allerdings  bestritten  wird  —  kein  dingliches,  sondern 
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ein  im  Rechtswege  nur  unvollkommen  geschützter,  öffentlich  rechtlicher 
Anspruch  gegen  den  Staat.  Inländer  wie  Ausländer,  physische  wie 
juristische  Personen  können  muten  (Mutung  einlegen).  Bergbeamte 
dürfen  in  ihrem  Verwaltungsbezirke  nicht  muten. 

Nach  gemeinem  deutschen,  preußischen,  österreichischen  und  sächsi- 
schen Rechte  begründet  die  den  gesetzlichen  Erfordernissen  entsprechende 
Mutung  einen  Rechtsanspruch  auf  Verleihung  des  Bergwerkseigentums 
Dieser  Anspruch  kann  auf  dem  Rechtswege  nicht  gegen  die  verleihende 
Bergbehörde,  sondern  nur  gegen  diejenigen  Personen  verfolgt  werden, 
die  dem  Muter  die  Behauptung  eines  besseren  Rechts  entgegensetzen. 
Auch  gegen  den  Fiskus  ist  die  Verfolgung  eines  solchen  Rechtsanspruchs 
statthaft.  Wenn  also  die  verleihende  Bergbehörde  annimmt,  dafs  die 
Verleihung  dem  Fiskus  gebührte,  oder  wenn  der  Fiskus  ein  besseres 
Recht  als  ein  Dritter  an  oder  aus  einer  Mutung  zu  haben  glaubt,  so 
kann  der  Fiskus  vor  Gericht  mit  dem  Antrage  verklagt  werden,  das 
bessere  Recht  des  Dritten  anzuerkennen.  Solche  Klagen  sind  gegen 
die  den  Fiskus  als  solchen  vertretenden  Behörden  zu  richten,  das  sind 
in  Preufsen  die  königlichen  Oberbergämter.  Nach  französischem  Reehte 
begründet  weder  das  Gesuch  um  Verleihung  (la  demande  en  concession) 
noch  ein  bergmännischer  Fund  einen  Anspruch  auf  Verleihung,  viel- 
mehr entscheidet  in  Frankreich  das  Gouvernemeut  nach  den  Umständen 
(d.  i.  namentlich  nach  dem  Vorhandensein  der  zum  rationellen  Betriebe 
erforderlichen  Geldmittel),  ob  die  Konzession  dem  Grundeigentümer 
oder  dem  Finder  oder  einem  Dritten  zu  erteilen  sei.  •) 

Nach  gemeinem  deutschen,  preußischen,  österreichischen  und  säch- 
sischen Rechte  entscheidet  bei  mehreren  Mutungen  auf  dasselbe  Vorkom- 
men regelmäfsig  das  Alter  der  Mutung.  Eine  Ausnahme  hiervon  findet 
nur  statt  zu  Gunsten  des  privilegierten  Finders.  Wer  nämlich  (auch  ohne 
besondere  Schürfarbeiten)  auf  eigenen  Grund  und  Boden  oder  als  Berg- 
werkseigentümer im  eigenen  Grubengebäude  sowie  bei  Schürfarbeiten, 
die  vom  Grundeigentümer  oder  bei  dessen  Weigerung  von  der  Berg- 
behörde zugelassen  worden  sind,  ein  verleihbares  Mineral  entdeckt,  hat 
als  Finder  das  Vorrecht  vor  anderen  nach  dem  Zeitpunkte  seines  Fundes 
eingelegten  Mutungen.  Jedoch  mufs  nach  preufsischem  Recht  der 
Finder  innerhalb  einer  Woche  nach  der  Entdeckung  Mutung  einlegen, 
widrigenfalls  sein  Vorrecht  erlischt.  Das  sächsische  und  österreichische 
Bergrecht  gehen  weiter  und  gewähren  dem,  der  auf  Grund  besonderer 
Schürfermächtigung  schürft  und  findet,  auf  die  Dauer  der  Schürfer- 
mäcbtigung  oder  des  Freischürfs  im  Schtirfgebiete  ein  ausschließliches 
Mutungsrecht. 

1)  „Le  Gouvernement  est  jage  sou verain  des  motifs,  d'apres  lesquels  la  pr£- 
ference  doit  6tre  aecordäe  aux  divers  demandeurs  en  concession  de  mines,  qu'ils  soient 
proprietaires  de  la  surface,  inventeurs  ou  autres." 
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Schürfen  und  Muten  haben  nur  dann  rechtlichen  Erfolg,  wenn  das 
erschürfte  und  gemutete  Mineral  frei  (erklärt)  ist.  Im  allgemeinen  sind 
nach  heutigem  Rechte  alle  verleihbaren,  regalen,  dem  Grundeigentümer 
entzogenen  Mineralien  frei  erklärt.  Ausnahmen  hiervon  bestehen  nach 
französischem  und  preufsischem  Bergrechte  nicht.  Dagegen  sind  Stein- 
salz, die  mit  demselben  auf  der  nämlichen  Lagerstätte  vorkommenden 
sog.Abraum-(Kali)-salzeund  die  Salzquellen  nicht  frei,  sondern  dem  Staate 
vorbehalten :  in  Oesterreich-Ungarn,  Italien,  Sachsen,  Anhalt,  Schwarz- 
burg-Sondershausen, Baden,  Mecklenburg  und  den  meisten  Schweizer 
Kantonen. 

Die  Mutung  —  im  französischen  Bergrechte  das  Konzessionsgesuch 
—  mufs  enthalten:  den  Namen  und  Wohnort  des  Muters,  die  Bezeich- 
nung des  Minerals,  auf  welches  die  Verleihung  des  Bergwerkseigen- 
tums verlangt  wird,  den  dem  Bergwerke  beizulegenden  Namen  und  nach 
deutschem  Bergrechte  —  da  hier  ein  Fund  der  Mutung  vorausgehen 
mufs  —  die  Bezeichnung  des  Fundpunktes. 

Die  Giltigkeit  einer  Mutung  ist  nach  deutschem  Bergrechte  dadurch 
bedingt,  dafs  das  in  ihr  bezeichnete  Mineral  an  dem  angegebenen  Fund- 
punkte auf  seiner  natürlichen  Ablagerung,  d.  h.  etwa  so  beschaffen, 
dafs  es  sich  zur  bergmännisch-technischen  Gewinnung  als  solches  eignet, 
vor  Einlegung  der  Mutung  entdeckt  worden  ist  und  bei  der  amtlichen 
Untersuchung  nachgewiesen  wird ,  und  dafe  ausserdem  nicht  bessere 
Rechte  Dritter  auf  den  Fund  entgegenstehen.  Nach  älterem  Rechte 
hatte  die  Behörde  zu  prüfen,  ob  der  Bergbau  finanziell  vorteilhaft  sei. 

Ob  bessere  Rechte  der  Mutung  entgegenstehen,  beurteilt  sich  nach 
dem  Zeitpunkte  der  Mutung,  nicht  erst  nach  dem  der  Verleihung.  War 
also  zur  Zeit  der  Mutung  das  bessere  Recht  eines  Dritten,  z.  B.  eine 
ältere  Mutung  vorhanden,  so  bleibt  die  Mutung  ungültig,  auch  wenn 
das  bessere  Recht  des  Dritten  inzwischen  z.  B.  durch  Verzicht  beseitigt 
wird.  Dieser  Rechtssatz  in  Verbindung  mit  den  Rechtsregeln  über  die 
zurückziehende  Wirkung  der  Feldesstreckungen  giebt  reichlichen  An- 
lafs  zu  wechselseitigen  Chikanen  der  Muter  unter  einander.  Im  fran- 
zösischen Rechte  wird  dies  alles  dadurch  vermieden,  dafe  die  Regierung 
nicht  nach  festen  Rechtssätzen,  sondern  nach  volkswirtschaftlichen  Rück- 
sichten, wem  sie  will,  die  Konzession  erteilen  kann. 

§  3.   Das  Feld. 

Für  jede  Mutung  mufs  ein  bestimmtes  Feld  begehrt  werden.  Das 
sächsische  Berggesetz  stellt  die  Gröfse,  Form  und  Begrenzung  des 
Grubenfeldes  in  das  freie  Ermessen  des  Muters.  Nach  französischem 
Rechte  hängt  auch  die  Gröfse  des  Grubenfeldes  vom  Ermessen  der 
Staatsregierung  ab.  Das  preußische  Berggesetz  giebt  bestimmte  Regeln 
über  die  Feldesgröfse.    Das  Grubenfeld  mufs,  soweit  es  die  Örtlichkeit 


44     III.  Abschnitt.  Das  Bergwerkseigentum,  sein  Verhältnis  z.  Grundeigentum  u.  s.  w. 

gestattet,  von  geraden  Linien  an  der  Oberfläche  und  von  senkrechten 
Ebenen  in  die  ewige  Tiefe  begrenzt  werden.  Der  Flächeninhalt  der 
Felder  ist  nach  der  horizontalen  Projektion  festzustellen.  Abgesehen 
von  den  Kreisen  Siegen,  Olpe,  Altenkirchen  und  Neuwied  hat  der  Muter 
das  Recht  ein  Feld  bis  zu  500000  D  Lachter  —  2 189000  □  m  zu  ver- 
langen. In  dieser  Ausdehnung,  sagt  das  preufsische  Berggesetz  ferner, 
kann  dem  Felde  jede  beliebige  Form  gegeben  werden,  jedoch  müsse  der 
Fundpunkt  in  das  Feld  eingeschlossen  sein,  auch  dürfen  je  zwei  Punkte 
der  Begrenzung  nicht  über  2000  Lachter  (4184,8  m)  von  einander 
entfernt  liegen.  Die  Praxis  hat  sich  indes  —  um  künstliche  Feldes- 
sperren zu  verhindern  —  schrittweise  genötigt  gesehen,  nur  solche 
Felder  zuzulassen,  in  denen  die  Möglichkeit  eines  bergmännischen  Be- 
triebes gewahrt  ist,  und  die  nicht  freibleibende  Feldesteile  in  sich 
schliefsen. 

Bis  zur  Verleihung  kann  der  Muter  auf  Teile  des  gemuteten  Feldes 
beliebig  verzichten,  er  kann  auf  die  Mutung  (und  also  auf  das  gemutete 
Feld)  überhaupt  Verzicht  leisten  und  auf  den  seiner  Mutung  zu  Grunde 
liegenden  Fund  neu  muten  und  ein  ganz  neues  Feld  begehren.  Das 
kann  er  so  oft  thun,  wie  er  will.  Liegt  ihm  also  nichts  daran,  selbst 
Bergbau  zu  treiben  und  nur  daran,  Dritte  am  Bergbau  zu  hindern,  so 
sucht  er  niemals  die  Verleihung  nach ,  um  je  nach  Eintritt  einer  Kon- 
kurrenzbohrung sein  Feld  unter  Verzichtleistung  seiner  früheren  Mutung 
anders  und  zum  Nachteile  des  Konkurrenten  zu  strecken.  Das  Feldes- 
begehren, das  mit  der  Einreichung  des  Mutrisses  (Situationsrisses)  ge- 
schieht, mufs  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Mutung  binnen  sechs  Wochen 
nach  Eingang  derselben  erfolgen.  Dies  schliefst  jedoch  nicht  aus,  dafs 
der  Muter  noch  nach  Einlegung  des  Situationsrisses  auf  seine  Mutung 
verzichtet,  auf  den  alten  Fund  eine  neue  Mutung  einlegt  und  für  diese 
—  binnen  der  gesetzlichen  Frist  von  sechs  Wochen  —  ein  ganz  anderes 
Feld  in  einem  neuen  Situationsrisse  begehrt.  Die  den  gesetzlichen  Er- 
fordernissen entsprechende  Mutung  sperrt  das  im  Situationsrisse  be- 
zeichnete Feld  gegen  Mutungen  Dritter.  Solche  Mutungen  Dritter,  die 
während  der  Gültigkeit  der  Mutungen  auf  das  Feld  eingelegt  werden, 
sind  ungültig  und  bleiben  ungültig,  auch  wenn  auf  die  ältere  Mutung 
Verzicht  geleistet  wird.  Die  Wirkung  der  Feldessperre  tritt  nicht  erst 
mit  dem  Tage  ein,  wo  der  Situationsrifs  eingeht,  sondern  schon  mit 
dem,  an  welchem  die  Mutung  eingegangen  ist.  Daher  warten  die 
Muter  oft  bis  zum  letzten  Tage  der  sechswöchigen  Frist  mit  der  Ein- 
reichung des  Situationsrisses,  um  ihr  Feld  möglichst  so  zu  strecken, 
dafs  sie  die  inzwischen  gemachten  Funde  ihrer  Konkurrenten  über- 
decken. 

Ist  das  Bergwerkseigentum  verliehen,  so  kann  das  Feld  nicht  be- 
liebig, sondern  nur  mit  Zustimmung  der  Bergbehörde  verändert  werden. 
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Wie  solche  Veränderungen  bei  Konsolidationen,  Feldesaustausch,  Feldes- 
teilung und  Verzichtleistungen  eintreten,  wird  später  gezeigt  werden. 
Bemerkt  soll  noch  werden,  dafs  das  Feld  einer  jeden  Mutung  und  Ver- 
leihung von  der  Bergbehörde  auf  eine  Übersichtskarte  aufzutragen  ist, 
deren  Einsicht  jedermann  freisteht.  Kopien  davon  zu  entnehmen,  ist 
nicht  gestattet.  Ebenso  kann  die  Einsicht  der  bei  den  Behörden  be- 
ruhenden Situationsrisse  nicht  verlangt  werden. 

Wenngleich  die  Maximalfelder  des  preufsischen  Bergrechts  (über 
2  Millionen  qm)  für  den  Erzbergbau  grofs  erscheinen,  so  sind  sie 
klein  für  den  Steinkohlen-  und  Steinsalzbergbau,  da  dieser  Bergbau 
meist  in  gröfeeren  Tiefen  umgeht,  daher  sehr  kostspielig  und  nur  bei 
gröfseren  Feldern  lohnend  ist.  Ein  Mittel,  gröfsere  Felder  (mehrere 
Maximalfelder)  zu  vereinen,  ist  in  der  Konsolidation  gegeben,  auf  welche 
später  zurückzukommen  sein  wird. 

§  4.   Das  Bergwerkseigentom. 

Das  Bergwerkseigentum  wird  nach  französischem  wie  preu&ischem 
Bergrechte  durch  die  Verleihung  geschaffen.  Diese  ist  ein  konsti- 
tutiver Act.  Nicht  der  Fund,  noch  die  Mutung,  sondern  die  Ver- 
leihung schafft  das  Eigentum.  Die  Verleihungen  geschahen  nach  älterem 
Rechte  „unbeschadet  der  Rechte  Dritter."  Nach  heutigem  Rechte 
werden  die  etwaigen  Rechte  Dritter  im  Verleihungsverfahren  mit  be- 
rücksichtigt. Zu  diesem  Zwecke  geht  der  Verleihung  der  sogenannte 
Schlußtermin  voraus,  zu  dem  alle  vorgeladen  werden,  die  kollidierende 
Rechte  haben  oder  zu  haben  behaupten.  Liegen  Einsprüche  oder  kol- 
lidierende Rechte  Dritter  vor,  so  entscheidet  die  Bergbehörde  über  die 
Erteilung  oder  Versagung  der  Verleihung  durch  einen  Besehluis.  Ein- 
sprüche oder  Ansprüche,  die  durch  den  Beschlufs  zurückgewiesen  werden, 
können  binnen  drei  Monaten  durch  gerichtliche  Klage  geltend  gemacht 
werden.  Wer  von  dieser  Frist  keinen  Gebrauch  macht,  ist  seines 
etwaigen  Rechtes  verlustig.  Später  können  Einreden,  dafe  die  zur  Ver- 
leihung gebrachte  Mutung,  z.  B.  wegen  Mangel  eines  verleihbaren 
Fundes,  ungültig  gewesen  sei,  nicht  mehr  Berücksichtigung  finden.  Nur 
den  Rechten  des  beliehenen  Bergwerkseigentümers  kann  durch  eine 
spätere  Verleihung  nicht  präjudiziert  werden.  Die  Verleihungsurkunde 
wird  öffentlich  bekannt  gemacht  und  der  Verleihungsrifs  zu  jedermanns 
Einsicht  binnen  einer  gewissen  Frist  bei  der  Bergbehörde  ausgelegt. 
Muter,  die  früher  gemutet  hatten  und  auf  das  in  der  Bekanntmachung 
bezeichnete  Feld  oder  auf  Teile  desselben  ein  Vorzugsrecht  zu  haben 
glauben,  können  dieses  Recht,  insofern  darüber  nicht  bereits  im  Ver- 
leihungsverfahren entschieden  worden  ist,  noch  binnen  drei  Monaten 
nach  der  Bekanntmachung  gegen  die  verliehenen  Bergwerkseigentümer 
im  Rechtswege   geltend  machen.     Jüngere  Muter   haben  ein  solches 
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Recht  nicht.  Klagen  über  das  bessere  Recht  ans  Mutungen  werden 
nach  dem  Stande  der  heutigen  Praxis  im  dinglichen  Gerichtsstände 
angestellt. 

Das  Bergwerkseigentum  wird  nach  der  Verleihung  alsbald  ins 
Grundbuch  als  ein  selbstständiges  Eigentum  eingetragen.  Es  hat 
dieselbe  Natur  wie  unbewegliches  (Grund-)Eigentum  und  wird  wie 
dieses  in  Bezug  auf  Veräufserung  und  Verpfändung  behandelt.  Das 
Grundbuch  über  Bergwerke  führt  in  Preufsen  das  zuständige  Amts- 
gericht. Bei  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  kann  ein  Bergwerk  nur 
durch  Auflassung  vor  dem  zuständigen  Grundbuchrichter  und  Eintragung 
im  Grundbuche  erworben  werden.  Hypotheken  und  Grundschulden 
auf  Bergwerken  werden  gleichfalls  nur  durch  Eintragung  im  Grundbuche 
erworben. 

Der  Bergwerkseigentümer  hat  die  auschliefsliche  Befugnis,  das  in 
der  Verleihungsurkunde  benannte  Mineral  in  seinem  Felde  aufzusuchen, 
sowie  alle  hierzu  erforderlichen  Vorrichtungen  unter  und  über  Tage  zu 
treffen.  Auch  die  ihm  nicht  verliehenen,  dem  Grundeigentümer  ge- 
hörigen Mineralien  kann  er  zu  Zwecken  seines  Betriebes  ohne  Ent- 
schädigung verwenden.  Der  Betrieb  des  Bergwerks  darf  nach  preus- 
sischem  Bergrechte  nur  auf  Grund  eines  Betriebsplanes  geführt  werden. 
Dieser  mute  genaue  Auskunft  über  die  Art  des  geplanten  Bergbaues 
geben.  Er  unterliegt  der  Prüfung  durch  die  Bergbehörde  und  mute 
ihr  zu  diesem  Zwecke  vor  der  Ausführung  vorgelegt  werden.  Die 
Prüfung  erstreckt  sich  nach  heutigem  Rechte  nicht  darauf,  ob  der  Berg- 
bau rationell  geführt  wird,  sondern  nur  auf  sicherheitspolizeiliche 
Rücksichten.  Erhebt  die  Bergbehörde  nicht  binnen  vierzehn  Tagen 
nach  Vorlegung  des  Betriebsplanes  Einspruch  dagegen,  so  ist  der  Berg- 
werksbesitzer zur  Ausführung  befugt.  Wird  der  Bergbau  ohne  Vor- 
legung eines  Betriebsplanes  oder  nicht  nach  Mafsgabe  des  eingelegten 
Betriebsplanes  geführt,  so  ist  die  Bergbehörde  befugt,  einen  solchen 
Betrieb  einzustellen.  Der  Bergwerksbesitzer  mufs,  wenn  er  den  Betrieb 
des  Bergwerkes  einstellen  will,  davon  der  Bergbehörde  mindestens  vier 
Wochen  vorher  Anzeige  machen. 

Die  Verpflichtung,  das  verliehene  Bergwerk  zu  betreiben  (der  Be- 
tr\ebs:ivanij\  kann  nach  französischem  Bergrechte  dem  Bergwerkseigen- 
tümer im  Konzessionsakte  auferlegt  werden.  Das  preußische  Berg- 
gesetz verpflichtet  den  Bergwerksbesitzer  zur  Betreibung  des  Bergwerks 
nur  in  dem  Falle,  dafs  der  Unterlassung  oder  Einstellung  des  Betriebes 
nach  der  Entscheidung  der  oberen  Bergbehörde  tiberwiegende  Gründe 
des  öffentlichen  Interesses  entgegenstehen.  Noch  weiter  geht  in  der 
Auferlegung  des  Betriebszwangs  das  sächsische  Berggesetz.  In  Preuisen 
ist  der  im  Allgemeinen  Berggesetz  vorgeschriebene  Betriebszwang  noch 
nicht  praktisch  geworden,    es  lag  auch  kein  Bedürfnis  dazu  vor,  und 
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noch  weniger  wird  sich  in  absehbarer  Zeit  ein  solches  herausstellen. 
Eher  lassen  sich  Gründe  denken,  die  für  gesetzliche  Maisnahmen  gegen 
die  zu  starke  Produktion  der  Bergwerke  sprechen,  namentlich  dann, 
wenn  irrationell  gewirtschaftet,  sog.  Raubbau  getrieben  wird.  Dieser 
ist  besonders  häufig,  weil  die  Preise  und  die  Konkurrenz  die  Bergwerks- 
besitzer zu  oft  veranlassen,  nur  die  mächtigeren  Flötze  abzubauen,  die 
minder  mächtigen  aber  zu  verstürzen  und  damit  für  ewig  zu  entwerten. 

Die  Handhabung  der  Bergpolizei  ist  nur  möglich,  wenn  ein  zu- 
verlässiges und  vollständiges  Grubenbild  vorhanden  ist.  Ein  solches 
Bild  mufe  durch  einen  konzessionierten  Markscheider  in  zwei  Exemplaren 
angefertigt  sein  und  alle  Darstellungen  eines  Risses  enthalten,  die 
nach  der  Entscheidung  der  Bergbehörde  nötig  sind,  um  ein  richtiges, 
vollständiges  und  übersichtliches  Bild  von  der  Grube  und  ihren  bergbau- 
lichen Verhältnissen  zu  gewähren.  Das  eine  Exemplar  ist  der  Berg- 
behörde zum  Gebrauche  abzuliefern,  das  andere  auf  dem  Bergwerke 
aufzubewahren. 

Der  Betrieb  darf  nur  unter  Leitung,  Aufsicht  und  Verantwort- 
lichkeit von  Personen  geführt  werden,  deren  Befähigung  hierzu 
von  der  Bergbehörde  anerkannt  ist.  Der  Bergwerksbesitzer  hat  die 
zur  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Betriebes  angenommenen  Per- 
sonen, wie  Betriebsfllhrer,  Steiger,  technische  Aufseher,  der  Bergbehörde 
namhaft  zu  machen.  Diese  Personen  sind  verpflichtet,  ihre  Befähigung 
zu  den  ihnen  zu  übertragenden  Geschäften  nachzuweisen  und  sich  zu 
diesem  Zwecke  einer  besondern  Prüfung  der  Bergbehörde  zu  unter- 
werfen. Wird  der  Betrieb  von  einer  Person  geleitet  oder  beaufsichtigt, 
die  das  erforderliche  Anerkenntnis  ihrer  Befähigung  nicht  besitzt  oder 
diese  Befähigung  wieder  verloren  hat,  oder  die  bei  Erfüllung  sicher- 
heitspolizeilicher oder  sonstiger  Vorschriften  sich  als  unzuverlässig,  z.  B. 
ihrem  Arbeitgeber  zu  nachgiebig  und  schwach  erweist,  so  ist  die 
Bergbehörde  befugt,  die  sofortige  Entfernung  derselben  zu  verlangen 
und  nötigenfalls  den  in  Betracht  kommenden  Betrieb  so  lange  einzu- 
stellen, bis  eine  als  befähigt  anerkannte  Person  angenommen  ist.  Die 
Personen,  welche  die  Leitung  oder  Beaufsichtigung  des  Betriebes  über- 
nommen haben,  sind  für  die  Innehaltung  der  Betriebspläne,  sowie  für 
die  Befolgung  aller  im  Gesetze  enthaltenen  oder  auf  Grund  desselben 
ergangenen  Vorschriften  und  Anordnungen  strafrechtlich  und  der  Berg- 
behörde verantwortlich. 

Eine  besondere  Befähigung  ist  gesetzlich  für  den  Bergarbeiter  nicht 
vorgeschrieben.  Jedoch  steht  nichts  im  Wege,  durch  Bergpolizeiverord- 
nung besonders  vorzuschreiben,  dafs  gewisse  Arbeiten,  z.B.  Spreng- 
arbeiten nur  von  älteren  oder  erfahrenen  Arbeitern  oder  nur  von 
mehreren  Arbeitern  zugleich  verrichtet  werden  dürfen.  Dies  ist  in  ge- 
eigneten Fällen  bereits  geschehen. 
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§  5.  Veränderung  und  Aufhebung  des  Bcrgwerkselgentums. 

Die  Vereinigung  zweier  oder  mehrerer  Bergwerke  zu  einem  ein- 
heitlichen heifst  Konsolidation  und  unterliegt  der  Bestätigung  durch 
die  Bergbehörde.  Die  Konsolidation  erfolgt  durch  die  Bestätigung,  die 
ein  konstitutiver  Akt  ist.  Durch  die  Bestätigung  der  Konsolidation 
hört  die  Selbständigkeit  der  konsolidierten  Einzelbergwerke  auf.  Es 
erlöschen  die  darauf  haftenden  Lasten.  Daher  kann  die  Konsolidation 
nur  auf  Antrag  des  gemeinschaftlichen  Eigentümers  der  zu  konsoli- 
dierenden Bergwerke  oder  der  Eigentümer  derselben  erfolgen.  Zur 
Konsolidation  ist  erforderlich: 

1.  Ein  notariell  oder  gerichtlich  aufgenommener  Konsolidationsakt 
—  d.  i.  je  nach  Beschaffenheit  des  Falles  —  ein  Vertrag  oder  Beschlufs 
der  Mitbeteiligten  oder  eine  Erklärung  des  Alleinbesitzers. 

2.  Ein  von  einem  konzessionierten  Markscheider  oder  Feldmesser 
in  zwei  Exemplaren  angefertigter  Situationslife  des  ganzen  Feldes. 

3.  Die  Angabe  des  dem  konsolidierten  Bergwerke  beigelegten 
Namens. 

Streng  genommen  dürfte  die  Konsolidation  auch  nur  dann  statthaft 
sein,  wenn  die  Gläubiger  der  auf  den  Einzelbergwerken  haftenden  Lasten 
darin  ausdrücklich  einwilligen,  da  sich  civilrechtlich  kein  Gläubiger 
eine  Veränderung  des  Pfandobjektes  gefallen  zu  lassen  braucht.  Trotzdem 
verlangt  das  preußische  Gesetz  die  Einwilligung  der  Gläubiger,  um 
die  Konsolidation  zu  erleichtern,  nur  für  den  Fall,  dafs  das  konsolidierte 
Bergwerk  einer  Gewerkschaft  neueren  Rechts  (s.  weiter  unten)  gehören 
würde.  In  allen  übrigen  Fällen  gentigt  es,  wenn  in  dem  Konsolidations- 
akte eine  Bestimmung  des  Anteilsverhältnisses,  wonach  jedes  einzelne 
Bergwerk  in  das  konsolidierte  Werk  eintreten  soll,  enthalten  ist.  Als- 
dann wird  der  wesentliche  Inhalt  des  Konsolidationsaktes,  insbeson- 
dere die  Bestimmung  des  Anteilsverhältnisses ,  in  das  die  Einzelberg- 
werke in  das  konsolidierte  Werk  eintreten,  den  im  Grundbuche  ein- 
getragenen Gläubigern  besonders  und  den  übrigen  öffentlich  bekannt 
gemacht.  Den  Gläubigern  ist  dann  das  Recht  gegeben,  wenn  sie  durch 
die  Bestimmung  des  Anteilsverhältnisses  sich  an  ihren  Rechten  verkürzt 
glauben,  soweit  dies  die  Natur  des  versicherten  Anspruchs  gestattet, 
ihre  Befriedigung  vor  der  Verfallzeit  zu  fordern  oder  im  Prozefswege 
dahin  klagbar  zu  werden,  dafs  das  Verhältnis,  in  dem  das  ihnen  haftbare 
Bergwerk  zum  konsolidierten  Werke  treten  soll,  anders  bestimmt  werde« 

Die  Bestätigung  der  Konsolidation  darf,  wenn  die  vorstehenden 
Regeln  erfüllt  sind,  nur  versagt  werden,  wenn  überwiegende  Gründe 
des  öffentlichen  Interesses  entgegenstehen,  z.  B.  eine  Feldsperre  herbei- 
geführt wird,  oder  wenn  die  Felder  der  einzelnen  Bergwerke  nicht  an- 
einander grenzen. 
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Die  reale  Teilung  des  Feldes  eines  Bergwerks  in  selbständige  Fel- 
der, sowie  der  Austausch  von  Feldesteilen  zwischen  angrenzenden  Berg- 
werken unterliegt  gleichfalls  der  Bestätigung  der  oberen  Bergbehörde.  In 
Bezug  auf  die  Gläubiger  gilt,  was  für  die  Konsolidation  vorgeschrieben  ist. 
Die  Bestätigung  der  Feldesteilung  und  des  Feldesaustausches  darf  nur 
aus  überwiegenden  Gründen  des  öffentlichen  Interesses  versagt  werden. 

Auch  der  Verzicht  auf  das  verliehene  Bergwerkseigentum  oder 
einen  Teil  desselben  kann  rechtswirksam  nur  mit  Genehmigung  der 
Bergbehörde  erfolgen.  Der  Verzicht  ist  den  Realberechtigten  mitzu- 
teilen, die  binnen  drei  Monaten  behufs  ihrer  Befriedigung  die  Zwangs- 
vollstreckung in  das  Bergwerk  und  zwar,  auch  wenn  nur  auf  einen 
Teil  verzichtet  wird,  in  das  ganze  Bergwerk  beantragen  können.  Durch 
den  Beschlufe  der  Bergbehörde,  der  die  Aufhebung  des  Bergwerks 
ausspricht,  nicht  durch  die  Verzichterklärung,  geht  das  Bergwerkseigen- 
tum unter  und  erlöschen  alle  darauf  haftenden  Ansprüche.  Durch  die 
Aufhebung  wird  die  Verleihung  zurückgenommen.  Die  verliehen  ge- 
wesenen Mineralien  können  wieder  von  Jedermann  gemutet  werden 
Wenn  der  Bergwerkseigentümer  zu  dem  erkennbaren  Zwecke  auf  Teile 
seines  Bergwerkseigentums  verzichtet,  um  auf  den  freizulegenden  Teil 
eine  neue  Mutung  zu  gründen,  lehnen  die  Behörden  die  Einleitung  des 
Aufhebungsverfahrens  ab. 

§  6.  Die  Abtretung  von  Grand  und  Boden. 

Das  bestehende  Recht  giebt  dem  Bergwerksbesitzer  die  Befugnis, 
die  Abtretung  des  für  die  bergbaulichen  Zwecke  erforderlichen  Grund 
und  Bodens  zu  verlangen.  Diese  Befugnis  beruht  auf  einem  doppelten 
Grunde,  einmal  darauf,  dafs  der  Bergbau  naturgemäfs  auf  gewisse  Ört- 
lichkeiten angewiesen  und  an  diese  gebunden  ist,  und  sodann  darauf, 
dafs  der  Bergbau  regelmäßig  innerhalb  derselben  Baumgrenzen  volks- 
wirtschaftlich wertvoller  als  der  Grundbesitz  ist.  Daraus  folgt,  dafs 
die  Abtretungspflicht  nur  für  den  Fall  besteht,  dafs  die  Anlage,  zu  deren 
Gunsten  die  Grundabtretung  verlangt  wird,  z.  B.  die  Auf  bereitungsanstalt, 
in  der  Nähe  und  im  örtlichen  Zusammenhange  mit  dem  Gewinnungs- 
orte des  Minerals,  nicht  aber  an  einem  beliebigen  dritten  Orte  errichtet 
werden  soll,  dafs  die  Abtretung  zu  dem  bergbaulichen  Zwecke  not- 
wendig ist  und  sodann,  dafs  die  Befugnis  versagt  werden  mufs,  wenn 
der  Abtretung  überwiegende  Gründe  des  öffentlichen  Interesses  ent- 
gegenstehen. Die  Notwendigkeit  braucht  keine  absolute  zu  sein.  Als 
notwendig  gilt  die  Anlage  und  der  Expropriationsantrag  daher  als  ge- 
rechtfertigt, wenn  die  Herstellung  der  von  dem  Bergwerkseigenttimer  be- 
absichtigten Anlage  nach  den  Grundsätzen  einer  technisch  und  wirtschaft- 
lichen regelrechten  Betriebsführung  an  dem  dazu  ausersehenen  Platze 
erfolgen   mu&.    Das  sächsische  Berggesetz  lehnt  die  zwangsweise  er- 
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folgende  Überlassung  von  Grundstücken,  die  zu  besonderen  gewerblichen 
Unternehmungen  benutzt  werden  oder  benutzt  werden  sollen,  an  den 
Bergwerksbesitzer  ab,  wenn  jene  einen  gröfseren  volkswirtschaftlichen 
Vorteil  für  die  gröfeere  Anzahl  von  Menschen  oder  auf  einen  längeren 
Zeitraum  erwarten  lassen  oder  sonst  auf  die  Nahrungsverhältnisse  der 
Gegend  von  gröfserem  Einflüsse  sind.  Das  preufsische  Berggesetz  ver- 
sagt die  Abtretungspflicht  bezüglich  des  mit  Wohn-,  Wirtschafts-  oder 
Fabrikgebäuden  bestandenen  Grund  und  Bodens  und  der  damit  in  Ver- 
bindung stehenden  eingefriedigten  Hofräume. 

Die  Abtretung  kann  nach  preufsischem  und  französischem  Berg- 
rechte nur  der  Eigentümer,  nicht  dagegen  z.  B.  der  Pächter  eines  Berg- 
werkes verlangen.  Das  sächsische  Bergrecht  spricht  die  Befugnis 
jedem  Bergwerksunternehmer  zu.  Die  Abtretungspflioht  besteht  regel- 
mäfsig  nur  zu  gunsten  verliehener  Bergwerke,  also  z.  B.  nicht  zu  gunsten 
der  Salzbergwerke  und  Salinen  im  ehemaligen  Königreiche  Hannover. 
Ausnahmsweise  räumt  sie  das  sächsische  Recht  auch  den  Betreibern  von 
Kohlengruben  ein,  obgleich  in  Sachsen  die  Kohlen  dem  Grundeigen- 
tümer gehören.  Ferner  ist  in  Preufsen  den  Eigentümern  von  Kohlen- 
gruben in  den  vormals  sächsischen  Landesteilen  die  Befugnis  erteilt, 
zur  Anlegung  von  Wegen,  Eisenbahnen,  Kanälen,  Wasserläufen  und 
Hilfsbauen  die  Grundabtretung  zu  verlangen. 

Die  Zwecke,  zu  denen  das  preufsische  Bergrecht  den  beliehenen 
Bergwerkseigentttmern  die  Befugnis  erteilt,  die  Abtretung  des  Grund 
und  Bodens  zu  verlangen,  sind  im  Gesetze  (§  135)  namentlich  aufge- 
führt :  „zu  den  Grubenbauen  selbst,  zu  Halden-,  Ablage-  und  Niederlage- 
plätzen, Wegen,  Eisenbahnen,  Kanälen,  Maschinenanlagen,  Wasserläufen, 
Teichen,  Hilfsbauen,  Zechenhäusern  und  anderen  für  Betriebszwecke 
bestimmten  Tagegebäuden,  Anlagen  und  Vorrichtungen,  zu  den  Aufbau- 
tungsanstalten,  sowie  zu  Soolleitungen  und  Soolbehältern".  Die  Be- 
nutzung braucht  nicht  salva  rei  substantia  erfolgen.  Die  Substanz  des 
Grund  und  Bodens  kann  sogar  durch  die  bergbauliche  Benutzung  gänz- 
lich verändert  werden ,  z.  B.  beim  Kohlenbergbau  die  Oberfläche  zu 
Bruche  gebaut  oder  ein  Gewässer,  das  den  Grubenbauen  Gefahr  droht, 
beseitigt  werden.  Insbesondere  hat  der  Bergwerkseigentümer  auch  die 
Befugnis,  die  Abtretung  fremden  Grund  und  Bodens,  auch  des  Grund 
und  Bodens  eines  Privatflusses,  zur  Ableitung  seiner  Grubenwasser  zu 
verlangen.  An  sich,  ohne  dafs  der  Grundeigentümer  einwilligt  oder 
seine  Einwilligung  durch  ein  Expropriationsresolut  ersetzt  wird,  hat 
nach  preufsischem  Rechte  der  Bergwerksbesitzer  nicht  ohne  weiteres  das 
Recht,  seine  Grubenwasser  auf  fremde  Grundstücke,  namentlich  in 
fremde  Gewässer  zu  leiten.  Selbst  das  Einfliefsenlassen  in  einen  Flufs 
braucht  sich  nach  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  ein  Besitzer 
oder  Mitbesitzer  eines  Privatflusses  nur  gefallen  zu  lassen,  wenn  die 
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Ableitung  „das  Mafs  des  Regelmäßigen  und  Gemeintiblichen"  nicht 
tibersteigt.  Da  das  bei  Grubenwässern  wohl  nie  zutrifft,  so  ist  in 
Preufsen  der  Bergwerksbesitzer  nach  Lage  der  Gesetzgebung  bei  Nicht- 
zustimmung  der  Besitzer  eines  Privatflusses  gezwungen,  das  kostspielige 
und  zeitraubende  Expropriationsverfahren  herbeizuführen,  wenn  er  seine 
Grubenwasser  in  Privatflüsse  ableiten  will.  Verschieden  davon  ist  der 
Standpunkt  anderer  Berggesetze.  Das  sächsische  Berggesetz  verpflichtet 
die  Grundbesitzer,  die  durch  den  Bergbau  erschrotenen  Wasser,  da  wo 
sie  zutage  kommen  und  weiterhin,  aufzunehmen  und  über  ihre  Grund- 
stücke abfliefsen  zu  lassen.  Ebenso  ist  der  Bergwerksbesitzer  nach  dem 
österreichischen  Rechte  zur  Zuleitung  der  Grubenwasser  in  fliefsende 
Gewässer  befugt,  wenn  er  sich  im  Eigentume  eines  am  Gewässer  an- 
liegenden Grundstücks  befindet. 

Das  bergrechtliche  Enteignungsverfahren  unterscheidet  sich  in  vielen 
und  wesentlichen  Punkten  von  dem  allgemeinen  Grundabtretungsver- 
fahren, wie  es  z.  B.  in  Preufsen  durch  das  Enteignungsgesetz  vom  11.  Juni 
1874  geregelt  ist.  Dieses  Verfahren  nämlich  will  Eigentum,  volles 
Eigentum,  dem  bisherigen  Eigentümer  entziehen  und  einem  anderen 
zuteilen,  und  zwar  nicht  vorübergehend,  sondern  dauernd  und  für  immer. 
Es  regelt  daher  auch  alle  sich  auf  dieses  Eigentum  beziehenden,  insbe- 
sondere die  Hypothekenverhältnisse  und  schafft  nach  seiner  Beendigung 
ein  schuldenfreies  Eigentum  für  denjenigen,  zu  dessen  Gunsten  es  ein- 
geleitet wurde.  Anders  das  bergrechtliche  Enteignungsverfahren.  Der 
Bergwerksbesitzer  seinerseits  kann  nämlich  nicht  die  Abtretung  des 
Eigentums,  sondern  nur  die  der  Nutzung  verlangen;  er  verfolgt  nicht 
stets,  ja  kaum  der  Regel  nach  die  Absicht,  dauernd  und  für  immer 
im  vollständigen  Besitze  des  Grundstückes  zu  bleiben.  Er  will  z.  B. 
mit  einer  Drahtseilbahn  oder  Soolleitung  nur  den  Luftraum  des  Grund- 
besitzers benutzen,  oder  er  will  nur  seine  Grubenwasser  in  einen  Fluss 
oder  einen  Teich  einlaufen  lassen,  oder  er  will,  zumal  bei  dem  schnell 
fortschreitenden  Braunkohlenbergbau,  nur  vorübergehend  an  einer  be- 
stimmten Stelle  eine  Ladebühne  erbauen,  eine  Abraummasse  entfernen, 
einen  Abladeplatz  errichten,  oder  er  will  nur  versuchsweise  eine  Bohrung 
zur  Erforschung  des  Gebirges  vornehmen. 

Dagegen  steht  nach  preufsischem  und  sächsischem  Rechte  dem  Grund- 
eigentümer in  gewissen  Fällen  die  Befugnis  zu,  zu  verlangen,  dafs, 
wenn  er  überhaupt  Grund  und  Boden  abtreten  soll,  der  Bergwerksbe- 
sitzer das  Eigentum  daran  erwerben  mufs;  nämlich  dann,  wenn  durch 
die  beabsichtigte  bergbauliche  Benutzung  ein  Minderwert  des  Grund  und 
Bodens  eintreten  wird,  oder  wenn  diese  Benutzung  drei  Jahre  dauert, 
oder  voraussichtlich  dauern  wird. 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen 
der  Grundbesitzer  den  Grund  und  Boden  abtreten  mufs,  steht  den  Ver- 
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waltungsbehörden  zu  (in  Preufsen  dem  Oberbergamt  in  Gemeinschaft 
mit  dem  Bezirksausschüsse).  Der  Entscheidung  geht  ein  Termin  an 
Ort  und  Stelle  vorher,  zu  welchem  die  Bergwerkseigentümer  und  der 
oder  die  Grundbesitzer  zuzuziehen  sind.  Wegen  der  Höhe  der  dem 
Grundbesitzer  zu  leistenden  Entschädigung  kann  jeder  Teil  einen  Sach- 
verständigen bestellen.  Die  Abtretungspflicht  haben  alle  Grundb  e  s  i  t  z  e  r , 
also  nicht  blofs  der  Grundeigentümer,  sondern  auch  der  Pächter 
und  Nutzniefser.  Für  die  Gestattung  der  Nutzung  oder  die  Abtretung 
des  Eigentums  mufe  der  Bergwerksbesitzer  dem  Grundbesitzer  (Grund- 
eigentümer, Pächter,  Niefsbraucher  n.  s.  w.)  im  voraus  volle  Ent- 
schädigung leisten,  und,  wenn  durch  die  Benutzung  ein  Minderwert 
eintreten  wird,  auf  Verlangen  des  Grundbesitzers  schon  bei  der  Ab- 
tretung angemessene  Kaution  stellen.  Nach  französischem  Bergrechte 
erhält  der  Grundeigentümer  eine  dem  doppelten  Beinertrage  des  für 
den  Bergbau  benutzten  Grundstücks  gleichkommende  jährliche  Rente, 
die  stets  für  das  ganze  Jahr  zu  zahlen  ist. 

Gegen  die  Festsetzung  der  Entschädigung  und  der  Kaution  steht 
in  Preufsen  nicht  der  Rekurs,  sondern  der  Rechtsweg  offen.  Dagegen 
ist  dieser  über  die  Frage  der  Abtretungspflicht  regelmäßig  ausgeschlossen. 
Darüber,  ob  überhaupt  und  unter  welchen  Bedingungen  die  Abtretung 
zu  erfolgen  hat,  findet  aufser  über  die  Höhe  der  Entschädigung  und  die 
Kaution,  der  Rekurs  an  die  Ressortminister,  in  Preufsen  die  Minister 
für  Handel  und  Landwirtschaft,  statt. 

Rücksichtlich  der  zu  bergbaulichen  Zwecken  abgetretenen  Teile 
eines  Grundstücks  steht  dem  Eigentümer  des  letzteren  das  Vorkaufs- 
recht zu,  wenn  in  der  Folge  das  Grundstück  zu  den  Zwecken  des  Berg- 
baus nicht  mehr  notwendig  ist.  Das  Vorkaufsrecht  steht  dem  zeitigen 
Eigentümer  des  durch  die  ursprüngliche  Veräufserung  verkleinerten  Grund- 
stücks nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Grundsätzen  zu.  Über  die 
Voraussetzungen  des  Vorkaufsrechtes  entscheiden  lediglich  die  Gerichte. 
Die  Benutzung  gilt  dann  als  beendigt,  wenn  der  Bergbaubetrieb  gänz- 
lich eingestellt  ist,  oder  wenn  sie  beim  Fortbetrieb  des  Bergbaus  nicht 
wieder  eintreten  wird.  Das  Unterlassen  der  Benutzung  während  einiger 
Jahre  ist  dagegen  nicht  als  Beendigung  anzusehen.  Die  Zurückgabe 
kann  auch  nicht  schon  dann  verlangt  werden,  wenn  der  Bergwerks- 
eigentümer den  Grund  und  Boden  zu  einem  anderen  als  dem  im  Ent- 
eignungsantrag bezeichneten  Zweck  benutzt;  vielmehr  kann  in  einem 
solchen  Falle  der  Grundeigentümer  nur  auf  Untersagung  einer  solchen 
Benutzung  klagen.  Über  die  Verpflichtung  des  Bergwerkseigentümers 
zur  Zurückgabe  entscheiden  lediglich  die  Gerichte. 

Die  Kosten  des  Expropriationsverfabrens  hat  für  die  erste  Instanz 
unter  allen  Umständen  der  Bergwerkseigenttimer,  in  der  Rekursin- 
stanz der  unterliegende  Teil  zu  tragen. 
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§  7.   Die  Bergschäden. 

Nach  allgemeiner  Rechtslehre  gilt  der  Satz:  „qui  suo  jure  utitur, 
neminem  laedit".  Daraus  würde  folgen,  dafs  der  Bergwerkseigen- 
tümer, wenn  er  durch  Ausbeutung  seines  Eigentums  den  Grundbe- 
sitzern Schaden  zufügt,  z.  B.  durch  Wasserentziehung,  Verursachung 
von  Rissen,  zum  Ersätze  nicht  verpflichtet  wäre.  In  der  That  galt 
dies  im  älteren  Recht.  Noch  im  österreichischen  Berggesetze  vom 
Jahre  1854  haftet  der  Bergwerkseigentümer  nur  dann  für  die  dem  Grund- 
eigentümer zugefügten  Schäden,  wenn  ihm  ein  vertretbares  Versehen 
zur  Last  fällt.  Nach  dem  sächsischen  Berggesetze  fällt  die  Verpflich- 
tung des  Bergwerksbesitzers  zum  Schadenersatz  fort,  wenn  die  Gruben- 
baue, welche  die  Ursache  des  Schadens  sind,  schon  eher  vorhanden  waren, 
als  die  beschädigten  Gebäude  oder  Anlagen  errichtet  oder  die  beein- 
trächtigten Rechte  entstanden  sind,  oder  wenn  dem  Grundbesitzer  bei 
der  Errichtung  der  Gebäude  oder  bei  der  Erwerbung  der  Rechte  die 
ihnen  durch  den  Bergbau  drohende  Gefahr  bei  Anwendung  gewöhn- 
licher Aufmerksamkeit  nicht  unbekannt  bleiben  konnte.  §  142  des 
sächsichen  Berggesetzes  gibt  umgekehrt  sogar  dem  Bergwerksbesitzer 
einen  Entschädigungsanspruch  gegen  die  Oberflächeneigentttmer,  wenn 
ihm  im  Interesse  einer  Oberflächenanlage  in  seinem  älter  berechtigten 
Bergwerksbetriebe  Sicherheitsarbeiten  oder  eine  Beschränkung  des  Berg- 
werksbetriebes auferlegt  oder  vorgeschrieben  werden. 

Ganz  anders,  dem  Grundbesitzer  günstiger,  ist  der  Standpunkt  des 
französischen  und  preufsischen  Bergrechts.  —  Schon  das  allgemeine 
Landrecht  Tl.  II  Tit.  16  §  112  schrieb  vor,  dafs  der  Bergwerksbesitzer 
dem  Grundeigentümer  für  Alles,  was  dieser  zum  Bau  und  Betrieb  des  Berg- 
werks abgetreten  und  verloren  hat,  vollständige  Entschädigung  nach 
Vorschrift  des  Tl.  I  Tit.  6  §  7  zu  leisten  hat,  d.  h.  so  haften  mufs, 
als  ob  er  eine  unerlaubte  Handlung  begangen  hätte.  Nach  diesem 
§  7  mufs  er  „den  Ersatz  des  entgangenen  Schadens  und  des  entgangenen 
Gewinnes",  d.  h.  vollständige  Entschädigung  leisten. 

Das  heutige  preufsische  Berggesetz  erklärt  den  Bergwerkseigen- 
tümer verpflichtet,  fllr  allen  Schaden,  der  dem  Grundeigentume  oder  dessen 
Zubehorungen  durch  den  unterirdisch  oder  mittelst  Tagebaues  geführten 
Bergbau  zugefügt  wird,  vollständige  Entschädigung  zu  leisten,  ohne 
Unterschied,  ob  der  Betrieb  unter  dem  beschädigten  Grundstücke  statt- 
gefunden hat  oder  nicht,  und  ob  die  Beschädigung  von  dem  Bergwerks- 
besitzer verschuldet  ist,  und  ob  sie  vorausgesehen  werden  konnte  oder 
nicht.  Schaden  ist  jede  dauernde  oder  vorübergehende  Veränderung 
des  Grundeigentums  oder  dessen  Zubehörs,  die  den  Vermögensstand  des 
Grundbesitzers  verschlimmert  hat. 

Der  Grundbesitzer  hat   also  weiter   nichts   nachzuweisen  als  den 
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Zusammenhang  zwischen  dem  Schaden  und  dem  Bergbau  — ,  und  der 
Bergwerkseigentümer  mufs  den  Schaden  voll  ersetzen.  Umgekehrt 
kann  jeder  Grundbesitzer  mit  seinem  Oberflächeneigentum  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Bergwerkseigentum  vornehmen,  was  er  will,  z.  B.  Gebäude, 
Eisenbahnen  aufführen,  zu  deren  Schutze  polizeilich  der  Bergbau  in 
der  Nähe  verboten  oder  beschränkt  wird,  oder  Brunnen  graben,  ohne 
jemals  seinerseits  dem  Bergwerkseigentümer  Entschädigung  zu  zahlen. 
Ja  selbst  wenn  ein  Bergwerkseigentum  durch  Handlungen  des  Oberflächen- 
eigenttimers  völlig  entwertet  wird,  hat  der  Bergwerkseigentümer 
keinerlei  Entschädigungsansprüche.  Die  Verpflichtung  des  Bergwerks- 
eigenttimers zum  Ersatz  der  Bergschäden  beruht  auf  dem  Gesetze.  Sie 
hat  subjektiv  und  objektiv  lediglich  personlichen  Charakter.  Sie  haftet 
nicht  dinglich  auf  dem  Bergwerke.  Dessen  Eigentümer  wird  durch  die 
Veräufserung  von  seiner  Verpflichtung  nicht  befreit,  und  der  neue  Er- 
werber tritt  ohne  besondere  Übernahme  nicht  in  diese  Verpflichtung 
ein.  Der  Anspruch  des  Grundeigentümers  geht  beim  Wechsel  des  Grund- 
eigentums nicht  ohne  besondere  Cession  auf  den  Grundsttickserwerber, 
bei  der  Zwangsversteigerung  nicht  (ohne  weiteres)  auf  den  Ersteher  über. 
Die  Verpflichtung  entsteht  mit  dem  Eintritt  des  Schadens,  jede  neue 
Beschädigung,  d.i.  jedes  Ereignis,  was  das  Grundstück  beschädigt, 
begründet  eine  neue  Verpflichtung.  Auf  die  Zeit  des  Betriebes  kommt 
es  nicht  an,  auch  darauf  nicht,  ob  das  Bergwerk  zur  Zeit  der  Be- 
schädigung noch  betrieben  wird.  Für  die  Bergschäden  haftet  nach 
preufsischem  und  französischem  Rechte  dem  Grandbesitzer  stets  der 
Eigentümer  des  Bergwerks,  auch  wenn  der  beschädigende  Betrieb  durch 
einen  Pächter  geführt  wurde.  Dies  beruht  darauf,  dafs  die  Verpflich- 
tung zum  Schadensersatz  sich  nicht  auf  eine  unerlaubte  Handlung, 
sondern  lediglich  auf  die  Thatsache  des  Schadens  allein  gründet,  wo- 
bei es,  da  das  subjektive,  das  Schuldmoment,  ganz  aufser  Betracht 
bleibt,  gleichgiltig  sein  mufs,  ob  der  durch  den  Bergwerkseigenttimer 
selbst  oder  seinen  Pächter  betriebene  Bergbau  den  Schaden  zufügt. 

Entschädigungsberechtigt  sind  nicht  nur  der  Grundstückseigentümer, 
sondern  auch  Pächter,  Mieter,  Niefsbraucher  und  Supreficiar,  nicht  die 
Hypotheken-  oder  Grundschuldgläubiger. 

Für  Beschädigungen,  die  der  Bergbau  nicht  dem  Grundeigentume 
oder  dessen  Zubehörungen  zufügt,  —  z.  B.  wenn  Menschen  oder  Pferde 
in  Tagebrtiohen  versinken,  —  gilt  allgemeines  Zivilrecht.  Der  Bergwerks- 
eigenttimer haftet  also  nur,  wenn  ihn  eine  vertretbare  Verschuldung  trifft. 

Der  Bergwerkseigenttimer  haftet  für  den  unmittelbaren  und  mittel- 
baren Schaden,  der  Grundstücken  zugefügt  wird.  Er  muls  also  aucli 
den  Schaden  ersetzen,  der  indirekt  aus  der  Beschädigung  des  Grund- 
eigentums oder  des  Zubehörs  folgt,  also  z.  B.  den  Nachteil,  der  dadurch 
entsteht,  dafs  infolge  Beschädigung  des  Gebäudes  das  darin  betriebene 
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Gewerbe  unterbrochen  werden  mufs,  desgleichen  den  Nachteil,  den  der 
infolge  des  Bergbaues  einstürzende  Stall  durch  das  Tödten  des  in  ihm 
befindlichen  Viehes  nach  sich  zieht,  ebenso  den  Schaden,  der  an  Gas- 
leitungsrohren und  dem  dadurch  verursachten  Gasverlust  entstanden 
ist.  Die  Entschädigungs-Leistung  mufs  vollständig  sein.  Sie  um- 
fafst  den  vollen  Wert,  wenn  das  Grundeigentum  ganz  unbrauchbar 
geworden,  und  den  Unterschiedswert,  wenn  die  Brauchbarkeit  nur 
vermindert  worden  ist.  Der  Minderwert  besteht  in  dem  Unterschied 
zwischen  dem  Wert,  den  die  Sache  nach  der  Schadenszufügung  noch 
behalten  hat,  und  dem  Wert,  den  sie  vorher  hatte.  Bei  Schätzung 
des  Wertes  sind  alle  möglichen  Benutzungsarten,  deren  das  Grundstück 
fähig  ist,  z.  B.  die  Bauplatzqualität,  zu  berücksichtigen,  soweit  sie  be- 
reits in  das  allgemeine  Bewufstsein  gedrungen  sind;  ferner  nicht  blofe 
der  Wert  des  Grund  und  Bodens  selbst,  sondern  auch  der  Wert  aller 
mit  dem  Grundbesitz  in  Verbindung  stehenden  Einrichtungen  (Ziegeleien 
u.  8.  w.).  Zur  vollen  Entschädigung  gehört  hiernach  auch  der  Ersatz 
für  entgangenen  Mietsverlust,  Verlust  der  auf  dem  Grundstücke  stehenden 
Früchte,  für  die  zur  Festsetzung  des  Schadens  erwachsenen  Kosten  u.  s.  w. 

Über  die  Feststellung  der  beschädigenden  Wirkung  des  Bergwerks- 
betriebes und  über  die  Höhe  des  Schadens  entscheiden  die  Gerichte 
nach  freier  Überzeugung.  Zur  Entscheidung  von  Entschädigungsan- 
sprüchen sind  vielfach  Schiedsgerichte  eingesetzt  worden. 

Ist  der  Schaden  durch  den  Betrieb  zweier  oder  mehrerer  Bergwerke 
gemeinschaftlich  verursacht,  so  sind  die  Besitzer  dieser  Bergwerke  ge- 
meinschaftlich und  zwar  zu  gleichen  Teilen  zur  Entschädigung  ver- 
pflichtet, sei  es,  dals  der  Schaden  in  seiner  Totalität  durch  die  mehreren 
Betriebe  verursacht  wird  oder  dafs  jedes  Bergwerk  einen  besonderen 
genau  für  sich  festzustellenden  Schaden  hervorruft.  Dem  Beschädigten 
mufs  also  der  Bergwerkseigentümer  seinen  Kopfteil  erstatten,  auch  wenn 
er  nachweisen  kann,  dafs  er  nur  zu  einem  geringeren  Teile  den  Schaden 
verursacht  hat. 

Im  Verhältnis  der  Bergwerksbesitzer  unter  sich  ist  der  Nachweis 
eines  anderen  Teilnahmeverhältnisses  und  der  Anspruch  auf  Erstattung 
des  Zuvielgezahlten  nicht  ausgeschlossen.  Der  Bergwerkseigentümer  ist 
nicht  zum  Ersatz  des  Schadens  verpflichtet,  der  an  Gebäuden  oder 
anderen  Anlagen  durch  den  Betrieb  des  Bergwerks  entsteht,  wenn  solche 
Anlagen  zu  einer  Zeit  errichtet  worden  sind,  wo  die  denselben  durch 
den  Bergbau  drohende  Gefahr  dem  Grundbesitzer  bei  Anwendung  ge- 
wöhnlicher Aufmerksamkeit  nicht  unbekannt  bleiben  konnte.  Dies  will 
sagen,  dafs  wenn  der  Grundbesitzer  trotz  der  offen  auch  für  einen 
Nichtbergmann  zu  tage  liegenden  Wirkungen  des  Bergbaues,  z.  B.  über 
einen  nicht  zugefällten  Tagebruch,  ein  Gebäude  errichtet,  er  keinen 
Schadenersatzanspruch  hat,  wenn  an  einem  solchen  Gebäude  durch  den 
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Bergbau  eine  Beschädigung  eintritt.  Mufs  wegen  der  Gefahr,  dafs  ein 
Gebäude  infolge  des  Bergbaues  einstürzen  könnte,  die  Errichtung  des 
Gebäudes  unterbleiben,  so  hat  der  Grundbesitzer  Anspruch  auf  Ersatz 
der  Wertsverminderung,  welche  sein  Grundstück  dadurch  erleidet,  es 
sei  denn,  daJs  sich  aus  den  Umständen  ergiebt,  er  habe  die  Absicht, 
solche  Gebäude  zu  errichten  nur  kund  gegeben,  um  jene  Vergütung  zu 
erlangen. 

Da  der  Bergwerkseigenttimer  auch  für  die  mittelbaren  Wirkungen 
des  Bergbaues  haftet,  so  mufs  er  auch  dann  Schadensersatz  leisten,  wenn 
infolge  des  Bergbaues  die  Schichten  über  seiner  Grube  entwässert  wer- 
den und  infolge  der  Entwässerung  Trockenrisse  an  der  Oberfläche  ent- 
stehen; ferner  dann,  wenn  durch  seinen  Betrieb  alte  Baue  eines  nicht 
mehr  existierenden,  aufgegebenen  Bergwerks  in  Bewegung  gesetzt  und 
dadurch  dem  Grundeigentümer  Schaden  zugefligt  wird. 

Eine  vorhergehende  Erlaubnis  des  Grundbesitzers  braucht  der  Berg- 
werkseigenttimer selbst  in  dem  Falle  nicht,  dafs  mit  Sicherheit  die  Be- 
schädigung des  Grundeigentümers  durch  den  Bergbau  vorauszusehen  ist. 
Tritt  durch  den  Bergbau  eine  Beschädigung  der  Tagesoberfläche  ein, 
so  hat  der  Grundbesitzer  nur  Anspruch  auf  Entschädigung,  nicht  auf 
Untersagung  des  ihn  beschädigenden  Bergwerksbetriebes.  Er  kann 
dagegen  im  preußischen  Rechte  die  Wiederherstellung  des  früheren 
Zustandes  fordern,  soweit  diese  möglich  und  ohne  unverbältnisraäfsige 
Kosten  durchführbar  ist,  z.  B.  die  Ausfüllung  eines  Tagebruchs,  Wieder- 
herstellung eines  beschädigten  Gebäudes.  Sonst  und  nach  gemeinem 
Recht  kann  er  nur  Schadensersatz  in  Geld  fordern.  Die  Entschädigung 
ist  in  der  Form  von  Eapitalentschädigung  und  sofort  zu  leisten.  Die 
Entschädigungssumme  ist  daher  vom  Tage  der  Klagezustellung,  nicht 
erst  vom  Tage  des  Urteils,  zu  verzinsen. 

Ansprüche  auf  Ersatz  der  Bergschäden  verjähren,  wenn  sie  von 
dem  Beschädigten  nicht  innerhalb  dreier  Jahre,  nachdem  das  Dasein 
und  der  Urheber  des  Schadens  zu  seiner  sicheren  Kenntnis  gelangt 
sind,  durch  gerichtliche  Klage  geltend  gemacht  werden. 

Erklärt  das  preußische  Recht  den  Bergwerkseigentümer,  ohne  Rück- 
sicht auf  Verschuldung,  für  allen  Schaden,  der  dem  Grundeigentümer 
zugefügt  wird,  haftbar,  so  haftet,  wie  bereits  bemerkt  wurde,  umgekehrt 
der  Grundeigentümer  niemals,  auch  wenn  er  durch  Vorkehrungen  über 
Tage  den  Bergbau  ganz  oder  teilweise  unmöglich  macht.  Insoweit 
allerdings  geht  das  Bergwerkseigentum  dem  Grundeigentum  vor,  als 
der  Bergwerkseigentümer  ohne  vorhergehende  Erlaubnis  die  Oberfläche 
vorbehaltlich  der  Ersatzpflicht  beschädigen  darf  und  ferner  die  Ab- 
tretung des  Grund  und  Bodens  für  bergbauliche  Zwecke  erlangen  kann. 
Dagegen  gehen  Chausseen,  Eisenbahnen,  Kanäle  und  andere  öffentliche 
Verkehrsmittel,  zu  deren  Anlegung  dem  Unternehmer  das  Expropria- 
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tionsrecht  beigelegt  ist,  unbedingt  dem  Bergwerkseigentum  vor.  Nicht 
nur  hat  der  Bergwerkseigentümer  kein  Widerspruchsrecht  gegen  solche 
Verkehrsmittel,  sondern  er  hat  auch  keinen  Anspruch  auf  Schadens- 
ersatz, wenn  er  durch  deren  Anlage  geschädigt  wird.  Wird  ein  Gruben- 
feld durch  eine  Eisenbahn  in  zwei  Teile  zerschnitten  und  mufs  der 
Bergwerksbesitzer  zum  Schutze  der  Eisenbahn  polizeilich  einen  Sicher- 
heitspfeiler stehen  lassen,  so  kann  er  daher  für  die  darin  stehen  ge- 
bliebenen Mineralien  keinen  Ersatz  fordern.  Auch  wenn  er  aus  der 
gleichen  Veranlassung  neue  Förderschachte  anlegen  mufs,  hat  er  keinen 
Entschädigungsanspruch . 

Nur  wenn  er  im  alleinigen  Interesse  der  Eisenbahn,  z.  B.  damit 
der  Bahnkörper  nicht  einsinkt,  sonst  nicht  erforderliche  Anlagen  im 
Bergwerk  oder  die  sonst  nicht  erforderliche  Beseitigung  oder  Verän- 
derung bereits  im  Bergwerk  vorhandener  Anlagen  machen  mufs,  darf 
er  Ersatz  dafür  fordern. 

Bei  mancher  Art  des  Bergbaues,  namentlich  beim  Braunkohlenberg- 
bau kommt  es  häufig  vor,  dafs  die  Tagesoberfläche  durch  den  Bergbau 
niedergezogen  und  „zu  Bruche"  gebaut  wird.  Solchem  Bergbau  ist  es 
zuweilen  eigentümlich,  dafs  er  rationell  erst  dann  weiter  geführt  werden 
kann,  wenn  die  durch  das  Herausschaffen  des  Minerals  unter  Tage  ent- 
standenen Hohlräume  durch  das  Nachstürzen  der  Oberfläche  zugeflillt 
werden.  Augenscheinlich  liegt  in  dieser  Art  des  Bergbaues,  die  tech- 
nisch als  planmäfsiges  Zubruchebauen  der  Oberfläche  bezeichnet 
wird,  eine  Beschädigung  des  Grundeigentums,  für  die  nach  preufsischem 
und  französischem  Bergrecht  unbedingt  und  ohne  weiteres  Entschädi- 
gung geleistet  werden  mufs.  Allein  auf  die  Entschädigung  mufs,  wenn 
eine  Einigung  über  deren  Höhe  nicht  erzielt  wird,  erst  bei  den 
Gerichten  geklagt  werden.  Dartiber  finden  sich  die  Grundbesitzer  be- 
schwert, dafs  sie  ihren  Grund  und  Boden  ohne  vorhergehende  Ent- 
schädigung hergeben  müssen.  Anders  würde  sich  die  rechtliche  Beur- 
teilung stellen,  wenn  in  dem  Niederziehen,  dem  „planraäfsigen  Zubruche- 
bauen" der  Oberfläche  eine  Benutzung  der  letzteren  zu  erblicken 
wäre.  In  diesem  Falle  würde  der  Bergwerksbetreiber  erst  dann  zum 
Zubruchebauen  befugt  sein,  wenn  er  sich  zuvor  die  Einwilligung  des 
Oberflächeneigenttimers  verschafft  oder  durch  ein  vorhergehendes  Ent- 
eignungsverfahren erzwungen  hätte.  Alsdann  mufs  er  den  Schaden  im 
Voraus  ersetzen,  und  da  er  den  Umfang  des  zu  Bruche  Gebauten 
vorher  nicht  leicht  übersehen  kann,  häufig  mehr  Oberfläche  erwerben, 
als  er  thatsächlich  nötig  hat;  und  da  das  Enteignungsverfahren  immer- 
hin kostspielig  und  zeitraubend  ist,  wird  er  freiwillig  oft  Entschädi- 
gungen zahlen,  welche  wenigstens  nach  seiner  Ansicht  den  durch  den 
Bergwerksbetrieb  der  Oberfläche  später  zugefügten  Schaden  weit  über- 
steigen.   Die  Frage  des  planmäfsigen  Zubruchebauens  der  Oberfläche 
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durch  den  Grubenbetrieb  stellt  eine  der  lebhaftesten  und  wichtigsten 
Streitfragen  im  modernen  Bergrechte  dar.  Die  neuere  preufsische  Ver- 
waltungspraxis erachtet  das  planmäßige  Zubruchebauen  der  Oberfläche 
als  eine  Benutzung  und  gestattet  es  demgemäfs  nur,  wenn  der  Berg- 
werksbesitzer die  Erlaubnis  dazu  vom  Grundbesitzer  oder  im  Enteig- 
nungsverfahren tibertragen  erhalten  hat.  Die  österreichische  Verwal- 
tungspraxis hat  gestützt  auf  die  Praxis  des  österreichischen  Ver- 
waltungsgerichtshofes, im  umgekehrten  Sinne  entschieden,  ebenso 
die  französische  Praxis.  Das  Reichsgericht  mit  seinen  mehrfach  zu 
dieser  Frage  ergangenen  Entscheidungen  hat  die  Lösung  der  Frage 
nicht  gebracht.  Es  sagt  nämlich,  dafs,  wenn  dem  Bergwerksbesitzer 
gerade  daran  gelegen  ist,  die  Oberfläche  als  solche  —  und  nicht  blofs 
das  Hangende  über  der  Braunkohle  —  niederzuziehen,  wenn  er  also 
die  Oberfläche  als  solche  benutzen  wolle  und  benutze,  dann  müsse  er 
vorher  das  Recht  dazu  erwerben,  anderenfalls  brauche  er  nur  hinterher 
Schadenersatz  zu  leisten.  Das  ist  zweifellos  richtig,  doch  nur  eine 
Umschreibung  der  Frage.  Die  Bergwerksbesitzer  beklagen  sich  über 
die  preufsische  Verwaltungspraxis ;  doch  würde  deren  Aufhebung  wieder 
nach  einer  anderen  Seite  hin  zu  den  lebhaftesten  Beschwerden  der 
Grundbesitzer  Anlafs  bieten.  Und  das  nicht  ohne  allen  Grund;  denn  der 
Bruchbergbau  hat  die  Eigentümlichkeit,  dafs  der  Grundbesitzer  von 
der  Benutzung  seines  Grund  und  Bodens,  gewöhnlich  sogar  wegen  der 
Gefahr  des  Vcrsinkens  von  dessen  Betreten,  gänzlich  ausgeschlossen 
wird.  Deshalb  wird  es  dem  Grundbesitzer  schwerlich  genügen,  wenn 
ihm  lediglich  das  Recht  zustehen  sollte,  erst  nach  Eintritt  des  Schadens 
hinterher  auf  dessen  Ersatz  zu  klagen,  zumal  es  bei  den  schnell 
fortschreitenden  Braunkohlenbergbau  vorkommen  kann  und  vorgekommen 
ist,  dafe  die  Befriedigung  ganz  oder  teilweise  hinterher  vereitelt  wird,  weil 
die  Grube  inzwischen  abgebaut  wird  und  dadurch  oder  wegen  des  Vor- 
handenseins anderer  Gewerkschaftsgläubiger  nicht  mehr  die  genügenden 
Mittel  zur  Befriedigung  des  Grundbesitzers  darbietet.  Einen  Mittelweg 
zwischen  den  Ansprüchen  der  Grundbesitzer  und  Bergwerksbetreiber  hat 
der  Verfasser  in  seinem  Entwürfe  eines  deutschen  Berggesetzes,  wie 
folgt,  vorgeschlagen: 

„Wenn  gewifs  ist,  dafs  der  Bergbaubetrieb  eine  die  Benutzung  der 
Oberfläche  ganz  oder  teilweise  ausschließende  Beschädigung  zur  Folge 
haben  wird,  so  hat  die  Bergbehörde  den  Bergbaubetrieb  zu  untersagen, 
bis  die  von  der  oberen  Bergbehörde  festgesetzte,  der  Höhe  des  mut- 
mafslichen  Schadensersatzes  entsprechende  Sicherheitsleistung  hinter- 
legt ist." 

§  8.    Die  Gewerkschaft. 

Allgemeines.  In  den  Ländern,  wo  die  Bergwerksmineralien  dem 
Grundeigentümer  gehören,  giebt  es  kein  Sonderrecht  für  die  Verhält- 
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nisse  mehrerer  Bergwerksbetreiber  unter  einander.  Das  Gleiche  gilt 
flir  das  französische  Recht.  Dagegen  bestehen  für  mehrere  Mitbeteiligte 
an  einem  Bergwerk  singulare  Rechtsvorschriften  im  deutschen,  preufsi- 
schen,  sächsischen  und  österreichischen  Bergrechte. 

Nach  heutigem  Rechte  bilden  mehrere  an  einem  gewerblichen 
Unternehmen  beteiligte  Personen  keine  Körperschaft  mit  selbständiger 
Rechtspersönlichkeit;  sie  werden  aus  Rechtsgeschäften,  die  in  Betreibung 
des  Unternehmens  abgeschlossen  werden,  unmittelbar  und  persönlich 
berechtigt  UDd  verpflichtet.  Mehrere  an  einem  Bergwerke  Beteiligte 
bilden  dagegen  nach  preufeischem,  sächsischem  und  österreichischem 
Bergrechte  kraft  des  Gesetzes  ein  selbständiges  einheitliches  Rechts- 
subjekt, die  Gewerkschaft.  Die  Mitglieder  einer  Gewerkschaft  (Ge- 
werken)  werden  aus  den  Rechtsgeschäften,  die  in  Bezug  auf  den  Berg- 
werksbetrieb entstehen,  unmittelbar  und  persönlich  weder  berechtigt 
noch  verpflichtet.  Sie  haften  aus  solchen  Rechtsgeschäften  Dritter  über- 
haupt nicht  und  können  nur  von  der  Gewerkschaft  in  Höhe  der  von 
dieser  ausgeschriebenen  Beiträge  in  Anspruch  genommen  werden.  Auch 
von  dieser  Beitragsverpflichtung  können  sie  sich  befreien,  wenn  sie 
auf  ihre  Anteile  am  Unternehmen  (Kuxe)  verzichten.  Die  Befreiung 
von  unmittelbarer  Haftung  gegenüber  den  Gewerksohaftsgläubigern  und 
die  Befugnis,  sich  durch  Preisgabe  ihrer  Beteiligung  auch  der  Gewerk- 
schaft gegenüber  jeder  weiteren  Verbindlichkeit  zu  entziehen,  stellen 
die  hauptsächlichsten  beiden  Rechtssätze  dar,  durch  w eiche  die  Ge- 
werkschaftsform so  beliebt  geworden  ist. 

Der  Unterschied  zwischen  Gewericschaft  und  Aktiengesellschaft. 
Die  charakteristischen  Eigentümlichkeiten  der  Gewerkschaft  sind  in 
den  beiden  vorgenannten  Rechtssätzen  nicht  erschöpft.  Auch  der  Aktionär 
wird  aus  den  Namens  der  Aktiengesellschaft  abgeschlossenen  Rechts- 
geschäften unmittelbar  weder  berechtigt  noch  verpflichtet,  und  insoweit 
besteht  eine  Ähnlichkeit  zwischen  der  Aktiengesellschaft  und  Gewerk- 
schaft. In  anderen  Dingen  ist  aber  die  Aktiengesellschaft  wesent- 
lich verschieden  von  der  Gewerkschaft.  Die  zahlreichen  Unterschiede 
lassen  sich  auf  den  einen  Umstand  zurückführen:  die  Aktiengesell- 
schaft ist  eine  Vereinigung  von  Kapitalien,  die  Gewerkschaft  eine 
Vereinigung  von  Personen.  Träger  der  juristischen  Persönlichkeit  ist 
bei  der  Aktiengesellschaft  ein  Zw  eck  vermögen,  bei  der  Gewerk- 
schaft eine  Personenvereinigung.  Daher  entsteht  die  Aktienge- 
sellschaft nicht  eher,  als  bis  der  Eingang  des  Grundkapitals  gesichert 
(voll  übernommen  oder  voll  gezeichnet  und  zu  einem  bestimmten  Teile 
eingezahlt)  ist ,  während  die  Gewerkschaft  gebildet  ist,  sobald  mehrere 
Mitbeteiligte  am  Bergwerke  vorhanden  sind  (preufs.  Bergges.  §  94,  bayer. 
Art.  85,  sächsisches  §§  8  ff.).  Der  Aktionär  schiefst  gleich  zu  Anfang  des 
Unternehmens  ein  bestimmtes,  seine  Rechte  und  Pflichten  begrenzen- 
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des  Kapital  ein,  der  Gewerke  braucht  zuerst  nichts  zu  bezahlen,  er 
leistet  vor  und  nach  je  nach  Bedarf;  er  empfängt  aber  in  dem  Aus- 
beuten auch  seine  Einlagen  wieder  zurück,  während  der  Aktionär  eine 
Rückzahlung  aus  dem  Grundkapital  während  der  Dauer  des  Unter- 
nehmens nicht  erhalten  kann,  sondern  nur  an  dem  Reingewinn  teil- 
nimmt. Da  der  Bergbau  auf  unbestimmte  und  laufende  Zuschüsse  an- 
gewiesen ist,  so  erklärt  sich,  dafe  die  Gewerkschaft  für  bergmännische 
Betriebe  vielfach  der  Aktiengesellschaft  vorgezogen  wird,  zumal  da 
die  Errichtung  einer  Aktiengesellschaft  formelle  und  wegen  des  Nach- 
weises der  Zeichnung  des  vollen  und  der  Einzahlung  eines  Teils  des 
Grundkapitals  zugleich  sachliche  Schwierigkeiten  bereitet.  Ferner 
lassen  sich  die  für  Aktiengesellschaften  vorgeschriebenen  Bestimmungen 
über  die  Bilanz  fQr  bergbauliche  Unternehmungen  oft  schwer  durch- 
führen. 

Die  Gewerkschaft  hat  juristische  Persönlichkeit. 

Die  Entstehung  der  Gewerkschaft  Das  sächsische  Berggesetz  be- 
stimmt, dafs  Gewerkschaften  zu  ihrer  Begründung  der  ausdrücklichen 
Genehmigung  ihrer  Statuten  durch  die  Staatsregierung  bedürfen.  Nach 
preufsischem  Bergrecht  entsteht  die  Gewerkschaft  ohne  äufserlich  er- 
kennbaren Akt,  nämlich  kraft  des  Gesetzes,  wenn  mehrere  Mit- 
beteiligte am  Bergwerke  vorhanden  sind;  es  sei  denn,  dafs  die  Rechts- 
verhältnisse der  Mitbeteiligten  durch  Vertrag  oder  sonstige  Willens- 
erklärung in  gerichtlicher  oder  notarieller  Form  anderweitig  geregelt 
sind,  oder  dafs  das  Bergwerk  zu  einer  ungeteilten  Erbschaft  oder  einer 
sonstigen  gemeinschaftlichen  Masse  (ehelicher  Gütergemeinschaft,  Kon- 
kursmasse) gehört.  Diese  Vorschrift  des  preufsischen  Bergrechts  ist  sin- 
gulärer  Art,  da  sonst  juristische  Personen,  namentlich  wenn  sie  Erwerbs- 
zwecken dienen,  nur  durch  äufserlich  erkennbaren  Akt  entstehen,  z.  B. 
die  Aktiengesellschaft  durch  die  Eintragung  in  das  Handelsregister, 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  erst  durch  die  Eintragung  des 
Gesellschaftsvertrags  in  das  Genossenschaftsregister  u.  s.  w.  Der  preufei- 
sche  Standpunkt  erscheint  aus  Gründen  der  Rechtssicherheit  ausser- 
ordentlich bedenklich.  Denn  jeder,  der  mit  einem  Alleineigentümer 
eines  Bergwerks  in  Beziehung  auf  den  Bergwerksbetrieb  laufende 
Verträge  abschliefst  oder  abzuschliefsen  glaubt,  ist  in  Preu&en  der  Ge- 
fahr ausgesetzt,  seine  Rechte  aus  diesen  Verträgen  zu  verlieren  oder 
in  ihrer  Verfolgung  behindert  zu  sein.  Denn,  ohne  dafs  er  solches 
wußte  und  zu  wissen  in  der  Lage  war,  kann  sein  Vertragsgenosse 
durch  Mitbeteiligung  eines  Dritten  am  Bergwerke  eine  Gewerkschaft 
errichtet  und  dadurch  bewirkt  haben,  dafe  Ansprüche  aus  Verträgen, 
die  erst  nach  der  Mitbeteiligung  entstanden  sind,  nur  noch  gegen  die 
vielleicht  zahlungsunfähige  und  vielleicht  deshalb  errichtete  Gewerk- 
schaft geltend  gemacht  werden  dürfen.    Oder  jemand  ist  als  Allein- 
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cigentümer  eines  Bergwerks  bekannt,  bat  indes  durch  Mitbeteiligung 
eines  Dritten  (Strohmanns)  heimlich  eine  Gewerkschaft  gebildet.  Er 
wird  aus  seinem  Vertrage  belangt,  den  er  nach  dem  Zeitpunkte  der 
Gewerkschaftsbildung  vorgenommen  hat.  Alsdann  schützt  er  diese  vor, 
und  die  Klage  wird  abgewiesen. 

Ein  Geiverkschaftsvertrag  (Statut)  ist  im  sächsischen  Berggesetze 
vorgeschrieben.  Dies  entspricht  dem  für  Aktiengesellschaften,  Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haf- 
tung u.  s.  w.  geltenden  Rechte  und  erscheint  als  ein  Gebot  der  Rechts- 
sicherheit. Nach  preufeischem  Recht  steht  es  im  Belieben  der  Mitbe- 
teiligten (Gewerken),  ob  sie  einen  Gewerkschaftsvertrag  (Statut)  errichten 
wollen  oder  nicht.  Die  Errichtung  wie  die  Abänderung  eines  Statuts 
bedarf  der  Zustimmung  von  wenigstens  drei  Vierteilen  aller  vorhandenen 
Anteile  (Kuxe)  und  der  Bestätigung  der  Bergbehörde.  Bei  Prüfung  des 
Statuts  hat  die  Behörde  darauf  zu  sehen,  dafs  die  Minderheit  nicht 
jeder  Vergewaltigung  durch  die  Mehrheit  preisgegeben  wird,  und  dafs 
die  Vertretung  der  Gewerkschaft  Dritten  gegenüber  klar  geregelt  ist. 
Die  Gewerkschaft  führt  den  Namen  des  Bergwerks,  sofern  sie  sich 
nicht  in  dem  Statut  einen  anderen  Namen  gewählt  hat.  Das  Bergwerk 
kann  von  der  Gewerkschaft  nur  als  Ganzes  mit  Hypotheken  und  ding- 
lichen Lasten  beschwert  werden. 

Die  Haftung  der  Gewerkschaft.  Für  die  Verbindlichkeiten  der 
Gewerkschaft  haftet  nur  das  Vermögen  derselben,  nicht  das  Vermögen 
der  einzelnen  Gewerken. 

Durch  das  Ausscheiden  einzelner  Gewerken  wird  die  Gewerkschaft 
nicht  aufgelöst.  Auch  können  einzelne  Gewerke  nicht  auf  Teilung 
klagen ;  die  Gewerken  nehmen  nach  dem  Verhältnis  ihrer  Kuxe  an  dem 
Gewinn  und  Verlust  teil.  Sie  sind  verpflichtet,  die  Leistungen,  welche 
zur  Erfüllung  der  Schuldverbindlichkeiten  der  Gewerkschaft  und  zum 
Betriebe  erforderlich  sind,  nach  Verhältnis  ihrer  Anteile  zu  zahlen. 

Das  Stimmrecht  der  Gewerken  wird  nach  Anteilen,  nicht  nach 
Personen  ausgeübt;  Gewerken,  die  nicht  im  Deutschen  Reiche  wohnen, 
haben  zur  Empfangnahme  der  Einladungen  einen  dort  wohnenden  Be- 
vollmächtigten zu  bestellen.  Ist  dies  nicht  geschehen,  so  genügt  ein 
vierzehntägiger  Aushang  im  Amtsraume  der  Bergbehörde.  Dasselbe  gilt 
bei  Gewerken,  deren  Rechtsnachfolger  oder  Wohnort  unbekannt  sind. 

Die  GewerJcenversammlung.  Zur  Gültigkeit  des  Beschlusses  einer 
Gewerkschaft  ist  erforderlich,  dafe  alle  Gewerken  in  einer  Gewerken- 
versammlung  anwesend  oder  unter  Angabe  des  zu  verhandelnden  Gegen- 
standes zu  einer  Gewerkenversammlung  eingeladen  werden.  Die 
Ladungen  erfolgen  durch  den  Repräsentanten  oder  Grubenvorstand, 
in  gewissen  Fällen  durch  die  Bergbehörde.  Die  Beschlüsse  werden  — 
abgesehen  von  den  später  zu   erwähnenden  Ausnahmefällen  —  in  der 
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beschlufsf&higen  Gewerkenversammlung  mit  einfacher  Stimmenmehrheit 
gefafst.  Das  Stimmrecht  wird  nach  Kuxen,  nicht  nach  Personen  aus- 
geübt. Besohlufsfas8iing  durch  Zirkulare  oder  Briefwechsel  ist  ausge- 
schlossen. Doch  ersetzt  die  einstimmige  schriftliche  Erklärung  aller 
Gewerken  einen  Gewerkenversammlungsbeschlufe.  Beschlußfähig  ist 
die  erste  Versammlung,  wenn  die  Mehrheit  aller  Anteile  vertreten  ist. 
Die  Gewerken  können  sich  durch  Mitgewerken,  und  wenn  das  Statut 
nicht  entgegensteht,  auch  durch  Nichtgewerken  in  den  Generalversamm- 
lungen vertreten  lassen.  Die  Vollmacht  mufs  der  Vertreter  in  beweisender 
Form  zur  Stelle  haben.  Spätere  Beibringung  der  Vollmacht  gentigt 
nicht.  Ist  die  Mehrheit  aller  Anteile  nicht  vertreten,  so  sind  sämtliche 
Gewerken  zu  einer  zweiten  Versammlung  einzuladen.  Die  zweite  Ver- 
sammlung ist  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  vertretenen  Kuxe  be- 
schlufsfahig.  Diese  Folge  mufs  jedoch,  wenn  sie  eintreten  soll,  in  der 
Einladung  angegeben  werden.  Über  jede  Gewerkenversammlung  ist 
ein  Protokoll  aufzunehmen.  Zur  Gültigkeit  des  Protokolls  genügt  die 
einfache  schriftliche  Form.  Die  gerichtliche  oder  notarielle  Form  ist 
bei  später  erwähnten  Ausnahmefällen  notwendig.  Eine  Mehrheit  von 
drei  Vierteilen  aller  vorhandenen  —  nicht  blofs  der  vertretenen  — 
Kuxe  ist  erforderlich  zu  Beschlüssen,  durch  welche  über  den  Gegen- 
stand der  Verleihung-Substanz  des  Bergwerks-  ganz  oder  teilweise  ver- 
fügt werden  soll.  Dies  gilt  insbesondere  von  den  Fällen  des  Verkaufs, 
des  Tausches,  der  Verpfändung  und  der  sonstigen  dinglichen  Belastung 
des  Bergwerks,  sowie  der  Überlassung  der  Ausbeutung  gegen  Entgeld. 
Zu  Verfügungen  über  das  verliehene  Bergwerkseigentum  durch  Ver- 
zicht oder  Schenkung  ist  Einstimmigkeit  erforderlich. 

Das  Klagerecht  der  Gewerken.  Binnen  längstens  vier  Wochen  vom 
Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  ein  Gewerkschaftsbeschlufs  gefafst  ist, 
kann  jeder  Gewerke  die  Entscheidung  des  Gerichts  darüber  anrufen, 
ob  der  Besohlufs  zum  Besten  der  Gewerkschaft  gereicht,  und  gegen 
die  Gewerkschaft  auf  Aufhebung  des  Beschlusses  klagen.  Durch  das 
Statut  kann  bestimmt  werden,  dafs  die  Entscheidung  dieser  Frage 
durch  ein  Schiedsgericht  erfolge.  Macht  ein  Gewerke  von  seinem 
Rechte  Gebrauch,  was  sowohl  durch  Klage  wie  durch  Einrede  ge- 
schehen kann,  so  liegt  der  Gewerkschaft  d.  i.  der  Mehrheit  die  Ver- 
pflichtung ob,  nachzuweisen,  dafs  der  Beschlufs  zum  Besten  der  Gewerk- 
schaft gereiche.  Die  Anstellung  der  Klage  hat  indes  nur  dann  auf- 
schiebende Wirkung,  wenn  es  sich  um  Verfügungen  über  die  Substanz 
oder  um  die  Ausschreibung  von  Beiträgen  handelt.  Fälle,  in  denen 
das  Klagerecht  eines  Gewerken  wirksam  ist,  liegen  z.  B.  vor,  wenn 
die  Mehrheit  der  Kuxe  einer  Fabrik  oder  sonst  einem  Einzelnen  gehört 
und  zum  Vorteile  dieses  Einzelnen,  zum  Nachteile  der  Gesamtheit,  ver- 
fügt wird,  z.  B.  die  Bergwerksprodukte  der  Fabrik  zu  billig  verkauft 
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oder  Anlagen  auf  Kosten  der  Gewerkschaft  gemacht  werden,  die  weni- 
ger dieser  als  der  Fabrik  zu  gute  kommen.  Dringt  ein  Gewerke  mit 
seiner  Klage  durch,  so  wirkt  das  Erkenntnis  auch  für  die  übrigen 
Gewerken.  Nur  die  Aufhebung  solcher  Beschlüsse  ist  statthaft,  durch 
die  an  der  bisherigen  Sachlage  etwas  geändert  wird. 

Die  Vertretung  der  GetverJcschaft  Jede  Gewerkschaft  ist  ver- 
pflichtet, einem  im  deutschen  Reiche  wohnenden  Repräsentanten 
zu  bestellen  und  der  Bergbehörde  namhaft  zu  machen.  Statt  eines 
einzelnen  Repräsentanten  kann  die  Gewerkschaft  jedoch  einen  aus  zwei 
oder  mehreren  Personen  bestehenden  Grubenvorstand  bestellen. 
Zum  Repräsentanten  oder  Grubenvorstandsmitgliede  können  Gewerken 
wie  Nichtgewerken  gewählt  werden.  Gewerken,  die  als  Repräsentant 
oder  Grubenvorstandsmitglieder  gewählt  sind,  verlieren  ihr  Stimmrecht 
als  Gewerken  nicht.  Repräsentanten  und  Grubenvorstandsmitglieder 
müssen  verfügungs fähig  sein;  sie  können  Männer  oder  Frauen 
sein.  Ist  ein  Grubenvorstand  bestellt,  so  mtlssen  dessen  Mitglieder, 
wenn  das  Statut  nichts  anderes  bestimmt,  samt  und  sonders  handeln, 
um  die  Gewerkschaft  zu  verpflichten.  Die  Wahl  erfolgt  in  einer  be- 
schlufsfiüiigen  Gewerkenversammlung.  Über  die  Wahlhandlung  ist  eine 
gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde  aufzunehmen.  Eine  Ausfertigung 
derselben  dient  dem  Repräsentanten  oder  Grubenbesitzer  zur  Legitima- 
tion. Die  Bergbehörden  stellen  solche  Legitimationen  nach  heutigem 
Rechte  nicht  mehr  aus,  obgleich  sie  von  jeder  Repräsentantenbestellung 
Kenntnis  erhalten  und  nehmen. 

Beschränkungen  der  Vollmacht  eines  Gewerkschaftsvertreters  mit 
Wirksamkeit  gegen  Dritte  lä&t  das  sächsische  Berggesetz  nicht 
zu.  Nach  preufsischem  Recht  ist  die  Vertretungsbefugnis  des  Gruben- 
repräsentanten und  des  Grubenvorstandes  beschränkt.  In  Fällen,  in  denen 
es  sich  um  die  Verfügung  über  die  Substanz  des  Bergwerks  oder  um 
die  Einziehung  gewerkschaftlicher  Beiträge  handelt,  bedürfen  sie  eines 
besonderen  Auftrages  der  Gewerkenversammlung.  Die  Gewerken  können 
die  Vertretungsbefugnis  des  Repräsentanten  und  Grubenvorstandes  er- 
weitern und  beschränken.  Solche  Festsetzungen  sind  auch  Dritten 
gegenüber  rechtswirksam,  wenn  sie  in  die  Legitimation  aufgenommen 
sind.  Nur  darf  dem  Repräsentanten  oder  Grubenvorstand  die  Ver- 
tretung der  Gewerkschaft  bei  den  Verhandlungen  mit  der  Bergbehörde, 
mit  dem  Knappschaftsverein  und  anderen  sich  auf  den  Bergbau  be- 
ziehenden Instituten,  sowie  in  den  gegen  sie  angestellten  Prozessen  und 
die  Eidesleistung  in  solchen  nicht  entzogen  werden.  Dritte,  die  mit  der 
Gewerkschaft  Verträge  abschliefsen  und  nicht  sowohl  die  Vorschriften 
des  Berggesetzes  als  auch  die  Legitimation  des  Repräsentanten  oder 
Grubenvorstandes  genau  kennen,  sind  somit  der  Gefahr  ausgesetzt,  dafs 
das  von  dem  Vertreter  der  Gewerkschaft  in  deren  Namen  abgeschlossene 
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Geschäft  diese  nicht  verpflichtet,  weil  die  Vertretungsbefugnis  bezüglich 
solcher  Vorträge  gesetzlich  gefehlt  hat  oder  durch  einen  in  die  Legi- 
timation eingetretenen  Gewerkenbeschlnfs  besonders  aufgehoben  war. 

Abweichend  hiervon  ist  das  Recht  der  Aktiengesellschaften  (Handels- 
gesetzbuch Art.  231)  und  der  Erwerbs-  und  Wirtsohaftsgenossenschaften 
(Genossenschaftsgesetz  §  27),  in  Ansehung  derer  der  Satz  gilt:  „Be- 
schränkungen der  Vollmacht  des  Vorstands  haben  Dritten  gegenüber 
keine  rechtliche  Wirkung".  Noch  mehr  als  durch  die  Beschränkungen 
der  Vertretungsbefugnis  werden  die  Verkehrsfähigkeit  und  die  Kredit- 
fähigkeit der  Gewerkschaft  dadurch  gefährdet,  dafs  Beginn  und  Er- 
löschen der  Vertretung  nach  dem  preu&ischen  Bergrechte  sich  ebenso  wie 
die  Entstehung  einer  Gewerkschaft  ganz  im  Verborgenen  abspielen. 
Das  Handelsgesetzbuch  (Art.  228,  233)  verlangt,  dafs  der  Vorstand  der 
Aktiengesellschaft  und  jede  in  seiner  Zusammensetzung  eintretende 
Änderung  dem  Gerichte  behufs  der  Registereintragung  angemeldet  wer- 
den müssen;  uneingetragene  oder  eingetragene,  aber  nicht  öffentlich 
bekannt  gemachte  Änderungen  können  Dritten  nur  dann  entgegenge- 
setzt werden,  wenn  bewiesen  wird,  dafs  sie  denselben  bei  Vornahme 
des  Rechtsgeschäfts  bekannt  waren.  Entsprechende  Vorschriften  finden 
sich  im  Genossenschaftsgesetz  §§  28,  29,  Hilfskassengesetz  §  17,  der 
Gewerbeordnung  §  101  u.  a.  a.  0.  Das  sächsische  Berggesetz  §  16  schreibt 
vor,  dafs  alle  Bergbau  treibenden  Gesellschaften  ihre  Vertreter  und  die 
bei  denselben  vorkommenden  Veränderungen  dem  Bergamte  anzu- 
zeigen haben. 

Der  Repräsentant  oder  Grubenvorstand  beruft  die  Gewerkenver- 
sammlungen.  Er  mufs,  wenn  das  Bergwerk  im  Betrieb  ist,  alljährlich 
eine  Gewerkenversammlung  berufen  und  derselben  eine  vollständig  be- 
legte Verwaltungsrechnung  vorlegen.  Er  darf  über  diese  in  der  Ge- 
werkenversammlung mit  abstimmen,  wenn  er  Gewerke  ist.  Der  Repräsen- 
tant oder  Grubenvorstand  ist  zur  Berufung  einer  Gewerkenversammlung 
verpflichtet,  wenn  dies  die  Eigentümer  von  wenigstens  einem  Vierteile 
aller  Kuxe  verlangen.  Unterläfst  er  die  Berufung,  so  erfolgt  sie  durch 
die  Bergbehörde  auf  den  an  sie  gerichteten  Antrag.  Zur  Vornahme 
der  Wahl  eines  Repräsentanten  oder  Grubenvorstandes  oder  zur  Be- 
schlufsfassung  über  den  Widerruf  der  erfolgten  Bestellung  kann  die 
Bergbehörde  auf  den  an  sie  gerichteten  Antrag  eine  Gewerkenversamm- 
lung berufen. 

Der  Repräsentant  oder  die  Mitglieder  des  Grubenvorstandes  sind 
aus  den  von  ihnen  für  die  Gewerkschaft  vorgenommenen  Rechtshand- 
lungen Dritten  gegenüber  persönlich  nicht  verpflichtet  noch  berechtigt. 
Handeln  sie  aufser  den  Grenzen  ihres  Auftrages  oder  den  gesetzlichen 
Vorschriften  entgegen,  so  haften  sie  persönlich  für  den  dadurch  Dritten 
oder  der  Gewerkschaft  entstandenen  Schaden. 
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Die  Bergbehörde  ist  befugt,  eine  Gewerkschaft  aufzufordern,  inner- 
halb dreier  Monate  einen  Repräsentanten  oder  einen  Grubenvorstand  zu 
bestellen.  Wird  dieser  Aufforderung  nicht  entsprochen,  so  kann  die 
Bergbehörde  bis  dahin,  dafs  dies  geschieht,  einen  (sog.  interimistischen) 
Repräsentanten  bestellen  und  ihm  eine  angemessene,  von  der  Gewerk- 
schaft aufzubringende  Belohnung  zusichern.  Ein  solcher  Repräsentant 
vertritt  die  Gewerkschaft  vor  Gericht  und  der  Bergbehörde,  führt  das 
Gewerkenbuch,  fertigt  die  Kuxscheine  aus,  hat  Rechnung  zu  legen, 
Gewerkversammlungen  einzuberufen  und  Zustellungen  ftir  die  Gewerk- 
schaft in  Empfang  zu  nehmen.  Die  Bergbehörde  kann  seine  Befugnisse 
einschränken. 

Die  Bestellung  eines  Repräsentanten  oder  Grubenvorstandes  ist  jeder- 
zeit widerruflich,  unbeschadet  der  Entschädigungspflicht  aus  bestehenden 
Verträgen.  In  der  Wahl  eines  neuen  Repräsentanten  oder  Grubenvor- 
standes ist  stillschweigend  der  Widerruf  der  alten  Wahl  enthalten. 

Ältere  und  neue  Getverlcschaftm.  Die  Gewerkschaften  des  preufsi- 
schen  Rechts  werden  in  die  des  älteren  und  die  des  neueren  Rechts 
eingeteilt.  Die  ersten  sind  die  vor  dem  Inkrafttreten  des  jetzt  giltigen 
Berggesetzes,  d.  i.  vor  dem  1.  Oktober  1865  entstandenen,  die  anderen 
sind  die  später  entstandenen.  Die  ersten  haben  nur  in  sehr  einge- 
schränktem Mafse  die  Eigenschaft  juristischer  Personen;  diese  steht 
ihnen  nur  insoweit  zu,  als  sie  ftlr  die  nach  dem  1.  Okt.  1865  ent- 
standenen Verbindlichkeiten  nur  mit  dem  Gewerkschaftsvermögen  haften, 
und  als  sie  durch  die  Praxis  für  befähigt  erachtet  werden,  als  Gewerk- 
schaft, wenigstens  soweit  solches  für  den  Bergwerksbetrieb  in  Frage 
kommt,  Eigentum  aller  Art,  insbesondere  Bergwerkseigentum  zu  be- 
sitzen und  zu  erwerben.  Die  Gewerkschaft  älteren  Rechts  wird  wie 
die  des  neueren  Rechts  in  Kuxe  geteilt;  doch  steht  bei  ihr  die  Zahl 
ein  für  allemal  gesetzlich  fest,  während  sie  bei  der  Gewerkschaft 
des  neueren  Rechts  durch  Statut  abgeändert  werden  kann.  Die  Zahl 
der  Kuxe  bei  den  älteren  Gewerkschaften  ist  in  den  verschiedenen 
Rechtsgebieten  verschieden.  Im  Geltungsgebiete  des  allgemeinen  Land- 
rechts Tl.  II  Tit.  16  §  133  ist  jedes  verliehene  Bergwerk  in  128  ge- 
werkschaftliche oder  zu  verzubufsende  Kuxe  geteilt;  aufser  diesen  sind 
(§  134)  zwei  Kuxe  dem  Grundherrn  und  zwei  der  Kirche  und  Schule, 
unter  deren  Sprengel  die  Grube  („Zeche")  liegt,  frei  mitzubauen;  da- 
nach haben  landrechtliche  Gewerkschaften  im  ganzen  132  Kuxe.  Im 
Geltungsgebiete  der  revidierten  cleve- märkischen  Bergordnung  vom 
29.  April  1766  bestehen  die  Gewerkschaften  aus  128  gewerkschaftlichen 
oder  zu  verzubufsenden  Kuxen,  zwei  Freikuxen  für  den,  auf  dessen 
Grund  und  Boden  das  Bergwerk  liegt,  und  zwei  Freikuxen  zur  Er- 
haltung der  Kirche  und  Schule.  Bei  Steinkohlenbergwerken  tritt  an 
die  Stelle  der  zwei  Grundkuxe  die  Tradde,  eine  Bruttoabgabe,  bestehend 
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ia  dem  65.  oder  130.  Fafe  je  nach  Beschaffenheit  des  zum  Bergban  be- 
nutzten Bodens. 

Im  Geltangsgebiete  der  revidierten  sohlesischen  Bergordnung  vom 
5.  Juni  1769  und  der  revidierten  magdeburg-halberst&dtischen  Berg- 
ordnung vom  7.  Dezember  1772  besteben  die  Bergwerke  aus  122  ge- 
werkschaftlichen oder  zu  verzububenden  Kuxen,  zwei  Freikuxen  ftr 
den  Grundherrn  und  zwei  Freikuxen  zur  Erhaltung  der  Kirche  und 
Schule. 

Die  im  allgemeinen  Landreobte,  der  oleve-märkisoben,  der  sohle- 
sischen und  der  magdeburg-balberstädtisohen  Bergordnung  noch  auiser- 
•  dem  angeordneten  zwei  Freikuxe  ftir  die  Knappschafts-  oder  Armen- 
kasse sind  durch  §  4  des  Knappschaftskassengesetzes  vom  10.  April  1854 
aufgehoben  und  daher  vorstehend  bei  der  Angabe  der  Kuxzabl  aufser 
Ansatz  geblieben.  Sie  sind  aber  mitzuzählen  bei  Berechnung  des  Aus- 
beuteanteils der  Freikuxe,  sodaJh  dieser  im  Geltungsgebiete  des  allge- 
meinen Landrechts  und  der  oleve-märkisehen  Bergordnung  2/m  (nicht 
2/i32  oder  V«  28),  im  Gebiete  der  schlesischen  und  der  halberstädtischen 
Bergordnung  2/m  beträgt. 

Die  Kuxe  der  Gewerkschaften  älteren  Rechts  haben  die  rechtliche 
Natur  unbeweglicher  Sachen;  sie  werden  mit  ihren  Eigentümern  im 
Grundbuch  eingetragen  und  wie  unbewegliches  Eigentum  veräuüsert. 
Sie  werden  also  durch  Auflassung  und  Eintragung  im  Grundbuch  er- 
worben; Pfandrechte  an  ihnen  werden  durch  Eintragung  einer  Hypo- 
thek oder  Grundgchuld  im  Grundbuch  bestellt. 

Die  bei  Inkrafttreten  des  preußischen  Berggesetzes  am  1.  Oktober 
1865  bestandene  Kux(unter)einteilung  (oft  in  Millionstel)  bleibt  bestehen, 
jedoch  kann  seit  dem  bezeichneten  Zeitpunkte  ein  Kux  nur  noch  in 
Zehnteile  geteilt  werden. 

Eine  Verpfandung  des  ganzen  einer  Gewerkschaft  des  älteren 
Rechts  gehörigen  Bergwerkes  durch  Mehrheitsbeschlufs  d.  i.  durch  drei 
Vierteile  aller  vorhandenen  Anteile  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  die 
einzelnen  Kuxe  nicht  mit  Hypotheken  oder  Grundschulden  belastet  sind. 
Anderenfalls  ist  Einstimmigkeit  erforderlich. 

Die  Kuxe  der  Gewerkschaften  des  neueren  Rechts  haben  die  recht- 
liche Natur  beweglicher  Sachen;  sie  werden  abgesehen  von  einem 
später  zu  erwähnenden  Ausnahmefall  nicht  in  das  Grundbuch  sondern 
in  ein  Gewerkenbuch  eingetragen,  dieses  ist  in  Preufsen  durch  den 
Repräsentanten  oder  Grubenvorstand  zu  führen.  Die  Zahl  der  gewerk- 
schaftlichen Anteile  —  Kuxe  —  beträgt  bei  Gewerkschaften  neueren 
Rechts  hundert.  Dnrch  das  Statut  kann  die  Zahl  auf  tausend  festge- 
setzt werden.  Eine  derartige  Statutbestimmung  wird  neuerdings  nur 
in  dem  Falle  von  der  Bergbehörde  bestätigt,  dafs  es  sich  um  ein  wert- 
volleres Bergwerk  handelt.   Die  Kuxe  der  Gewerkschaft  neueren  Rechts. 
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sind  unteilbar  und  haben  die  Eigenschaft  beweglicher  Sachen.  Wer 
im  Grund-  oder  Gewerkenbuehe  als  Eigentümer  der  Kuxe  verzeichiet 
ist,  wird  der  Gewerkschaft  gegenüber  bei  Ausübung  seiner  Rechte  als 
solcher  angesehen.  Bei  freiwilligen  Verankerungen  von  Kuxen  bleibt 
der  seitherige  Eigentümer  derselben  der  Gewerkschaft  filr  die  Beiträge 
verpflichtet,  deren  Erhebung  die  Gewerkschaft  beschlossen  hat,  bevor 
die  Umschreibung  der  Kuxe  (bei  beweglichen  Kuxen  im  Gewerken- 
buehe, bei  unbeweglichen  im  Grundbuche)  beantragt  ist.  Die  Verpfändung 
der  beweglichen  Kuxe  geschieht  durch  Übergabe  des  Kuxscheins  auf 
Grund  eines  schriftlichen  Vertrages ;  die  Übertragung  beweglicher  Kuxe 
erfolgt  durch  einfache  schriftliche  Cession.  Der  Cedent  ist  zur  Aus- 
händigung des  Kuxscheins  und,  wenn  dieser  verloren  ist,  zur  Beschaffung 
des  Aufgebotsurteils  auf  seine  Kosten  verpflichtet.  Die  Umschreibung 
beweglicher  Kuxe  im  Gewerkenbuehe  darf  nur  auf  Grund  der  Über- 
tragungsurkunde und  gegen  Vorlegung  des  Kuxscheins  oder  des  Auf- 
gebotsurteils erfolgen.  Für  das  Aufgebotsverfahren  bei  Kuxscheinen 
sind  die  ordentlichen  Gerichte  zustänig.  Malsgebend  sind  die  Vorschriften 
der  Reichs-Civilprozefsordnung. 

Die  Umwandlvmg  älterer  Gewerkschaften.  Gewerkschaften  des 
älteren  Rechts  können  sich  in  solche  des  neueren  Rechts  unwandeln. 
Dazu  ißt  ein  Beschluß  notwendig,  dem  wenigstens  drei  Vierteile  aller 
vorhandenen  Kuxe  zugestimmt  haben  müssen.  Den  Gläubigern  der  auf 
den  älteren  Kuxen  haftenden  Lasten  ist  der  (Mobilisierungs-)Beschlufs 
mitzuteilen.  Sie  sind  berechtigt,  ihre  Befriedigung  vor  der  Verfallzeit 
binnen  drei  Monaten  zu  verlangen,  soweit  dies  die  Natur  ihres  An- 
spruchs gestattet.  Machen  sie  von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch,  so 
haften  ihnen  die  neuen  Kuxe,  die  an  die  Stelle  der  verhafteten  älteren 
getreten  sind.  Der  Mobilisierungsbeschlufs  bedarf  der  Bestätigung  der 
Bergbehörde.  Diese  wie  jener  sind  öffentlich  bekannt  zu  machen.  Die 
Zahl  der  mobilisierten  Kuxe  kann  auf  100  oder  1000  und  sofern  der 
vorbezeiohneten  Einteilung  aufsergewöhnliche  Schwierigkeiten  entgegen- 
stehen, mit  Genehmigung  der  obersten  Bergbehörde  ausnahmsweise  auf 
eine  andere  Zahl  (z.  B.  bei  der  Mansfeldschen  Kupfersohieferbauenden 
Gewerkschaft  auf  einige  sechzigtausend)  festgesetzt  werden.  Wenn 
und  solange  infolge  der  Ausführung  eines  Mobilisierungsbeschlusses  An- 
teile einzelner  Gewerken  mit  Pfandrechten,  die  an  die  Stelle  seitheriger 
Hypotheken  getreten,  belastet  sind,  erfolgt  die  Führung  des  Gewerken- 
buchs und  die  Ausfertigung  der  Kuxscheine  durch  den  Grundbuchrichter. 

Die  Zubufse.  Beschliefst  die  Gewerkenversammlung  wegen  Aus- 
dehnung des  Betriebes  oder  wegen  sonstiger  Gründe  die  Ausschreibung 
von  Beiträgen  (ZubuJsen)  und  wird  der  sich  darauf  beziehende  Beschlufs 
nicht  durch  gerichtliche  Klage  binnen  vier  Wochen  angefochten,  so  ist 
die  Zubufse   fällig   und   kann   durch   gerichtliche   Klage   eingefordert 
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werden*  Der  Gewerke  kann  seine  Verurteilung  und  die  Exekution  in 
sein  Vermögen  dadurch  abwenden,  dafe  er  bei  unbeweglichen  Kuxen 
die  Zwangsversteigerung,  bei  beweglichen  unter  Überreichung  des  Kux- 
scheins den  Verkauf  seines  Anteils  behufs  Befriedigung  der  Gewerk- 
schaft freiwillig  anbietet.  Bei  unbeweglichen  Kuxen  hat  er  dieses  Recht 
selbst  in  dem  Falle,  dafa  darauf  Hypotheken  oder  Grundschulden  lasten, 
bei  beweglichen  hat  er  dieses  Recht  in  solchem  Falle  nicht,  da  er  sich 
nur  dann  von  der  persönlichen  Verbindlichkeit  befreien  kann,  wenn  er 
den  Kuxschein  überreicht;  dazu  ist  er  nicht  im  stände,  wenn  er 
durch  dessen  Übergabe  den  Kux  verpfändet  hat.  Nach  dem  früheren 
gemeinen  und  preußischen  Bergrecht  erfolgte  die  Beitreibung  der  rück- 
ständigen Beiträge  durch  das  Retardat-  und  Kaduzierungsverfabren. 
Der  Gewerke  wurde,  falls  er  die  Zahlungsfristen  nicht  innehielt,  in  das 
Retardat  gesetzt  und,  falls  er  auch  dann  nicht  zahlte,  durch  Beschlufo 
des  Bergamts  seiner  Kuxe  verlustig  erklärt  (kaduziert).  Persönlich 
haftete  der  Gewerke  nie.  Seit  dem  Miteigentümergesetz  vom  12«  Hai 
1851  hafteten  im  rechtsrheinischen  Preufsen  die  Gewerken  mit  ihrem 
ganzen  Vermögen  und  solidarisch.  Das  Allgemeine  Berggesetz  v.  J.  1865 
beseitigte  die  solidarische  Haftbarkeit  und  das  Kaduzierungsverfahren, 
sanktionierte  die  persönliche  Haftbarkeit,  die  es  durch  das  Abandon- 
recht (Recht  sich  von  der  persönlichen  Haftung  durch  Verzicht  auf 
weitere  Beteiligung  am  Unternehmen)  milderte.  Die  fttr  das  preuüsische 
Berggesetz  v.  J.  1865  oft  erörterte  Frage,  ob  die  rückständigen  ge- 
werkschaftlichen Beiträge  ein  Vorrecht  bei  der  Zwangsversteigerung 
oder  im  Konkurse  haben,  mufa  seit  dem  Inkrafttreten  der  Reichsjustiz- 
gesetze, d.  i.  seit  dem  1.  Okt.  1879  fllr  die  beweglichen  und  des 
Eigentumserwerbsgesetzes  vom  5.  Mai  1872,  d.  i.  seit  dem  1.  Okt.  1872 
für  die  unbeweglichen  Kuxe  verneint  werden. 

Ist  der  Anteil  unverkäuflich,  so  wird  er  den  anderen  Gewerken 
nach  Verhältnis  ihrer  Anteile  in  ganzen  Kuxen,  soweit  dies  aber  nicht 
möglich  ist,  der  Gewerkschaft  als  solcher  im  Gewerkenbuche  lastenfrei 
zugeschrieben. 

Das  Aufhören  der  Gewerkschaft  Die  bestehenden  Berggesetze 
enthalten  über  das  Aufhören  der  Gewerkschaft  keine  Vorschrift.  Hier- 
aus ergeben  sich  eine  nicht  geringe  Rechtsunsicherheit  und  eine  groCse 
Zahl  von  Streitfragen.  Während  nach  einer  Ansicht  die  Gewerkschaft 
nur  durch  Beschlufs  der  Gewerkschaft  aufhören  soll,  nehmen  andere 
an,  dafe  sie  auch  dann  erlischt,  wenn  das  Bergwerkseigentum  ver- 
äußert ist,  oder  alle  Kuxe  in  eine  Hand  kommen,  oder  der  Konkurs 
über  das  Gewerkschaftsvermögen  eröffnet  wird.  Das  Reichsgericht 
nimmt  an,  dafs  weder  durch  den  Übergang  aller  Kuxe  in  eine  Hand 
noch  durch  die  Veräufserung  des  Bergwerkseigentums  ohne  weiteres 
die  Gewerkschaft  zu  bestehen  aufhöre.    Ferner  fehlt  es  im  positiven 
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Recht  an  Vorschriften  über  die  Liquidation  des  Vermögens  einer  auf- 
gelösten Gewerkschaft. 

Die  BergwerJcsverleihung  als  Voraussetzung  einer  OewerJcschafts- 
begründung.  Nach  preufeichem  Rechte  kann  eine  Gewerkschaft  nur  an 
einem  solchen  Bergwerke  errichtet  werden,  welches  auf  Verleihung  be- 
ruht. Dies  gründet  sich  darauf,  dafs  die  Bevorrechtigungen  der  juristischen 
Persönlichkeit  und  besonders  des  Ausschlusses  der  persönlichen  Haftung 
vom  Gesetzgeber  nur  für  die  Mitbeteiligung  am  regalen  (verliehenen) 
Bergbau  eingeführt  waren,  als  Bevorrechtigungen  nicht  ausdehnend 
interpretiert,  noch  durch  Vereinbarungen  der  Beteiligten  unter  sich  mit 
Rechtswirksamkeit  gegen  Dritte  geschaffen  werden  können.  Wenn  einst 
die  Bevorrechtigungen  der  Gewerkschaft  vom  Regalherrn  wegen  seines 
finanziellen  und  sonstigen  Interesses  am  Regalbergbau  eingeführt  oder 
doch,  wenn  und  soweit  dies  nicht  der  Fall  gewesen  sein  möchte,  auf- 
recht erhalten  sind,  so  möchte  vom  Standpunkte  der  heutigen  Rechts- 
anschauungen  ein  prinzipieller  Grund  nicht  mehr  vorliegen,  den  Berg- 
bau lediglich  um  deswegen  zu  begünstigen,  weil  er  auf  Verleihung 
beruht.  Es  möchte  sich  daher  empfehlen,  die  für  den  verliehenen  Berg- 
bau hergebrachte  priviligierte  Gesellschaftsform  der  Gewerkschaft  auf 
jede  andere  Art  des  Bergbaues  auszudehnen,  wenn  gesetzliche  Vor- 
kehrungen getroffen  werden,  dafs  dadurch  die  Rechtssicherheit  und  das 
Interesse  dritter  Personen  nicht  verletzt  werden.  Auch  hierbei  wie  in 
vielem  anderen  mag  sich  der  Gesetzgeber  das  sächsische  Bergrecht 
zum  Vorbild  nehmen.  Hervorzuheben  ist,  dafs  die  Vorschrift  des  preufsi- 
schen  Rechts,  wonach  nur  ein  verliehenes  Bergwerk  Substrat  einer  Ge- 
werkschaft bilden  kann,  nicht  selten  und  zuweilen  mit  Erfolg  umgangen 
wird.  Man  erwirbt  ein  verliehenes  Bergwerk,  errichtet  dafür  eine  Ge- 
werkschaft und  sodann  erwirbt  diese  Gewerkschaft  die  an  sich  der 
Gewerkschaftsform  unzugängliche  Kohlen -Abbaubereohtigung  in  den 
vormals  kursächsischen  Landesteilen  oder  das  Salzgewinnungsrecht  im 
Gebiete  des  ehemaligen  Königreichs  Hannover. 


IV.  Abschnitt.    Die  Bergpolizei. 


§  1.   Begriff  and  Umfang  der  Bergpolizei. 

Eine  ins  Einzelne  gehende  und  erschöpfende  Aufzählung  der  Auf- 
gaben, die  den  Polzeibehörden  obliegen,  ist  dem  sonstigen  Rechte  fremd. 
In  Preufsen  erhalten  dieselben  ihre  Richtschnur  in  der  allgemeinen  Vor- 
schrift, die  §  10  Tl.  II  Tit.  17  des  allgemeinen  Landrechts  aufstellt: 
„Die  nötigen  Anstalten  der  öffentlichen  Ruhe,  Sicherheit  und  Ordnung 
und  zur  Abwendung  der  dem  Publiko  oder  einzelnen  Mitgliedern  des- 
selben bevorstehenden  Gefahr  zu  treffen,  ist  das  Amt  der  Polizei".  Durch 
die  hervorragende,  häufig  prätorisches  Recht  schaffende  Thätigkeit  des 
Oberverwaltungsgerichts  ist  im  allgemeinen  hinreichende  Sicherheit  über 
die  Befugnisse  und  die  Grenzen  der  polizeilichen  Thätigkeit  geschaffen 
worden.  So  weit  es  sicherheitspolizeilich  erforderlich  ist,  kann  die  Polizei 
in  die  Handlungsfreiheit  und  das  Eigentum  eingreifen.  Insbesondere 
schliefst  der  Satz  der  Verfassungsurkunden,  dafs  das  Eigentum  unver- 
letzlich sei,  derartige  Eingriffe  nicht  aus,  welche  sicherheitspolizeilich 
notwendig  sind,  z.  B.  das  Verbot  Ofen  mit  Ofenklappen  zu  benutzen. 
Der  polizeiliche  Eingriff  ist  möglichst  gegen  das  Eigentum  dessen  zu 
richten,  der  die  polizeilich  abzuwendende  Gefahr  hervorgerufen  hat, 
oder  der  dieser  Gefahr  vorzubeugen  verpflichtet  ist.  Gegen  das  Eigen- 
tum eines  anderen  kann  die  Polizei  nur  vorgehen,  wenn  einerseits  die 
Gefahr  sonst  nicht  abwendbar  und  nach  dem  pflichtmäfsigen  Ermessen 
der  Polizeibehörde  der  zugefügte  Schaden  zurücktritt  gegen  den  dem 
gemeinen  Wohl  durch  den  persönlichen  Eingriff  verschafften  Vorteil. 
Im  allgemeinen  müssen  diese  Grundsätze  auch  für  die  Bergpolizei  gelten. 
Die  Berggesetze  versuchen  eine  erschöpfende  Aufzählung  der  bergpoli- 
zeilichen Rechte  und  Pflichten  zu  geben:  das  französische  Bergrecht 
gibt  als  Aufgabe  der  Bergpolizei  an:  „la  sfiretö  publique,  la  conservation 
des  puits,  la  soliditä  des  travaux,  celle  des  habitations  de  la  surface 
ou  la  sürete  des  ouvriers  mineurs";  das  preufsische  Berggesetz  §  196 
„Die  Sicherheit  der  (Gruben-)  Baue,  die  Sicherheit  des  Lebens  und  der 
Gesundheit  der  Arbeiter,  die  Aufrechterhaltung  der  guten  Sitten  und 
des  Anstandes  durch  die  Einrichtung  des  Betriebes,    den  Schutz  der 
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Oberfläche  im  Interesse  der  persönlichen  Sicherheit  und  des  öffentlichen 
Verkehrs,  den  Schutz  gegen  gemeinschädliche  Einwirkungen  des  Berg- 
baues"; das  österreichische  Berggesetz:  „die  Sicherheit  der  Personen, 
Gebäude,  Grundstücke,  Heilquellen,  Brunnen  oder  anderen  Anlagen" 
und  dag  sächsische:  „die  öffentliche  Sicherheit,  das  Leben  oder  die 
Gesundheit  der  Arbeiter,  die  Sicherheit  benachbarter  Bergwerksunter- 
nehmungen und  der  Grundstücke  und  Gebäude  auf  der  Oberfläche". 
Der  hauptsächlichste  Grund  dafür,  dafs  man  die  Aufgabe  der  Bergpolizei 
erschöpfend  aufzuzählen  versuchte,  war  ein  negativer:  der  Ausschlufs 
einer  die  freie  Verfügung  der  Bergwerksunternehmungen  in  wirtschaft- 
licher und  finanzieller  Hinsicht  bevormundenden  oder  beengenden  poli- 
zeilichen Thätigkeit,  wie  eine  solche  den  älteren  Berggesetzen  eigen- 
tümlich war.  Die  Absicht  ist  dem  Gesetzgeber  nur  teilweise  gelungen. 
Zweifellos  muis  sich  die  Bergpolizei  auch  noch  auf  andere  Gegenstände 
als  die  namentlich  aufgeführten  erstrecken,  und  sie  erstreckt  sich  that- 
säohlich  mit  darauf,  nämlich,  wenigstens  in  Preufsen,  noch  auf  die  Ein- 
haltung der  Grubenfelder,  die  Sonntagsarbeit,  die  Beschäftigung  jugend- 
licher und  weiblicher  Arbeiter  auf  Bergwerken,  die  auf  Bergwerken 
vorhandenen  Dampfkessel  und  Triebwerke,  endlich  auf  die  sog.  Berg- 
werkseisenbahnen, das  sind  solche  Eisenbahnen,  die  nicht  dem  öffent- 
lichen allgemeinen  Verkehr,  sondern  nur  dem  besonderen  eines  Berg- 
werks dienen. 

Im  Allgemeinen  mufs  über  die  Bergpolizei  hervorgehoben  werden, 
dafs  sie  bei  der  gefährlichen  Natur  des  Bergbaues  aufserordentlich  ein- 
greifend, und  dafs  nirgends  anderes  die  Befolgung  der  polizeilichen 
Auflagen  (z.  B.  die  Vorschrift  der  Niederbringung  eines  zweiten  Schachtes, 
der  ZufÜUung  entstandener  Hohlräume)  wohl  mit  so  ausserordentlichen, 
oft  Millionen  erfordernden  Kosten  verknüpft  ist.  Im  Besonderen  mag 
Folgendes  erwähnt  werden:  Die  Aufsicht  über  die  Baue  befafst  nicht 
nur  die  Aufsicht  über  die  eigentlichen  Grubenbaue,  sondern  über  das 
ganze  Bergwerk  mit  Einschlufs  der  Hilfsbaue  und  der  Betriebsvorrich- 
tungen unter  und  über  Tage.  Selbstredend  steht  den  Bergbehörden 
nicht  die  Bau-  sondern  nur  die  Bergpolizei  zu,  woraus  folgt,  dafs, 
soweit  ein  Baukonsens  nötig,  dieser  auch  bei  Bauten  auf  Bergwerken 
von  der  hierftlr  zuständigen  Behörde  (der  Ortspolizeibehörde)  einzuholen 
ist.  Soweit  aber  bergpolizeiliche  Interessen  in  Frage  stehen,  kann  die 
Bergbehörde  auch  bei  Bauten  über  Tage  einschreiten.  Daher  steht  ihr 
das  Recht  zu,  An-  und  Verordnungen  über  Briquettesfabriken ,  Pulver- 
häuser u.  dgl.  zu  erlassen,  unbeschadet  der  nebenhergehenden  Berech- 
tigung der  allgemeinen  Polizeibehörden.  Für  die  Frage,  wann  der 
Konsens  von  Seiten  der  Bergpolizei  nötig  ist,  mufs  zunächst  unter- 
schieden werden,  ob  reichsrechtlich  d.  i.  durch  die  Gewerbeordnung 
die  Genehmigung  einer  Anlage  erforderlich  ist.    In  diesen  Fällen, 
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also  z.  B.  wenn  es  sich  um  Dampfkessel  handelt,  für  welche  die 
Reiche- Gewerbeordnung  die  Genehmigungspflicht  ausspricht,  genügt  die 
Genehmigung  der  Dampf kesselanlage,  da  Reichsrecht  dem  —  einen 
Baukonsens  vorschreibenden  —  Landesrechte  vorgeht.  Abgesehen  von  den 
Kesselhäusern  bedarf  es  zu  allen  Gebäuden  auf  Gruben  des  Konsenses 
der  Baupolizei.  Gebäude,  die  als  Betriebsvorrichtungen  gelten,  nicht 
Wohngebäude  der  Beamten  und  Arbeiter,  unterliegen  daneben  noch  der 
Zuständigkeit  der  Bergpolizei. 

Der  bergpolizeilichen  Aufsicht  unterliegen  auch  die  Bauprojekte, 
die  Inbetriebnahme  und  der  Betrieb  solcher  Bergwerks-Eisenbahnen, 
die  überwiegend  bergbaulichen  Zwecken  dienen,  und  zu  dem  Behufe 
von  dem  Bergwerkseigentümer  oder  für  ihn  auf  Grund  der  berggesetz- 
lichen Bestimmungen  hergestellt,  als  zum  Bergbau  gehörig,  anzusehen 
sind  und  Zubehör  von  Gruben  bilden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese 
Geleise  mit  dem  Bergwerk  oder  der  Eisenbahn  gehörigen  Lokomotiven 
befahren  werden,  und  zwar  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung,  also  auch 
ausserhalb  der  Grenzen  der  e.twa  vorhandenen  abgeschlossenen  Gruben- 
bahnhöfe und  bis  zum  Anschlufs  an  die  Geleise  der  königlichen  Eisen- 
bahnverwaltungen oder  anderer  Unternehmen.  Die  Genehmigung  solcher 
Bahnanlagen  durch  die  Bergbehörde  erfolgt  stillschweigend  in  und  mit 
dem  Betriebsplan  (s.  oben  S.  46).  Wenn  auch  allgemeine  Polizeiinteressen 
(Wasserlaufveränderungen,  Wegübergänge)  durch  die  Bahnanlage  beruht 
werden,  tritt  die  Mitwirkung  der  dafür  zuständigen  allgemeinen  Polizei- 
behörde ein,  die  insoweit  die  Bahnanlage  zu  genehmigen  hat.  Die  Auf- 
sicht über  die  Bergwerksbahnen  (den  Bahnkörper  und  das  rollende  Ma- 
terial) steht  gesetzlich  der  Bergbehörde  zu,  diese  hat  daher  die  Benutzung 
der  Lokomotiven  zu  genehmigen.  Den  Eisenbahnbehörden  kommt  eine 
Mitwirkung  nur  zu,  soweit  es  sich  um  die  Überführung  der  Transporte, 
Lokomotiven,  Wagen  u.  s.  w.  auf  ihre  Bahnen  handelt.  Das  preußische 
Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Privatanschlufsbahnen  vom  28.  Juli  1892 
und  die  vom  Bundesrat  erlassenen  Vorschriften  über  Eisenbahnen  unter- 
geordneter Bedeutung  gelten  nicht  für  Bergwerksbahnen.  Für  den  Be- 
trieb der  Bergwerkseisenbahnen  können,  wenn  nicht  nur  bergpolizeiliche 
Interessen  berührt  werden,  getrennte  oder  gemeinschaftliche 
Bahnpolizeiverordnungen  erlassen  werden,  von  der  Bergbehörde  auf 
Grund  des  Berggesetzes,  von  der  allgemeinen  Polizeibehörde  auf  Grund 
des  allgemeinen  Polizeirechts. 

Für  den  Schutz  der  Oberfläche  im  Interesse  der  persönlichen 
Sicherheit  und  des  öffentlichen  Verkehrs  hat  die  Bergpolizei  unbedingt 
zu  sorgen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  etwa  der  Grundbesitzer  die  Ge- 
fährdung durch  eigene  Schuld  herbeigeführt  hat  oder  nicht.  Mufs  ein 
Gebäude  infolge  der  Beschädigungen,  die  es  durch  den  Bergbau  erlitten, 
wegen  drohenden  Einsturzes  polizeilich  geräumt  werden,  so  hat  die 
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Bergbehörde  erforderlichen  Falls  die  allgemeine  Polizeibehörde  um  Ver- 
anlassung der  Räumung  zu  ersuchen. 

Für  das  Leben  und  die  Gesundheit  der  Arbeiter  hat  die  Berg- 
polizei insbesondere  dahin  zu  sorgen,  dafe  gute  Luft  (Wetter)  zugeführt, 
die  Fahrvorrichtungen  sicher,  doppelte  Ausgänge  vorhanden  sind  (zwei 
Schächte),  Sprengstoffe  gehörig  aufbewahrt,  Kauen,  Badestuben  einge- 
richtet werden  u.  s.  w>  Die  sich  darauf  beziehenden  Vorschriften  der 
Bergpolizeiverordnungen  sind  sehr  ins  Einzelne  gehend  und  sehr  vor- 
sorglich; sie  erstrecken  sich  selbst  auf  die  Kleidung,  dafs  sie  in  ge- 
wissen Fällen  enganliegend  ist,  dafs  Holzschuhe  verboten  sein  sollen. 
Bei  besonders  gesundheitsgefährlichen  Arbeiten  z.  B.  bei  Arbeiten  im 
Nassen  oder  in  besonders  warmen  Räumen  —  nicht  aber  im  Allge- 
meinen —  kann  die  Bergbehörde  auch  die  Arbeitszeit  festsetzen;  dies 
kann  sie  polizeilich  ferner  bei  Personen  thun,  wie  Anschlägern,  von 
deren  Aufmerksamkeit  das  Leben  vieler  Arbeiter  abhängt.  Bei  Arbeiten, 
die  eine  gewisse  Erfahrung  verlangen,  kann  sie  die  Beschäftigung  jugend- 
licher oder  unerfahrener  Arbeiter  verbieten. 

Für  die  guten  Sitten  und  den  Anstand  hat  die  Bergpolizei  nur  so- 
weit zu  sorgen,  als  es  sich  um  Betriebseinriohtungen,  nicht  z.  B.  etwa 
um  Zusammenwohnen  in  Arbeiterhäusern  handelt. 

Gemeinschädliche  Einwirkungen  des  Bergbaues,  die  die 
Bergpolizei  nach  Möglichkeit  zu  verhindern  hat,  sind  solche,  bei  denen 
der  der  Gesamtheit  durch  den  Bergbau  erwachsende  Nutzen  durch  den 
Schaden  überwogen  wird,  den  der  Bergbau  verursacht.  Was  als  gemein- 
schädlich zu  erachten,  beantwortet  sich  nach  den  konkreten  Verhältnissen. 
Die  Bergbehörde  wird  einem  wichtigen  und  umfangreichen  Bergbau 
gegenüber  in  Fällen  nicht  einschreiten,  wo  sie  gegen  einen  unbedeutenderen, 
der  aufser  Stande  zur  Erstattung  des  durch  ihn  verursachten  Schadens  ist, 
einschreiten  mufs.  Sie  wird,  je  nach  Befund  der  Umstände,  bald  die 
schädigende  Art  des  Bergbaues  ganz  untersagen,  bald  —  wenn  es  sich 
um*  einen  in  Geld  schätzbaren,  nicht  unverhältnismäfeigen  Schaden 
handelt,  —  den  Fortbetrieb  nur  nach  vorhergehender  Kautionsbestellung 
oder  nur  unter  der  Bedingung  gestatten,  dafs  der  durch  den  Bergbau 
verursachte  Schaden  in  anderer  Weise  ausgeglichen  wird,  z.  B.  bei 
drohender  Wasserentziehung  eine  ktinstlicheWasserleitung  hergestellt  wird. 

Wie  die  Polizei  überhaupt,  so  hat  die  Bergpolizei  nur  zum  Schutze 
öffentlicher  Interessen  einzutreten.  Wann  das  Interesse  eines  Ein- 
zelnen als  ein  öffentliches  Interesse  aufzufassen  ist,  erscheint  von  den 
Umständen  abhängig.  Wo  der  Schaden  des  Bergbaues  nicht  aufser 
Verhältnis  zu  seinem  Nutzen  und  nicht  aufser  Verhältnis  zu  den  Mitteln 
des  Bergbaubetriebes  steht,  wird  die  Bergpolizei  den  Schutz  reiner  Ver- 
mögensinteressen von  sich  ablehnen  und  die  Beteiligten  auf  den  Rechts- 
weg verweisen  können. 
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Die  Bergpolizei  ist,  um  dies  nochmals  zu  betonen,  die  Polizei  des 
bergbauliehen  Betriebes,  sie  hat  daher  nieht  alle  Angelegenheiten 
der  Bergleute  und  Bergwerksbetreiber,  sondern  regelmäßig  nur  die  Fol- 
gen zu  berücksichtigen,  die  der  Bergwerksbetrieb  hervorruft.  Es  unter- 
stehen daher  der  Bergpolizei  die  Wohnungs-  und  Gesundbeitsverhält- 
verhältnisse  regelmäßig  nicht,  vielmehr  nur  soweit,  als  der  bergbauliche 
Betrieb  auf  dieselben  einwirkt. 

§  2.  Die  Handhabung  der  Bergpolizei. 

Die  Handhabung  der  Bergpolizei  erfolgt  in  doppelter  Art,  allge- 
gemein  durch  Erlafs  allgemeiner  Bergpolizeiverordnungen,  besonders 
durch  Erlafs  einer  einen  konkreten  Fall  regelnden  bergpolizeilichen 
Verfügung.  BergpoUzeiverordnungen  sind  öffentlich,  in  Preufsen  durch 
die  Amtsblätter,  bekannt  zu  machen,  bergpolizeiliche  Verfügungen  sind 
individuell  dem,  an  den  sie  gerichtet  sind,  zuzustellen.  Die  ersten 
gehören  zu  den  Gesetzen  im  materiellen  Sinne  dieses  Wortes.  Zum 
Erlafs  von  Bergpolizeiverordnungen  ist  die  obere  Bergbehörde  für  den 
ganzen  Umfang  ihres  Verwaltungsbezirks  oder  für  einzelne  Teile  des- 
selben über  die  der  bergpolizeilichen  Zuständigkeit  unterstellten  Gegen- 
stände zuständig.  Die  Novelle  zum  preußischen  Berggesetz  vom 
24.  Juni  1892  fügt  noch  hinzu:  „Für  solche  Betriebe,  in  welchen  durch 
tibermäfsige  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  die  Gesundheit  der  Arbeiter 
gefährdet  wird,  können  die  Oberbergämter  Dauer,  Beginn  und  Ende 
der  täglichen  Arbeitszeit  und  der  zu  gewährenden  Pausen  vorschreiben 
und  die  zur  Durchführung  dieser  Vorschriften  erforderlichen  Anordnun- 
gen erlassen44.  Die  Befugnis,  allgemein  für  den  Bergbau  einen  Normal- 
(Maximal-)  Arbeitstag  vorzuschreiben,  ist,  wie  bei  den  Verhandlungen 
über  die  Novelle  im  Landtage  betont  wurde,  im  Vorstehenden  nicht 
enthalten. 

Vor  dem  Erlafs  von  Polizeiverordnungen,  die  sich  auf  die  Sicher- 
heit des  Lebens  und  die  Gesundheit  der  Arbeiter  und  auf  die  Auf- 
rechterhaltung der  guten  Sitten  und  des  Anstandes  im  Betriebe  be- 
ziehen, ist  dem  Vorstande  der  beteiligten  (Knappschafte-)  Berufsgenossen- 
schaft oder  Berufsgenossenschaftssektion  Gelegenheit  zu  einer  gutacht- 
lichen Äufserung  zu  geben.  Bei  der  Beratung  und  Besohlufsfassung 
des  Vorstandes  sind  die  Arbeitervertreter  mit  vollem  Stimmrecht  zu- 
zuziehen. Dies  ist  vorgeschrieben,  weil  die  Arbeiter  doch  das  nächste 
Interesse  an  solchen  Vorschriften  haben  müssen  und  auch  in  manchen 
Fällen  die  Notwendigkeit  oder  Zweckmäfsigkeit  der  Anordnungen  am 
besten  beurteilen  können. 

Die  Zuwiderhandlungen  gegen  Bergpolizeiverordnungen  sind  straf- 
bar, in  Preufsen  mit  Geldstrafe  bis  zu  300  Mark,  im  Unvermögensfalle 
mit  Haft.   Die  Entscheidung  über  solche  Zuwiderhandlungen  steht  den 
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ordentlichen  Gerichten  zu,  die  hierbei  nicht  die  Notwendigkeit  oder 
Zweckmäßigkeit,  sondern  nur  die  gesetzliche  Gültigkeit  der  von  den 
Bergbehörden  erlassenen  Verordnungen  zu  prüfen  haben.  Die  Strafver- 
folgung verjährt  in  drei  Monaten.  Ergiebt  sich  durch  die  richterliche 
Prüfung  die  Gesetzwidrigkeit  der  Polizeiverordnung,  z.  B.  weil  sie  nicht 
gehörig  bekannt  gemacht  worden  ist,  oder  weil  ihr  Inhalt  gegen  ein  Ge- 
setz verstöfst  oder  der  Gegenstand  der  Polizeiverordnung  nicht  zu  den- 
jenigen gehört,  die  der  Zuständigkeit  der  Bergbehörden  unterstellt  sind, 
oder  auf  welche  sich  die  Bergpolizei  erstrecken  darf,  so  hat  das  Gericht 
derselben  im  gegebenen  Falle  die  Anwendbarkeit  zu  versagen  (d.  i. 
den  Angeklagten  freizusprechen),  nicht  aber  darf  es  die  Aufhebung  der 
Verordnung  aussprechen,  da  es  sonst  in  das  Gebiet  der  Verwaltung 
tibergreifen  würde. 

Bergpolizeiliche  Verfügungen  sind  regelmäfsig  nur  nach  vorher- 
gehender Anhörung  des  Bergwerkbetreibers  zu  erlassen.  Nur  in  drin- 
genden Fällen  kann  von  der  vorgängigen  Vernehmung  abgesehen 
werden,  doch  mufs  die  Vernehmung  später  nachgeholt  werden.  Das 
Recht,  endgültige  bergpolizeiliche  Verfügungen  zu  erlassen,  steht  meist, 
z.  B.  in  Frankreich  und  Preu&en,  nur  der  oberen  Behörde  zu ;  die 
untere  Behörde  hat  das  Recht  nur  vorläufig  und  nur  in  dringen- 
den Fällen.  Bergpolizeiliche  Verfügungen  sind  dem  Eigentümer  des 
Bergwerks  oder  dessen  gesetzlichem  Vertreter  durch  Zustellung  des 
Beschlusses  mitzuteilen  und,  um  gegen  den  Betriebsführer  und  die 
Grubenbeamten  wirksam  zu  werden,  in  das  Zechenbuch  einzutragen, 
was  zu  diesem  Zwecke  auf  jedem  Bergwerke  gehalten  werden  mufs. 
Soweit  eine  Bekanntmachung  an  die  Arbeiter  erforderlich  ist,  geschieht 
sie  durch  Verlesen  und  durch  Aushang  auf  dem  Werke.  Gegen  berg- 
polizeiliche Verfügungen  findet  nicht  der  Rechtsweg,  sondern  nur  die 
Beschwerde  an  die  vorgesetzte  Verwaltungsbehörde  statt.  Die  Be- 
schwerde hat,  auJser  in  dringenden  Fällen,  aufschiebende  Kraft.  Der 
Verwaltungsrechtsweg  ist  in  Preu&en  gegenüber  bergpolizeilichen  Ver- 
fügungen nicht  eingeführt,  in  Oesterreich  ist  er  zugelassen. 

Die  Nichtbefolgung  einer  bergpolizeilichen  Verfügung  berechtigt 
die  Bergbehörde,  die  polizeilichen  Anordnungen  auf  Kosten  des  Berg- 
«werksbesitzers  vorzunehmen.  Handelt  es  sich  um  eine  Unterlassung, 
die  erzwungen  werden  soll,  so  kann  die  Bergbehörde  Exekutivstrafen 
androhen  und  vollstrecken.  Die  Bergbehörde  kann  in  gewissen  Fällen 
die  Befolgung  ihrer  Anordnungen  noch  dadurch  erzwingen,  dafs  sie  bis 
zur  Befolgung  die  Weiterführung  des  bergbaulichen  Betriebes  verbietet 
oder  sogar  einstellt,  z.  B.  wenn  der  Betrieb  durch  eine  nicht  befähigte 
Person  geleitet  oder  gegen  oder  ohne  Betriebsplan  geführt  wird,  oder 
wenn  er  gemeinschädliche  Einwirkungen  ausübt  z.  B.  volkreichen  Ort- 
schaften das  Wasser  entzieht,  ohne  vorher  Ersatz  zu  schaffen.    Aufser- 
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dem  tritt  wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  bergpolizeiliche  Verfügungen 
in  Preufsen  und  Frankreieh  noch  die  gerichtliche  Bestrafung  ein.  Die 
Niehtbefolgung  einer  bergpolizeilichen  Verfügung  wird  in  Preufeen  vom 
Gericht  mit  Geldstrafe  bis  zu  300  Mark  und  im  Unvermögensfalle  mit 
entsprechender  Haft  —  in  Frankreich  erheblich  hoher  —  bestraft.  Auch 
hier  verjährt  die  Strafverfolgung  in  drei  Monaten,  und  die  Gerichte 
haben  nicht  die  Notwendigkeit  oder  Zweckmäfeigkeit,  wohl  aber  die 
gesetzliche  Giltigkeit  der  von  den  Bergbehörden  erlassenen  polizeiliehen 
Vorschriften  zu  prüfen.  Die  ordentlichen  Gerichte  können  auch  bei 
bergpolizeilichen  Verfügungen  prüfen,  ob  die  Bergbehörde  nicht  ihre  Zu- 
ständigkeit überschritten,  insbesondere  ob  der  Gegenstand  der  berg- 
polizeilichen Regelung  unterstellt  ist. 

Die  Vorschriften  über  die  Bergpolizei  mit  Einschlufs  derjenigen 
über  den  Betriebsplan  wie  über  den  Befähigungsnachweis  der  Gruben- 
beamten, Aufseber  u.  8.  w.  gelten  nach  preufsisohem  Recht  nicht  Mos 
für  den  Bergbau  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  häufig  auch  in  Fällen, 
wo  die  Mineralien  zum  Grundeigentume  gehören,  insbesondere  für  den 
Bergbau  auf  Kohlen  in  Gebieten ,  wo  dieses  Mineral  zum  Grundeigen- 
tum gehört,  desgleichen  für  die  Dachschieferbrüche,  die  Trassbrüche 
und  die  unterirdisch  betriebenen  Mühlsteinbrüche  links  des  Rheins, 
nicht  aber  z.  B.  für  den  Salzbergbau  in  der  Provinz  Hannover  und  die 
Bernsteingewinnung. 

Auch  in  den  Staaten,  wo  alle  Mineralien  zum  Grundeigentum  ge- 
hören und  ein  eigentliches  Bergrecht  wie  eine  besondere  Bergpoliiei 
nicht  bestehen,  hat  man  sich  in  der  neuesten  Zeit  genötigt  gesehen, 
in  besonderen  Gesetzen  für  einzelne  Zweige  des  Bergbaues  eingehende 
Bestimmungen  polizeilicher  Art  zu  treffen.  Dies  gilt  insbesondere  von 
den  englischen  Gesetzen  über  die  Erzbergwerke  vom  10.  August  1872 
und  über  die  Steinkohlengruben  vom  16.  September  1882.  Sie  ent- 
halten sehr  detaillierte  Bestimmungen  und  schreiben  unter  Anderem 
den  Befähigungsnachweis  für  alle  Grubenbeamten,  Herstellung  von 
Grubenbildern  und  zahlreiche  Maisnahmen  zum  Wohl  und  zur  Sicher- 
heit der  Arbeiter  vor.  Dem  Staatssekretär  ist  das  Recht  gegeben,  noch 
besondere  Vorschriften  zu  erlassen. 

Auf  jeder  Kohlengrube  müssen  zwei  Schächte  vorhanden  sein. 
Sämtliche  angestellte  Inspektoren  haben  über  die  Sicherheit  der  Gruben- 
baue und  die  Befolgung  der  gesetzliehen  Vorschriften  zu  wachen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  giebt  es  weder  ein  ge- 
meinsames Berggesetz,  noch  ein  gemeinsames  Gesetz  über  Bergpoliiei. 
In  den  einzelnen  Staaten  bestehen  dagegen  Gesetze,  die  den  Schutz  des 
Lebens  der  in  Bergwerken  beschäftigten  Personen  bezwecken.  Nach 
dem  Berggesetze  für  Colorado  müssen  vierteljährlich  genaue  Karlen 
von  den  Gruben  und  Grubenarbeiten  aufgenommen  werden.    In  gröfseren 
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Bergwerken,  auf  denen  mehr  als  15  Bergleute  angelegt  sind,  müssen 
wenigstens  zwei  Ausgänge  vorhanden  sein.  Die  Ventilation  mufs 
wenigstens  100  Kubikfufs  auf  die  Minute  für  jede  Person  in  der  Grube 
und  500  Kubikfufs  für  jedes  in  der  Grube  arbeitende  Pferd  oder  Maul- 
tier betragen.  Für  jedes  Bergwerk  mufs  ein  Betriebsführer  (Gruben- 
meister) bestellt  sein,  welcher  die  Aufsicht  über  die  Baue  zu  fähren  und 
für  die  Sicherung  alles  lockeren  Gesteins,  für  gute  Wetter  und  Besei- 
tigung von  Grubengasen  Sorge  zu  tragen  hat.  Ähnliche  Gesetze  be- 
stehen fast  in  allen  westlichen  Staaten,  aufserdem  in  Pennsylvanien, 
Tenessee  und  Westvirginien. 


V.  Abschnitt.    Die  Bergarbeiter  und  die  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung für  Bergleute- 
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Allgemeines.  Der  Arbeitsvertrag.  Die  im  Bergbau  beschäftigten 
Arbeiter  waren  im  Altertum  wohl  ausnahmslos  Sklaven,  Kriegs-  und 
Strafgefangene.  Gleichwohl  findet  sich  schon  eine  besondere  Fürsorge 
des  Staates  für  die  Bergarbeiter;  so  sorgte  die  Bergwerksverfassnng 
für  Vipaska  (aus  dem  ersten  Jahrhundert  unserer  Zeitrechnung)  für 
Schulen  und  Bäder.  Im  Mittelalter  waren  die  Bergarbeiter  Freie.  Da 
die  Kunst  des  Bergbaues  nicht  allgemein  bekannt  war,  wurden  Berg- 
leute überall  und  meist  unter  Gewährung  besonderer  Vorrechte  gesucht 
Sie  genossen  —  oft  bis  in  die  neueste  Zeit  —  Steuerermäfeigungen, 
einen  besonderen  Gerichtsstand  und  Befreiung  von  der  Militärdienst- 
pflicht. Bis  in  die  neueste  Zeit  stand  der  Bergbau  sowohl  nach  ge- 
meinem deutschen  Bergrechte,  wie  nach  den  in  Deutschland  geltenden 
Bergordnungen,  namentlich  nach  dem  Allgemeinen  Preufsischen  Land- 
rechte  unter  der  Direktion  des  Staates.  Eine  Folge  hiervon  war,  dafe 
Anstellung  und  Entlassung,  Gedingstellung  und  Entlohnung  der  Berg- 
arbeiter und  die  Verlegung  derselben  von  Grube  zu  Grube  in  den  Hän- 
den des  Staates  lagen.  Die  Bergarbeiter  hatten  hiernach  eine  Art 
Staatsbeamtenstellung. 

Das  Allgemeine  Landrecht  bestimmt  in  Tl.  II  Tit.  16  §  307:  „Die 
Annahme  und  Entlassung  der  Berg-  und  Hüttenarbeiter,  Steiger  und 
anderen  Bergbedienten  kommt  lediglich  dem  Bergamte  zu." 

§  310.  „Bei  jedem  Berg-  und  Hüttenwerke  und  bei  jeder  Grube 
mufs  ein  Schichtmeister  angestellt  werden." 

§311.  „Die  Gewerken  haben  das  Recht,  ein  tüchtiges  Subjekt 
dazu  in  Vorschlag  zu  bringen,  welches  nach  untersuchter  und  be- 
fundener Tüchtigkeit,  von  dem  Bergamte  bestätigt  und  ver- 
pflichtet wird." 

§  314.  „Schichtmeister  sind  als  Generalbevollmächtigte  der  Ge- 
werken in  allen  Angelegenheiten,  welche  den  Betrieb  des  Werkes  be- 
treffen, zu  betrachten." 
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§  315.  „Besonders  schliefen  sie  im  Namen  der  Ge werken,  unter 
Aufsicht  der  Geschworenen  (d.  h.  Königlicher  Beamten),  die  Kontrakte 
mit  den  Arbeitern/4 

Auf  der  linken  Rheinseite  galt  französisches  Bergrecht,  welches 
die  Regelung  des  Arbeiterverhältnisses  den  Beteiligten  selbst  überliefe. 

Das  sog.  Miteigentümergesetz  vom  12.  Mai  1851  (Ges.  S.  S.  265) 
für  das  rechtsrheinische  Preufeen  übertrug  den  Miteigentümern  am 
Bergwerke  (Gewerken)  das  Recht,  sich  selbständig  einen  Vertreter  in 
der  Person  eines  Repräsentanten  oder  Grubenvorstandes  zu  wählen; 
diesem  sollte  (ohne  staatliche  Prüfung  und  Genehmigung)  nach  §  18  u.  A. 
zustehen : 

1. 

2.  „Die  Wahl  der  Grubenbeamten,  die  Regulierung  ihrer  Geschäfte, 
ihres  Lohnes  und  ihrer  Dienstkautionen,  sowie  die  Aufnahme  von  Dienst- 
verträgen mit  denselben; 

3.  die  Kontrolle  der  gesamten  Dienst-  und  Geschäftsführung  der 
Grubenbeamten,  die  Ausübung  allgemein  bestehender  oder  durch  Dienst- 
verträge besonders  festgestellter  Kündigungsrechte  gegen  dieselben  und 
die  Stellung  von  Anträgen  auf  Untersuchung  und  unfreiwillige  Dienst- 
entlassung; 

4.  die  Annahme  und  Entlassung  der  Arbeiter,  insoweit  diese 
nicht  durch  die  Bergbehörde  erfolgt,  die  Teilnahme  (!)  an 
der  Feststellung  des  Normallohns  der  Arbeiter,  auch  die  Anweisung 
außerordentlicher  Krankenlöhne  und  besonderer  Unterstützungen  für 
dieselben  aus  der  Grubenkasse.u 

Auch  dieser  verringerte  Grad  der  staatlichen  Bevormundung  wurde 
im  wesentlichen  ganz  beseitigt  durch  das  für  das  rechtsrheinische 
Preufsen  ergangene  Gesetz,  betreffend  die  Aufsicht  der  Bergbehörden 
über  den  Bergbau  und  das  Verhältnis  der  Berg-  und  Hüttenarbeiter 
vom  21.  Mai  1860.  Dieses  bestimmte  in  §  2:  „Die  Absehlieisung  der 
Verträge  zwischen  dem  Bergwerkseigenttimer  und  den  Betriebsflihrern, 
den  übrigen  Grubenbeamten  und  Bergleuten  ist  nach  näherer  Bestim- 
mung dieses  Gesetzes  lediglich  dem  freien  Übereinkommen  der- 
selben überlassen;  eine  Mitwirkung  der  Bergbehörde  bei  der  An- 
nahme und  Entlassung  der  genannten  Personen,  sowie  bei  der  Fest- 
setzung und  Zahlung  des  Schicht-  und  Gedingelohnes  findet  ferner 
nicht  statt." 

Ein  Zwang  zum  Abschlufs  von  Arbeitsordnungen  war  im  Gesetze 
vom  21.  Mai  1860  nicht  ausgesprochen.  Wurden  Arbeitsordnungen  er- 
lassen, so  bedurften  sie  nach  §  3  des  Gesetzes  der  Bestätigung  durch 
die  Bergbehörde.  Das  Gesetz  erliefs  ferner  für  den  Fall,  dafe  nichts 
anderes  verabredet  war,  Normativbestimmungen  über  die  Kündigung 
und  Entlassung  der  Bergarbeiter,  schrieb  vor,  dafs  Streitigkeiten  aus 


80     V.  Abschnitt    Die  Bergarbeiter  u.  die  Arbeiterschotzgesetzgebung  für  Bergleute. 

dem  Arbeitsverhältnis  von  dem  Königlichen  Bergbeamten  unter  Vorbe- 
halt des  Rechtsweges  entschieden  werden  sollten,  dafß  dem  abkehrenden 
Bergmann  ein  Zeugnis  auszustellen  sei,  ohne  Zeugnis  kein  Bergmann 
wieder  zur  Bergarbeit  angenommen  werden  dürfe,  dafs  die  Entlohnung 
in  baarem  Gelde  zu  erfolgen  habe,  und  dafs  Koalitionen  der  Bergwerks- 
besitzer und  Bergarbeiter,  die  andere  Arbeitsbedingungen  bezwecken, 
strafbar  sein  sollen. 

Das  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  erlassene  Allgemeine 
Berggesetz  für  die  preufsischen  Staaten  vom  24.  Juni  1865  beseitigte 
jedes  Sonderrecht  der  Bergleute  und  nahm  nur  deshalb  —  dem  allge- 
meinen Rechte  entlehnte  —  Vorschriften  über  das  Arbeitsverhältnis  der 
Bergleute  auf,  weil  die  damals  bestehenden  Gewerbegesetze  für  die 
rechtliche  Behandlung  dieses  Verhältnisses  weder  überall  pafsten  noch 
ausreichten.  Das  Koalitionsverbot  wurde  durch  die  Gewerbeordnung  vom 
21.  Juni  1869  aufgehoben.  Diese  verallgemeinerte  auch  das  Gebot  der 
Entlohnung  in  barem  Gelde. 

Der  grosse  Bergarbeiterausstand  im  Jahre  1889  gab  die  Anregung 
zu  einer  genaueren  Untersuchung  des  Vertragsverhältnisses  der  Berg- 
leute. Diese  führte  zu  der  (preufsischen)  Novelle  vom  24.  Juni  1892. 
Grundsätzlich  hält  auch  diese  an  der  Vertragsfreiheit  fest,  modifiziert 
sie  jedoch  in  mannigfaltiger  Weise.  Regel  bleibt  auch  ferner,  dafs  das 
Vertragsverhältnis  zwischen  den  Bergwerksbesitzern  und  den  Bergleuten 
(d.  h.  auch  Salinen-  und  Auf  bereitungsarbeitern)  nach  den  -allgemeinen 
gesetzlichen  Bestimmungen  zu  beurteilen  ist. 

Der  Abschlufs  des  Arbeitsvertrages  und  dessen  Inhalt  unterliegen 
im  allgemeinen  dem  freien  Willen  der  Beteiligten.  Untersagt  ist  den 
Bergwerksbesitzern,  wie  hoch  auch  immer  ihr  Schaden  sein  möge,  für 
den  Fall  der  rechtswidrigen  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  durch 
den  Bergmann  die  Verwirkung  des  rückständigen  Lohnes  über  den  Be- 
trag des  durchschnittlichen  Wochenlohnes  hinaus  auszubedingen.  Bis 
zum  Betrage  des  ortsüblichen  Wochenlohnes  kann  hiernach  der  Berg- 
werksbesitzer sich  bedingen,  dafs  der  Arbeitslohn  von  ihm  zurückbe- 
halten und  im  Falle  des  Vertragsbruches  seitens  des  Bergmanns  ihm 
—  ohne  vorgehende  richterliche  Entscheidung  —  verfallen  sei.  Die 
Gesamthöhe  desjenigen  Lohnes,  der  dem  Bergmann  in  irgend  einer 
Form,  z.  B.  in  der  Form  wöchentlicher  Lohnabzüge  auch  mit  seiner 
Zustimmung  vorenthalten  und  dem  Werksbesitzer  im  Falle  des  Kon- 
traktsbruches verfallen  erklärt  werden  kann,  darf  den  Betrag  des  durch- 
schnittlichen Wochenlohnes  nicht  überschreiten. 

Die  Koalitionsfreiheit,  der  KontraMbruch  und  die  Auflösung  des  Ar- 
beitsvertrags. Die  in  der  Gewerbeordnung  ausgesprochene  Koalitionsfrei- 
heit besteht  fort.  Ihr  Inhalt  —  §  152  —  geht  dahin,  dafs  alle  Verbote  und 
Straf  bestimmungen  gegen  Gewerbtreibende  (aller  Art,  auch  Bergwerks- 
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besitzer),  gewerbliche  Gehilfen,  Gesellen  oder  Fabrik-  (auch  Berg-) 
Arbeiter  wegen  Verabredungen  und  Vereinigungen  zum  Behufe  der 
(zukünftigen  —  Erkenntnis  des  Reichsgerichts  vom  6.  Oktober  1890 
— )  Erlangung  günstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen,  insbesondere 
mittelst  Einstellung  der  Arbeit  oder  Entlassung  der  Arbeiter,  aufgehoben 
sind.  Doch  steht  jedem  Teilnehmer  der  Rücktritt  von  solchen  Vereini- 
gungen und  Verabredungen  frei.  Straffrei  ist  hiernach  der  Kontrakt- 
bruch der  Bergarbeiter,  auch  wenn  durch  ihn  ein  gemeiner  Notstand 
verursacht  werden  soll  oder  verursacht  wird.  Strafbar  ist  jedoch  nach 
§  110  des  Reichs-Straf-G.-B.,  wer  öffentlich  vor  einer  Menschenmenge  zum 
Kontraktbruch  auffordert  (Erkenntnis  des  Reichsgerichts  v.  3.  Dez.  1890). 

Bergwerksbesitzer,  die  einen  Bergmann  verleiten,  vor  rechtsmäfsiger 
Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  die  Arbeit  zu  verlassen,  sind  dem 
früheren  Arbeitgeber  für  den  entstandenen  Schaden  als  Selbstschuldner 
mitverhaftet.  In  gleicher  Weise  haftet  der  Bergwerksbesitzer,  welcher 
einen  Bergmann  annimmt,  von  dem  er  weife,  dafe  derselbe  einem 
anderen  Arbeitgeber  zur  Arbeit  noch  verpflichtet  ist.  Die  Dauer  des 
Arbeitsverhältnisses  und  die  Kündigungsfrist  unterliegen  regelmäfeig  der 
freien  Vereinbarung.  Daher  ist  es  rechtlich  nicht  unstatthaft,  vor- 
zuschreiben, dafs  jeder  Teil  jeden  Augenblick  —  ohne  vorher- 
gehende Kündigung  —  das  Arbeitsverhältnis  auflösen  kann.  Ist  über 
die  Kündigungsfrist  nichts  abweichendes  oder  besonderes  bestimmt,  so 
beträgt  sie  für  beide  Teile  vierzehn  Tage.  Werden,  was  nach  vor- 
stehendem statthaft,  andere  Auf  kündigungsfristen  vereinbart,  so  müssen 
sie  ffir  beide  Teile  gleich  sein.  Vereinbarungen,  welche  dieser  Be- 
stimmung zuwiderlaufen,  sind  nichtig. 

Durch  Vertrag  (Arbeitsordnung)  kann  bestimmt  werden,  in  welchen 
Fällen  ohne  Kündigungsfrist  das  Arbeitsverhältnis  als  aufgelöst  gelten 
soll.  Als  Normativbestimmung,  d.  h.  wenn  nichts  anderes  ver- 
einbart ist,  gilt  folgendes  (§  82  des  A.  B.  G.): 

„Vor  Ablauf  der  vertragsmäfsigen  Arbeitszeit  und  ohne  Aufkündi- 
gung können  Bergleute  entlassen  werden: 

1.  wenn  sie  bei  Abschlufs  des  Arbeitsvertrages  den  Arbeitgeber 
durch  Vorzeigung  falscher  oder  verfälschter  Abkehrscheine,  Zeugnisse 
oder  Arbeitsbücher  hintergangen  oder  ihn  über  das  Bestehen  eines 
anderen  sie  gleichzeitig  verpflichtenden  Arbeitsverhältnisses  in  einen 
Irrtum  versetzt  haben; 

2.  wenn  sie  eines  Diebstahls,  einer  Entwendung,  einer  Unter- 
schlagung, eines  Betruges  oder  eines  lüderlichen  Lebenswandels  sich 
schuldig  machen; 

3.  wenn  sie  die  Arbeit  unbefugt  verlassen  haben  oder  sonst  den 
nach  dem  Arbeitsvertrage  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen beharrlich  verweigern; 
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4.  wenn  sie  eine  sicherheitspolizeiliehe  Vorschrift  hei  der  Berg- 
arheit  übertreten  oder  sich  groben  Ungehorsams  gegen  die  den  Betrieh 
betreffenden  Anordnungen  des  Bergwerksbesitzers,  dessen  Stellvertreters 
oder  der  ihnen  Torgesetzten  Beamten  schuldig  machen; 

5.  wenn  sie  sich  Thätlichkeiten  oder  grobe  Beleidigungen  gegen 
den  Bergwerksbesitzer,  dessen  Stellvertreter  oder  die  ihnen  vorgesetzten 
Beamten  oder  gegen  die  Familienangehörigen  derselben  zu  Schulden 
kommen  lassen; 

6.  wenn  sie  einer  vorsätzlichen  und  rechtswidrigen  Sachbeschädi- 
gung zum  Nachteil  des  Bergwerksbesitzers,  dessen  Stellvertreter,  der 
ihnen  vorgesetzten  Beamten  oder  eines  Mitarbeiters  sich  schuldig  machen; 

7.  wenn  sie  die  Vertreter  des  Bergwerksbesitzers,  die  ihnen  vor- 
gesetzten Beamten,  die  Mitarbeiter  oder  die  Familienangehörigen  dieser 
Personen  zu  Handlungen  verleiten  oder  zu  verleiten  versuchen,  welche 
wider  die  Gesetze  oder  die  guten  Sitten  verstofsen; 

8.  wenn  sie  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  unfähig  oder  mit  einer  ab- 
schreckenden Krankheit  behaftet  sind.44 

Auf  der  anderen  Seite  können  Bergleute,  wenn  nichts  abweichendes 
vereinbart  ist,  vor  Ablauf  der  vertragsmäfsigen  Arbeitszeit  die  Arbeit 
verlassen  (§  83,  des  A.  B.  G.): 

t.  „wenn  sie  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  unfähig  werden; 

2.  wenn  der  Bergwerksbesitzer,  dessen  Stellvertreter  oder  die  ihnen 
vorgesetzten  Beamten  sich  Thätlichkeiten  oder  grobe  Beleidigungen  gegen 
die  Bergleute  oder  ihre  Familienangehörigen  zu  Schulden  kommen  lassen; 

3.  wenn  der  Bergwerksbesitzer,  dessen  Stellvertreter  oder  Beamte 
oder  Familienangehörige  derselben  die  Bergleute  oder  die  Familienan- 
gehörigen zu  Handlungen  verleiten  oder  zu  verleiten  suchen,  oder  mit 
deD  Familienangehörigen  der  Bergleute  Handlungen  begehen,  welche 
wider  die  Gesetze  oder  die  guten  Sitten  laufen;1 

4.  wenn  der  Bergwerksbesitzer  den  Bergleuten  den  schuldigen  Lohn 
nicht  in  der  bedungenen  Weise  auszahlt,  bei  Gedingelohn  nicht  für 
ihre  ausreichende  Beschäftigung  sorgt,  oder  wenn  er  sich  widerrecht- 
licher Übervorteilungen  gegen  sie  schuldig  macht." 

AuJser  den  vorgeschriebenen  Fällen  kann  aus  „wichtigen"  im  Ge- 
setze nicht  näher  bezeichneten  Gründen  das  Arbeitsverhältnis  vor  Ab- 
lauf der  vereinbarten  Zeit  und  ohne  Innehaltung  der  Kündigungsfrist 
aufgehoben  werden ,  wenn  dasselbe  auf  mindestens  vier  Wochen  oder 
wenn  eine  längere  als  eine  vierzehntägige  Kündigungsfrist  vereinbart  war. 

Das  AbJcehrszeugnis.  Das  Verlassen  der  Arbeit  durch  den  Berg- 
mann heilst  Abkehr.  Der  Bergwerksbesitzer  oder  dessen  Stellvertreter 
ist  verpflichtet,  dem  abkehrenden  grofsjährigen  Bergmanne,  auch  wenn 
er  unter  Vertragsbruch  die  Arbeit  verliefs,  ein  Zeugnis  über  die  Art 
und  Dauer  seiner  Beschäftigung  auszustellen,  das  die  Ortspolizeibehörde 
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kosten-  und  stempelfrei  beglaubigen  mufs.  Diese  Behörde  mufs  das 
Zeugnis  auf  Kosten  des  Verpflichteten  ausstellen,  wenn  dieser  dessen 
Ausstellung  verweigert. 

Das  Führungszeugnis.  Dem  grofsjährigen  Bergmanne  mufs  der  Berg- 
werksbesitzer oder  dessen  Stellvertreter  auf  Verlangen  und  zwar 
auf  einem  besonderen  Blatte  und  getrennt  von  dem  Zeugnis  über  die 
Art  und  Dauer  der  Beschäftigung  (dem  sog.  Abkehrsohein)  ein  Zeugnis 
über  seine  Führung  und  seine  Leistungen  ausstellen.  Im  Weigerungs- 
falle mufs  dies  die  Ortspolizeibehörde  thun. 

Den  Arbeitgebern  ist  bei  Geldstrafe  bis  zu  zweitausend  Mark  (im 
Unvermögensfalle  bei  Gefängnisstrafe  bis  zu  sechs  Monaten)  untersagt, 
die  Zeugnisse  mit  Merkmalen  zu  versehen,  die  den  Zweck  haben,  den 
Arbeiter  in  einer  aus  dem  Wortlaute  des  Zeugnisses  nicht  ersichtlichen 
Weise  zu  kennzeichnen. 

Ohne  den  Abkehrsohein  (d.  i.  das  Zeugnis  über  Art  und  Dauer  der 
Beschäftigung)  darf  kein  gro&jähriger  Bergmann,  von  dem  bekannt  ist, 
dafs  er  schon  früher  beim  Bergbau  beschäftigt  war,  zur  Bergarbeit  an- 
genommen werden. 

Ein  Arbeitsbuch  ist  (und  zwar  erst  durch  die  Novelle  vom  24.  Juni 
1892)  für  minderjährige  Arbeiter  vorgeschrieben.  Früher  war  ein 
solches  nur  im  linksrheinischen  Preufsen  vorgeschrieben,  indes  durch 
das  allgemeine  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  in  Fortfall  gekommen. 
Der  Bergwerksbesitzer  mufs  es  sich  bei  der  Annahme  solcher  Ar- 
beiter vorlegen  lassen,  verwahren  und  nach  rechtmäfsiger  Lösung  des 
Arbeitsverhältnisses  wieder  aushändigen  und  zwar  an  den  Vater  oder 
Vormund,  wenn  diese  es  fordern  oder  der  Arbeiter  noch  nicht  das 
sechszehnte  Lebensjahr  vollendet  hat,  mit  Genehmigung  der  Gemeinde- 
behörde an  die  Mutter,  sonst  an  den  Arbeiter.  Das  Arbeitsbuch,  das  die 
Polizeibehörde  kosten-  und  stempelfrei  auszustellen  hat,  mufs  den  Namen 
des  Arbeiters,  Ort,  Jahr  und  Tag  seiner  Geburt,  Namen  und  letzten 
Wohnort  seines  Vaters  oder  Vormundes  und  die  Unterschrift  des  Ar- 
beiters enthalten.  Beim  Eintritt  des  (minderjährigen)  Bergmanns  in  das 
Arbeitsverhältnis  hat  der  Bergwerksbesitzer  die  Zeit  des  Eintritts  und 
die  Art  der  Beschäftigung,  am  Ende  des  Arbeitsverhältnisses  die  Zeit 
des  Austritts  und,  wenn  die  Beschäftigung  Änderungen  erfahren  hat, 
die  Art  der  letzten  Beschäftigung  des  Bergmanns  einzutragen.  Auch 
diese  Eintragungen  dürfen  bei  gesetzlicher  Strafe  nicht  mit  einem  Merk- 
mal versehen  sein,  was  den  Inhaber  des  Arbeitsbuches  günstig  oder 
nachteilig  zu  kennzeichnen  bezweckt.  Die  Eintragung  eines  Urteils 
über  die  Führung  oder  die  Leistungen  des  Bergmanns  und  sonstige 
im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  vorgesehene  Eintragungen  oder  Vermerke 
in  oder  an  dem  Arbeitsbuohe  sind  unzulässig.  Auf  Verlangen  der 
minderjährigen   Bergleute    ist    diesen   beim   Abgange   ein    besonderes 

6* 
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Zeugnis  über  die  Art  und  Dauer  ihrer  Beschäftigung  auszustellen,  was 
—  gleichfalls  nur  auf  besonderes  Verlangen  —  auch  auf  ihre  Führung 
und  ihre  Leistungen  auszudehnen  ist.  An  Stelle  des  Minderjährigen 
kann  das  Verlangen  auch  durch  dessen  Vater  oder  Vormund  gestellt 
werden. 

Über  das  Dienstverhältnis  der  Bergoffizianten  (Werksbeamten)  d.  i. 
der  von  den  Bergwerksbesitzern  gegen  feste  Bezüge  zur  Leitung  und 
Beaufsichtigung  des  Betriebes  angenommenen  oder  dauernd  mit  höheren 
technischen  Dienstleistungen  betrauten  Personen  (Techniker,  Chemiker, 
Zeichner  u.  s.  w.)  enthielt  das  allgemeine  Berggesetz  keine  Bestimmung. 
Die  Novelle  schreibt  vor,  dafs,  wenn  nicht  etwas  anderes  verabredet 
ist,  das  Dienstverhältnis  solcher  Personen  von  jedem  Teile  mit  Ablauf 
jedes  Kalendervierteljahres  nach  sechs  Wochen  vorher  erklärter  Auf- 
kündigung aufgehoben  werden  kann.  Aus  „wichtigen  Gründen"  und  in 
den  gesetzlich  —  im  §  89  —  besonders  vorgesehenen  Fällen  kann  das 
Dienstverhältnis  ohne  vorhergehende  Kündigung  „sofort"  gelöst  werden. 

Schließlich  ist  zu  bemerken,  dafs  auf  jedem  Bergwerke  über  die 
daselbst  beschäftigten  Bergleute  eine  Liste  zu  führen  ist,  die  den  Vor- 
und  Zunamen,  das  Geburtsjahr,  den  Wohnort,  den  Tag  des  Dienstan- 
trittes und  der  Entlassung  sowie  das  Datum  des  letzten  Arbeitszeugnisses 
enthält.    Diese  Liste  ist  den  Bergbehörden  auf  Verlangen  vorzulegen. 

§  2.  Die  Arbeitcrschutz-Gesetzgebung  für  Bergleute. 

A.  Deutsches  Reich,  Die  Arbeiterschutz-(Fabrik-)Gesetzgebung  ist 
wohl  für  den  Bergbau,  der  die  älteste  Grofsindustrie  bildet,  zuerst 
wirksam  gewesen.  Schon  die  Kuttenberger  Bergordnung,  etwa  um  das 
Jahr  1300  erlassen,  verbietet,  dafs  ein  Bergmann  zwei  Schichten  hinter- 
einander verfahre  „ne  in  labore  defioiat".  In  neuerer  Zeit  ist  die  Fabrik- 
gesetzgebung zuerst  in  Grofsbritannien  thätig  gewesen.  Ihre  erste  That 
war  „the  Morals  and  Health  Act14  vom  Jahre  1802,  was  jedoch  ledig- 
lich die  Textilindustrie  betraf.  In  Deutschland  ging  Preufsen  voran 
durch  das  Regulativ,  betreffend  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter 
in  Fabriken  vom  9.  März  1839.  Dasselbe  schrieb  vor:  Vor  zurückge- 
legtem neunten  Lebensjahre  darf  niemand  in  einer  Fabrik  oder  bei  Berg-, 
Hütten-  und  Pochwerken  zu  einer  regelmäfsigen  Beschäftigung  ange- 
nommen werden.  Wer  noch  nicht  einen  dreijährigen  regelmäfsigen 
Schulunterricht  genossen  hat,  oder  durch  ein  Zeugnis  des  Schulvorstandes 
nachweist,  dafs  er  seine  Muttersprache  geläufig  lesen  kann  und  einen 
Anfang  im  Schreiben  gemacht  hat,  darf  vor  zurückgelegtem  sechszehnten 
Lebensjahre  zu  einer  solchen  Beschäftigung  in  den  genannten  Anstalten 
nicht  angenommen  werden.  Junge  Leute,  die  das  sechszehnte  Lebens- 
jahr noch  nicht  zurückgelegt  haben,  dürfen  in  diesen  Anstalten  nicht  über 
zehn  Stunden  täglich  beschäftigt  werden.    Zwischen  den  Arbeitsstunden 
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ist  vor-  und  nachmittags  eine  Pause  von  je  einer  Viertelstunde  und 
Mittags  eine  ganze  Freistunde  und  zwar  jedesmal  auch  Bewegung  in 
freier  Luft  zu  gewähren.  Die  Beschäftigung  solcher  jungen  Leute  vor 
5  Uhr  morgens  und  nach  9  Uhr  abends,  sowie  an  den  Sonn-  und  Feier- 
tagen ist  gänzlich  untersagt. 

Das  Gesetz  vom  16.  Mai  1853  änderte  das  Regulativ  dahin  ab,  dafe 
vor  zurückgelegtem  zwölften  Lebensjahre  niemand  in  Fabriken  und 
Bergwerken  beschäftigt  werden  dürfte,  dafe  jugendliche  Arbeiter  bis 
zum  vollendeten  vierzehnten  Lebensjahre  täglich  in  solchen  Anstalten 
höchstens  sechs  Stunden  beschäftigt  werden  dürfen.  Ferner  wurden  die 
im  Regulative  vorgeschriebene  Vor-  und  Nachmittagspause  von  je  einer 
Viertel-  auf  eine  halbe  Stunde  verlängert.  Zur  Überwachung  der  Ar- 
beiterschutzgesetzgebung werden  „wo  sich  dazu  ein  Bedürfnis  ergiebt", 
Fabrikinspektören  durch  das  genannte  Gesetz  bestellt,  welchen  inner- 
halb ihrer  Zuständigkeit  alle  amtlichen  Befugnisse  der  Ortspolizeibe- 
hörden beigelegt  werden.  Endlich  wurde  bestimmt,  dafs  alle  jugend- 
lichen Arbeiter  ein  von  der  Ortspolizeibehörde  auszustellendes  Arbeits- 
buch haben  müssen,  welches  ihr  Arbeitsgeber  zu  verwahren  und  der 
Behörde  auf  Verlangen  jederzeit  vorzulegen  hat.  Die  königliche  Ver- 
ordnung vom  22.  Sept.  1867  führte  das  Regulativ  vom  9.  März  1839  und 
das  Gesetz  vom  16.  Mai  1853  in  die  1866  erworbenen  Landesteile  ein. 

Die  Gewerbeordnung  für  den  norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni 
1869  brachte  die  preufsischen  Grundsätze  über  den  Arbeiterschutz  mit 
wenigen  Änderungen  im  ganzen  Umfange  des  norddeutschen  Bundes 
zur  Geltung.  Mit  der  Gewerbeordnung  sind  diese  im  ganzen  Gebiete 
des  deutschen  Reichs  eingeführt  worden.  Die  Gewerbeordnung  hat  be- 
kanntlich im  Laufe  der  Jahre  zahlreiche  Abänderungen  erfahren.  Für 
den  Arbeiterschutz  ist  die  wichtigste  diejenige  vom  1.  Juni  1891. 

Von  den  Vorschriften  der  Gewerbeordnung  in  ihrer  heutigen  Fassung 
(vom  1.  Juni  1891)  sind  für  den  Bergbau  folgende  mafsgebend: 

L   Das  Verbot  des  Tracksystems. 

§  115  Gew.-O.  „Die  Gewerbetreibenden  sind  verpflichtet,  die  Löhne 
ihrer  Arbeiter  in  Reichswährung  zu  berechnen  und  bar  auszuzahlen. 
Sie  dürfen  den  Arbeitern  keine  Waren  kreditieren.  Doch  ist  es  ge- 
stattet, den  Arbeitern  Lebensmittel  für  den  Betrag  der  Anschaffungs- 
kosten, Wohnung  und  Landnutzung  gegen  die  ortsüblichen  Miet-  und 
Pachtpreise,  Feuerung,  Beleuchtung,  regelmäfsige  Beköstigung,  Arzeneien 
und  ärztliche  Hilfe,  sowie  Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den  ihnen  über- 
tragenen Arbeiten  für  den  Betrag  der  durchschnittlichen  Selbstkosten 
unter  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung  zu  verabfolgen.  Zu  einem 
höheren  Preise  ist  die  Verabfolgung  von  Werkzeugen  und  Stoffen  für 
Akkordarbeiten  zulässig,  wenn  dieselbe  den  ortsüblichen  nicht  übersteigt 
und  im  voraus  vereinbart  ist." 
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Diese  Vorschrift  ist  absolut  und  positiv.  Der  selbständige 
Gewerbetreibende,  auch  wenn  er  sich  um  den  Betrieb  im  Ganzen 
oder  die  Auslohnungsverhältnisse  im  besonderen  nicht  kümmert,  ist 
für  deren  Befolgung  strafrechtlich  haftbar;  selbst  eine  nur  fahrlässige 
Übertretung  ist  strafbar.  Die  Strafbarkeit  wird  durch  die  Zustimmung 
des  Arbeiters  nicht  ausgeschlossen.  Zahlung  in  Bons,  Wechseln,  Speise- 
marken und  fremder  Landesmünze  ist  strafbar.  Auch  Lohnabzüge,  die 
mit  Zustimmung  des  Arbeiters  erfolgen,  um  bei  einem  Dritten  Schulden 
des  Arbeiters  zu  tilgen,  sind  bei  Strafe  verboten.  Doch  ist  zulässig 
die  Lohnzahlung  des  Arbeiters  an  Dritte  als  deren  Gläubiger  oder 
Zessionare. 

Zulässig  ist  auch,  für  Wohlfahrtseinrichtungen  Abzüge  zu  machen 
oder  einen  Teil  des  Lohnes  —  aber  nicht  über  einen  durchschnittlichen 
Wochenlohn  —  als  Kaution  zurückzubehalten.  Zu  den  Lebensmitteln, 
die  in  Anrechnung  auf  den  Lohn  verabfolgt  werden  dürfen,  gehören 
nicht  Genufsmittel,  wie  Tabak  und  Spirituosen. 

§  115a.  Gew.-O.  „Lohn-  und  Abschlagszahlungen  dürfen  in  Gast- 
und  Sohankwirt8chaften  oder  Verkaufestellen  nicht  ohne  Genehmigung 
der  unteren  Verwaltungsbehörde  erfolgen;  sie  dürfen  an  Dritte  nicht 
erfolgen  auf  Grund  von  Rechtsgeschäften  oder  Urkunden  über  Rechts- 
geschäfte, welche  nach  §  2  des  Gesetzes,  betreffend  die  Beschlagnahme 
des  Arbeits-  oder  Dienstlohnes,  vom  21.  Juni  1869  rechtlich  unwirk- 
sam sind.(( 

§  116  Gew.-O.  „Arbeiter,  deren  Forderungen  in  einer  dem  §  115 
zuwiderlaufenden  Weise  berichtigt  worden  sind,  können  zu  jeder  Zeit 
Zahlung  nach  Mafsgabe  des  §  115  verlangen,  ohne  dafs  ihnen  eine  Ein- 
rede aus  dem  an  Zahlungsstatt  Gegebenen  entgegengesetzt  werden  kann. 
Letzteres  fällt,  soweit  es  noch  bei  dem  Empfänger  vorhanden  oder  dieser 
daraus  berechtigt  ist,  derjenigen  Hilfskasse  zu,  welcher  der  Arheiter 
angehört."  — 

Diese  Hilfskasse  ist  bei  Bergleuten  die  Knappsohaftskasse,  welcher 
der  Bergmann  angehört. 

§  117  Gew.-O.  „Verträge,  welche  dem  §  115  zuwiderlaufen,  sind 
nichtig. 

Dasselbe  gilt  von  Verabredungen  zwischen  den  Gewerbetreiben- 
den und  den  von  ihnen  beschäftigten  Arbeitern  über  die  Entnahme  der 
Bedürfnisse  der  letzteren  aus  gewissen  Verkaufestellen,  sowie  überhau  p 
tiher  die  Verwendung  des  Verdienstes  derselben  zu  einem  anderen  Zweck 
als  zur  Beteiligung  an  Einrichtungen  zur  Verbesserung  der  Lage  der 
Arbeiter  oder  ihrer  Familien." 

§  118  Gew.-O.  „Forderungen  für  Waren,  welche  dem  §  115 
zuwider  kreditiert  worden  sind,  können  von  dem  Gläubiger  weder  ein- 
geklagt, noch  durch  Anrcchung  oder  sonst  geltend  gemacht  werden, 


§  2.   Die  Arbeiterschute-Gesetzgebung  für  Bergleute.  87 

ohne  Unterschied,  ob  sie  zwischen  den  Beteiligten  unmittelbar  entstanden 
oder  mittelbar  erworben  sind.  Dagegen  fallen  dergleichen  Forderungen 
der  im  §  1 16  bezeichneten  Kasse  zu". 

IL  Die  Beschäftigung  von  jugendlichen  Arbeitern  und  Arbeiterinnen. 

§  135  Gew.-O.  (in  der  Fassung  des  Gesetzes  v.  1.  Juni  1891)  bestimmt: 
„Kinder  unter  dreizehn  Jahren  dürfen  in  Fabriken  (Bergwerken,  Salinen, 
Aufbereitungsanstalten  u.  s.  w.)  nicht  beschäftigt  werden.  Kinder  über 
dreizehn  Jahren  dürfen  in  Fabriken  (Bergwerken,  Salinen,  Auf  bereitungs- 
anstalten  u.  s.  w.)  nur  beschäftigt  werden,  wenn  sie  nicht  mehr  zum 
Besuche  der  Volksschule  verpflichtet  sind. 

Die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  vierzehn  Jahren  darf  die 
Dauer  von  sechs  Stunden  täglich  nicht  tiberschreiten. 

Junge  Leute  zwischen  vierzehn  und  seohszehn  Jahren  dürfen  in 
Fabriken  (Bergwerken  u.  s.  w.)  nicht  länger  als  zehn  Stunden  täglich 
beschäftigt  werden." 

Auch  die  in  den  §§  135  ff.  der  Gew.-O.  enthaltenen  Vorschriften 
sind  absolut  und  positiv.  Diesen  Vorschriften  zuwiderlaufende 
Verträge  sind  nichtig.  Selbst  wider  ihren  Willen  müssen  die  Arbeiter 
zu  ihrer  Befolgung  gezwungen  werden.  Der  Werksbesitzer  oder  sein 
Vertreter  sind  —  auch  wenn  sie  sich  um  den  Betrieb  im  ganzen  oder 
die  Arbeiterverhältnisse  im  besonderen  nicht  kümmern  —  für  die  Be- 
folgung dieser  Vorschriften  strafrechtlich  haftbar.  Dispensationen  von 
Absatz  1  in  §  135  sind  unstatthaft,  von  Abs.  2  und  3  statthaft  nach  §  139 
der  Gew.- Ordnung.  Kinder  im  Sinne  der  Gewerbeordnung  sind  alle 
Personen  unter  14  Jahren,  „junge  Leute"  sind  die  Personen  zwischen 
14  und  16  Jahren;  die  Kinder  wie  die  jungen  Leute  werden  unter 
den  Begriff  „jugendliche  Arbeiter"  zusammengefaßt 

An  weiteren  Bestimmungen  kommen  in  Betracht:  §  136  der  Gew.-O.: 
„Die  Arbeitsstunden  der  jugendlichen  Arbeiter  (§  135)  dürfen  nicht  vor 
572  Uhr  morgens  beginnen  und  nicht  über  8V2  Uhr  abends  dauern. 
Zwischen  den  Arbeitsstunden  müssen  an  jedem  Arbeitstage  regelmäßige 
Pausen  gewährt  werden.  Für  jugendliche  Arbeiter,  welche  nur  sechs 
Stunden  täglich  beschäftigt  werden,  mufs  die  Pause  mindestens  eine 
halbe  Stunde  täglich  betragen.  Den  übrigen  jugendlichen  Arbeitern 
mufs  mindestens  Mittags  eine  einstündige  sowie  Vormittags  und  Nach- 
mittags je  eine  halbstündige  Pause  gewährt  werden. 

Während  der  Pause  darf  den  jugendlichen  Arbeitern  eine  Be- 
schäftigung in  dem  Fabrik(Bergwerks-)betriebe  überhaupt  nicht  und 
der  Aufenthalt  in  den  Arbeitsräumen  nur  dann  gestattet  werden,  wenn 
in  denselben  diejenigen  Teile  des  Betriebes,  in  welchem  jugendliche 
Arbeiter  beschäftigt  sind,  ftlr  die  Zeit  der  Pausen  völlig  eingestellt 
werden,  oder  wenn  der  Aufenthalt  im  Freien  nicht  thunlich  und  andere 
geeignete  Aufenthaltsräume  ohne  unverhältnismäfsige  Schwierigkeiten 
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Jugendliche,  männliche  Arbeiter  (unter  sechszehn  Jahren)  verdienten 
auf  eine  Schicht  im  vierten  Vierteljahr  1893  beim  Steinkohlenbergbau 
in  Oberschlesien  0,84,  in  Niederschlesien  0,94,  in  Westfalen  1,12,  bei 
Saarbrücken  1,02  und  bei  Aachen  0,98  Mark  reinen  Lohn,  beim  Braun- 
kohlenbergbau 1,27  Mark,  beim  Salzbergbau  1,23,  beim  Erzbergbau  in 
Mansfeld  1,04,  im  Oberharz  0,66,  in  Siegen-Nassau  1,08,  im  sonstigen 
rechtsrheinischen  Erzbergbau  1,08  und  im  linksrheinischen  0,88  Mark 
reinen  Lohn. 

Weibliche  Arbeiter  verdienten  auf  eine  Schicht  im  vierten  Viertel- 
jahr 1893  beim  Steinkohlenbergbau  in  Oberschlesien  0,89,  in  Nieder- 
schlesien 1,23,  bei  Aachen  1,22  Mark,  beim  Braunkohlenbergbau  1,30 
und  beim  Erzbergbau  in  Siegen-Nassau  1,09,  im  sonstigen  rechtsrhei- 
nischen» Erzbergbau  1,05,  im  linksrheinischen  1,00  Mark.  Hierbei  ist  zu 
bemerken,  dafe  beim  westfälischen  und  saarbrücker  Steinkohlenbergbau, 
beim  Salzbergbau,  beim  Mansfelder  und  Oberharzer  Bergbau  weibliche 
Personen  überhaupt  nicht  beschäftigt  werden. 

Es  betrug  der  durchschnittliche  Jahresverdienst  nach  Ab- 
zug aller  Arbeitskosten  wie  der  Knappschafts-,  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsbeiträge in  den  Jahren 


a)  beim  Steinkohlenbergbau 


b)  beim  Braunkohlenbergbau 

c)  beim  Salzbergbau  .     . 


in  Oberschiesien 
in  Niederschlesien 
in  Westfalen 
bei  Saarbrücken 
bei  Aachen 


d)  beim  Erzbergbau 


in  Mansfeld 

im  Oberharz 

in  Siegen-Nassau 

in  rechtsrheinischem  Gebiete   645 

in  linksrheinischem 


1892 

1893 

in  Mark 

in  Mark 

669 

661 

747 

729 

976 

946 

1042 

925 

865 

S42 

758 

745 

1091 

1040 

892 

797 

604 

606 

642 

621 

l   645 

627 

639 

622 

Danach  zeigte  sich  im  Jahre  1893  allgemein  ein  Rückgang  des 
durchschnittlichen  Verdienstes;  nur  beim  Erzbergbau  im  Oberharze  trat 
eine  geringfügige  Steigerung  ein. 

Der  reine  Tagelohn  eines  unterirdisch  beschäftigten  Bergar- 
beiters betrug  (nach  Abzug  aller  Arbeitskosten  und  Kassenbeiträge)  in 
den  Jahren 


auf  jede  Schicht. 


im  III.  Vierteljahr  1893  —  0,06  Mark 

im  IV.  „  1893  —  0,05     „ 

im  Jahresmittel        1892  —  0,16     „        J 
2)  Die  Schichtdauer  yersteht  sich  in  Schlesien  einsohliefslich,  in  Westfalen  und  Saar- 
brücken ansschliefslich  der  Ein-  und  Ausfahrt.   Vor  sehr  heifsen  Orten  beträgt  die  Schicht- 
dauer gemäd  bergpolizeilioher  Anordnung  nur  6  Stunden  in  Westfalen. 
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1892        1893 


a)  beim  Steinkohlenbergbau 


in  Oberschlesien 
in  Niederschlesien 
in  Westfalen 
bei  Saarbrücken 
bei  Aachen 


b)  beim  Brannkohlenbergbau 

c)  beim  Salzbergbau     .     .     . 

d)  beim  Erzbergbau     .     .     . 


in  Mark 

in  Mark 

2,79 

2,74 

2,67 

2,60 

3,87 

3,71 

4,23 

3,83 

3,28 

3,18 

2,S9 

2,83 

3,81 

3,30 

.       2,32—3,16  2,10—2,76 

Die  rückläufige  Bewegung  ist  aus  diesen  Zahlen  gleichfalls  er- 
sichtlich. 

Im  Königreich  Sachsen  gelten  im  wesentlichen  die  gleichen  Vor- 
schriften wie  in  Preufsen;  die  gesetzliche  Kündigungsfrist  beträgt  statt 
vierzehn  Tage  vier  Wochen.  Arbeiter,  welche  die  Arbeit  ohne  Kün- 
digung verlassen,  ohne  dazu  nach  dem  Arbeits  vertrage,  der  Arbeits- 
ordnung oder  nach  den  im  Berggesetze  bezeichneten  gesetzlichen  Be- 
stimmungen berechtigt  zu  sein,  verlieren  nicht  nur  jeden  Anspruch  auf 
den  Arbeitslohn  von  Zeit  ihres  Austritts  an  sondern  haben  auch  allen 
dem  Berggebäude  durch  ihren  Austritt  verursachten  Schaden  zu  er- 
setzen. Nach  §  54  des  sächsischen  Berggesetzes  haben  die  Bergbeamten, 
Offizianten  und  Arbeiter  an  erster  Stelle  Anspruch  auf  Befriedigung 
aus  dem  Bergwerke. 

In  Oesterreich  gilt  die  Befreiung  des  Gedinge-  und  Schichtlohnes 
vom  Arreste  und  der  Exekution,  —  insoweit  nicht  gesetzliche  Ansprüche 
auf  Leistung  des  Unterhalts  in  betracht  kommen  — ,  ferner  ein  gesetz- 
liches Pfandrecht  zu  gunsten  des  Lohnes  in  Fällen  der  Exekution  auf 
Bergwerke  oder  deren  Zubehör,  ingleichen  für  ein  Jahr  (Lohn)  ein 
Vorzugsrecht  vor  gewöhnlichen  Forderungen  in  denselben  Fällen  und 
bei  Konkursen  über  ein  Berg-  oder  Hüttenwerk. 

Ähnliche  Vorrechte  bestehen  fast  in  allen  Staaten.  Um  nur  ein 
Beispiel  zu  nehmen,  soll  nachstehend  der  auf  den  Arbeitslohn  sich  be- 
ziehende Teil  des  grofsbr  Hammchen  ZinnbergwerJcsgesetzes  vom  16.  Se}>- 
tember  1887  mitgeteilt  werden: 

Art.  4.  „Bergleute,  welche  ausschliefslich  oder  zum  Teil  auf  einem 
Bergwerke  unter  oder  über  Tage  beschäftigt  sind,  sollen  hinsichtlich 
der  auf  dem  Bergwerke  verdienten  Löhne,  soweit  letztere  den  einem 
dreimonatlichen  Lohne  für  die  Person  entsprechenden  Betrag  nicht  über- 
steigen, das  erste  Anrecht  haben  auf  alle  Bergwerksbestände  unter  und 
über  Tage,  welche  dem  betreffenden  Bergwerke  oder  der  Gesellschaft, 
durch  wTelche  das  Bergwerk  betrieben  wird,  gehören  und  auf  alles  Geld 
der  Gesellschaft,  welches  in  dem  Kontor  oder  zu  Gunsten  der  Gesell- 
schaft im  Gewahrsam  des  Rechnungsführers,  Repräsentanten  oder  Se- 
kretärs oder  einer  anderen  Person  oder  als  Guthaben  der  Gesellschaft 
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bei  ihren  Bankhäusern  sich  vorfindet,  sowie  auf  alle  sonstigen  Ver- 
mögensteile der  Gesellschaft  bezüglich  des  betreffenden  Bergwerkes,  und 
dieses  erste  Anrecht  soll,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  zehnten 
Artikels  gegenwärtigen  Gesetzes,  den  Vorrang  besitzen  und  vor  allen 
Ansprüchen  auf  Pachtzins,  Abgaben,  Gebühren  und  dergleichen,  welche 
von  den  Verpächtern  des  betreffenden  Bergwerks,  von  Pfandgläubigern, 
Urteils-,  Zwangsvollstreckungs-  oder  sonstigen  Gläubigern  der  Gesell- 
schaft oder  von  irgend  welchen  anderen  Personen  erhoben  werden." 

Art.  5  schreibt  vor,  dafs  Lohnforderungen  der  Bergleute  bei  der 
Abkehr  dem  Betriebsführer  anzugeben  und  von  diesem  genau  in  die 
Bücher  der  Gesellschaft  einzutragen  sind.  Das  gleiche  gilt  bei  Lohn- 
forderungen verstorbener  Bergleute. 

Nach  Art.  6  sind  alle  Löhne  bei  jeder  Zwangsvollstreckung  durch 
den  Sheriff  zu  ermitteln,  und  der  Sheriff  soll  seine  Beschlagnahme  so- 
weit ausdehnen,  dafs  die  Beschlagnahme  und  die  Versteigerung  genügt, 
um  alle  Geldbeträge  zu  decken,  welche  für  solche  Löhne  unter  Zurech- 
nung der  Urteilsschulden  und  der  Kosten  sowie  anderer  dem  Sheriff  zu- 
stehender Gebühren  geschuldet  werden.  Der  Sheriff  soll  unabhängig  von 
dem  Fortgange  der  Versteigerung  nach  Deckung  seiner  eigenen  Kosten 
und  Auslagen,  jedoch  vor  Deckung  der  Schulden  und  Kosten  aus  dem  Ur- 
teil, den  Betrag  der  Arbeitslöhne  an  den  Rechnungsführer  des  Bergwerks 
auszahlen,  welcher  sodann  die  Auszahlung  an  die  dazu  berechtigten 
Personen  bewirken  soll.  Art.  7  bestimmt,  dafs  auf  friedensrichterliohe 
Befehle  zur  Zahlung  von  Löhnen,  welche  für  eine  auf  einem  Bergwerke 
geleistete  Arbeit  geschuldet  werden,  die  Bergwerksbestände  unter  und 
über  Tage  insoweit  mit  Beschlag  belegt  und  versteigert  werden,  als 
sie  der  Beschlagnahme  für  Pachtzins  gesetzlich  unterworfen  sind.  Ge- 
mäfs  Artikel  8  kann  der  Gerichtsverweser  alle  Vorschriften  erlassen  oder 
Befehle  erteilen,  die  er  für  notwendig  und  zweckmäfsig  hält,  um  die 
betreffenden  Bergleute  vor  Verlust  zu  bewahren.  Gelddahrlehne  zur 
Zahlung  von  Löhnen  bei  Auflösung  einer  Gesellschaft  sind  —  wie  Art.  9 
vorschreibt  —  vor  allen  anderen  Forderungen  an  die  Gesellschaft  be- 
rechtigt. Über  die  Auslohnung  bestimmt  Artikel  11:  „Nach  dem  In- 
krafttreten des  gegenwärtigen  Gesetzes  soll  es  einer  Gesellschaft  ge- 
setzlich gestattet  sein,  von  den  Löhnen  eines  über  Tage  beschäftigten 
Arbeiters  für  die  Dauer  seiner  Beschäftigung  den  Lohn  für  sieben  Tage 
und  nicht  mehr  in  ihren  Händen  zurückzubehalten.  Unbeschadet  des 
Bechtes  der  Gesellschaft,  diesen  siebentägigen  Lohn  zurückzubehalten, 
sollen  alle  Tagearbeiter  einmal  alle  vierzehn  Tage  ausgelohnt  und 
der  zurückbehaltene  Betrag  dem  Bergmann  binnen  sieben  Tagen  nach 
dem  Aufhören  seiner  Beschäftigung  bei  der  Gesellschaft  ausgezahlt 
werden.  Alle  Löhne,  die  Bergleuten,  die  auf  Grund  eines  Vertrages 
unter  Tage  beschäftigt  sind,  geschuldet  werden,  sollen  binnen  vierzehn 
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nicht  mehr  als  sechzig  Stunden  betragen,  davon  dürfen  innerhalb  zweier 
Wochen  in  die  Zeit  von  sechs  Uhr  abends  bis  sechs  Uhr  morgens  nicht 
mehr  als  sechzig  Stunden  fallen. 

Zwischen  zwei  Arbeitsschichten  mufs  eine  Ruhezeit  von  mindestens 
zwölf  Stunden  liegen. 

Der  wöchentliche  Wechsel  zwischen  den  Tag-  und  Nachtschichten 
ist  in  der  Weise  zu  regeln,  dafs  die  in  der  Tagschicht  beschäftigten 
Arbeiterinnen  erst  nach  einer  Ruhezeit  von  vierundzwanzig  Stunden  in 
der  Nachtschicht,  die  in  der  Nachtschicht  beschäftigten  erst  nach  einer 
Ruhezeit  von  mindestens  vierundzwanzig  Stunden  in  der  Tagschicht 
beschäftigt  werden  dürfen. 

3.  Arbeitsräume,  Arbeitsplätze  und  Förderbahnen  müssen  hell  be- 
leuchtet sein.  Den  Arbeiterinnen  sind  besondere  abschliefsbare,  in  der 
kalten  Jahreszeit  erwärmte,  zum  Waschen,  zum  Umkleiden  und  zum 
Trocknen  der  Kleider  geeignete  Räume  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Ausserdem  müssen  für  sie  getrennte  Aborte  mit  besonderen  Eingängen 
vorhanden  sein. 

4.  — 

5.  Die  Bestimmungen  unter  1  bis  4  finden  auf  diejenigen  Anlagen 
keine  Anwendung,  in  welchen  eine  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
mit  den  bei  1  bezeichneten  Arbeiten  zur  Nachtzeit  bisher  nicht  statt- 
gefunden hat. 

Bei  den  unter  1  bezeichneten  Arbeiten  darf  die  Anzahl  der  in  Tag- 
und  Nachtschichten  beschäftigten  Arbeiterinnen  auf  den  einzelnen 
Werken  die  Höchstzahl  der  im  Jahre  1891  beschäftigten  nicht  über- 
schreiten .  .  . 

Zur  Beschäftigung  in  Tag-  und  Nachtschichten  bei  solchen  Arbeiten 
dürfen  Arbeiterinnen  vom  1.  Oktober  1893  ab  nicht  mehr  neu  ange- 
nommen werden.44 

IL  (gültig  bis  1.  April  1902).  „Auf  Steinkohlenbergwerken  und  Zink- 
und  Bleierzbergwerken  tritt  für  diejenigen  Arbeiterinnen  über  achtzehn 
Jahre,  welche  mit  den  unmittelbar  mit  der  Förderung  der  Kohlen  oder 
Erze  zusammenhängenden  Arbeiten  beschäftigt  sind,  der  §  137  Absatz  3 
der  Gewerbeordnung  mit  der  Maisgabe  au&er  Anwendung,  dafs  zwischen 
den  Arbeitsstunden  den  Arbeiterinnen  eine  oder  mehrere  Pausen  in  der 
Gesamtdauer  von  mindestens  einer  Stunde  gewährt  werden  müssen 
und  dafs  die  Beschäftigung  im  ganzen  nicht  mehr  als  zehn  Stunden 
betragen  darf. 

Werden  mehrere  Pausen  gewährt,  so  mufs  eine  derselben  mindestens 
eine  halbe  Stunde  betragen.44 

III.  (gültig  bis  1.  April  1902).  1.  „Auf  Steinkohlenbergwerken,  Zink- 
und  Bleierzbergwerken,  deren  Betrieb  auf  eine  doppelte  tägliche  Arbeits- 
schicht eingerichtet  ist,  treten  die  Bestimmungen  des  §  137  Abs.  1  und  3 
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der  Gewerbeordnung  für  Arbeiterinnen  über  sechszehn  Jahre,  welche 
mit  Arbeiten  der  unter  Nr.  I  Ziffer  1  bezeichneten  Art  beschäftigt  sind, 
mit  folgenden  Mafsgaben  aufser  Anwendung. 

2.  Die  erste  Schicht  darf  nicht  vor  viereinhalb  Uhr  morgens  be- 
ginnen, die  zweite  nicht  nach  zehn  Uhr  abends  schliefen,  in  keiner  der 
beiden  Schichten  darf  die  Beschäftigung  länger  als  acht  Stunden  dauern. 

3.  Zwischen  der  zweiten  und  sechsten  Arbeitsstunde  mufs  den 
Arbeiterinnen  eine  Pause  von  mindestens  einer  halben  Stunde  gewährt 
werden. 

4.  Arbeiterinnen  zwischen  sechszehn  und  achtzehn  Jahren  dürfen 
in  der  vorstehend  bezeichneten  Weise  nur  beschäftigt  werden,  wenn 
durch  das  Zeugnis  eines  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zur  Aus- 
stellung solcher  Zeugnisse  ermächtigten  Arztes  nachgewiesen  wird,  dafs 
die  körperliche  Entwickelung  der  Arbeiterin  die  Beschäftigung  ohne 
Gefahr  für  ihre  Gesundheit  zuläfst. 

5.  — 

6.  Die  Gesamtzahl  der  nach  Mafsgabe  der  vorstehenden  Bestim- 
mungen auf  den  einzelnen  Werken  beschäftigten  Arbeiterinnen  darf  die 
Höchstzahl  der  im  Jahre  1891  beschäftigt  gewesenen  nicht  tiberschreiten." 

Zur  Ergänzung  des  Vorstehenden  diene  noch  §  154  a  der  Gewerbe- 
ordnung: 

„Die  Bestimmungen  der  §§  115  bis  119  a,  135  bis  139  b,  152  und 
153  0)  finden  auf  die  Besitzer  und  Arbeiter  von  Bergwerken,  Salinen, 
Aufbereitungsanstalten  und  unterirdisch  betriebenen  Brüchen  oder  Gruben 
entsprechende  Anwendung. 

Arbeiterinnen  dürfen  in  Anlagen  der  vorbezeichneten 
Art  nicht  unter  Tage  beschäftigt  werden." 

Hierzu  mag  bemerkt  werden,  dafs  „unterirdisch"  betrieben  im 
Sinne  der  Gewerbeordnung  —  und  daher  den  §§  115  bis  119a,  135  bis 
139  b,  152  und  163  unterworfen  —  diejenigen  Brüche  und  Gruben  sind, 
bei  denen  die  Hohlräume  unterirdisch  bestehen  bleiben,  nicht  diejeni- 
gen, bei  denen  durch  Unterschrämen  zwar  Hohlräume  geschaffen  werden, 
aber  nach  dem  bewirkten  Zusammensturz  wieder  verschwinden.  Die 
ttber  Tage  betriebenen  Gruben  z.  B.  die  Steinbrüche  in  Rüdersdorf  sind 
„gewerbliche  Anlagen"  im  Sinne  der  Gewerbeordnung. 

B.  Oesterreich-  Ungarn.  Über  das  Verbot  des  Trucksystems  enthält 
zwar  die  österreichische  Gewerbeordnung  der  deutschen  entsprechende 
Vorschriften,  im  Allgemeinen  Berggesetze  ist  aber  bestimmt,  dafs  die 
Bergwerksverleihung  den  Besitzer  zugleich  berechtige,  das  eigene  Arbeits- 
personal, jedoch  ohne  gewerbsmäfsigen  Gewinn,  mit  den  nötigen 
Lebensmitteln  zu  versehen. 


1)  J§  152  und  153  betreffen  die  Koalitionsfreiheit. 


VI.  Abschnitt    Das  Knappschaftswesen 
und  die  reichsgesetzliche  Versicherung  der  Bergleute  gegen 
die  Folgen  yoü  Krankheiten,  Betriebsunfälle,  Invalidität 

und  Alter. 


§  1.  Geschichte  und  Organisation  der  Knappschaftsvereine. 

Der  Ursprung  der  Fürsorge  fftr  die  Bergarbeiter  namentlich  gegen  die 
Folgen  der  Krankheit  und  der  Betriebsunfälle  ist  sehr  alt  und  noch 
mannigfach  in  Dunkel  gehüllt.  Der  Bergbau  im  Mittelalter  war  ur- 
sprünglich Eigenlöhnerbergbau,  d.h.  die  Unternehmer  waren  zu- 
gleich Arbeiter,  die  Arbeiter  zugleich  Unternehmer.  Die  Fürsorge  für 
die  Arbeiter  beruhte  daher  zu  Anfang  lediglich  auf  genossenschaftlicher 
Grundlage.  Als  der  Bergbau  später  von  Lohnarbeitern  betrieben  wurde, 
blieb  die  genossenschaftliche  Versicherung  bestehen.  Es  bildeten  sich 
daneben  aus:  1.  die  Regelung  des  Versicherungswesens  und  dessen  Be- 
aufsichtigung durch  den  Re^alherrn;  2.  die  auf  regalherrlicher  Anordnung 
beruhende  Beitragslast,  welche  die  Arbeiter  und  zugleich  die  Unternehmer 
des  Bergwerks  traf.  Wie  auch  sonst  bei  bergbaulichen  Reohtsinstitu- 
tionen  sind  die  Bergordnungen,  auf  denen  das  Knappschaftswesen  be- 
ruhte, überaus  zahlreich,  in  der  Sache  aber  wesentlich  übereinstimmend : 
Der  Bergmann,  der  im  Betriebe  „ein  Gliedmafs",  Arme  oder  Beine 
brach  oder  sonst  Schaden  nahm,  sollte  bei  Ausbeutezechen  auf  acht  und 
bei  Zubufezechen  auf  vier  Wochen  den  Lohn  und  das  Arztgeld  von 
den  Gewerken  erhalten.  Für  die  spätere  Zeit  wurde  er  auf  die 
Knappschaft skasse  angewiesen,  die  auch  sonst  in  allen  Notfällen, 
bei  Krankheit  und  Invalidität  eintrat.  Zu  diesen  Knappschaftskassen 
hatten  die  Arbeiter  einen  festen  Beitrag  oder  einen  bestimmten  Teil 
ihres  Lohnes,  das  sogenannte  Büchsengeld,  zu  zahlen,  die  Unternehmer 
aber  Teile,  in  der  späteren  Zeit  meist  zwei  Kuxe,  des  Bergwerks  (also 
meist  etwa  >/«4)  frei  mitzubauen.  Zuweilen  überwiesen  die  Regalherren 
noch  gewisse  ihnen  zustehende  Abgaben  und  Gebühren  den  Knapp- 
schaftskassen. 

So  schrieb  die  revidierte  Bergordnung  für  das  Herzog- 
tum Cleve,  das  Fürstentum  Meurs  und  die  Grafschaft  Mark 
vom  29.  April  1766  vor: 
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Caput  LXXVI.  §  1 .  „Da  Wir  die  Einrichtung  einer  Knappschafts- 
Casse  allergnädigst  verordnet  haben,  und  zu  deren  Fond,  benebst 
anderen  von  Uns  destinirten  Abgaben,  auch  zugleich  Gewerken  bei 
denen  metallischen  und  mineralischen  Bergwerken  die  Ausbeute  von 
zwei  Kuxsen,  dahingegen  von  den  Steinkohlenbergwerken  —  allwöchent- 
lich von  jedem  in  deren  gangbaren  Schichten  arbeitenden  Häuer  1  Fafs 
Kohlen  abgeben  und  berechnen.  So  sollen  auch  Gewerken  in  dem 
Fall,  dafs  in  ihrer  Arbeit  welche  Arbeiter  krank  werden  oder  Schaden 
nehmen  sollten,  mit  weiter  nichts  beschweret  werden,  au&er  dafs  sie 
den  Kranken  oder  Beschädigten  von  der  Zeche,  wenn  sie  in  Ausbeute 
steht,  Acht  Wochen  lang,  wenn  die  Zeche  aber  in  Zubufse  stehet,  Vier 
Wochen  lang,  wenn  anders  die  Krankheit  oder  Cur  so  lange  anhalten 
und  der  Arbeiter  nicht  ehender  wieder  an  die  Arbeit  gehen  könnte, 
seinen  vorhin  allwöchentlich  gehabten  Lohn  zum  Gnaden-Lohn  zahlen, 
die  Cur  aber  von  der  Knappschafts-Casse  getragen  werden. 

§  2.  Sollte  aber  Jemand  bey  dem  Bergwerke  in  der  Arbeit  sogleich 
zu  Tode  kommen,  so  sollen  die  Wittwe  und  Erben  das  hier  §  1  be- 
stimmte Gnaden-Lohn  geniefsen,  die  Begräbnife-Kosten  aber  von  der 
Knappschafts-Casse  bezahlet  werden. 

§  3.  Befehlen  Wir  Unsrem  Berg- Amte,  dafs  dasselbige  mit  allem 
Ernst  dahin  sehe,  dafs  dieses  bestimmte  Gnaden-Lohn  von  denen  Ge- 
werken, Schicht-Meistern  oder  Vorstehern  richtig  und  ohne  allen  Auf- 
enthalt bezahlet  werjäe,  nicht  aber  wie  bisher  geschehen,  die  armen 
Leute  von  denen  Gewerken  durch  allerhand  Kniffe  und  Erfindungen 
über  die  Gebühr  aufgehalten  oder  wohl  gar  darum  zu  bringen  gesuchet 
werden;  diejenigen  Gewerken,  so  hierunter  unbegründete  Weigerungen 
machen,  sollen  vielmehr  nach  der  Gebühr  bestrafet  werden. 

§  4.  Können  jedoch  Gewerken  erweisen,  dafs  der  Krankgewordene 
oder  Schadengenommene  sein  Malheur  durch  seine  unordentliche  Lebeng- 
art, oder  durch  dessen  Mitarbeiter  vorsetzliche  Negligene  oder  auch 
Bosheit  erhalten ;  So  soll  das  Berg- Amt  die  Sache  untersuchen,  und  den 
schuldigen  Theil  nach  Befinden  in  Strafe  ziehen." 

Das  AllgemeineLandrecht,  welches  bekanntlich  nur  subsidiäre 
Rechtskraft  und  in  der  Hauptsache  nur  den  damaligen  Rechtszustand 
kodifiziert  hat,  begnügt  sich  damit,  in  §  134  TL  IL  Tit.  16  vorzuschreiben, 
dafs  zwei  Freikuxe  für  die  Knappschafts-  und  Armenkasse  gebaut 
werden  sollen,  enthält  über  die  Einrichtung  der  Knappschaftskasse 
Nichts  und  bestimmt  dann  nur  noch  Folgendes  IL  Tit.  16:  §  214.  „Die 
Bergwerkseigentümer  sind  den  in  ihren  Diensten  erkrankten  oder  be- 
schädigten Bergleuten  sich  anzunehmen  schuldig". 

§  215.  „Einem  solchen  Arbeiter  mufe,  in  Ermangelung  besonderer 
Vorschrift  der  Provinzialgesetze,  sein  Lohn  von  einer  Zubufsezeche,  in- 
gleiohen  von  einer  Freibau  oder  Verlag  erstattenden  Zeche  auf  Vier 
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Wochen,  und  bei  einer  Ausbeutezeche  auf  Acht  Wochen,  wenn  die 
Krankheit  so  lange  dauert,  gereicht  werden." 

§  216.  „Dauert  die  Krankheit  länger,  so  fällt  die  Verpflegung  des 
kranken  oder  beschädigten  Bergmanns  der  Knappschaftskasse  zur  Last" 

§  217.  „Die  Kur-  und  Begräbniskosten  eines  beschädigten  oder  ver- 
unglückten Bergmanns  müssen  von  der  Knappschaftskasse  bestritten 
werden." 

§  218.  „Auch  die  Wittwe  eines  Bergmannes  hat  das  §  215  bestimmte 
Gnadenlohn  zu  fordern." 

§  219.  „Obige  Vortheile  der  beschädigten  oder  verunglückten  Berg- 
leute fallen  hinweg,  wenn  sich  einer  den  Schaden  oder  Tod  vorsätzlich, 
oder  durch  grobes  Versehen,  aufser  der  Bergarbeit  zugezogen  hat." 

§  220.  „Isf  der  Sehaden  oder  Tod  durch  Bosheit  oder  grobes  Ver- 
schulden eines  Dritten  verursacht  worden,  so  mufs  dieser  die  Knapp- 
schaftskasse und  die  Bergwerkseigentümer  entschädigen." 

Entsprechend  dem  damals  herrschenden  Direktionsprinzipe,  welches 
jede  Selbstverwaltung  für  Bergwerkseigentümer  und  Arbeiter  ausschloß, 
war  die  Verwaltung  der  Knappschaftskassen  vollständig  in  den  Händen 
der  Bergbehörde. 

Im  Jahre  1852  bestanden  in  Preufsen  53  Knappschaftsvereine, 
denen  56462  Mitglieder  oder  5/«  der  damals  in  Preufsen  vorhandenen 
Bergleute  angehörten.  Im  linksrheinischen  Preufsen  fehlte  der  Knapp- 
schaftszwang; dort  waren  die  Unternehmer  najsh  dem  Dekret  vom 
3.  Januar  1813  Art.  15  und  16  nur  verpflichtet,  für  die  ärztliche  Be- 
handlung der  erkrankten  Bergleute  zu  sorgen. 

Um  den  Knappschaftszwang  ausnahmslos  für  alle  Bergleute  auszu- 
sprechen, an  der  Stelle  der  zahlreichen  zerstreuten  Anordnungen  der  alten 
Bergordnungen  und  Berggewohnheiten  einheitliche  und  klare  Regeln  auf- 
zustellen, endlich  auch,  um  die  im  Miteigentümergesetze  vom  12.  Mai  1851 
den  Bergwerkseigentümern  eingeräumten  Selbstverwaltungsbefugnisse  in 
entsprechender  Weise  auch  bei  der  Verwaltung  des  Knappschaftswesens 
einzuführen,  erging  für  den  ganzen  Umfang  der  preufeischen  Monarchie 
das  Gesetz  betreffend  die  Vereinigung  der  Berg-,  Hütten-,  Salinen-  und 
Aufbereitungsarbeiter  in  Knappschaften  vom  10.  April  1854.  Dasselbe 
schrieb  vor,  dafs  für  die  Arbeiter  aller  Bergwerke,  Hütten,  Salinen  und 
Aufbereitungsanstalten  Knappschaftsvereine  (bestehen  oder)  eingerichtet 
werden  sollten.  Die  Bezirke,  die  Erfordernisse  zur  Aufnahme,  sowie 
das  Vereinsstatut  sollen  nach  Vernehmung  der  Bergwerkseigentümer 
und  der  Vertreter  der  Arbeiter  auf  Vorschlag  des  Oberbergamtes  durch 
den  Handelsminister  festgestellt  werden.  Die  Verwaltung  eines  jeden 
Knappschaftsvereins  erfolgt  unter  Aufsicht  des  Bergamtes  durch  einen 
Vorstand,  dessen  Mitglieder  je  zur  Hälfte  von  den  Arbeitgebern  und 
den  Knappsohaftsältesten  gewählt  werden.   Die  Beamten  und  Ärzte  des 
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igt  dem  Bergamte  vorzulegen.  Dieses  hat  dieselbe  zu  prüfen  und  die 
Abänderung  oder  Beseitigung  darin  enthaltener,  den  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen zuwiderlaufenden  Bestimmungen,  insbesondere  auch  eines 
etwaigen  Ubermafses  in  den  Strafbestimmungen  und  ungeeigneter  Vor- 
schriften über  die  Verwendung  der  Geldstrafen  anzuordnen. 

Bei  Gelegenheit  der  grofsen  Bergarbeiterausstände  im  Jahre  1SS9 
kamen  verschiedene  Beschwerden  der  Bergleute  in  Preufsen  zur  Sprache. 
Sie  .betrafen  hauptsächlich  die  Art  und  Höhe  mancher  Konventional- 
strafen, z.  B.  das  sogenannte  Nullen,  d.  h.  Niohtanrechnen  (beim  Lohne) 
ungenügend  oder  mit  mangelhaftem  Mineral  beladener  Wagen,  den  Zwang 
der  Arbeitsordnungen  zum  Verfahren  sogenannter  Überschichten,  die 
Verwendung  der  in  der  Arbeitsordnung  vorgesehenen  Strafen,  die  Be- 
rechnung des  Gedingelohnes,  namentlich  beim  Wechsel  im  Gestein.    Der 
Gesetzgebung  kam  es  vor  allem  darauf  an,  den  Inhalt  des  Arbeitsver- 
trages so  klar  zu  machen,  dafs  beide  Teile  über  alle  Punkte  unterrichtet 
und  Zweifel  ausgeschlossen  sein  sollten.    Um  dies  zu  erreichen,  wurde 
nicht  nur  der  Erlafs  von  Arbeitsordnungen  vorgeschrieben,  sondern  auch 
bestimmt,  was  in  jeder  Arbeitsordnung  enthalten  sein,  wie  sie  beraten 
und  bekannt  gemacht  werden  müsse.    Schon  die  Novelle  zur  Gewerbe- 
ordnung vom  1.  Juni  1891  schrieb  vor,  dafs  für  jede  Fabrik,  in  welcher 
in  der  Regel  mindestens  zwanzig  Arbeiter  beschäftigt  werden,  eine 
Arbeitsordnung  erlassen  werden  müsse.   Die  Vorschriften  der  Gewerbe- 
ordnung über  Erlafs  von  Arbeitsordnungen  finden  auf  das  Bergwesen 
keine  Anwendung.    Die  Novelle  zum  allgemeinen  preußischen  Berg- 
gesetze vom  24.  Juni  1892   ging  noch  weiter  und  schrieb  für  jedes 
Bergwerk  und  die  mit  demselben  verbundenen  unter  der  Aufsicht  der 
Bergbehörden  bestehenden  Anlagen  den  Erlafs  einer  Arbeitsordnung 
bei  Androhung  einer  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark  obligatorisch 
vor.     Nur  wenn  der  Bergwerksbetrieb  von  geringem  Umfange  oder 
seiner  Natur  nach  von  kurzer  Dauer  ist,  kann  die  Bergbehörde  auf  den 
an  sie  gerichteten  Antrag  nach  eigenem  Ermessen  entweder  von  dem 
Erlafs  einer  Arbeitsordnung  überhaupt  oder  von  der  Aufnahme  einzelner 
sonst  vorgeschriebener  Bestimmungen  entbinden.    Vor  dem  Erlafs  der 
Arbeitsordnung  oder  eines  Nachtrages  dazu  ist  den  auf  dem  Bergwerke 
in  der  betreffenden  Betriebsanlage  oder  in  den  betreffenden  Abteilungen 
des  Betriebes  beschäftigten  grofsjährigen  Arbeitern  Gelegenheit  zu  geben, 
sich  über  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  zu  äufsem.    Auf  Bergwerken, 
ftlr  welche  ein  ständiger  Arbeiterausschufs  besteht  (das  ist  z.  B.  auf 
den  fiskalischen  Bergwerken ,  Salinen  u.  s.  w.  der  Fall),  wird  dieser 
Vorschrift  durch  Anhörung  des  Ausschusses  über  den  Inhalt  der  Arbeits- 
ordnung genügt.    Die  Arbeitsordnung  sowie  jeder  Nachtrag  dazu  ist 
unter  Mitteilung  der  seitens  der  Arbeiter  geäußerten  Bedenken,  soweit 
die  Äufserungen  schriftlich  oder  zu  Protokoll  erklärt  sind,  binnen  drei 
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Tagen  nach  dem  Erlais  in  zwei  Ausfertigungen,  unter  Beifügung  der 
Erklärung,  daft  und  in  welcher  Weise  die  Arbeiter  des  Werkes  oder 
der  Arbeiteraussehuls  gehört  ist,  der  Bergbehörde  einzureichen. 

Die  Bergbehörde  hat  zu  prüfen,  ob  die  Arbeitsordnung  oder  der 
Nachtrag  dazu  vorschriftsmäfsig  erlassen  (insbesondere  die  grofsjährigen 
Arbeiter  ordnungsmäfsig  gehört  sind),  ferner,  ob  deren  Inhalt  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  entspricht.  Erhebt  die  Bergbehörde  Ausstellungen, 
so  hat  der  Bergwerksbesitzer  gegen  diese  binnen  vier  Wochen  das 
Recht  des  Rekurses  an  die  obere  Bergbehörde  und  gegen  deren  Ent- 
scheidung binnen  gleichfalls  vier  Wochen  das  Recht  des  Rekurses 
an  den  Handelsminister.  Das  Recht,  die  Arbeitsordnung  auf  ihre 
Gesetzmäfsigkeit  zu  prüfen,  steht  der  Bergbehörde  jederzeit  und 
selbst  in  dem  Falle  zu,  dafs  sie  früher  erklärt  hat,  keine  Ausstellungen 
erheben  zu  wollen.  Eine  „Genehmigung"  der  Arbeitsordnung  durch 
die  Bergbehörde  findet  nicht  statt,  „weil  die  Staatsregierung  auch  den 
Schein  vermeiden  müsse,  als  ob  die  Aufsichtsbehörde  mit  der  Genehmigung 
der  Arbeitsordnung  eine  Verantwortung  für  deren  Inhalt  übernehme1'. 
Der  Bergwerksbesitzer,  der  der  endgültigen  Anordnung  der  Bergbehörde 
wegen  Ersetzung  oder  Abänderung  der  Arbeitsordnung  nicht  nachkommt, 
setzt  sich  der  gerichtlichen  Bestrafung  (Geldstrafe  bis  zu  300  Mark)  aus. 

Über  dasjenige,  was  jede  Arbeitsordnung  enthalten  mufs,  giebt 
die  Novelle  vom  24.  Juni  1892  sehr  eingehende  Vorschriften:  Sie  muls 
zunächst  den  Namen  des  Bergwerks  oder  die  Bezeichnung  der  be- 
sonderen Betriebsanlage  sowie  den  Zeitpunkt,  mit  welchem  sie  in  Wirk- 
samkeit treten  soll,  angeben  und  von  dem  Bergwerksbesitzer  oder  dessen 
Stellvertreter  unterzeichnet  sein.  Sie  muls  Bestimmungen  enthalten 
§  80  b:  1.  „über  Anfang  und  Ende  der  regelmäfiigen  täglichen  Arbeits- 
zeit, über  die  Zahl  und  Dauer  der  für  die  erwachsenen  Arbeiter  etwa 
vorgesehenen  Pausen  und  darüber,  unter  welchen  Voraussetzungen  und 
in  welchem  Mafse,  abgesehen  von  den  Fällen  der  Beseitigung  von  Ge- 
fahren und  der  Ausführung  von  Notarbeiten,  die  Arbeiter  verpflichtet 
sind,  die  Arbeit  über  die  ordentliche  Dauer  der  Arbeitszeit  hinaus  fort- 
zusetzen oder  besondere  Nebensohiohten  zu  verfahren,  bei  Arbeiten  unter 
Tage  über  die  Regelung  der  Ein-  und  Ausfahrt  und  über  die  Über- 
wachung der  Anwesenheit  in  der  Grube";  2.  „über  die  zur  Festsetzung 
des  Schichtlohnes  und  zum  Abschlüsse  sowie  zur  Abnahme  des  Ge- 
dinges ermächtigten  Personen,  über  den  Zeitpunkt,  bis  zu  welchem  nach 
Übernahme  der  Arbeit  gegen  Gedingelohn  das  Gedinge  abgeschlossen 
sein  mufe,  über  die  Beurkundung  des  abgeschossenen  Gedinges  und  die 
Bekanntmachung  an  die  Beteiligten,  über  die  Voraussetzungen,  unter 
welchen  der  Bergwerksbesitzer  oder  der  Arbeiter  eine  Veränderung 
oder  Aufhebung  des  Gedinges  zu  verlangen  berechtigt  ist,  sowie  über 
die  Art  der  Bemessung  des  Lohnes  für  den  Fall,  dafs  eine  Vereinbarung 
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als  eine  Woche  bestimmt  ist,  —  nicht  in  den  Knappsohaftsverein  eintreten. 
Die  auf  einem  Bergwerke  beschäftigten  Personen  sind  selbst  dann  knapp- 
schaftspflichtig,  wenn  sie  nicht  unmittelbar  vom  Bergwerksbesitzer  be- 
schäftigt werden,  z.  B.  wenn  die  Abraumarbeiten  einem  Unternehmer 
tibertragen  sind.  Die  vom  Bergwerksbesitzer  im  Bergwerksbetriebe 
beschäftigten  Arbeiter  sind  auch  dann  knappschaftspflichtig,  wenn  sie 
keine  bergmännische  Arbeit  verrichten,  wie  die  Fuhrleute,  Zimmerleute 
Schmiede  u.  dergl.  Da  die  Knappschafts  vereine  für  die  Arbeiter  be- 
stimmt sind,  beginnt  die  Verpflichtung  der  Bergwerke,  Beiträge  oder 
sog.  Eintrittsgelder  zu  zahlen,  erst  mit  der  Inbetriebsetzung  des  Berg- 
werkes. 

Der  Knappschaftsverein  entsteht  durch  die  Bestätigung  der  Statuten 
durch  das  Oberbergamt.  Durch  diese  Bestätigung  erlangt  der  Verein 
zugleich  die  Rechte  einer  juristischen  Person.  Wie  die  Errichtung,  so 
bedarf  auch  jede  Abänderung  des  Statuts  der  Genehmigung  durch  das 
Oberbergamt.  Vorschriften  des  Statuts,  welche  gegen  zwingende  Normen 
verstofsen,  werden  auch  durch  die  Bestätigung  des  Oberbergamtes  nicht 
giltig,  z.  B.  die  früher  häufige  Vorschrift,  dafs  Trunkenbolde,  Geschlechts- 
kranke oder  gerichtlich  bestrafte  Personen  die  Mitgliedsschaft  am  Knapp - 
Schaftsverein  verlieren.  ZurGiltigkeit  eines  statutenändernden  Beschlusses 
ist  Konsens  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  notwendig;  es  mufs  also  für 
die  Änderung  sowohl  bei  den  Arbeitern  wie  bei  den  Arbeitgebern  Mehr- 
heit vorhanden  seien.  Die  Stimmen  verteilen  sich  auf  die  Werksbe- 
sitzer wie  auf  die  Knappschaftsältesten  (die  Vertreter  der  Arbeiter)  nach 
der  Zahl  der  beschäftigten  oder  vertretenen  Arbeiter.  Eine  Statuten- 
vorschrift, wonach  bei  Dissens  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  ein 
Dritter  z.  B.  das  Oberbergamt  entscheiden  soll,  gilt  mit  Recht  für  ungiltig. 

Die  Mitglieder  des  Knappschaftsvereines  sind  nur  die  Arbeiter, 
nicht  die  Arbeitgeber,  doch  sind  diese  wegen  der  von  ihnen  zu  leistenden 
Beiträge  an  der  Verwaltung  des  Vereines  beteiligt. 

Organe  der  Knappschaftsvereine  sind  der  Vorstand,  welcher  den 
Verein  nach  aufsen  hin  vertritt  und  gleichanteilig  von  den  Werksbe- 
sitzern und  den  Arbeitern  gewählt  wird,  und  die  Generalversammlung, 
welche  mindestens  in  dem  Falle  zusammentreten  mufs,  wenn  eine 
Statutenänderung  erfolgen  soll.  Als  Organ  der  Knappschaftsvereine 
gelten  auch  die  Knappschaftsältesten,  die  von  den  Arbeitern  nach 
Mafsgabe  der  Statuten,  bald  geheim  mittelst  Zettel,  bald  öffentlich  ge- 
wählt werden  und  nicht  blofs  die  Arbeiter  bei  den  Wahlen  zum  Vor- 
stande und  bei  der  Generalversammlung  vertreten,  sondern  auch  die 
Mittelspersonen  für  die  Anträge  der  Arbeiter  an  den  Knappschaftsverein 
und  die  Zahlungen  dieses  an  jene  sind. 

Der  Knappschaftsverein  erhebt  Beiträge  von  den  Werksbesitzern 
wie  von  den  Arbeitern.    Nach  dem  allgemeinen  Berggesetze  brauchen 
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Die  Klage  könnte  nur  darauf  gestützt  werden, 

1.  dafs  der  angefochtene  Bescheid  durch  Nichtanwendung  oder  un- 
richtige Anwendung  des  bestehenden  Rechtes,  insbesondere  auch  die  von 
den  Bergbehörden  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  erlassenen  Verordnungen 
den  Kläger  in  seinen  Rechten  verletzte; 

2.  dafs  die  thatsächliehen  Voraussetzungen  nicht  vorhanden  wären, 
die  das  Oberbergamt  zum  Erlasse  berechtigt  haben  würden. 

Die  Entscheidung  mutete  endgültig  sein,  unbeschadet  aller  privat- 
rechtlichen  Verhältnisse. 

§  3.   Das  Bergunterrichtswesen. 

Die  Bergbauunterrichtsanstalten  zerfallen  in  höhere  und  niedere, 
in  Bergakademien  und  in  Bergschulen. 

Die  Bergschulen  haben  den  Zweck,  Steiger,  Obersteiger,  Schicht- 
meister und  andere  Gruben-,  zuweilen  auch  Hüttenbeamte,  ferner  Mark- 
scheider auszubilden.  Als  Vorbildung  der  aufzunehmenden  Schüler 
pflegen  nur  die  Absolvierung  des  Elementarunterrichtes  und  praktische 
Gruben-  (oder  Hütten-)arbeiten  gefordert  zu  werden.  Die  Bergschulen 
bestehen  seit  Jahrhunderten,  unter  staatlicher  Leitung  in  Preufsen  erst 
seit  diesem  Jahrhundert.  Die  ersten,  unter  Staatsaufsicht  stehenden 
Bergschulen  waren  in  Preufsen  die  zu  Eisleben  und  Bochum.  Die 
Bergschulen  standen  wie  der  Bergbau  überhaupt  ganz  unter  der  Direk- 
tion des  Staates.  Jetzt  findet  auch  bezüglich  des  Bergsohulwesens  die 
Selbstverwaltung  statt.  Gegenstände  des  Unterrichts  auf  Bergschulen 
sind:  Plan-,  Bau-  und  Maschinenzeichnen ,  Schönschreiben,  Deutsche 
Sprache  und  Stil,  Rechnen  einschliefslich  der  Anfangsgründe  der  Al- 
gebra, Geometrie  und  Trigonometrie,  Feldmessen  und  Markscheidekunst, 
Bergbaukunst,  nebenher  auch  das  Erforderliche  aus  der  Statik,  Hydro- 
statik, Hydraulik  und  Chemie,  Gebirgslehre,  und  zwar  Kenntnis  der 
einfachen  Mineralien  und  Gesteine,  der  wichtigsten  Versteinerungen  und 
die  Lehre  von  den  Lagerstätten.  Zuweilen  werden  auch  noch  die  An- 
fangsgründe der  Chemie,  Physik,  Maschinenkunde  und  Baukunde  ge- 
lehrt. Der  eigentliche  Bergsohul- Kursus  ist  in  der  Regel  zwei- 
jährig; dementsprechend  wird  auch  der  Unterricht  in  zwei  getrennten 
Klassen  erteilt,  von  denen  die  untere  als  Vorbeitung  für  die  obere  dient. 
Die  häufig  sehr  mangelhafte  elementare  Vorbildung  der  Schüler  machte 
in  fast  allen  Fällen  die  Einrichtung  von  besonderen  Vorschulen  erfor- 
derlich, welche  ursprünglich  aufser  den  Elementarfächern  (Schreiben, 
Lesen,  Deutsche  Sprache,  Rechnen)  höchstens  noch  Zeichnen  und  die 
Anfangsgründe  der  Markscheidekunst  in  ihren  Lehrplan  aufnahmen. 
Bei  einzelnen  Anstalten,  z.  B.  bei  den  Bergschulen  in  Saarbrücken  und 
Eisleben,  vertreten  die  Vorschulen  eine  „Unterklasse",  indem  sie  auch 
technische  Fächer,  namentlich  Bergbaukunde  berücksichtigen,  um  die 
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Schüler  mit  der  Befähigung  für  Untersteigerstellen  entlassen  zu  können. 
Im  allgemeinen  ist  der  Unterricht  auf  Bergschulen  unentgeltlich.  Aus- 
nahmsweise ist  auch  Bergbaubeflissenen  (d.  b.  solchen  jungen  Leuten, 
die  nach  bestandenem  Abturientenexamen  sich  dem  höheren  Bergfach 
widmen),  der  Zutritt  in  die  Bergschulen  gestattet.  Während  des  Schul- 
besuches haben  die  Schüler  regelmässige  Arbeitssehichten  zu  verfahren 
und  darüber  Tagebücher  zu  führen.  Bei  Festsetzung  des  Unterrichtes 
wird  darauf  Rücksicht  genommen.  Der  Unterricht  ist  daher  zum  Teil 
auf  drei  Wochentage  beschränkt,  zum  Teil  so  gelegt,  dafe  immer  je  ein 
halber  Tag  für  die  praktische  Arbeit  frei,  bleibt.  Die  Gewährung  be- 
sonderer Prämien  an  die  besten  Schüler  soll  zum  Fleifse  anspornen.  Am 
Schlüsse  des  Schuljahres  finden  Prüfungen  statt.  Beim  Abgange  aus 
der  Schule  erhalten  die  Schüler  Zeugnisse,  welche  sich  nicht  nur  über 
ihre  Leistungen,  sondern  auch  über  ihre  Beföhung  zur  Bekleidung  be- 
stimmter Stellen  aussprechen.  Der  Schuldirektor  —  meist  ein  am  Unter- 
richt beteiligter  königlicher  Bergbeamter  oder  ein  besonders  angestellter 
Hauptlehrer  —  hat  auJser  der  Leitung  und  Vertretung  nach  aufsen  ein 
besonderes  Aufsichtsrecht  über  Lehrer  und  Schüler. 

Die  Kosten  werden  bei  einzelnen  Bergschulen  durch  die  Berg- 
bauhülfskassen  (Tarnowitz,  Waidenburg,  Bochum)1),  teils  durch 
eigens  zu  diesem  Zwecke  gegründete  Bergschulvereine  (Eisleben,  Claus- 
thal, Essen),  teils  durch  die  Arbeitgeber  (Fiskus  in  Saarbrücken,  Frei- 
berg i.  S.)  aufgebracht.  Die  Oberleitung  wird  durch  ein  Bergsohul- 
kuratorium  ausgeübt.  Dieses  wird  regelmä&ig  durch  den  Vorstand 
der  Bergbauhülfskasse  oder  den  Vorstand  des  Schulvereins  gebildet. 
Im  letzteren  Falle  pflegt  sich  der  Fiskus,  als  Vereinsgenosse,  die  Er- 
nennung des  Vorsitzenden  vorzubehalten.  Die  Bergsohule  in  Saar- 
brücken ist  eine  staatliche  Anstalt. 

Die  Bergschule  in  Tarnowitz  i.  O.-Schles.,  wird  durch  die  Ober- 
sohlesische Steinkohlen-Hülfskasse  unterhalten  und  geleitet.  Den  Berg- 
schul- Direktor  ernennt  auf  Vorschlag  das  Oberbergamt  zu  Breslau. 
Entsprechend  ist  die  Verfassung  der  Bergschule  in  Waidenburg.  Die 
Bergschule  in  Eisleben,  von  einem  besonderen  Verein  ins  Leben 
gerufen,  hat  in  ihren  Lehrplan  auch  Hüttenkunde  und  Probierkunst 
aufgenommen.  Von  den  etwa  60  000  Mark  betragenden  Einnahmen  zahlt 
der  preu&ische  Staat  an  25000  Mark,  die  Anhaltische  Regierung  an 
5000,  die  Mansfelder  Gewerkschaft  an  12000  Mark.  Die  Bergsohule 
in  Clausthal,  welche  gleichfalls  Hüttenkunde  in  ihren  Lehrplan  aufge- 
nommen hat,  ist  fast  ganz  unter  staatlicher  Verwaltung.  Der  Direktor 
der  dortigen  Bergakademie  ist  auch  Leiter  der  Bergschule,  die  Kasse 
ist  Staatskasse.    Die  Bergschule  in  Bochum  ist  mit  ihren  zehn  Vor- 
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des  Interesse  daran,  nicht  solche  Personen  unter  die  ständigen  Genossen 
aufzunehmen,  die  wegen  hohen  Altere  oder  schwerer  Gebrechen  früh- 
zeitige Invalidität  oder  frühzeitigen  Tod  besorgen  lassen.  Daher  schliefsen 
sie  in  solchen  Fällen  die  Aufnahme  der  Genossen  als  vollberechtigte 
aus.  Gedacht  ist  das  Institut  der  Vollberechtigten  so,  dafs  jeder  Berg- 
mann zuerst  als  minderberechtigtes  Mitglied  eintritt  und  nach  einiger 
Zeit,  etwa  einem  Jahre,  vollberechtigtes  wird,  dafe  mithin  die  Kategorie 
der  minder  berechtigten  Genossen,  abgesehen  von  dem  ersten  Jahre 
ihrer  Beschäftigung  nur  die  fluktuierend,  unständig,  auf  dem  Berg- 
werke beschäftigten  Personen  umfalst,  weshalb  die  vollberechtigten  auch 
ständige  Mitglieder  genannt  werden.  Die  unständigen  erhalten 
im  wesentlichen  nur  die  Minimalleistungen  des  Gesetzes;  wenngleich 
sie  nicht  viel  mehr  Benefizien  erhalten,  als  die  Mitglieder  der  Orts- 
und Fabrikkrankenkassen,  so  zahlen  sie  —  zu  Gunsten  der  Kategorie 
der  Ständigen  —  zuweilen  erheblich  höhere  Beiträge.  Sie  zahlen  zwar, 
absolut  betrachtet,  niedrigere  Beiträge  als  die  Ständigen,  relativ  d.  h. 
im  Verhältnis  zu  ihren  Ansprüchen  zu  hohe  Beiträge.  Dies  geschieht, 
um  sie  anzuspornen,  ständige  Genossen  zu  werden.  Da  es,  wenn  auch 
zur  Ehre  der  Bergwerksbesitzer  nur  selten  vorkommt,  dafs  Arbeitgeber 
wegen  der  geringeren  Beiträge  mit  Vorliebe  unständige  Genossen  be- 
schäftigen, schreiben  die  Knappschaftsstatuten  häufig  vor,  dafs  die  Bei- 
träge der  Werksbesitzer  ohne  Rücksicht  darauf,  wie  viel  ständige  oder 
unständige  Genossen  von  ihnen  beschäftigt  werden,  nach  der  Zahl  ihrer 
Arbeiter  und  nach  Durchschnittssätzen  erhoben  werden.  Von  den 
408215  Knappschaftsmitgliedern,  die  es  im  Jahre  1890  in  Preufsen 
gab,  waren  220449,  also  rund  55  Proz.  Ständige. 

Die  Minderberechtigten  haben  gesetzlichen,  durch  Statut  nicht  ent- 
ziehbaren Anspruch  auf  folgende  Leistungen: 

1.  In  Krankheitsfällen  auf  freie  Kur  und  Arzenei  für  ihre  Person 
(nicht  für  ihre  Angehörigen); 

2.  auf  einen  entsprechenden  Krankenlohn  bei  einer  ohne  eigenes 
grobes  Verschulden  entstandenen  Krankheit  für  sich  oder  ihre  Hinter- 
bliebenen, 

aber  nur,  wenn  sie  bei  der  Werksarbeit  verunglücken; 

3.  auf  einen  Beitrag  zu  den  Begräbniskosten  und  eine  lebens- 
längliche Invalidenunterstützung  bei  einer  ohne  grobes  Verschulden  ein- 
getretenen Arbeitsunfähigkeit. 

Diese  Ansprüche  haben  durch  die  Reichsgesetzgebung,  namentlich 
das  Krankenversicherungsgesetz  vom  15.  Juni  1883  und  das  Unfall ver- 
sicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  eine  andere  Formulierung  und  teil- 
weise auch  eine  andere  Normierung  erhalten. 

Die  vollberechtigten  Mitglieder  haben  nach  dem  Gesetze  mindestens 
auf  folgende  Leistungen  einen  gesetzlichen  Anspruch : 


HAND-  UND  LEHRBUCH 

DER 

STAATSWISSENSCHAFTEN 

IN  SELBSTÄNDIGEN  BÄNDEN 

BEARBEITET  VON 

Prof.  Dr.  G.  Adlrr  in  Basel,  Oberbergrat  Prof.  Dr.  A.  Akndt  in  Halle,  Prof.  Dr.  R.  VAN  der 
Borght  in  Aachen,  Geh.  Regierungsrat  K.  Brämer  in  Berlin,  Verbandssekretar  H.  Brämer 
in  Münster,  Prof.  Dr.  K.  Th.  Eheberg  in  Erlangen,  Geh.  Regierangsrat  A.  Freiherr  vox  FiRCfts 
in  Berlin,  weil.  Doi.  Dr.  K.  Frankenstein  in  Berlin,  Geh.  HofratProf.Dr.KV.FRiCKER  in 
Leipzig,  Prof.  Dr.  M.  von  Heckel  in  Münster,  Dr.  Karl  Helffbrich  in  Berlin,  Dr.  K. 
Karrger  in  Buenos- Aires,  Geh.  Regierungsrat  Prof.  Dr.  R.  von  Kaufmann  in  Berlin, 
k.  k.  Regierungsrat  Prof.  Dr.  F.  Kleinwächter  in  Czernowitz,  Oberbergrat  a.  D.  und  Lan- 
desrat  Kratz  in  Breslau,  weil.  Prof.  Dr.  J.  Lehr  in  München,  Prof.  Dr  E.  Mischler  in 
CJrn*,  Prof.  Dr.  A.  Oncken  in  Bern,  Geh.  Regierungsrat  Prof.  Dr.  A.  Petersilie  in  Berlin, 
Jtegierungs-  und  Geh.  Medisinairat  Dr.  Rapmund  in  Minden,  k.  k.  Minister  a.  D.  Dr.  A. 
^chäffle  in  Stuttgart,  Rechtsanwalt  Pavl  Schmid  in  Berlin,  Prof.  Dr.  R.  Schmidt  in 
Freiburg,  Forstmeister  Prof.  Dr.  A.  Schwapp  ach  in  Eberswalde,  Regierungsrat  Siber  in 
Berlin,  Kais.  Regierungsrat  Dr.  R.  Stephan  in  Berlin,  Kais.  Geh.  Oberrechnungsrat  a.  D. 

Dr.  W.  Vocke  in  Ansbach 

BEGRÜNDET  VON  KUNO  PRANKENSTEIN 
FORTGESETZT 

VON 

MAX  VON  HECKEL. 


Erste  Abteilung:  Volkswirtschaftslehre.  XIII.  Band. 

Der  Schutz  der  gewerblichen  Urheberrechte 
des  In-  und  Auslandes 

dargestellt  von 
Dr.  jnr.  E.  Stephan,  Paul  Schmid, 

Kaiserl.  Recrioningsrat,  Abteil. -Vorsitzendem  Rechtsanwalt  beim  Kgl.  Landgericht  I 

im  Patentamt.  vx  Berlin. 


LEIPZIG, 
VERLAG   VON  C.  L.  HIRSCHFELD. 

1899. 


0  6u<-«.ö.X'  r//. 

Der  Schutz 

der 

GEWERBLICHEN  URHEBERRECHTE 

des  In-  und  Auslandes 


dargestellt 


von 


Dr.  jur.  B.  |TEPHAtf,  PAUL  SCHMID, 

Kaiserl.Begiorangsrat,  Abteil. -Vorsitzendem  im  Patentamt.       Rechtsanwalt  heim  Kgl.  Landgericht  I  zu  Berlin. 


LEIPZIG, 

VERLAG  VON  C.  L.  HIRSCÜFELD. 

1899. 


§  2.    Die  Leistungen  der  Knappschafts  vereine.  129 

Ähnliche  Invalidenuntersttitzungen  gewähren  u.  a.  der  Allgemeine 
Knappsehaftsverein  zu  Bochum  und  der  Saarbrücken  Für  die  dem 
Halleschen  Normalstatut  unterworfenen  Knappschaftsvereine  tritt  noch 
hinzu,  dafs  bei  Eintritt  der  Reichsinvalidität  die  Genossen  die  halbe 
Reichsrente  erhalten,  während  sie  nach  den  sonstigen  Knappschafts- 
statuten gemäfs  der  Vorschrift  im  §  36  des  Reichsgesetzes  vom  22.  Juni 
1889  auf  diese  Rente,  weil  sie  meist  früher  und  aufserdem  höhere  Knapp- 
schaftsbenefizien  erhalten,  keinen  Anspruch  haben.  Die  Vergleichung 
mit  den  Reichs-Invalidenunterstützungen  soll  nach  der  später  folgenden 
Erörterung  derselben  vorgenommen  werden. 

Die  Knappschaftsstatuten  unterscheiden  zwischen  Ganz-  und  Halb- 
invaliden;  die  ersten,  die  zur  Verrichtung  keiner  Werksarbeit  mehr 
fähig  sind,  erhalten  die  volle  Invalidenunterstützung,  die  letzten, 
die  zu  schwererer  Werksarbeit  untauglich  sind,  jedoch  leichtere 
noch  verrichten  können,  erhalten  einen  Teil  dieser  Sätze  nach  Mafs- 
gabe  des  Grades  ihrer  Erwerbsfähigkeit.  Denjenigen  Ganzinvaliden, 
die  nachweislich  durch  anderweitige  Beschäftigung  eine  den  Betrag 
ihrer  Invalidenuntersttitzung  übersteigende  Einnahme  haben,  kann  für 
die  Dauer  dieser  Einnahme  die  Hälfte  dieser  Unterstützung  entzogen 
werden.  Die  Invalidenunterstützung  wird  im  Falle  strafrechtlicher  Ver- 
urteilung während  der  Haftzeit  nicht  gezahlt;  doch  wird  —  fakultativ 
oder  obligatorisch  —  der  Ehefrau  oder  den  Kindern  die  Rente,  ganz 
oder  mindestens  teilweise,  gezahlt.  Entsprechende  Vorschriften  sind 
für  den  Fall  gegeben,  dafs  der  Invalide  mit  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  bestraft  ist.  Beim  Tode  eines  Mitgliedes,  welches  auf  Invali- 
denunterstützung Anspruch  hat,  erhält  die  Witwe  bis  zu  ihrem  Tode 
oder  bis  zu  ihrer  Wiederverheiratung  eine  monatliche  Unterstützung 
(nach  dem  Hallenser  Normalstatut  in  Höhe  der  Hälfte  desjenigen  Be- 
trages, der  im  Falle  der  Pensionierung  des  Ehemannes  diesem  zuge- 
standen hätte).  Im  Falle  der  Wiederverheiratung  erhält  die  Witwe 
eine  einmalige  Abfindung  (einen  oder  zwei  Jahresbeträge  ihrer  Witwen- 
untersttitzung).  Werden  einer  Witwe  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  ent- 
zogen, oder  wird  sie  aufserehelich  entbunden,  so  kann  gänzliche  oder 
teilweise  Entziehung  der  Witwenunterstützung  eintreten.  Die  Witwen- 
untersttitzung  pflegt  nicht  gewährt  zu  werden,  wenn  die  Ehe  erst 
während  der  Invalidität  des  Mannes  eingegangen  oder  die  Ehe  rechts- 
kräftig geschieden,  oder  beim  Eingehen  der  Ehe  der  Mann  mehr  als 
50  Jahre  und  die  Frau  mehr  als  20  oder  15  Jahre  jünger  war. 

Eheliche  oder  solchen  gleich  zu  achtende  Kinder  eines  Mitgliedes, 
das  auf  Invalidenuntersttitzung  Anspruch  hatte,  erhalten  monatlich 
Untersttitzungen  (nach  dem  Hallenser  Normalstatut  je  nach  dem  Arbeits- 
verdienst des  Vaters  6,  5,  4  oder  3  Mark).  Dieser  Betrag  erhöht  sich 
um  das  doppelte,  wenn  auch  die  Mutter  gestorben  ist.    Die  Waisen- 

Arädt,  Borgbau.  9 
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Unterstützung  wird  bis  zur  Vollendung  des  fünfzehnten  oder  vierzehnten 
Lebensjahres  gewährt. 

Die  Anträge  auf  Gewährung  knappschaftlicher  Leistungen  sind 
durch  Vermittelung  des  Knappschaftsältesten  an  den  Knappschaftsvor- 
stand zu  richten.  Dieser  entscheidet.  Gegen  die  Entscheidung  ist  sowohl 
die  Beschwerde  im  Verwaltungswege  wie  der  Klageweg  gestattet.  Die 
Beschwerde  geht  an  das  Oberbergamt.  Für  die  Anbringung  derselben 
ist  eine  Frist  nicht  vorgeschrieben.  Gegen  die  Entscheidung  des  Ober- 
bergamtes findet  der  Rekurs  an  den  Minister  ftlr  Handel  und  Gewerbe 
statt.  Obwohl  ftlr  die  Einlegung  des  Rekurses  die  allgemeine  vier- 
wöehentliche  Frist  im  Gesetz  vorgeschrieben  ist,  wird  es  auf  die  Inne- 
haltung derselben  nicht  ankommen.  Der  Handelsminister  und  das  Ober- 
bergamt können  die  Entscheidungen  des  Knappschaftsvorstandes  nur 
aufheben,  wenn  diese  gegen  die  Gesetze  oder  das  Vereinsstatut  ver- 
stofsen.  Ist  das  der  Fall,  so  kann  und  mufs,  wann  auch  immer  die 
Beschwerde  eingeht,  die  Aufsichtsbehörde  auf  Abstellung  der  Gesetz- 
oder Statutenwidrigkeit  dringen.  Über  die  Wirksamkeit  der  von  den 
Aufsichtsbehörden  auf  oder  ohne  Beschwerde  ergangenen  Entscheidungen 
herrschen  Zweifel.  Gewifs  ist,  dafs  diese  Entscheidungen,  mögen  sie 
eine  Leistung  zusprechen  oder  eine  bewilligte  ftlr  gesetz-  oder  statuten- 
widrig erklären,  nicht  vollstreckbar  sind.  Dagegen  besteht  die  Frage: 
Kann  die  Aufsichtsbehörde  erforderlichen  Falls  durch  Androhung  und 
Verhängung  von  Ordnungsstrafen  den  Knappsohaftsvorstand  zwingen, 
die  im  Aufeiehtswege  ergangenen  Entscheidungen  zu  befolgen?  Diese 
Frage  ist  der  richtigen  Ansicht  nach  zu  bejahen,  da  das  Recht  des 
Zwanges  nach  preufsischem  Staatsrechte,  insbesondere  nach  dem  preus- 
sischen  Berggesetze  den  Aufsichtsbehörden  innerhalb  deren  Zuständig- 
keit beigelegt  ist.  Für  das  Oberbergamt  folgt  es  aus  der  Vorschrift 
im  §  190  des  Allgemeinen  Berggesetzes  in  Verbindung  mit  den  ftlr  die 
Königlichen  Regierungen  getroffenen  Ressortbestimmungen.  Soweit  die 
Entscheidungen  des  Knappschaftsvorstandes  vermögensrechtliche  Fragen 
oder  Statusfragen  —  die  Frage  der  Mitgliedschaft  und  die  Art  der 
Mitgliedschaft  —  betreffen,  ist  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  der 
Rechtsweg  vor  den  ordentlichen  Gerichten  offen.  Derselbe  kann  neben 
und  unabhängig  von  dem  Beschwerdewege  beschritten  werden.  Somit 
ist  es  denkbar,  dafs  die  Gerichte  zu  einer  anderen  Auffassung  und  Ent- 
scheidung als  die  Aufsichtsinstanzen  kommen.  Es  ist  sogar  möglich, 
dafs,  wenn  die  Aufsichtsbehörden  eine  Beschwerde  wegen  verweigerter 
Leistungen  als  unbegründet  verwerfen,  die  Gerichte  zu  der  Entscheidung 
gelangen,  dafs  diese  Leistungen  gewährt  werden  müssen.  In  solchem 
Falle  kann  sich  der  Knappschaftsvorstand  durch  die  Bezugnahme  auf 
die  entgegenstehende  Entscheidung  der  Verwaltungsbehörde  nicht  von 
der  Befolgung  des  gerichtlichen  Urteils  befreien.    Umgekehrt  kann  der 
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Knappschaftsverein,  wenn  ihn  die  Aufsichtsbehörde  zur  Zahlung  von 
Kranken-,  Sterbe-,  Invalidengeld  oder  dergleichen  gezwungen  hat,  unter 
Vorbehalt  seiner  Rechte  zahlen,  sodann  vor  Gerieht  klagen  und  unter 
Umständen  ein  Urteil  dahin  erwirken,  dafs  ihm  die  gezahlten  Gelder 
zurückerstattet  und  er  von  weiteren  Zahlungen  befreit  werde.  Statuta- 
rische Vorschriften,  die  den  Rechtsweg  ausschliefsen,  sind  unstatthaft 
und  nicht  wirksam.  Dagegen  wird  es  vom  Reichsgericht  für  zulässig 
erklärt,  dafs  nach  dem  Statute  bestimmte  thatsächliche  Fragen 
z.  B.  das  Vorhandensein  der  Invalidität  der  Prüfung  im  Rechtswege 
entzogen  und  der  alleinigen  Entscheidung  des  Knappschaftsvorstandes 
vorbehalten  erklärt  werden. 

Zu  den  Wünschen,  die  in  Arbeiterkreisen  für  die  Reform  des 
Knappschaftswesens  gehegt  werden,  und  auf  welche  später  zurück- 
zukommen sein  wird,  gehört,  dafs  die  Entscheidung  über  Beschwerden 
wegen  verweigerter  Knappschaftsleistungen  von  Schiedsgerichten  ent- 
schieden werden,  die  neben  dem  Vorsitzenden  je  zur  Hälfte  von  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  gebildet  werden. 

Im  Königreiche  Sachsen  werden  Streitigkeiten  über  die  an  Knapp- 
schaftskranken- oder  Pensionskassen  zu  leistenden  Beiträge  und  Unter- 
sttitzungen von  den  Bergsehiedsgerichten  entschieden.  Diese  bestehen 
nach  dem  Gesetze  vom  2.  April  1884  aus  einem  ständigen  Vor- 
sitzenden und  in  jedem  einzelnen  Streitfalle  aus  vier  Beisitzern.  Den 
Vorsitz  ftthrt  ein  von  der  Aufsichtsbehörde  ernanntes  Mitglied  derselben. 
Von  den  Beisitzern  müssen  zwei  der  Klasse  der  Bergwerksbesitzer, 
beziehentlich  RevierausschuJsmitglieder  oder  deren  Vertreter,  zwei  der 
Klasse  der  dem  Krankenversicherungszwange  unterliegenden  Personen 
angehören.  Die  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  erfolgt  mit  Stimmen- 
mehrheit.   Sie  ist  endgiltig  und  sofort  vollstreckbar. 

§  3.  Die  Krankenversorgnng  der  Bergleute. 

Die  Berggesetze  (z.  B.  das  Allgemeine  Preufeische  im  §  1 71),  schreiben 
vor,  dafe  jeder  Knappschaftsverein  jedem  Knappschaftsmitgliede,  auch 
dem  unständigen  zu  gewähren  hat: 

1.  in  Krankheitsfällen  freie  Kur  und  Arznei  für  seine  Person; 

2.  ein  entsprechender  Krankenlohn  bei  einer  ohne  eigenes  grobes 
Verschulden  entstandenen  Krankheit; 

3.  ein  Beitrag  zu  den  Begräbniskosten  der  Mitglieder  und  In- 
validen. 

Auf  den  äufseren  Blick  scheint  es,  als  ob  die  Krankenunterstützung 
während  der  ganzen  Dauer  der  Krankheit  gewährt  werden  müsse.  Dies 
ist  jedoch  nicht  der  Fall,  weil  hinzugefügt  wird  „nach  näherer  Be- 
stimmung des  Statuts"  und  die  Statuten  die  Dauer  der  Krankenunter- 
stützung beschränken.    In  neuerer  Zeit  ist  die  Krankenversicherung, 
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die  kraft  Gesetzes  nur  für  die  Bergarbeiter  galt,  durch  das  Kranken- 
versieherungsgesetz  vom  15.  Juni  1883  auf  fast  alle  gewerblichen  Arbei- 
ter ausgedehnt.  Die  reichsgesetzliche  Krankenversicherung  findet  nach 
§  1  auf  alle  Personen  Anwendung,  welche  gegen  Gehalt  oder  Lohn  in 
Bergwerken,  Salinen,  Aufbereitungsanstalten,  Brüchen  und  Gruben  be- 
schäftigt sind  — ,  also  ftlr  alle  Bergleute.  Betriebsbeamte,  Werkmeister 
und  Techniker  sind  dem  reichsgesetzlichen  Versicherungszwang  unter- 
worfen, „wenn  ihr  Arbeitsverdienst  an  Lohn  oder  Gehalt  sechszwei- 
drittel  Mark  für  den  Arbeitstag  oder  sofern  Lohn  oder  Gehalt  nach 
gröfseren  Zeitabschnitten  bemessen  ist,  zweitausend  Mark  für  das  Jahr 
gerechnet,  nicht  tibersteigt"  —  §  2b  des  Reichskrankenversicherungs- 
gesetzes — .  Solche  Personen  sind,  wenn  ihr  Verdienst  unter  dem  be- 
zeichneten Betrage  bleibt,  kranken  versicherungspflichtig;  sie  sind  aber 
nicht  knappschaftspflichtig,  da  sich  der  gesetzliche  Knappschaftszwang 
nur  auf  Arbeiter,  nicht  auf  Beamte  erstreckt.  Dagegen  sind  sie  zum 
Eintritt  in  den  Knappschaftsverein ,  selbst  wenn  sie  höheres  Gehalt 
haben,  berechtigt.  Von  dieser  Berechtigung  wird  für  die  Betriebs- 
(Werk8)beamten  (im  Gegensatze  zu  den  kaufmännischen  und  Bureau- 
beamten) wohl  ausnahmslos  Gebrauch  gemacht.  Dagegen  erscheint  es 
vom  rechtlichen  Standpunkte  aus  zweifelhaft,  dafs  die  Knappschafts- 
vereine durch  Statut  den  Zwang  zum  Eintritt  ftr  alle  Betriebsbeamte 
aussprechen,  welche  nach  Reichsrecht  der  Krankenversicherungspflicht 
unterliegen. 

Wenn  das  Reichsgesetz  vom  15.  Juni  1883  die  Bergleute  —  zumal 
an  erster  Stelle  —  als  der  Krankenversicherungspflicht  unterworfen  be- 
zeichnet, so  findet  dasselbe  doch  nicht  ganz,  ja  sogar  nur  sehr  ein- 
geschränkt auf  diese  Anwendung.   §  74  dieses  Gesetzes  lautet  nämlich: 

„Für  die  Mitglieder  der  auf  Grund  berggesetzlicher  Vorschrift  er- 
richteten Krankenkassen  (Knappschaftskassen)  tritt  weder  die  Gemeinde- 
Krankenversicherung  noch  die  Verpflichtung,  einer  nach  Mafsgabe  der 
Vorschriften  dieses  Gesetzes  errichteten  Krankenkasse  anzugehören,  ein. 

Die  statutenmäßigen  Leistungen  dieser  Kassen  in  Krankheitsfällen 
müssen  die  für  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkassen  vorgeschriebenen 
Mindestleistungen  erreichen. 

Die  Vorschriften  des  §  26  Absatz  1  und  Absatz  2  Satz  1,  §  56  a  und 
57  a  finden  auch  auf  Knappschaftskassen  Anwendung. 

Im  übrigen  bleiben  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  die 
Knappschaftskassen  unberührt." 

Diese  Vorschrift  beruhte  auf  der  Erwägung,  dafs  in  die  Verhält- 
nisse der  altehrwtirdigen  und  wohlbewährten  Knappschaftskassen  nicht 
weiter  eingegriffen  werden  sollte,  als  erforderlich  ist,  um  ihren  Mit- 
gliedern dasjenige  Mafs  der  Krankenunterstützungen  zu  gewähren, 
welches    den  Mitgliedern   der   auf  Grund   des   Krankenversicherungs- 
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gesetzes  errichteten  Krankenkassen  gewährt  wird.  Insbesondere  sind 
daher  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  die  Zugehörigkeit  zum 
Knappschaftsvereine  in  Geltung  geblieben.  Es  gilt  daher  fllr  die  knapp- 
schaftspflichtigen  Personen  nicht  §  75,  der  jedem  Versicherungspflich- 
tigen die  Befugnis  verleiht,  durch  Eintritt  in  eine  eingeschriebene,  den 
gesetzlichen  Erfordernissen  genügende  Hilfskasse  sich  von  der  Zuge- 
hörigkeit zu  einer  anderen  Krankenkasse  zu  befreien.  Anträge  auf  Er- 
klärung der  Anwendbarkeit  der  Bestimmungen  über  die  Austrittsfreiheit 
(§19  Abs.  4),  die  freiwillige  Fortsetzung  der  Mitgliedschaft  nach  dem  Aus- 
scheiden aus  der  Beschäftigung  (§  27)  und  den  zeitweiligen  Fortbezug 
der  Leistungen  für  den  Fall  der  Erwerbslosigkeit  (§  28)  wurden  in  der 
Kommission  des  Reiohtages  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  den  eigen- 
tümlichen Charakter  der  Knappschaftskassen  abgelehnt.1) 

Im  allgemeinen  stellt  das  Krankenversicherungsgesetz  die  Knapp- 
schaftskassen den  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkassen  gleich.  Sie  unter- 
liegen den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  darin,  dafs  sie  ihren  Mitglie- 
dern wenigstens  die  Minimalleistungen  der  Betriebs-  (Fabrik-)  Kranken- 
kasse an  Krankenunterstützung,  Unterstützung  an  Wöchnerinnen  und 
Sterbegeld  gewähren  und  die  besonders  auf  sie  anwendbar  erklärten 
Gesetzesvorschriften  beachten  müssen. 

An  Krankenunterstützung  müssen  die  Knappschaftsvereine  hiernach 
gewähren:  1.  freie  Kur,  d.  h.  vom  Beginne  der  Krankheit  ab  freie  ärzt- 
liche Behandlung,  Arznei,  sowie  Brillen,  Bruchbänder  und  ähnliche 
Heilmittel.  Die  freie  Kur  beginnt  sofort  mit  der  Krankheit  unter 
Ausschlufs  jeder  Karrenzzeit;  sie  tritt  ein,  auch  wenn  die  Krankheit 
durch  eigenen  Vorsatz  oder  eigene  Fahrlässigkeit  verschuldet  war,  also 
auch  bei  Geschlechtskrankheiten ,  Säuferwahnsinn  u.  dgl.  Durch  das 
Knappscbaftsstatut  kann  rechtsgültig  bestimmt  werden,  dafe  die  ärztliche 
Behandlung  nur  von  dem  hierzu  bestellten  Knappschaftsarzte  erfolgen 
darf.  Gegen  diese  übrigens  in  den  meisten  Statuten  übliche  Bestim- 
mung richtet  sich  nicht  selten  Widerspruch  von  Seiten  der  Mitglieder* 
die  das  Recht  der  freien  Ärztewahl  fordern.  Sie  begründen  dies 
mit  der  Behauptung,  dafs  die  Ärztewahl  Vertrauenssache  sei,  dafe  man 
einen  Arbeiter  nicht  zwingen  dürfe,  sich  von  einem  Arzte  behandeln 
zu  lassen,  der  nicht  sein  Vertrauen  besitze,  und  dafs  die  Kassenärzte, 
wenn  sie  vom  Vorstande  und  nicht  von  den  Arbeitern  abhingen,  diese 
oft  barsch  und  kurz  behandelten,  auch  deren  Interessen  nicht  immer  ge- 
nügend wahrnähmen.  Demgegenüber  wird  geltend  gemacht,  dafs  die 
freie  Ärztewahl  viel  zu  teuer  sei.  Bei  der  jetzt  vorhandenen  Überzahl  an 
Ärzten  und  bei  deren  nicht  seltenen  Mangel  an  ausgiebiger  Praxis  werde 
es  den  Arbeitern  nicht  schwer,  solche  Personen  zu  Ärzten  zu  wählen, 


1)  Kommissionsbericht  S.  88. 
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welche  dea  an  sie  gerichteten  Wünschen  zu  willfahren  geneigt  seien  und 
leicht  Krankenscheine  ausstellten.  Die  Neigung  zu  Simulationen  sei 
nicht  selten  vorhanden,  der  Nachweis  derselben  meist  schwer;  besondere 
wachse  die  Simulation  in  schlechten  Zeiten.  Wenn  die  Löhne  fielen, 
namentlich  aber,  wenn  die  Arbeiter  nicht  mehr  ganze,  sondern  nur 
noch  teilweise  Schichten  verführen,  stiegen  erfahrungsmäfsig  die  Krank- 
heiten und  damit  die  Belastung  der  Knappschaftskasse.  Es  komme 
sogar  in  Zeiten  absteigender  Konjunktur  vor,  dafs  einzelne  Arbeitgeber 
ihre  Arbeiter,  um  den  Lohn  zu  sparen,  aufforderten,  sich  krank  zu  mel- 
den, also  zu  simulieren.  Wenn  gesagt  werde,  die  Ärztewahl  sei  Ver- 
trauenssache, so  sei  demgegenüber  geltend  zu  machen,  dafs  der  Vorstand, 
wenn  irgend  möglich  und  jedenfalls  in  den  allermeisten  Fällen,  nur 
den  Arzt  zum  Knappschaftsarzt  bestelle,  der  das  Vertrauen  der 
Arbeiter  habe.  Die  Bestellung  beruhe  insoweit  auf  der  Wahl  der  Ar- 
beiter. Sei  aber  einmal  die  Bestellung  erfolgt,  so  müsse  der  Arzt 
unabhängig  von  der  Willkür  der  Arbeiter  und  namentlich  von  Agita- 
tionen sein,  welche  erfahrungsmäfsig  zuweilen  von  anderen  Ärzten  ge- 
macht würden,  um  sich  ins  Brot  zu  bringen.  Auch  sei  es  nur  teilweise 
richtig,  dafs  der  Arbeiter  anders  behandelt  werde;  auch  viele  Beamte 
seien  in  der  Lage,  dafs  sie  sich,  wenn  sie  freie  Behandlung  wünschten, 
von  einem  bestimmten  Arzte  behandeln  lassen  müfsten.  Aber  selbst 
besser  gestellte  Kreise  vertrauten  sich  in  normalen  Fällen  jedem  Arzte 
an,  während  sie  in  Fällen  schwererer  Erkrankungen  in  die  öffentlichen 
Krankenhäuser  und  Kliniken  gingen.  Man  müsse  davon  ausgehen,  dafe 
nur  derjenige  die  Approbation  als  Arzt  erhalte,  der  seine  Befthigung 
dazu  vor  der  zuständigen  Stelle  dargethan  habe,  dafs  die  Arbeiter,  wie 
die  Laien  überhaupt,  nicht  in  der  Lage  seien,  dies  Mals  der  Befähigung 
zu  prüfen.  Bezüglich  der  Knappschaftsvereine  wird  noch  besonders 
geltend  gemacht,  dafs  sie  das  erste  und  gröiste  Interesse  daran  hätten, 
den  Erkrankten  möglichst  schnell  und  möglichst  vollständig  zu  heilen, 
schon  um  Krankengeld  und  unter  Umständen  Invaliden-,  Witwen-  und 
Waisenunterstützungen  zu  sparen,  dafs  sie  daher  in  der  Auswahl  der 
Ärzte  besonders  vorsichtig  wären,  dafe  sie  bei  der  Auswahl  neben  der 
Tüchtigkeit  die  Wünsche  der  Arbeiter  berücksichtigten,  endlich  und 
nicht  zum  mindesten  aber,  dafs  sie  bei  schwereren  und  aufsergewöhn- 
lichen  Fällen  die  Heilung  des  Erkrankten  durch  die  hervorragendsten 
Autoritäten  und  Spezialärzte  auf  Kosten  der  Kasse  zu  bewirken  ver- 
suchten. Die  Knappschaftsvereine,  wenigstens  die  gröfseren,  verfügen 
nicht  selten  über  Krankenhäuser,  die  allen  Anforderungen  der  neueren 
Wissenschaft  gentigen  und  von  Ärzten  geleitet  werden,  deren  Befähig- 
ung nachgewiesen  ist,  und  welche  schon  wegen  ihrer  Stellung  als 
Knappschaftsärzte  namentlich  bei  Verunglückungen  und  Berufskrank- 
heiten die  reichsten  Erfahrungen  zu  sammeln  in  der  Lage  seien.    Würde 
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man  die  freie  Ärztewahl  zulassen,  so  könnte  es  vorkommen,  dafs  die 
Wahl  anstatt  naoh  der  Tüchtigkeit  —  über  welche  die  Arbeiter  selbst 
sich  schwer  ein  Urteil  bilden  können  — ,  nacli  der  politischen  Gesinnung 
des  Arztes  oder  nach  seiner  Kunst,  Agitation  zu  treiben,  erfolge.  Die 
Notwendigkeit,  zuverlässige  Arzte  zu  haben,  die  die  Arbeiter,  wenn 
sie  krank  sind,  möglichst  schnell  und  gut  heilen  und,  wenn  sie  nicht 
krank  sind,  entschieden  zurückweisen,  ist  bei  den  Knappschaftsvereinen 
um  so  gröfser,  weil  ihre  Bezirke  meist  sehr  ausgedehnt  sind,  die  Ar- 
beiter oft  sehr  zerstreut  wohnen  und  aus  diesen  Gründen  eine  wirk- 
same Kontrolle  durch  andere  Personen  als  durch  den  Knappschaftsarzt 
schwer  durchführbar  ist.  Sollte  ein  Knappschaftsarzt  seine  Pflicht  ver- 
nachlässigen oder  die  Patienten  barsch  behandeln,  so  mute  er  Besehwer- 
den und  seine  Ersetzung  durch  einen  seiner  Konkürrenten  besorgen, 
die  in  vereinzelten  Fällen  sich  sogar  mit  der  Sammlung  belastenden 
Materials  gegen  die  Kassenärzte  befassen.  In  einzelnen  Vereinen  findet 
eine  bedingte  freie  Ärztewahl  statt,  der  Arbeiter  optiert  zu  Anfang  des 
Jahres,  von  welchem  Arzte  er  sich  behandeln  lassen  will.  Daran  ist 
er  für  die  Dauer  dieses  Jahres  gebunden.  In  solchen  Fällen  wird  das 
Arzthonorar  zwar  nicht  ganz  aber  doch  teilweise  von  der  Zahl  der 
Optanten  abhängig  gemacht.  Derartige  Bestimmungen  finden  sich  für 
den  140000  Mitglieder  zählenden  Allgemeinen  Knappschafts- 
verein zu  Bochum.  Das  Statut  dieses  Vereins  schreibt  zwar  vor,  dafs  sich 
die  in  den  einzelnen  Sprengein  wohnenden  Mitglieder  in  Krankheits- 
fällen an  ihren  zuständigen  Knappschaftsarzt  wenden  müssen.  Jedoch  steht 
den  Mitgliedern  das  Recht  zu,  sich  an  bestimmten  Zeitpunkten  zu  einem 
anderen,  bis  4  km  entfernt  wohnenden  Knappschaftsarzt  umzumelden. 
Von  diesem  Rechte  der  Ummeldung  ist  jedoch  nur  in  sehr  beschränktem 
Mafse  Gebrauch  gemacht  worden.  Die  gesamten  Ummeldungen  betrugen 
nämlich  im  Jahre  1892  nicht  mehr  als  1%  Proz.  der  ganzen  Belegschaft. 

Wie  man  nun  über  die  freie  Ärztewahl  denken  mag,  gewife  ist, 
das  die  Krankenunterstützungen  in  den  allerletzten  Jahren  außerordent- 
lich gestiegen  sind,  wofür  von  den  mit  den  Verhältnissen  Vertrauten, 
sogar  von  den  Arbeitern  selbst,  in  erster  Linie  auch  die  schlechten 
Zeiten  verantwortlich  gemacht  werden.  Welche  Folgerungen  daraus  für 
oder  gegen  die  freie  Ärztewahl  zu  ziehen  sind,  liegt  auf  der  Hand. 

Die  Knappschaftsärzte  haben  fast  ausnahmslos  räumlich  abgetrennte 
Sprengel.  Sie  beziehen  für  ihre  Mühewaltungen  gewöhnlich  ein  Fixum. 
Nirgends  ist  es  zugelassen,  dafs  die  Knappsohaftsärzte  nach  der  Zahl 
und  Menge  ihrer  Leistungen  (Besuche,  Rezepte  u.  dgl.)  liquidieren,  da 
eine  solche  Art  der  Liquidation  die  Kasse  aufserordentlich  belasten 
müfste. 

Die  Arbeiter  haben  schon  nach  den  Berggesetzen  die  Befugnis,  die 
Aufsichtsbehörden  anzurufen,  wenn  die  Knappschaftsärzte  ungeeignet 
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selben  seinerseits  nachwies  und  hiermit  ein  richterliches  Verbot  auf  Weiter- 
führung des  Zeichens  seitens  des  Gegners  (injunction)  erstritt.  Im  all- 
gemeinen war  man  dem  Schutze  der  Waarenzeichen  abhold.  Erging  doch 
sogar  noch  im  Jahre  1742  eine  richterliche  Entscheidung,  die  den  Schutz 
verwarf.  Allmählich,  namentlich  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts,  machte 
sich  jedoch  eine  nicht  aufzuhaltende  Strömung  zu  Gunsten  einer  einheit- 
lichen Regelung  des  Markenschutzes  geltend;  dieselbe  wurde  zuerst  in 
der  Merchandise  Marks  Akt  1862  (25  u.  26  Vikt.  c.  88),  dann  aber  vor 
allem  unter  dem  Druck  der  deutschen  Markenschutzgebung  in  dem  Ge- 
setze vom  25.  August  1883  (46  u.  47  Vikt.  c.  57)  Patents,  Designs  and 
Trade  Marks  Akte  endgültig  sanktioniert 

Wie  in  Frankreich,  so  traten  auch  in  Deutschland  mit  dem  Verfall 
der  Zünfte  der  Zweck  der  bisherigen  Werkzeichen  und  somit  letztere 
selbst,  da  sie  ja  ausschlief slich  bei  der  Zunft  als  Privileg  und  Monopol 
beruhten,  in  den  Hintergrund,  wenngleich  sich  noch  der  Einzelne  des 
Zeichens  bediente,  ohne  dafs  demselben  noch  irgendwelche  rechtliche 
Bedeutung  beizumessen  war.  Indessen  griff  bei  der  steigenden  Kultur 
und  der  immermehr  sich  entwickelnden  Technik  die  Erkenntnis  platz, 
dafs  zum  Schutze  gewerblicher  Erzeugnisse,  namentlich  um  diese  von 
minderwertigen  zu  unterscheiden,  eine  äufserliche  Kennzeichnung  nicht 
allein  zweckdienlich,  sondern  notwendig  sei,  dafs  aber  nur  ein  allgemein 
und  gesetzlich  geregelter  Schutz  der  Marke  die  ihr  zukommende  Bedeutung 
verleihen  könne.  Die  Notwendigkeit  des  Schutzes  wurde  bereits  beim 
Erlafs  des  Preufsischen  Landrechtes  anerkannt,  insofern  als  dort  (IL  20 
§  1451)  derjenige  mit  Strafe  bedroht  wird,  der  Waaren  mit  dem  Kamen 
oder  Merkmale  inländischer  Fabrikanten  bezeichnet  Durch  Gesetz  vom 
4.  Juli  1840  wurde  jedoch  der  Schutz  auf  Kamen  und  Firmen  beschränkt 
und  dem  Zeichen  entzogen.  Auf  Drängen  der  Eisenindustrie  Westfalens 
und  der  Bheinprovinz  wurde  durch  die  Gesetze  vom  18.  August  1842  und 
vom  24.  April  1854  der  Zeichenschutz  neu  geregelt,  jedoch  nur  für  die 
genannten  Provinzen.  In  den  übrigen  Provinzen  galt  nur  die  Bestimmung 
des  preufsischen  Strafgesetzbuches,  welche  im  §  269  die  fälschliche  Be- 
zeichnung einer  Waare  oder  deren  Verpackung  mit  dem  Kamen  oder 
der  Firma  eines  inländischen  Fabrikanten  oder  Kaufmanns  bestrafte.  Diese 
Bestimmung  ist  dann  später  ins  Deutsche  Strafgesetzbuch  übergegangen. 

An  der  Hand  einer  solchen  lediglich  strafrechtlichen  Bestimmung  liefs 
sich  aber  wenig  erreichen;  der  hierdurch  gebotene  Schutz  war  ganz 
beschränkt.  Kicht  allein  dafs  derselbe  nur  den  Firmen  und  Kamen  zu 
gute  kam,  der  Gebrauch  der  sehr  beliebten  figürlichen  Waarenzeichen  stand 
nicht  unter  dem  Schutze  des  Gesetzes,  und  die  Frage  der  Entschädigungs- 
pflicht war  ebensowenig  berücksichtigt.  Das  Verlangen  nach  einem  all- 
gemeinen gesetzlichen  Schutze  wurde  in  gewerblichen  Kreisen  um  so  reger, 
als  namentlich  andere  deutsche  Länder,  so  z.  B.  Bayern,  durch  das  Gesetz: 
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vom  21.  Dezember  1862  über  den  Schutz  der  Warenbezeichnungen  jene 
Mängel  nicht  kannten.  Einem  Antrage  des  Reichstages  vom  20.  Mai  1873, 
baldmöglichst  den  Entwurf  zu  einem  Gesetze  über  den  Schutz  der  Fabrik- 
und  Waarenzeichen  vorzulegen,  entsprechend,  wurde  am  29.  Oktober  1874 
der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Markenschutz  vorgelegt,  der  dann 
auch  mit  einigen  Abänderungen  unter  dem  30.  November  1874  als  Gesetz 
veröffentlicht  wurde.  Das  Gesetz  war  den  seitens  der  beteiligten  Kreise 
geäufserten  Wünschen  insofern  nahe  gekommen,  als  der  Schutz  nicht 
allein,  wie  bisher,  den  Namen  und  Firmen,  sondern  auch  den  Zeichen 
eingeräumt  und  nach  der  civilrechtlichen  Seite  ausgedehnt  wurde.  In 
der  späteren  Anwendung  des  Gesetzes  stellten  sich  jedoch  gewisse  Mängel 
heraus,  deren  Beseitigung  im  allgemeinen  Interesse  geboten  war.  Zu- 
nächst erschien  es  als  eine  einseitige  Bevorzugung,  dafs  der  Schutz  des 
Gesetzes  nicht  Jedermann,  sondern  nur  den  Gewerbtreibenden,  deren 
Firma  im  Handelsregister  eingetragen  war,  zu  statten  kommen  sollte. 
Ferner  war  die  Übersicht  über  die  angemeldeten  und  eingetragenen 
Waarenzeichen  insofern  erschwert,  als  dieselben  nicht,  wie  nunmehr 
nach  dem  neuen  Waarenzeichenschutzgesetz,  an  einer,  sondern  an  un- 
gezählten Amtsstellen  der  jeweiligen  Niederlassung  des  Schutzsuchen- 
den eingetragen  standen.  Das  kaiserliche  Patentamt,  die  Centralin- 
stanz  für  den  gesamten  gewerblichen  Schutz,  die  bei  Erlafs  des  ersten 
Markenschutzgesetzes  noch  nicht  existierte,  ergab  sich  eo  ipso  als  die 
geeignetste  und  berufenste  Behörde  zur  Verwaltung  auch  dieses  Schutzes. 
Ferner  hatte  sich  auch  eine  der  Eintragung  voraufgehende  Vorprüfung 
der  angemeldeten  Zeichen  als  notwendig  erwiesen,  um  denjenigen  Zeichen 
den  Schutz  zu  versagen,  die  mit  anderen  bereits  eingetragenen  kollidieren 
oder  als  Schutzzeichen  überhaupt  nicht  anzusehen  sind.  Endlich  sollte 
aber  auch  dem  im  gewerblichen  und  kommerziellen  Verkehr  immer  mehr  her- 
vortretenden Übergriffe  —  dem  unlauteren  Wettbewerb  —  durch  strengere 
Bestimmungen  entgegengetreten  werden.  Alle  diese  bisherigen  Mängel 
hat  das  neue  Gesetz  zum  Schutze  der  Waarenbezeichnungen  zu  beseitigen 
gesucht  Dasselbe  war  bereits  einmal  in  der  im  Entwürfe  vom  Bundes- 
rate genehmigten  Form  dem  Eeichstage  vorgelegt  und  von  letzterem  am 
2.  April  1893  einer  Kommission  überwiesen  worden.  Durch  die  am  6.  Mai 
1S93  erfolgte  Auflösung  des  Reichstages  hatte  sich  die  Beratung  ver- 
zögert Später  wurde  der  Entwurf  abermals  dem  Reichstage  vorgelegt 
und  unter  dem  12.  Mai  1894  zum  Gesetz  erhoben. 

Über  den  Schutz  der  Muster  und  Modelle  ist  rücksichtlich 
seiner  geschichtlichen  Entwickelung  folgendes  zu  bemerken.  Wie  der 
Schutz  der  Waarenzeichen,  so  hat  auch  der  Musterschutz  seine  Ent- 
stehung dem  alten  Zunftwesen  in  Deutschland  und  in  Frankreich  zu 
verdanken.  Seine  weitere  Ausbildung  hat  er  aber  im  letzteren  Lande 
erfahren. 
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Von  einer  gesetzlichen  Regelung  war  auch  hier  zunächst  noch 
keine  Rede.  Der  staatliche  Schutz  beschränkte  sich  zunächst  auf  be- 
stimmte Erzeugnisse  und  kam  nur  denjenigen  zu  statten,  die  sich  mit 
deren  Herstellung  und  Vertrieb  befafsten.  Bekannt  sind  die  später  für 
die  Lyoner  Seidenfabrikation  erlassenen  Fabrikreglements,  namentlich  das 
vom  19.  Juni  1744,  welches  die  Nachbildung  fremder  Seidenmuster  ver- 
bot Durch  Beschlufs  des  Staaterates  wurde  dieses  Verbot  auf  alle 
Arbeiten  von  Gewerben  ausgedehnt,  immer  aber  unter  der  Voraussetzung, 
dafs  das  Muster  bei  der  Innung,  welcher  der  Fabrikant  angehörte,  nieder- 
gelegt war.  Infolge  der  Aufhebung  der  Zünfte  durch  Gesetz  vom  17.  März 
1791  trat  diese  Förmlichkeit  und  somit  die  wesentliche  Voraussetzung  des 
Schutzgenusses  in  Wegfall.  Da  sich  jedoch  der  Schutz  entschieden  be- 
währt hatte,  wurde  seine  Wiedereinführung  immer  dringender  gewünscht 
und  schliefslich  durch  die  Einsetzung  von  Gewerberäten  infolge  kaiserl. 
Verordnung  vom  18.  März  1806  herbeigeführt,  allerdings  in  einer  durch 
die  Revolution  veranlafsten  allgemeineren  Ausgestaltung.  Die  Verordnung 
besteht  in  Frankreich  noch  jetzt  zu  Recht  und  ist  noch  dahin  erweitert 
worden,  dafs  die  zu  schützenden  Waarenmuster,  sofern  für  den  Bezirk 
ihrer  Fabrikationsanlage  ein  Gewerberat  nicht  besteht,  bei  dem  zu- 
ständigen Handelsgericht  niederzulegen  sind.  Eine  besondere  Schutzbe- 
stimmung für  Muster  ist  in  dem  Art  425  ff.  des  Code  pßnal  aufgestellt, 
wonach  der  Urheber  jedweden  geistigen  Erzeugnisses,  das  ausschliefsliche 
Recht  zur  Nachbildung  haben  soll. 

Frankreichs  Beispiele  folgte  alsbald  England.  Aber  auch  hier  war 
der  Musterschutz  anfänglich  ganz  eingeengt,  auch  galt  er  zunächst  nur 
den  Haupterzeugnissen  des  Landes,  also  z.  B.  nicht  der  Seidenweberei, 
sondern  den  Baumwollen-  und  Leinenstoffen.  Im  Laufe  der  Zeit 
wurde  der  Schutz  ausgedehnt  und  schliefslich  durch  das  gewerbliche 
Schutzgesetz  vom  25.  August  1883  (Law  relativ  to  Patents  for  In- 
ventions,  Registration  of  Designs  and  of  Trade  Marks)  auf  alle  gewerb- 
lichen Muster  ausgedehnt. 

Auch  nach  Deutschland  gelangte  der  gesetzlich  geregelte  Muster- 
schutz aus  Frankreich.  Die  Etappe  auf  seinem  Wege  hierher  bildeten 
die  preufsischen  Rheinlande,  die  einst  unter  französischer  Herrschaft 
standen,  und  in  denen  durch  die  französische  Gesetzgebung  der 
Musterschutz  eingeführt  war.  Im  allgemeinen  war  man  anfänglich 
in  Deutschland  einem  Musterschutz  überhaupt  nicht  günstig  gesinnt, 
namentlich  um  deswillen,  weil  man  annahm,  dafs  derselbe  im  grofsen 
und  ganzen  nur  der  jeweiligen,  vorübergehenden  flüchtigen  Geschmacks- 
richtung diene  und  deshalb  als  Modesache  einer  besonderen  gesetzlichen 
Anerkennung  kaum  für  wTürdig  erachtet  werden  könne.  Seitens  der  An- 
hänger des  Musterschutzes  wurde  dagegen  geltend  gemacht,  dafs  in 
anderen  mafsgebenden  Industriestaaten,  wie  in  Frankreich  und  England, 
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gerade  der  gesetzlich  geregelte  Musterschutz  den  Ansporn  zu  epoche- 
machender und  gewinnbringender  Fabrikation  gewerblicher  Erzeugnisse 
gebildet  habe,  ohne  etwa  gleichzeitig  die  Industrien,  die  geschützte  Muster 
nicht  besitzen,  wohl  aber  nach  solchen  arbeiten,  zu  schädigen  oder  auch 
nur  einzuschränken.  Die  letztere  Richtung  wurde  nach  Neuerstehung 
des  Deutschen  Reiches  die  mafsgebende.  Namentlich  war  es  die  Elsässer 
Industrie,  welche,  an  den  Musterschutz  der  französischen  Gesetzgebung 
gewöhnt,  denselben  in  Alt-Deutschland  sehr  vermifste  und  deshalb  für 
seine  Einführung  auch  hier  Stimmung  zu  machen  suchte  und  wufste, 
und  zwar  mit  raschem  Erfolge.  Infolge  mehrfacher  Anträge  aus  der 
Mitte  des  Reichstages  auf  Einführung  des  Musterschutzes  veranlafste  der 
Bundesrat  eine  Vernehmung  von  Sachverständigen.  Da  letztere  sich  ent- 
schieden zu  Gunsten  des  Schutzes  aussprachen,  wurde  bereits  am  1.  No- 
vember 1875  dem  Reichstage  der  Entwurf  zu  einem  Gesetze,  betreffend 
das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen  unterbreitet.  Derselbe  wurde 
im  allgemeinen,  abgesehen  von  einigen  nicht  unerheblichen  Abänderungen, 
vom  Reichstage  genehmigt  und  unter  dem  11.  Januar  1S76  als  Gesetz 
veröffentlicht. 

Was  endlich  den  wichtigsten  Teil  des  gewerblichen  Urheberrechts, 
den  Patentschutz,  betrifft,  so  ist  derselbe  in  seiner  geschichtlichen  Ent- 
wickelung  bis  zu  seiner  gesetzlichen  Regelung  im  neuen  Deutschen  Reiche 
bereits  oben  kurz  berührt  worden,  seine  Bedeutung  namentlich  für  In- 
dustrie und  Volkswirtschaft  ist  später  im  besonderen  Teile  näher  erörtert.1) 

An  das  Patentrecht  lehnt  sich  eng  das  Gebrauchsmusterrecht 
an.  Auf  dem  gewerblichen  Gebiete  werden  nicht  selten  Erfindungen  ge- 
macht, die  sich  zwar  immerhin  als  eigenartige  Geistesschöpfungen  dar- 
stellen, jedoch  so  geringfügiger  Natur  sind,  dafs  ihnen  der  Charakter 
einer  Erfindung  im  Sinne  des  Patentgesetzes  nicht  beizulegen  ist  Ander- 
seits kann  diesen  Geisteserzeugnissen  nicht  der  Schutz  für  Muster  und 
Modelle  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  11.  Januar  1S76  verliehen  werden, 
weil  sie  nicht  die  Befriedigung  des  Geschmacks  und  des  Schönheitssinns 
bezwecken,  sondern  als  Muster  für  technische  Zwecke  oder  für  den  prak- 
tischen Gebrauch  des  täglichen  Lebens  zu  dienen  bestimmt  und  geeignet 
sind.  Für  diese  sogen,  kleinen  Erfindungen  ist  einem  Bedürfnisse  der 
Zeit  und  auch  den  Wünschen  der  beteiligten  Kreise  entsprechend  das  Ge- 
setz zum  Schutze  der  Gebrauchsmuster  unter  dem  1.  Juni  1S91  erlassen 
worden,  durch  das  den  angemeldeten  Mustern  oder  Modellen  ein  Schutz 
für  allerdings  nur  wenige  Jahre  ohne  materielle  Prüfung  des  ange- 
meldeten Gegenstandes  auf  seine  Schutzfähigkeit  gewährt  wird. 

Endlich  sei  noch  des  letzten  und  jüngsten  Schutzes  auf  gewerblichem 
Gebiete,  nämlich  der  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes, 
gedacht. 

1)  8.  S.  1. 
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Auf  Erfordern  eines  Knappschaftsvereines  ist  dessen  Mitgliedern,  die 
aufserhalb  des  Bezirkes  wohnen,  im  Falle  der  Erkrankung  von  der  flir 
Versicherungspflichtige  desselben  Gewerbszweiges  oder  derselben  Be- 
triebsart bestehenden  Ortskrankenkasse  oder  in  Ermangelung  einer 
solchen  von  der  Gemeindekrankenversicherung  des  Wohnorts  dieselbe 
Unterstützung  zu  gewähren,  die  der  Erkrankte  von  der  Knappschafts- 
kasse zu  beanspruchen  hat.  Diese  hat  der  unterstützenden  Ortskranken- 
kasse oder  Gemeindekrankenversicherung  die  hieraus  erwachsenden 
Kosten  zu  erstatten.  Dasselbe  gilt  für  Knappschaftsmitglieder,  die 
während  eines  vorübergehenden  Aufenthalts  aufserhalb  des  Bezirkes  des 
Knappschaftsvereines  erkranken,  sofern  oder  solange  ihre  Überführung 
nach  ihrem  Wohnorte  nicht  erfolgen  kann.  Eines  besonderen  Antrages 
des  Knappschaftsvereines  bedarf  es  in  diesen  Fällen  nicht.  Für  die  Er- 
stattung der  Kosten  gilt  als  Ersatz  der  gewährten  freien  Kur  und 
Arznei  die  Hälfte  des  Krankengeldes. 

§  4.  Die  Unfallversicherung  der  Bergleute  and  die  Haftpflicht 
der  Bergwerksbesitzer. 

Die  Versicherung  der  Bergleute  gegen  Betriebsunfälle  ist  uralt.  Sie 
war  meist  nach  dem  Knappschaftsrechte  obligatorisch  für  ständige  wie 
für  unständige  Knappschaftsgenossen.  Gegenstand  der  Versicherung  ist 
eine  lebenslängliche  Invalidenuntersttitzung,  deren  Höhe  verschieden  ist, 
je  nach  dem  Dienstalter  des  Verunglückten,  der  Lohnklasse,  der  er  an- 
gehört, und  je  nachdem  er  ständiges  oder  unständiges  Knappschaftsmit- 
war  und  ist.  Die  knappschaftliche  Invalidenunterstützung  tritt  jedoch 
nur  bei  einer  ohne  grobes  Verschulden  eingetretenen  Arbeitsunfähigkeit 
ein.  Diese  Unfallversicherung  der  Bergleute  durch  den  Knappschafts- 
verein besteht  zwar  noch  fort,  sie  kommt  jedoch  nur  selten  mehr  zur 
Anwendung,  weil  an  ihre  Stelle  die  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  ein- 
geführte Unfallversicherung  der  Bergleute  durch  die  Knappschafts- 
berufsgenossenschaft getreten  ist. 

Neben  der  Versicherung  durch  den  Knappschaftsverein  kam  für 
Betriebsunfälle  der  Bergleute  die  Haftpflicht  der  Bergwerksunternehmer 
in  Betracht.  Nach  gemeinem  deutschen  Civilrechte  wie  nach  preufsischem 
Landrechte  haftet  Jeder  —  auch  der  Bergwerksbetreiber  —  nur  für 
den  durch  eigenen  Vorsatz  oder  eigenes  Versehen  verursachten 
Schaden,  also  z.  B.  wegen  eigener  Nachlässigkeit  bei  Betreibung  des 
Betriebs,  Verletzung  der  zum  Schutze  der  Arbeiter  vorgeschriebenen 
Polizeivorschriften.  Für  fremdes  Versehen  haftet  er  nur,  wenn  ihn  ein 
Verschulden  in  der  Auswahl  trifft.  Weiter  geht  das  rheinische  Recht 
(code  civil  art.  1384);  es  bestimmt,  dafs  Eltern,  Erzieher  und  Handwerks- 
meister für  die  ihrer  Aufsicht  unterstellten  Personen  haften  müssen,  dafs 
somit  Prinzipale  für  die  Verrichtungen  ihrer  Bediensteten  verantwortlich 
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sind  nach  dem  Satze:  „on  est  responsable  non  seulement  du  dom- 
mage  que  Ton  cause  par  son  propre  fait,  mais  encore  de  celui,  qui  est 
causa  par  le  fait  des  personnes  dont  on  doit  röpondre".  Ergänzt  und 
teilweise  ersetzt  wurden  diese  Vorschriften  im  Gebiete  des  Bergwesens 
durch  das  Reichsgesetz  betreffend  die  Verbindlichkeit  zum  Schadener- 
satze u.  8.  w.  vom  7.  Juni  1871.  Dieses  bestimmte:  Für  Unfälle  bei  dem 
Betriebe  einer  Eisenbahn  —  und  als  solche  gelten  bei  dem  Vorhanden- 
sein der  gefährlichen  Natur  nach  der  Praxis  des  Reichsgerichte  auch 
die  Grubeneisenbahnen  —  haftet  der  Unternehmer  dieser  Bahn, 
falls  nicht  er  den  Beweis  führt,  dafs  der  Unfall  durch  eigenes  Ver- 
schulden des  Beschädigten  oder  durch  unabwendbaren  Zufall  verursacht 
ist.  Das  Gesetz  bestimmt  sodann,  dafs  für  Unfälle  bei  dem  Betriebe 
eines  Bergwerks,  eines  Steinbruchs,  einer  Gräberei  (Grube)  oder  einer 
Fabrik  der  Unternehmer  haftet,  wenn  der  Verunglückte  oder  dessen  Hinter- 
bliebenen ein  Verschulden  eines  Bevollmächtigten,  Repräsentanten  oder 
einer  zur  Leitung  oder  Beaufsichtigung  des  Betriebes  oder  der  Arbeiter 
angenommenen  Person  nachweisen.  Dieses  sogenannte  Haftpfliohtgesetz 
zeigte  für  die  Unfälle  in  Bergwerken  und  Fabriken  mannigfache  Mängel: 

1.  Die  dem  Verunglückten  oder  dessen  Hinterbliebenen  auferlegte  Be- 
weislast machte,  zumal  wenn  die  Unglücksstätte  nicht  mehr  in  ihrem 
alten  Zustande  oder  die  Zeugen  des  Unfalls  sämtlich  zu  Grunde  ge- 
gangen waren,  den  Schadenersatzanspruch  in  vielen  Fällen  illusorisch. 

2.  Für  die  häufigen,  durch  Verschulden  der  Mitarbeiter  oder  durch  Zu- 
fall herbeigeführten  Unfälle  bestand  eine  Haftpflicht  überhaupt  nicht. 

3.  In  nahezu  allen  Fällen  musste  der  Ersatzanspruch  erst  durch  einen 
langwierigen,  beide  Parteien  verbitternden  Prozels  entschieden  werden. 
Den  erwähnten  Übelständen  trägt  das  Reichsunfallversicherungsgesetz 
vom  6.  Juli  1884  Rechnung.  Es  führt  Kraft  öffentlichrechtlicher,  reiohs- 
rechtlicher,  also  vom  Willen  der  Landesgesetzgebung  und  der  Einzelnen 
unabhängiger  Norm,  für  die  Unternehmer  den  Zwang  ein,  ihre  Arbeiter 
und  kleinen  Betriebsbeamten  (d.  h.  solche,  die  nicht  über  2000  M.  Jahres- 
verdienst haben)  gegen  die  Folgen  der  Betriebsunfälle  zu  versichern. 
Beschädigungen,  die  aufserhalb  des  Betriebes  entstehen,  sind  nicht 
Gegenstand  dieses  Gesetzes;  auch  solche  Beschädigungen,  die  nicht 
unmittelbare  oder  mittelbare  Folge  des  Betriebes  und  zwar  eines 
Betriebsunfalles,  d.  i.  eines  dem  Betrieb  fremden,  aber  mit  demselben  in 
Verbindung  stehenden,  abnormen  Ereignisses  sind,  fallen  nicht  unter  das 
Gesetz.  Für  die  bei  der  Werksarbeit  regelmäfsig  und  allmählich  ein- 
tretenden Gesundheitsnachteile,  wie  Bleikolik  bei  Bleigruben,  Phosphor- 
nekrose  bei  der  Phosphorbearbeitung,  besteht  die  Unfallversicherung 
sonach  nicht. 

Die   Unfallversicherung   erstreckt    sich   auf  Inländer,   Ausländer, 
männliche,  weibliche,  bescholtene  und  unbescholtene,  jugendliche  und 
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erwachsene  Arbeiter,  Meister,  Gesellen  oder  Lehrlinge,  gleichviel  ob  sie 
mit  oder  ohne  Lohn,  dauernd  oder  vorübergehend  beschäftigt  sind.  Auch 
im  Auslande  vorübergehend  beschäftigte  Arbeiter  bleiben  versichert 
Strafgefangene,  auch  wenn  sie  aufserhalb  der  Strafanstalt  z.  B.  mit 
Bergarbeit  beschäftigt  sind,  fallen  nicht  unter  das  Gesetz. 

Die  Versicherung  umfafst  alle  in  Bergwerken,  Salinen,  Aufberei- 
tungsanstalten,  Steinbrüchen,  Gräbereien  (Gruben)  u.  s.  w.  beschäftigten, 
das  sind  die  im  Betriebsdienste  eines  Bergwerkes  stehenden  Per- 
sonen; nicht  die,  welche  nur  im  Interesse  eines  Bergwerkes,  im  frem- 
den Dienste  thätig  sind;  also  nicht  einen  Maurer,  der  im  Auftrage 
eines  Maurermeisters  Maurerarbeit  auf  der  Grube  verrichtet,  einen  Huf- 
schmied, der  im  Auftrage  eines  Schmiedemeisters  ein  Pferd  in  der  Grnbe 
beschlägt.  Auch  die  Personen  fallen  nicht  unter  das  Unfallversicherungs- 
gesetz, die  nur  zu  ihrer  Belehrung  oder  ihrem  Vergnügen  ein  Bergwerk 
befahren. 

Gegenstand  der  Unfallversicherung  ist  der  nach  Maisgabe  des  Ge- 
setzes zu  bemessende  Ersatz  des  Schadens,  der  durch  Körperverletzung 
oder  Tödtung  entsteht.  Der  Schadenersatz  soll  im  Falle  der  Verletzung 
in  den  Kosten  des  Heilverfahrens,  welche  von  Beginn  der  vierzehnten 
Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls  entstehen  und  in  einer  dem  Verletzten 
vom  Beginn  der  vierzehnten  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls  an  für 
die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  zu  gewährende  Rente  bestehen.  Die 
Rente  ist  nach  Mafsgabe  desjenigen  Arbeitsverdienstes  zu  berechnen, 
den  der  Verletzte  während  des  letzten  Jahres  seiner  Beschäftigung  in 
dem  Betriebe,  in  dem  sich  der  Unfall  ereignete,  an  Gehalt  oder  Lohn 
durchschnittlich  für  den  Arbeitstag  bezogen  hat,  wobei  der  vier  Mark 
übersteigende  Betrag  nur  mit  einem  Drittel  zur  Anrechnung  kommt  Die 
Rente  beträgt  im  Falle  völliger  Erwerbsunfähigkeit  für  die  Dauer  der- 
selben Sechsundsechzig  zwei  Drittel  Prozent  des  Arbeitsverdienstes,  im 
Falle  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  ftlr  die  Dauer  derselben  einen  Bruch- 
teil dieser  Rente,  der  nach  dem  Mafse  der  verbliebenen  Erwerbsfihig- 
keit  zu  bemessen  ist.  Dem  Verletzten  und  seinen  Hinterbliebenen  steht 
ein  Anspruch  nicht  zu,  wenn  er  den  Betriebsunfall  vorsätzlich  herbei- 
geführt hat.  Von  Beginn  der  fünften  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls 
bis  zum  Ablauf  der  dreizehnten  Woche  ist  das  Krankengeld,  welches 
den  durch  einen  Betriebsunfall  verletzten  Personen  auf  Grund  des 
Krankenversicherungsgesetzes  gewährt  wird,  auf  mindestens  zwei  Drittel 
des  bei  der  Berechnung  desselben  zu  Grunde  gelegten  Arbeitslohnes 
zu  bemessen.  Die  Differenz  zwischen  diesen  zwei  Dritteln  und  dem 
i:vsttzlieh  oder  statutenmäfsig  zu  gewährenden  niedrigeren  Krankengeld 
ist  der  beteiligten  Krankenkasse  (dem  Knappschaftsverein)  von  dem 
Unternehmer  desjenigen  Betriebes  zu  erstatten,  in  welchem  der  Unfall 
»ich   i Teignet  hat.     An  Stelle  der  freien  Kur  und  des  Krankengeldes 
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kann  bis  zum  beendigten  Heilverfahren  freie  Kur  und  Verpflegung;  in 
einem  Krankenhause  gewährt  werden  und  zwar  für  Verunglückte,  welche 
verheiratet  sind  oder  bei  einem  Mitgliede  ihrer  Familie  wohnen,  mit 
ihrer  Zustimmung  oder  unabhängig  von  derselben,  wenn  die  Art  der 
Verpflegung  Anforderungen  an  die  Behandlung  oder  Verpflegung  stellt, 
denen  in  der  Familie  nicht  genügt  werden  kann;  für  sonstige  Verun- 
glückte in  allen  Fällen.  Für  die  Zeit  der  Verpflegung  des  Verunglückten 
in  dem  Krankenhause  steht  den  Angehörigen  (Kindern,  Ehegatten,  unter 
Umständen  Ascendenten)  die  Rente  zu ,  auf  welche  sie  im  Falle  des 
Todes  des  Verunglückten  Anspruch  haben. 

Im  Falle  der  Tödtung  ist  als  Schadenersatz  ausserdem  zu  leisten: 

1.  als  Ersatz  der  Beerdigungskosten  das  Zwanzigfache  des  für  den 
Arbeitstag  ermittelten  Verdienstes,  jedoch  mindestens  dreifsig  Mark; 

2.  eine  den  Hinterbliebenen  des  Getödteten  vom  Todestage  an  zu 
gewährende  Rente: 

a)  für  die  Witwe  des  Getödteten  bis  zu  dem  Tode  oder  der  Wieder- 
verheiratung zwanzig  Prozent,  für  jedes  hinterbliebene  vaterlose  Kind 
bis  zu  dessen  zurückgelegtem  fünfzehnten  Lebensjahre  fünfzehn  Prozent 
und,  wenn  das  Kind  auch  mutterlos  ist  oder  wjrd,  zwanzig  Prozent  des 
Arbeitsverdienstes.  Die  Renten  der  Witwen  und  der  Kinder  dürfen 
zusammen  sechzig  Prozent  des  Arbeitsverdienstes  nicht  tibersteigen;  er- 
giebt  sich  ein  höherer  Betrag,  so  werden  die  einzelnen  Renten  im 
gleichen  Verbältnisse  gekürzt.  Im  Falle  der  Wiederverheiratung  erhält 
die  Witwe  den  dreifachen  Betrag  ihrer  Jahresrente  als  Abfindung.  Der 
Anspruch  der  Witwe  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  Ehe  erst  nach  dem 
Unfälle  geschlossen  worden  ist; 

b)  für  Ascendenten  des  Verstorbenen,  wenn  dieser  ihr  einziger  Er- 
nährer war,  für  die  Zeit  bis  zu  ihrem  Tode  oder  bis  zum  Wegfall  der 
Bedürftigkeit  zwanzig  Prozent  des  Arbeitsverdienstes. 

Wenn  die  unter  b  bezeichneten  Berechtigten  mit  den  unter  a  be- 
zeichneten konkurieren,  so  haben  die  ersteren  (die  Ascendenten)  einen 
Anspruch  nur,  soweit  für  die  letzteren  (Witwen  und  Kinder)  der  höchste 
Betrag  der  Rente  nicht  in  Anspruch  genommen  wird.  Die  Hinterbliebenen 
eines  Ausländers,  welche  zur  Zeit  des  Unfalles  nicht  im  Inlande  wohn- 
ten, haben  keinen  Anspruch  auf  die  Rente. 

Die  Unfallversicherung  erfolgt  auf  alleinige  Kosten  der  Betriebs- 
unternehmer, unter  Ausschlufs  der  Privatversicherungsgesellschaften, 
durch  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Berufsgenossenschaften, 
zu  welchen  die  Betriebsunternehmer  eines  Industriezweiges  oder  mehrerer 
verwandtschaftlicher  Industriezweige  für  räumlich  abgegrenzte  Bezirke 
oder  für  den  ganzen  Umfang  des  deutschen  Reiches  zusammengeschlossen 
sind.  Die  Berufsgenossenschaften  sind  Korporationen  des  öffentlichen 
Rechtes.    Geschaffen,  aufgehoben  und  verändert  werden  sie  durch  den 
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A.  Europa. 
1»  Kapitel.   Deutschland. 

§  1.  Bedeutung  und  geschichtliche  Entwiekelung  des  Patentrechtes  in 
Deutsehland.  Nach  Art  4  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  vom 
16.  April  1871,  welche  übrigens  auch  in  diesem  Punkte  mit  der  des  Nord- 
deutschen Bundes  vom  26.  Juli  1867  übereinstimmt,  unterliegen  der  Beauf- 
sichtigung und  Gesetzgebung  des  Reiches  u.  a.  die  Erfindungspatente  sowie 
überhaupt  der  Schutz  des  geistigen  Eigentums.  Damit  ist  jedoch  nicht 
gesagt,  dafs  etwa  vor  Neubegründung  des  Deutschen  Reiches  ein  Schutz 
des  gewerblichen  Urheberrechtes  überhaupt  nicht  bestanden  habe,  im  Gegen- 
teil gab  es  einen  solchen,  wie  in  der  Einleitung  ausgeführt  worden  ist, 
bereits  lange  zuvor.  Nur  war  der  Schutz  ein  partikulärer,  er  bewegte 
sich  immer  nur  innerhalb  der  Grenzpfähle  desjenigen  Bundesstaates, 
welcher  ihn  erteilt  hatte;  sollte  er  auch  in  anderen  Bundesstaaten  Geltung 
geniefsen,  so  bedurfte  er  immer  erst  einer  ausdrücklichen  Anerkennung 
seitens  der  letzteren,  die  sich  allmählich  mit  entsprechenden  Gesetzen 
und  Verordnungen  versehen  hatten.  Indessen  war  die  Erlangung  des 
Schutzes  stets  mit  besonderen  Kosten  und  Weitläufigkeiten  verknüpft. 

Allerdings  hatte  auch  hier  in  die  Misere  der  früheren  Kleinstaaten- 
wirtschaft der  auf  Preufsens  Veranlassung  ins  Leben  gerufene  Deutsche 
Zollverein  vom  1.  Januar  1834  Wandel  zu  schaffen  gesucht,  indem  er  die 
Bedeutung  einer  gemeinsamen  Patentgesetzgebung  erkannte  und  die  Ver- 
einbarung gemeinschaftlicher  Grundsätze  für  die  Patenterteilung  sich  vor- 
behielt Nach  der  Stuttgarter  Übereinkunft  vom  21.  September  1842  sollte 
die  Patentgesetzgebung  der  einzelnen  Zollvereinsstaaten  auch  in  Zukunft 
unberührt  bleiben,  immerhin  sollten  aber  die  Angehörigen  des  einen  Ver- 
einsstaates in  jedem  anderen  sowohl  rücksichtlich  der  Erlangung  als 
auch  bezüglich  des  Genusses  der  Patente  dieselbe  Behandlung  erfahren, 
namentlich  sollte  auch  nur  der  Erfinder  einer  in  einem  Vereinsstaate 
patentierten  Erfindung  und  ebenso  sein  Rechtsnachfolger  den  Anspruch 
auf  Erteilung  eines  Patentes  in  einem  anderen  Vereinsstaate  erheben 
können.  Dabei  wurde  auch  in  materieller  Umsicht  in  Anerkennung  des 
durch  das  preufsische  Publikandum  vom  14.  Oktober  1815  eingeführten 
Prinzips  der  Vorprüfung  noch  der  Grundsatz  aufgestellt,  dafs  nur  auf 
wirklich   neue  und  -eigentümliche  Erfindungen  Patente   erteilt   werden 
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Die  Zahl  der  Vertreter  ist  der  Zahl  der  von  den  Betriebsunter- 
nehmern  in  den  Vorstand  der  Sektion  gewählten  Mitgliedern  gleich. 
Die  Wahl  erfolgt  durch  den  Vorstand  der  Knappschaftskassen,  die  im 
Bezirke  der  Sektion  ihren  Sitz  haben,  unter  Ausschlufs  der  Arbeit- 
geber. Wählbar  sind  nur  männliche  und  grofsjährige  auf  Grund  des  Un- 
fallversicherungsgesetzes versicherungspflichtige  Knappsohaftsraitglieder, 
die  im  Betriebe  der  Genossenschaftsmitglieder  und  im  Bezirke  der 
Sektion  beschäftigt  sind,  sich  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
befinden  und  nicht  durch  richterliche  Anordnung  in  der  Verfügung  über 
ihr  Vermögen  beschränkt  sind. 

Von  jedem  in  einem  bei  der  Knappschafts-Berufsgenossensehaft  ver- 
sicherten Betriebe  vorkommenden  Unfälle,  durch  den  eine  in  demselben 
beschäftigte  Person  getödtet  wird  oder  eine  Körperverletzung  erleidet, 
die  eine  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als  drei  Tagen  oder  den  Tod 
zur  Folge  hat,  ist  von  dem  Betriebsunternehraer  bei  der  unteren  Berg- 
behörde schriftlich  Anzeige  zu  erstatten.    Dieselbe  mufs  binnen  zwei 
Tagen  nach  dem  Tage  erfolgen,  an  welchem  der  Betriebsunternehmer 
von  dem  Unfälle  Kenntnis  erlangt  hat.    Für  den  Betriebsunternehmer 
kann  derjenige,  welcher  zur  Zeit  des  Unfalles  den  Betrieb  oder  den  Betriebs- 
teil, in  welchem  sich  der  Unfall  ereignete,  zu  leiten  hatte,  die  Anzeige 
erstatten,  im  Falle  der  Abwesenheit  oder  Behinderung  des  Betriebs- 
unternehmers ist  er  dazu  verpflichtet.    Die  unteren  Bergpolizeibehörden 
haben  ein  Unfallverzeichnis  zu  führen.    Jeder  zur  Anzeige  gelangende 
Unfall,  durch  welchen  eine  versicherte  Person  getödtet  ist  oder  eine 
Körperverletzung  erlitten  hat,  die  voraussichtlich  den  Tod  oder  eine 
Erwerbsunfähigkeit  von  mehr  als  dreizehn  Wochen  zur  Folge  haben 
wird,  ist  von  der  unteren  Bergbehörde  sobald  wie  möglich  einer  Unter- 
suchung zu  unterziehen,  durch  welche  die  Veranlassung  und  Art  des  Un- 
falles, die  getödteten  oder  verletzten  Personen,  die  Art  der  vorgekom- 
menen Verletzungen,  der  Verbleib  der  verletzten  Personen  und  die  ent- 
schädigungsberechtigten Hinterbliebenen  der  durch  den  Unfall  getödteten 
Personen  festzustellen  sind.    An  den  Untersuohungsverhandlungen  kön- 
nen Vertreter  (Vertrauensmann)  der  Sektion,   ein  Bevollmächtigter  des 
Knappschaftsvereines  und   der   Betriebsunternehmer  teilnehmen.     Ab- 
schrift der  Verhandlung  erhält  der  Sektionsvorstand;  dieser  erläfst  da- 
rauf einen  Bescheid  über  die  Feststellung  und  Höhe  der  Entschädigung. 
Gegen  den  Bescheid  findet  die  Berufung  bei  dem  Schiedsgerichte  der 
Sektion  statt.    Die  Berufung  ist  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses  binnen 
vier  Wochen  nach  der  Zustellung  des  Bescheides  bei  dem  Vorsitzenden 
des  Schiedsgerichtes  zu  erheben.    Der  Bescheid  mufs  die  Bezeichnung 
des  Vorsitzenden  des  Schiedsgerichts,  sowie  die  Belehrung  über  die  ein- 
zuhaltenden Fristen  enthalten.    Die  Berufung  hat  keine  aufschiebende 
Wirkung. 
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Für  jede  Sektion  der  Knappscbafts-Berufsgenossenschaft  besteht  am 
Sitze  der  Sektion  ein  Schiedsgericht.  Dasselbe  besteht  ans  einem  vom 
Minister  für  Bergwesen  ernannten  öffentlichen  Beamten  und  vier  Bei- 
sitzern, welche  znr  Hälfte  von  der  Sektionsversammlung  aus  den  Sektions- 
mitgliedern, zur  Hälfte  von  den  Arbeitervertretern  (Knappschaftsältesten) 
gewählt  werden.  Die  Wahl  der  Unternehmer  mufs  auf  Genossenschafts- 
mitglieder, diejenige  der  Arbeiter  auf  Versicherte  gerichtet  sein.  Für 
jeden  Beisitzer  sind  ein  erster  und  zweiter  Stellvertreter  zu  wählen, 
welche  ihn  in  Behinderungsftllen  zu  vertreten  haben.  Die  Beisitzer 
und  Stellvertreter  werden  auf  ein  Jahr  gewählt.  Alle  zwei  Jahre  scheidet 
die  Hälfte  der  Beisitzer  und  ihrer  Stellvertreter  aus.  Der  Vorsitzende 
und  dessen  Stellvertreter,  die  Beisitzer  und  deren  Stellvertreter  sind  mit 
Beziehung  auf  ihr  Amt  zu  beeidigen.  Das  Schiedsgericht  ist  beschluss- 
fähig, wenn  eine  gleiche  Anzahl  von  Arbeitnehmern  und  Arbeitgebern 
und  zwar  mindestens  je  einer  als  Beisitzer  mitwirken.  Die  Entschei- 
dungen des  Schiedsgerichtes  erfolgen  nach  Stimmenmehrheit.  Die  Kosten 
des  Schiedsgerichtes,  sowie  die  Kosten  des  Verfahrens  vor  demselben 
trägt  die  Genossenschaft 

Nach  erfolgter  Feststellung  der  Entschädigung  durch  den  Sektions- 
vorstand oder  das  Schiedsgericht  ist  dem  Berechtigten  eine  Bescheinigung 
über  die  ihm  zustehenden  Bezüge  unter  Angabe  der  mit  der  Zahlung 
beauftragten  Stelle  und  der  Zahlungstermine  auszufertigen.  Im  Allge- 
meinen hat  auch,  wenn  die  Genossenschaft  in  Sektionen  geteilt  ist,  der 
Genossenschaftsvorstand  diese  Bescheinigung  auszustellen;  die  Zahlung 
erfolgt  durch  das  Postamt,  in  dessen  Bezirk  der  Entschädigungsberech- 
tigte zur  Zeit  des  Unfalles  seinen  Wohnsitz  hatte.  Bei  der  Knappscbafts- 
Berufsgenossensohaft  steht  jedoch  den  Sektionen  frei,  zu  beschliefsen, 
dafs  die  Zahlungen  durch  den  Knappschaftsverein  erfolgen,  dem  der 
Versicherte  angehorte.  Von  diesem  Rechte  haben  die  Sektionen  Gebrauch 
gemacht,  und  es  erfolgen  daher  bei  der  Knappschafts-Berufsgenossen- 
schaft  die  Auszahlungen  auf  Anweisung  des  Sektionsvorstandes  und  die 
Zahlungen  beim  Knappschaftsvereine. 

DieKnappschafts-Berufsgenossenschaft  hat  die  von  den  Knappschafts- 
vereinen für  sie  verlegten  Beträge  innerhalb  drei  Monaten  nach  Empfang 
der  Liquidation  zu  erstatten.  Für  die  den  Knappschaftsvereinen  daraus 
entstehenden  Kosten  und  Auslagen  braucht  sie  keine  Entschädigung  zu 
gewähren.  Jedoch  werden  solche  von  einzelnen  Sektionen  geleistet» 
Es  ist  statthaft,  dass  die  Knappschafts-Berufsgenossenschaft  den  Sektionen 
die  ganze  Haftung  für  diejenigen  Unfälle  statutenmäßig  tiberträgt,  welche 
sich  in  ihrem  Bezirke  ereignen.  Die  übrigen  Genossenschaften  können 
eine  solche  Übertragung  nur  bis  höchstens  fünfzig  Prozent  beschliefsen. 
Bei  ihnen  erfolgen  die  Auszahlungen  bekanntlich  durch  die  Postämter. 
Nach  dem  Statut  der  Knappschafts-Berufsgenossenschaft  tragen  die  Sek* 
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tionen  nur  die  halben  Kosten  der  Unfälle.  Die  von  den  Knappschafts- 
Berufsgenossenschaft  den  Knappschaftsvereinen  zu  erstattenden  Beträge 
werden  auf  die  Genossenschafts-  bezw.  Sektionsmitglieder  umgelegt, 
teils  nach  Zahl  und  Lohnhohe  der  Arbeiter  teils  nach  der  Gefährlich- 
keit des  Betriebes  (Gefahrentarif). 

Die  Sektionen  auch  der  Knappschafts-Berufsgenossenschaft  sind  be- 
fugt, für  den  Umfang  der  Sektion  oder  für  bestimmte  Betriebsarten 
oder  für  bestimmte  Bergbaubetriebe  oder  bestimmt  abgegrenzte  Bezirke 
Vorschriften  zu  erlassen:  1.  über  die  von  den  Mitgliedern  zur  Verhütung 
von  Unfällen  in  ihren  Betrieben  zu  treffenden  Einrichtungen  unter  Be- 
drohung der  Zuwiderhandelnden  mit  der  Einschätzung  ihrer  Betriebe 
in  eine  höhere  Gefahrenklasse,  oder,  falls  sich  die  letzteren  bereits  in 
der  höchsten  Gefahrenklasse  befinden,  mit  Zuschlägen  bis  zum  doppelten 
Betrage  ihrer  Beiträge;  2.  über  das  in  den  Betrieben  von  den  Ver- 
sicherten zur  Verhütung  von  Unfällen  zu  beobachtende  Verhalten  unter 
Bedrohung  der  Zuwiderhandelnden  mit  Geldstrafe  bis  zu  sechs  Mark. 
Diese  Vorschriften  bedürfen  die  Genehmigung  des  Reichs- Versicherungs- 
amtes. Zur  Beratung  und  Beschlufsfassung  über  diese  Vorschriften 
sind  die  Arbeitervertreter  zuzuziehen ,  diese  haben  dabei  volles  Stimm- 
recht. Von  dem  Rechte,  solche  Unfallverhütungsvorschriften  zu  erlassen, 
haben  die  Sektionen  der  Knappschafts-Berufsgenossensehaft  im  Unter- 
schiede von  den  übrigen  Berufsgenossenschaften  bisher  keinen  Gebrauch 
gemacht.  Dies  erklärt  sich  daraus,  dafs  durch  die  Polizei  Vorschriften 
der  Bergbehörden  für  die  Verhütung  von  Unfällen  auf  Bergwerken  hin- 
reichend Sorge  getragen  ist.  Die  Unfallverhütungsvorschriften,  die  die 
Sektionen  der  Knappschafts  Berufsgenossenschaft  in  Zukunft  etwa  er- 
lassen, haben  die  Natur  genossenschaftlicher,  autonomer  Strafnormen. 
Als  solche  sind  sie  nur  intra  legem  giltig;  sie  sind  daher  ungiltig,  so- 
weit sie  Vorschriften  der  Reichs-  oder  Landesgesetze  oder  der  auf 
Grund  derselben  erlassenen  Polizeivorschriften  widersprechen. 

Die  Knappschafts-Berufsgenossenschaft  unterliegt  wie  die  übrigen 
Berufsgenossenschaften  der  Beaufsichtigung  des  Reichs- Versicherungs- 
amtes. 

Das  Haftpflichtgesctz  ist  auch  für  Bergwerke  nicht  aufser  Kraft 
gesetzt,  kommt  jedoch  nur  noch  selten  zur  Anwendung;  in  Anwendung 
bleibt  es,  wenn  der  Unfall  einer  nicht  im  Betriebe  des  Bergwerkes 
stehenden  oder  einer  nicht  zu  den  Versicherten  gehörenden  Person  zu- 
gestofeen  ist.  Die  nach  Mafsgabe  des  Unfallversicherungsgesetzes  ver- 
sicherten Personen  und  deren  Hinterbliebene  können  —  abgesehen 
von  den  Ansprüchen  aus  diesem  Gesetze  —  einen  Anspruch,  nament- 
lich aus  dem  Haftpfliohtgesetze,  auf  Ersatz  des  infolge  eines  Unfalles 
erlittenen  Schadens  nur  gegen  denjenigen  Betriebsunternehmer,  Bevoll- 
mächtigten oder  Repräsentanten,  Betriebs-  oder  Arbeiteraufseher  geltend 
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machen,  gegen  welchen  durch  strafgerichtliches  Urteil  festgestellt  worden 
ist,  dafs  er  den  Unfall  vorsätzlich  herbeigeführt  habe.  Sie  können  ihn 
auch  nicht,  wenn  der  Unfall  durch  Verschulden  eines  Repräsentanten, 
Betriebsaufsehers  oder  dergleichen  verursacht  ist,  gegen  den  Bergwerks- 
besitzer verfolgen.  Doch  haften  Aktiengesellschaften,  Gewerkschaften 
und  Genossenschaften,  wenn  ihre  Vorstandsmitglieder  oder  Repräsen- 
tanten strafgerichtlich  wegen  fahrlässiger  Herbeiführung  des  Unfalls 
verurteilt  werden. 

Den  Berufsgenossen8ohaften  sowie  den  Unternehmern  ist  untersagt, 
die  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Unfallversicherungsgesetzes  zum 
Nachteile  der  Versicherten  auszuschliefsen  oder  zu  beschränken.  Arbeits- 
ordnungen oder  Vertragsbestimmungen,  die  diesem  Verbot  zuwider- 
laufen, haben  keine  rechtliche  Wirkung.  Während  das  Krankenver- 
sioherungsgesetz  nur,  soweit  es  dies  ausdrücklich  vorschreibt,  auf  die 
Knappschaftsmitglieder  Anwendung  findet,  gilt  das  Unfallversioherungs- 
gesetz  umgekehrt  auch  für  Knappschaftsvereine,  soweit  es  nicht  Aus- 
nahmen vorschreibt.  Es  wird  daher  ein  weiteres  Eingehen  auf  die 
Unfallversicherung  entbehrlich  und  zum  Schlüsse  nur  noch  die  Stellung 
der  knappschaftlichen  zur  berufsgenossenschaftlichen  Krankenpflege  und 
insbesondere  die  praktisch  wichtige  Frage  erörtert  werden,  ob  die  Vor- 
schrift in  §  76  o  des  Krankenversicherungsgesetzes,  die  auf  der  Novelle 
vom  10.  April  1892  beruht,  auch  auf  Knappschaftsvereine  Anwendung 
findet.  Wie  früher  bemerkt  ist,  liegt  die  Krankenpflege  innerhalb  der 
ersten  dreizehn  Wochen  den  Kranken-(Knappschafts-)Kassen  ob,  und 
erst  von  da  ab  beginnt  auch  bei  Unfallverletzten  die  Verpflichtung  der 
Berufsgenossenschaft.  Die  Berufsgenossenschaft  ist  befugt,  der  Kranken- 
kasse, der  der  Verletzte  angehört,  gegen  Erstattung  der  ihr  dadurch 
erwachsenden  Kosten  die  Fürsorge  für  den  Verletzten  über  den  Beginn 
der  vierzehnten  Woche  hinaus  bis  zur  Beendigung  des  Heilverfahrens 
zu  übertragen.  Der  vorerwähnte  §  76  c  der  Novelle  vom  10.  April  1892 
gibt  der  Berufsgenossenschaft  die  Befugnis  in  Erkrankungsfällen,  die 
durch  Unfall  herbeigeführt  werden,  das  Heilverfahren  schon  vom  Tage 
des  Unfalls  an  auf  ihre  Kosten  zu  übernehmen.  Der  Gesetzgeber  lä&t 
sich  dabei  von  der  Erwägung  leiten,  dafs  viele  Krankenkassen,  nament- 
lich die  kleineren,  nicht  immer  die  bei  Unfällen  zum  Teil  erforder- 
lichen kostspieligen  Mittel  aufwenden  können ;  andererseits  habe  sowohl 
der  Verletzte,  wie  auch  die  Berufsgenossenschaft  ein  erhebliches  Interesse 
an  schneller  und  intensiver  Durchführung  des  Heilverfahrens,  weil  davon 
das  Mals  und  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  und  demgemäfs  die 
Unterstützungspflicht  der  Berufsgenossenschaft  abhängt.  Diese  Motive 
möchten  auf  die  Knappschaftsvereine,  von  den  kleineren  abgesehen, 
nicht  zutreffen ;  denn  dieselben  sind  im  Besitze  grofeer  Kapitalien,  ver- 
fügen über  ausgezeichnete  Krankenhäuser  und  haben  in  materieller  und 


§  5.    Die  reichsgesetzliche  Invaliditäts-  u.  Altersversorgung  der  Bergleute.    149 

ideeller  Hinsicht  dasselbe  Interesse  an  der  schnellen  und  intensiven 
Durchführung  des  Heilverfahrens. 

§  76  c  befindet  sich  nicht  unter  den  Vorschriften  des  Krankenver- 
sicherungsgesetzes, welche  als  auf  Knappschaftsvereine  anwendbar  erklärt 
worden  sind.  Aus  diesen  Gründen  mochte  anzunehmen  sein,  dafs  die 
Knappschafts -Berufsgenossenschaft  nicht  das  Recht  hat,  die  Knapp- 
schaftsvereine zu  zwingen,  die  Unfallverletzten  schon  vom  Tage  des 
Unfalles  und  vor  Ablauf  der  dreizehnten  Woche  aus  der  Behandlung  der 
Knappschaftsärzte  und  der  knappscbaftlichen  Krankenhäuser  in  die- 
jenige der  Berufsgenossenschaft  zu  übergeben. 

§  5.  Die  reichsgesetzltche  Invaliditäts-  und  Altersversorgung 

der  Bergleute. 

Wie  das  Reichs -Unfall  Versicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  findet 
auch  das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
vom  22.  Juni  1889,  abgesehen  von  wenigen,  jedoch  wesentlichen  Modi- 
fikationen, auf  die  Knappschaftsmitglieder  Anwendung.  §  1  dieses  Ge- 
setzes versichert  vom  vollendeten  sechszehnten  Lebensjahre  ab  alle 
Personen  (also  auch  die  Bergarbeiter),  welche  als  Arbeiter,  Gehilfen, 
Gesellen  u.  s.  w.  gegen  Lohn  oder  Gehalt  beschäftigt  werden,  ferner 
Betriebsbeamte,  deren  regelmäfslger  Jahresarbeitsverdienst  an  Lohn  oder 
Gehalt  zweitausend  Mark  nicht  übersteigt.  Gegenstand  der  Versicherung 
ist  der  Anspruch  auf  Gewährung  einer  Invaliden-  bezw.  Alters- 
rente,  Invalidenrente  erhält  ohne  Rücksicht  auf  das  Lebensalter  der- 
jenige Versicherte,  welcher  dauernd  erwerbsunfähig  ist.  Eine  durch 
einen  Unfall  herbeigeführte  Erwerbsunfähigkeit  begründet  im  allgemeinen 
den  Anspruch  auf  Invalidenrente  nur  insoweit,  als  nicht  nach  den  Be- 
stimmungen der  Reichsgesetze  über  Unfallversicherung  eine  Rente  zu 
leisten  ist.  Erwerbsunfähigkeit  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  ist  dann 
anzunehmen,  wenn  der  Versicherte  infolge  seines  körperlichen  oder 
geistigen  Zustandes  nicht  mehr  im  stände  ist,  durch  eine  seinen  Kräften 
und  Fähigkeiten  entsprechende  Lohnarbeit  mindestens  einen  Betrag  zu 
verdienen,  welcher  gleichkommt  der  Summe  eines  Sechstels  des  Durch- 
schnitts der  Lohnsätze,  nach  welchen  für  ihn  während  der  letzten  fünf 
Beitragsjahre  Beiträge  entrichtet  worden  sind,  und  eines  Sechstels  des 
dreihundertfachen  Betrages  des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher 
Tagearbeiter  des  letzten  Beschäftigungsortes,  an  welchem  er  nicht  ledig- 
lich vorübergehend  beschäftigt  gewesen  ist.  Altersrente  erhält,  ohne 
dafs  es  des  Nachweises  der  Erwerbsunfähigkeit  bedarf,  derjenige  Ver- 
sicherte, welcher  das  siebenzigste  Lebensjahr  vollendet  hat. 

Wie  nun  früher  in  §  2  dargelegt  ist,  gehört  die  Versicherung  gegen 
die  Folgen  der  Invalidität  auch  zu  den  Aufgaben  der  Knappschafts- 
vereine.  Indes  ist  zu  beachten,  dafs  die  Knappschaftsvereine  regelmäfsig 
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in  der  Lage  sein,  jeder  Zeit  Abänderungen  oder  Berichtigungen  an  der  Er- 
findung, solange  der  Patentschutz  für  dieselbe  besteht,  vorzunehmen  und 
geschützt  zu  erhalten,  ohne  dafs  ihm  hierdurch  besondere  Kosten  er- 
wachsen. Diese  Abänderungen  oder  Berichtigungen  oder  weiteren  Aus- 
bildungen können  verschieden  sein;  es  kann  sich  um  den  Ersatz  anderer, 
einfacherer  oder  weniger  kostspieliger  Mittel  oder  um  die  Verstärkung 
derselben  oder  um  dieselbe  oder  auch  eine  bessere  Wirkung  handeln.  Nur 
mufs  letztere  immer  mit  der  von  der  Haupterfindung  erstrebten  und  er- 
zielten Wirkung  zusammenhängen;  Haupt-  und  Zusatzpatent  müssen  ein 
technologisch  zusammengehöriges  Ganze  bilden. 

Liegt  dagegen  eine  Identität  der  Person  des  Anmelders  des  Zusatz- 
patentes mit  der  des  Inhabers  des  Hauptpatentes  nicht  vor,  oder  ist  letzteres 
bereits  erloschen,  dann  kann  von  der  Erteilung  eines  Zusatzpatentes  keine 
Kede  sein.  Stellt  dann  die  später  angemeldete  Erfindung  die  Ausge- 
staltung einer  bereits  patentierten  und  noch  unter  Patentschutz  stehenden 
Erfindung  vor,  sodafs  sie  ohne  diese  weder  gedacht  noch  ausgeführt 
werden  kann,  dann  liegt  ein  sogenanntes  Abhängigkeitspatent  vor.  Das- 
selbe lehnt  sich  also  an  ein  anderes,  bereits  erteiltes  Patent  an,  sodafs  es 
auch  nicht  als  selbständiges,  sondern  nur  unter  Einschränkung  oder  mit 
Hinweis  auf  das  Stammpatent  erteilt  werden  kann.  Diese  Einschränkung 
ist  im  Anspruch  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Das  frühere  Patentgesetz  enthält  nur  die  Bestimmung,  dafs  auf  die 
Erteilung  eines  Patentes  derjenige  Anspruch  habe,  der  die  Erfindung  zu- 
erst nach  Mafsgabe  des  Gesetzes  angemeldet  habe.  Danach  sollte  nach 
früher  wiederholt  ausgesprochener  Ansicht  des  Reichsgerichts l)  sowohl  im 
Patenterteilungs-  als  auch  im  Nichtigkeitsverfahren  das  Patentamt  nur 
zu  prüfen  haben,  ob  eine  nach  §§  1  u.  2  des  Gesetzes  patentfähige 
Erfindung  vorliege  (bezw.  auf  etwaigen  desfallsigen  Einspruch,  ob  die- 
selbe entlehnt  sei),  nicht  aber  ob  die  angemeldete  Erfindung  bereits  ander- 
weitig zum  Patent  angemeldet  und  patentiert  sei,  —  ohne  dafs  etwa  die 
Patentschrift  zu  dem  früher  erteilten  Patent  bereits  herausgegeben  sei,  da 
sonst  eine  patenthindernde  Veröffentlichung  einer  die  Erfindung  beschrei- 
benden Druckschrift  vorliegen  würde.  —  Hierdurch  war  die  Möglichkeit 
gegeben,  dafs  ein  zweites  Patent  auf  dieselbe  Erfindung  erteilt  wurde,  und 
es  sollte  alsdann  Sache  der  ordentlichen  Gerichte  sein,  die  aus  dem  Bestehen 
mehrerer  dieselbe  Erfindung  betreffenden  Patente  sich  ergebenden  Verhält- 
nisse oder  vielmehr  Mifsverhältnisse  zu  lösen.  Diese  Ansicht  hat  aber  das 
Patentamt  in  langjähriger  Praxis  und  praktischer  Würdigung  der  thatsäch- 
lichen  Umstände  nicht  befolgt,  vielmehr  im  Falle  gänzlicher  Übereinstim- 
mung einer  später  angemeldeten  Erfindung  mit  einer  früher  angemeldeten 
und  patentierten  ersterer  den  Schutz  gänzlich  versagt  und  im  Falle  teilweiser 

1)  R.  G.  v.  9.  Juni  u.  24.  Nov.  16S4  (P.  Bl.  18S5,  S.  19)  u.  16.  April  1883  (P.  Bl. 
1883,  S.217). 
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Übereinstimmung  das  später  angemeldete  und  erteilte  Patent  in  ein  ent- 
sprechendes Abhängigkeitsverhältnis  zum  älteren  gestellt.  Nach  nicht  ein- 
wandfreier Ansicht  des  Reichsgerichts ])  ist  aber  die  Stellung  eines  Patentes 
in  Abhängigkeit  zu  einem  anderen  seitens  des  Patentamtes  aus  dem  Gesetz 
nicht  zu  rechtfertigen,  die  Statuierung  eines  solchen  Verhältnisses  müsse 
vielmehr  den  ordentlichen  Gerichten  vorbehalten  bleiben.  In  Berück- 
sichtigung dieser  Entscheidung  erteilt  das  Patentamt  nunmehr  ein  Patent, 
falls  die  zu  schützende  Erfindung  bereits  in  einem  anderen  Patent  zum 
Teil  enthalten  und  ohne  dieses  nicht  zur  Ausführung  zu  bringen  ist,  in 
Einschränkung  dem  älteren  gegenüber  oder  im  Hinweis  auf  letzteres.  Im 
Endresultat  ist  das  alte  Verfahren  beibehalten,  nur  im  Ausdruck  ist  eine 
Änderung  getroffen.  Besteht  dagegen  das  sogenannte  Stammpatent  nicht 
mehr,  dann  ist  die  durch  dasselbe  geschützt  gewesene  Erfindung  ins  Freie 
gefallen,  Gemeingut  geworden,  dann  kann  natürlich  Niemand  mehr  ein 
Sonderrecht  auf  dasselbe  in  xYnspruch  nehmen,  und  nur  zur  Klarlegung 
der  technischen  und  rechtlichen  Verhältnisse  wird  dann  auf  jene  nicht 
mehr  unter  Schutz  stehende  Erfindung  im  Anspruch  oder  mindestens  in 
der  Beschreibung  Bezug  genommen,  in  der  Absicht,  der  etwaigen  An- 
nahme von  vornherein  entgegen  zu  treten,  als  sei  jene  preisgegebene 
Erfindung  noch  unter  Schutz  gestellt. 

Was  die  Neuheit  einer  Erfindung  betrifft,  so  läfst  sich  schwer 
oder  überhaupt  nicht  feststellen,  sondern  nur  annehmen  oder  vermuten, 
was  neu  ist  Dem  Anmelder  einer  Erfindung  die  Beweislast  für  die 
Neuheit  derselben  aufzubürden,  wäre  eine  unerfüllbare  Forderung;  es 
wäre  dies  mehr  als  eine  „probatio  diabolicau.  Jede  angemeldete  Erfin- 
dung hat  daher  zunächst  an  und  für  sich  die  Vermutung  der  Neuheit 
für  sich,  und  zwar  so  lange,  bis  ihr  von  der  mit  der  Schutzerteilung 
betrauten  Behörde  auf  oder  ohne  Veranlassung  eines  Gegners  des  nach- 
gesuchten Schutzes  das  Gegenteil  nachgewiesen  ist.  Was  unter  dem  Gegen- 
teil zu  verstehen  ist,  sagt  das  Gesetz  ausdrücklich ;  es  ist  das  Bekanntsein 
der  Erfindung  in  der  Allgemeinheit,  jedoch  mit  folgenden  Mafsnahmen: 

Die  Neuheit  der  Erfindung  liegt  nicht  vor,  wenn  sie  zur  Zeit 
der  Anmeldung  beim  Patentamte  in  öffentlichen  Druckschriften  in  den 
letzten  hundert  Jahren  beschrieben  oder  im  Inlande  offenkundig  benützt 
ist,  und  zwar  in  beiden  Alternativen  in  der  Weise,  dafs  auf  Grund  der 
Veröffentlichung  oder  der  Benutzung  die  anderweitige  Benützung  durch 
Sachverständige  möglich  erscheint.  Mit  diesen  beiden  Voraussetzungen 
ist  der  Begriff  der  Neuheit  der  Erfindung  erschöpft.  Irgendwelcher 
andere  Modus  der  Mitteilung  einer  Erfindung  an  die  Allgemeinheit  raubt 
ihr  nicht  das  sonst  vorhandene  Moment  der  Neuheit  Würde  also  in  einer 
öffentlichen  Versammlung  eine  Erfindung  besprochen  und  erörtert  werden, 


1)  T.Juli  1694  (P.B1.  1S94,  S.4S1). 
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Beitragszeiten  in  Anrechnung  gebracht  Bei  Krankheiten,  die  ununter- 
brochen länger  als  ein  Jahr  währen,  kommt  die  über  diesen  Zeitraum 
hinausreichende  Dauer  der  Krankheit  als  Beitragszeit  nicht  in  An- 
rechnung. 

Während  der  sogenannten  Übergangszeit  bestehen  fttr  die  Warte- 
zeit andere  Vorschriften.  Für  Versicherte,  die  während  der  ersten  fünf 
Kalenderjahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  (1.  Januar  1891) 
erwerbsunfähig  werden,  und  für  die  während  der  Dauer  eines  Beitrags- 
jahres auf  Grund  der  Versicherungspflicht  die  gesetzlichen  Beiträge 
entrichtet  worden  sind,  vermindert  sich  die  Wartezeit  fttr  die  Invaliden- 
rente um  diejenige  Zahl  von  Wochen,  während  deren  sie  nachweislich 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes,  jedoch  innerhalb  der  letzten  fünf 
Jahre  vor  Eintritt  der  Erwerbsunfähigkeit,  in  einem  Arbeits-  oder  Dienst- 
verhältnisse gestanden  haben,  welches  gesetzlich  die  Versicherungspflicht 
begründet  hat  oder  begründet  haben  würde.  Der  Bergmann,  der  die 
reiohsgesetzliche  Invalidenrente  haben  will,  mufs  also  nachweisen,  dafs 
er  nicht  vor  Ablauf  von  siebenundvierzig  Beitragswochen  vom  1.  Januar 
1891  ab  gerechnet  Invalide  geworden  ist,  und  dafs  er  während  der  vom 
Tage  der  Invalidität  vorhergegangenen  fünf  Kalenderjahre  zweihundert- 
fttnfunddreÜsig  Wochen  hindurch  eine  nach  dem  Gesetze  versicherungs- 
pflichtige Beschäftigung  ausgeübt  hat,  wobei  militärische  Dienstleistungen 
sowie  bescheinigte  und  unverschuldete  Krankheiten,  letztere  auf  die 
Dauer  eines  Jahres,  mit  angerechnet  werden.  Einzurechnen  sind  ferner 
Unterbrechungen  der  Beschäftigung  bei  einem  festen  Arbeitsverhältnis, 
wenn  diese  nicht  über  4  Monate  in  einem  Kalenderjahre  betragen  haben. 

Für  Versicherte,  die  am  1.  Januar  1891  das  vierzigste  Lebensjahr 
vollendet  haben  und  den  Nachweis  liefern,  dafs  sie  während  der  drei 
Kalenderjahre  1888,  1889  und  1890  insgesamt  mindestens  einhundert 
einundvierzig  Wochen  hindurch  thatsächlich  in  einem  nach  dem  Ge- 
setze die  Versicherungspflicht  begründenden  Arbeits-  oder  Dienstver- 
hältnis gestanden  haben,  vermindert  sich  die  Wartezeit  für  die  Alters- 
rente um  so  viele  Beitragsjahre  als  ihre  Lebensjahre  am  1.  Januar  1891 
die  Zahl  vierzig  überschreiten.  Militärische  Dienstleistungen,  Krank- 
heiten und  Unterbrechungen  sind  ebenso  wie  bei  der  Invalidenrente 
zu  berücksichtigen. 

Die  knappschaftliche  Invalidenrente  bemifst  sich  nach  dem  Dienst- 
alter und  dem  Normallohn,  den  der  Genosse  zuletzt  bezog.  Nur 
wenn  er  weniger  als  ein  Jahr  in  der  jetzigen  Lohnklasse  war,  pflegt 
die  frühere  Lohnklasse  als  Mafsstab  genommen  zu  werden.  Dies  ge- 
schieht, um  zu  verhindern,  dafs  die  der  Invalidität  nahen  Personen 
sich  nicht  künstlich  in  eine  zu  hohe  Lohnklasse  versetzen  lassen.  So 
einfach  die  Bemessung  der  knappschaftlichen  Invalidenrente,  so  schwierig 
ist   diejenige  der  reichsgesetzlichen  Invaliden-  und  Altersrente.     Bei 
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Berechnung  des  von  der  Versicherungsanstalt  aufzubringenden  Teiles 
der  Invalidenrente  wird  ein  Betrag  von  sechszig  Mark  zu  Grunde  ge- 
legt. Derselbe  steigt  mit  jeder  vollendeten  Beitragswoche  in  der  Lohn- 
klasse I  (bis  350  Mark  Jahresarbeitsverdienst)  um  4,  Lohnklasse  II  (von 
350  bis  550  Mark)  um  6,  Lohnklasse  III  (550  bis  850  Mark)  um  7, 
Lohnklasse  IV  (über  850  Mark)  um  13  Pfg.  Der  von  der  Versicherungs- 
anstalt aufzubringende  Teil  der  Altersrente  beträgt  für  jedes  vollendete 
Beitragswoche  in  Lohnklasse  I  4  Pfg.,  II  6  Pfg.,  III  8  Pfg.,  IV  10  Pfg. 
Dabei  werden  1410  Beitragswochen  in  Anrechnung  gebracht.  Sind  für 
einen  Versicherten  für  mehr  als  1410  Beitragswochen  in  verschiedenen 
Lohnklassen  entrichtet,  so  werden  für  die  Berechnung  diejenigen  1410 
Beitragswochen  in  Ansatz  gebracht,  in  denen  die  höchsten  Beiträge 
entrichtet  worden  sind.  DerZuschufs  desReiches  beträgt  für  jede 
Rente  jährlich  fünfzig  Mark.  Zur  knappsohaftlichen  Invalidenrente  wird 
ein  Zuschufs  vom  Reiche  nicht  gewährt.  Die  Höhe  der  reichsgesetz- 
lichen Invalidenrente  beträgt  nach  Ablauf  einer  Wartezeit  von  fünf 
Beitragsjahren ,  sofern  Beiträge  nur  aus  einer  einzigen  Lohnklasse  in 
Betracht  kommen  mit  Einschlufs  des  Reichszuschusses  jährlich  in 

Lohnklasse    I     .     .     .     .     114,70  Mark 
II     ...     .     124,10      „ 

„      in    ...    .    131,15    „ 

„  IV     ...     .     140,55      „ 

Die  knappschaftliche  Invalidenunterstützung  beträgt  dagegen  vom 
ersten  Tage  bis  zum  zehnten  Jahre  bei  einem  Normallohne  von  900  Mark 
nach  dem  Halleschen  Normalstatut  jährlich  225  Mark.  Die  Höhe  der 
reichsgesetzlichen  Invalidenrente  beträgt  nach  Ablauf  einer  Wartezeit 
von  dreifsig  Jahren,  sofern  Beiträge  nur  aus  einer  einzigen  Lohnklasse 
in  Betracht  kommen,  in 

Lohnklasse  I  ....  138,20  Mark 

„  II  ...     .  188,60      „ 

„  HI  .     .     .     .  236,90      „ 

„  IV  ...     .  293,20      „ 

Die  knappschaftliche  Invalidenrente  beträgt  bei  einem  Dienstalter 
von  dreifsig  Jahren  nach  dem  Halleschen  Normalstatut  bei  einem 
Normallohn  von  900  Mark  (also  unter  dem  Lohnsatze  der  Klasse  IV 
über  850  Mark)  405  Mark,  nach  dem  Statute  des  Halberstädter  Knapp- 
schaftsvereins 450  Mark.  Die  reichsgesetzliche  Invalidenrente  beträgt 
nach  Ablauf  von  fünfzig  Beitragsjahren,  sofern  Beiträge  nur  aus  einer 
einzigen  Lohnklasse  in  Betracht  kommen  (mit  Einschlufs  des  Reichszu- 
schusses) jährlich  in 

Lohnklasse   I      .     .     .     .     157,00  Mark 
„  H      .     .     .     .     251,00      „ 

„         HI      ...     .     321,50      „ 
„         IV      ...     .     415,50      „ 
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Legt  man  dem  der  Lohnklasse  entsprechenden  Lohnsatz  von  300,  500, 
zu  Grande,  720  und  960  Mark,  so  beträgt  nach  fünfzig  Dienstjahren 
die  knappschaftlicbe  Invalidenrente  nach  dem  Halleschen  Normalstatat 
in  der  Lohnklasse  1 195,  in  der  Lohnklasse  II  325,  in  der  Lohnklasse  III 
528  und  in  der  Lohnklasse  IV  624  Mark,  nach  dem  Halberstädter  Knapp- 
Schaftsstatut  225,  375,  540  und  720  Mark. 

Dabei  ist  namentlich  für  die  jetzige  Zeit  zu  beachten,  dals  für  die 
reiohsgesetzliche  Invalidenrente  die  Berechnung  erst  mit  dem  1.  Januar 
1891,  für  die  knappschaftliche  dagegen  mit  dem  Dienstalter  beginnt, 
dafs  ferner  die  Löhne  der  Bergleute  relativ  hoch  sind,  und  dals  oft  der 
Berechnung  der  knappschaftlichen  Invalidenrente  Lohnsätze  in  einer 
Höhe  zu  Grunde  gelegt  werden,  welche  über  den  im  Reichsgesetze 
höchstbemessenen  von  900  Mark  weit  hinausgehen. 

Die  Altersrente  beträgt  sowohl  während  der  Übergangszeit  wie 
später,  unter  der  Voraussetzung,  dals  Beiträge  nur  aus  einer  einzigen 
Lohnklasse  in  Betracht  kommen  (einschliefslich  des  Beichszuschusses) 
jährlich  in 


Lohnklasse  I      .     . 

.     .     106,40  Mark 

II      .     . 

.     .     134,60      „ 

„        HI      .     . 

.     .     162,60      „ 

„         IV     .     . 

.     .     191,00      „ 

Der  Allgemeine  Knappschaftsverein  zu  Bochum  (mit  mehr 
als  140000  Mitgliedern)  gewährt  Invalidengeld:  1.  sämtlichen  Mitglie- 
dern, welche  bei  der  Bergarbeit  verunglückt  und  hierdurch  arbeits- 
unfähig geworden  sind,  2.  den  Beamten  und  ständigen  Arbeitermit- 
gliedern, welche  nach  dem  Urteile  des  Knappschaftsvorstandes  zur  Arbeit 
unfähig  geworden  sind,  falls  sie  mindestens  5  Jahre  ihrer  Klasse  oder 
Abteilung  als  actives  Mitglied  angehört  haben  und  die  Invalidität  nicht 
durch  eigenes  grobes  Verschulden  oder  während  des  Militärdienstes 
entstanden  ist;  3.  den  unständigen  Arbeitermitgliedern,  welche  bei  Auf- 
nahme der  Bergarbeit  nicht  über  30  Jahre  alt  waren,  aus  Gründen, 
welche  sie  nicht  selbst  verschuldet,  länger  als  15  Jahre  ununterbrochen 
unständige  Mitglieder  geblieben  sind,  ohne  in  die  Klasse  der  ständigen 
aufzurücken,  und  nach  dem  Urteile  des  Knappschaftsvorstandes  infolge 
einer  während  der  Arbeitszeit  entstandenen  Krankheit  arbeitsunfähig 
geworden  sind,  falls  die  Invalidität  nicht  durch  eigenes  grobes  Ver- 
schulden herbeigeführt  ist. 

Das  Invalidengeld  beträgt  (beim  Allgemeinen  Knappschaftsverein): 


bei  einem 
Dienstalter 

Beamte  der 
I.  Abt.         II.  Abt 

ständige      unständige 
Arbeiter 

Mk.               Mk. 

Mk. 

Mk. 

bis  zu  5  Jahren  incl. 

270              ISO 

150 

10S 

über  5—10  Jahre  „ 

297              193 

165 

10S 

„    10—15     „     „ 

324              216 

ISO 

10S 

i 
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bei  einem 

L 

Beamte  der 

st&ndige 

unständige 

Dienstalter 

I.  Abt.         IL  Abt. 

Arbeiter 

Mk.              Mk. 

Mk. 

Mk. 

über  15—20  Jahre  incl. 

378              252 

210 

126 

„     20—25 

11 

11 

432              2SS 

240 

144 

„     25-30 

11 

11 

486              324 

270 

162 

„     30—35 

11 

11 

594              396 

330 

198 

„     35—40 

11 

11 

702             46S 

390 

234 

„     40—45 

11 

11 

810              540 

450 

270 

45 

11 

11 

972              648 

540 

324 

Witwengeld  erhalten  im  Allgemeinen  Knappschaftsverein  die 
Witwen  der  pensionierten  oder  pensionsf&higen  Mitglieder.  Dasselbe 
beträgt  jedesmal  */z  des  Invalidengeldes,  welches  ihre  Männer  bezogen 
haben  oder  bezogen  haben  würden.  Das  Witwengeld  wird  vom  All- 
gemeinen Knappschaftsverein  nicht  gezahlt: 

1.  wenn  ein  Invalide  während  seines  Invalidenstandes  eine  Ehe 
eingeht;  heiratet  ein  Invalide  eine  pensionsberechtigte  Witwe,  so  tritt 
letztere  in  ihre  alten  Rechte  wieder  ein,  wenn  sie  wiederum  Witwe  wird ; 

2.  wenn  der  Ehemann  während  seines  Militärdienstes  zu  Tode 
kommt,  wobei  jedoch  von  dem  Knappschaftsvorstande  eine  besondere 
Unterstützung  gewährt  werden  kann; 

3.  während  der  Haftzeit  im  Falle  der  kriminalrechtlichen  Bestrafung. 
In  diesem  Falle  wird  das  Witwengeld  zur  Unterstützung  der  Kinder 
verwendet; 

4.  wenn  eine  Witwe  eines  unmoralischen  Lebenswandels  überführt 
wird,  wobei  der  Vorstand  die  Dauer  der  Entziehung  bestimmt.  Das 
Witwengeld  wird  nur  zur  Hälfte  gewährt:  1.  wenn  der  Mann  bei  Ein- 
gehung der  Ehe  45  bis  50  Jahre  alt  war  und  die  Frau  20  Jahre  jünger 
ist,  oder  2.  der  Mann  über  50  Jahre  alt  war  und  die  Frau  15  Jahre 
jünger  ist.  Bei  Wiederverheiratung  innerhalb  dreier  Jahre  nach  dem 
Tode  ihres  Mannes  erhält  die  Witwe  den  dreifachen  Jahresbeitrag  ihres 
Witwengeldes  als  Abfindung.  Von  dem  Allgemeinen  Knappschaftsverein 
wird  Kindergeld  für  die  Kinder  des  pensionsberechtigten  Invaliden 
aller  Klassen  gezahlt;  ebenso  auch  für  die  Kinder  der  gestorbenen 
Mitglieder  aller  Klassen,  welche  zum  Invalidengelde  berechtigt  waren, 
und  zwar  demjenigen,  welchem  die  Erziehung  gesetzlich  zusteht,  als 
Beihülfe  zu  der  letzteren.  Ausgeschlossen  sind  die  Kinder,  welche  in 
einer  während  des  Invalidenstandes  eingegangenen  Ehe  geboren  werden. 
Die  Wiederverheiratung  einer  Witwe  hat  auf  den  Fortgenufs  der  Kin- 
dergelder keinen  Einflufe.  Das  Kindergeld  beträgt  monatlich  für  jedes 
Kind  der  Beamten  der  I.  Abteilung  5,75  Mark,  der  Beamten  der  II.  Ab- 
teilung 3,80,  der  ständigen  Arbeiter  3,20  und  der  unständigen  Arbeiter- 
mitglieder 1,90  Mark. 

Zur  Versicherungsanstalt  wie  zum  Knappschaftsverein  sind  Bei- 
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träge  zu  leisten.  Die  knappschaftlichen  Beiträge  werden  in  einem 
einzigen  Betrage,  welcher  die  gesamte  knappschaftliche  Versicherung 
umfafst,  und  zwar  meist  in  einem  Monatsbeitrage  entrichtet.  Es 
wird  angenommen,  dafs  der  Knappschaftsgenosse  seine  Beiträge  bezahlt 
hat;  bei  Berechnung  der  knappschaftlichen  Invalidenrente  wird  es 
daher  lediglich  auf  den  Normallohn  und  das  Dienstalter  ankommen, 
welches  nach  vollen  Jahren  zu  bemessen  ist.  Bei  der  reichsgesetz- 
lichen Invalidenrente  werden  alle  Beitragszahlungen  im  Einzelnen 
Woche  flir  Woche  nachgewiesen  und  je  nach  ihrer  Höhe,  die  oft  von 
Woche  zu  Woche  verschieden  ist,  sowie  in  Berücksichtigung  der  ftir 
die  militärischen  Dienstleistungen  und  Krankheitszeiten  zu  berechnenden 
Klasse  II  durch  genaue  und  umständliche  Rechnung  in  ihrer  Wirkung 
auf  die  Rente  höher  oder  niedriger  zu  veranschlagen  sein.  Die  reichs- 
gesetzlichen Beiträge  belaufen  sich  vorerst  in  Lohnklasse  I  auf  14,  in 
Lohnklasse  II  auf  20,  in  Lohnklasse  III  auf  24,  in  Lohnklasse  IV  auf 
30  Pfennige.  Diese  Beiträge  werden  in  der  Regel  durch  Marken  - 
klebung  verwendet.    Die  Marken  werden  aufgerechnet. 

Über  das  Verhältnis  der  reichsgesetzlichen  zur  knappschaftlichen 
Invalidenversicherung  enthält  das  Reichsgesetz  zwei  verschiedene  Vor- 
schriften; die  eine,  die  den  Fortbestand  der  knappschaftlichen  Invaliden- 
versicherung in  Form  einer  Kasseneinrichtung,  die  andere,  die 
diesen  Fortbestand  in  der  Form  einer  sogennanten  „Zuschufskasse" 
berücksichtigt.  Bei  der  ersten  findet  eine  Versicherung  des  Berg- 
mannes bei  einer  allgemeinen  Versicherungsanstalt  überhaupt  nicht  statt, 
bei  der  letzten  wird  der  Bergmann  wie  jeder  andere  Arbeiter  bei  der 
Versicherungsanstalt  versichert,  erhält  jedoch  aus  dem  Knappschafts- 
verein zu  der  Reichsrente  einen  Zuschufs.  Für  die  Kasseneinrich- 
tungen wie  für  die  Zuschuiskassen  gilt  die  Vorschrift  im  §  36  des 
Reichsgesetzes  vom  22.  Juni  18S9,  wonach  Knappschaftskassen,  die 
ihren  Mitgliedern  ftr  den  Fall  des  Alters  oder  der  Erwerbsunfähigkeit 
Renten  oder  Kapitalien  gewähren,  berechtigt  sind,  diese  Unterstützun- 
gen für  solche  Personen,  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  einen  Anspruch 
auf  Invaliden-  oder  Altersrente  haben,  um  den  Wert  der  letzteren  oder 
zu  einem  geringeren  Betrage  zu  ermäfsigen,  sofern  gleichzeitig  die 
Beiträge  der  Betriebsunternehmer  und  Kassenmitglieder  oder  im  Falle 
der  Zustimmung  der  Betriebsunternehmer  wenigstens  diejenigen  der 
Kassenmitglieder  in  entsprechendem  Verhältnis  herabgemindert  werden. 
Auf  statutenmäßige  Kassenleistungen,  die  vor  dem  betreffenden  Be- 
schlüsse der  zuständigen  Organe  oder  vor  dem  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  (1.  Januar  1891)  aus  der  Kasse  bewilligt  worden  sind,  erstreckt 
sich  die  Ermäfsigung  nicht.  Der  Ermäfeigung  der  Beiträge  bedarf  es 
nicht,  sofern  die  durch  die  Herabminderung  der  Unterstützungen  er- 
sparten Beträge  zu  anderen  Wohlfahrtseinrichtungen  ftir  Betriebsbeamte, 
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Arbeiter  oder  deren  Hinterbliebene  verwendet  werden  sollen  und  diese 
anderweite  Verwendung  durch  das  Statut  geregelt  und  von  der  Auf- 
sichtsbehörde genehmigt  wird,  oder  soweit  die  Beiträge  in  der  bisheri- 
gen Höhe  erforderlich  sind,  um  die  der  Kasse  verbleibenden  Leistungen 
zu  decken. 

Von  dieser  Vorschrift  haben  die  Knappschaftskassen  Gebrauch  ge- 
macht, gleichviel,  ob  ihre  Mitglieder  bei  ihnen  selbst  gegen  Invalidität 
und  Alter  unter  Ausschlufs  der  Versicherungsanstalt  oder  bei  einer 
solchen  Anstalt  versichert  sind.  Während  ein  Teil  der  Knappschafts- 
vereine die  reichsgesetzliche  Invaliden-  und  Altersrente  ganz  auf  die 
knappschaftliche  Invalidenunterstützung  in  Anrechnung  bringt,  begnügen 
sich  andere  damit,  nur  die  Hälfte  in  Anrechnung  zu  bringen.  Ersteres 
ist  u.  A.  der  Fall  beim  Knappsohaftsvereine  in  Saarbrücken,  dem  Allge- 
meinen Knappschaftsvereine  in  Bochum,  dem  Clausthaler  Hauptknapp- 
sohaftsvereine,  letzteres  namentlich  bei  denjenigen  Vereinen,  die  im 
Oberbergamtsbezirke  Halle  gelegen  sind,  z.  B.  dem  Mansfelder,  Halber- 
städter, Neupreufsischen,  Saalkreiser  und  Brandenburger.  Bei  den 
ersteren  Vereinen  hat  das  Knappschaftsmitglied  keinen  unmittelbaren 
Vorteil  von  der  Reiohsrente;  es  hat  in  den  meisten  Fällen  seine  viel 
höhere  knappschaftliche  Invalidenrente  bei  Eintritt  seiner  Berufsinvali- 
dität erhalten;  es  wartet  ab,  bis  es  vom  Knappschaftsarzt,  dem  es  sich 
zu  dem  Zwecke  stellen  mufs,  auch  als  Invalide  im  Sinne  des  Reichs- 
gesetzes erklärt  wird  und  betreibt  dann  im  Interesse  des  Knappschafts- 
vereines, dafs  ihm  auch  die  Reichsrente  zugesprochen  wird.  Bei  den 
Vereinen  der  letzten  Art  hat  es  ein  eignes  Interesse  an  der  Reichsrente, 
so  gut  wie  die  Knappschaftsvereine.  Beide  wachen  darüber,  dafs  es  die 
Reichsrente,  sobald  als  möglich,  erhält. 

In  nicht  seltenen  Fällen,  ja  sogar  regelmäfsig  sind  die  Bergleute 
im  Deutschen  Reiche  von  der  Versicherung  bei  der  für  sie  sonst  zu- 
ständigen Versicherungsanstalt  eximirt,  da  sie  bei  einer  „Kassen- 
einriohtung"  versichert  sind;  sei  es,  dafs  ihr  Knappschaftsverein 
als  eine  solche  Kasseneinrichtung  zugelassen  ist,  oder  dafs  mehrere 
Knappschaftsvereine  eine  gemeinschaftliche  Kasseneinrichtung  gegrün- 
det haben.  Nach  dem  Reichsgesetze  vom  22.  Juni  1889  hat  der  Bundes- 
rat über  die  Zulassung  einer  Kasseneinrichtung  zu  befinden.  Seine 
Entscheidung  hängt  nicht  nur  davon  ab,  ob  die  Kasseneinrichtung 
mindestens  soviel,  wie  das  Reichsgesetz  vorschreibt,  an  Renten  gewährt, 
sondern  auch  davon,  dafs  die  genügende  Sicherheit  geboten  ist.  Die 
Höhe  der  zu  gewährenden  Sicherheit  ist  vom  Ermessen  des  Bundesrates 
abhängig.  Im  Allgemeinen  wollte  man  von  Seiten  des  Bundesrates 
ursprünglich  keine  Kasseneinriohtung  zulassen.  Man  liefs  jedoch  zu- 
nächst die  Preufsische  Eisenbahnpensionskasse  zu,  hinter  welcher  der 
Preußische  Staat  steht,  sodafs  die  erforderliche  Sicherheit  geboten  ist. 
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schaftlicher  Güter  dienen  0?  sind  gewerblich  verwertbar  und  somit  an  sich 
nach  deutschem  Patentrechte  schutzfähig,  während  Erfindungen,  die  lediglich 
wissenschaftliche  Lehrsätze  oder  künstlerische  Grundsätze  darstellen,  auf 
Patentschutz  keinen  Anspruch  erheben  können. 

Es  ergiebt  sich  von  selbst,  dafs  Erfindungen,  deren  Selbst-  und 
Endzweck  ungesetzlich  oder  unsittlich  ist,  nicht  mit  einem  staatlich 
ausgesprochenen  Rechtsschutz  umkleidet  werden  dürfen.  Um  jedoch  alle 
Bedenken  zu  beheben,  ist,  wie  auch  in  der  gesamten  Patentgesetzgebung  des 
Erdballs  die  Bestimmung  aufgestellt,  dafs  Erfindungen,  deren  Verwertung 
den  Gesetzen  oder  guten  Sitten  zuwiderlaufen  würden,  vom  Patentschutz 
ausgeschlossen  sind  (§  1  Abs.  2).  Nicht  die  mögliche,  sondern  die  aus 
ihrem  Zwecke  heraus  sich  von  selbst  ergebende,  in  ihm  liegende  Verwen- 
dung der  Erfindung  zur  Ungesetzlichkeit  oder  Unsittlichkeit  verbietet  ihren 
Schutz.  Der  Umstand  jedoch,  dafs  die  Erfindung,  abgesehen  von  ihrer 
eigentlichen  Bestimmung,  auch  für  ungesetzliche  oder  unsittliche  Zwecke 
benutzt  werden  kann,  bildet  keinen  Grund  für  Versagung  des  Patentschutzes. 
Die  ungesetzliche  oder  unsittliche  Verwertung  der  Erfindung  mufs  ihren 
inneren  Endzweck  an  sich  darstellen.  So  wird  z.  B.  eine  auf  Brunnen- 
vergiftung gerichtete  oder  eine  Erfindung,  deren  Vorrichtung  bezweckt, 
einen  lebendig  begrabenen  Menschen  bei  seinem  Erwachen  durch  Ersticken 
oder  Erschief sen  alsbald  zu  töten,  oder  ein  Maulkorb,  der  nur  scheinbar, 
aber  nicht  thatsächlich  den  Hund  am  Zubeifsen  verhindert,  als  den  gesetz- 
lichen oder  sittlichen  Bestimmungen  widerstrebend  nicht  zu  schützen  sein. 

Unter  den  Gesetzen  sind  nur  die  reichsgesetzlichen  Bestimmungen, 
nicht  auch  die  partikularrechtlichen  oder  ortspolizeilichen  Vorschriften 
zu  verstehen,  da  nicht  selten  in  einem  Staate,  Bezirke  oder  Orte  etwas 
verboten  sein  kann,  man  denke  z.  B.  an  Absperrungsmafsregeln,  was 
anderwärts  zugelassen  ist. 

Als  den  guten  Sitten  widerstrebend  sind  nicht  allein  die  Vcrstöfse 
gegen  die  im  Strafrechte  hervorgehobenen  Bestimmungen  zur  Wahrung  des 
Schamgefühls,  sondern  auch  die  gegen  die  allgemein  anerkannten  Ge- 
bote der  Wohlanständigkeit  und  des  Taktgefühls,  insbesondere  auch  auf 
religiösem  und  politischem  Gebiete  zu  verstehen. 

Vom  Patenschutz  sind  ferner,  übrigens  wie  auch  nach  den  meisten 
auf  serdeutschen  Patentgesetzen,  Nahrun  gs-,  Genufs-  und  Arznei- 
mittel ausgeschlossen  (§  1  Abs.  2).  Der  Grund  dieser  Bestimmung 
ist  ein  allgemein  sozialpolitischer.  Im  Interesse  der  allgemeinen  Wohl- 
fahrt und  Gesundheit  des  Volkes  sollen  schwer  oder  nicht  entbehrliche 
körperliche  Gebrauchsmittel  durch  die  im  Patentschutz  einmal  liegende 
Monopolisierung  und  die  durch  letztere  zumeist  h  er  vorgerufene  Verteuerung 
nicht  unzugänglich  oder  nur  mit  Mühe  erreichbar  gemacht  werden.  Auch 
soll  dem  Unfuge  der  marktschreierischen  Anpreisung,  mit  welcher  oft 

1)  Vergl.  hierzu  P.A.  29.  Mai  1V79  (P.  Bl.  1S79,  501). 
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patentierte  Erfindungen  empfohlen  werden,  gegenüber  notwendigen  oder 
dem  körperlichen  Befinden  zuträglichen  Gegenständen  vorgebeugt  werden. 

Unter  Xahrungs-  und  Genufsmitteln *)  sind  nur  solche  zu  verstehen, 
welche  in  den  menschlichen  Körper  zu  seiner  Erhaltung  oder  Anregung 
eingeführt  werden,  während  Schönheits-  und  ähnliche  Mittel  als  Genufs- 
mittel  nicht  anzusehen  sind.  Arzneimittel2)  sind  Mittel,  welche  dem 
menschlichen  Körper  zu  seiner  Heilung,  Besserung  oder  Kräftigung  direkt 
beigebracht  werden.  Medizinische  Instrumente  und  hygienische  Apparate 
sind  keine  Arzneimittel  und  deshalb  vom  Patentschutz  nicht  ausgeschlossen. 

Endlich  ist  den  auf  chemischem  Wege  hergestellten  Stoffen 
der  Patentschutz  versagt,  um  den  berechtigten  und  segensreichen 
Forschungen  auf  den  Gebieten  in  dieser  so  hoch  bedeutsamen  Wissen- 
schaft keine  Fesseln  zu  schlagen.  Liegt  dagegen  der  Herstellung  der 
genannten  Gegenstände,  d.  h.  nicht  allein  der  chemischen  Stoffe,  sondern 
auch  der  Nahrungs-,  Genufs-  und  Arzneimittel  ein  bestimmtes  Verfahren, 
d.  L  eine  aus  einzelnen  Teilen  zur  Erzielung  einer  erstrebten  Wirkung 
logisch  zusammengesetzte  Verbindung  vor,  so  ist  die  erzielte  Erfindung 
des  Verfahrens  schutzfähig,  und  das  für  ein  solches  Verfahren  erteilte 
Patent  umfafst  auch  die  durch  dasselbe  unmittelbar,  d.  h.  ohne  Anwen- 
dung anderer,  auf  serhalb  des  Verfahrens  liegender  Mittel  hergestellten 
Erzeugnisse.  (Vergl.  §  4  und  das  über  die  Rechte  aus  dem  Patent  Gesagte). 

Soviel  von  den  objektiven  materiellen  Voraussetzungen  des  Patentrechtes. 

§  3.  Die  subjektiven  Voraussetzungen  des  Patentrechtes.  Anmelder 
und  Erfinder.  In-  und  Ausländer,  Inhaber  und  Rechtsnachfolger.  Was 
die  subjektiven  Voraussetzungen  betrifft,  so  hat  nach  deutschem  Rechte 
im  Gegensatz  zu  vielen  anderen  Patentrechten  nicht  sowohl  der  Ur- 
heber der  Erfindung,  als  vielmehr  derjenige  das  Recht  auf  den  Schutz 
einer  Erfindung,  auf  das  Patent,  der  die  Erfindung  zuerst  nach  Mafsgabe 
der  Gesetze,  d.  h.  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  an- 
gemeldet hat,  unbeschadet  des  Rechtes  des  wirklichen  Erfinders  an  der  von 
ihm  gemachten ,  aber  ohne  sein  Wissen  und  Wollen  von  einem  Anderen 
zum  Patent  angemeldeten  Erfindung.  Offenbar  von  der  Annahme  aus- 
gehend, dafs  es  wenn  überhaupt,  so  doch  nur  mit  unverkennbaren 
Schwierigkeiten  möglich  ist,  die  Urheberschaft  an  einer  Erfindung  nach- 
zuweisen, —  denn  auch  der  von  manchen  Gesetzen  geforderte  Eid  des 
Patentanmelders,  dafs  er  der  „wirkliche  erste  Erfinder*  der  angemeldeten 
Erfindung  sei,  liefert  bei  der  hohen  Subjektivität  der  Behauptung,  wenn 
überhaupt,  so  doch  auch  bei  Ausschlufs  jedweden  Irrtums  einen  nur  un- 
vollkommenen Beweis  für  die  Richtigkeit  der  Behauptung  —  will  es  der 

1)  Vergl.  R.  G.B.  §  370r»  u.  R.  Ges.  v.  14.  Mai  79,  betr.  den  Verkehr  mit  Nah- 
rungsmitteln, Genufsmitteln  und  Gebrauchsgegenständen  (11,  G.Bl.  S.  145). 

2)  Vergl.  Verordn.  v.  4.  Jan.  1S75  u.  27.  Jan.  1*>90,  betr.  den  Verkehr  mit  Arznei- 
mitteln (R.G.B1.  S.9). 
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ia  der  That  der  Versicherte  nicht  etwa  zu  Ungunsten  des  Reiches  von 
seinen  im  Vorstände  der  Kasseneinrichtung  vertretenen  Berufsgenossen 
vorzeitig  —  oder  überhaupt  zu  Unrecht  —  als  Invalide  erklärt  ist. 

Die  Beiträge  ftr  die  Zwecke  der  reichsgesetzlichen  Invaliditäts- 
und  Altersversicherung  müssen  bei  den  zugelassenen  Kasseneinrichtungen 
so  bemessen  werden,  dafs  die  Beiträge  der  Versicherten  diejenigen  der 
Arbeitgeber  nicht  übersteigen. 

Ferner  mufs  auch  bei  den  zugelassenen  Easseneinrichtungen  über 
den  Anspruch  vereinzelter  Beteiligter  auf  Gewährung  von  Invaliditäts- 
und Altersrente  ein  schiedsrichterliches  Verfahren  unter  Mitwirkung 
von  Vertretern  der  Versicherten  eingeführt  sein.  Schiedsgerichte  dieser 
Art  unterscheiden  sich  von  den  unmittelbar  auf  dem  Reichsgesetze  vom 
22.  Juni  1 S89  beruhenden  dadurch,  dafs  sie  keine  gesetzlichen,  sondern 
nur  statutarische  Schiedsgerichte  sind,  also  mangels  einer  solches  vor- 
schreibenden Gesetzesbestimmung  nach  allgemeinen  Rechtsregeln  den 
Rechtsweg  nicht  ausschliefsen.  Es  genügt  aber  dem  Reichsgesetze,  dafs 
bei  den  zugelassenen  Easseneinrichtungen  der  Versicherte  die  Mög- 
lichkeit hat,  ein  Schiedsgericht  anzurufen  und  zwar  ein  solches,  dem 
auch  Vertreter  der  Versicherten  als  Beisitzer  angehören.  Gegen  die 
Entscheidungen  der  Schiedsgerichte  der  zugelassenen  Easseneinrichtungen 
findet  die  Revision  an  das  Reichs- Versicherungsamt  in  eben  der  Weise  statt, 
wie  gegen  diejenigen  der  Schiedsgerichte  der  Versicherungsanstalten. 

Eine  Markenverwendung  darf  bei  den  zugelassenen  Eassen- 
einrichtungen stattfinden,  braucht  aber  nicht  stattzufinden,  und  sie 
findet  thatsächlich  bei  den  knappschaftlichen  Easseneinrichtungen  nicht 
statt.  Darin  liegt  eine  aufserordentliche  Vereinfachung.  Man  denke, 
welche  Mühe  es  machen  wüude,  die  Marken  für  die  30000  Bergleute 
des  fiskalischen  Steinkohlenbergwerkes  Saarbrücken  oder  die  18000  des 
Mansfelder  Eupferbergwerkes  zu  berechnen  und  zu  kleben!  Bei  den 
knappschaftlichen  Easseneinrichtungen  wird  in  oder  mit  dem  knapp- 
schaftlichen Beitrage  zugleich  der  Beitrag  ftr  die  reichsgesetzliche  In- 
valitditäts-  und  Altersversicherung  erhoben.  Am  einfachsten  stellt  sich 
die  Sache  wohl  bei  der  Norddeutschen  Enappschaftspensionskasse.  Hier 
versichern  die  einzelnen  Enappschaftsvereine  ihre  Mitglieder  und  zahlen 
für  dieselben  vorläufig  eine  Pauschsumme,  z.  B.  der  Mansfelder  Enapp- 
ßchafts verein  jährlich  300  000  Mark,  nach  Schlufs  des  Jahres  wird  aus 
ihren  Beitragslisten  genau  ermittelt,  was  sie  zu  zahlen  hatten  und  je 
nach  dem  Ausfalle  dieser  Ermittelung  nachgefordert  oder  zurückgezahlt. 
Aus  diesem  Grunde  brauchen  die  bei  den  Easseneinrichtungen  Ver- 
sicherten auch  keine  Quittungskarten  zu  haben,  und  die  bei  den 
knappschaftlichen  Easseneinrichtungen  Versicherten  haben  solche  auoh 
nicht.  Bleibt  der  Bergmann,  was  wohl  die  Regel  ist,  sein  Leben  hin- 
durch Bergmann,   so  hat  er  nie  eine  Quittungskarte  in  Händen  und 
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wenn  er  „Reichsinvalide"  (im  Gegensatze  zum  „Berufsinvaliden")  zu  sein 
glaubt,  so  stellt  sein  Knappschaftsältester  beim  Knappschaftsverein  für 
ihn  den  Antrag  auf  die  Rente.  Bei  der  Norddeutschen  Knappschafts- 
pensionskasse  giebt  der  Knappschaftsvorstand  den  Antrag  weiter  an 
den  Vorstand  derselben.  Der  Unterschied  im  Verhältnis  zu  den  übrigen 
Arbeitern  liegt  darin,  dafe  Alles,  was  zur  Erlangung  der  Reichsrente  nötig 
ist,  vom  Knappsohaftsverein  besorgt  wird  —  natürlich  nur  für  die  Zeit,  wo 
der  Versicherte  Knappsohaftsgenosse  war.  —  Die  Kasseneinrichtungen 
haben  daher  viel  besser  begründete  Anträge  und  das  nötige  Material 
viel  schneller  bei  der  Hand  als  die  Versicherungsanstalten. 

Die  Kasseneinrichtungen  stehen  mit  den  Versicherungsanstalten 
im  Verhältnis  der  Gegenseitigkeit.  Die  Zeit,  die  bei  den  einen 
verbracht  ist,  wird  auch  bei  den  anderen  mit  angerechnet.  Das  Rech- 
nungsbureau  beim  Reichs- Versichern ngsamte  verteilt  die  von  den  Kassen- 
einrichtungen festgesetzten  Renten  unter  die  übrigen  Kasseneinrichtungen 
and  die  Versicherungsanstalten  nach  den  allgemeinen  Regeln.  Ist  der 
Versicherte,  was  häufig  geschehen  sein  wird,  nur  bei  einer  Kassenein- 
richtung versichert  gewesen,  so  findet  eine  Verteilung  nicht  statt. 

Wo  Quittungskarten  nicht  bestehen,  also  namentlich  bei  den  knapp- 
schaftlichen Kasseneinrichtungen,  hat  der  Vorstand  einer  solchen  den 
aus  ihr  ausscheidenden  Personen  die  Dauer  ihrer  Beteiligung  und  die 
Höhe  des  bezogenen  Lohnes,  für  diesen  Zeitraum  die  Zugehörigkeit  zur 
Kranken-(Knapp8chafts-)kasse,  ferner  die  Dauer  etwaiger  Krankheiten 
zu  bescheinigen.  Die  Ausstellung  einer  derartigen  Bescheinigung 
beantragt  der  Knappschaftsvorstand.  Veränderungen  der  Bezirke 
der  Versicherungsanstalten  und  der  Kasseneinrichtungen  sind  zulässig 
wenn  sie  vom  Ausschusse  der  beteiligten  Versicherungsanstalt  oder  von 
der  Regierung  des  beteilgten  Bundesstaates  beantragt  und  vom  Bundes- 
rat genehmigt  werden.  Daraus  folgt,  dafs  eine  Auflösung  einer  Kassen- 
einrichtung oder  der  Austritt  einzelner  Betriebe  oder  Knappschaftsvereine 
aus  derselben  ohne  Zustimmung  des  Bundesrats  unstatthaft  und  unwirk- 
sam ist.  Eine  solche  Veränderung  ist  einmal  vorgekommen,  als  zum 
1.  Januar  1892  der  Bundesrat  das  Ausscheiden  der  Mitglieder  des  all- 
gemeinen Knappschaftsvereines  in  Bochum  aus  der  rheinischen  und  der 
westfälischen  Versicherungsanstalt  genehmigte.  Tritt  eine  Veränderung 
ein,  so  behält  die  Anstalt,  aus  der  das  Ausscheiden  erfolgt,  alle  bis 
dahin  gesammelten  Beiträge  sowie  die  Verpflichtung  zur  Erfüllung  aller 
bis  dahin  erworbenen  Anwartschaften.  Führt  die  Veränderung  zur 
Auflösung,  so  geht  das  Vermögen  mit  allen  Rechten  und  Pflichten, 
sofern  nicht  eine  andere  Versicherungsanstalt  oder  Kasseneinrichtung 
mit  Genehmigung  der  beteiligten  Landesregierungen  dieses  Vermögen 
übernimmt,  auf  den  weiteren  Kommunalverband  oder  Bundesstaat  über, 
für  welchen  die  Versicherungsanstalt  errichtet  war.   Bei  Versioherungs- 
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anstalten  oder  Kasseneinrichtungen,  die  mehreren  Provinzen  oder  Staaten 
gemeinsam  Bind,  z.  B.  bei  der  Norddentsehen  Knappschaftspensiong- 
kasse,  werden  im  Falle  der  Anf  lösung  Vermögen  und  Pflichten  verteilt. 

S  6.  Überblick  Aber  die  knappsehaftliehe  Versichemog. 

Wie  mannigfach  auch  die  Versicherung  der  Bergleute  gegen  Krank- 
heit, Unfälle,  Berufsinvalidität,  reichsgesetzliche  Invalidität,  Alter,  Ver- 
sorgung der  Waisen  und  Witwen  ist,  so  ist  sie  doch  äufseriioh  betrachtet 
und  dem  Bergmann  gegenüber  einheitlich  im  Knappschaftsvereine  vertre- 
ten. An  diesen  kann  er  sich  fafst  in  allen  Fällen  wenden,  um  die 
Wirkungen  einer  der  vorbezeichneten  Versicherungen  zu  erfahren. 

Über  die  Höhe  der  Leistungen  und  der  Pflichten,  das  Verhältnis 
der  Versicherungsarten  in  Bezug  auf  die  dadurch  veranlagten  Ausgaben, 
die  Zahl  der  Versicherten  und  Unterstützten  ergiebt  sich  für  das  Jahr 
1891  folgendes  Bild  ffcr  Preulsen: 

Im  Jahre  1891  waren  in  Preufsen  74  Knappschaftsvereine  in  Wirk- 
samkeit. Sie  umfaüsten  2036  Berg-,  Hütten-  und  Salzwerke.  Die  An- 
zahl der  auf  den  Vereinswerken  durchschnittlich  versichert  gewesenen 
Knappschaftsmitglieder  belief  sich  auf  233775  ständige  und  177114 
unständige,  zusammen  410889  Genossen  gegen  208628  ständige  und 
180407  unständige,  zusammen  389035  Mitglieder  im  Jahre  1890.  Die 
Meistberechtigten  haben  mithin  um  23147  oder  12,05  Prozent  zuge- 
nommen, während  die  Zahl  der  Minderberechtigten  um  3293  oder  1,83 
Prozent  zurückging.  Die  Gesamtzahl  stieg  hiernach  nm  21  854  oder  5,62 
Prozent.  Infolge  Statutenänderung  kommen  beim  Saarbrücker  und  beim 
Ilseder  Knappschaftsvereinen  die  Unständigen  mit  dem  1.  Januar  1891 
in  Wegfall.  Es  starben  2190  ständige,  1320  unständige,  zusammen 
3510  Mitglieder,  d.  i.  9,32  auf  je  1000  Ständige,  und  7,45  auf  je  1000 
Unständige,  und  zwar 
durch  Verunglüokung  bei  der  Arbeit 

überhaupt  auf  je  1000  Mitglieder 


ständige  Mitglieder    525  1  2,25 

unständige         „  361  J  **b  2,04 


}  2,16 


durch  andere  Todesursachen 

ständige  Mitglieder  1  665  1  7,12  1 

unständige         „  959  J  2  624  5,41  /  6>3S 

Am  Anfang  des  Jahres  1891  waren  36  066  Invaliden  und  zwar 
33946  Ganzinvaliden  und  2120  Halbinvaliden  vorhanden.  Zu  den 
Ganzinvaliden  kamen  4640  Mann  und  zwar  4516  neue  Invaliden  und 
1 24,  welche  bisher  Halbinvaliden  waren ;  zu  den  Hafbinvaliden  kamen 
414  Mann  und  zwar  368  neue  Invaliden  und  46  Mann,  welche  bisher 
Ganzinvalid  waren.  Dagegen  schieden  aus:  durch  Tod  2296  Ganz-  und 
5S  Halbinvaliden,  durch  Reaktionierung  und  Wechsel  der  Invalidität 
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834  Ganz-  und  284  Halbinvaliden.    Am  Jahresschlüsse  verblieben  dem- 
nach 35406  Ganzinvaliden  und  2192  Halbinvaliden,  zusammen  37598. 

Das  durchschnittliche  Lebensalter  beim  Eintritt  der  Ganzinvalidität 
stellte  sich  im  Jahre  1891  auf  49,3  Jahre,  gegenüber  49,6  Jahren  im 
Jahre  1890  und  48,6  Jahren  im  Durchschnitt  der  letzten  10  Vorjahre. 
Von  den  überhaupt  oder  hauptsächlich  Steinkohlenbergwerke  umfassen- 
den Knappschaftsvereinen  weist  der  Wurm -Knappschaftsverein  das 
höchste  Lebensalter  fllr  den  Eintritt  der  Ganzinvalidität  mit  52,8  Jahren 
auf,  während  der  Oberschlesische  Knappschaftsverein  dieselbe  schon 
bei  einem  durchschnittlichen  Lebensalter  von  42,9  Jahren  aussprechen 
mufste.  Beim  Braunkohlenbergbau  wurde  das  höchste  Alter  von  den 
Mitgliedern  des  Saalkreiser  Knappsohaftsvereines  erreicht,  nämlich  56 
Jahre,  das  niedrigste  beim  Halberstädter  Knappschaftsvereine,  nämlich 
49,7  Jahre.  Beim  Erzbergbau  war  es  der  Stoiberger  Knappschaftsverein, 
in  welchem  die  Ganzinvalidität  am  spätesten,  nämlich  bei  54,7  Jahren 
eintrat,  wogegen  im  Meinerzhagener  Knappschaftsvereine  die  volle  Er- 
werbsfähigkeit nur  bis  zu  einem  Lebensalter  von  44,6  Jahren  anhielt. 
Das  Durchschnittsalter  bei  Eintritt  der  Halbinvalidität  betrug  44,7  Jahre. 
Zu  bemerken  ist,  dafs  auf  die  Vermehrung  der  Invalidität  schlechte 
Geschäftslage  und  damit  verbundene  niedrige  Löhne  ebenso  wie  Er- 
höhung der  Invalidenunterstützungen  von  Einflufs  sind. 

Der  durchschnittliche  Prozentsatz  der  im  Zeiträume  von  1882  bis 
1891  jährlich  verstorbenen  Ganzinvaliden  beträgt  6,53  Prozent,  die  durch- 
schnittliche Lebensdauer  im  Ganzinvalidenstande  15,3  Jahre.  Für  Halb- 
invalide stellt  sich  die  durchschnittliche  Sterblichkeit  auf  3,40  Prozent, 
was  einer  mittleren  Lebensdauer  in  der  Halbinvalidität  von  29,4  Jahren 
entspricht.  —  Unterstützungsberechtigte  ausschliefslich  der  Un- 
fallverletzten waren  im  Jahre  1891  vorhanden: 
am  Jahresanfänge: 

36  066  Invaliden,   35  437  Witwen,   55  918  Waisen,  zus.  127  421  Personen; 
am  Jahresschlüsse : 

37  598  Invaliden,   37  113  Witwen,   57  391  Waisen,  zus.  132  102  Personen. 

Auf  1000  im  Jahresdurchschnitte  vorhandene  ständige  Mitglieder 
kamen  daher  Unterstütungsbereohtigte: 

am  Jahresanfänge        am  Jahresschlüsse 

Ganzinvaliden 145,21  1    ...  __  151,45  1   ,OA  oo 

Halbinvaliden 9,07  /  154>28  9,38/  160>83 

Witwen 151,58  158,75 

Vaterlose  Waisen        .     .     .    221,461  222,71  1 

Vater-  und  mutterlose  Waisen      17,74  J   Z*VU  22,79  J  Z45>5Ü 

Überhaupt       545,06  565,08. 

Von  den  Untersttitzungsberechtigten  bezogen  Unfallrenten  von 
der  Berufsgeno8senschaft  5193  Invaliden  oder  13,81  Proz.,  2202  Witwen 
oder  5,93  Proz.  und  6117  Waisen  oder  10,65  Proz.,  zusammen  13512  Per- 
sonen oder  10,23  Proz. 


li 
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Schulgeld  wurde  seitens  der  Knappschafts  vereine  im  Jahre  1891 
för  24 122  Kinder  gezahlt  Früher  war  die  Gewährung  des  Schulgeldes 
an  die  Kinder  der  Knappsehaftsmitglieder  allgemein ;  seit  dem  Gesetze 
vom  14.  Juni  1888  findet  die  Erhebung  von  Schulgeld  bei  den  Volks- 
schulen in  Preufeen  nur  noch  ausnahmsweise  statt  Seitdem  ist  die  Vor- 
schrift der  Knappschaftsstatuten,  welche  Schulgeldzahlung  bestimmte, 
allmählich  in  Fortfall  gekommen. 

Im  Laafe  des  Jahres  1891  wurden  krank:  227123  beitragende 
Mitglieder  gegen  212756  im  Jahre  1890,  das  sind  553  Erkrankte  auf 
je  1000  der  im  Jahresmittel  vorhandenen  Mitglieder.  In  den  letzten  zehn 
Jahren  erkrankten  von  1000  Knappschaftsmitgliedern: 

1882     1883     1884     1885     1886     1887     1888     1889     1890     1891 
567       548       539       529       557       529       517       508      547       553 
Zu  obigen  227123  Erkrankten  sind  noch  10957  kranke  Mitglieder 
hinzuzurechnen,  die  als  solche  aus  dem  Jahre  1890  in  das  Jahr  1891 
übergingen;  die  Gesamtzahl  der  Kranken  betrug  daher  im  Jahre  1891 
238080  gegen  221254  im  Jahre  1890,   das  sind  16828  Kranke  oder 
7,60  Prozent  mehr.    Von  der  Gesamtzahl  erhielten  Krankenlohn  192648 
oder  80,92  Prozent  auf  2767064  Tage,  d.  i.  auf  einen  Kranken  14,4 
Tage   gegen  13,7  Tage  und  16,2  Tage  in  den  Jahren  1890  und  1889. 
Das  schuldenfreie  Vermögen  der  Knappschaftsvereine  belief  sich 
am  Schlüsse  des  Jahres  1891  auf  43360861  Mark  gegen  38010904  Mark 
am  Anfange  des  Jahres;  dasselbe  ist  mithin  im  Jahre  1891  um  5349  956 
Mark  oder  14,07  Prozent  gestiegen. 

Die  Aktiven  betrugen  1891  am  Jahresschlüsse  43  459  493  Mk.,  die 
Passiven  98632  Mk.,  am  Jahresanfänge  hatten  jene  38076466  Mk., 
diese  65561  Mk.  betragen.  In  den  Vorjahren  hatte  sich  das  Vermögen 
in  Prozenten  folgendermaisen  vermehrt: 

1881       1882       1883      1884      1886       1887      1888       1889       1890 
4,29       5,16       5,58       4,23       3,23        9,06       7,90       7,41        9,81 
Nur  das  Jahr  1885  hatte  eine  Vermögensverminderung  um  0,03  Pro- 
zent ergeben. 

Die  etatsmäfsigen  Einnahmen  beliefen  sich  im  Jahre  189t 
auf  28301607  Mk.,  d.  i.  2624342  Mk.  oder  10,22  Prozent  mehr  als  im 
Jahre  1890,  in  dem  sie  gegen  das  Vorjahr  um  2232404  Mk.  oder  9,52 
Prozent  gestiegen  waren.    Die  Einnahmen  bestanden  in: 

Mark  Proz. 

Laufenden  Beiträgen  der  Arbeiter     .     .       14  098  061  49,81 

„  „  „    Werkseigentümer  12  214  212  43,16 

Eintrittsgeldern,  Beitragsnachzahlungen, 

Strafgeldern  u.  s.  w 326  446  1,13 

Kapitalzinsen 1  222  102  4,32 

Nutzungen  des  Immobiliarvermögens      .  46  821  0,17 

Sonstige  Einnahmen        393  962 1,39 

Zusammen       28  301  607  100 
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Wie  sebr  die  Beiträge  gestiegen  sind,  ergiebt  nachstehende  Zu- 
sammenstellung: 


Jahre 

Samme 

der  etats- 

mäfsigen 

Ein- 

Laufende 
der  Arbeiter 

Beiträge 

der  Werkseigen- 
tumer 

Kapitalsinsen 

Sonstige 
Einnahmen 

nahmen 

i 

Mark 

Proz. 

Mark 

Pn. 

Hark 

Mark     |  Proz. 

Mark 

Proi. 

1882 

14  750  926 

7  095  369 

48,1 

6  528  219 

44,26 

782  769 

5,31 

344  567 

2,33 

1883 

15  576  676 

7  492  133 

48,1 

6  892  446 

44,25 

829  094 

5,32 

363  001 

2,33 

1884 

16138  727 

7  716  224 

47,81 

7  127  320 

44,16 

879  642 

5,45 

415  541 

2,58 

1885 

17  113  699 

8100  819 

47,33 

7  527  479 

43,98 

892  559 

5,22 

592  840 

3,47 

1886 

18  727  870 

9  042  170 

48,28 

8  173  265 

43,65 

910  644 

4,86 

601  790 

3,21 

1887 

21096  396 

10  367  439 

49,14 

9  258  235 

43,89 

885  876 

4,20 

584  845 

2,77 

1888 

21  847  609 

10  787  132 

49,37 

9  465  616 

43,33 

952  899 

4,36 

641  960 

2,94 

18S9 

23  444  860 

11564  421 

49,32 

10  142  633 

43,26 

l  023  446 

4,37 

714  358 

3,05 

1890 

25  677  264 

12  838  170 

50,00 

11059  743 

43,07 

1  097  613 

4,27 

681  737 

2,66 

1891 

28  301607 

14  098  061 

49,81 

12  214  212 

43,16 

1  222  102 

4,32 

767  230 

2,71 

Die  verhältnismäfsig  hohe  Steigerung  im  Jahre  1891  ist  durch  die 
Erhöhung  der  Beiträge  verursacht  worden,  die  notwendig  war,  um  die 
Kosten  der  am  1.  Januar  1891  in  Wirksamkeit  getretenen  reichsgesetz- 
lichen Invaliditäts-  und  Altersversicherung  zu  decken. 

Die  Ausgaben  sämtlicher  Knappschaftsvereine  beliefen  sich  im 
Jahre  1891  auf  23605348  Mk.,  das  sind  1609726  Mk.  oder  7,32  Pro- 
zent mehr  als  im  Jahre  1890.  LäJst  man  die  Ausgaben  für  den  An- 
kauf von  Immobilien  und  Inventarien  mit  128  758  Mk.  auJser  Betracht, 
so  überstieg  die  verbleibende  Ausgabe  die  vorjährige  gleiche  Ausgabe 
um  1614871  Mk.  Nachstehende  Tabelle  zeigt  die  einzelnen  Ausgabe- 
posten: 


Ausgabe 
für 

Betrag 

im  Jahro 

1891 

Mark 

1891 

I 
1890 

u  Pro 

1889 

zentei 

1888 

i  Ton 
1887 

der  G 
1886 

resamt 
1885 

ausgal 
1884 

>e 
1883 

1882 

Gesundheitspflege : 
Honorar  der  Ärzte 
Medizin  u.  sonstige 

Kurkosten 
Krankenlohne 

1146  559 

2  439  586 

3  959  651 

4,86 

10,34 
16,77 

4,71 

10,34 
15,04 

4,79 

10,39 
13,24 

4,85 

9,55 
13,43 

4,85 

9,23 
13,14 

4,90 

8,97 
14,49 

5,15 

9,30 
11,57 

5,47 

10,64 
11,29 

5,74 

9,96 
11,15 

5,73 

9,87 
11,22 

Summe 

Laufende  Unter- 
stutzungen 
für  Inraliden 
für  Witwen 
for  Waisen 

7  545  796 

8  063  530 
3  992  772 
1918144 

31,97 

34,16 

16,91 

8,31 

30,14 

35,56 
17,69 

8,75 

27,56 

37,47 

17,97 

9,40 

27,22 

36,40 

17,94 

9,74 

27,22 

35,24 

18,06 

9,87 

28,36 

33,18 
18,17 
10,00 

26,02 

33,35 
18,55 
11,99 

27,40 

33,59 

19,27 

9,71 

26,85 

33,83 

19,73 

9,72 

26,82 

33,73 

19,34 

9,75 

Summe 

Begräbniskosten 
Außerordentliche 
Unterstützungen 
Schulunterrioht 
Verw.-Kosten 
Sonstige  Ausgaben 

13  974  446 
270117 

158  936 

93  436 

663  942 

898  670 

59,20 

1,14 

0,67 
0,40 
2,81 
3,81 

62,00 
1,26 

0,71 
0,59 
2,76 
2,54 

64,84 
1,13 

0,72 
0,65 
2,70 
2,40 

64,08 

1,05 

0,63 
1,47 
2,76 
2,18 

63,17 

1,08 

0,57 
1,76 
2,96 
3,24 

61,35 
1,05 

0,60 
2,09 
2,87 
3,68 

63,89 
1,24 

0,67 
2,16 
2,91 
3,11 

62,57 

1.« 

0,71 
2,35 
3,06 
2,67 

63,28 
1,34 

0,78 
2,56 
3,21 
1,98 

66,82 
1,26 

0,84 
2,79 
3,27 
2,20 
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Die  Ausgaben  sind  in  den  Jahren  von  1882  bis  1891,  wie  folgt 
gestiegen.    Sie  betrugen  in  Mark: 

1882  13  769  164  1887  18  952  356 

1883  14  355  964  1888  19  684  873 

1884  15  566  764  1889  20  372  614 

1885  17  481744  1890  21995  622 

1886  18  396  124  1891  23  605  348 

Während  des  gleichen  Zeitraums  stiegen  die  Ausgaben  für  Gesund- 
heitspflege von  3692835  auf  7  545  797  Mk.,  diejenigen  ftr  laufende 
Unterstützungen  an  Invaliden,  Witwen  und  Waisen  von  8658519  auf 
13974447  Mk.,  die  Kosten  ftr  Verwaltung  von  449  831  auf  663942  Mk. 
und  die  sonstigen  Ausgaben,  einschliefelich  Begräbniskosten,  Schulunter- 
riehtskosten  u.  dergl.  von  975977  auf  1421161  Mk. 

Die  Ausgleichung  zwischen  der  etatsmäfsigen  Einnahme  und  der 
Ausgabe  ergiebt  für  das  Jahr  1891  einen  baren  Ubersehufc  von  4696259 
Mark.  Zieht  man  aber  die  außerordentlichen  Ausgaben  ftr  Immobili&r- 
erwerbungen  u.  s.  w.  ab,  so  beträgt  der  Überschufs  im  Jahre  1891 
4  825018  Mk.,  gegen  3815546  Mk.  im  Jahre  1890. 

Auf  je  einen  der  im  Durchschnitt  bei  den  Vereinswerken  beschäf- 
tigten Enappschaftsgenossen  entfielen: 

A.  Einnahmen: 

1889  1890  1S91 

Mark  Mark  Mark 

Laufende  Beiträge  der  Mitglieder      .     .      31,83  33,00  34,31 

„                „         „  Werkseigentümer      27,92  28,43  29,72 

Sonstige  Einnahmen 4,78  4,57  4,S4 

Überhaupt  Einnahmen      64,53         66,00         68,87 

B.  Ausgaben: 

Gesundheitspflege 15,46  17,04  18,36 

Laufende  Unterstützungen  an  Invaliden, 

Witwen,  Waisen 36,36  35,06  34,01 

Begräbnisbeihülfe 0,63  0,71  0,66 

Aufserordentliche  Unterstützungen    .     .  0,41  0,40  0,39 

Schulunterricht 0,36  0,33  0,23 

Verwaltungsausgaben 1,51  1,56  1,61 

Sonstige  Ausgaben 1,34  1,44  2,19 

Überhaupt  Ausgaben     56,07         56,54         57,45 

Das  schuldenfreie  Vermögen  betrug  am  Schlüsse  des  Jahres 
1891  auf  je  ein  ständiges  Mitglied  179  Mark  gegen  179,58  Mark  am 
Schlüsse  des  Jahres  1890. 

Von  der  Knappschaftsberufsgenossenschaft  liegt  der  Ver- 
waltungsbericht für  das  Jahr  1892  vor.    Danach  betrug: 
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A.  im  Steinkohlenbergbau 

die  Zahl  der  die  anrechnungs-    auf  [Arbeiter  entfiel  an 

im  Jahre  versicherten  fähige  Lohnhöhe       anrechnungsfahigem 

Arbeiter  Mk.  Lohn  Mk. 

1888  227  862  188  573  093  827 

1889  242  228  213  483  692  881 

1890  261216  214  634  346  974 

1891  281681  279  761687  993 
1891       284  938  270  969  539  950 

B.  im  Braunkohlenbergbau 

1888  30  526        21343  081        699 

1889  31687        23  187  586        731 

1890  34  640        26  062  042        752 

1891  38  190        30  136  017        789 

1892  39  910        31521030        789 

C.  im  Eisenerzbau,  in  metallischen  Gruben  und  Metallhütten 

1888  83  040  55  219  589  664 

1889  85  096  60  028  839  705 

1890  85  732  63  877  581  745 

1891  84  430  64  120  030  759 

1892  83  206  62  590  485  752 

D.  im  Salzbergbau  und  in  Salinen 

1888  10  183         9  376  346  920 

1889  10  174        9  426  583  926 

1890  10  749        10  250  912  953 

1891  10  839        10  904  050  1006 

1892  10  512        10  398  853  989 

E.  bei  anderen  Mineralgewinnungen 

1888  5  971  3  602  260  603 

1889  6  225  3  987  450  640 

1890  6  043  4  143  657  685 

1891  5  997  4  109  080  685 

1892  5  874  4  098  814  697 

F.  im  Ganzen 

1888  357  582  278  114  372  777 

1889  375  410  310  114  152  826 

1890  398  380  358  968  540  901 

1891  421137  389  030  866  923 

1892  424  440  379  578  723  894 

Die  Knappschaftsberufsgenossenschaft  leistete  im  Jahre  1892:  75178 
Mk.  Kosten  des  Heilverfahrens  für  1960  Verletzte  und  zahlte  2364437 
Mk.  Renten  an  11484  Verletzte.  An  Beerdigungskosten  zahlte  sie 
57  765  Mark,  an  3012  Witwen  Getödteter  Renten  in  Höhe  von 
484303  Mk.  Abfindungen  an  Witwen,  die  sich  wieder  verheirateten, 
gewährte  sie  in  Höhe  von  133  473  Mk.,  an  Kinder  Getödteter  zahlte 
sie  1  026  892,  an  Ascendenten  Getödteter  44  603  Mk.  Den  Ehefrauen 
in  Krankenhäusern  untergebrachter  Verletzter  gewährte  sie  33  681, 
den  Kindern  solcher  Verletzter  60126  und  den  Ascendenten  1088  Mk. 
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Für  Kur-  und  Verpflegungskosten  zahlte  sie  an  Krankenhäuser  252439 
Mk.  und  für  Abfindungen  an  Ausländer  26291  Mk.  Die  Summe  der 
Entschädigungsbeträge  belief  sich  im  Jahre  1892  auf  4560282  Mk. 
Die  Kosten  der  Unfalluntersuchungen  und  der  Feststellung  der  Ent- 
schädigungen betrugen  während  des  bezeichneten  Zeitraums  97  290  Mk. 
Die  Kosten  der  Schiedsgerichte  waren  47423,  die  Unfallverhütungs- 
kosten 32354  und  die  gesamten  Verwaltungsausgaben  265149  Mk.  In 
den  Reservefonds  wurden  2280141  Mk.  gelegt.  Die  gesamten  Aus- 
gaben bezifferten  sich  sonach  fttr  das  Jahr  1892  auf  7282641  Mk. 
Die  Entschädigungsbeträge  betrugen  in  Mark: 

1885/6  522  625  1890  3  059  619 

1887  1214  864  1891  3  805  976 

1888  1772  559  1892  4  560  282 

1889  2  378  700 

Der  Reservefonds  betrug  am  Schlüsse  des  Jahres  1892  17674698 
Mark. 

Die  Verwaltungskosten  des  Genossenschaftsvorstandes  und  der 
Sektionen,  einsehliefslich  aller  Kosten  der  Untersuchungen,  der  Fest- 
stellung der  Entschädigungen  sowie  der  Schiedsgerichts-  und  Unfallver- 
hütungskosten betrugen  im  ganzen  und  in  Prozenten  der  Jahresumlage 

1886  1887  1888  1889  1890         1891  1892 

Mk.  175  113     227  189     258  493     295  277     337  350     406  601     442  218 
Proz.    6,9  5,7  5,8  5,8  5,6  6,3  *5,9 

Dieser  geringe  Satz  bezieht  sich  auf  die  einmalige  Jahresausgabe, 
nicht  auf  den  Kapitalbetrag  der  Renten.  Die  Klagen  über  die  zu  hohen 
Verwaltungskosten  sind  hiernach  wenigstens  der  Knappschaftsberufs- 
genossensohaft  gegenüber  durchaus  unbegründet. 

Über  die  Wirkungen  des  Reichsgesetzes,  betreffend  die  Invali- 
ditäts-  und  Altersversicherung,  liegen  die  Erfahrungen  erst  seit 
dem  1.  Januar  1891  vor.  Nach  diesen  läfst  sich  behaupten,  dafs  die 
Klagen,  die  sonst  über  dieses  Gesetz  erhoben  zu  werden  pflegen,  voll- 
ständig fehlen,  wo  die  Versicherung  nicht  durch  die  Versicherungs- 
anstalt, sondern  durch  eine  knappschaftliche  Kasseneinrichtung  bewirkt 
wird.  Da  findet  keine  Markenklebung  statt,  da  haben  Werkseigen- 
tümer und  Arbeiter  keine  besonderen  Schwierigkeiten.  Die  Vorteile, 
welche  die  Versicherung  durch  eine  Kasseneinrichtung  den  Bergleuten 
gewährt,  sind  aber  auch  abgesehen  von  der  geringeren  Mühe,  der 
gröfseren  Einfachheit  und  Durchsichtigkeit,  materieller  und  moralischer 
Art:  Die  Bergleute  stellen  weit  weniger  Altersrentner  als  die  meisten 
übrigen  Berufsklassen.  Sie  brauchen,  wenn  sie  für  sich  bleiben,  also 
nur  das  aufzubringen,  was  sie  selbst  nötig  haben.  Invalid  werden  sie 
meist  früher.  Bei  einer  allgemeinen  Versicherungsanstalt  sind  sie  der 
Gefahr  ausgesetzt,  dafs  sie  nach  einer  vom  Gesetze  erteilten  Ermäch- 
tigung von  der  Versicherungsanstalt  mit  höheren  Beiträgen  herangezogen 
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werden  können.  Weit  wichtiger  ist  aber,  dass  die  Mehrzahl  der  Berg- 
leute bei  der  Berufsinvalidität  eine  weit  höhere  Knappschaftspension 
bezieht  und,  namentlich  wenn  die  Reichsinvalidenrente  dem  Knapp- 
schaftsvereine zufällt,  kaum  hinreichendes  Interesse  hat,  ihren  An- 
spruch auf  die  Reichsrente  zu  betreiben.  Wenn  sie  dies  aber  selbst 
thun,  so  kann  es  bei  den  vielen  Millionen  Versicherten  dem  Knapp- 
schaftsvereine leicht  verborgen  bleiben  und  der  Arbeiter  doppelte  Renten 
erhalten.  Bei  den  Niohtbergleuten  besteht  erfahrungsmäfsig  die  Neigung, 
Bergleute  mit  Ansprüchen  auf  irgend  welche  Unterstützung  abzu- 
weisen und  sie  an  den  Knappschaftsverein  zu  verweisen,  von  dem 
man  annimmt,  dass  er  hinreichend  für  die  Bergleute  sorge  und  sorgen 
müsse.  In  moralischer  Hinsicht  kommt  in'  Betracht,  dafs  die  Selbst- 
Versicherung  der  Bergleute  durch  eigene  Kasseneinrichtungen,  die  Ver- 
waltung und  die  Besetzung  der  Schiedsrichterstellen  durch  Faohgenossen 
das  Standesbewufstsein  heben.  Dies  darf  der  Bergmann  auch  haben, 
wenn  er  bei  Schiedsgeriohtsverhandlungen,  wo  es  sich  um  eine  Reichs- 
rente von  monatlich  10  Mark  etwa  handelt,  auf  die  Frage,  welche 
monatliche  Knappschaftspension  er  beziehe,  40  Mark!  antworten  kann. 
Noch  ein  Unterschied  besteht  zwischen  der  knappschaftlichen  und  der 
Reichs-Versicherung.  Bei  der  ersten  sorgen  Arbeitgeber  und  Knapp- 
schaftsvereine durch  rechtzeitige  und  vollständige  Sammlung  der  Nach- 
weise dafür,  daüs,  wenn  eine  Reichsrente  möglich  ist,  sie  auch  erwirkt 
werde.  Trotz  allem  Wohlwollen  und  aller  Umsicht  der  Versicherungs- 
anstalten und  ihrer  Organe  würde  eine  gleiche  Fürsorge  für  die  Millionen 
der  übrigen  Versicherten  nicht  durchführbar  sein. 

Aus  allen  hier  vorgetragenen  Erwägungen  möchte  sich  die  Sonder- 
bündelei des  Knappschaftswesens,  wie  sie  zuweilen  genannt  wird,  bis 
auf  weiteres  vollauf  rechtfertigen.  Nach  der  Ankündigung  des  preufsischen 
Handelministers  steht  die  Beratung  eines  preußischen  Knappsohaftsge- 
setzes  bevor.  Noch  zweckmäßiger  möchte  der  Erlafs  eines  Reichs- 
gesetzes sein. 


VII.  Abschnitt.    Die  Besteuerung  der  Bergwerke. 


§  1.  Die  staatliche  Besteuerung  der  Bergwerke. 

Nach  Artikel  35  der  Verfassung  für  das  deutsche  Reich  unter- 
stehen die  Gesetzgebung  über  die  Besteuerung  des  im  Inlande  ge- 
wonnenen Salzes  und  über  das  Zollwesen  der  ausschliefsliohen 
Zuständigkeit  des  Reiches.  Das  im  deutschen  Reiche  gewonnene  Salz 
wird  zu  Gunsten  der  Reichskasse  durch  das  seinem  Inhalte  nach 
im  ganzen  Reiche  geltende  Bundesgesetz,  betreffend  die  Erhebung  einer 
Abgabe  vom  Salz,  vom  13.  Okt.  1867,  unterworfen.  Dasselbe  hob  mit 
dem  1.  Jan.  1868  das  Salzhandelsmonopol  auf,  was  bis  dahin  in  den 
meisten  deutschen  Staaten,  darunter  in  Preufsen,  bestand,  und  unter- 
warf von  dem  genannten  Zeitpunkte  an  das  zum  inländischen  Ge- 
brauche für  Menschen  bestimmte  Salz  einer  Abgabe  von  2  Thlr.  ftlr 
den  Zentner,  also  von  12  Mark  für  100  kg.  Befreit  von  der  Steuer  ist 
zunächst  das  unter  Zollkontrolle  mit  Begleitschein  zur  Ausführung  ins 
Zollausland  gebrachte  Salz.  Befreit  sind  ferner  nach  vorheriger  Dena- 
turierung das  zur  Viehflitterung  und  das  zu  gewerblichen  Zwecken 
(z.  B.  zur  Sodadarstellung)  bestimmte  Salz.  Denaturierung  ist  Unbrauch- 
barmachung für  den  menschlichen  Genufs.  Besteuert  soll  nach  der  in 
Preufsen  herrschenden  und  richtigen  Ansicht  nur  Kochsalz  werden, 
nicht  Kali-Magnesiasalz  u.  dergl.  Salze  der  letzten  Art  werden 
für  chemische  und  landwirtschaftliche  (Düngungs-)Z wecke  verwandt. 
Der  Bundesrat  hat  am  6.  Juli  1878  beschlossen,  dafs  Kali-Magnesia- 
und  ähnliche  Salze,  wenn  ihr  Gehalt  an  Kochsalz  (Chlornatrium)  36Proz. 
nicht  tibersteigt,  ohne  Kontrolle  aber  vermählen;  wenn  ihr  Gehalt  an 
Kochsalz  zwischen  36  und  75  Proz.  beträgt,  unter  steueramtlicher  Kontrolle 
abgabenfrei  gelassen  werden.  Alles  Salz,  welches  mehr  als  75  Proz. 
Kochsalz  enthält,  mufs,  um  steuerfrei  zu  bleiben,  denaturiert  werden. 

Da  die  Reichsgesetzgebung  bezüglich  der  Salzsteuer  eine  aus- 
schliefs liehe  ist,  so  sind  die  früher  vorhanden  gewesenen  landes- 
gesetz liehen  Abgaben  vom  Salz  fortgefallen.  Fraglich  ist,  ob,  wenn 
Salz,  wie  Kali-  oder  Magnesiasalz  der  reichsgesetzlichen  Steuer  nicht 
unterliegt,  es  insoweit  noch  der  Besteuerung  durch  die  Landesgesetz- 
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gebung  unterworfen  ist.  Diese  Frage  mochte  zu  verneinen  sein.  In 
Preufsen  werden  Abgaben  von  den  Kalisalzen  nicht  erhoben,  in  Anhalt 
dagegen  vom  Landesfiskus  in  Anspruch  genommen.  Zweifellos  ist  es 
statthaft,  daft  in  Ländern,  wo  die  Salzgewinnung  dem  Staate  vorbe- 
halten ist,  wie  in  Sachsen,  Schwarzburg -Sondershausen  u.  s.  w.,  der 
Staat  die  Verleihung  eines  Salzbergwerkes  nur  unter  der  Bedingung 
vornimmt,  dafs  ihm  ein  Teil  des  Reinertrages  oder  ein  gewisses  Pausch- 
quantum jährlich  gezahlt  wird. 

Der  Zoll,  der  von  ausländischem  Salz  erhoben  wird,  entspricht  im 
allgemeinen  der  Verbrauchsabgabe,  welche  auf  inländischen  Salzen  ruht ; 
sie  beträgt  12  Mark  für  100  kg.  Nur  dasjenige  Salz,  welches  land- 
wärts eingeht,  und  das  richtet  sich  gegen  die  franzosischen  (lothrin- 
gischen) Salinen,  mufs  12  Mark  80  Pfg.  statt  12  Mark  tragen. 

Die  Verwaltung  und  Erhebung  der  Salzsteuern  und  des  Salzzolles 
erfolgt  durch  die  Landesbehörden,  diese  unterliegen  der  Aufsicht 
durch  das  Reich.  Die  Aufsicht  wird  durch  Reichsbevollmächtigte  bei  den 
Landes-Provinzialsteuerdirektoren  ausgeübt,  die  von  allen  Verfügungen 
derselben  Kenntnis  erhalten  und  Vorstellungen  erheben  dürfen.  Bleiben 
solche  Vorstellungen  ohne  Erfolg,  so  haben  sich  Reichsschatzamt  und 
Landesfinanzininister  ins  Einvernehmen  zu  setzen.  Wird  solches  nicht 
erzielt,  so  entscheidet  gemäfs  Artikel  7  der  Reichsverfassung  endgültig 
der  Bundesrat. 

Die  staatliche  Besteuerung  des  Salzes  erfolgt  auf  eine  von  den 
allgemeinen  Besteuerungsgrundsätzen  mannigfach  abweichende  Art. 

Nach  einigen  Richtungen  geniefsen  die  Bergwerke  Steuerprivilegien. 
So  sind  sie  in  Preufsen  von  der  Gewerbesteuer  und  in  Frankreich  von 
der  Patentsteuer  befreit.  Auf  der  andern  Seite  ruhen  auf  dem  Bergbau 
Abgaben  und  Lasten,  wie  solche  bei  anderen  gewerblichen  Unterneh- 
mnngen  nicht  zu  bestehen  pflegen.  Es  sind  dies  Abgaben  und  Lasten, 
die,  neben  und  unabhängig  von  den  Personalsteuern  der  Bergwerks- 
unternehmer aus  dem  Bergwerkseinkommen,  als  Ertragssteuern,  unmittel- 
bar auf  den  Bergbau  gelegt  sind.  Solche  Abgaben  kommen  vor,  nicht 
nur  für  den  Staat,  sondern  auch  flir  die  Eigentümer  der  Grundstücke, 
unter  denen  der  Bergbau  betrieben  wird,  und  an  die  Kirche  und  Schule: 

I.  Die  Bergwerksabgaben  sind  in  den  verschiedenen  Ländern  sehr 
verschieden: 

a)  Zuweilen  bestehen  diese  Abgaben  darin,  dafs  von  dem  Brutto- 
ertrage des  Bergbaues  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  derselbe  einen  Rein- 
ertrag liefert,  ein  gewisser  Teil  (Zehnte,  Zwanzigste,  Fünfzigste)  vorn- 
weg flir  den  Staat  erhoben  wird. 

b)  In  anderen  Ländern  erhebt  der  Staat  von  dem  Reinertrage, 
welchen  der  Bergbau  ergiebt,  einen  bestimmten  Anteil  (2,  272,  auch 
5  Prozent. 
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hebung  eines  Patentes,  aus  welchem  Grunde  sie  auch  erfolgen  mag,  so- 
wie jede  zur  Eintragung  in  der  Rolle  gelangte  Veränderung  in  der  Person 
des  Patentinhabers  und  seines  Vertreters  (im  Reichsanzeiger)  veröffent- 
licht. Ebendaselbst  sowie  in  einem  amtlichen  Blatt  werden  auch  die 
Beschreibungen  und  Zeichnungen  zu  den  Patentanmeldungen,  welche 
zur  Erteilung  des  Patentes  geführt  haben,  bekannt  gemacht 

Unter  dem  amtlichen  Blatt  ist  das  laut  Bekanntmachung  vom 
19.  Juli  1877  *)  eingeführte  Patentblatt  zu  verstehen,  welches  die  amt- 
lichen Verordnungen  und  unter  einem  besonderen  Titel  „Patentliste"  die 
oben  geforderten  Bekanntmachungen  enthält  Ferner  erscheinen  als  Ver- 
öffentlichungen des  Patentamtes  die  Auszüge  aus  den  Patentschriften, 
welche  den  Inhalt  der  Patentschriften  gedrängt  wiedergeben.2)  Auch 
erscheint  alljährlich  ein  Verzeichnis  der  bestehenden  Patente.  Die  Patent- 
schriften selbst,  welche  die  Bezeichnung  der  patentierten  Erfindung,  die 
Patentnummer  und  -Klasse,  die  Beschreibung,  den  Anspruch  und  auch 
die  Zeichnung  enthalten,  werden  als  Druckschriften  hergestellt  und  sind 
vom  Patentamte  selbst  zu  beziehen.3)  Endlich  wird  vom  Patentamte  (seit 
dem  1.  Oktober  1894)  ein  Blatt  für  Patentmuster-  und  Zeichenwesen 
herausgegeben,  welches  Mitteilungen  aus  den  Gebieten  des  Patent-,  Muster- 
und  Zeichenwesens  enthält 

Um  die  erteilten  Patente  ihrem  gesamten  Inhalte  nach  der  Industrie 
und  allen  sonstigen  interessierten  Kreisen  noch  zugänglicher  und  nutz- 
barer zu  machen,  werden  die  Patentschriften  aller  oder  nur  einzelner 
Klassen  Behörden  und  Körperschaften  des  In-  und  Auslandes  zur  un- 
entgeltlichen Auslegung  für  Jedermann  übermittelt 

Endlich  kann  das  Patentamt  von  den  bei  ihm  beruhenden  Eingaben 
und  Verhandlungen,  soweit  die  Einsicht  in  dieselben  gesetzlich  nicht 
beschränkt  ist,  nach  seinem  Ermessen  an  Jedermann  Abschriften  und 
Auszüge  gegen  Einzahlung  der  Kosten  erteilen.  (§  29  der  Verordnung 
vom  11.  Juli  1891.    S.  Anhang.) 

Was  die  vorgedachte  Einschränkung  der  Einsichtnahme  betrifft,  so 
ist  das  oben  ausgeführte  Prinzip  der  Publicität  denjenigen  Patenten 
gegenüber  erheblich  durchbrochen,  welche  im  Namen  der  Reichsverwal- 
tung für  die  Zwecke  des  Heeres  oder  der  Flotte  genommen  werden. 
Der  Grundsatz  „salus  rei  publicae  suprema  lex  estoa  hat  ähnlich  wie  im 
neuen  österreichischen  Patentgesetz  im  deutschen  Patentrechte  im  Interesse 
der  Landesverteidigung  eine  ganz  besondere  Berücksichtigung  erfahren. 

Abgesehen  von  der  später  zu  behandelnden  Expropriation  der  Rechte 
aus  einem  erteilten  Patent  (§  5,  Abs.  2  des  Patentgesetzes),  soll  bei  einem 
im  Namen  der  Reichsregierung  für  die  Zwecke  des  Heeres  und  der  Flotte 
genommenen  Patent  auf  Antrag  des  Patentsuchers  die  Patenterteilung  so- 

1)  P.B1.  1877,  S.  1.  2)  P.B1.  1379,  S.  655. 

3)  Patontschriftenbetriebsstelle. 
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wohl  ohne  jede  Bekanntmachung,  (L  h.  Veröffentlichung  im  Reich sanzeiger 
und  Auslegung  beim  Patentamte,  als  auch  ohne  Eintragung  in  die  Patem- 
rolle  erfolgen.  Ebensowenig  soll  die  sonst  Jedermann  zustehende  Einsicht- 
nahme der  Beschreibungen,  Zeichnungen,  Modelle  und  Probestücke, 
die  zu  einem  Patent  der  mehrerwähnten  Art  gehören,  gestattet  sein. 
(§§  23,  Abs.  5,  u.  19,  Abs.  3  des  Patentgesetzes.) 

So  wohlgemeint  diese  Bestimmungen  im  Interesse  der  äufseren  Sicher- 
heit des  Landes  sein  mögen,  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dals  sie 
—  es  mag  dahin  gestellt  bleiben,  ob  die  Zahl  dieser  sogen.  Geheim- 
patente  überhaupt  bedeutend  ist  —  grofse  Schwierigkeiten  l>ei  der  Prüfung 
von  Patentanmeldungen  bereiten,  deren  Gegenstand  mit  den  geheim  zu 
haltenden  Patenten  ganz  oder  zum  Teil  übereinstimmt.  Wie  soll  es  ge- 
halten werden,  wenn  eine  Erfindung  zum  Patent  angemeldet  wird,  deren 
Prüfung  gegenüber  einem  zwTar  angemeldeten,  aber  noch  nicht  erteilten  Ge- 
heimpatent aus  §  3  des  Patentgesetzes,  oder  dessen  Erteilung  diesem  gegen- 
über aus  §  2  des  Patentgesetzes  zu  beanstanden  ist?  Das  Patentamt 
gerät  in  nicht  geringe  Verlegenheit,  namentlich  wenn  das  Organ  der 
Reichsverwaltung,  auf  dessen  Antrag  die  Geheimhaltung  erfolgt  ist,  die 
Aufhebung  der  Geheimhaltung  ablehnt.  Das  Patentamt  kann  sich  dann 
nur  auf  die  Mitteilung  an  den  späteren  Patentsucher  beschränken,  dafs 
für  die  von  diesem  zum  Patent  angemeldete  Erfindung  ein  Patent  bereits 
anderweitig  nachgesucht  bezw\  erteilt  ist,  und  der  Patentsucher  mufs  sich 
mit  dieser  behördlichen  Mitteilung,  die  ohne  jede  nähere  Erläuterung 
bleiben  mufs,  bescheiden. 

§  5.  Das  Patentverfahren.  Anmeldung,  Vorprüfung,  Bekanntmachung 
und  die  Patenterteilung.  Was  die  Patenterteilung  betrifft,  so  setzt  sie  ein 
vom  Gesetz  fest  geregeltes  Verfahren  voraus,  ohne  dessen  Beobachtung 
der  begehrte  Schutz  nicht  zu  erlangen  ist.  Über  das  Verfahren  seien  die 
wesentlichen  Bestimmungen  angeführt: 

Abgesehen  von  dem  auch  im  Patenterteilungsverfahren  eingeführten 
Instanzenzug,  der  hier  allerdings  nur  zwei  Instanzen  umfafst,  sind  drei 
Stadien  hervorzuheben:  die  Vorprüfung,  das  Aufgebot,  die  Erteilung 
oder  Versagung  des  Patentes. 

Auf  die  Erteilung  des  Patents  hat  nach  §  3  des  Patentgesetzes  (nur) 
derjenige  Anspruch,  welcher  die  Erfindung  nach  Mafsgabe  des  Gesetzes 
zuerst  angemeldet  hat.  Die  Erteilung  setzt  also  eine  Anmeldung  des  Patentes 
voraus.  Diese  hat  bei  der  allein  hierfür  zuständigen  Behörde,  dem  Patent- 
amte, zu  erfolgen  und  zwar  in  schriftlicher  Form.  Dafs  die  Anmeldung 
besonders  eingereicht  wird,  ist  nicht  erforderlich,  sie  kann  gelegentlich 
einer  anderen  Anmeldung  oder  auch  gelegentlich  der  Einreichung  eines 
Antrages  auf  Erteilung  eines  Gebrauchsmusters  (Gesetz  vom  1.  Juni  IS91) 
erfolgen.  Die  Anmeldung  kann  auch  bedingungsweise  erfolgen,  d.  h.  für 
den  Fall,  dafs  ein  anderweitig  angemeldetes  Patent  nicht  zur  Erteilung 
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über  mit  Erfolg  zu  verteidigen.  In  dem  Patente  vom  30.  Mai  1413  er- 
klärt König  Karl  VI.  alle  Bergwerke  als  ihm  gehörig  und  Jedermann 
frei,  der  ihm  den  Bruttozehnten  abgiebt  („parmi  payant  ä  nous  notre 
dixtäme  franchement).  Nach  dem  heute  in  Grofsbritannien  gel- 
tenden Rechte  sind  die  Bergwerksmineralien  nicht  mehr  der  Krone, 
sondern  dem  Grundeigentümer  gehörig.  Die  vom  Bergbau  an  den  Staat 
zu  zahlenden  Abgaben,  die  zu  den  sog.  royalties  gehören,  sind  that- 
sächlich  aufser  Hebung.  Abgesehen  von  England,  Polen  und  Rufsland 
haben  die  Landesherren  das  Verfligungsrecht  über  die  Bergwerksmine- 
ralien und  damit  auch  das  Recht  auf  Bergwerksabgaben  im  Allgemeinen 
zu  behaupten  gewufst.  Die  Bergwerksabgaben  bestanden  meist  in  dem 
Bruttozehnten. 

Dieses  rein  privatrechtliche  und  exorbitant  hohe  System  der  Be- 
steuerung erlitt  zuerst  Bresche  durch  die  Revolution  in  Frankreich. 
Das  französische  Berggesetz  vom  28.  Juli  1791,  welches  die  Berg- 
werke als  zur  Verfügung  der  Nation  stehend  erklärte,  erwähnte 
überhaupt  keine  Bergwerksabgaben.  Wenn  sich  auch  die  Regierung 
gemäfe  einem  Gutachten  des  Staatsrates  vom  4.  Termidor  des  Jahres  X 
für  befugt  erachtete,  in  den  Konzessionsurkunden  den  Bergwerkskon- 
zessionären besondere  Abgaben  aufzuerlegen,  so  waren  diese  doch  im 
Verhältnis  zum  Zehnten  ausserordentlich  gering.  Erheblicher  war  schon, 
aber  immer  noch  verschwindend  gegen  die  alte  Bruttobesteuerung, 
die  i.  J.  1790  eingeführte  Grundsteuer,  Contribution  fonetere,  der  auch 
die  Bergwerke  unterliegen.  Diese  Grundsteuer,  welche  noch  heute  in 
Frankreich  gilt,  lastet  auf  allem  unbeweglichen  Besitz,  Grundstücken 
wie  Gebäuden.  Sie  ist  neu  geregelt  durch  das  Gesetz  vom  3  Frimaire 
des  Jahres  VII  (23.  November  1798)  und  gehört  zu  den  irapöts  de  re- 
partition,  das  sind  die  Abgaben,  deren  Gesamthöhe  durch  das  Staats* 
haushaltsgesetz  fest  bestimmt  ist,  und  deren  Aufbringung  unter  die  ein- 
zelnen Abgabepflichtigen  repartirt  wird.  Zur  contribution  fonetere  werden 
auch  die  mines,  minieres  und  carrteres  auf  dem  Fufse  der  benachbarten 
Grundstücke  und  nach  Verhältnis  des  durch  ihre  Ausbeutung  eingenom- 
menen Teiles  der  Erdoberfläche  herangezogen;  die  „salines,  salins  et 
marais  salantsu  werden  gleichfalls  „ä  raison  de  leur  surfaceu,  indes 
nach  Verhältnis  des  besten  Bodens  (meilleures  terres  labourables)  ver- 
anlagt. Das  noch  jetzt  gültige  loi  des  mines  vom  21.  April  1810  er- 
klärte alle  besonderen  Abgaben  (also  nicht  die  allgemeine  contri- 
bution foneiöre),  welche  von  Bergwerken  an  den  Staat  entweder  auf 
Grund  von  Gesetzen,  Ordonnanzen  und  Reglements,  oder  nach  den  in 
den  Konzessionsurkunden  festgesetzten  Bedingungen  oder  nach  Doma- 
nialverpachtungen  oder  Versteigerungen  zu  entrichten  waren,  für  auf- 
gehoben und  führte  in  den  Artikeln  34  und  35  eine  besondere  Berg- 
werkssteuer   ein.     Dem   Interesse    der    Grundeigentümer  ist  insofern 
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Rechnung  getragen,  als  in  der  Konzessionsurkunde  dem  Konzessionär 
gewisse  Abgaben  an  jene  aufgetragen  werden.  Die  Abgaben  an  den 
Staat  sind  die  feste  (redevance  fixe)  und  die  verhältnismäfsige  Abgabe 
(redevance  proportioneile).  Erstere  beträgt  10  Franks  auf  jedes  Quadrat- 
kilometer des  konzessionierten  Grubenfeldes.  Letztere  sollte  nach  dem 
Gesetz  jedes  Jahr  durch  den  Staatshaushaltsetat  festgesetzt  werden, 
niemals  aber  fünf  Prozent  vom  Reinertrage  übersteigen.  Durch  das 
Dekret  vom  6.  Mai  1839  wurde  sie  ein  für  alle  Mal  auf  5  Prozent  vom 
Reinertrage  festgesetzt.  Daneben  ist  die  Erhebung  von  Zuschlagscen- 
timen (Centimes  additonels  ponr  remises  des  receveurs  des  finances,  frais 
de  perception  et  non  valeur)  sowohl  bei  der  festen  wie  bei  der  ver- 
hältnismäfsigen  Bergwerksabgabe  festgesetzt  zum  Zwecke  der  Bildung 
eines  besonderen  Dispositionsfonds  für  den  Minister.  Aus  diesem  Fonds 
sollte  der  Minister  solchen  Bergwerksbesitzern,  welche  Unfälle  oder 
sonstige  Verluste  erlitten  hatten,  Steuerbefreiungen  bewilligen  können. 
Endlich  ordnete  das  kaiserliche  Dekret  vom  6.  Mai  1811  besondere 
Hebegebtihren  an  (Centimes  pour  frais  de  reception).  Die  Bergwerks- 
abgaben des  französischen  Rechts  werden  nur  von  den  „mines44  nicht  von 
den  „minieres44  und  „carriöres44  erhoben.  Die  mines  sind  daher  frei 
von  der  Patent  (Gewerbe-)steuer  (impöt  de  la  patente),  während  die 
miniöres  und  carrteres  denselben  unterworfen  sind.  Die  Patentsteuer 
besteht  aus  einer  festen  und  einer  verhältnismässigen  Steuer.  Die  feste 
ist  in  gesetzlich  fixierten  Tarifen  bemessen  nach  Verhältnis  der  Bevöl- 
kerung der  Gemeinden,  in  denen  das  Gewerbe  betrieben  wird  und  nach 
Verhältnis  der  Wichtigkeit  und  Einträglichkeit  des  Gewerbes.  Die  Be- 
freiung der  mines  von  der  Patentsteuer  erstreckt  sich  nur  auf  die 
Gewinnung  und  die  Wirkung  der  selbstgewonnenen  Produkte.  Der 
Handel  mit  solchen  unterliegt  der  Patentsteuer.  Die  Umwandlung  der 
Kohlen  in  Koks  gilt  Mos  als  Vorbereitung  zum  Verkauf  und  unterliegt 
daher  der  Patentsteuer  nicht.  Die  Konzessionäre  von  Steinsalzberg- 
werken und  Salzquellen  brauchen,  da  Salz  und  Salzquellen  durch  das 
Gesetz  vom  17.  Juni  1840  zu  den  mines  gestellt  sind,  gleichfalls  keine 
Patenteteuer  zu  zahlen.  Dagegen  wird  vom  Salz  nach  dem  Gesetze 
vom  26.  Dezember  1876  eine  Verbrauchsabgabe  von  10  Franks  auf 
100  Kilogramm  erhoben. 

Die  französischen  Grundsätze  über  die  Bergwerksabgaben  haben 
in  vielen  Ländern  Nachahmung  gefunden. 

In  Belgien  gilt  das  französische  Berggesetz  vom  21.  April  1810. 
Salz  ist  dort  gcmäfs  Entscheidung  des  belgischen  Staatsrates  vom  1 .  De- 
zember 1837  als  „mine44  im  Sinne  des  genannten  Gesetzes  anzusehen. 
Es  besteht  in  Belgien  die  feste  Abgabe  von  10  Fr.  für  jedes  Quadrat- 
kilometer des  concessionirten  Grnbenfeldcs  und  die  verhältnismäfsige 
Abgabe  vom  Reinertrage.    Letztere  beträgt  in  der  Praxis  nur  2  Proz. 
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vom  Reinertrage.  Der  Beinertrag  wird  nach  dem  Ertrage  des  Vorjahres 
festgestellt. 

In  Luxemburg  gilt  gleichfalls  dass  französische  Berggesetz  vom 
21.  April  1810.  Der  dortige  sehr  bedeutende  Eisenerzbergbau  (minettes) 
fällt  nach  der  Beschaffenheit  der  Lagerstätte  nnd  der  Art  des  Betriebes 
unter  die  minieres  und  ist  deshalb  von  der  Bergwerksabgabe  frei. 

Das  griechische  Berggesetz  vom  22.  August  1861  ist  dem  französischen 
Berggesetze  nachgeahmt  Die  Ausbeutung  der  eigentlichen  Bergwerke 
kann  nur  auf  Grund  einer  von  der  Regierung  ausgestellten  Eonzession 
erfolgen.  Die  Eonzessionsurkunde  setzt  zugleich  den  Anteil  des  Ober- 
fläoheneigentümers  am  Ertrage  des  Bergwerkes  fest.  Derselbe  soll  nicht 
5  Proz.  vom  Beinertrage  übersteigen.  An  den  Staat  haben  die  Eigen- 
tümer der  Bergwerke  eine  feste  Bergwerksabgabe  von  30  Centimes  ftr 
jedes  Hektar  des  konzessionierten  Feldes  und  eine  verhältnismäfsige 
Abgabe  vom  Reinertrage  zu  entrichten,  die  alljährlich  durch  das  Budget 
festgestellt  wird  und  in  keinem  Falle  5  Proz.  vom  Beinertrage  des  Berg- 
werks tibersteigen  darf. 

Im  wesentlichen  auf  französischer  Grundlage  beruht  ferner  das 
sardinische  Berggesetz  vom  20.  November  1859  (ein  italienisches 
Berggesetz  fehlt  noch).  Nach  demselben  hat  der  Bergwerkskonzessionär 
eine  feste  Abgabe  (Tassa  fissa)  und  eine  verhältnismäfsige  Abgabe  (Tassa 
proportionale)  an  den  Staatsschatz  zu  entrichten.  Die  feste  Abgabe  soll 
50  Centesimi  für  jedes  Hektar  der  Tagesoberfläche,  in  keinem  Falle 
aber  weniger  als  20  Lire  ausmachen.  Die  verhältnismäfsige  Abgabe 
soll  5  Proz.  vom  Beinertrage  des  Bergwerkes  betragen  und  jedes  Jahr 
durch  den  Gouverneur  der  Provinz  auf  Vorschlag  des  Bergingenieurs 
festgestellt  werden. 

Das  türkische  Berggesetz  vom  17.  Juli  1861  bestimmt,  dafs  der 
kaiserliche  Irade,  der  die  Konzession  erteilt,  auch  je  nach  dem 
Reichtum  des  abzubauenden  Bergwerkes  die  Bergwerksabgaben  fest- 
setzen soll. 

Nach  dem  spanischen  Berggesetze  vom  6.  Juli  1859  haben  die  der 
Eonzession  der  Staatsregierung  unterliegenden  Bergwerke  folgende  Ab- 
gaben zu  entrichten:  Von  jedem  Bergwerksmafse  sind  300  oder  200  Realen 
und  von  Bergwerks-  und  Schlackenhalden  400  Realen  für  je  40000  qm 
Fläche  jährlich  zu  entrichten.  Für  jede  Sohurfermäohtigung  (permiso 
para  investigacion)  sind  jährlich  200  Realen,  für  die  Ausfertigung  der 
Konzessionsurkunde  120  Realen  zu  zahlen.  Ausserdem  wird  gemäfe 
Artikel  84  eine  Bruttosteuer  von  3  Proz.  (ohne  Abzug  irgend  welcher 
Kosten)  von  den  Bergwerken  erhoben.  Doch  waren  von  dieser  Abgabe 
die  mineralischen  Brennstoffe,  Eisenstein,  Galmei,  Blende  und  deren 
Produkte,  Koks,  Eisen  und  Zink  auf  die  Dauer  von  20  Jahren,  von  der 
Publikation  des  genannten  Gesetzes  gerechnet,  befreit. 
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Nach  dem  Berggesetze  für  das  Königreich  Portugal  vom  31.  De- 
zember 1851  haben  die  Bergwerkskonzessionäre  den  Eigentümern  der 
Oberfläche  ihres  Bergwerksfeldes  einen  verhältnismäfsigen  Teil  des  Rein- 
ertrags (producto  liquido)  zu  zahlen,  der  niemals  2{fa  Proz.  tibersteigen 
darf.  An  den  Staat  haben  sie  eine  feste  und  eine  verhältnismäfsige 
Abgabe  zu  entrichten.  Erstere  beträgt  jährlich  80000  Reis  (4500  Reis  — 
1  englisches  Pfund  Sterling)  für  10000  qm.  Letztere  darf  jährlich  5  Proz. 
vom  Reinerträge  nicht  tibersteigen.  Neu  zur  Konzession  gelangende 
Felder  geniefsen  während  zweier  Jahre  vollige  Steuerfreiheit. 

In  Holland,  woselbst  das  französische  Berggesetz  vom  21.  April 
1810  gilt,  beträgt  die  verhältnismäfsige  Bergwerkssteuer  21/«  Prozent 
vom  Reinertrage. 

Für  den  linksrheinischen  Teil  der  preußischen  Rheinprorinz  galten 
gleichfalls  bis  zum  Gesetz  vom  20.  Oktober  1862  die  französischen 
Bergwerkssteuern.  Nicht  minder  galten  in  der  bayerischen  Rhein- 
provinz bis  zum  Gesetze,  vom  6.  April  1869,  die  Abgaben  von  den  Berg- 
werken betreffend,  die  Regeln  der  französischen  Bergwerksbesteuerung. 
In  der  grofsherzoglich  hessischen  Provinz  Rheinhessen  gelten  dieselben 
noch  heute. 

Was  nun  von  den  Ländern  des  deutschen  Bergrechtes  zunächst 
Preußen  anlangt,  so  fehlt  in  diesem  Königreiche  bis  zum  Gesetze  vom 
20.  Oktober  1862,  betreffend  die  Bergwerksabgabe,  eine  gemeinsame 
Grundlage  für  die  Besteuerung  der  Bergwerke.  In  den  linksrheinischen 
Lande8teilcn  galt,  wie  schon  erwähnt  ist,  bis  zu  diesem  Gesetze  die 
französische  Bergwerksbesteuerung.  In  den  rechtsrheinischen  Landes- 
teilen galten  neben  einzelnen  Spezialgesetzen  zwölf  verschiedene  Berg- 
ordnungen und  als  allerdings  meist  nur  subsidiäres  Recht  das  allgemeine 
Landrecht.  Alle  diese  Gesetze  beruhten  auf  dem  Bergregale  und.  sprachen 
die  Abgabepflicht  der  dem  Regal  unterworfenen  Mineralien  aus.  Die 
Abgaben  stellten  sich  dar  als  Preis  für  die  Überlassung  des  Bergbau- 
rechtes durch  den  Regalherrn  an  einen  Privaten.  Sie  wurden  vom 
Staate  nur  erhoben,  wo  der  Inhaber  der  Staatsgewalt  zugleich  der 
Regalherr  war.  Ihre  Höhe  betrug  regelmäfeig  den  Bruttozehnten.  Neben 
ihnen  kamen  noch  mannigfache  andere  Bergwerksabgaben  vor  (Freikuxe 
für  den  Staat,  die  Knappschaftskasse,  den  Grundeigentümer,  Rezefs- 
gelder  u.  s.  w.),  so  dafs  sich  die  Abgaben  auf  etwa  15  bis  20  Prozent 
des  Bruttoertrages  beliefen.  Eine  solche  Last  würde  der  in  starker  Kon- 
kurrenz mit  den  fiskalischen  abgabenfreien  Bergwerken  stehende  Privat- 
bergbau nicht  haben  tragen  können,  wenn  nicht  der  Staat  sowohl  für 
seine  eigenen,  wie  für  die  privaten  Bergwerke  die  Preise  der  Berg- 
werksprodukte in  einer  Weise  festgesetzt  hätte,  dafs  die  Gewerkschaften 
dabei  gleichfalls  ihre  Rechnung  finden  konnten.  Gegen  die  ausländische 
Konkurrenz  war  der  Bergbau  durch  die  damals  hohen  Kosten  des  Trans- 
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Schüler  mit  der  Befähigung  für  Untersteigerstellen  entlassen  zu  können. 
Im  allgemeinen  ist  der  Unterricht  auf  Bergschulen  unentgeltlich.  Aus- 
nahmsweise ist  auch  Berghauheflissenen  (d.  h.  solchen  jungen  Leuten, 
die  nach  bestandenem  Abturientenexamen  sich  dem  höheren  Bergfach 
widmen),  der  Zutritt  in  die  Bergsohulen  gestattet.  Während  des  Schul- 
besuches haben  die  Schüler  regelmäfsige  Arbeitsschichten  zu  verfahren 
und  darüber  Tagebücher  zu  führen.  Bei  Festsetzung  des  Unterrichtes 
wird  darauf  Rücksicht  genommen.  Der  Unterricht  ist  daher  zum  Teil 
auf  drei  Wochentage  beschränkt,  zum  Teil  so  gelegt,  dafe  immer  je  ein 
halber  Tag  für  die  praktische  Arbeit  frei  bleibt.  Die  Gewährung  be- 
sonderer Prämien  an  die  besten  Schüler  soll  zum  Fleifse  anspornen.  Am 
Schlüsse  des  Schuljahres  finden  Prüfungen  statt.  Beim  Abgange  aus 
der  Schule  erhalten  die  Schüler  Zeugnisse,  welche  sich  nicht  nur  über 
ihre  Leistungen,  sondern  auch  über  ihre  Bef&hung  zur  Bekleidung  be- 
stimmter Stellen  aussprechen.  Der  Schuldirektor  —  meist  ein  am  Unter- 
richt beteiligter  königlicher  Bergbeamter  oder  ein  besonders  angestellter 
Hauptlehrer  —  hat  au&er  der  Leitung  und  Vertretung  nach  aufsen  ein 
besonderes  Aufsichtsrecht  über  Lehrer  und  Schüler. 

Die  Kosten  werden  bei  einzelnen  Bergschulen  durch  die  Berg- 
bauhülfskassen  (Tarnowitz,  Waidenburg,  Bochum)1),  teils  durch 
eigens  zu  diesem  Zwecke  gegründete  Bergsehulvereine  (Eisleben,  Claus- 
thal, Essen),  teils  durch  die  Arbeitgeber  (Fiskus  in  Saarbrücken,  Frei- 
berg i.  S.)  aufgebracht.  Die  Oberleitung  wird  durch  ein  Bergschul- 
kuratorium ausgeübt.  Dieses  wird  regelmäfeig  durch  den  Vorstand 
der  Bergbauhülfskasse  oder  den  Vorstand  des  Schulvereins  gebildet. 
Im  letzteren  Falle  pflegt  sich  der  Fiskus,  als  Vereinsgenosse,  die  Er- 
nennung des  Vorsitzenden  vorzubehalten.  Die  Bergschule  in  Saar- 
brücken ist  eine  staatliche  Anstalt. 

Die  Bergschule  in  Tarnowitz  i.  O.-Schles.,  wird  durch  die  Ober- 
schlesische  Steinkohlen-Hülfskasse  unterhalten  und  geleitet.  Den  Berg- 
schul-Direktor  ernennt  auf  Vorschlag  das  Oberbergamt  zu  Breslau. 
Entsprechend  ist  die  Verfassung  der  Bergsehule  in  Waidenburg.  Die 
Bergschule  in  Eisleben,  von  einem  besonderen  Verein  ins  Leben 
gerufen,  hat  in  ihren  Lehrplan  auch  Hüttenkunde  und  Probierkunst 
aufgenommen.  Von  den  etwa  60  000  Mark  betragenden  Einnahmen  zahlt 
der  preußische  Staat  an  25000  Mark,  die  Anhaltische  Regierung  an 
5000,  die  Mansfelder  Gewerkschaft  an  12000  Mark.  Die  Bergsehule 
in  Clausthal,  welche  gleichfalls  Hüttenkunde  in  ihren  Lehrplan  aufge- 
nommen hat,  ist  fast  ganz  unter  staatlicher  Verwaltung.  Der  Direktor 
der  dortigen  Bergakademie  ist  auch  Leiter  der  Bergsehule,  die  Kasse 
ist   Staatskasse.     Die  Bergsehule  in  Bochum  ist  mit  ihren  zehn  Vor- 
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meidung  zurückzuweisen,  so  wird  er  auch  folgerichtig  die  Zurückweisung 
nicht  androhen,  sondern  nur  als  voraussichtlich  durch  die  Abteilung 
zu  gewärtigend  in  Aussicht  stellen  können.  Durch  eine  solche  Verwar- 
nung überschreitet  der  Vorprüfer  weder  seine  Kompetenz  noch  vinkuliert 
er  das  Kollegium. 

Erachtet  der  Vorprüfer  die  Vorprüfung  der  Anmeldung  für  abge- 
schlossen, und  ist  die  Anmeldung  nicht  etwa  vom  Patentsucher  ausdrück- 
lich oder  stillschweigend  zurückgenommen,  so  giebt  er  die  Anmeldung  an 
die  Abteilung  ab,  die  nunmehr  dieselbe  von  neuem  durch  den  Bericht- 
erstatter prüfen  läfst  oder  selbst  prüft.  Die  Mitwirkung  des  Vorprüfers  in 
diesem  Stadium  des  Anmeldeverfahrens  ist  bereits  oben  erörtert. 

Der  Beschlufs  der  Anmeldeabteilung  kann,  abgesehen  von 
den  Anordnungen  weiterer  zur  Aufklärung  der  Sache  erforderlicher  Ermitte- 
lungen, die  in  Vernehmungen  von  Zeugen  oder  Sachverständigen  oder  in 
Auskunftseinholungen  bestehen  können,  zunächst  nur  die  Zurüekw  eisung 
der  Anmeldung,  falls  die  mehrerwähnten  Mängel  der  Anmeldung  oder  der 
Erfindung  anhaften,  oder  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  aussprechen, 
falls  die  Anmeldung  als  gehörig  erfolgt  und  die  Erteilung  des  Patentes 
nicht  für  ausgeschlossen  erachtet  wird« 

Die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  erfolgt  in  zweifacher  Weis**, 
durch  Veröffentlichung  im  Reichsanzeiger  und  durch  Auslegung  beim 
Patentamte.1)  Die  Veröffentlichung  erfolgt  unter  Mitteilung  des  Namens 
des  Patentsuchers  und  des  wesentlichen  Inhaltes  des  in  der  Anmeldung 
enthaltenen  Antrages  (thunlichst  prägnante  Bezeichnung  der  angemeldeten 
Erfindung).  Die  Auslegung  der  Anmeldung  findet  in  einem  besonderen 
Räume  des  Patentamtes  (Auslegehalle)  statt;  es  werden  sämtliche  Unter- 
lagen und  Beilagen  der  Anmeldung  ausgelegt  und  zwar  zu  Jedermanns 
(unentgeltlicher)  Einsichtnahme. 

In  den  Bestimmungen  über  die  Bekanntmachung  der  Anmel- 
dung durch  Veröffentlichung  in  einer  amtlichen  Zeitung  und  durch  Aus- 
legung an  öffentlicher  Stelle  ist  das  neben  dem  deutschen  nur  wenig  andern 
Patentrechten,  so  dem  österreichischen,  englischen,  skandinavischen  (schwe- 
dischen, norwegischen,  dänischen),  nissischen  eigene  Aufgebotsverfahren 
enthalten.  Dasselbe  verfolgt  zwTei  verschiedene  Zwecke,  einen  allgemeinen 
und  einen  besondern.  Ersterer  liegt  darin,  dafs  allen  beteiligten,  nament- 
lich industriellen  Kreisen  Gelegenheit  gegeben  werden  soll,  zu  verhindern, 
dafs  etwa  Erfindungen  patentiert  werden,  welche  in  der  Technik  längst 
bekannt  sind  und  womöglich  sich  bereits  in  Benutzung  befinden.  Die  be- 
teiligte Technik  und  Industrie  werden  somit  zur  Mitwirkung  an  dem  dem 


1)  Im  §  23  Abs.  3  des  Gesetzes  ist  vorgesehen,  dafs  durch  kaiserliche  Verordnung 
unter  Zustimmung  des  Bundesrates  auch  aufserhalb  Berlins  die  Auslegung  der  Patent- 
anmeldungen angewendet  werden  kann.  Der  Erlafs  einer  solchen  Bestimmung  ist 
bisher  als  ein  dringendes  Bedürfnis  nicht  empfunden  oder  festgestellt  worden. 
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des  Handelsministers  vom  29.  Januar  1866  für  die  rechtsrheinischen 
Landesteile  findet  die  Erhebung  der  Bergwerksahgabe  in  Natur  nur 
noch  bei  den  Galmeibergwerken  in  Oberschlesien  statt.  Die  Aufsichts- 
steuer durfte  von  Anfang  an  nur  in  Geld  bezahlt  werden.  Die  Berg- 
werksabgabe ist  in  Preufeen  eine  Bruttosteuer.  Es  kommt  nicht 
auf  den  Reingewinn  an,  welchen  der  Bergwerksunternehmer  macht, 
sondern  lediglich  auf  die  Menge  und  auf  den  Verkaufswert  der  ge- 
förderten Bergwerksprodukte  am  Förderpunkte.  Die  Transportkosten 
für  das  Fortschaffen  der  Produkte  von  dem  Förderpunkte  zu  einer  be- 
sonderen Verkaufsstelle  sind  deshalb  zu  Gunsten  des  Bergwerksbesitzers 
in  Anrechnung  zu  bringen.  Dasselbe  gilt  rttoksichtlich  der  Auf  bereitungs- 
kosten. 

In  Bayern  und  zwar  im  ganzen  Königreiche  gilt  heute  das  Ge- 
setz, vom  6.  April  1869,  die  Abgaben  von  Bergwerken  betreffend. 
Dieses  Gesetz  unterwirft  die  aus  dem  Eigentumsrechte  am  Grund  und 
Boden  ausgeschiedenen  Mineralien,  welche  nur  auf  Grund  staatlicher 
Verleihung  gewonnen  werden  dürfen,  einer  Grubenfeldabgabe  und 
der  (allgemeinen)  Einkommensteuer.  Die  Grubenfeldabgabe  wird 
nach  Mafsgabe  desjenigen  Raumes  bestimmt,  für  welchen  das  Recht 
erworben  wird,  Andere  vom  Bergbau  auszuschliefsen.  Bei  geviertem 
Felde  sind  von  jedem  Hektar  der  Oberfläche,  bei  Längenfeldern  von 
je  20  Meter  Länge  jährlich  9  Kreuzer  zu  entrichten.  Die  Einkommen- 
steuer wird  nach  den  in  dem  Gesetze  vom  31.  Mai  1856  für  die  Ab- 
teilung II  getroffenen  Bestimmungen  angelegt. 

Für  Elsa fs- Lothringen  gilt  das  Gesetz  vom  16.  Dezember  1873, 
betreffend  die  Besteuerung  der  Bergwerke.  Dasselbe  ermäßigte  vom 
1.  Januar  1874  ab  die  bisherige  (französische)  fünfprozentige  verhältnis- 
mäfsige  Reinertragssteuer  auf  2  Prozent,  liefs  dagegen  die  feste,  von  der 
Feldesgröfse  abhängige  Abgabe  von  10  Centimes  auf  den  Hektar  be- 
stehen. Auch  die  Zuschlagszehntel  zu  der  verhältnisraäfsigen  und  der 
festen  Bergwerksabgabe  wurden  aufrecht  erhalten. 

Im  Königreich  Sachsen  sind  die  dem  Regalbergbau  unterworfenen 
Bergwerksunternehmungen  seit  dem  Gesetze  vom  10.  Oktober  1864, 
nämlich  seit  dem  1.  Januar  1865  der  allgemeinen  Gewerbesteuer 
unterworfen.  Die  Heranziehung  erfolgt  in  der  ersten  Unterabteilung 
nach  Tarif  D  des  Gesetzes  vom  23.  April  1850.  Nach  demselben  be- 
trägt die  jährliche  Steuer  bei  einem  jährlichen  Einkommen  von  mehr 
als  5000  Thalern  2  Thl.  20  Ngr.  von  100  Thalern.  Als  der  Gewerbe- 
steuer unterliegend  ist  derjenige  Ertrag  des  Bergbaues  anzusehen,  welcher 
für  die  Unternehmer  nach  Abzug  des  Betriebs-  und  Verwaltungsauf- 
wandes verbleibt.  Aufser  dieser  Gewerbesteuer,  welche  man  besser 
als  Einkommensteuer  bezeichnen  könnte,  unterliegen  die  Regalberg- 
bauunternehmungen der  Grubensteuer,  welche  für  jede  Mafseinheit 
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bei  Gold-  und  Silberbergwerken  3  und  bei  anderen  Metallbergwerken 
2  Neugroschen  beträgt.  Endlich  ist  von  jedem  Schtirffelde  eine  Schürf- 
s teuer  von  vierteljährlich  einem  Neugjroschen  fftr  je  1000  Quadrat- 
lachter  Schürffeld  zu  entrichten.  Eine  Änderung  hat  die  Besteuerung 
durch  das  Einkommensteuergesetz  vom  2.  Juli  1878  erfahren,  wonach 
steuerpflichtig  sind  u.  a.  Berggewerksohaften  hinsichtlich  der  Über- 
schüsse, welche  unter  die  Mitglieder  verteilt  oder  zur  Bildung  von 
Reservefonds  oder  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden.  Die  Steuer 
beträgt  bei  Einkommen  Ober  6000  Mark  etwa  drei  vom  Hundert.  Die 
von  den  Gruben-  und  Schtirffeldern  zu  entrichtenden  besonderen  (Feldes-) 
Abgaben  sind  durch  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1878  nicht  berührt. 

In  Württemberg  sind  seit  dem  Gesetze,  vom  20.  April  1873,  be- 
treffend die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer,  die  Bergwerke  ledig- 
lich der  allgemeinen  Gewerbesteuer  (einer  Einkommensteuer)  unter- 
worfen. 

Für  das  Herzogtum  Anhalt  gilt  heute  das  Berggesetz  vom  30.  April 
1 875.  Dasselbe  setzt  rücksichtlich  aller  vom  Verftigungsreohte  des  Grund- 
eigentümers ausgeschlossenen  Mineralien  eine  Bruttoabgabe  von 
zwei  Prozent  von  dem  Werte  der  Produkte  zur  Zeit  des  Absatzes  der- 
selben fest.  Eisenerzbergwerke  zahlen  nur  ein  Prozent.  Von  den  Braun- 
kohlenbergwerken ist  aufser  der  Bergwerksabgabe  an  den  Staat  noch 
eine  Entschädigung  in  Form  einer  Rente  in  Höhe  von  sechs  Prozent 
des  Erlöses,  bezw.  des  Wertes  der  Braunkohlen  zur  Zeit  ihres  Absatzes, 
an  den  Grundeigentümer  zu  entrichten.    Es  gelten  zwei  Freijahre. 

Für  das  Herzogtum  Braunschweig  bestimmt  das  Gesetz  vom 
15.  April  1866,  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Bergwerksabgaben  be- 
treffend, dafe  von  den  Mineralien,  die  dem  Verfilgungsrechte  des  Grund- 
eigentümers entzogen  sind,  eine  Bergwerksabgabe  von  einem  Ftinfzigstel 
des  Wertes  der  abgesetzten  Produkte  zu  entrichten  ist.  Von  dieser 
zweiprozentigen  Bruttosteuer  sind  dagegen  wie  inPreufsen  die  Eisen- 
erzbergwerke gänzlich  befreit. 

In  Sachsen-Altenburg  giebt  es  nur  Bergbau  auf  Braunkohle.  Dieses 
Mineral  gehört  dort  zum  Grundeigentum.  Bergwerksabgaben  sind  nicht 
zu  entrichten. 

Für  das  Herzogtum  Gotha  bestimmt  das  Berggestz  vom  16.  August 
1868,  dafs  von  jedem  verliehenen  Grubenfelde  eine  Abgabe  im  viertel- 
jährlichen Betrage  von  einem  Thaler  zu  entrichten  ist,  wenn  das  Gruben- 
feld keine  oder  nur  geringe  Ausbeute  giebt.  Im  anderen  Falle  sind 
von  verliehenen  Braunstein- (Eisenerz-)gruben,  je  nachdem  die  Produkte 
sofort  verkauf  bar  sind  oder  nicht,  flinf  oder  drei  Prozent  und  von  allen 
anderen  verliehenen  Gruben  vier  Prozent  des  Wertes  der  Produkte 
des  Bergbaues  zu  entrichten  in  dem  Zustande,  in  dem  sie  von  der 
Grube  aus  verkauft  oder  zur  hüttenmännischen  oder  sonstigen  weiteren 
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Verarbeitung  abgeliefert  werden.  Die  vertragsmäfeig  vom  Staate  ge- 
währten Befreiungen  bleiben  in  Kraft.  Die  verhältnismäßige  Hohe  der 
Abgaben  wird  durch  den  Hinweis  auf  den  Umstand  begründet,  dafs  in 
Gotha  sehr  kleine  Gruben  und  deshalb  höhere  Abgaben  wegen  der 
schwereren  Aufsicht  gerechtfertigt  sein. 

Im  Herzogtum  Koburg  fehlt  es  an  Vorschriften. 

Im  Fürstentum  Waldeck-Pyrmont  ist  durch  das  Gesetz  vom  30.  De- 
zember 1864,  die  Abgaben  vom  Bergbau  betreffend,  eine  Bruttosteuer 
von  2  Proz.  eingeführt.  Ein  Rezefsgeld  von  1  Thaler  ist  für  jedes 
verliehene  Bergwerk  alljährlich  zu  entrichten. 

Im  Herzogtum  Sachsen-Meiningen  sind  die  Bergwerke  durch  das 
Gesetz  vom  18.  April  1868,  die  Bergwerksabgaben  betreffend,  einer  Ab- 
gabe von  2  Proz.  des  Bruttoertrages  unterworfen,  berechnet  vom 
Werte  der  abgesetzten  Bergwerksprodukte  zur  Zeit  des  Absatzes. 

Im  Fürstentum  Schivarzburg-Rudolstadt  sind  seit  dem  1.  Januar  1871 
die  Eisenerzgruben  von  jeder  Bergwerkssteuer  befreit.  Andere  Berg- 
werke unterliegen  einer  zweiprozentigen  Bruttoabgabe. 

Im  rechtsrheinischen  Grofsherzogtum  Hessen  fehlen  Vorschriften,  im 
linksrheinischen  gilt  die  französische  Bergwerksbesteuerung. 

Die  Besten  erungs Vorschriften  des  Grofsherzogstums  Sachsen-  Weimar- 
Eisenach  entsprechen  denjenigen  des  Königreichs  Sachsen. 

Die  Besteuerung  der  Bergwerke  im  Fürstenthum  Reufs  j.  L.  ist 
durch  ein  Gesetz  vom  20.  Juni  1877  dahin  geregelt,  dafs  für  jedes  ver- 
liehene Grubenfeld  eine  dem  Staate  zufallende  Gruben feldabgabe 
zu  entrichten  ist,  die  quartaliter, 

a)  wenn  das  Grubenfeld  auf  Gold  oder  Silber  verliehen  ist,  50  Pfg. 
für  je  4000  qm., 

b)  wenn  das  Grubenfeld  auf  Schiefer,  Braun-  oder  Steinkohlen, 
Streusalz  oder  Salzsoole  verliehen  ist,  25  Pfg.  für  je  4000  qm., 

c)  wenn  das  Grubenfeld  auf  Eisenerz  oder  andere  als  die  vorstehend 
bezeichneten  Mineralien  verliehen  ist,  10  Pfg.  für  je  4000  qm. 

der  Oberfläche  beträgt. 

In  Oesterreich  wurde  unter  dem  Namen  der  Bergwerks  fr  ohne 
neben  noch  anderen  Bergwerksabgaben  der  Bruttozehnte  von.  den 
Bergwerken  erhoben.  Das  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  setzte  für  den 
gröfsten  Teil  des  Kaiserreichs  die  Frohne  auf  die  Hälfte  herab.  Die 
Bergwerksfrohne  wurde  durch  das  Gesetz  vom  28.  April  1862  für  den 
ganzen  Umfang  der  Monarchie  und  dafür  der  in  verliehenen  Bergwerks- 
mafsen  betriebene  Bergbau  aufser  der  Mafsengebühr  der  Einkommen- 
steuer der  ersten  Klasse  nach  den  für  die  Bemessung  derselben  beste- 
henden Vorschriften  unterworfen.  Als  feste  Abgabe  dient  die  durch 
Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  eingeführte  Mafsengebühr.  Die  Ein- 
heit für  die  Erhebung  derselben  ist  das  Grubenmafs  von  12544  Quadrat- 
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lachter  gleich  45 1 16  Quadratmeter  und  das  Tagmafs  von  32  000  Quadrat- 
laehter  gleich  115  000  Quadratmeter  Grundfläche.  Für  eine  solche  Einheit 
ist  jährlich  eine  Mafeengebühr  von  4  Gulden  zu  entrichten,  wobei  es 
gleichgiltig  ist,  ob  das  betreffende  Grubenfeld  sich  im  Betriebe  oder  in 
Baufristung  befindet,  und  ob  es  in  Ertrag  oder  in  Zubufse  steht.  Doch 
kann  für  Gruben-  und  Tagmafse  mit  sehr  armen  oder  sehr  zerstreuten 
Lagerstätten,  welche  nur  mit  unverhältnismäfsigen  Kosten  abgebaut 
werden  können,  die  Mafsengebühr  widerruflich  auf  die  Hälfte  ermäfsigt 
werden  können.  Ferner  unterliegt  in  Oesterreich  nach  dem  Gesetze  vom 
28.  Oktober  1862  jeder  Freisohurf  einer  jährlichen  Freischur  fgebühr 
von  4  Gulden  für  jede  Einheit  (für  jedes  Grubenmafs). 

Wie  verschieden  nach  dem  Vorstehenden  die  Bergwerksabgaben 
nach  ihrer  Art  und  Höhe  in  den  einzelnen  Ländern  auch  sind,  so  zeigen 
sie  doch  in  zwei  Punkten,  die  durch  alle  Berggesetzgebungen  hindurch- 
gehen, Übereinstimmung,  nämlich: 

I.  Die  Bergwerksabgaben  an  den  Staat  werden  nur  von  den  durch 
denStaatverliehenen,  dem  Verftigungsrechte  des  Grundeigentümers 
unbedingt  entzogenen  Mineralien  entrichtet. 

H.  Die  Bergwerksabgaben  schliefsen  eine  Doppelbesteuerung 
in  sich.  Sie  werden  neben  den  Abgaben  erhoben,  welche  der 
Betreiber  von  seinem  Einkommen  aus  dem  Bergwerke  persönlich  zu 
zahlen  hat. 

Mit  dem  1.  April  1895  sind  Kraft  Gesetzes  vom  14.  Juli 
1893  inPreufsen  die  staatliche  Bergwerksabgabe  und  die 
staatliche  Aufsichtssteuer  vom  Bergwerke  aufser  Hebung 
gesetzt.  Das  Einkommen,  was  physische  Personen  aus  dem  Berg- 
bau beziehen,  wird,  wie  bisher,  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  zur 
Staatseinkommensteuer  herangezogen.  Die  Bergwerke  brauchen  auch 
heute  keine  Gewerbesteuer  an  den  Staat  zu  entrichten.  Dagegen 
sind  die  juristischen  Personen,  welche  Bergbau  betreiben,  namentlich 
Aktiengesellschaften  und  Berggewerkschaften,  durch  das  Einkommen- 
steuergesetz vom  24.  Juni  1891  verpflichtet  worden,  von  dem  Einkommen, 
welches  sie  aus  dem  Bergbau  beziehen,  die  Einkommensteuer  an  den 
Staat  zu  zahlen.  Um  jedoch  eine  doppelte  Besteuerung  desselben  Ein- 
kommens zu  vermeiden,  ist  bei  Aktiengesellschaften  ein  Betrag  von 
Sl/t  °/u  vom  Grundkapital  von  der  Besteuerung  abzuziehen.  An  die  Stelle 
des  Aktienkapitals  tritt  bei  Berggewerkschaften  das  aus  dem  Erwerbs- 
preise und  den  Kosten  der  Anlage  und  Einrichtung  beziehungsweise 
Erweiterung  des  Bergwerks  sich  zusammensetzende  Grundkapital  oder, 
soweit  diese  Kosten  vor  dem  1.  April  1895  aufgewendet  sind,  nach 
Wahl  des  Pflichtigen  der  zwanzigfache  Betrag  der  im  Durchschnitt  der 
letzten  vier  Jahre  vor  dem  1.  April  1892  verteilten  Ausbeute. 
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Was  die  geschäftliche  Behandlung  des  Einspruchs  betrifft,  so  ist 
die  Mitteilung  desselben  an  den  Anmelder  vom  Gesetz  zwar  nicht  aus- 
drücklich vorgeschrieben,  immerhin  aber  üblich,  damit  letzterer  die  gegen 
die  Anmeldung  gerichteten  Angriffe  abzuwehren  vermag.  Auch  bietet  die 
Erwiderung  des  Anmelders  auf  die  Einsprüche  oft  schätzbares  Material 
zur  Prüfung  und  Klärung  des  Sachverhalts.  Nur  in  den  Fällen  unter- 
bleibt die  Mitteilung  des  Einspruchs,  wenn  die  Behauptungen  desselben 
bereits  zuvor  vom  Amte  selbst  geprüft,  aber  ohne  Einflufs  «auf  die  Be- 
schlufsfassung  über  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  geblieben  sind. 

Die  sachliche  Prüfung  der  Einsprüche  erfolgt  in  der  Regel  erst  nach 
Ablauf  der  Einspruchsfrist,  weil  erst  dann  das  gesamte  Material,  wie  es 
gegen  und  dann  wieder  für  die  Anmeldung  vorgebracht  ist,  übersehen 
und  gesichtet  werden  kann.  Auch  hat  erst  nach  dieser  Zeit  die  Abtei- 
lung über  die  Anmeldung  Beschluß*  zu  fassen1),  der  auf  eine  gänzliche 
oder  teilweise  Erteilung  oder  Versagung  des  Patentes  zu  lauten  hat. 

Vor  der  Beschlufsfassung  hat  die  Abteilung  das  Becht  und 
die  Pflicht,  alle  zur  Aufklärung  des  Sachverhalts  erforderlich  erscheinen- 
den Ermittelungen  vorzunehmen,  die  u.  a.  in  Vernehmung  der  Beteiligten 
und  der  Zeugen,  Anhörung  oder  Befragung  besonderer  Sachverständiger, 
Auskunftseinholung  bei  Behörden,  örtlichen  Besichtigungen  technischer 
Anlagen  bestehen  können. 

Was  insbesondere  die  x\n hörung  der  Beteiligten,  d.  i.  des  An- 
melders und  des  Einsprechenden  betrifft,  so  ist  mit  Recht  und  Erfolg  die 
Patentgesetzgebung  dem  Zuge  der  Zeit  gefolgt  und  hat  dem  Prinzip  der 
mündlichen  Verhandlung  thunlichste  Bedeutung  gegeben.  Abgesehen  von 
der  Verhandlung  des  Vorprüfers  mit  dem  Anmelder  spielen  die  mündlichen 
Verhandlungen  der  Anmelde-  und  der  übrigen  Abteilungen  mit  den 
Parteien  eine  bedeutsame  Rolle  und  haben  oft  die  segensreichsten  Folgen 
gezeitigt.  Übrigens  werden  die  im  Anmeldeverfahren  gestellten  Anträge 
auf  Ladung  und  mündliche  Anhörung  umsoweniger  abgelehnt,  weil  sie 
andernfalls  im  Beschwerdeverfahren  bewilligt  werden  müssen.  Wie  in 
anderen  Streitverfahren  ist  auch  im  Patentverfahren  der  Schwerpunkt 
in  die  I.  Instanz  zu  verlegen  und  hier  der  Thatbestand  in  jeder  Hin- 
sicht erschöpfend  festzustellen.  Namentlich  finden  die  Verhandlungen 
auch  zumeist  unter  Vorführung  oder  Vorlegung  von  Modellen,  Mustern 
oder  anderen  Probestücken  oder  von  Abbildungen  statt. 

Ebenso  liegt  es  im  Sinne  der  Unmittelbarkeit  des  Eindrucks  und 
der  Überzeugung,  wenn  nach  der  Praxis  des  Patentamtes  Zeugen  und 
Sachverständige  thunlichst  vom  Amte  selbst  vernommen  werden,  sofern 
sie  am  Sitze  des  Patentamtes  oder  in  dessen  Nähe  wohnen,  oder  ihr  Er- 
scheinen von  entfernt  gelegenen  Orten  nicht  mit  besonderen  Schwierig- 

1)  Über  die  Teilnahme  des  Vorprüf ers  an  der  Beschul f «Fassung  vergl.  das  oben 
S.  34  Gesagte. 
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keiten  verbunden  ist  und  namentlich  von  den  Parteien  selbst  ausdrück- 
lich (gegen  Übernahme  der  Kosten)  gewünscht  wird  Es  ist  aber  auch 
an  dieser  Stelle  hervorzuheben,  dafs  die  Vernehmung  entfernt  wohnender 
Zeugen  durch  die  angerufenen  Gerichtsbehörden  nur  in  seltenen  Fällen 
zu  Schwierigkeiten  geführt  hat,  sofern  nur  immer  das  Beweisthema  mit 
thunlichster  Schärfe  und  Klarheit  angegeben  war. 

Gegen  den  Beschlufs  der  Anmeldeabteilung,  durch  welchen 
die  Anmeldung  zurückgewiesen  *)  oder  über  die  Erteilung  des  Patentes  ent- 
schieden wird,  kann  vom  Patentsucher,  letzteren  Falles  auch  vom  Ein- 
sprechenden Beschwerde  eingelegt  werden,  und  zwar  innerhalb  eines 
Monats  nach  der  Zustellung.  Mit  der  Einlegung  der  Beschwerde  sind 
zwanzig  Mark  zu  zahlen,  deren  unterlassene  oder  verspätete  Zahlung  die 
Beschwerde  als  nicht  erhoben  gelten  läfst  Ist  die  Beschwerde  an  sich  nicht 
statthaft  oder  verspätet  eingelegt,  so  wird  sie  als  unzulässig  verworfen. 

Das  hier  behandelte  Rechtsmittel  der  Beschwerde2)  ist  ein  ordent- 
liches, an  eine  bestimmte  Frist  gebundenes  Rechtsmittel,  welches  im 
wesentlichen  der  civilprozessualen  Berufung  gleicht 

In  formeller  Hinsicht  ist  hervorzuheben,  dafs  zwar  nicht  nach  der 
Vorschrift  des  Gesetzes,  wohl  aber  nach  feststehender  Praxis  die  Einlegung 
der  Beschwerde  schriftlich,  mittels  eines  besonderen  Schriftsatzes  zu  er- 
folgen hat.  Eine  etwa  gelegentlich  einer  mündlichen  Verhandlung  gegen 
den  mündlich  bekannt  gegebenen  Beschlufs  mündlich  abgegebene  Er- 
klärung der  Einlegung  der  Beschwerde  würde  unberücksichtigt  bleiben. 
Dagegen  ist  die  Beschwerde  als  solche  nicht  ausdrücklich  zu  bezeichnen; 
es  genügt,  wenn  die  mit  dem  Beschlüsse  unzufriedene  Partei  ihre  Unzu- 
friedenheit mit  der  Entscheidung  kundthut.  Ebensowenig  bedarf  die  Be- 
schwerde irgend  welcher  Begründung.3)  Auf  die  Einlegung  der  Beschwerde 
hin  erfolgt  die  abermalige  Prüfung  des  gesamten  Akteninhaltes,  allerdings 
nur  nach  der  Seite  hin,  welche  den  Beschwerdeführer  betrifft.  So  würden 
bei  der  Beschwerdeeinlegung  seitens  eines  von  mehreren  Einsprechenden 
die  Einsprüche  der  übrigen,  sofern  sie  nicht  mit  dem  des  Beschwerde- 
führers bezüglich  des  Rechtsgrundes  übereinstimmen,  unberücksichtigt 
bleiben.  Anderseits  ist  die  Beschwerde  im  allgemeinen  inhaltlich  unbe- 
schränkt. Doch  ist  hervorzuheben,  dafs  der  beschwerdeführerde  Anmelder 

1)  Der  auf  Zurückweisung  der  Anmeldung  lautende,  nach  ihrer  Bekanntmachung 
erfolgende  Beschlufs  kann  auf  solche  formelle  oder  sachliche  Mängel  gestützt  werden, 
die  bereits  vor  der  Bekanntmachung  vorhanden  waren.  Immer  mufs  aber  dem  An- 
melder zuvor  Gelegenheit  zu  einer  Aufserung  auf  die  patenthindernden  Mängel  ge- 
geben  worden  sein  (§22  Abs.  2  des  Patcntgesetzes). 

2)  Über  die  andere  gegen  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilung  und  der  Nichtig- 
keitsabteilung  gegebene  unbefristete  Beschwerde  vergl.  das  dort  zu  §  16  Gesagte. 

3)  Eine,  wie  es  nicht  selten  vorkommen  mag,  ohne  jede  Begründung  vor- 
gebrachte Beschwerde  wird  in  geschäftliche  Behandlung  genommen  und  im  Sinne 
der  früher  gestellten  Antrage  des  Beschwerdeführers  geprüft 
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Gesetzes  verteilten  Ausbeute  treten  soll.  Der  Kommunalbesteuening  ist 
das  ermittelte  Einkommen  ohne  Abzug  von  3'/s  Proz.  zu  Grunde  zu 
legen.  Zur  Ergänzungssteuer,  auch  Vermögenssteuer  genannt,  der  nur 
physische  Personen  unterliegen,  können  die  Gemeinden  keine  Zusehläge 
erheben. 

Die  Verteilung  des  gemeindesteuerpflichtigen  Einkommens  aus  dem 
Besitze  oder  Betriebe  eines  sich  über  mehrere  preufeische  Gemeinden  er- 
streckenden Gewerbebetriebes  oder  Bergbauunternehmens  erfolgt,  sofern 
nicht  zwischen  den  beteiligten  Gemeinden  und  dem  Steuerpflichtigen 
ein  anderweiter  Mafsstab  vereinbart  ist,  in  der  Weise,  dafs,  abgesehen 
von  Versicherungs-,  Bank-  und  Kreditgeschäften,  das  Verhältnis  der  in 
den  einzelnen  Gemeinden  erwachsenen  Ausgaben  an  Gehältern  und 
Löhnen ,  einschliefslich  der  Tantiemen  des  Verwaltungs-  und  Betriebs- 
personals, zu  Grunde  gelegt  wird.  Da  sich  Bergbauunternehmungen  ge- 
wöhnlich über  den  Bezirk  mehrerer  Gemeinden  ausdehnen,  so  sind 
diese  Bestimmungen  von  besonderer  Bedeutung  für  den  Bergbau.  Weil 
der  Bergbau  für  seine  Kranken  und  Invaliden  selbst  zu  sorgen  pflegt, 
so  liegt,  worauf  zum  Schlüsse  hingewiesen  werden  mag,  kaum  ein  hin- 
reichender Grund  vor,  die  Bergbauunternehmungen  über  das  normale 
Mafs  zur  Gemeindesteuer  heranzuziehen. 


VIH.  Abschnitt.  Die  Organisation  der  Bergbehörden 
und  das  Bergunterrichtswesen. 


§  1.  Die  Bergbehörden. 

Die  Bergbehörden  waren  einst  mehr  fiskalische  als  staatliche  Be- 
hörden. In  erster  Reihe  hatten  sie  für  das  Interesse  des  Regalherrn 
zu  sorgen,  also  dafür,  dafs  er  möglichst  hohe  Einnahmen  aus  dem 
Bergbau  bezog,  dafs  die  Beliehenen  den  Bergzehnten  und  die  sonstigen 
Abgaben  gehörig  abführten,  und  dafs  sie  die  Graben  fortdauernd  in  bau- , 
haftem  Zustande  erhielten.  Sie  besorgten  die  Verleihungen  von  Gruben- 
feldern und  nahmen  deren  Auflässigerklärung  vor.  Bei  dem  früheren 
Direktionsprinzipe  hatten  sie  auch  die  Interessen  der  Gewerken  wahr- 
zunehmen, nicht  minder  mufsten  sie  für  die  Bergbeamten  und  Berg- 
arbeiter, deren  Anstellung  ihnen  oblag,  sorgen.  Da  bis  in  unser  Jahr- 
hundert hinein  die  Verwaltung  von  der  Justiz  nicht  getrennt  war,  so 
hatten  die  Bergämter  zugleich  richterliche  Gewalt.  Sie  waren  aus- 
schliefslich  zuständig  für  Streitigkeiten  über  Bergwerkseigentum,  über 
Ausbeuten  und  Zubufsen,  ja  sogar  über  Warenklagen,  wenn  die  Waren 
flir  den  Bergbau  verwandt  waren,  über  Streitigkeiten  zwischen  Gewer- 
ken und  deren  Beamten  wie  Arbeitern.  Mit  der  Trennung  der  Justiz 
von  der  Verwaltung  gingen  derartige  Streitigkeiten  auf  die  ordent- 
lichen Gerichte  über.  Die  Bergbehörden  der  neueren  Zeit  sind  daher 
in  allen  Kulturstaaten  lediglich  Verwaltungs-,  nicht  mehr  richterliche 
Behörden. 

Die  Organisation  der  Bergbehörden  ist  durchaus  verschieden  ge- 
staltet. In  einzelnen  Staaten,  Preufsen  und  Oesterreich,  sind  die  Berg- 
behörden selbständige,  neben  der  allgemeinen  Verwaltung  hergehende 
Behörden.  In  anderen  Staaten,  namentlich  in  Frankreich  und  den 
übrigen  Ländern  mit  französischem  Hechte  besorgen  die  Organe  der 
allgemeinen  Landesverwaltung,  die  Präfekten,  auch  die  Geschäfte  der 
Bergbehörden;  technische  Beamte  (ingenieurs  des  mines)  sind  ihnen 
nur  als  Ratgeber  mit  votum  consultativum  zur  Seite  gestellt.  In  Eng- 
land und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  kann  man  kaum  von 
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einer  Bergverwaltung  sprechen.  Gewisse  Befugnisse,  namentlich  die  der 
bergpolizeilichen  Aufsicht  über  die  Sicherheit  des  Betriebes  und  die 
Kontrolle  über  die  Durchführung  der  zum  Schutze  der  Arbeiter  ein- 
geführten Bestimmungen  sind  gewissen  Spezialbeamten  übertragen,  die 
den  allgemeinen  Staatsbehörden  unterstehen.  Eine  fernere  Verschieden- 
heit der  Behördenorganisation  liegt  darin,  daJJB  in  einzelnen  Staaten, 
namentlich  in  Preußen,  die  bergfiskalischen  und  berghoheitlichen  Ge- 
schäfte wenigstens  in  der  Central-  und  Provinzialinstanz  von  den  näm- 
lichen Organen  vorgenommen  werden,  während  z.  B.  in  Oesterreich 
eine  Trennung  der  Behörden  stattfindet,  je  nachdem  es  sich  um  die 
Verwaltung  der  staatlichen  (ärarisehen)  oder  um  diejenige  der  Privat- 
werke handelt. 

In  Preufsen  besteht  auch  bezüglich  der  Bergbehörden  die  bekannte 
Dreiteilung:  Oberste  Instanz  ist  der  Minister.  Durch  das  Publikandum 
vom  16.  Dezember  1808,  betreffend  die  veränderte  Verfassung  der  ober- 
sten Staatsbehörden  der  preußischen  Monarchie  war  als  Zentral- 
behörde für  den  Bergbau  und  die  Salzfabrikation  das  Ministerium 
des  Innern  bestellt.  Durch  Kabinettsordre  vom  13.  Dezember  1813 
wurde  das  Salz-,  Berg-  und  Hüttenwesen  dem  Finanzministerium 
übertragen.  Mit  Gründung  des  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Arbeiten  durch  den  Allerhöchsten  Erlafs 
vom  17.  April  1848  ist  das  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  diesem 
Ministerium  übertragen  worden.  Bei  der  Teilung  dieses  Ministeriums 
durch  Erlafs  vom  7.  August  1878,  bezw.  Gesetz  vom  13.  Dezember  1879 
ist  es  dem  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  unterstellt 
worden.  Seit  dem  Erlafs  vom  17.  Februar  1890  und  dem  Gesetze 
vom  26.  März  1890  untersteht  es  wieder  dem  Minister  für  Handel 
und  Gewerbe.  Der  Minister  führt  die  Verwaltung  des  Berg- 
wesens selbständig  unter  persönlicher  Verantwortlichkeit  dem  König 
und  politischer  dem  Landtage  gegenüber.  Eine  Instanz  über  dem 
Handelsminister  ist  weder  der  Ministerpräsident  noch  das  gesamte 
Staatsministerium,  das  lediglich  in  den  durch  die  Verordnung  vom 
27.  Oktober  1810  vorgesehenen  Fällen  eintritt.  Als  Provinzialbehörden 
fungieren  in  Preufsen  die  Oberbergämter.  Das  Oberbergamt  zu 
Breslau  umfafst  die  Provinzen  Schlesien,  Posen,  Ost-  und  West- 
preufsen,  dasjenige  zu  Halle  (Saale)  die  Provinzen  Sachsen,  Branden- 
burg, Pommern  und  das  Amt  Neustadt  in  der  Grafschaft  Hohenstein. 
Das  Oberbergamt  zu  Dortmund  ist  zuständig  für  die  Provinz  West- 
falen, mit  Ausnahme  des  Herzogtums  Westfalen,  der  Grafschaften 
Witgenstein-Witgenstein  und  Witgenstein-Berleburg,  des  Fürstentums 
Siegen  und  der  Ämter  Burbach  und  Neunkirchen,  sodann  von  der 
Rheinprovinz  für  die  Kreise  Rees,  Mülheim  a.  d.  Ruhr,  Duisburg,  Stadt- 
und  Landkreis  Essen  sowie  für  die  nördlich  der  Düsseldorf-Schwelmer 
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Staatsstrafse  belegenen  Teile  der  Kreise  Düsseldorf  und  Elberfeld,  end- 
lich für  die  Regierungsbezirke  Osnabrück  und  Aurich.  Der  Bezirk  des 
Oberbergamts  zu  Bonn  umfafst  die  nicht  zum  Oberbergamte  Dortmund 
gehörigen  Teile  der  Rheinprovinz  und  Westfalen,  die  Hohenzollernschen 
Lande,  Nassau,  die  abgetretenen  Teile  von  Oberhessen,  die  Landgraf- 
schaft Hessen-Homburg  ausschliefslich  des  Oberamtes  Meisenheim  und 
das  Gebiet  von  Frankfurt  a.  M.,  derjenige  des  Oberbergamtes  Claus- 
thal alle  übrigen  Teile  der  preufsischen  Monarchie,  also  die  Provinzen 
Hannover  aufser  Osnabrück,  Aurich  und  Amt  Neustadt,  Schleswig-Hol- 
stein und  den  Regierungsbezirk  Kassel. 

Die  Oberbergämter  bilden  die  Aufsichts-  und  Rekursinstanz  für  die 
Revierbeamten.  Unter  ihrer  Aufsicht  stehen  die  Markscheider,  durch 
sie  erfolgt  die  Prüfung  und  Konzessionierung  der  letzteren,  sowie  die 
Wiederentziehung  erteilter  Konzessionen.  Sie  überwachen  die  Ausbil- 
dung derjenigen  Personen,  die  sich  für  den  Staatsdienst  im  Bergfache 
vorbereiten.  Aufserdem  liegen  den  Oberbergämtern  die  denselben  im 
Berggesetze  ausdrücklich  übertragenen  Geschäfte  ob.  Innerhalb  ihres 
Geschäftskreises  haben  die  Oberbergämter  die  gesetzlichen  Befugnisse 
und  Verpflichtungen  der  Bezirksregierungen.  Nach  den  berggesetzlichen 
Vorschriften  haben  die  Oberbergämter  in  Preufsen  folgende  Aufgaben: 
die  amtliche  Erteilung  von  Schürfermächtigungen,  die  Verleihung  ein- 
schliefslich  der  Bestimmung  über  den  Mafsstab  der  Mutungsrisse,  die 
Bestätigung  der  Konsolidation,  der  Feldesteilung  und  des  Feldesaus- 
tausches, die  gewerbepolizeiliche  Genehmigung  für  die  auf  Bergwerken 
zu  verwendenden  Dampfkessel,  die  Genehmigung  zur  Anlage  von  Hilfs- 
bauen, die  Entscheidung  über  Einsprüche  gegen  den  Betriebsplan,  die 
Bestätigung  des  Statutes  einer  Berggewerkschaft,  das  Grundabtretungs- 
verfahren (in  Gemeinschaft  mit  dem  Bezirksausschusse),  die  vorläufige 
Festsetzung  der  Entschädigung  für  Vorkehrungen,  die  in  einem  Berg- 
werke zum  Schutze  einer  öffentlichen  Verkehrsanstalt  getroffen  sind, 
das  Verfahren  zur  Aufhebung  des  Bergwerkseigentums,  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  der  Knappschaftsvereine  und  die  Genehmigung 
der  Statuten  und  Statutenänderungen  der  Knappschaftsvereine  und  den 
Erlafe  allgemeiner  und  besonderer  Bergpolizeivorschriften.  Sie  sind 
bezüglich  der  Bergwerke,  Salinen  und  Aufbereitungsanstalten  „höhere 
Verwaltungsbehörde"  im  Sinne  der  Reichsgesetze  (Gewerbeordnung, 
Versicherungsgesetze).  Sie  bilden  die  zweite  Instanz  für  alle  Ver- 
fügungen der  Revierbeamten.  Sie  haben  diesen  und  den  übrigen  ihnen 
unterstellten  Beamten  gegenüber  die  Disciplinargewalt  der  Bezirks- 
regierungen. Sie  sind  befugt,  den  Kompetenzkonflikt  zu  erheben,  wenn 
die  Gerichte  in  Angelegenheiten  angerufen  werden,  die  dem  Rechts- 
wege entzogen  sind,  wie  z.  B.  Bergpolizeiverfllgungen.  Zwar  entscheiden 
nach  §  17  des  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetzes  vom  27.  Januar  1877 
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die  Gerichte  selbst  über  die  Zuständigkeit  des  Rechtsweges,  doch  kann 
durch  die  Landesgesetzgebung  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten 
zwischen  den  ordentlichen  Gerichten  und  den  Verwaltungsbehörden  oder 
Verwaltungsgerichten  über  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  besonderen 
Behörden  unter  gewissen  Normativbestimmungen  übertragen  werden. 
Dies  ist  in  Preufsen  durch  Verordnung  vom  1.  August  1879  geschehen. 
Die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  über  die  Zulässigkeit  des  Rechts- 
weges erfolgt  durch  den  Gerichtshof  zur  Entscheidung  der  Kompetenz- 
konflikte. Die  Oberbergämter  können  den  Kompetenzkonflikt  auch  in 
den  Fällen  erheben,  wo  über  Fragen  ihres  Ressorts  zu  Unrecht  die 
Verwaltungsgerichte  angerufen  sind.  Für  diesen  Fall  entscheidet  das 
Oberverwaltungsgericht.  Sie  können  endlich  den  „Konflikt"  erheben, 
wenn  gegen  einen  der  ihnen  unterstellten  Beamten  wegen  einer  in 
Ausübung  oder  Veranlassung  seines  Amtes  vorgenommenen  Handlung 
oder  wegen  Unterlassung  einer  Amtshandlung  eine  gerichtliche  Ver- 
folgung im  Wege  des  Civil-  oder  Strafprozesses  eingeleitet  ist.  Die 
Vorentscheidung  hierüber  trifft  das  Oberverwaltungsgericht.  Dieselbe 
beschränkt  sich  indes  seit  dem  Einführungsgesetze  zum  deutschen  Ge- 
richtsverfassungsgesetze nur  darauf  „ob  der  Beamte  sich  einer  Über- 
schreitung seiner  Amtsbefugnisse  oder  der  Unterlassung  einer  ihm  ob- 
liegenden Amtshandlung  schuldig  gemacht  hat44.  Da  die  Oberbergäm- 
ter die  Befugnisse  der  Regierungen  haben,  sind  sie  auch  berechtigt, 
innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  zur  Durchführung  der  von  ihnen  ge- 
troffenen Anordnungen  Exekutivstrafen  und  Zwangsvollstreckungen  vor- 
zunehmen. 

Die  Oberbergämter  sind  kollegialische  Behörden.  Ihr  erstes  Mit- 
glied ist  der  Berghauptmann,  der  zugleich  der  Vorgesetzte  der  übrigen 
Oberbergamtsmitglieder  ist;  die  Oberbergämter  entscheiden  durch  Ab- 
stimmung. Der  Berghauptmann  hat  in  Fällen,  in  denen  es  nicht  sich 
um  Privatinteressen  handelt  (namentlich  nicht  in  Mutungssachen)  die 
Befugnis,  Beschlüsse  des  Oberbergamtes  zu  suspendieren  und  die  Ent- 
scheidung des  vorgesetzten  Staatsministers  anzurufen.  Die  Mitglieder 
sind  entweder  administrative  oder  technische  Beamte  (Regierungs-, 
Justiz-  oder  Bergassessoren).  Letztere  Kategorie  tiberwiegt  weitaus  der 
Zahl  nach.  Zweifellos  verfügen  die  Oberbergämter  über  eine  außer- 
ordentliche Summe  technischer  Kenntnisse,  da  sie  aber  selbst  keinen 
bergbaulichen  Betrieb,  auch  keine  unmittelbare  Aufsicht  führen,  so  sind 
sie  nach  ihrer  amtlichen  Thätigkeit  nicht  mehr,  ja  vielleicht  weni- 
ger technische  Behörden  als  die  Bezirksregierungen,  die  das  Fabrik-, 
Bau-,  Hütten-,  Gewerbe-  und  Arbeiterwesen  unter  sich  und  oft  keine 
Techniker  als  Lokalbehörden  zur  Verfügung  haben.  Die  Veränderungen, 
die  die  ersten  Abteilungen  der  Regierungen  durch  die  Verwaltungs- 
reorganisation in  Preufsen  erfahren  haben,  namentlich  die  Ersetzung 
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der  kollegialisehen  Verfassung  durch  das  sogenannte  Präfektensystem, 
erstrecken  sieh  nicht  auf  die  Oberbergämter. 

Die  Markscheider,  bis  zur  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869 
Beamte,  sind  seitdem  als  Gewerbetreibende  anzusehen.  Den  Landes- 
gesetzen ist  aber  freigestellt,  den  Gewerbebetrieb  der  Markscheider  von 
der  vorherigen  Prüfung  und  Genehmigung  abhängig  zu  machen.  Diese 
Genehmigung,  die  nach  einer  Prüfung  durch  ein  Oberbergamt  erfolgt, 
gilt  für  das  ganze  preufsische  Staatsgebiet.  Ausländische  Markscheider 
können  in  Preufaen  nur  nach  Konzessionierung  durch  ein  preufsisches 
Oberbergamt  Markscheiderarbeiten  verrichten.  Die  Konzession  wird  an 
Bedingungen  geknüpft,  namentlich  an  die,  dafs  sich  die  Markscheider 
die  ständige  Kontrolle  durch  das  Oberbergamt  und  dessen  Organe  ge- 
fallen lassen  und  bestimmte  Arbeiten  liefern  müssen.  Die  Nichtbefol- 
gung  der  Konzessionsbedingung  zieht  gerichtliche  Bestrafung  wegen 
Übertretung  der  Gewerbeordnung  nach  sich.  Die  Konzession  kann  in 
den  Fällen  des  §  53  der  Gewerbeordnung,  insbesondere  dann  durch  das 
Oberbergamt,  wieder  entzogen  werden,  wenn  aus  Handlungen  oder 
Unterlassungen  des  Konzessionsinhabers  der  Mangel  derjenigen  Eigen- 
schaften erhellt,  die  bei  der  Konzessionserteilung  vorausgesetzt 
werden  mufsten.  Der  Handelsminister  hat  am  1.  Juni  1876  eine  Ge- 
bühren- und  Diätentaxe  für  die  Markscheider  festgesetzt;  diese  ist 
dritten  gegenüber  ohne  jede  rechtsverbindliche  Kraft  und  bindet  die 
Markscheider  auch  nur  höchstens  in  dem  Falle,  wenn  ihre  Befolgung 
ihnen  als  Konzessionsbedingung  auferlegt  ist. 

Die    erste    Instanz    bilden    die    Bergrevierbeamten   in   allen 
Geschäften,    die   nach   den  Gesetzen  den  Bergbehörden  obliegen  und 
nicht  ausdrücklich  den  Oberbergämtern  übertragen  sind.    Da  fast  alle 
wichtigeren  Geschäfte  (z.  B.  Schürf-,  Mutungs-,  Verleihungs-,  Konsoli- 
dations-  und  Enteignungsverfahren,  ja,    selbst,   abgesehen  von  vor- 
läufigen Verfügungen  in  dringenden  Angelegenheiten  — ,  die  Polizei- 
sachen den  Oberbergämtern  übertragen  sind,  so  erseheinen  die  Berg- 
revierbeamten  in  Wirklichkeit   kaum  mehr  als  eine  Instanz  wie  der 
französische  „inginieur  des  mines".    Das  preufsische  Berggesetz  war 
davon  ausgegangen,  dafs  die  polizeilichen  Anordnungen  der  Revier- 
beamten auch  ohne  zwingende  amtliche  Gewalt,  gewissermafsen  als 
gute  Ratschläge  eines  tüchtigen  Fachmannes,  befolgt  werden  würden. 
Dies  geschieht  auch  im  grofsen  Umfange  Dank  der  Tüchtigkeit  der 
Bergbeamten  und  der  Einsicht  der  Berg  Werksbesitzer,  Dank  endlich 
der  von  Alters  her  überkommenen  Autorität  der  Bergbehörden.    Indes 
entspricht   es   der  Stellung   einer   staatlichen  Behörde,   nicht  dafs  sie 
lediglich   auf  den   guten  Willen   der  Privatpersonen   angewiesen   ist. 
Wenn  dieser  gute  Wille  auch  bei  den  meisten  Bergwerksbesitzern  vor- 
handen sein  mag,  so  doch  nicht  bei  allen,  wenn  er  auch  bei  den  Be- 
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sitzern  vorhanden  sein  würde,  so  doch  nicht  bei  allen  Grubenbeamten 
und  Arbeitern;  und  selbst  wenn  er  bei  den  Bergbautreibenden  überall 
anzunehmen  wäre,  so  würde  er  doch  bei  anderen  Personen  —  und  auch 
an  diese  sind  mitunter  bergpolizeiliche  Anordnungen  zu  richten  — ,  nicht 
selten  fehlen.  Die  preufsischen  Bergrevierbeamten  haben  trotz  der  Vor- 
bildung eines  höhenen  Beamten  nicht  entfernt  die  gesetzliche  Macht 
des  geringsten  Exekutivbeamten.  Insbesondere  entspricht  es  ihrer 
Stellung  nicht,  dafs  sie  die  unbedeutendste  polizeiliche  Anordnung  nur 
mit  vorhergehender  oder  nachfolgender  Genehmigung  des  Oberbergamtes 
treffen  dürfen.  Überall,  wo  die  Gewerbegesetze  und  die  Versicherungs- 
gesetze auf  die  Polizeibehörde  oder  die  untere  Verwaltungsbehörde 
hinweisen,  gelten  als  solche  im  Ressort  des  Berg-  und  Salinenwesens 
die  Bergrevierbeamten. 

Die  Bergbeamten  des  Staates,  deren  Frauen  und  unter  väterlicher 
Gewalt  stehenden  Kinder  können  im  Verwaltungsbezirke  der  ersteren 
durch  Mutung  keine  Bergwerke  oder  Kuxe  erwerben.  Zu  solchen  Er- 
werbungen durch  andere  Rechtsgeschäfte  ist  die  Genehmigung  des 
Handelsministers  erforderlich.  Erwerbungen  von  Todeswegen  sind 
keiner  Beschränkung  unterworfen. 

In  Bayern  wird  nach  der  Verordnung  vom  16.  Juni  1869  die  erste 
Instanz  durch  die  drei  Bezirksämter  zu  München,  Bayreuth  und  Zwei- 
brücken, die  zweite  und  letzte  Instanz  durch  das  Oberbergamt  zu 
München  gebildet,  das  dem  Handelsministerium  untergeordnet  ist. 

In  Braunschweig  besteht  nur  eine  Bergbehörde,  die  herzogliche 
Kammerdirektion  der  Bergwerke  in  Braunschweig. 

In  Sachsen  besteht  ein  Bergamt  in  Freiberg;  als  oberste  Instanz 
fungiert  das  Finanzministerium.  Competenzzweifel  zwischen  den  unteren 
Verwaltungsbehörden  unterliegen  der  gemeinschaftlichen  Entscheidung 
der  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Innern.  Dem  Bergamte  sind  die 
Berginspektoren  unterstellt.  Die  Entscheidungen  des  Bergamts  sind  in 
der  Regel  kollegialisch  von  mindestens  drei  Mitgliedern  zu  fassen.  Gegen 
die  Beschlüsse  und  Anordnungen  des  Bergamts  findet  einmaliger  Rekurs 
an  das  Finanzministerium  statt.  Der  Rekurs  ist  binnen  10  Tagen  ein- 
zuwenden und  binnen  weiterer  14  Tage  zu  begründen.  Wenn  mehrere  Be- 
teiligte einander  gegenüberstehen,  welche  gewisse  Befugnisse  in  Anspruch 
nehmen,  oder  die  ihnen  angesonnene  Verbindlichkeit  bestreiten,  so  findet 
das  für  Administrativjustizsachen  bestehende  Verfahren  Anwendung. 

In  Oesterreich  wird  die  Oberaufsicht  des  Staates  über  den  Berg- 
bau (einschliefslich  der  Naphtagewinnung  in  Galizien)  durch  besondere 
Bergbehörden  geübt,  die  zur  Erteilung  der  Bergbauberechtigungen  und 
zur  Führung  der  Aufsicht  über  den  gesetzmäfsigen  Betrieb  des  Berg- 
baues bestellt  sind.  Dieselben  haben  über  die  Erfüllung  der  Pflichten 
zu  wachen,   die  das  Berggesetz  den  Bergbauunternehmern  auferlegt. 
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Die  Thätigkeit  der  Bergbehörden  schliefst  die  Wirksamkeit  der  allge- 
meinen (politischen)  Verwaltungsbehörden  aus  rücksichtlich  der  Berg- 
werke, rücksichtlich  der  eigentlichen  Grubenaufsicht  und  Bergpolizei,  so- 
wie rücksichtlich  des  Bruderladenwesens  und  der  Arbeiterpolizei,  soweit 
sie  mit  der  Betriebspolizei  im  Zusammenhange  steht  (also  nicht  rück- 
sichtlich der  Gesundheitspolizei).  Zur  Wahrnehmung  dieser  Geschäfte 
fungieren  als  erste  Instanz  in  allen  nach  den  Gesetzen  den  Bergbe- 
hörden zugewiesenen  Angelegenheiten,  welche  nicht  besonders  aus- 
genommen sind,  die  Revierbeamten,  als  Aufsiohtsinstanz  über  die 
Revierbeamten  sowie  mit  erstinstanzlicher  Zuständigkeit  für  Berech- 
tigungsangelegenheiten, Gewerkschafts-  und  Bruderladensachen  die  Berg- 
hauptmannsehaften  (zu  Wien,  Prag,  Klagenfurt  und  Erakau).  Die 
oberste  Instanz  bildet  das  Ackerbauministerium. 

Die  staatliche  berg-  und  gewerbepolizeiliche  Aufsicht  über  die 
Bergwerke  und  Salinen  des  Staates  wurde  in  Preufsen  bis 
vor  Kurzem  durch  die  Werksdirektoren  verwaltet.  Diese  schienen  danach 
die  Aufsicht  über  sich  selbst  zu  haben.  Sie  waren  ihre  eigenen  Berg- 
werksbeamten und  von  der  Zuständigkeit  der  allgemeinen  Bergrevier- 
beamten ausgeschlossen. 

Seit  dem  1.  Januar  1893  sind  in  Preufsen  auch  die  Staatswerke  in  berg- 
polizeilioher  und  gewerbepolizeilicher  Hinsicht  der  Zuständigkeit  desje- 
nigen Bergrevierbeamten  unterworfen,  in  dessen  Bezirk  das  Werk  gelegen 
ist.  In  der  zweiten  und  dritten  Instanz  fallen  die  Verwaltung  der  berg- 
und  salinenfiskalisohen  wie  der  berg-  und  salinenpolizeilichen  Ange- 
legenheiten zusammen.  Anders  inOesterreich.  Dort  sind  die  Berg- 
hauptmannschaften mit  Wahrnehmung  von  Geschäften  betreffs  der 
Staatsbergwerke  nicht  befafst.  Die  Staatssalinen  unterstehen  in  Oester- 
reich  dem  Finanzminister.  Wenn  nun  auch  in  Oesterreich  die  fiska- 
lischen Montanwerke  wie  die  privaten  Bergwerke  in  oberster  Instanz 
<lem  Ackerbauministerium  unterstellt  sind,  so  werden  diese  Angelegen- 
heiten doch  von  verschiedenen  Departements  bearbeitet. 

§  2.  Die  Kontrollen  der  Verwaltung. 

Kontrollen  der  Verwaltung  sind  im  Bergwesen  in  sehr  verschieden- 
artigem Mafse  vorhanden.  In  einzelnen  Fällen  ist  der  Rechtsweg  zu- 
lässig, so  dafs  als  letzte  und  oberste  Instanz  das  ordentliche  Gericht 
entscheidet.  Dies  ist  in  allen  Ländern  des  deutschen  Bergrechtes,  in 
Preufeen,  Oesterreich  und  Sachsen,  bezüglich  des  Verleihungswesens  der 
Fall.  In  Frankreich  und  den  Ländern  des  französischen  Bergrechtes 
ist  der  ordentliche  Rechtsweg  in  Fällen  dieser  Art  ausgeschlossen.  In 
Enteignungssachen  ist  nach  preußischem  Rechte  der  Rechtsweg  allge- 
mein wegen  der  Höhe  der  Entschädigung  und  der  Kaution  offen. 
Wegen  der  Frage,  ob  die  Expropriation  an  sich  begründet  ist  oder 
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nicht,  ist  der  Rechtsweg  regelmässig  verschlossen.  Die  allgemeine  Kegel 
ist,  dafs  gegen  Anordnungen  und  Vertilgungen  der  Organe  der  Berg- 
verwaltung nur  die  einfache  Beschwerde  im  Verwaltungsverfahren  ge- 
geben ist.  Ganz  allgemein  bestimmt  das  preufsische Berggesetz,  dafs  gegen 
Beschlüsse  und  Verfügungen  des  Revierbeamten  der  Rekurs  an  das 
Oberbergamt,  gegen  Verfügungen  und  Beschlüsse  des  letzteren  der  Rekurs 
an  den  Handelsminister  zulässig  ist,  insofern  das  Gesetz  denselben  nicht 
ausdrücklich  ausschliefst.  Der  Rekurs  mufs  binnen  vier  Wochen  vom 
Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  die  Verfügung  oder  der  Besehluis  zu- 
gestellt oder  sonst  bekannt  gemacht  worden  ist,  eingelegt  werden, 
widrigenfalls  das  Rekursrecht  erlischt.  Diese  vierwöchige  Frist  gilt 
nur  in  den  Fällen,  wo  die  Entscheidung  auf  Grund  des  allgemeinen 
Berggesetzes  erfolgt.  Wenn  die  Entscheidung  z.  B.  über  Geneh- 
migung eines  Dampfkessels,  eines  Wassertriebwerks  auf  Grund  der 
Gewerbeordnung  erfolgt,  so  kommt  die  in  der  Gewerbeordnung  vor- 
geschriebene Rekursfrist  von  14  Tagen  zur  Anwendung.  Übrigens  ist 
zu  beachten,  dafs  die  Rekursfristen  des  Berggesetzes  nur  in  den  Fällen, 
wo  sich  streitende  Privatinteressen  gegenüber  stehen,  streng  zu  beachten 
sind.  Wo  öffentliche  Interessen,  insbesondere  polizeiliche,  in  Frage 
stehen,  mufs  die  Rekursinstanz  ohne  Rücksicht  auf  Zeit-  und  Fristen- 
ablauf das  Erforderliche  verfügen.  Es  giebt  in  diesen  Fällen  keine 
Rechtskraft.  Im  Zweifel  suspendiert  der  Rekurs  die  Vollstreckung  der 
angefochtenen  Entscheidung;  nur  bei  polizeilichen  Anordnungen,  welche 
in  dringenden  Fällen  getroffen  sind,  gilt,  das  Gegenteil.  In  den  Fällen, 
wo  ein  Beschluß  des  Oberbergamtes  erforderlich  ist,  desgleichen  gegen 
Verfügungen,  welche  eine  Entscheidung  zwischen  streitenden  Parteien 
enthalten,  mufs  der  Rekurs  innerhalb  vier  Wochen  bei  derjenigen  Be- 
hörde eingelegt  werden,  von  welcher  die  beschwerende  Entscheidung* 
getroffen  worden  ist.  Durch  Einlegung  bei  einer  anderen  Behörde  wird 
das  Rekursrecht  nicht  gewährt.  In  den  Fällen,  wo  eine  Gegenpartei 
vorhanden  ist,  wird  derselben  die  Rekursschrift  zur  Beantwortung  binnen 
einer  vierwöchigen  vom  Ablaufe  des  Tages  der  Behändigung  be- 
ginnenden Frist  mitgeteilt.  Geht  innerhalb  dieser  Frist  die  Beant- 
wortung nicht  ein,  so  werden  die  Verhandlungen  ohne  weiteres  zur 
Rekursentscheidung  eingesetzt. 

Ähnliche  Vorschriften  gelten  in  Oesterreich.  Gegen  Verfügungen 
des  Revierbeamten  steht  der  Rekurs  an  die  Berghauptmannschaft,  gegen 
erstinstanzliche  Verfügungen  der  letzteren  der  Rekurs  an  das  Ackerbau- 
ministerium offen.  Zweitinstanzliche  Entschliefsungen  der  Berghaupt- 
mannschaften unterliegen  einer  Anfechtung  mittelst  Rekurses  nichts 
Jeder  Rekurs  muis  binnen  dreifsig  Tagen  nach  Zustellung  der  durch 
Beschwerde  angefochtenen  Entscheidung  bei  der  ersten  Instanz  ange- 
bracht werden;  Fristerstreckung  in  besonders  wichtigen  Fällen  ist  zu- 
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lässig,  Rekursen  gegen  Vorkehrungen  zur  Beseitigung  von  Gefahren 
für  Menschen  und  Eigentum  wohnt  keine  aufschiebende  Wirkung  bei. 

In  den  Ländern  des  französischen  Bergrechts  sind  in  bergbaulichen 
Angelegenheiten  die  Beschwerden  statthaft,  die  gegen  sonstige  Ver- 
fügungen der  allgemeinen  Polizeiverftigungen  zulässig  sind. 

In  Oesterreich  ist  auch  in  bergbaulichen  Angelegenheiten  der  Ver- 
waltungsrechtsweg zulässig.  In  allen  Fällen,  wo  eine  Verwaltungsbe- 
hörde nach  den  bestehenden  oder  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen 
über  einander  widerstreitende  Ansprüche  von  Privatpersonen  zu  ent- 
scheiden hat,  steht  es  dem  durch  diese  Entscheidung  in  seinen  Privat- 
rechten Benachteiligten  frei,  Abhilfe  gegen  die  andere  Partei  im  ordent- 
lichen Rechtswege  zu  suchen  (Oesterreichisches  Staatsgrundgesetz  vom 
21.  Dezember  1867).  Sodann  schreibt  das  Gesetz  vom  22.  Oktober  1875, 
betreffend  die  Errichtung  eines  Verwaltungsgerichtshofes,  vor:  Be- 
hauptet Jemand,  durch  eine  gesetzwidrige  Entscheidung  oder  Ver- 
fügung einer  Bergbehörde,  gegen  welche  ein  weiterer  Rekurs  nicht  zu- 
lässig ist,  in  seinen  Rechten  verletzt  zu  sein,  so  kann  er  binnen  sechzig 
Tagen  nach  Zustellung  der  letztinstanzlichen  Entscheidung  oder  Ver- 
fügung beim  Verwaltungsgerichtshof  Beschwerde  einbringen,  falls  es  sich 
nicht  um  eine  Angelegenheit  handelt,  über  welche  die  endgültige  Ent- 
scheidung den  ordentlichen  Gerichten  zusteht,  oder  in  welcher  die  Berg- 
behörden nach  freiem  Ermessen  vorzugehen  berechtigt  sind. 

In  Preufsen  fehlt  noch  die  Verwaltungsrechtsprechung  in  bergbau- 
lichen Angelegenheiten.  Alle  die  Gründe,  die  zur  Einführung  der 
Verwaltungsrechtsprechung  geführt  haben,  sprechen  hier  auch  für  die 
Einführung  der  Rechtskontrolle  in  Bergpolizeisachen.  Wenn  auf  die 
technischen  Schwierigkeiten  hingewiesen  ist,  die  bei  bergpolizeilichen 
Anordnungen  in  Betracht  kommen,  so  ist  zu  entgegnen,  dafs  nicht 
geringere  Schwierigkeiten  auch  bei  Anordnungen  im  Fabrik-  und  Hütten- 
wesen vorkommen  und  tiberwunden  werden.  Sodann  ist  hervorzuheben, 
dafs  z.  B.  in  Oesterreich  der  dort  bestehende  Verwaltungsgerichtshof 
auch  über  bergbehördliche  Anordnungen  ebenso  wie  über  landespolizei- 
liche entscheidet  und  zwar  mit  Erfolg.  Es  ist  namentlich  in  Preufsen 
nicht  selten  vorgekommen,  dafs  über  die  Gesetzmäfsigkeit  bergbehörd- 
licher Anordnungen  langer  und  unentschiedener  Streit  geschwebt  hat. 
Einem  solchen  mifslichen  Zustande  wird  abgeholfen,  wenn  ein  mit 
allen  Garantien  unbefangener  Rechtsprechung  ausgestatteter  Gerichtshof, 
welcher  berufen  und  geübt  ist,  auf  dem  polizeilichen  Gebiete  das  Recht 
zu  finden,  die  endgültige  Entscheidung  abgiebt.  Für  Preufsen  würde 
sich  daher  folgende  Neuerung  im  Gesetzwege  empfehlen: 

Gegen  die  auf  Beschwerde  ergangene  Entscheidung  des  Oberberg- 
amtes hätte  die  Klage  vor  dem  Ober -Verwaltungsgericht  gegen  das 
Oberbergamt  stattzufinden. 
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wird  demgeinäfs  auch  die  Zuständigkeit  des  Vollstreckungsgeriehts  be- 
gründet sein.1) 

Das  Patentrecht  kann  beschränkt  oder  unbeschränkt  übertragen 
werden.  Damit  ist  nicht  gesagt,  dafs  das  Recht,  wie  es  sich  aus  seinen 
Gesamtbefugnissen  zusammensetzt,  in  einzelne  Teile  zerlegt  auf  andere 
Personen  übertragen  werden  könne.  Das  Patentrecht  bildet  vielmehr  ein 
Ganzes,  es  kann  also  nicht  etwa  mit  der  Wirkung  geteilt  werden,  dafs  für 
einzelne  Befugnisse  oder  für  einzelne  Bezirke  mehrere  von  einander  un- 
abhängige Rechte  und  Patentinhaber  entstehen,  wodurch  aber  nicht  aus- 
geschlossen ist,  dafs  mehrere  Personen  dasselbe  zu  ideellen  Anteilen,  sei 
es  infolge  Erbschaft  oder  z.  B.  Kaufes,  inne  haben,  also  eine  communio 
pro  partibus  indivisis  an  demselben  bilden  können.  Die  Einschränkung  der 
Übertragung  des  Rechtes  ist  also  wohl  in  der  Weise  denkbar  und  statt- 
haft, dafs  das  Recht  auf  eine  oder  mehrere  Personen  zur  Mitinhaberschaft 
oder  auf  eine  bestimmte  Zeit  oder  gegen  Widerruf  übertragen  wird. 

Von  der  Übertragung  des  Rechtes  selbst  ist  die  Erlaubnis  zur  Be- 
nutzung oder  Ausnutzung  der  Erfindung,  die  sogenannte  Lizenz,  wohl  zu 
unterscheiden.  Es  ist  das  ein  dem  Patentrechte  eigenes  Institut,  welches 
auch  den  übrigen  Urheberrechten,  abgesehen  von  dem  Gebrauchsmuster- 
schutzrechte, unbekannt  ist  Die  Lizenz  kann  unbeschränkt  oder  auch 
beliebig  persönlich,  sachlich,  zeitlich,  räumlich  beschränkt  erteilt  werden. 
Nach  der  Natur  des  Lizenzvertrages,  der  einen  gänzlichen  oder  teihveisen 
Verzicht  des  Patentinhabers  auf  Ausnutzung  des  ihm  erteilten  Patentes 
enthält,  begründet  er  ein  obligatorisches  Rechtsverhältnis  zwischen  ihm 
und  dem  Lizenznehmer.  Ein  Recht  an  dem  Patent  selbst  erlangt  letz- 
terer nicht,  sodafs  ihm  auch  irgend  welche  Rechtsbehelfe  wegen  Störung 
oder  Verletzung  des  Patentrechtes  nicht  zustehen.  Die  Lizenz  kann  für 
bestimmte  Bezirke  oder  Orte,  oder  für  bestimmte  Zeitläufe  oder  für  be- 
stimmte Fälle  oder  eine  bestimmte  Anzahl  von  Ausnutzungshandlungen 
erteilt  sein.  Übrigens  ist  auch  das  Recht  aus  dem  Lizenzvertrage  ver- 
äuf serlich,  denn  es  ist  wie  das  Patentrecht  selbst  ein  Vermögensrecht 
und  somit  an  die  Person  des  Berechtigten  nicht  gebunden. 

Da  der  Lizenzvertrag  keine  Änderung  in  der  Person  des  Patent- 
inhabers bewirkt,  so  ist  auch  in  die  Patentrolle  nichts  einzutragen.  Da- 
gegen wird  die  Übertragung  des  Patentrechtes  in  der  Rolle  eingetragen 
(§19  Abs.  4)  und  im  Anschlufs  hieran  auch  jede  Veränderung  in  der 
Person  des  Patentsuchers,  auch  bevor  das  Patent  erteilt  ist,  zu  den  Akten 
vermerkt,  vorausgesetzt,  dafs  in  beiden  Fällen  der  Rechtsübergang  in 
beweisender,  d.  i.  in  notariell  oder  gerichtlich  beglaubigter  Form  zur 
Kenntnis  des  Patentamtes  gebracht  wird.2) 


1)  Vergl.  hierzu  §  24  der  Civilprozefsordnung. 

2)  Vergl.  hierzu  das  oben  bei  Patentrolle  Gesagte. 
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Was  den  Schutz  des  Patentrechtes  betrifft,  so  ist  derselbe 
verschiedener  Art  je  nach  dem  Angriff,  der  direkt  oder  indirekt  auf  das 
Recht  unternommen  wird.  Der  Angriff  kann  in  einer  Störung  oder  in 
einer  Verletzung  des  Rechtes  bestehen. 

Die  Störung  des  Patentrechtes  kann  darin  bestehen,  dafs  über  die 
Rechtsbeständigkeit,  über  die  inhaltliche,  zeitliche  und  örtliche  Rechte- 
wirksamkeit eines  Patents  Zweifel  erhoben  und  zum  Nachteile  des  Patent- 
inhabers ausgenutzt  werden.  Letzterer  hat  alsdann  ein  Interesse  an  der 
Klarlegung  dieser  Ungewifsheiten  und  kann  mit  der  Festatellungsklage 
nach  §  231  der  Civilprozefsordnung  das  Rechtsverhältnis,  wie  es  sich  aus 
dem  Patent  ergeben  soll,  durch  richterliche  Entscheidung  feststellen 
lassen.  Die  Erhebung  der  Feststellungsklage  erscheint  für  den  Patent- 
inhaber auch  dann  geboten,  wenn  nach  seiner  Ansicht  eine  Patentver- 
letzung seitens  des  Gegners  zwar  an  sich  bereits  vorliegt,  er  al>er  im 
Zweifel  darüber  ist,  ob  die  Verletzung  wissentlich  oder  mit  Fahrlässigkeit 
und  namentlich  mit  welchem  Grade  von  Fahrlässigkeit,  mit  grober,  wie 
das  Gesetz  im  §  35  besagt,  oder  mit  geringer  begangen  ist.  Denn  letztere 
gewährt  dem  Patentinhaber  noch  keinen  Anspruch  auf  Entschädigung. 
Aus  den  gegnerischen  Einwendungen  wird  er  alier  leicht  erfahren,  welche 
Art  der  Verletzung  seines  Rechtes  vorliegt,  sodafs  die  Entscheidung  der 
Feststellungsklage  die  geeignetste  Grundlage  und  Voraussetzung  für  ein 
weiteres  Vorgehen  gewährt 

Umgekehrt  kann  aber  auch  der  Gegner  des  Patentinhabers,  ganz 
abgesehen  von  dem  Falle,  dafs  er  Inhaber  eines  Patentes  ist,  welches 
vielleicht  mit  dem  andern  Berührungspunkte  hat  oder  gar  gleiche  Rechts- 
gebiete aufweist,  die  bei  der  Erteilung  unbeachtet  geblieben  sind,  ein 
rechtliches  Interesse  daran  haben,  dafs  die  Grenzen  und  die  Tragweite 
des  Patentes  eines  andern  durch  richterliche  Entscheidung  festgestellt 
werde,  damit  er  sich  frei  bewegen  kann  und  sich  nicht  der  Gefahr  einer 
Patentverletzung  aussetzt  Auch  ihm  steht  daher  die  Feststellungsklage 
zu,  und  zwar  die  negative,  während  die  des  Patentinhabers  einen  posi- 
tiven Charakter  trägt. 

Was  nun  die  Patentverletzung  betrifft,  so  besteht  dieselbe  objektiv 
in  der  unbefugten,  ohne  Wissen  und  Willen  vorgenommenen  gewerte- 
mäfsigen  Inbenutzungsnahme  der  geschützten  Erfindung.  Die  Benutzung 
kann  verschieden  sein  je  nach  der  Ausübung  der  dem  Patentinhaber 
im  §  4  des  Patentgesetzes  zugestandenen  Befugnisse  auf  Herstellung, 
Inverkehrbringung,  Feilhaltung  oder  Benutzung  des  Gegenstandes  der 
Erfindung.  Zur  Rechtswidrigkeit  der  Verletzung  mufs  stets  die  Ge- 
werbsmäfsigkeit  hinzutreten,  ohne  letztere- ist  erstere  nicht  verfolgbar. 
Unter  Gewerbsmäfsigkeit  ist  der  durch  die  Handlung  dokumentierte 
Wille  auf  Erwerbserzielung  zu  verstehen,  sodafs  auch  nur  eine  Willens- 
handlung  schon   genügt,    um    den   Begriff   der   Erwerbsmäfsigkeit  zu 
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erfüllen.1)  Dagegen  ist  die  Benutzung  einer  Erfindung  für  wissenschaft- 
liche Studien  und  Versuche  oder  für  den  rein  persönlichen  Bedarf,  für  die 
Familie  oder  den  Haushalt  freigegeben.  Niemals  darf  die  unbefugte  In- 
benutzungsnahme  einer  Erfindung  als  Geschäftsbetrieb  oder  für  einen 
Geschäftsbetrieb  erfolgen,  dann  wird  immer  Gewerbsmäfsigkeit  anzu- 
nehmen sein. 

Da  mit  der  Bekanntmachung  (Veröffentlichung  und  Auslegung)  der 
Anmeldung  für  letztere  einstweilen  bereits  die  gesetzlichen  Wirkungen 
des  Patentes  und  somit  seiner  Befugnisse  und  seines  Schutzes  zu  Gunsten 
des  Patentsuchers  eintreten,  so  ist  eine  Patentverletzung  bereits  seit  diesem 
Zeitpunkte  möglich,  nur  tritt  dieselbe  aufser  Betracht,  falls  späterhin  die 
Anmeldung  des  Patentes  versagt  werden  würde;  bis  dahin  würde  auch 
jede  civil-  oder  strafrechtliche  Verfolgung  von  Amts  wegen  auszusetzen  sein. 

Liegt  objektiv  eine  Patentverletzung  vor,  dann  ist  zu  ihrer  civil- 
rechtlichen  Verfolgung  noch  erforderlich,  dafs  der  Thäter  wissentlich  oder 
aus  grober  Fahrlässigkeit  gehandelt  hat,  während  zur  strafrechtlichen 
Verfolgung  dem  Beschuldigten  der  Nachweis  der  Wissentlichkeit  zu  führen 
ist.  Nach  dem  früheren  Patentgesetz  bildete  nur  die  Wissentlichkeit  die 
subjektive  Voraussetzung  für  beide  Arten  der  Kechtsverfolgung.  Nach- 
dem jedoch  in  der  Praxis  mit  dem  direkten  Vorsatz  der  eventuelle  in 
der  Begründung  der  Strafbarkeit  der  Handlung  auf  eine  Stufe  gestellt 
war 2),  erscheint  es  geboten,  auch  für  die  civilrechtlichen  Patentverletzungs- 
verfolgungen dem  Patentinhaber  den  mit  grofsen  Schwierigkeiten  ver- 
bundenen Nachweis  der  Wissentlichkeit  auf  Seiten  des  Rechtsverletzers 
zu  erleichtern  und  ersterem  schon  im  Falle  grober  Fahrlässigkeit  des 
letzteren  den  Anspruch  auf  Entschädigung  zu  gewähren. 

In  fernerer  richtiger  Erkennung  und  Würdigung  der  Schwierigkeit 
der  Beweisführung  für  die  Verletzung  gerade  eines  für  Herstellung  eines 
neuen  Stoffes  erteilten  Patentes  ist  im  Interesse  der  einheimischen  Chemie 
noch  die  wesentliche  Bestimmung  aufgenommen  worden,  dafs  jeder  Stoff 
von  gleicher  Beschaffenheit  als  nach  dem  patentierten  Verfahren  bis  zum 
Beweise  des  Gegenteils  hergestellt  gelten  soll.  Diesen  Nachweis  hat  im 
Gegensatz  zum  früheren  Gesetz  und  zur  dementsprechenden  Praxis 3)  nicht 
der  klagende  Patentinhaber,  sondern  der  beklagte  Patentverletzer  zu  führen. 

Bei  Prüfung  der  Frage,  ob  eine  Pafentverletzung  vorliegt,  hat  der 
Richter  zunächst  zu  prüfen,  welche  Erfindung  durch  die  Erteilung  des 
Patentes  als  neu  anerkannt  und  unter  Schutz  gestellt  ist  Er  hat  das  ver- 
meintlich verletzte  Patent  nötigenfalls  unter  Einholung  von  Gutachten 
technischer  Sachverständiger  oder  eines  Obergutachtens  des  Patentamtes 
(§  18)  auszulegen,  während  über  die  Frage,  ob  die  Voraussetzungen  für 

1)  Vergl.  R  G.  13.  Jan.  1887  (P.B1.  1887,  66). 

2)  Vergl.  R.  G.  5.  Nov.  1885  (P.  Bl.  1886,  429). 

3)  R.  G.  v.  14.  März  1888  (P.B1.  1888,  187). 
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die  Erteilung  oder  Vernichtung  eines  Patentes  vorliegen,  nicht  er,  sondern 
nur  das  zu  diesem  Behuf e  angerufene  Patentamt  zu  entscheiden  hatM 

Wer  das  Patent  verletzt,  ist  dem  Verletzten  zur  Entschädigung  ver- 
pflichtet, d.  h.  er  hat  den  ganzen  durch  die  Patentverletzung  verursachten 
unmittelbaren  und  mittelbaren  Schaden  zu  ersetzen;  letzterer  umfafst  auch 
den  entgangenen  Gewinn.2) 

Was  endlich  das  Gericht  betrifft,  an  welchem  die  Entschädigungs- 
klagen aus  Patentverletzungen  anzubringen  sind,  so  ist  abgesehen  von 
dem  Gerichte,  in  dessen  Bezirk  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz,  bei  dem 
er  also  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat,  das  Gericht  zuständig,  in 
dessen  Bezirk  die  patentverletzende  Handlung  begangen  ist3) 

Zur  Erzielung  einheitlicher  Rechtsgrundsätze  ist  ebenfalls  nach  Ana- 
logie der  anderen  Urheberrechtsgesetze 4)  angeordnet  dafs  in  den  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten,  in  denen  durch  Klage  oder  Widerklage  An- 
sprüche aus  dem  Patentgesetz  geltend  gemacht  werden,  Verhandlung  und 
Entscheidung  in  letzter  Instanz  dem  Reichsgericht  zugewiesen  sind. 

Die  eivilrechtliche  Klage  wegen  Verletzung  des  Patentrechtes  verjährt 
wie  die  Ansprüche  wegen  Verletzung  der  übrigen  Urheberrechte  in  drei 
Jahren  (§  39  des  Patentgesetzes).  Die  Frist  ist  im  Einklang  mit  der  Be- 
stimmung über  die  Verjährung  der  übrigen  Urheberrechtevcrletzungen 5) 
festgesetzt  und  läuft  nicht  von  dem  Zeitpunkt  ab,  an  welchem  der  Ver- 
letzte von  der  patentverletzenden  Handlung  und  Person  des  Thäters 
Kenntnis  erhalten,  sondern  von  dem  Augenblick  der  Vollendung  der  That6 1 

Was  anderseits  die  strafrechtliche  Verfolgung  der  Patentverletzung 
betrifft,  so  wird  dieselbe  nur  durch  Wissentlichkeit,  nicht  auch  durch 
Fahrlässigkeit  begründet  Nach  der  herrschenden,  vom  Reichsgericht m 
bestätigten  Praxis  schliefst  die  Wissentlichkeit  den  Dolus  eventualis  ein, 
sofern  der  Thäter,  trotzdem  er  sich  der  Möglichkeit  des  rechtsverletzenden 
Erfolges  seiner  Handlung  bewufst  geworden  war,  die  Handlung  ausführt 
Immerhin  wird  aber  zum  Thatbestande  der  Patentverletzung  notwendig 
sein,  dafs  der  Thäter  wufste,  dafs  die  von  ihm  in  Benutzung  genommene 
Erfindung  einem  Dritten  patentiert  sei,  und  dafs  er  ohne  Zustimmung  des 


1)  R.  G.  v.  24.  Oktober  lbS2  <P.B1.  1SS2,  97). 

2)  R.  G.  v.  9.  Juni  1SSS  (P.B1.  lSSb,  339).  Burg.  Gesetzbuch  §252:  „Als  ent- 
gangen gilt  der  Gewinn,  der  nach  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  oder  nach 
den  besonderen  Umständen  mit  Wahrscheinlichkeit  erwartet  werden  konnte. 

3)  §§  12  u.  13,  32  der  Civilprozefsordnung.   Vgl.  auch  R.  G.  v.  21.  März  1SS5. 

4)  §  32  des  Gesetzes  betr.  Urheberrecht  an  Schriftwerken  v.  11.  Juni  1S70,  Ge- 
setz über  Markenschutz  v.  30.  Nov.  1S74,  §  19,  jetzt  zum  Schutze  der  Warenbezeich- 
nungen v.  12.  Mai  1894,  §  21.   §  12  des  Gebrauchsmusterschutzgesetzes  v.  1.  Juni  1891. 

5)  §  33  des  Gesetzes  betr.  Urheberrecht  an  Schriftwerken  v.  11.  Juni  1S70,  §  14 
des  Gesetzes  betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen  u.  s.  w. 

6)  Vergl.  R.  G.  v.  S.  Mai  1SS6. 

7)  R.  G.  v.  5.  Nov.  1SS5  (P.B1.  1386,  427). 
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Berechtigten  die  geschützte  Erfindung  benutzte.  Eine  Inbenutzungsnahme 
liegt  vor,  wenn  auch  nur  eine  der  (im  §  4  des  Patentgesetzes  angegebenen) 
einzelnen  Befugnisse  aus  dem  Patent  ausgeübt  wird.  Auch  im  Strafver- 
fahren hat  der  Kichter  allein  zu  prüfen  und  festzustellen,  ob  eine  Patent- 
verletzung in  objektiver  und  subjektiver  Beziehung  vorliegt,  während  die 
Prüfung  der  Frage,  ob  die  Voraussetzungen  für  die  Erteilung  oder  Vernich- 
tung eines  Patentes  gegeben  sind,  namentlich  ob  eine  Patentfähigkeit  der 
in  Benutzung  genommenen  Erfindung  vorliegt,  den  Gerichten  nicht  zusteht 

Der  Strafverfolgung  kann  der  Beschuldigte  den  Einwand  der  Nichtig- 
keit des  verletzten  Patentes  entgegensetzen ;  er  hat  den  Antrag  auf  Erklä- 
rung der  Nichtigkeit  beim  Patentamte  zu  stellen,  und  falls  die  Stellung 
des  Antrages  nachgewiesen,  ist  das  Strafverfahren  so  lange  auszusetzen, 
bis  der  Antrag  seine  endgültige  Erledigung  gefunden  hat.  Je  nach  dem 
Ausgange  des  Nichtigkeitsverfahrens  ist  das  Strafverfahren  einzustellen 
oder  fortzusetzen. 

Die  wissentliche  Patentverletzung  ist  mit  Geldstrafe  bis  zu  5000  M. 
oder  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  bedroht  (§  36  des  Patentgesetzes); 
sie  stellt  somit  ein  Vergehen  dar,  welches  nach  §  67  des  Strafgesetzbuchs 
in  fünf  Jahren  verjährt  Hieraus  ergiebt  sich,  dafs  die  Bestimmungen  des 
§  39,  wonach  Klagen  wegen  Verletzung  des  Patentrechtes  in  drei  Jahren 
verjähren,  sich  nur  auf  civilrechtliche  Verfolgungen  beziehen  können. 

Aus  der  Natur  der  Subjektivität  des  Patentrechtes  als  eines  persön- 
lichen ergiebt  sich  übrigens  auch  nach  Analogie  der  übrigen  Urheber- 
rechtsgesetze, dafs  die  Strafverfolgung  nur  auf  Antrag  eintritt,  und  dafs 
der  Antrag  zurückgenommen  werden  darf  (§  36  Abs.  2  des  Patentgesetzes). 
Berechtigt  zur  Stellung  des  Antrages  ist  als  Verletzter  nicht  allein  der 
Patentinhaber,  sondern  auch  derjenige,  der  von  letzterem  die  Ausübung 
des  Rechtes  aus  dem  Patent  für  ein  gewisses  Gebiet  oder  für  bestimmte 
Zeit  überlassen  erhalten  hat1)  Wohnt  der  Patentinhaber  im  Auslande,  so 
ist  der  von  ihm  zu  bestellende  oder  bestellte  Vertreter  zur  Stellung  von  Straf- 
anträgen kraft  Gesetzes  (§  12)  auch  ohne  besondere  Ermächtigung  befugt 

Der  Strafantrag  ist  frist-  und  formgerecht  zu  stellen,  fristgerecht,  d.  h. 
innerhalb  dreier  Monate  seit  dem  Tage,  an  welchem  der  Antragsberech- 
tigte, nicht  sein  Vertreter2),  von  der  patentverletzenden  Handlung  und  von 
der  Person  des  Thäters  Kenntnis  erhalten  hat,  formgerecht,  d.  h.  bei  einem 
Gerichte  oder  der  Staatsanwaltschaft  schriftlich  oder  zu  Protokoll,  bei  einer 
anderen  Behörde  nur  schriftlich.  Übrigens  wird  in  dem  an  die  Staatsanwalt- 
schaft gerichteten  Ersuchen  um  Durchsuchung  nach  die  Patentverletzung 
betreffenden  Gegenständen  ein  wirksamer  Strafantrag  zu  finden  sein.3) 

1)  Vergl.  R.  G.  v.  25.  Febr.  1S84  (P.B1.  1684,  155). 

2)  R.  G.  v.  24.  März  1882. 

3)  §§  94  u.  156  Abs.  2  der  Strafprozefsordnung.  R.  G.  v.  1.  Dez.  1892  (P.  Bl. 
1692,  74). 
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Zuständig  als  erkennende  Gerichte  für  Patentverletzungen  sind  die 
Strafkammern  der  Landgerichte,  abgesehen  von  den  noch  zu  erörternden 
Fällen  der  unbefugten  Patentanmafsung  nach  §  40  des  Gesetzes.  Wird 
auf  Strafe  erkannt,  so  ist  dem  Verletzten  die  Befugnis  zur  öffentlichen 
Bekanntmachung  der  Verurteilung  auf  Kosten  des  Verurteilten  unter  gleich- 
zeitiger Bestimmung  der  Art  und  Frist  der  Bekanntmachung  zuzusprechen. 
Ob  die  Bekanntmachung  in  Wirklichkeit  erfolgen  soll,  hängt  lediglich  vom 
Belieben  des  Verletzten  ab.  Dieselbe  ist  aber  erforderlichen  Falles  durch 
das  Gericht  auf  Grund  des  Prefsgesetzes  vom  7.  Mai  1874  (§§  10  vl  19) 
zu  erzwingen. 

Was  endlich  die  Einziehung  der  zur  strafbaren  Handlung  der  Patent- 
verletzung benutzten  oder  durch  dieselbe  hervorgebrachten  Gegenstände 
betrifft,  so  hat  es  bei  den  allgemeinen  Rechtsvorschriften  sein  Bewenden. 
Es  ist  daher  auch  bei  Patentverletzungen  das  sog.  objektive  Strafverfahren 
ohne  Verfolgung  einer  bestimmten  Person  zulässig.1) 

Ebenfalls  nach  dem  Vorbilde  der  übrigen  Urheberrechtsgesetze  kann 
auf  Verlangen,  d.  h.  auf  Antrag  des  Beschädigten,  statt  jeder  aus  dem 
Gesetz  entspringenden  (civilrechtlich  zu  verfolgenden)  Entschädigung  neben 
der  Strafe  auf  eine  an  den  Beschädigten  zu  zahlende  Bufse  bis  zum  Be- 
trage von  10  000  M.  erkannt  werden.  Die  Bufse  setzt  formell  ein  in  einem 
ordentlichen  Strafverfahren  ergehendes  Urteil,  eventuell  einen  durch  die 
Patentverletzung  verursachten  Schaden  voraus.  Der  Antrag  auf  Zu- 
erkennung  der  Bufse  ist  in  Gestalt  der  Nebenklage,  einer  schriftlichen 
Anschlufserklärung  zur  öffentlichen  Klage  bis  zur  Verkündung  des  Urteils 
erster  Instanz  zu  stellen.  Der  Antrag  kann  bis  zur  Verkündung  des  Ur- 
teils zurückgenommen,  ein  zurückgenommener  Antrag  nicht  von  neuem 
gestellt  werden.  Wird  das  Strafverfahren  durch  Freisprechung  des  An- 
geklagten oder  durch  Einstellung  mit  oder  oline  Urteil  beendet,  so  gilt 
auch  der  Antrag  ohne  weitere  Entscheidung  für  erledigt  (§§  435  ff.  und 
443  ff.  der  Strafprozefsordnung). 

Der  Betrag,  welcher  als  Bufse  verlangt  wird,  ist  wenn  auch  nicht 
zu  beweisen,  so  doch  zu  substanziieren  und  glaubhaft  zu  machen,  auch 
ist  atif  einen  höheren  als  den  beanspruchten  Betrag  niemals  zu  erkennen. 
Ist  bereits  im  Civilrechtswege  eine  Entschädigung  für  den  Verletzten  er- 
stritten oder  thatsächlich  geleistet,  dann  schliefst  dies  zwar  die  Zuerkennung 
einer  Bufse  nicht  aus,  dieselbe  wird  aber  bei  Bemessung  der  Bufse  in 
Betracht  gezogen  werden  können.2) 

Der  Anspruch  auf  Bufse  stellt  ein  persönliches  Recht  dar  und  kann 
daher  von  den  Erben  des  Verletzten  weder  erhoben,  noch  weiterverfolgt 
werden.    Ist  jedoch  auf  die  Bufse  einmal  rechtskräftig  erkannt,  so  be- 

1)  Vergl.  §§  4 Off.  des  Strafgesetzbuchs  und  477  der  Strafprozefsordnung. 

2)  Vergl.  hierzu  R  G.  v.  29.  Nov.  1SS3. 
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steht  ein  Rechtsanspruch,  der  auf  die  Erben  des  Beschädigten  wie  gegen 
die  des  Verurteilten  übergeht1) 

Als  ein  besonderer  Verstofs  gegen  das  Patentrecht  im  allgemeinen 
ist  endlich  die  Patentanmafsung  oder  Erheuchelung  hervorzuheben.  Ein 
unter  Patentschutz  gestellter  Gegenstand  hat  zumeist  nicht  allein  einen 
höheren  materiellen  Wert,  sondern  auch  oft  einen  ideellen  Wert;  er 
gilt  als  etwas  Eigenartiges,  womöglich  Hervorragendes  und  lenkt  des- 
halb die  allgemeine  Aufmerksamkeit  mehr  auf  sich  als  ein  mit  Patent- 
schutz nicht  versehener  Gegenstand.  Infolgedessen  werden  nicht  selten 
Waren  oder  deren  Verpackung  mit  einer  Bezeichnung  versehen  oder  in 
öffentlichen  Anzeigen  und  Kundgebungen  angepriesen,  welche  den  Irr- 
tum erregen  können,  die  angebotenen  Gegenstände  seien  durch  ein  Patent 
geschützt  Beide  Arten  von  Patentschutzvorspiegelungen  sind  strafbar, 
und  zwar  mit  Geldstrafe  bis  zu  1000  Mark.  Es  liegt  also  ein  Vergehen 
vor,  zu  dessen  Verfolgung  es  auch  keines  Strafantrages  eines  etwaigen 
Verletzten  bedarf.  Zu  seinem  Thatbestand  ist  ein  rechtswidriger  Vorsatz 
nicht  erforderlich,  sondern  schon  Fahrlässigkeit  genügend.2)  Zuständig 
für  die  Entscheidung  sind  die  Strafkammern,  eventuell  nach  §  75  Nr.  14 
des  Gerichtsverfassungsgesetzes  die  Schöffengerichte.  Die  Strafverfol- 
gung verjährt  nach  §  67  Abs.  3  des  Strafgesetzbuches  in  drei  Jahren.3) 

Unzulässig  ist  die  Bezeichnung  eines  Gegenstandes  als  patentiert, 
solange  die  Erteilung  des  Patentes  noch  nicht  endgültig  beschlossen  ist, 
oder  auch,  wenn  das  Patent  nicht  mehr  besteht  Ebenso  gewähren  aus- 
ländische Patenterteilungen  kein  Recht  auf  Patentbezeichnungen,  sofern 
nicht  das  ausländische  Patent  als  solches  besonders  genannt  wird. 

Als  eine  die  deutsche  Patentierung  kundgebende  Marke  sind  die 
Buchstaben  D.  R.  P.  (d.  h.  Deutsches  Reichspatent)  nebst  dem  Datum, 
mit  welchem  das  Patent  begonnen,  amtlich  empfohlen  (Bekanntmachung 
des  Patentamtes  vom  9.  Oktober  1877;  Patentblatt  1777,  S.  27). 

§  7.  Die  Wiederauf  hebung  des  Patentes:  die  Erklärung  der  Nichtig- 
keit und  die  Zurücknahme.  Ein  endgültig  erteiltes  Patent  kann  vernichtet 
werden,  wenn  Voraussetzungen  vorliegen,  denen  gegenüber  die  Erteilung 
des  Patentes  hätte  unterbleiben  müssen.    Das  Gesetz  besagt  im  §  10: 

Das  Patent  wird  für  nichtig  erklärt,  wenn  sich  ergiebt, 

1.  dafs  der  Gegenstand  nach  §§  1  und  2  nicht  patentfähig  war, 

2.  dafs  die  Erfindung  Gegenstand  des  Patentes  eines  früheren 
Anmelders  ist, 

3.  dafs   der  wesentliche  Inhalt   der  Anmeldung   den   Beschrei- 
bungen, Zeichnungen,  Modellen,  Gerätschaften  eines  Anderen 

1)  Vergl.  R.  G.  v.  8.  Mai  1886. 

2)  Vergl.  R.  G.  v.  23.  Nov.  1893  (P.B1.  1893,  S.  672). 

3)  R.  G.  v.  27.  Jan.  1880. 


60  Erstes  Buch.    Die  Patentrechte. 

oder  einem  von  diesem  angewendeten  Verfahren  ohne  Ein- 
willigung desselben  entnommen  war. 

Trifft  eine  dieser  Voraussetzungen  (1  bis  3)  nur  teilweise  zu,  ^ 
erfolgt  die  Erklärung  der  Nichtigkeit  durch  entsprechende  Besehränkuii<: 
des  Patentes. 

Die  Worte  „das  Patent  wird  für  nichtig  erklärt4*  besagen,  dafe  dir 
Erklärung  ausgesprochen  werden  mufs,  wenn  die  vorgeschriebenen 
Voraussetzungen  vorliegen.  Nur  ist  hervorzuheben,  dafs  die  Vernichtüiu; 
niemals  von  Amts  wegen,  auch  wenn  das  Patent  an  einer  offensichtlichen 
Nichtigkeit  leidet,  sondern  nur  auf  Antrag  auszusprechen  ist,  den,  abgesehen 
von  dem  Falle  einer  widerrechtlichen  Entnahme  der  Erfindung  ein^ 
Andern,  wo  dessen  eigenstes  Recht  verletzt  und  deshalb  dieser  nur  zur 
Wahrung  seines  Rechtes  berechtigt  ist,  Jedermann  stellen  kann.  Die  Nich- 
tigkeitsklage trägt  daher  im  allgemeinen  den  Charakter  einer  Popularklage, 
die  von  jeder  physischen  oder  juristischen  Person  des  In-  und  Auslands 
auch  ohne  Nachweis  eines  rechtlichen  Interesses  angestrengt  werden  kann 

Im  allgemeinen  sind  die  Gründe  für  die  Erklärung  der  Nichtigkeit 
dieselben,  aus  denen  gegen  die  Erteilung  de^  Patentes  Einspruch  erhoben 
werden  kann.  Es  sei  daher  auch  auf  das  dort  (zu  §  24  Abs.  2  des  Paten! 
gesetzes)  Gesagte  Bezug  genommen.  Was  die  der  Nichtigkeitskla^ 
etwa  zu  Grunde  zu  legende  mangelnde  Patentfähigkeit  betrifft,  so  wird 
also  ein  Patent  der  Vernichtung  unterliegen,  wenn  der  patentierten  Er- 
findung ein  eigenartiger  Erfindungsgedanke  nicht  zu  Grunde  lie^t.: 
Übrigens  sind  die  Voraussetzungen  des  Patentes  lediglich  materieller  Xatur. 
anders  geartete  Gründe  sind  ausgeschlossen.  So  können  formelle  Gründe, 
z.  B.  mangelhafte  Beschreibuug,  ungenaue  Patentansprüche,  welche  dk 
Erteilung  des  Patentes  hindern  mufsten,  niemals  die  Vernichtung  herbei- 
führen. Ist  der  Anspruch  eines  Patentes  inhaltlich  offenbar  unrichtig,  so 
ist  das  Patent  für  nichtig  zu  erklären,  während  ein  nur  unrichtig  fe- 
talster Patentanspruch  im  Nichtigkeitsverfahren  auf  sein  richtiges  Mat 
zurückzuführen  ist.2) 

Gegenüber  dem  früheren  Gesetz  enthält  das  jetzige  unter  den  mate- 
riellen Voraussetzungen  der  Nichtigkeitserklärung  zwei  wichtige  neat 
Bestimmungen,  nämlich  oben  zu  Nr.  2  und  die  im  Abs.  2  angeführt*1 
Beide  Bestimmungen  ergeben  sich  als  notwendige  Konsequenz  von  zwei 
anderen  Bestimmungen,  welche  ebenfalls  erst  im  neuen  Gesetz  Aufnahme 
gefunden  haben. 

Nach  §  3  des  Gesetzes  soll  eine  später  als  eine  andere  einge- 
gangene Anmeldung  einen  Anspruch  auf  ein  Patent  nicht  begründen, 
wenn  die  Erfindung  Gegenstand  des  Patentes  des  früheren  Anmelders  i^ 

1)  Entsch.  des  Patentamtes  v.  7.  Febr.  1S95  (P.Bl.  1S96,  146). 

2)  Vergl.  Entsch.  des  Patentamtes  v.  17.  Aug.  1S7S  I1S79,  32),  3.  Märe  1SS1  o. 
K.  G.  v.  3.  Jan.  1S82  (1S32,  31). 
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und  soll,  falls  diese  Voraussetzung  teilweise  zutrifft  der  spätere  Anmelder 
nur  Anspruch  auf  Erteilung  eines  Patentes  in  entsprechender  Beschränkung 
haben.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dafs,  wenn  diese  Voraussetzungen 
bei  Erteilung  eines  Patentes  vorgelegen  haben,  ohne  Berücksichtigung  zu 
finden,  sie  späterhin  als  Anfechtungsgrund  gegen  letzteres  dienen  müssen. 
Aus  der  Natur  der  Patentgesetzgebung,  dafs  auf  ein  und  dieselbe  Erfin- 
dung nur  ein  Patent  erteilt  werden  kann  und  soll,  ergiebt  sich  folge- 
richtig, dafs  ein  Patent  für  nichtig  zu  erklären  ist,  wenn  sich  herausstellt, 
dafs  die  Erfindung  Gegenstand  des  Patentes  eines  früheren  Anmelders 
ist1)  Nicht  ohne  Absicht  ist  offenbar  vom  Gesetzgeber  bei  besonderer 
Aufstellung  dieses  Nichtigkeitsgrundes  die  Form  der  Gegenwart  und 
nicht  die  der  Vergangenheit  gewählt  Der  Nichtigkeitsgrund  aus  §  10 
Nr.  2  wird  nur  dann  als  vorliegend  und  zutreffend  anzunehmen  sein, 
wenn  das  Patent  der  früheren  Anmelder  noch  in  Kraft  steht 2),  d.  h.  zur 
Zeit  der  Spruchfällung.  Ist  das  kollidierende  Patent  zuvor  aus  irgend- 
welchem Grunde  zur  Löschung  gekommen,  dann  hat  die  Klage  ihre 
Basis  verloren,  jedoch  würden,  falls  diese  Thatsachen  erst  qach  An- 
stellung der  Klage  eingetreten  wären,  trotz  Abweisung  der  Klage  die  Kosten 
dem  Beklagten  aufzuerlegen  sein. 

Wird  die  Nichtigkeitsklage  auf  widerrechtliche  Entnahme  nach  Nr.  3 
gegründet,  so  ist  nicht  vorauszusetzen  und  unter  Beweis  zu  stellen,  dafs 
das  benutzte  Material  (Beschreibungen,  Zeichnungen  u.  s.  w.)  mit  dem 
Bewufstsein  der  WiderrechÜichkeit  entnommen  worden  ist3) 

Ein  Patent  kann  auch  teilweise  für  nichtig  erklärt  werden,  voraus- 
gesetzt dafs  die  Erfindung  ihrem  Inhalte  nach  teilbar  ist  Sofern  da- 
gegen die  Erfindung  ein  untrennbares  Ganzes  bildet,  indem  die  einzelnen 
Teile,  sei  es  das  geschützte  Verfahren  oder  die  geschützte  Vorrichtung 
oder  Einrichtung  so  wesentlich,  integrierend  zusammenhängen,  dafs  die- 
selben, ohne  das  Wesen  der  Erfindung  zu  alterieren  oder  zu  beseitigen, 
weder  entfernt  noch  etwa  auch  durch  andere  ersetzt  werden  können, 
so  kann  das  Patent  nur  im  ganzen  für  nichtig  erklärt  werden  oder  aufrecht 
erhalten  bleiben.  Ebensowenig  kann  ein  Patent  auch  dann  für  teilweise 
nichtig  erklärt  werden,  weil  der  bestehen  bleibende  Teil  eine  patentfähige 
Erfindung  nicht  mehr  darstellen  oder  wenn  z.  B.  bei  einer  Kombinations- 
erfindung eine  andere  als  die  ursprünglich  erstrebte  und  geschützte  sich 
ergeben  würde.4) 

Übrigens  kann  die  Nichtigkeitserklärung  nur  im  patentrechtlichen, 
nicht  im  gerichtlichen  Verfahren  erfolgen.    Ein  civil-  oder  strafgericht- 

1)  R  G.  v.  S.  Dez.  1894  (P.  Bl.  1894/95,  187). 

2)  P.  A.  vom  3.  Okt  1895  (P.B1.  1896,  110). 

3)  R.  G.  vom  23.  Okt  1880  (1881,  38). 

4)  Vergl.  R.  0.  G.  vom  27.  Mai  1879  (1879,  307),  R.  G.  vom  16.  Febr.  1891  und 
P.A.  vom  27.  Febr.  1891  (1891,  142). 
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liches  Verfahren  kann  und  mufs  auf  Antrag  bis  zum  Ausgange   eines 
Nichtigkeitsverfahrens  ausgesetzt  werden.1) 

Die  rechtskräftige  Erklärung  der  Nichtigkeit  eines  Patentes  hat  rück- 
wirkende Kraft  (Revocat  non  ex  nunc  sed  ex  tunc),  sodafs  alle  Verletz- 
ungen des  Patentes  weder  civil-  noch  strafrechtlich  verfolgbar  sind,  da 
für  den  verteidigten  Patentschutz  die  Voraussetzungen  nach  §  4  des 
Patentgesetzes  fehlen.2)  Dagegen  werden  durch  die  Vernichtung  des 
Patentes  die  über  dasselbe  geschlossenen  Kauf-  oder  Lizenzverträge  nicht 
ungültig,  diese  können  vielmehr  nunmehr  nur  aufgehoben  werden,  whI 
die  Voraussetzung  der  Verträge  in  Wegfall  gekommen  sind.  Es  kann  daher 
auch  der  Käufer  oder  der  Iizenzträger  eines  Patentes  die  für  die  Ver- 
gangenheit gezahlte  Vergütung  nicht  zurückfordern,  weil  er  das  Patent 
bis  zur  Erklärung  der  Nichtigkeit  nutzen  konnte.3) 

Was  die  Rückzahlung  der  für  ein  späterhin  für  nichtig  erklärtes 
Patent  entrichteten  Jahresgebühren  betrifft,  so  kann  dieselbe  nur  in  dem 
Falle  stattfinden,  dafs  die  gezahlten  Gebühren  zur  Zeit  der  rechtskräftigen 
Nichtigkeitsentscheidung  nicht  fällig  waren.4) 

Aus  der  Thatsache,  dafs  das  Patent  seinem  Inhaber  das  ausschließ- 
liche Recht  gewährt,  den  Gegenstand  der  Erfindung  in  Benutzung  zu 
nehmen  und  auszubeuten,  folgt,  dafs  der  Patentsucher  die  mit  der  Er- 
findung hergestellten  Gegenstände  der  Erzeugnisse  im  Monopol  hat,  d.  h. 
jeden  für  denselben  erzielbaren  Preis  zu  fordern  berechtigt  ist  und  in  der 
Lage  sein  wird.  Diese  Monopolisierung  wird  eine  Steigerung  der  Preise  dt* 
durch  Patent  geschützten  Gegenstände  im  allgemeinen  und  in  der  Regel 
nach  sich  ziehen,  die  namentlich  die  heimische  Industrie  und  der  Handel 
des  Inlandes  lästig  empfinden  werden,  abgesehen  davon,  dafs  die  Her- 
stellung der  geschützten  Gegenstände  nur  mit  der  gegen  entsprechende 
Entschädigung  zu  erlangenden  Einwilligung  des  Patentinhabers  vorge- 
nommen werden  kann.  Diese  durch  den  Patentschutz  hervorgerufene  Un- 
ebenheit soll,  übrigens  auch  nach  allen  übrigen  Patentrechten  dadurch  aus- 
geglichen werden,  dafs  die  patentierte  Erfindung  im  Inlande  zur  Ausfüh- 
rung gebracht,  dafs  also  durch  Mitwirkung  der  heimischen  Industrie  und 
die  ihr  hierdurch  gewährte  Beschäftigung  die  Monopolisierung  und  die 
durch  sie  hervorgerufene  Preissteigerung  einen  Ausgleich  findet  Abge- 
sehen hiervon  kann  aber  die  Benutzung  einer  patentierten  Erfindung  durch 
andere  im  öffentlichen  Interesse  liegen  und  kann  deshalb  der  Patent- 
inhaber aufserdem  gezwungen  werden,  die  Erlaubnis  hierzu  gegen  an- 


1)  C.P.O.  §  148.    Str.P.  0.  §§  245,  Abs.  2,  201,  Abs.  2  u.  264,  Abs.  4.    R  G. 
v.  14.  Okt  1882. 

2)  R.  G.  v.  2.  Juli  18S6. 

3)  O.H.G.  v.  25.  März  1876(1879,565),  R.  G.  v.  23.  Dez.  1886(1887,  101)  und 
3.  März  1888  (1888,  141). 

4)  Vergl.  §  8,  Abs.  1  des  Patentgesetzes. 
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gemessene  Vergütung  und  Sicherung  zu  erteilen.    Zur  Erfüllung  dieser 
beiden  Pflichten  gewährt  das  Gesetz  dem  Patentinhaber  eine  bestimmte 
Frist,  nämlich  ,von  drei  Jahren. 
Das  Gesetz  (§  11)  besagt: 

Das  Patent  kann  nach  Ablauf  von  drei  Jahren,  von  dem  Tage  der 
über  die  Erteilung  des  Patentes  erfolgten  Bekanntmachung  gerechnet, 
zurückgenommen  werden: 

1.  Wenn  der  Patentinhaber  es  unterläfst,  im  Inlande  die  Erfindung 
in  angemessenem  Umfange  zur  Ausführung  zu  bringen  oder  doch 
alles  zu  thun,  was  erforderlich  ist,  um  diese  Ausführung  zu  sichern; 

2.  Wenn  im  öffentlichen  Interesse  die  Erteilung  der  Erlaubnis  zur 
Benutzung  der  Erfindung  an  andere  geboten  erscheint,  der  Patent- 
inhaber aber  gleichwohl  sich  weigert,  diese  Erlaubnis  gegen  an- 
gemessene Vergütung  und  genügende  Sicherstellung  zu  erteilen. 

Hierzu  ist  im  einzelnen  zu  bemerken: 

Die  Einleitung  des  Verfahrens  wegen  Zurücknahme  des  Patentes 
erfolgt  ebenso  wie  bei  der  Erklärung  der  Nichtigkeit  nur  auf  Antrag, 
der  hier  von  Jedermann  gestellt  werden  kann.  Während  dagegen  das 
Patent  für  nichtig  erklärt  werden  mufs,  sofern  die  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen vorliegen,  ist  die  Zurücknahme  des  Patentes,  auch  wenn  die  Vor- 
bedingungen hierzu  vorliegen  sollten,  lediglich  in  das  Ermessen  des  Patent- 
amtes gestellt;  sie  kann,  braucht  aber  nicht  ausgesprochen  zu  werden.1) 
Namentlich  wird  bei  Fällung  des  Spruches  immer  in  Erwägung  zu  ziehen 
sein,  ob  die  die  Zurücknahme  gestattenden  Bedingungen  fortdauern  oder 
nicht  Die  für  die  Zurücknahme  gestellte  Frist,  deren  Beginn  im  neuen 
Gesetz  noch  ausdrücklich  festgesetzt,  aber  auch  schon  früher  von  diesem 
Zeitpunkt,  dem  der  Bekanntmachung  der  Patenterteilung  im  Reichs- 
anzeiger'2), berechnet  wurde,  besagt,  dafs  vor  ihrem  Ablauf  die  Entschei- 
dung nicht  getroffen  werden  kann;  es  ist  aber  nicht  nötig,  dafs  das 
widerrechtliche  Verhalten  des  Patentinhabers  drei  Jahre  gedauert  hat3) 

Der  Patentinhaber  hat  zur  Vermeidung  der  Zurücknahme  des  Patentes 
die  Erfindung  zur  Ausführung  zu  bringen,  und  zwar  in  angemessenem 
Umfange  und  im  Inlande.  Was  unter  Inlande  zu  verstehen  ist,  ist  oben  bei 
Erörterung  der  Vertretung  angeführt. 4)  Unter  Ausführung  der  Erfindung 
ist  die  Herstellung,  Fabrikation  und  das  Inverkehrbringen  des  Gegen- 
standes der  Erfindung  zu  verstehen.  Angemessen  ist  der  Umfang  der 
Ausführung,  wenn  er  dem  öffentlichen  Interesse  entspricht.  Es  wird 
aber  immer  auch  auf  die  gewerblichen  Verhältnisse,  in  denen  sich  der 
Patentinhaber  befindet,  besondere  Rücksicht  zu  nehmen  sein.    Handelt  es 

1)  P.  A.  v.  1.  Dez.  1S82  (18S3,  73). 

2)  P.  A.  v.  23.  Juli  1885  (1885,  77). 

3)  P.  A.  v.  1.  Dez.  1882  (1883,  75). 

4)  Vorgl.  das  zu  §  12  des  Patentgesetzes  Gesagte. 
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sich  um  patentierte  Maschinen,  Vorrichtungen,  Einrichtungen  oder  Apparate, 
dann  ist  dem  Gesetze  nicht  genügt,  wenn  ihre  Zusammenstellung  aus  den 
einzelnen  Teilen  im  Inlande  erfolgt,  es  müssen  vielmehr  auch  die  letzteren 
selbst  im  Inlande  hergestellt  sein.1)  Anderseits  wird  es  bei  Ausführung 
eines  chemischen  Verfahrens  genügen,  wenn  es  in  allen  seinen  Stadien 
im  Inlande  betrieben  wird,  während  es  unerheblich  sein  wird,  ob 
aus  dem  In-  oder  Auslande  die  chemischen  Materialien  genommen 
werden.  In  allen  Fällen  ist  ausschlaggebend,  ob  dafs  Interesse  der  ein- 
heimischen Industrie  berücksichtigt  worden  ist  oder  nicht2)  Es  kann 
daher  auch  ein  Privatinteresse  allein  die  Zurücknahme  des  Patentes  noch 
nicht  begründen.3) 

Den  Nachweis  der  unterlassenen  Ausführung  der  Erfindung  hat 
der  Antragsteller  zu  führen,  und  es  wird  im  Falle  der  Nachweisführung 
auf  Zurücknahme  des  Patentes  zu  erkennen  sein,  sofern  nicht  anzunehmen 
ist,  dafs  durch  die  Nichteinführung  die  Interessen  der  einheimischen 
Industrie  nicht  verletzt  sind.4)  Übrigens  kann  auf  die  Behauptung,  dafs 
die  patentierte  Erfindung  nicht  ausführbar  sei,  der  Antrag  auf  Zurück- 
nahme des  Patentes  nicht  gegründet  worden.  Ein  solcher  Mangel  würde 
dem  der  mangelnden  Patentfähigkeit,  insbesondere  der  mangelnden  ge- 
werblichen Verwertbarkeit  gleichkommen.  Die  geschützte  Erfindung  würde 
daher  nur  mit  der  Nichtigkeitsklage  nach  §  10  Nr.  1  des  Patentgesetzes 
angefochten  werden  können. 

Während  der  Zurücknahmegrund  aus  Nr.  1  §  11  in  erster  Linie  die 
Ansprüche  und  Verhaltnisse  der  Industrie  betont^  berücksichtigt  der  aus 
Nr.  2  mehr  die  öffentlichen,  allgemeinen  Interessen,  deren  Grundbedingung 
hierbei  ist,  dafs  die  Benutzung  der  Erfindung  durch  andere  aufser  dem 
Patentinhaber  geboten,  d.  h.  dem  allgemeinen  Wohle  zweckdienlich  er- 
scheint. Da  anderseits  die  Erteilung  der  Erlaubnis  zur  Benutzung  nur 
gegen  Entschädigung  und  Sicherheit  stattfinden  soll,  so  ist  der  in  der 
Vorschrift  liegende  Lizenzzwang  bedeutend  abgeschwächt,  um  nicht  zu 
sagen  aufgehoben.  Denn  gegen  die  vom  Gesetz  dem  Patentinhaber  zu- 
gestandenen Gegenforderungen  ist  dieser  im  allgemeinen  gedeckt,  und 
es  ist  der  Fall  kaum  denkbar  und  thatsächlich  auch  noch  nicht  zur 
Kenntnis  und  Entscheidung  des  Amtes  gelangt,  dafs  ein  Patentinhaber 
sich  geweigert  hätte,  gegen  die  ihm  zu  gewährenden  Garantieen  die  Be- 
nutzung des  Patentes  zu  verweigern.  Wenn  sich  übrigens  ein  Anderer 
für  die  Benutzung  einer  patentierten  Erfindung  überhaupt  nicht  meldet 


1)  RG.  v.  11.  Dez.  1S86  (1S87,  39). 

2)  R.G.  v.  27.  Juni  1883  (1883,  330). 

3)  P.  A.  v.  1.  Dez.  1882  (1^83,  74). 

4)  R.G.  v.  12.  Dez.  1888  (1889,  137). 

5)  Thatsächlich  ist  über  Zurücknahnieantrage  aus  §  11  Nr.  2  vom  Patentamte 
und  somit  auch  vom  Reichsgericht  noch  nicht  zu  entscheiden  gewesen. 
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oder  seine  Meldung  durch  ein  öffentliches  Interesse  überhaupt  nicht 
ersichtlich  unterstützt  wird,  dann  ist  die  Zurücknahme  des  Patentes, 
auch  wenn  dasselbe  unausgeführt  bleibt,  nicht  zulässig.  Praktische  Be- 
deutung wird  die  Bestimmung  namentlich  erhalten,  wenn  der  Inhaber 
eines  unter  Beschränkung  gegenüber  einem  anderen  Patent  erteilten  (so- 
genannten Abhängigkeits-)Patentes,  der  sein  Patent  nur  unter  Benutzung 
des  ersteren  zur  Verwendung  bringen  kann,  auf  den  Widerspruch  des 
Inhabers  des  Hauptpatentes  stöfst.1)  —  Den  Beweis,  dafs  die  Bewilligung 
zur  Benutzung  der  Erfindung  an  andere  im  öffentlichen  Interesse  liegt, 
wird  der  Zurücknahmekläger  zu  führen  haben.  Dieser  Bewreis  wird, 
wenn  überhaupt  erforderlich,  so  doch  leicht  zu  führen  sein,  wenn  der 
Kläger  Inhaber  eines  Patentes  ist,  welches  unter  Einschränckung  gegen 
ein  älteres  Patent  erteilt,  eine  wesentliche  Verbesserung  der  durch  dieses 
geschützten  Erfindung  darstellt.  Anderseits  wird  Kläger  auch  die  Ver- 
weigerung der  Erlaubniserteilung  seitens  des  Patentinhabers  trotz  ange- 
messener Vergütung  und  genügender  Sicherheit  zu  beweisen  haben.  Die 
Bereitwilligkeit  zur  Vergütung  ist  ausdrücklich  zu  erklären,  die  Sicher- 
heit ist  zu  leisten,  nicht  blofs  anzubieten.  Unter  angemessener  Vergütung 
ist  eine  Entschädigung,  welche  der  gerechten  Abschätzung  des  Wertes 
entspricht,  den  die  Benutzung  der  Erfindung  durch  andere  nach  dem 
zurzeitigen  Stande  der  Industrie  voraussichtlich  haben  wird. 

Die  Bestimmungen  über  das  Verfahren  wegen  Erklärung  der  Nichtig- 
keit und  wegen  Zurücknahme  eines  Patentes  stimmen  im  wesentlichen 
überein,  sodafs  sie  gemeinschaftlich  erörtert  werden  können.  Voraus- 
zuschicken ist,  dafs  das  Gesetz  nur  vom  Antrage  auf  Erklärung  der 
Nichtigkeit  oder  Zurücknahme  des  Patentes,  vom  Antragsteller  und  vom 
Patentinhaber  spricht  In  der  Praxis  bedient  man  sich  jedoch  der  Be- 
zeichnung Klage,  Kläger  und  Beklagter  nach  Analogie  der  Civilprozefs- 
ordnung,  deren  Bestimmungen  für  die  vorliegenden  beiden  Verfahren  zur 
Anwendung  gelangen,  sofern  sie  nicht  etwa  durch  den  Zweck  des  Ver- 
fahrens oder  durch  ausdrückliche  andere  Vorschriften  ausgeschlossen 
sind.2)  Beide  Klagen  sind  sogenannte  Popularklagen.  Sie  können  von 
Jedermann,  von  physischen  oder  juristischen  Personen,  von  In-  oder  Aus- 
ländern erhoben  werden,  auch  ohne  Nachweis  eines  rechtlichen  Interesses. 
Es  bedarf  daher  der  im  Auslande  wohnende  Kläger  keines  Vertreters, 
wohl  aber  hat  er  eine  unter  Berücksichtigung  auch  der  etwa  durch  das 
Berufungsverfahren  dem  Beklagten  erwachsenden  Kosten  vom  Patentamt 
festzusetzende  Sicherheit  binnen  einer  zu  bestimmenden  Frist  zu  leisten, 
widrigenfalls  die  Klage  als  zurückgenommen  gilt;  diese  Vorschrift  ist  im 
wesentlichen  der  Civilprozefsordnung  (§§  110  ff.),  jedoch  ohne  die  dortigen 
Ausnahmen,  entlehnt,  um  den  beklagten  Patentinhaber  nicht  der  Gefahr 

1)  P.  A.  v.  1.  Dez.  1SS7,  R.G.  v.  12.  Dez.  18S8  (1839, 137). 

2)  0.  H.  G.  v.  27.  Mai  1S79  (1879,  309),  R.  G.  v.  24.  Februar  1883  (1883, 132). 
Stephak,  Urheberrecht.  5 
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auszusetzen,  für  seine  Auslagen  ohne  Ersatz  zu  bleiben,  falls  der  Antrag- 
steller unterliegt  Um  überhaupt  unbegründeten  oder  gar  frivolen  Nich- 
tigkeits-  oder  Zurücknahmeklagen  thunlichst  vorzubeugen,  ist  jetzt  ihre 
Zulassung  von  der  Zahlung  einer  Gebühr  von  50  Mark  abhängig  gemacht, 
deren  Unterlassung  zur  Folge  hat,  dafs  die  Klage  als  nicht  angestellt 
gilt  (§  28,  Abs.  4  und  5).  Gründet  sich  jedoch  die  Nichtigkeitklage  auf 
widerrechtliche  Entnahme  der  durch  das  angegriffene  Patent  geschützten 
Erfindung  nach  §  10,  Nr.  3  (bezw.  §  3,  Abs.  2)  des  Patentgesetzes,  dann  ist 
nur  der  Verletzte  zum  Antrage  berechtigt  *  Als  der  Verletzte  ist  nicht  nur 
der  wirkliche  Erfinder  und  sein  Rechtsnachfolger,  sondern  auch  schon 
der  Besitzer  der  Erfindung  anzusehen,  d.  i.  derjenige,  der  vermöge  der  in 
seinem  Besitze  befindlichen  Beschreibungen  oder  des  von  ihm  angewen- 
deten Verfahrens  thatsächlich  im  stände  ist,  über  die  Erfindung  zu  ver- 
fügen.1) Kläger  hat  daher  auch  nicht  den  Nachweis  zu  führen,  dafs  er 
der  thateächliche  Urheber  der  Erfindung  ist 

Passiv  legitimiert  ist  der  in  der  Rolle  eingetragene  Patentinhaber. 
Er  hat  sich  auch  im  Falle  einer  in  der  Person  des  Inhabers  eingetretenen 
Veränderung  auf  die  Klage  einzulassen.  Dasselbe  gilt  von  den  Erben  des 
in  der  Rolle  eingetragenen  Inhabers,  die  nur  durch  Benennung  des  zeit- 
lichen Rechtsnachfolgers  ihren  Verpflichtungen  sich  entziehen  können. 

Anträge  auf  Vernichtung  oder  Zurücknahme  mehrerer  Patente  können, 
sofern  deren  Inhaber  eine  und  dieselbe  Person  ist,  mit  einander  ver- 
bunden werden,  es  wird  jedoch,  da  mehrere  Klaganträge  vorliegen,  der 
Zahlung  der  Gebühr  für  jeden  Antrag  bedürfen. 

Ebenso  wird  der  Verbindung  der  Nichtigkeitsklage  mit  der  Klage  auf 
Zurücknahme  desselben  Patentes  nichts  in  den  Weg  zu  legen  sein.  Nur  wird 
die  letztere  Klage  als  Eventualantrag  anzusehen  und  zu  behandeln  sein. 

Die  Klagen  auf  Vernichtung  oder  Zurücknahme  eines  Patentes  sind 
nur  im  patentrechtlichen  Verfahren,  nicht  im  Rechtswege  zum  Austrag 
zu  bringen.  Sie  gehören  vor  eine  besondere  Abteilung,  nämlich  die 
Nichtigkeitsabteilung  des  Patentamtes.  Der  Antrag  ist  schriftlich  und  in 
zwei  Exemplaren  einzureichen.  Er  kann  jederzeit  zurückgenommen  und 
wiederholt  werden.  Jedoch  kann  ein  zurückgewiesener  Antrag  von  dem- 
selben Kläger  aus  demselben  Klagegrunde,  z.  B.  wegen  mangelnder  Neu- 
heit, auch  mit  neuen  Beweismitteln  nicht  wiederholt  werden,  wohl  aber 
kann  auf  Grund  neuer  Thatsachen,  welche  erst  nach  der  Zurückweisung 
eingetreten  sind,  der  Antrag  von  neuem  gestellt  werden.  Ebenso  kann 
ein  anderer  Kläger,  vorausgesetzt,  dafs  er  nicht  eine  vorgeschobene  Person 
ist,  den  Antrag  auf  Erklärung  der  Nichtigkeit  aus  demselben  Klaggrunde 
stellen.2) 

1)  IL  G.  v.  23.  Oktober  18S0  (1881,  38). 

2)  Vergl.  hierzu  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  vom  12.  November  188T 
(18S7,  425). 
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Weder  die  Klage  auf  Vernichtung  noch  die  auf  Zurücknahme  des 
Patentes  sind  der  Verjährung  unterworfen,  abgesehen  von  dem  Nichtig- 
keitsgrunde aus  §  10,  No.  1,  mangelnder  Patentfähigkeit  der  geschützten 
Erfindung.  Hier  ist  die  Klage  nur  innerhalb  einer  fünfjährigen  vom  Tage 
der  Bekanntmachung  der  Patenterteilung  laufenden  Frist  zulässig,  um 
das  Patent  nicht  dauernden  Angriffen  auszusetzen,  zu  deren  Vorbereitung 
die  gesetzliche  Frist  dem  Gegner  genügende  Zeit  gewährt 

Der  Antrag  hat  die  Thatsachen  anzugeben,  auf  welche  er  sich 
stützt  Dieser  Bestimmung  hat  die  Praxis,  um  den  Patentinhaber  nicht 
unnötigen  und  ungerechtfertigten  Angriffen  auszusetzen,  eine  wesentliche 
Bedeutung  beigelegt,  sodafs  in  allen  Fällen,  wo  der  Antrag  der  Angabe 
des  Rechtsgrundes  entbehrt,  die  an  den  Antrag  geknüpften  Folgen  als 
nicht  eingetreten  angesehen,  die  Einleitung  des  Verfahrens  vielmehr  ab- 
gelehnt wird.  Hieraus  folgt,  dafs  auch  durch  einen  solchen  späterhin 
zurückgewiesenen  Antrag  die  im  §  28,  Abs.  3  bestimmte  fünfjährige 
Frist  zur  Stellung  des  Nichtigkeitsantrages  wegen  mangelnder  Patent- 
fähigkeit (aus  §§  1  und  2  dieses  Gesetzes)  nicht  gewahrt  wird.1) 

Da  aufser  dem  Antragsteller  und  dein  Patentinhaber  auch  andere 
Personen  an  dem  Ausgange  des  Verfahrens  wegen  Nichtigkeit  oder  Zu- 
rücknahme des  Patentes  ein  rechtliches  Interesse  haben  können,  so  kann 
es  keinem  Zweifel  unterliegen,  diese  im  Sinne  der  Bestimmungen  der 
Civilprozefsordnung  (§§  66  ff.)  zum  Verfahren  als  Nebenintervenienten  zu- 
zulassen.2) Als  solche  sind  sie  befugt,  zur  Unterstützung  des  Klägers 
oder  des  Beklagten  aufzutreten  sowie  auch  Rechtsmittel  einzulegen.  Ob 
sie  allerdings  sich  auch  dem  vom  Gegner  eingelegten  Rechtsmittel  an- 
schlief sen  können,  ob  ihnen  die  sogenannte  Adhäsion  zusteht,  erscheint 
fraglich.  Das  Patentamt  und  das  Reichsgericht  haben  die  Frage  verneint3) 
Da  jedoch  neuerdings  der  Anschlufs  an  die  Beschwerde  dem  Gegner  ge- 
stattet ist  (vergl.  das  oben  bei  Beschwerde  Gesagte),  so  wird  man  auch 
den  Nebenintervenienten  von  diesem  Rechte  nicht  ausschliefsen  können. 

Ist  die  Einleitung  des  Verfahrens  an  sich  verfügt,  dann  fordert  das 
Patentamt  den  Patentinhaber  unter  Mitteilung  der  Klage  zur  Erklärung 
auf  dieselbe  binnen  einer  Frist  von  einem  Monat  auf.  Eine  Verlängerung 
dieser  Frist  zur  Abgabe  der  Erklärung  ist  unzulässig,  wohl  aber  kann 
zur  näheren  Begründung  der  Erklärung  eine  Frist  gewährt  werden. 
Auch  steht  der  Berücksichtigung  einer  verspätet  eingegangenen  Erklärung 
nichts  im  Wege.4) 

Erklärt  sich  der  beklagte  Patentinhaber  binnen  der  gestellten  Frist 
nicht,  dann  kann  ohne  Ladung  und  Anhörung  der  Beteiligten  sofort 

1)  P.  A.  14.  Februar  1895  (1694/95,  246). 

2)  R.  G.  v.  27.  Februar  1896  (1896,  152). 

3)  P.A.  22.  Juni  1883,  R.  G.  v.  18.  Febr.  1884  (1884,  139). 

4)  R.  G.  v.  1.  Mai  1880  (1880,  101). 
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nach  dem  Antrage  entschieden  und  bei  dieser  Entscheidung  jede  von 
dem  Antragsteller  behauptete  Thatsache  für  erwiesen  angenommen  werden. 
Das  Patentamt  ist  zwar  berechtigt,  keineswegs  aber  gezwungen,  lediglich 
nach  dem  Antrage  im  Falle  der  Unterlassung  einer  Erklärung  zu  entschei- 
den. #Es  wird  sich  vielmehr  in  der  Regel  empfehlen,  mit  Rücksicht  auf 
die  bei  Anfechtung  eines  Patentes  in  Frage  kommenden  öffentlichrecht- 
lichen Interessen  sowie  darauf,  dafs  es  sich  um  Wiederaufhebung  von 
Rechten  handeln  soll,  welche  erst  nach  eingehender  Prüfung  der  gesetz- 
lich vorgeschriebeneu  formellen  und  namentlich  materiellen  Vorschriften 
unter  staatlicher  Sanktion  aufgestellt  und  erteilt  worden  sind,  die  Be- 
hauptungen des  Klageantrages  nicht  unbedingt  als  zugestanden  und  er- 
wiesen anzusehen,  sondern  über  dieselben  von  Amts  wegen  zu  befinden, 
erforderlichen  Falles  unter  Erhebung  des  gebotenen  Beweises.  Ebenso 
wird  auch,  falls  die  Zurückweisung  des  Antrages  in  Aussicht  genommen 
wird,  der  Entscheidung  immer  das  vollständige  Verfahren,  wenigstens 
Ladung  und  Anhörung  der  Beteiligten  voraufzugehen  haben. 

Widerspricht  dagegen  der  Patentinhaber  rechtzeitig  den  gegnerischen 
Anträgen,  dann  hat  das  Patentamt  unter  Mitteilung  des  Widerspruchs  an 
den  Antragsteller  den  Sachverhalt  erforderlichen  Falles  durch  Vernehmung 
von  Zeugen  und  Sachverständigen  festzustellen.  Hierbei  ist  das  Patent- 
amt in  keiner  Weise  an  die  Beweisanträge  der  Parteien  gebunden,  viel- 
mehr kann  es  von  Amts  wegen  Ermittelungen  auch  über  die  ihm  nicht 
vorgetragenen  Thatsachen  anstellen.  Im  Beweisverfahren  ist  auch  hier 
der  Parteieneid  ausgeschlossen,  der  Urkundenbeweis  statthaft1) 

Gründet  sich  der  Antrag  auf  Zurücknahme  des  Patentes  auf  §  11 
Abs.  2  (unterlassene  Ausführung  des  Patentes) ,  so  hat  der  Entscheidung 
eine  Androhung  der  Zurücknahme  unter  Mitteilung  der  Gründe  und  Fest- 
setzung einer  angemessenen  Frist  zur  Erklärung  auf  den  Antrag  vorauf- 
zugehen. Diese  Androhung  kann  in  jeder  Lage  des  Verfahrens  erfolgen, 
selbst  im  Berufungsverfahren  kann  durch  Einräumung  einer  angemessenen 
Benutzung  des  Patentes  Abweisung  der  Klage  herbeigeführt  werden.2) 
Nach  Ablauf  der  gestellten  Frist  wird  das  Verfahren  ohne  neuen  Antrag 
fortgesetzt 

Wie  im  Patenterteilungs-  und  im  Beschwerdeverfahren,  sind  auch 
im  Berufungsverfahreu  die  Gerichte  verpflichtet,  dem  Patentamt  Rechts- 
hilfe zu  leisten  (§  32  des  Patentgesetzes).  Letztere  wird  nicht  nach  Mafs- 
gabe  des  Reichsgesetzes  vom  21.  Juni  1869,  sondern  nach  dem  Gerichts- 
verfassungsgesetz vom  27.  Januar  1S77  (17.Mail89S)  TitelXIII  §§157—169 
beansprucht  und  gewährt,  bleibt  jedoch  nach  der  Praxis  des  Amtes  auf 
zeugeneidliche  Vernehmungen  aufserhalb  Berlins  und  seiner  Umgebung 

1)  P.  A.  18.  März  1879  (1879, 241),  13.  Februar  1S79  (1879, 287),  R  G.  v.  12.  Mai  1880 
(1880, 105),  P.  A.  3.  Januar  1SS4,  R.  G.  v.  28.  Juni  1SS4  (1884,  294). 

2)  Vergl.  Kommissionsbericht  zum  ersten  Patentgesetz. 
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wohnender  Personen  beschränkt,  da  soweit  sonst  angängig,  namentlich  in 
und  bei  Berlin  wohnende  Personen  (Zeugen  und  Sachverständige)  vom 
Patentamt  selbst  vernommen  werden.  Die  Rechtshilfeleistung  der  Ge- 
richte erstreckt  sich  übrigens  auch  darauf,  dafs  das  Gericht,  in  dessen 
Bezirk  die  zahlungspflichtige  Person  ihren  Wohnsitz  hat,  die  Ausfertig- 
ungen der  Kostenfestsetzungsbeschlüsse  des  Patentamtes  mit  der  Voll- 
streckungsklausel zu  versehen  hat.1)  Endlich  soll  nach  dem  Gesetz  (§  32) 
auch  die  Festsetzung  der  Ordnungsstrafen  gegen  Zeugen  und  Sachver- 
ständige, welche  nicht  erscheinen  oder  ihre  Vernehmung  oder  Vereidigung 
verweigern,  sowie  die  Vorführung  nicht  erschienener  Zeugen  in  allen 
Fällen  auf  Ersuchen  durch  die  Gerichte  erfolgen.  Was  die  Kosten  des 
Nichtigkeitsverfahrens  betrifft,  so  hat  hier  (§31)  wie  im  Beschwerde- 
fahren das  Patentamt  nach  freiem  Ermessen  zu  bestimmen,  zu  welchem  An- 
teile dieselben  den  Beteiligten  aufzuerlegen  sind.  Zu  den  Kosten  des 
Verfahrens  gehören  aufser  der  mit  dem  Antrage  auf  Vernichtung  oder 
Zurücknahme  des  Patentes  zu  zahlenden  gesetzlichen  Gebühr  (von  50  Mark; 
§  2S,  Abs.  4)  und  den  aus  der  Kasse  des  Patentamtes  für  Zeugen-  und 
Sachverständigen-  sowie  Schreibgebühren  u.  s.  w.  bestrittenen  Auslagen 
die  den  Beteiligten  erwachsenen  Kosten,  welche  zur  zweckentsprechenden 
Wahrung  ihrer  Bechte,  namentlich  auch  für  Vertretung  notwendig  waren. 
Übrigens  kann  nach  Mafsgabe  des  §  110  der  Civilprozefsordnung  der 
Beklagte  mit  der  Erklärung  auf  die  Klage  den  Antrag  verbinden,  dafs 
der  Kläger,  falls  dieser  Ausländer  ist,  wegen  Ersatzes  der  ihm,  dem  Be- 
klagten, zuwachsenden  Kosten  Sicherheit  bestelle.2) 

Die  Kostenfestsetzung  erfolgt  durch  Beschlufs  des  Patentamtes,  nach- 
dem das  Doppel  des  Festsetzungsgesuchs  dem  Gegner  zur  Erklärung  mit- 
geteilt worden  ist.  Der  Beschlufs  kann  mit  der  Beschwerde  (aus  §  16  des 
Patentgesetzes)  angefochten  werden.  Ist  der  Beschlufs  rechtskräftig,  so 
läfst  ihn  das  Patentamt  auf  Antrag  des  Erstattungsberechtigten  von  dem 
Gericht,  in  dessen  Bezirk  die  zahlungspflichtige  Partei  ihren  Wohnsitz 
hat,  mit  der  Vollstreckungsklausel  versehen  und  mit  dieser  dem  Gläubiger 
zugehen,  der  nunmehr  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  die  Kosten 
beitreiben  kann.3)  Übrigens  können  nach  Erlafs  des  Beschlusses  Kosten, 
die  vor  Aufstellung  der  Kostenrechnung  entstanden,  in  diese  aber  nicht 
aufgenommen  waren,  nicht  nachgefordert  werden.4) 

Gegen  die  Entscheidung  des  Patentamtes,  d.  h.  gegen  Endurteile, 
nicht  schon  gegen  Beschlüsse  der  Nichtigkeitsabteilung,  welch  letztere 
mit  der  Beschwerde  (nach  §  16  des  Patentgesetzes)  anfechtbar  sind,  kann 
binnen  sechs  Wochen  Berufung  eingelegt  werden.    Über  dieselbe  ent- 

1)  K.  G.  v.  19.  September  1S94  (P.  Bl.  1894/95,  13). 

2)  P.  A.  4.  Oktober  1861  (P.  Bl.  1881,  411). 

3)  R.  G.  v.  19.  September  1894  (P.  Bl.  1894/95,  13). 

4)  R.  G.  v.  26.  November  1894  (1894/95, 125). 
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Hcbeidet  daa  Reichsgericht. 'j  Die  Berufung  ist  schriftlich  anzumelden  und 
zu  begründen.  Die  Frist  ist  gewahrt,  falls  noch  vor  ihrem  Ablauf  die 
IfcrufungssHchrift  in  den  Besitz  des  Patentamtes  gelangt2;  Das  Verfahren 
beim  Reichsgericht  ist  der  Bestimmung  des  Patentgesetzes  (§  33  Abs.  3) 
entsprechend  durch  die  besondere  Verordnung  vom  6.  Dezember  1S91  ge- 
regelt3; Die  Berufungsschrift  mufs  in  deutscher  Sprache  abgefafst  sein 
und  auch  die  Berufungsanträge  enthalten,  widrigenfalls  sie  ebenso  wie  im 
Falle  verspäteter  Einlegung  als  unzulässig  verworfen  wird.  Ebensowenig 
finden  nach  Ablauf  der  Berufungsfrist  gestellte  Berufungsanträge  Berück- 
sichtigung.1; Die  Parteien,  auch  die  im  Auslande  wohnenden,  müssen 
durch   einen  zur  Praxis  beim  Reichsgericht  zugelassenen  Rechtsanwalt 

1)  Die  Verweisung  der  Berufung  an  das  Reichsgericht  hat  manche  Anfechtungen 
erfahren.  Während  sonst  alle  Entscheidungen  in  allen  patentrechtlichen  Verfahren 
vom  Patentamt  ergehen  (Zwischen-  und  Endurteile)  und  zwar  durch  Spruchkollegien, 
die  in  ihrer  Mehrheit  stete  aus  technischen  Mitgliedern  bestehen,  erfolgt  die  Ent- 
scheidung in  Sachen,  in  denen  der  Bestand  eines  endgültig  erteilten  Patentes  ange- 
griffen wird,  in  letzter  Instanz  von  einem  nur  von  rechtekundigen  Mitgliedern  be- 
setzten Gerichtshof.  Diese  Einrichtung  hat  zunächst  darin  ihren  Grund,  dafs  beim 
Hrlafs  des  ersten  Patentgesetzes  von  1S77  das  Reichsgericht  (Bundesoberhandels- 
gericht) für  alle  Rechtestreitigkeiten  aus  den  damals  bereits  bestehenden  Urheber- 
rechtsgesetzen (§  32  des  Gesetzes  betreffend  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken  vom 
11.  Juni  1S70,  §  16  des  Gesetzes  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden 
Kunst  vom  9.  Januar  1S76,  §  9  des  Gesetzes  betreffend  den  Schutz  der  Photographie 
vom  10.  Januar  1H76,  §  14  des  Gesetzes  betreffend  das  Urheberrecht  an  Mustern  u.  s.  w. 
vom  11.  Januar  1S76)  zuständig  war,  somit  also  für  Patenteachen  seine  Zuständigkeit 
sich  von  selbst  ergab.  Dazu  tritt  der  Umstand,  dafs  bei  der  Entscheidung  über  Zurück- 
nahme eines  Patentes  niemals,  bei  Nichtigkeitserklärung  nicht  immer  technische,  son- 
dern häufig  rechtliche,  erstem  Falles  auch  volkswirtschaftliche  Fragen  zu  erörtern 
sind  und  ihre  Bantwortung  die  Grundlage  der  Entscheidung  bildet  Hat  sich  die  Ent- 
scheidung auf  technische  Fragen  zu  gründen,  dann  stehen  dem  obersten  Gerichtshof 
technische  Sachverständige  zur  Verfügung,  deren  Gutachten  zwar  eingeholt,  niemals 
aber  den  Entscheidungsgründen  einverleibt  worden  sind,  dafs  sie  lediglich  ihre  Be- 
stimmung als  Gutachter  erfüllt  und  keine  weitere  Bedeutung  erlangt  haben.  Ander- 
seits ist  aber  nicht  zu  verschweigen,  dafs  das  Patentamt  selbst,  nachdem  nunmehr 
Über  zwei  Jahrzehnte  die  deutsche  Patentgesetzgebung  besteht,  namentlich  mit 
Rücksicht  auf  seine  durch  das  neue  Patentgesetz  geschaffene  Rekonstitution ,  durch 
Einstellung  ständiger  rechtskundiger  und  technischer  Mitglieder,  vielleicht  auch  eines 
noch  zu  errichtenden  besondern  Senate,  sehr  wohl  in  die  Lage  versetzt  werden  konnte, 
auch  in  dem  einzigen,  ihm  bislang  noch  entgangenen  zweitinstanzlichen  Nichtigkeite- 
verfahren  endgültig  zu  Gericht  zu  sitzen.  Einem  solchen  Senate  läge  es  dann  sehr 
nahe,  die  letztinstanzliche  Entscheidung  in  allen  Sachen  des  gewerblichen  und  vielleicht 
auch  dos  litterarischen  und  artistischen  Urheberrechts  zu  übertragen.  Durch  Errich- 
tung eines  solchen  obersten  Gerichtshofes  für  alle  Streitsachen  auf  dem  Gebiete  des 
Urheberrechts  würde  auch  die  neuerdings  vielfach  erörterte  Überlastung  des  Reichs- 
gerichts zu  einem  erheblichen  Teile  beseitigt  und  in  der  Folgezeit  vermieden  werden. 

2)  Yorgl.  hierzu  R.  G.  v.  20.  März  1SS0  (P.  Bl.  1SS0,  S2). 

3)  Siehe  Anhang. 

4)  R  G.  v.  25.  September  1S93  (P.  Bl.  1M>3,  5S7). 
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vertreten  sein,  unbeschadet  der  Befugnis,  mit  einem  technischen  Beistande 
sowie  mit  oder  ohne  Vertreter  zu  erscheinen  (§14  der  obengenannten 
Verordnung).  Ob  verspätet  oder  überhaupt  nicht  vorgebrachte,  jedoch 
bekannte  Thatsachen  vom  Berufungsgericht  gewürdigt  werden,  hängt 
lediglich  von  dessen  Ermessen  ab.1)  Dagegen  darf  ein  erst  in  zweiter  In- 
stanz gestellter  Antrag  nicht  berücksichtigt  werden;  ebensowenig  kann 
das  Gericht  über  den  gestellten  Antrag  hinausgehen  oder  einen  andern 
Klagegrund  unterstellen. 

In  der  Entscheidung  sind  auch  die  Kosten  des  Verfahrens  festzu- 
setzen, zu  verteilen.  Indessen  soll  wie  im  Civilprozefs  die  Entscheidung 
über  den  Kostenpunkt  allein  nicht  Gegenstand  der  Berufung  sein,  letztere 
hat  sich  vielmehr  auf  den  Streit  selbst  mit  zu  erstrecken.2) 

A.  Patentgesetz. 

Vom  7.  April  1891  (Reichsgesetzblatt  S.  79). 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preufsen  u.  s.  w., 
verordnen  im  Namen  des  Reichs  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrats  und  des 
Reichstags,  was  folgt: 

Artikel  I. 

An  Stelle  der  §§  1  bis  40  des  Patentgesetzes  vom  25.  Mai  1S77  (Reichsgesetzblatt 
S.  501)  treten  folgende  Bestimmungen: 

Erster  Abschnitt. 
Patentrecht, 

§  1.  Patente  werden  erteilt  für  neue  Erfindungen,  welche  eine  gewerbliche  Ver- 
wertung gestatten. 

Ausgenommen  sind: 

1.  Erfindungen,  deren  Verwertung  den  Gesetzen  oder  guten  Sitten  zuwider- 
laufen würde; 

2.  Erfindungen  von  Nahrungs-,  Genufs-  und  Arzneimitteln  sowie  von  Stoffen, 
welche  auf  chemischem  Wege  hergestellt  werden,  soweit  die  Erfindungen 
nicht  ein  bestimmtes  Verfahren  zur  Herstellung  der  Gegenstande  betreffen. 

§  2.  Eine  Erfindung  gilt  nicht  als  neu,  wenn  sie  zur  Zeit  der  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  erfolgten  Anmeldung  in  öffentlichen  Druckschriften  aus  den  letzten  hundert 
Jahren  bereits  derart  beschrieben  oder  im  Inlande  bereits  so  offenkundig  benutzt  ist, 
dafs  danach  die  Benutzung  durch  andere  Sachverständige  möglich  erscheint 

Die  im  Auslande  amtlich  herausgegebenen  Patentbeschreibungen  stehen  den 
öffentlichen  Druckschriften  erst  nach  Ablauf  von  drei  Monaten  seit  dem  Tage  der 
Herausgabe  gleich,  sofern  das  Patent  von  demjenigen,  welcher  die  Erfindung  im 
Auslande  angemeldet  hat  oder  von  seinem  Rechtsnachfolger  nachgesucht  wird.  Diese 
Begünstigung  erstreckt  sich  jedoch  nur  auf  die  amtlichen  Patentbeschreibungen  der- 
jenigen Staaten,  in  welchen  nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen  Bekannt- 
machung die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist 

§  3.  Auf  die  Erteilung  des  Patents  hat  derjenige  Anspruch,  welcher  die  Er- 
findung zuerst  nach  Maf sgabe  dieses  Gesetzes  angemeldet  hat  Eine  spätere  Anmeldung 


1)  R.  G.  v.  24.  Januar  (P.  Bl.  1880,  54). 

2)  R.  G.  v.  20.  December  1881  (P.  BL  1882,  25). 
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kann  den  Anspruch  auf  ein  Patent  nicht  begründen,  wenn  die  Erfindung  Gegenstand 
des  Patents  des  früheren  Anmelders  ist  Trifft  diese  Voraussetzung  teilweise  zu, 
so  hat  der  spätere  Anmelder  nur  Anspruch  auf  Erteilung  eines  Patents  in  ent- 
sprechender Beschränkung. 

Ein  Anspruch  des  Patentsuchers  auf  Erteilung  des  Patents  findet  nicht  statt, 
wenn  der  wesentliche  Inhalt  seiner  Anmeldung  den  Beschreibungen,  Zeichnungen, 
Modellen,  Gerätschaften  oder  Einrichtungen  eines  Anderen  oder  einem  von  diesem 
angewendeten  Verfahren  ohne  Einwilligung  desselben  entnommen  und  von  dem  Letz- 
teren aus  diesem  Grunde  Einspruch  erhoben  ist  Hat  der  Einspruch  die  Zurücknahme 
oder  Zurückweisung  der  Anmeldung  zur  Folge,  so  kann  der  Einsprechende,  falls  er 
innerhalb  eines  Monats  seit  Mitteilung  des  hierauf  bezüglichen  Bescheides  des  Patent- 
amtes die  Erfindung  seinerseits  anmeldet,  verlangen,  dafs  als  Tag  seiner  Anmeldung 
der  Tag  vor  Bekanntmachung  der  früheren  Anmeldung  festgesetzt  werde. 

§  4.  Das  Patent  hat  die  Wirkung,  dafs  der  Patentinhaber  ausschliefslich  befugt 
ist,  gewerbsmässig  den  Gegenstand  der  Erfindung  herzustellen,  in  Verkehr  zu  bringen, 
feilzuhalten  oder  zu  gebrauchen.  Ist  das  Patent  für  ein  Verfahren  erteilt,  so  erstreckt 
sich  die  Wirkung  auch  auf  die  durch  das  Verfahren  unmittelbar  hergestellten  Er- 
zeugnisse. 

§  5.  Die  Wirkung  des  Patents  tritt  gegen  denjenigen  nicht  ein,  welcher  zur 
Zeit  der  Anmeldung  bereits  im  Inlande  die  Erfindung  in  Benutzung  genommen  oder 
die  zur  Benutzung  erforderlichen  Veranstaltungen  getroffen  hatte.  Derselbe  ist  befugt, 
die  Erfindung  für  die  Bedürfnisse  seines  eigenen  Betriebes  in  eigenen  oder  fremden 
Werkstätten  auszunutzen.  Diese  Befugnis  kann  nur  zusammen  mit  dem  Betriebe  ver- 
erbt oder  veräufsert  werden. 

Die  Wirkung  des  Patents  tritt  ferner  insoweit  nicht  ein,  als  die  Erfindung  nach 
Bestimmung  des  Reichskanzlers  für  das  Heer  oder  für  die  Flotte  oder  sonst  im 
Interesse  der  öffentlichen  Wohlfahrt  benutzt  werden  soll.  Doch  hat  der  Patentinhaber 
in  diesem  Falle  gegenüber  dem  Reiche  oder  dem  Staate,  welcher  in  seinem  beson- 
deren Interesse  die  Beschränkung  des  Patents  beantragt  hat,  Anspruch  auf  ange- 
messene Vergütung,  welche  in  Ermangelung  einer  Verständigung  im  Rechtswege 
festgesetzt  wird. 

Auf  Einrichtungen  an  Fahrzeugen,  welche  nur  vorübergehend  in  das  Inland 
gelangen,  erstreckt  sich  die  Wirkung  des  Patents  nicht 

§  6.  Der  Anspruch  auf  Erteilung  des  Patents  und  das  Recht  aus  dem  Patent 
gehen  auf  die  Erben  über.  Der  Anspruch  und  das  Recht  können  beschränkt  oder 
unbeschränkt  durch  Vertrag  oder  durch  Verfügung  von  Todes  wegen  auf  Andere 
übertragen  werden. 

§  7.  Die  Dauer  des  Patents  ist  15  Jahre;  der  Lauf  dieser  Zeit  beginnt  mit 
dem  auf  die  Anmeldung  der  Erfindung  folgenden  Tage.  Bezweckt  eine  Erfindung 
die  Verbesserung  oder  sonstige  weitere  Ausbildung  einer  anderen,  zu  Gunsten  des 
Patentsuchers  durch  ein  Patent  geschützten  Erfindimg,  so  kann  dieser  die  Erteilung 
eines  Zusatzpatents  nachsuchen,  welches  mit  tdem  Patent  für  die  ältere  Erfindung 
sein  Enäe  erreicht 

Wird  durch  die  Erklärung  der  Nichtigkeit  des  Hauptpatente  ein  Zusatzpatent 
zu  einem  selbständigen  Patent,  so  bestimmt  sich  dessen  Dauer  und  der  Fälligkeitstag 
der  Gebühren  nach  dem  Anfangstage  des  Hauptpatents.  Für  den  Jahresbetrag  der 
Gebühren  ist  der  Anfangstag  des  Zusatzpatents  mafsgebend.  Dabei  gilt  als  erstes 
Patentjahr  der  Zeitabschnitt  zwischen  dem  Tage  der  Anmeldung  des  Zusatzpatents 
und  dem  nächstfolgenden  Jahrestage  des  Anfangs  des  Hauptpatents, 

§  8.  Für  jedes  Patent  ist  vor  der  Erteilung  eino  Gebühr  von  30  M.  zu  ent- 
richten (§  24  Abs.  1). 
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Mit  Ausnahme  der  Zusatzpatente  (§  7)  ist  aufserdem  für  das  Patent  mit  Beginn 
des  zweiten  und  jedes  folgenden  Jahres  der  Dauer  eine  Gebühr  zu  entrichten,  welche 
das  erste  Mal  50  M.  betragt  und  weiterhin  jedes  Jahr  um  50  M.  steigt 

Diese  Gebühr  (Abs.  2)  ist  innerhalb  sechs  Wochen  nach  der  Fälligkeit  zu  ent- 
richten. Nach  Ablauf  der  Frist  kann  die  Zahlung  nur  unter  Zuschlag  einer  Gebühr 
von  10  M.  innerhalb  weiterer  sechs  Wochen  erfolgen. 

Einem  Patentinhaber,  welcher  seine  Bedürftigkeit  nachweist,  können  die  Ge- 
bühren für  das  erste  und  zweite  Jahr  der  Dauer  des  Patents  bis  zum  dritten  Jahre 
gestundet  und,  wenn  das  Patent  im  dritten  Jahre  erlischt,  erlassen  werden. 

Die  Zahlung  der  Gebühren  kann  vor  Eintritt  der  Fälligkeit  erfolgen.  Wird  auf 
das  Patent  verzichtet  oder  dasselbe  für  nichtig  erklärt  oder  zurückgenommen,  so 
erfolgt  die  Bückzahlung  der  nicht  fällig  gewordenen  Gebühren. 

Durch  Beschlufs  des  Bundesrats  kann  eine  Herabsetzung  der  Gebühren  ange- 
ordnet werden. 

§  9.  Das  Patent  erlischt,  wenn  der  Patentinhaber  auf  dasselbe  verzichtet,  oder  wenn 
die  Gebühren  nicht  rechtzeitig  bei  der  Kasse  des  Patentamts  oder  zur  Überweisung 
an  dieselbe  bei  einer  Postanstalt  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  eingezahlt  sind. 

§  10.   Das  Patent  wird  für  nichtig  erklärt,  wenn  sich  ergiebt: 

1.  dafs  der  Gegenstand  nach  §§  1  und  2  nicht  patentfähig  war; 

2.  dafs  die  Erfindung  Gegenstand  des  Patents  eines  frühern  Anmelders  ist; 

3.  dafs  der  wesentliche  Inhalt  der  Anmeldung  den  Beschreibungen,  Zeich- 
nungen, Modellen,  Gerätschaften  oder  Einrichtungen  eines  Anderen  oder 
einem  von  diesem  angewendeten  Verfahren  ohne  Einwilligung  desselben 
entnommen  war. 

Trifft  eine  dieser  Voraussetzungen  (1.  bis  3.)  nur  teilweise  zu,  so  erfolgt  die 
Erklärung  der  Nichtigkeit  durch  entsprechende  Beschränkung  des  Patents. 

§  11.  Das  Patent  kann  nach  Ablauf  von  drei  Jahren,  von  dem  Tage  der  über 
die  Erteilung  des  Patents  erfolgten  Bekanntmachung  (§  27  Abs.  1)  gerechnet,  zu- 
rückgenommen werden: 

1.  wenn  der  Patentinhaber  es  unterläfst,  im  Inlande  die  Erfindung  in  an- 
gemessenem Umfange  zur  Ausführung  zu  bringen  oder  doch  alles  zu  thun, 
was  erforderlich  ist,  um  diese  Ausführung  zu  sichern; 

2.  wenn  im  öffentlichen  Interesse  die  Erteilung  der  Erlaubnis  zur  Benutzung 
der  Erfindung  an  Andere  geboten  erscheint,  der  Patentinhaber  aber  gleich- 
wohl sich  weigert,  diese  Erlaubnis  gegen  angemessene  Vergütung  und  ge- 
nügende Sicherheit  zu  erteilen. 

§  12.  Wer  nicht  im  Inlande  wohnt,  kann  den  Anspruch  auf  die  Erteilung  eines 
Patents  und  die  Rechte  aus  dem  Patent  nur  geltend  machen,  wenn  er  im  Inlande 
einen  Vertreter  bestellt  hat  Der  letztere  ist  zur  Vertretung  in  dem  nach  Mafsgabe 
dieses  Gesetzes  stattfindenden  Verfahren  sowie  in  den  das  Patent  betreffenden  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten  und  zur  Stellung  von  Straf  antragen  befugt  Der  Ort,  wo 
der  Vertreter  seinen  Wohnsitz  hat,  und  in  Ermangelung  eines  solchen  der  Ort,  wo 
das  Patentamt  seinen  Sitz  hat,  gilt  im  Sinne  des  §  24  der  Civilprozefsordnung  als 
der  Ort,  wo  sich  der  Vermögensgegenstand  befindet 

Unter  Zustimmung  des  Bundesrats  kann  durch  Anordnung  des  Reichskanzlers 
bestimmt  werden,  dafs  gegen  die  Angehörigen  eines  ausländischen  Staates  ein  Ver- 
geltungsrecht zur  Anwendung  gebracht  werde. 

Zweiter  Abschnitt 
Patentamt. 

§  13.  Die  Erteilung,  die  Erklärung  der  Nichtigkeit  und  die  Zurücknahme  der 
Patente  erfolgt  durch  das  Patentamt 
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Das  Patentamt  hat  seinen  Sitz  in  Berlin.  Es  besteht  aus  einem  Präsidenten, 
aus  Mitgliedern,  welche  die  Befähigung  zum  Richteramt  oder  zum  höheren  Verwal- 
tungsdienst besitzen  (rechtskundige  Mitglieder),  und  aus  Mitgliedern,  welche  in  einem 
Zweige  der  Technik  sachverständig  sind  (technische  Mitglieder).  Die  Mitglieder 
werden,  und  zwar  der  Präsident  auf  Vorschlag  des  Bundesrats,  vom  Kaiser  ernannt. 
Die  Berufung  der  rechtskundigen  Mitglieder  erfolgt,  wenn  sie  im  Reichs-  oder  Staats- 
dienst ein  Amt  bekleiden,  auf  die  Dauer  dieses  Amtes,  andernfalls  auf  Lebenszeit. 
Die  Berufung  der  technischen  Mitglieder  erfolgt  entweder  auf  Lebenszeit  oder  auf 
fünf  Jahre.  In  letzterem  Falle  finden  auf  sie  die  Bestimmungen  im  §  16  des  Gesetzes, 
betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten ,  vom  31.  März  1873  keine  An- 
wendung. 

§  14.    In  dem  Patentamt  werden 

1.  Abteilungen  für  die  Patentanmeldungen  (Anmeldeabteilungen), 

2.  eine  Abteilung  für  die  Anträge  auf  Erklärung  der  Nichtigkeit  oder  auf 
Zurücknahme  von  Patenten  (Nichtigkeitsabteilung), 

3.  Abteilungen  für  die  Beschwerden  (Beschwerdeabteilungen) 
gebildet 

In  den  Anmeldeabteilungen  dürfen  nur  solche  technische  Mitglieder  mitwirken, 
welche  auf  Lebenszeit  berufen  sind.  Die  technischen  Mitglieder  der  Anmeldeabtei- 
lungen dürfen  nicht  in  den  übrigen  Abteilungen,  die  technischen  Mitglieder  der  letz- 
teren nicht  in  den  Anmeldeabteilungen  mitwirken. 

Die  Beschlufsfähigkeit  der  Anmeldeabteilungen  ist  durch  die  Anwesenheit  von 
mindestens  drei  Mitgliedern  bedingt,  unter  welchen  sich  zwei  technische  Mitglieder 
befinden  müssen. 

Die  Entscheidungen  der  Nichtigkeitsabteilung  und  der  Beschwerdeabteilungen 
erfolgen  in  der  Besetzung  von  zwei  rechtskundigen  und  drei  technischen  Mitgliedern, 
Zu  anderen  Beschlufsfassungen  genügt  die  Anwesenheit  von  drei  Mitgliedern. 

Die  Bestimmungen  der  Civilprozefsordnung  über  Ausschliefsung  und  Ablehnung 
der  Gerichtspersonen  finden  entsprechende  Anwendung. 

Zu  den  Beratungen  können  Sachverständige,  welche  nicht  Mitglieder  sind,  zu- 
gezogen werden;  dieselben  dürfen  an  den  Abstimmungen  nicht  teilnehmen. 

§  15.  Die  Beschlüsse  und  die  Entscheidungen  der  Abteilungen  erfolgen  im 
Namen  des  Patentamtes;  sie  sind  mit  Gründen  zu  verschen,  schriftlich  auszufertigen 
und  allen  Beteiligten  von  Amts  wegen  zuzustellen. 

§  16.  Gegen  die  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilungen  und  der  Nichtigkeits- 
abteilung findet  die  Beschwerde  statt  An  der  Beschlufsfassung  über  die  Beschwerde 
darf  kein  Mitglied  teilnehmen,  welches  bei  dem  angefochtenen  Beschlüsse  mitgewirkt  hat 

§  17.  Die  Bildung  der  Abteilungen,  die  Bestimmung  ihres  Geschäftskreises,  die 
Formen  des  Verfahrens,  einschlief  such  des  Zustellungswesens,  und  der  Geschäftsgang 
des  Patentamts  werden,  insoweit  dieses  Gesetz  nicht  Bestimmungen  darüber  trifft, 
durch  Kaiserliche  Verordnung  unter  Zustimmung  des  Bundesrats  geregelt. 

§  18.  Das  Patentamt  ist  verpflichtet,  auf  Ersuchen  der  Gerichte  über  Fragen, 
welche  Patente  betreffen,  Gutachten  abzugeben,  sofern  in  dem  gerichtlichen  Ver- 
fahren von  einander  abweichende  Gutachten  mehrerer  Sachverständiger  vorliegen. 

Im  übrigen  ist  das  Patentamt  nicht  befugt,  ohne  Genehmigung  des  Reichs- 
kanzlers auf  serhalb  seines  gesetzlichen  Geschäftskreises  Beschlüsse  zu  fassen  oder 
Gutachten  abzugeben. 

§  19.  Bei  dem  Patentamt  wird  eine  Rolle  geführt,  welche  den  Gegenstand  und 
die  Dauer  der  erteilten  Patente  sowie  den  Namen  und  Wohnort  der  Patentinhaber 
und  ihrer  bei  Anmeldung  der  Erfindung  etwa  bestellten  Vertreter  angiebt  Der  An- 
fang, der  Ablauf,  das  Erlöschen,  die  Erklärung  der  Nichtigkeit  und  die  Zurücknahme 
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der  Patente  sind,  unter  gleichzeitiger  Bekanntmachung  durch  den  Reichsanzeiger,  in 
der  Rolle  zu  vermerken. 

Tritt  in  der  Person  des  Patentinhabers  oder  seines  Vertreters  eine  Änderung 
ein,  so  wird  dieselbe,  wenn  sie  in  beweisender  Form  zur  Kenntnis  des  Patentamts 
gebracht  ist,  ebenfalls  in  der  Rolle  vermerkt  und  durch  den  Reiehsanzeiger  veröffent- 
licht So  lange  dieses  nicht  geschehen  ist,  bleiben  der  frühere  Patentinhaber  und  sein 
früherer  Vertreter  nach  Mafsgabe  dieses  Gesetzes  berechtigt  und  verpflichtet 

Die  Einsicht  der  Rolle,  der  Beschreibungen,  Zeichnungen,  Modelle  und  Probe- 
stücke, auf  Grund  deren  die  Erteilung  der  Patente  erfolgt  ist,  steht,  soweit  es  sich 
nicht  um  ein  im  Namen  der  Reichsverwaltung  für  die  Zwecke  des  Heeres  oder  der 
Flotte  genommenes  Patent  handelt,  Jedermann  frei. 

Das  Patentamt  veröffentlicht  die  Beschreibungen  und  Zeichnungen,  soweit  deren 
Einsicht  Jedermann  freisteht,  in  ihren  wesentlichen  Teilen  durch  ein  amtliches  Blatt. 
In  dasselbe  sind  auch  die  Bekanntmachungen  aufzunehmen,  welche  durch  den  Reichs- 
anzeiger nach  Mafsgabe  dieses  Gesetzes  erfolgen  müssen. 

Dritter  Abschnitt. 
Verfahren  In  Patentsachen. 

§  20.  Die  Anmeldung  einer  Erfindung  behufs  Erteilung  eines  Patents  geschieht 
schriftlich  bei  dem  Patentamt  Für  jede  Erfindung  ist  eine  besondere  Anmeldung 
erforderlich.  Die  Anmeldung  mufs  den  Antrag  auf  Erteilung  des  Patents  enthalten 
und  in  dem  Antrage  den  Gegenstand,  welcher  durch  das  Patent  geschützt  werden 
soll,  genau  bezeichnen.  In  einer  Anlage  ist  die  Erfindung  dergestalt  zu  beschreiben, 
dafs  danach  die  Benutzung  derselben  durch  andere  Sachverständige  möglich  erscheint 
Am  Schlüsse  der  Beschreibung  ist  dasjenige  anzugeben,  was  als  patentfähig  unter 
Schutz  gestellt  werden  soll  (Patentanspruch).  Auch  sind  die  erforderlichen  Zeich- 
nungen, bildlichen  Darstellungen,  Modelle  und  Probestücke  beizufügen. 

Das  Patentamt  erläfst  Bestimmungen  über  die  sonstigen  Erfordernisse  der  An- 
meldung. 

Bis  zu  dem  Beschlüsse  über  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  sind  Ab- 
änderungen der  darin  enthaltenen  Angaben  zulässig.  Gleichzeitig  mit  der  Anmeldung 
sind  für  die  Kosten  des  Verfahrens  20  M.  zu  zahlen. 

§  21.  Die  Anmeldung  unterliegt  einer  Vorprüfung  durch  ein  Mitglied  der  An- 
meldeabteilung. 

Erscheint  hierbei  die  Anmeldung  als  den  vorgeschriebenen  Anforderungen  (§  20) 
nicht  genügend,  so  wird  durch  Vorbescheid  der  Patentsucher  aufgefordert,  die  Mängel 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  zu  beseitigen. 

Insoweit  die  Vorprüfung  ergiebt,  dafs  eine  nach  §§  1,  2,  3  Abs.  1  patentfähige 
Erfindung  nicht  vorliegt,  wird  der  Patentsucher  hiervon  unter  Angabe  der  Gründe 
mit  der  Aufforderung  benachrichtigt,  sich  binnen  einer  bestimmten  Frist  zu  äufsern. 

Erklärt  sich  der  Patentsucher  auf  den  Vorbescheid  (Abs.  2  u.  3)  nicht  recht- 
zeitig, so  gilt  die  Anmeldung  als  zurückgenommen;  erklärt  er  sich  innerhalb  der 
Frist,  so  fafst  die  Anmeldeabteilung  Beschlufs. 

§  22.  Ist  durch  die  Anmeldung  den  vorgeschriebenen  Anforderungen  (§  20) 
nicht  genügt  oder  ergiebt  sich,  dafs  eine  nach  §§  1,  2,  3  Abs.  1*  patentfähige  Erfin- 
dung nicht  vorliegt,  so  wird  die  Anmeldung  von  der  Abteilung  zurückgewiesen. 
An  der  Beschlufsfassung  darf  das  Mitglied,  welches  den  Vorbescheid  erlassen  hat, 
nicht  teilnehmen, 

Soll  die  Zurückweisung  auf  Grund  von  Umständen  erfolgen,  welche  nicht  bereits 
durch  den  Vorscheid  dem  Patentsucher  mitgeteilt  waren,  so  ist  demselben  vorher  Ge- 
legenheit zu  geben,  sich  über  diese  Umstände  binnen  einer  bestimmten  Frist  zu  äufsern. 
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f  23.  Erachtet  das  Patentamt  die  Anmeldung  für  gehörig:  erfolgt  und  die  Er- 
teilung eines  Patents  nicht  für  ausgeschlossen,  so  beschliefst  es  die  Bekanntmachung 
der  Anmeldung.  Mit  der  Bekanntmachung  treten  für  den  Gegenstand  der  Anmeldung 
zu  Gunsten  des  Patentsuchers  einstweilen  die  gesetzlichen  Wirkungen  ein  (§  4  u.  5). 

Die  Bekanntmachung  geschieht  in  der  Weise,  dafs  der  Name  des  Patenteuchers 
und  der  wesentliche  Inhalt  des  in  seiner  Anmeldung  enthaltenen  Antrages  durch  den 
Reichsanzeiger  einmal  veröffentlicht  wird.  Mit  der  Veröffentlichung  ist  die  Anzeige 
zu  verbinden,  dafs  der  Gegenstand  der  Anmeldung  einstweilen  gegen  unbefugte  Be- 
nutzung geschützt  sei. 

Gleichzeitig  ist  die  Anmeldung  mit  sämtlichen  Beilagen  bei  dem  Patentamt  zur 
Einsicht  für  Jedermann  auszulegen.  Auf  dem  durch  §  IT  des  Gesetzes  bestimmten  Wege 
kann  angeordnet  werden,  dafs  die  Auslegung  auch  aufserhalb  Berlins  zu  erfolgen  habe. 

Die  Bekanntmachung  kann  auf  Antrag  des  Patentsuchers  auf  die  Dauer  von 
höchstens  sechs  Monaten,  vom  Tage  des  Beschlusses  über  die  Bekanntmachung  an 
gerechnet,  ausgesetzt  werden.  Bis  zur  Dauer  von  drei  Monaten  darf  die  Aussetzung 
nicht  versagt  werden. 

Handelt  es  sich  um  ein  im  Namen  der  Reichsverwaltung  für  die  Zwecke  des 
Heeres  oder  der  Flotte  nachgesuchtes  Patent,  so  erfolgt  auf  Antrag  die  Patentertei- 
lung ohne  jede  Bekanntmachung.  In  diesem  Falle  unterbleibt  auch  die  Eintragung 
in  die  Patentrolle. 

§  24.  Innerhalb  der  Frist  von  zwei  Monaten  nach  der  Veröffentlichung  (§  23) 
ist  die  erste  Jahresgebühr  (§  S  Abs.  1)  einzuzahlen.  Erfolgt  die  Einzahlung  nicht 
binnen  dieser  Frist,  so  gilt  die  Anmeldung  als  zurückgenommen. 

Innerhalb  der  gleichen  Frist  kann  gegen  die  Erteilung  des  Patents  Einspruch 
erhoben  werden.  Der  Einspruch  mufs  schriftlich  erfolgen  und  mit  Gründen  versehen 
sein.  Er  kann  nur  auf  die  Behauptung  gestützt  werden,  dafs  der  Gegenstand  nach 
§§  1  und  2  nicht  patentfähig  sei,  oder  dafs  dem  Patentsucher  ein  Anspruch  auf  das 
Patent  nach  §  3  nicht  zustehe.  Im  Falle  des  §  3  Abs.  2  ist  nur  der  Verletzte  zum 
Einspruch  berechtigt 

Nach  Ablauf  der  Frist  hat  das  Patentamt  über  die  Erteilung  des  Patents  Be- 
schlufs  zu  fassen.  An  der  Beschlufsfassung  darf  das  Mitglied,  welches  den  Vor- 
bescheid (§  21)  erlassen  hat,  nicht  teilnehmen. 

§  25.  Bei  der  Vorprüfung  und  in  dem  Verfahren  vor  der  Anmeldeabteilung  kann 
jederzeit  die  Ladung  und  Anhörung  der  Beteiligten,  die  Vernehmung  von  Zeugen 
und  Sachverständigen  sowie  die  Vornahme  sonstiger  zur  Aufklärung  der  Sache  er- 
forderlicher Ermittelungen  angeordnet  werden. 

§  26.  Gegen  den  Beschlufs,  durch  welchen  die  Anmeldung  zurückgewiesen 
wird,  kann  der  Patentsucher,  und  gegen  den  Beschlufs,  durch  welchen  über  die  Er- 
teilung des  Patents  entschieden  wird,  der  Patentsucher  oder  der  Einsprechende  inner- 
halb eines  Monats  nach  der  Zustellung  Beschwerde  einlegen.  Mit  der  Einlegung  der 
Beschwerde  sind  für  die  Kosten  des  Beschwerde  Verfahrens  20  M.  zu  zahlen ;  erfolgt 
die  Zahlung  nicht,  so  gilt  die  Beschwerde  als  nicht  erhoben. 

Ist  die  Beschwerde  an  sich  nicht  statthaft,  oder  ist  dieselbe  verspätet  eingelegt 
so  wird  sie  als  unzulässig  verworfen. 

Wird  die  Beschwerde  für  zulässig  befunden,  so  richtet  sich  das  weitere  Ver- 
fahren nach  §  25.  Die  Ladung  und  Anhörung  der  Beteiligten  mufs  auf  Antrag  eines 
derselben  erfolgen.  Dieser  Antrag  kann  nur  abgelehnt  werden,  wenn  die  Ladung  des 
xVntragstellers  in  dem  Verfahren  vor  der  Anmeldeabteilung  bereits  erfolgt  war. 

Soll  die  Entscheidung  über  tue  Beschwerde  auf  Grund  anderer  als  der  in  dem 
angegriffenen  Beschlüsse  berücksichtigten  Umstände  erfolgen,  so  ist  den  Beteiligten 
zuvor  Gelegenheit  zu  geben,  sich  hierüber  zu  äufsern. 
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Das  Patentamt  kann  nach  freiem  Ermessen  bestimmen,  inwieweit  einem  Be- 
teiligten im  Falle  des  Unterliegens  die  Kosten  des  Beschwerdeverfahrens  zur  Last 
fallen,  sowie  anordnen,  dafs  dem  Beteiligten,  dessen  Beschwerde  für  gerechtfertigt 
befunden  ist,  die  Gebühr  (Abs.  1)  zurückgezahlt  wird. 

§  27.  Ist  die  Erteilung  des  Patents  endgültig  beschlossen,  so  erlasst  das  Patent- 
amt darüber  durch  den  Reichsanzeiger  eine  Bekanntmachung  und  fertigt  demnächst 
für  den  Patentinhaber  eine  Urkunde  aus. 

Wird  die  Anmeldung  nach  der  Veröffentlichung  (§23)  zurückgenommen,  oder 
wird  das  Patent  versagt,  so  ist  dies  ebenfalls  bekannt  zu  machen.  Die  eingezahlte 
Jahresgebühr  wird  in  diesen  Fällen  erstattet.  Mit  der  Versagung  des  Patents  gelten 
die  Wirkungen  des  einstweiligen  Schutzes  als  nicht  eingetreten. 

§  28.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  wegen  Erklärung  der  Nichtigkeit  oder 
wegen  Zurücknahme  des  Patents  erfolgt  nur  auf  Antrag. 

Im  Falle  des  §  10  Xo.  3  ist  nur  der  Verletzte  zu  dem  Antrage  berechtigt. 

Im  Falle  des  §  10  Xo.  1  ist  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren,  von  dem  Tage  der 
über  die  Erteilung  des  Patents  erfolgten  Bekanntmachung  (§  27  Abs.  1)  gerechnet, 
der  Antrag  unstatthaft. 

Der  Antrag  ist  schriftlich  an  das  Patentamt  zu  richten  und  hat  die  Thatsachen 
anzugeben,  auf  welche  er  'gestützt  wird.  Mit  dem  Antrage  ist  eine  Gebühr  von 
fünfzig  Mark  zu  zahlen.  Erfolgt  die  Zahlung  nicht,  so  gilt  der  Antrag  als  nicht  ge- 
stellt Die  Gebühr  wird  erstattet,  wenn  das  Verfahren  ohne  Anhörung  der  Be- 
teiligten beendet  wird. 

Wohnt  der  Antragsteller  im  Auslande,  so  hat  er  dem  Gegner  auf  dessen  Ver- 
langen Sicherheit  wegen  der  Kosten  des  Verfahrens  zu  leisten.  Die  Höhe  der  Sicher- 
heit wird  von  dem  Patentamt  nach  freiem  Ermessen  festgesetzt  Dem  Antragsteller 
wird  bei  Anordnung  der  Sicherheitsleistung  eine  Frist  bestimmt,  binnen  welcher  die 
Sicherheit  zu  leisten  ist  Erfolgt  die  Sicherheitsleistung  nicht  vor  Ablauf  der  Frist, 
so  gilt  der  Antrag  als  zurückgenommen. 

§  29.  Nachdem  die  Einleitung  des  Verfahrens  verfügt  ist,  fordert  das  Patentamt 
den  Patentinhaber  unter  Mitteilung  des  Antrags  auf,  sich  über  denselben  innerhalb 
eines  Monats  zu  erklären. 

Erklärt  der  Patentinhaber  binnen  der  Frist  sich  nicht,  so  kann  ohne  Ladung 
und  Anhörung  der  Beteiligten  sofort  nach  dem  Antrage  entschieden  und  bei  dieser 
Entscheidung  jede  von  dem  Antragsteller  behauptete  Thatsache  für  erwiesen  ange- 
nommen werden« 

§  30.  Widerspricht  der  Patentinhaber  rechtzeitig,  oder  wird  im  Falle  des  §  29 
Abs.  2  nicht  sofort  nach  dem  Antrage  entschieden,  so  trifft  das  Patentamt,  und 
zwar  im  ersteren  Falle  unter  Mitteilung  des  Widerspruchs  an  den  Antragsteller,  die 
zur  Aufklärung  der  Sache  erforderlichen  Verfügungen.  Es  kann  die  Vernehmung 
von  Zeugen  und  Sachverständigen  anordnen.  Auf  dieselben  finden  die  Vorschriften 
der  dvilprozefsordnung  entsprechende  Anwendung.  Die  Beweisverhandlungen  sind 
unter  Zuziehung  eines  beeidigten  Protokollführers  aufzunehmen. 

Die  Entscheidung  erfolgt  nach  Ladung  und  Anhörung  der  Beteiligten. 

Wird  die  Zurücknahme  des  Patents  auf  Grund  des  §  11  No.  2  beantragt,  so  mufs  der 
diesem  Antrage  entsprechenden  Entscheidung  eine  Androhung  der  Zurücknahme  unter 
Angabe  von  Gründen  und  unter  Festsetzung  einer  angemessenen  Frist  vorausgehen. 

§  31.  In  der  Entscheidung  (§§  29,  30)  hat  das  Patentamt  nach  freiem  Ermessen 
zu  bestimmen,  zu  welchem  Anteile  die  Kosten  des  Verfahrens  den  Beteiligten  zur 
Last  fallen. 

§  82.  Die  Gerichte  sind  verpflichtet,  dem  Patentamt  Rechtshülfe  zu  leisten. 
Die  Festsetzung  einer  Strafe  gegen  Zeugen  und  Sachverständige,  welche  nicht  er- 
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geteilt.  Die  Patenterteilungen  sowie  alle  Veränderungen  in  der  Person 
des  Inhabers  bezw.  des  Vertreters  werden  ebenso  wie  die  Erklärung  der 
Nichtigkeit  und  die  Zurücknahme  des  Patentes  (im  Kecueil  special  des 
brevets)  bekannt  gemacht. 

Nach  den  letzten  statistischen  Angaben  sind  1890:  4217;  1891:  4457; 
1S92:  5061;  1893:5093;  1894:  5548  Patente  erteilt  worden.  Der  Patent- 
schutz befindet  sich  somit  in  dauernd  steigender  Tendenz. 


Das  Fürstentum  Monaco  besitzt  keine  Gesetzgebung  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentums,  abgesehen  von  den  Bestimmungen  der  §  281 
und  284  seines  Strafgesetzbuchs,  durch  die  die  rechtswidrige  Benutzung 
des  Waarenzcichens  eines  Anderen  mit  vier  Monat  bis  ein  Jahr  Straf- 
arbeit bedroht  ist. 


6.  Kapitel,    Niederlande  und  Luxemburg. 

Im] Königreich  der  Niederlande  hat  das  gewerbliche  Urheberrecht 
bisher  eine  geringe  gesetzliche  Berücksichtigung  erfahren. 

Das  Patentgesetz  vom  25.  Januar  1S17,  welches  nur  geringen  An- 
forderungen für  den  Patentschutz  entsprach  und  ein  reines  Anmeldever- 
fahren ohne  irgendwelche  Vorprüfung  zum  Ausdruck  brachte,  wurde 
augenscheinlich  wegen  der  unbedeutenden  Zahl  der  entnommenen  Patente 
durch  Gesetz  vom  15.  Juli  1869  wieder  aufgehoben,  nicht  zum  geringen 
Schaden  des  deutschen  Nachbarreichs,  dessen  Patentinhaber  gegen  eine 
Ausnutzung  ihrer  Patente  in  Holland  rechtlos  sind.  Neuerdings  (1893) 
ist  ein  neuer  Entwurf  unter  Mitwirkung  der  Handelskammern  fertiggestellt, 
bisher  aber  noch  immer  nicht  zum  Gesetz  erhoben  worden.  Ebensowenig 
besteht  ein  Gesetz  zum  Schutze  von  Mustern  und  Modellen. 

Dagegen  gilt  für  Holländisch-Guiana  (Südamerika)  sowie  für 
Holländisch -Westindien  ein  Patentgesetz  vom  4.  Juli  1844,  welches  dem 
obenerwähnten  nachgebildet  ist  Nach  letzterem  ist  das  Patentgesuch  mit 
vollständigen  Unterlagen  bei  der  Regierung  in  Paramaribo  einzureichen. 
Eine  Veröffentlichung  der  Unterlagen  findet  erst  nach  dem  Erlöschen  des 
Patentes  statt  Vorprüfung  unterbleibt  Die  Dauer  des  Patentes  beträgt  nach 
Belieben  des  Erfinders  5,  10  oder  15  Jahre,  dementsprechend  betragen  die 
Gebühren  150,  400  oder  700  Gulden,  die  bei  Vermeidung  des  Erlöschens 
des  Patentes  immer  drei  Monate  nach  Beginn  dieser  Fristen  zu  zahlen  sind. 
Einführungspatente,  d.  h.  Patente  auf  bereits  im  Auslande  patentierte  Er- 
findungen, erlöschen  mit  letzterem.  Patentverletzungen  haben  die  Ein- 
ziehung der  rechtswidrig  hergestellten  Gegenstände  sowie  civilrechtliche 
Inanspruchnahme  des  Thäters  zur  Folge.  Übertragung  des  Patentes  durch 
Veräufserung  oder  Vererbung  bedürfen  zu  ihrer  Rechtsgültigkeit  der  Ein- 
tragung in  das  Patentregister,  widrigenfalls  das  Patent  zurückgenom- 
men wird.1) 

Das  Patent  wird  auf  Antrag  jedes  rechtlich  interessierten  Klägers 
wegen  mangelnder  Neuheit  der  Erfindung  zur  Zeit  ihrer  Anmeldung  zum 
Patent  vernichtet ;  es  wird  zurückgenommen,  wenn  die  Unterlagen  unvoll- 
ständig oder  unrichtig  sind,  wenn  die  Erfindung  vor  ihrer  Anmeldung 
bereits  in  einer  Druckschrift  beschrieben  ist,  wenn  die  Erfindung  nach 
Erteilung  des  Patentes  innerhalb  zweier  Jahre  oder  einer  weiteren  von 
der  Regierung  bewilligten  Frist  nicht  ausgeführt,  oder  wenn  die  Erfindung 
nicht  binnen  gleicher  Frist  dem  Publikum  gegen  angemessenen  Preis  zu- 
gänglich gemacht  wird. 

1)  Pat.-Bl.  1880,  1S3. 
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§  4.  Die  Geschäfteleitung  in  den  Anmeldeabteilungen  steht  dem  zum  Vorsitz 
berufenen  rechtskundigen  Mitgliede.  die  Geschäftsleitung  in  den  Beschwerdeabtei- 
lungen und  in  der  Xichtigkeiteabteilung  dem  Präsidenten  zu.  Über  die  Vertretung 
des  Präsidenten  im  Vorsite  trifft  der  Reichskanzler  Bestimmung. 

§  5.  Die  Zuweisung  der  Mitglieder  an  die  Abteilungen  erfolgt  durch  den 
Reichskanzler. 

Im  Falle  des  Todes,  der  Erkrankung  oder  der  längeren  Abwesenheit  eines  Mit- 
gliedes können  in  die  davon  betroffene  Abteilung,  solange  das  Bedürfnis  dieses  er- 
fordert, durch  den  Präsidenten  Mitglieder  anderer  Abteilungen  zur  Aushülfe  be- 
rufen werden. 

§  6.  In  den  Abteilungen  trifft  der  Vorsitzende  die  für  den  Fortgang  der  Sachen 
erforderlichen  Verfügungen. 

In  den  Anmeldeabteilungen  bezeichnet  er  für  jede  Klasse  der  Anmeldungen 
im  voraus  das  Mitglied,  welchem  die  Vorprüfung  (§21  des  Patentgesetzes)  ob- 
liegt, so  wie  einen  weiteren  Berichterstatter  für  das  Verfahren  nach  Erlafs  des  Vor- 
bescheides. 

In  den  Beschwerdeabteilnngen  und  in  der  Xichtigkeiteabteilung  bezeichnet  der 
Präsident  für  jede  Klasse  im  voraus  zwei  Berichterstatter. 

An  Stelle  der  hiernach  berufenen  Mitglieder  können  für  den  einzelnen  Fall 
andere  Berichterstatter  bezeichnet  werden. 

Die  Berichterstatter  halten  den  mündlichen  Vortrag  in  der  Sitzung  und  ent- 
werfen alle  Beschlüsse  und  Entscheidungen.  Der  Vorsitzende  prüft  die  Entwürfe  und 
stellt  sie  fest    Über  sachliche  Meinungsverschiedenheiten  beschliefst  die  Abteilung. 

§  7.  In  den  Anmeldeabteilungen  bedarf  es  der  Beratung  und  Abstimmung  in 
einer  Sitzung  für  Beschlüsse  über  die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  sowie  für 
Beschlüsse,  durch  welche  die  Anmeldung  oder  ein  Einspruch  ganz  oder  teilweise 
zurückgewiesen  wird. 

Für  die  Beschlüsse  der  Beschwerdeabteilungen,  durch  welche  eine  auf  Grund 
des  §  16  des  Patentgesetzes  erhobene  Beschwerde  erledigt  wird,  sowie  für  die  nach 
§§  26,  29  und  30  des  Patentgesetzes  ergehenden  Entscheidungen  der  Beschwerde- 
abteilungen und  der  Nichtigkeitsabteilung  bedarf  es  der  Beratung  und  Abstimmung 
in  einer  Sitzung.  An  den  Entscheidungen  nehmen  aufser  dem  Präsidenten  und  dem 
weiteren  rechtskundigen  Mitgliede  die  beiden  für  die  Sache  bestellten  Berichterstatter 
und  ein  drittes  von  dem  Präsidenten  vorher  bestimmtes  technisches  Mitglied  teil. 

§  8.  Bei  den  Abstimmungen  entscheidet  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmen, 
bei  Stimmengleichheit  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Ist  eine  Anhörung  der  Beteiligten  (Patentgesetz  §  25,  §  26  Abs.  3,  §  30  Abs.  2) 
vorhergegangen,  so  kann  ein  Mitglied,  welches  hierbei  nicht  zugegen  gewesen  ist, 
an  der  Abstimmung  nicht  teilnehmen. 

§  9.  Dem  Präsidenten  liegt  es  ob,  auf  eine  gleichmäfsige  Behandlung  der  Ge- 
schäfte und  auf  die  Beobachtung  gleicher  Grundsätze  hinzuwirken.  Zu  diesem  Be- 
hufe  ist  er  befugt,  den  Beratungen  aller  Abteilungen  beizuwohnen,  auch  sämtliche 
Mitglieder  zu  Plenarversammlungen  zu  vereinigen  und  die  Beratung  des  Plenums 
über  die  von  ihm  vorgelegten  Fragen  herbeizuführen. 

§  10.  Die  Sitzungen  der  Abteilungen  finden  der  Regel  nach  an  bestimmten 
Tagen  und  zu  bestimmten  Stunden  statt  Die  Verfügung  darüber  steht  dem  Prä- 
sidenten zu. 

§  11.  Die  Ausfertigungen  der  Beschlüsse  und  Entscheidungen  der  Abteilungen 
erhalten  die  Unterschrift: 

Ka1serlichesTPatentamt 
und  zusätzlich  die  vorschriftsmäfsige  Bezeichnung  der  Abteilung. 
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§  12.    Für  das  Zustcllungswesen  gelten  folgende  Vorschriften: 

1.  Zustellungen ,  welche  den  Lauf  der  im  §  26  Abs.  1  des  Paten tgcsetzes  be- 
zeichneten Frist  bedingen,  sowie  Zustellungen  in  dem  Verfahren  vor  der  Nichtigkeits- 
abteilung erfolgen  durch  die  Post  Auf  diese  Zustellungen  finden  die  Vorschriften 
der  Oivilprozefsordnung  mit  nachstehenden  Mafsgaben  Anwendung. 

Der  vom  Präsidenten  bestimmte  Beamte  trägt  für  die  Bewirkung  der  Zustellung 
Sorge  und  beglaubigt  die  zu  übergebenden  Abschriften.  Er  übergiebt  die  Schrift- 
stücke in  einem  verschlossenen,  mit  der  Adresse  der  Person,  an  welche  zugestellt 
werden  soll,  sowie  mit  der  Geschäftsnummer  versehenen  Briefumschlag  der  Post  zur 
Zustellung.  Auf  den  Briefumschlag  wird  der  Vermerk  gesetzt:  „Vercinf achte  Zu- 
stellung". Eine  Bescheinigung  der  Übergabe  an  die  Post  (Civilprozefsordnung 
§§  177,  179)  ist  nicht  erforderlich. 

Die  von  dem  Postboten  aufzunehmende  Zustellungsurkunde  mufs  die  Adresse 
und  die  Geschäftsnuinmer  des  Briefes,  den  Ort  und  die  Zeit  der  Zustellung  sowie 
die  Person,  welcher  zugestellt  ist,  und  wenn  die  Zustellung  nicht  an  den  Adressaten 
personlich  erfolgt  ist,  den  Grund  hiervon  angeben.  Die  Urkunde  ist  von  dem  Post- 
boten zu  unterschreiben.  Abschrift  der  Zustellungsurkunde  wird  nicht  übergeben. 
Der  Tag  der  Zustellung  ist  von  dem  Postboten  auf  dem  Briefumschlag  zu  vermerken. 

2.  Zustellungen,  welche  den  Lauf  sonstiger  Fristen  bedingen,  erfolgen  mittels 
eingeschriebenen  Briefes. 

Kann  in  den  Fällen  der  No.  1  und  2  eine  Zustellung  im  Inlande  nicht  erfolgen, 
so  wird  sie  durch  Aufgabe  zur  Post  nach  Mafsgabe  der  §§  161,  175  der  Civil- 
prozefsordnung bewirkt 

§  13.  Zeugen  und  Sachverständige  erhalten  Gebühren  nach  Mafsgabe  der  Ge- 
bührenordnung vom  30.  Jnni  1S7S  (Reichsgesetzblatt  S.  173). 

§  14.  Zu  den  Kosten  des  Verfahrens,  über  welche  das  Patentamt  nach  §  26 
Abs,  5  und  §  31  des  Patentgesetzes  zu  bestimmen  hat,  gehören  aufser  den  aus  der 
Kasse  des  Patentamts  bestrittenen  Auslagen  diejenigen  den  Beteiligten  erwachsenen 
Kosten,  welche  nach  freiem  Ermessen  des  Patentamts  zur  zweckentsprechenden  Wah- 
rung der  Ansprüche  und  Rechte  notwendig  waren. 

§  15.  Ist  eine  Patentgebühr  (§  S  Abs.  2  des  Patentgesetzes)  nicht  innerhalb 
sechs  Wochen  nach  der  Fälligkeit  entrichtet,  so  benachrichtigt  das  Patentamt  hier- 
von den  Patentinhaber. 

Aus  dem  Umstände,  dafs  der  Patentinhaber  eine  Benachrichtigung  nicht  erhält, 
erwachsen  Rechtsfolgen  nicht 

§  16.  Die  Orte  auf  serhalb  Berlins,  an  welchen  eine  Auslegung  der  Patent- 
anmeldungen erfolgen  soll,  sowie  die  Art  und  Zeitdauer  dieser  Auslegung  werden 
vom  Reichskanzler  bezeichnet.  Wenn  eine  Auslegung  an  diesen  Orten  unterbleibt, 
so  wird  dadurch  ein  Mangel  des  Verfahrens  nicht  begründet. 

§  17.  Der  Präsident  verfügt  im  Einvernehmen  mit  der  für  die  Anmeldung 
zuständigen  Abteilung  über  Modelle  und  Proben,  deren  Rückgabe  nicht  binnen 
sechs  Monaten  nach  endgültiger  Abweisung  der  Anmeldung  oder  nach  der  Be- 
kanntmachung von  der  Erteilung  des  Patents  (§  27  Abs.  1  des  Patentgesetzes)  be- 
antragt ist 

§  IS.  Soweit  für  Patentangelegenheiten  aus  der  Zeit  vor  dem  1.  Oktober  1S91 
Übergangsbestimmungen  erforderlich  sind,  werden  dieselben  vom  Reichskanzler 
erlassen. 

IL  Gemeinschaftliche  Bestimmungen. 
§  25.    Die  Einrichtung  der  Bureaus,  die  Verwaltung  der  Kasse,  der  Bibliothek 
und  der  Sammlungen  werden  durch  den  Präsidenten  geordnet.  Der  Präsident  erläfst 
die  erforderlichen  Geschäftsanweisungen. 

Stephan,  Urheberrecht  C 
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§  26.  Die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  gesamten  Geschäftsbetriebes  steht 
dem  Präsidenten  zu.    Er  verfügt  in  allen  Verwaltungsangelegenheiten. 

§  27.  Sämtliche  eingehende  Geschäftssachen  werden  ohne  Rücksicht  auf 
ihren  verschiedenen  Inhalt  nach  der  Zeit  ihres  Eingangs  mit  einer  laufenden  Nummer 
als  Geschäftsnummer  und  mit  dem  Datum  bezeichnet 

Geschäftssachen,  welche  während  der  Dienststunden  eingehen,  sind  alsbald, 
andere  Geschäftssachen  bei  dem  Wiederbeginn  der  Dienststunden  von  dem  dazu 
bestimmten  Beamten  hiernach  zu  bezeichnen.  Wenn  die  Reihe  des  Eingangs  nicht 
feststeht,  so  sind  sie  nach  der  Reihe,  in  welcher  sie  von  dem  Beamten  übernommen 
werden,  mit  der  Bezeichnung  zu  versehen. 

Von  zwei  an  demselben  Tage  an  das  Patentamt  gelangten  Geschäftesachen  gilt 
diejenige  als  später  eingegangen,  welche  die  höhere  Geschäftsnummer  trägt 

§  28.  Vertreter  in  Patentangelegenheiten  und  in  Angelegenheiten  des  Ge- 
brauchsmusterschutzes haben  dem  Patentamt  gegenüber  ihre  Bevollmächtigung  durch 
eine  Vollmacht  nachzuweisen« 

Die  Vollmachten  müssen  auf  prozefsfähige,  mit  ihrem  bürgerlichen  Namen  be- 
zeichnete Personen  lauten. 

Sind  mehrere  Personen  bevollmächtigt,  so  gelten  dieselben  für  befugt,  sowohl 
gemeinschaftlich  als  auch  einzeln  die  Vertretung  wahrzunehmen.  Eine  abweichende 
Bestimmung  dürfen  die  Vollmachten  nicht  enthalten. 

§  29.  Das  Patentamt  kann  nach  seinem  Ermessen  von  den  bei  ihm  beruhenden 
Eingaben  und  Verhandlungen,  soweit  die  Einsicht  in  dieselben  gesetzlich  nicht  beschränkt 
ist,  an  Jedermann  Abschriften  und  Auszüge  gegen  Einzahlung  der  Kosten  erteilen. 

§  30.  Das  Siegel  des  Patentamtes  enthält  in  der  Mitte  den  Reichsadler  und  in 
der  Umschrift  die  Worte  „Kaiserliches  Patentamt44. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktem 
Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Buckingham  Palace. 

London,  den  11.  Juli  1891. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

von  Boetticher. 

A.  2.  Verordnung 

zur  Ausführung  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891.  Vom  5.  Juni  1897. 
(Reichsgesetzblatt  S.  473.) 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  Konig  von  Preufsen  u.  s.  w., 
verordnen  auf  Grund  der  Bestimmung  im  §  17  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891 
(Reichsgesotzblatt  S.  79)  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundes- 
rats, was  folgt: 

§  1.   Im  Patentamt  wird  für  die  Patentanmeldungen  eine  weitere  Abteilung 
gebildet,  welche  die  Bezeichnung 
fßh^  Anmeldeabtellung  T 

§  2.  Für  Beschwerden  gegen  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilung  V  sowie  für  die 
Erstattung  von  Gutachten  innerhalb  des  der  Anmeldeabteilung  V  zugewiesenen  Ge- 
schäftskreises ist  die  Beschwerdeabteilung  II  zustandig. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktem 
Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Neues  Palais,  den  5.  Juni  1S97. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

von  Boetticher. 
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A.  3.  Verordnung, 

betreffend  das  Berufungsverfahren  beim  Reichsgericht  in  Patentsachen. 
Vom  6.  Dezember  1891.    (Reichsgesetzblatt  S.  389.) 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preufsen  u.  s.  w., 
verordnen  auf  Grund  des  §  33  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891  (Reichsgesetzblatt 
8.  79)  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrats,  was  folgt: 
§  1.  Die  in  Gemäfsheit  des  §  33  Abs.  1  des  Patentgesetzos  vom  7.  April  1891 
bei  dem  Patentamt  einzureichende  Berufungsschrift  mufs  die  Berufungsanträge  sowie 
die  Angabe  der  neuen  Thatsachen  und  Beweismittel  enthalten,  welche  der  Berufungs- 
kläger geltend  machen  will. 

§  2.  Ist  die  Beruf ungsschrift  nicht  rechtzeitig  eingegangen  oder  nicht  in  deutscher 
Sprache  abgefafst,  oder  enthält  sie  nicht  die  Berufungsanträge,  so  hat  das  Patentamt 
die  Berufung  als  unzulässig  zu  verwerfen. 

Der  Berufungskläger  kann  binnen  einer  Woche  nach  Zustellung  dieses  Beschlusses 
auf  die  Entscheidung  des  Reichsgerichts  antragen. 

§  3.  Ist  die  Berufung  zulässig,  so  wird  die  Berufungsschrift  von  dem  Patentamt 
dem  Berufungsbeklagten  mit  der  Auflage  mitgeteilt,  seine  schriftliche  Erklärung  inner- 
halb eines  Monats  nach  der  Zustellung  bei  dem  Patentamt  einzureichen. 

Die  Erklärung  mufs  die  Gegenanträge  sowie  die  Angabe  der  neuen  Thatsachen 
und  Beweismittel  enthalten,  welche  der  Berufungsbeklagte  geltend  machen  will. 

§  4.  Das  Patentamt  legt  die  Verhandlungen  nebst  den  Akten  erster  [Instanz 
dem  Reichsgericht  vor  und  benachrichtigt  hiervon  die  Parteien  unter  Mitteilung  der 
Gegenerklärung  an  den  Berufungskläger. 

§  5.  Das  Reichsgericht  trifft  nach  freiem  Ermessen  die  zur  Aufklärung  der 
Sache  erforderlichen  Verfügungen. 

Beweiserhebungen  können  durch  Verraittelung  des  Patentamts  erfolgen. 
§  6.  Das  Urteil  des  Reichsgerichts  ergeht  nach  Ladung  und  Anhörung  der  Parteien. 
Die  Ladungsfrist  beträgt  mindestens  zwei  Wochen. 

§  7.  Die  Geltendmachung  neuer  Thatsachen  und  Beweismittel  im  Termin  ist 
nur  insoweit  zulässig,  als  sie  durch  das  Vorbringen  des  Berufungsbeklagten  in  der 
Erklärungsschrift  veranlafst  wird. 

Das  Gericht  kann  auch  Thatsachen  und  Beweise  berücksichtigen,  mit  welchen 
die  Parteien  ausgeschlossen  sind. 

Auf  eine  noch  erforderliche  Beweisaufnahme  findet  die  »Bestimmung  im  §  5 
Anwendung. 

Soll  das  Urteil  auf  Umstände  gegründet  werden,  welche  von  den  Parteien  nicht 
berührt  sind,  so  sind  diese  zu  veranlassen,  sich  hierüber  zu  äufsern. 

§  8.  Von  einer  Partei  behauptete  Thatsachen,  über  welche  die  Gegenpartei  sich 
nicht  erklärt  hat,  können  für  erwiesen  angenommen  werden. 

Erscheint  in  dem  Termin  keine  der  Parteien,  so  ergeht  das  Urteil  auf  Grund 
der  Akten. 

§  9.  Das  Reichsgericht  kann  zu  (der  Beratung  Sachverständige  zuziehen;  die- 
selben dürfen  an  der  Abstimmung  nicht  teilnehmen. 

§  10.  Zu  den  Kosten  des  Verfahrens,  über  welche  das  Reichsgericht  nach  §  33 
Abs.  2  des  Patentgesetzes  zu  bestimmen  hat,  gehören  aufser  den  an  der  Kasse  des 
Patentamts  zu  bestreitenden  Auslagen  diejenigen  den  Parteien  erwachsenen  Aus- 
lagen, welche  nach  freiem  Ermessen  des  Gerichtshofes  zur  zweckentsprechenden 
Wahrung  der  Ansprüche  und  Rechte  notwendig  waren. 

§  11.  In  dem  Termin  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  welches  den  Gang  der 
Verhandlung  im  allgemeinen  angiebt 
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Das  Protokoll  ist  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  Gerichtsschreiber  zu  unter- 
schreiben. 

§  12.  Die  Verkündung  des  Urteils  erfolgt  in  dem  Termin,  in  welchem  die  Ver- 
handlung geschlossen  ist,  oder  in  einem  sofort  anzuberaumenden  Termin. 

Wird  die  Verkündung  der  Entscheidungsgründe  für  angemessen  erachtet,  so 
erfolgt  sie  durch  Verlesung  der  Gründe  oder  durch  mündliche  Mitteilung  des  wesent- 
lichen Inhalts. 

Die  Ausfertigung  des  mit  Gründen  zu  versehenden  Urteils  werden  durch  Ver- 
mittelung  des  Patentamts  zugestellt 

§  13.  Wird  beantragt,  dafs  in  Abänderung  der  Entscheidung  des  Patentamts 
die  Zurücknahme  des  Patentes  auf  Grund  des  §  1 1  No.  2  des  Patentgesetzes  aus- 
gesprochen werde,  so  findet  die  Vorschrift  des  §  30  Abs.  3  dieses  Gesetzes  ent- 
sprechende Anwendung. 

§  14.  Die  zur  Praxis  bei  dem  Reichsgericht  zugelassenen  Rechtsanwälte  sind 
befugt,  im  Berufungsverfahren  in  Patentsachen  die  Vertretung  zu  übernehmen. 

Den  Parteien  und  deren  Vertretern  ist  es  gestattet,  mit  einem  technischen  Bei- 
stande zu  erscheinen. 

§  15.  Im  übrigen  ist  für  das  Beruf ungsverfahren  in  Patentsachen  das  den  Gi*- 
schäftsgang  beim  Reichsgericht  normierende  Regulativ  mafsgebend. 

Urkundlich  unter  Unserer  Hochsteigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktein 
Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Neues  Palais,  den  6.  Dezember  lb91. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

von  Boetticher. 


A.  4.  Bekanntmachung. 

Die  auf  Grund  des  §  20  des  Patentgesetzes  vom  25.  Mai  1677  erlassenen  Be- 
stimmungen über  die  Anmeldung  von  Erfindungen  —  Bekanntmachung  vom  11.  Juli 
1877  —  bleiben  bis  auf  weiteres  in  Kraft. 

Berlin,  den  1.  Oktober  1891. 

Kaiserliches  Patentamt 
Bojanowski. 

A.  5.  Bestimmungen 

über  die  Anmeldung  von  Erfindungen.    Bekanntmachung  vom 
22.  November  1S9S. 

Auf  Grund  des  §  20  Abs.  2  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1S91  (Reichsgesetz- 
blatt S.  79)  werden  die  nachfolgenden  Bestimmungen  über  die  Erfordernisse  einer 
Patentanmeldung  erlassen.    Die  Bestimmungen  treten  am  1.  Januar  1^99  in  Kraft 

§  1.  Die  Anmeldung  einer  Ei-findung  behufs  Erteilung  eines  Patentes  geschieht 
in  der  Form  eines  schriftlichen  Gesuchs,  dem  die  sonst  erforderlichen  Stücke  als 
Anlagen  beizufügen  sind. 

§  2.    Das  Gesuch  inufs  enthalten: 

a.  die  Angabe  des  Namens  und  des  Wohnorts  oder  der  Hauptniederlassung 
des  Anmelders; 

b.  eine  für  die  Veröffentlichung   (§  23  Abs.  2  des  Patentgesetzes)  geeignete 
Benennung  der  Erfindung; 

c.  die  Erklärung,  dafs  für  die  Erfindung  ein  Patent  nachgesucht  werde.   Bei 
Zusatzanmeldungen  ist  die  Angabe  des  Hauptpatentes  nach  Gegenstand  und 
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Nummer  oder  der  Hauptanmeldung  nach  Gegenstand  und  Aktenzeichen 
erforderlich ; 

d.  die  Erklärung,  dafs  die  gesetzliche  Gebühr  von  20  M.  an  die  Kasse  des 
Kaiserlichen  Patentamtes  gezahlt  worden  sei  oder  gleichzeitig  mit  der  An- 
meldung gezahlt  werde; 

e.  die  Aufführung  der  Anlagen  unter  Angabe  ihrer  Nummer  und  ihres  Inhalts; 

f.  falls  der  Anmelder  einen  Vertreter  bestellt  hat,  die  Angabe  der  Person, 
der  Berufsstellung  und  des  Wohnorts  des  Vertreters;  als  Anlage  ist  eine 
Vollmacht  beizufügen  (§  2*>  der  Kaiserlichen  Verordnung  vom  11.  Juli  1891» 

g.  die  Unterschrift  des  Anmelders  oder  seines  Vertreters. 

§  3.  Die  Beschreibung  ist  in  zwei  Ausfertigungen  einzureichen.  Dasselbe  gilt 
für  alle  Nachtrage.  Die  Schriftstücke,  welche  die  Beschreibung  bilden,  müssen  sowohl 
am  Rande  als  auch  zwischen  den  Zeilen  ausreichenden  Kaum  für  Zusätze  und  Ände- 
rungen frei  lassen. 

Mafse,  Gewichte  sowie  elektrische  Einheiten  müssen  nach  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften, Temperaturen  nach  Celsius  angegeben  werden.  Bei  chemischen  Formeln  sind 
die  in  Deutschland  üblichen  Atomgewichtszeichen  und  Molekularformein  anzuwenden. 

Die  Einfügung  von  Figuren  in  die  Beschreibung  ist  nicht  zulässig. 

§  4.  Die  für  die  Veranschaulichung  der  Erfindung  bestimmten  Zeichnungen  sind 
auf  das  zur  Klarstellung  der  Erfindung  Erforderliche  zu  beschränken.  Sie  sind  in 
in  zwei  Ausfertigungen  einzureichen. 

a.  Für  die  Hauptzeichnung  ist  weifses,  starkes  und  glattes  Zeichenpapier,  so- 
genanntes Kartonpapier,  für  die  Nebenzeichnung  Zeichenleinwand  zu  verwenden. 

Das  Blatt  der  Hauptzeichnung  soll  33  cm  hoch  und  21  cm  breit  sein,  In  Aus- 
nahmefällen ist,  falls  die  Deutlichkeit  es  erfordert,  ein  Blatt  in  der  Ilöhe  von  33  cm 
und  in  der  Breite  von  42  cm  zulässig.  Die  Nebenzeichnung  mufs  bei  beliebiger  Breite 
33  cm  hoch  sein.  Für  die  Hauptzeichnung  wie  für  die  Nebenzeichnung  ist  die  Ver- 
wendung mehrerer  Blätter  zulässig. 

b.  Die  Figuren  und  Schriftzeichen  sind  in  tiefschwarzen,  kräftigen,  scharf  be- 
grenzten Linien  auszuführen.  Auf  der  Hauptzeichnung  sind  Querschnitte  entweder 
tiefschwarz  anzulegen  oder  durch  Schrägstriche  in  tiefschwarzen  Linien  zum  Ausdruck 
zu  bringen.  Ist  zur  Darstellung  unebener  Flächen  eine  Schattierung  erforderlich,  so 
darf  sie  ebenfalls  nur  in  tiefschwarzen  Linien  ausgeführt  werden.  Die  Anwendung 
bunter  Farben  ist  bei  der  Hauptzeichnung  unzulässig. 

Alle  auf  den  Zeichnungen  angebrachten  Schriftzeichen  müssen  einfach  und  deut- 
lich sein.   Die  Hauptzeichnung  mufs  sich  zur  photographischen  Verkleinerung  eignen. 

c.  Die  einzelnen  Figuren  müssen  durch  einen  angemessenen  Zwischenraum  von 
einander  getrennt  sein. 

d.  Die  Figuren  sind  nach  ihrer  Stellung  fortlaufend  und  ohne  Rücksicht  auf  die 
Anzahl  der  Blätter  mit  Zahlen  zu  versehen. 

e.  Erläuterungen  sind  in  die  Zeichnung  nicht  aufzunehmen.  Ausgenommen  sind 
kurzeAngaben  wie  „Wasser",  „Dampf",  „Schnitt  nach  AB  (Fig.  3)"  sowie  Inschriften, 
die  auf  den  Üargestellten  Gegenständen  angebracht  werden  sollen,  z.  B.  „offenu,  „zu". 

f.  In  der  rechten  unteren  Ecke  jedes  Blattes  ist  der  Name  des  Anmelders  anzugeben. 

g.  Die  Hauptzeichnungen  dürfen  weder  gefaltet  noch  gerollt  werden,  sondern 
sind  in  glattem  Zustande  vorzulegen. 

§  5.  Die  für  die  Veranschaulichung  der  Erfindung  bestimmten  Modelle  und 
Probestücke  brauchen  nur  in  einer  Ausführung  eingereicht  zu  werden. 

Proben  sind  stets  einzureichen  zu  den  Anmeldungen,  welche  die  Herstellung 
neuer  chemischer  Stoffe  betreffen.  Ausgenommen  sind  explosive  und  leicht  entzünd- 
liche Stoffe,  deren  Einsendung  nur  auf  besondere  Aufforderung  zulässig  ist. 
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Bildet  ein  chemisches  Verfahren  von  allgemeiner  Anwendbarkeit,  nach  dem 
ganze  Gruppen  von  Stoffen  hergestellt  werden  können,  den  Gegenstand  der  Anmel- 
dung, so  sind  Proben  der  typischen  Vertreter  der  Gruppen  einzureichen.  Werden 
jedoch  besondere  Ausführungsformen  eines  ehemischen  Verfahrens  unter  Aufzählung 
der  einzelnen  nach  ihnen  entstehenden  Stoffe  beansprucht,  so  sind  die  Stoffe  sämtlich 
mit  Proben  zu  belegen.  Bei  Farbstoffen  sind  aufscrdem  Ausfärbungen  auf  Wolle, 
Seide  oder  Baumwolle  in  je  einer  Ausführung  beizufügen. 

Über  die  Beschaffenheit  der  Modelle  und  Probestücke  gilt  folgendes: 

a.  Modelle  und  Probestücke,  die  leicht  beschädigt  werden  können,  sind  in 
festen  Hüllen  einzureichen.  Gegenstande  von  kleinem  Umfange  sind  auf 
steifem  Papier  zu  befestigen. 

b.  Proben  von  giftigen,  ätzenden,  explosiven  oder  leicht  entzündlichen  Stoffen 
sind  auf  der  Umhüllung  und,  soweit  möglich,  auf  dem  Gegenstande  selbst 
durch  eine  deutliche  Aufschrift  als  solche  zu  kennzeichnen. 

c.  Proben  chemischer  Stoffe  sind  in  Glasflaschen  ohne  vorspringenden  Fufs 
von  etwa  3  cm  äufserem  Durchmesser  und  8  cm  Gesamthöhe  einzureichen; 
die  Flaschen  sind  mit  einem  haltbaren  Siegel  zu  verschliefsen  und  mit  einer 
dauerhaft  befestigten  Inhaltsangabe  zu  versehen.  Den  Proben  ist  ein  nach  der 
Beschreibung  oder  dem  Patentansprüche  geordnetes  Verzeichnis  beizulegen. 

d.  Ausfärbungen  müssen  möglichst  flach  auf  steifem  Papier  von  33  cm  Höhe 
und  21  cm  Breite  dauerhaft  befestigt  und  mit  genauen,  den  Angaben  der 
Beschreibung  entsprechenden  Aufschriften  versehen  sein.  Den  Ausfarbungen 
ist  eine  Beschreibung  des  angewendeten  Färbeverfahrens  beizulegen  mit 
genauen  Angaben  über  den  Gehalt  der  Flotte  an  Farbstoff,  die  etwa  ge- 
brauchten Beizen  u.  s.w.  sowie  auch  darüber,  ob  die  gebrauchte  Flotte 
erschöpft  war  oder  erheblichere  Mengen  von  Farbstoff  zurückgehalten  hat. 

§  6.  Die  Anlagen  des  Gesuchs  müssen  mit  einer  ihre  Zugehörigkeit  zur  An- 
meldung kennzeichnenden  Aufschrift  versehen  sein.  Dasselbe  gilt  für  Modelle  und 
Probestücke. 

Schriftstücke,  die  zur  Mitteilung  an  andere  Personen  bestimmt  sind,  sind  in  der 
dazu  erforderlichen  Zahl  von  Ausfertigungen  einzureichen. 

Zu  allen  Schriftstücken  ist  dauerhaftes,  nicht  durchscheinendes  weifses  Papier, 
zu  Schriftstücken,  die  Anträge  enthalten  oder  zur  Beschreibung  der  Erfindung  ge- 
hören, Papier  in  der  Seitengröfse  von  33  cm  zu  21  cm  zu  verwenden. 

Alle  Schriftstücke  müssen  leicht  lesbar  sein.  Die  Schriftzüge  müssen  in  dunkler 
Farbe  ausgeführt  sein.  Schriftstücke,  die  mittels  der  Schreibmaschine  hergestellt  sind, 
müssen  deutliche  Druckzeichen  und  zwischen  den  einzelnen  Buchstaben,  Worten  und 
Zeilen  einen  angemessenen  Zwischenraum  aufweisen. 

Auf  den  später  eingereichten  Anmeldestücken  ist  der  Name  des  Anmelders  und 

das  Aktenzeichen  anzugeben. 

Berlin,  den  22.  November  1898. 

Kaiserliches  Patentamt 

von  Huber. 

Bekanntmachung. 

Durch  Bekanntmachung  vom  heutigen  Tage  hat  das  Kaiserliche  Patentamt  auf 
Grund  des  §  20  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891  neue  Bestimmungen  über 
die  Anmeldung  von  Erfindungen  erlassen.  Im  Anschlufs  an  diese  Bestimmungen 
werden  die  nachstehenden  Erläuterungen  bekannt  gegeben,  die  den  Beteiligten  einen 
weiteren  Anhalt  für  die  Anfertigung  und  Einreichung  einer  Patentanmeldung  dar- 
bieten sollen. 
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1.  Gebühr. 

Die  Anmeldegebühr  ißt  zweckmässig  entweder  unmittelbar  bei  der  Kasse  des 
Kaiserlichen  Patentamtes  (Berlin  N.W.  6,  Luisenstrafse  82/34)  einzuzahlen  oder  unter 
genauer  Angabe  der  Anmeldung,  für  die  das  Geld  bestimmt  ist,  durch  Postanweisung 
zu  übersenden. 

Die  Beifügung  baren  Geldes  als  Anlage  der  Anmeldung  ist  nicht  erwünscht 
Wird  das  Geld  gleichwohl  beigefügt,  so  ist  darüber  in  dem  Gesuch  ein  deutlicher 
Vermerk  in  Rotschrift  zu  machen.  Enthält  eine  Sendung  das  Geld  für  mehrere  Anmel- 
dungen, so  ist  ein  besonderes  Verzeichnis  über  die  Zugehörigkeit  des  Geldes  beizufügen. 

Anmerkung.  Eine  Stundung  oder  ein  Erlafs  der  Anmeldegebühr  ist  gesetz- 
lich unzulässig. 

2.  Gesuch. 

a.  Ein  Antrag  auf  Aussetzung  der  Bekanntmachung  (§  23  Abs.  4  des  Patent- 
gesetzes) wird  entweder  in  einem  besonderen  Schriftstück  einzureichen  oder,  falls  er 
mit  dem  Anmeldegesuch  oder  mit  anderen  Erklärungen  verbunden  wird,  augenfällig, 
z.  B.  durch  Unterstreichen  oder  in  Rotschrift,  hervorzuheben  sein. 

Für  die  Aussetzung  der  Bekanntmachung  auf  länger  als  drei  Monate  bedarf  es 
einer  Begründung.  Es  empfiehlt  sich,  die  Begründung  erst  gegen  Ende  der  ersten 
Frist  beizubringen. 

b.  Falls  der  Anmelder  die  Rechte  aus  einer  früheren  Anmeldung  in  einem  Staate, 
mit  dem  das  Deutsche  Reich  einen  entsprechenden  Vertrag  geschlossen  hat,  geltend 
machen  will,  soll  dieser  Anspruch  gleichfalls  in  das  Gesuch  aufgenommen  werden. 

c  Soll  für  den  Fall  der  Zurückweisung  einer  Patentanmeldung  derselbe  Gegen- 
stand in  die  Rolle  für  Gebrauchsmuster  eingetragen  werden,  so  bedarf  es  hierzu  einer 
besonderen  an  das  „Kaiserliche  Patentamt,  Anmeldestelle  für  Gebrauchsmuster"  zu 
richtenden  Anmeldung. 

d.  Zur  Angabe  der  Person  des  Anmelders  gehört,  dafs  jeder  Zweifel  darüber 
ausgeschlossen  wird,  ob  das  Patent  von  Einzelpersonen  oder  von  einer  Gesellschaft, 
ob  von  einem  Manne  oder  von  einer  Frau,  ob  auf  den  bürgerlichen  Namen  oder  auf 
die  kaufmännische  Firma  nachgesucht  wird.  Bei  Einzelpersonen  ist  der  Rufname, 
bei  Frauen  aufserdem  der  Familienstand  und  der  Geburtsname  anzugeben. 

Die  Angabe  des  Wohnortes  mufs  bei  gröfseren  Städten  auch  Strafse  und  Haus- 
nummer, bei  kleineren  Orten  und  bei  Orten,  deren  Name  mehrfach  vorkommt,  sowie 
in  der  Regel  bei  ausländischen  Orten  den  Staat  und  Bezirk  enthalten.  Dies  gilt 
auch  für  den  Fall,  dafs  der  Anmelder  einen  Vertreter  bestellt  hat 

e.  Für  den  Fall  der  Vertretung  ist  zu  beachten,  dafs  nach  §  28  der  Kaiserlichen 
Verordnung  vom  11.  Juli  1891  die  Vollmacht  auf  prozefsfähige,  mit  ihrem  bürger- 
lichen Namen  bezeichnete  Personen,  nicht  auf  eine  Firma  auszustellen  ist 

Eine  Beglaubigung  der  Unterschrift  des  Anmelders  unter  der  Vollmacht  ist  nur 
auf  besonderes  Erfordern  des  Patentamtes  beizubringen. 

f.  Falls  mehrere  Personen  ohne  Bestellung  eines  gemeinsamen  Vertreters  an- 
melden, soll  diejenige  Person  namhaft  gemacht  werden,  der  die  amtlichen  Verfügungen 
zugesandt  werden  sollen. 

S.  Beschreibung. 

a.  Für  den  Gegenstand  der  Erfindung  ist  der  Gebrauchszweck  anzugeben. 

b.  Die  Beschreibung  hat  sich  aller  nicht  streng  zur  Sache  gehörigen  Ausführungen 
zu  enthalten.  Sie  beginnt  zweckmässig  mit  der  Darstellung  der  Aufgabe,  welche 
die  Erfindung  lösen  soll.  Hieran  schliefst  sich  die  Beschreibung  der  Erfindung  im 
einzelnen. 

Besteht  die  Erfindung  in  der  Vereinigung  von  bekannten  Einzelheiten  zu  einem 
neuen  Ganzen,  so  wird  die  Beschreibung  zum  Ausdruck  bringen  müssen,  dafs  die 
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Einzelheiten  weder  als  neu,  noch  für  sich  als  schutzfähig  angesehen  werden,  und 
dafs  der  Schutz  sich  nur  auf  die  neue  Gesamtheit  beziehen  soll. 

Soweit  Hinweise  auf  Bekanntes  oder  Geschütztes,  insbesondere  auf  öffentliche 
Druckschriften  oder  Patente,  zur  klaren  Abgrenzung  der  Erfindung  erforderlich  sind, 
werden  sie  gleichfalls  in  die  Beschreibung  aufzunehmen  sein. 

4.  Zeichnung. 

a.  Auf  den  Nebenzeichnungen  sind  die  Figuren  und  Bezeichnungen  so  zu  stellen, 
dafs  für  den  Beschauer  die  33  cm  -  Kante  aufrecht  steht  Am  linken  und  rechten 
Rande  ist  ein  mindestens  3  cm  breiter  Raum  frei  zu  lassen. 

b.  Für  die  einzelnen  Teile  der  Figuren  sind  Bezugszeichen  nur  soweit  zu  ver- 
wenden, als  ein  Hinweis  auf  die  Darstellung  des  betreffenden  Teiles  in  der  Be- 
schreibung zum  Verständnis  der  Erfindung  erforderlich  ist 

Dieselben  Teile  müssen  in  allen  Figuren  gleiche  Bezugszeichen  erhalten.  Für 
verschiedene  Teile  dürfen  die  gleichen  Bezugszeichen  nicht  verwendet  werden,  auch 
wenn  die  Figuren  auf  verschiedenen  Blättern  stehen.  Bei  Zusatzanmeldungen  werden 
für  Teile,  die  bereits  in  dem  Hauptpatent  sich  vorfinden,  die  dort  für  diese  Teile 
gewählten  Bezugszeichen  beizubehalten  sein. 

Für  die  Bezugszeichen  sind  die  kleinen  lateinischen  Buchstaben  (a,  b,  c)  in  ein- 
facher, leicht  lesbarer  Schrift  zu  verwenden.  Sind  mehr  als  25  Zeichen  nötig,  so 
sind  arabische  Ziffern  zu  verwenden.  Zur  Bezeichnung  von  Schnittlinien  dienen 
die  grofsen  lateinischen  Buchstaben.  Winkel  sind  mit  kleinen  griechischen  Buch- 
staben (t/,  ß,  y)  zu  bezeichnen. 

Die  Beifügung  von  Strichen,  Häkchen  oder  Ziffern  zu  den  Bezugszeichen  ist 
zu  vermeiden.  Nur  wenn  innerhalb  derselben  Figur  ein  Teil  in  mehreren  Stellungen 
gezeichnet  wird,  ist,  unter  Beibehaltung  desselben  Buchstabens  für  alle  Stellungen, 
die  Unterscheidung  durch  oben  rechts  angebrachte  Striche  oder  Ziffern  herbeizu- 
führen. 

Ist  unmittelbar  bei  den  dargestellten  Teilen  kein  genügender  Raum  für  die 
Bezugszeichen  vorhanden,  so  sind  die  Teile  mit  den  möglichst  nahe  zu  setzenden 
Zeichen  durch  geschwungene  Linien  zu  verbinden. 

Bewegungsrichtungen  sind  durch  Pfeile  anzudeuten,  falls  dadurch  das  Verständnis 
erleichtert  wird. 

Projektions-  und  Mittellinien  sind  in  der  Regel  wegzulassen. 

5.  Ansprach. 

a.  Der  Anspruch  geht  zweckmäfsig  von  dem  Gattungsbegriff  aus,  dem  die  Er- 
findung möglichst  nahe  untergeordnet  ist  Dieser  Gattungsbegriff  wird  auch  der  für 
die  Veröffentlichung  bestimmten  Benennung  zu  Grunde  zu  legen  sein.  Zur  Unter- 
scheidung von  anderen  Gegenständen  derselben  Gattung  sind  in  den  Anspruch  nur 
solche  Bestimmungsmerkmale  aufzunehmen,  die  für  die  Kennzeichnimg  des  Wesens 
der  Erfindung  notwendig  sind.  Gehört  der  Zweck  zu  dieser  Kennzeichnung,  so  ist 
auch  er  im  Anspruch  zu  erwähnen. 

b.  Allgemeine  Hinweise  auf  die  Zeichnung  oder  die  Beschreibung ,  z.B.  „wie 
gezeichnet  und  besehrieben*,  sind  zu  vermeiden.  Hauptanspruch  und  Nebenansprüche 
sind  mit  fortlaufenden  arabischen  Ziffern  zu  versehen. 

c.  In  dem  Anspruch  eines  Zusatzpatentes  ist  auf  das  Hauptpatent  Bezug  zu 
nehmen  und  zum  Ausdruck  zu  bringen,  was  an  der  früheren  Erfindung  durch  die 
neue  Erfindung  abgeändert  oder  ergänzt  werden  soll. 

d.  Längere  Ansprüche  werden  zweekiuäfsig  der  Beschreibung  nicht  unmittelbar 
angefügt,  sondern  als  besondere  Anlage  in  zwei  Ausfertigungen  eingereicht 
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6.  Modelle  und  Probestüeke. 

Bei  der  Einreiehung  von  Modellen  und  Probestücken  ist  zu  erklären,  ob  sie  im 
Falle  der  Entbehrlichkeit  zurückgegeben  werden  sollen  oder  vernichtet  werden  können. 

Haben  Modelle  oder  Probestücke  einen  besonderen  Wert,  so  ist  in  dem  An- 
schreiben hierauf  hinzuweisen.  Können  sie  schon  ;durch  ein  unvorsichtiges  Aus- 
packen leicht  beschädigt  oder  durch  die  Einwirkung  von  Licht,  Feuchtigkeit  u.  dergl. 
verdorben  werden,  so  ist  die  Umhüllung  mit  der  deutlichen  Aufschrift  zu  versehen : 
«Ungeöffnet  in  den  Geschäftsgang*. 

7.  Verschiedenes. 

a.  In  allen  Schriftstücken  sind  entbehrliche  Fremdwörter  zu  vermeiden. 

b.  Schriftsätze,  die  mehrere  Seiten  umfassen,  sind  mit  Seitenzahlen  zu  versehen. 
In  allen  Schriftsätzen  ist  an  der  linken  Seite  ein  Kaum  von  mindestens  5  cm  für 
amtliche  Vermerke  frei  zu  lassen. 

c.  In  allen  Eingaben,  zu  denen  Anlagen  gehören,  sind  die  Anlagen  besonders 
aufzuzählen. 

d.  Die  Sendungen  an  das  Patentamt  müssen  kostenfrei  eingehen.  Bei  Geld- 
und  Packetsendungen  ist  die  Bestellgebühr  vom  Absender  im  voraus  zu  entrichten. 

e.  Empfangsbescheinigungen  werden  in  der  Regel  nur  über  Anmeldungen  er- 
teilt, und  zwar  nur  in  einer  Ausfertigung.  Die  Erteilung  der  Bescheinigung  erfolgt 
nur  dann,  wenn  ein  Schriftstück  mit  folgendem  Wortlaut  eingesandt  wird: 

„Ihre  Patentanmeldung  vom 

oder: 
„Die  Patentanmeldung  von 

vom 

auf 

ist  am 

hier  eingegangen  und  unter  dem  Aktenzeichen 

in  den  Geschäftsgang  gegeben  worden.41 
Wird  die  Empfangsbescheinigung  nicht  auf  der  Rückseite  einer  Postkarte  vor- 
bereitet, so  ist  ein  mit  der  Adresse  des. Empfängers  versehener  Briefumschlag  bei- 
zufügen. 

f.  Über  Gebührenbeträge,  die  mit  der  Post  eingehen,  wird  nur  auf  besonderen 
Antrag  des  Einzahlers  eine  Quittung  erteilt 

Berlin,  den  22.  November  1S9S. 

Kaiserliches  Patentamt 
von  Huber. 

A.  6.  Bekanntmachung 

über  die  Anmeldung  von  Erfindungen  und  von  Gebrauchsmustern,  für 
welche  die  Rechte  aus  Artikel  3  und  4  der  Übereinkommen  mit  Oester- 
reich-Ungarn  vom  6.  Dezember  1S91  und  mit  Italien  vom  18.  Januar  1S92 
über  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz  (Reichsgesetz- 
blatt 1892,  S.  289  und  293)  in  Anspruch  genommen  wird. 

Auf  Grund  des  §  20  Abs.  2  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1S01  und  des 
§  2  Abs-  4  des  Gesetzes,  betreffend  den  Schutz  von  Gebrauchsmustern,  vom  1.  Juni 
1S91  wird  bestimmt: 
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Wer  bei  der  Anmeldung  einer  Erfindung  oder  eines  Gebrauchsmusters  im 
Deutschen  Reiche  die  vertragsmäßigen  Rechte  aus  einer  früheren  Anmeldung  in 
Oesterreich-Ungarn  oder  in  Italien  geltend  machen  will,  hat  vorzulegen: 

1.  Eine  beglaubigte  Abschrift  der  früheren  Anmeldung  und  ihrer  Beilagen 
mit  einer  Bescheinigung  über  den  Zeitpunkt  der  Anmeldung, 

2.  eine  Bescheinigung  über  die  auf  Gruud  der  früheren  Anmeldung  erfolgte 
Patenterteilung.  Diese  Urkunden  müssen  von  der  für  die  Entgegennahme 
von  Patentanmeldungen  oder  für  die  Erteilung  von  Patenten  zuständigen 
Behörde  Oesterreich-Ungarns  oder  Italiens  ausgefertigt  sein. 

Sind  die  Urkunden  nicht  in  deutscher  Sprache  abgefafst,  so  ist  eine  beglaubigte 
Übersetzung  beizufügen. 

Berlin,  den  8.  März  1892. 

Kaiserliches  Patentamt 
Bojanowski. 


A.  7.  Patentpässen.1) 

1.  Aufbereitung. 

31.  Giefserei. 

2.  Bäckerei. 

32.  Glas. 

3.  Bekleidungsindustrie. 

33.  Hand-  und  Reisegeräte. 

4.  Beleuchtung,  aufser  elektrischer  und 

34.  Hauswirtschaftliche  Geräte. 

Gasbeleuchtung. 

35.  Hebezeuge. 

5.  Bergbau. 

36.  Heizung. 

6.  Bier,  Branntwein. 

37.  Hochbauwesen. 

7.  Blech-  und  Drahterzeugung. 

38.  Holzbearbeitung  und  Konservierung. 

8.  Bleichen,    Färben,    Zeugdruck    und 

39.  Hörn  und  plastische  Massen. 

Appretur. 

40.  Hüttenwesen. 

9.  Borstenwaren. 

41.  Hutherstellung. 

10.  Brennstoffe. 

42.  Instrumente. 

11.  Buchbinderei. 

43.  Korbflechterei. 

12.  Chemische  Verfahren  und  Apparate. 

44.  Kurzwaren  und  Rauchgeräte. 

13.  Dampfkessel. 

45.  Land-  und  Forstwirtschaft,  Garten- 

14.  Dampfmaschinen. 

und  Weinbau,  Zootechnik. 

15.  Druckerei. 

.  46.  Luft-  und  Grasmaschinen,  Feder-  und 

16.  Düngerbereitung. 

Gewichts-Triebwerke. 

17.  Eisbereitung. 

47.  Maschinenelemente. 

IS.  Eisenerzeugung. 

48.  Metallbearbeitung,  chemische. 

19.  Eisenbahn-  und  Straf senbau. 

49.  Metallbearbeitung,  mechanische. 

20.  Eisenbahnbetrieb. 

50.  Müllerei. 

21.  Elektrische  Apparate  und  Maschinen. 

51.  Musikinstruinente. 

22.  Farbstoffe,  Firnisse,  Lacke. 

52.  Nähmaschinen. 

23.  Fett-  und  Mineralölindustrie. 

53.  Nahrungsmittel. 

24.  Feuerungsanlagen. 

54.  Papiererzeugnisse,  Reklame. 

25.  Flecht-  und  Wirkmaschinen. 

55.  Papierherstellung. 

26.  Gasbereitung  und  -Beleuchtung. 

56.  Pferde-     und     andere     Zugtier -Ge- 

27. Gebläse  und  Lüftungs Vorrichtungen. 

schirre. 

28.  Gerberei. 

57.  Photographie. 

29.  Gespinnstfasern. 

58.  Pressen. 

30.  Gesundheitspflege. 

59.  Pumpen. 

1)  Die  gleiche  Klasseneinteilung  gilt  auch  für  die  amtliche  Behandlung  der 
(Gebrauchsmuster- Anmeldungen. 
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60.  Regler  für  Kraftmaschinen. 

75.  Soda,   sowie   die  übrige  chemische 

61.  Rettungswesen. 

Grofsindustrie. 

62.  Salinenwesen. 

76.  Spinnerei. 

63.  Sattlerei,  Wagenbau  und  Fahrrader. 

77.  Sport 

64.  Schankgeräte. 

78.  Sprengstoffe,  Zündholzherstellung. 

65.  Schiffbau. 

79.  Tabak. 

66.  Schlächterei. 

80.  Thonwaren-,  Stein-,  Cementindustrie. 

67.  Schleifen  und  Polieren. 

81.  Transportwesen. 

68.  Schlosserei. 

82.  Trockenvorrichtungen. 

69.  Schneidwerkzeuge. 

S8.  Uhren. 

70.  Schreib-  und  Zeichen  waren. 

S4.  Wasserbau. 

71.  Schuhwerk. 

85.  Wasserleitung  und  Kanalisation. 

12.  Schufswaff en ,   Geschosse,  Verschan- 

86. Weberei. 

zung. 

87.  Werkzeuge. 

73.  Seilerei. 

88.  Wind-  und  Wasserkraftmaschinen. 

74.  Signal wesen. 

89.  Zucker-  und  Stärkegewinnung. 

A.  8.  Verzeichnis 

der  Behörden,  Vereine  iL  s.w.,  welche  die  Patentschriften  erhalten 
und  zur  unentgeltlichen  Einsichtnahme  auslegen. 

Coburg.  Handelskammer  für  das  Herzog- 
tum Coburg.  (Klassen  6,  22,  24,  26, 
32,  43,  45,  52,  63,  76,  80,  81,  85,  86.) 

Cöln.  Bczirk8vercin  deutscher  Ingenieure. 
(Auslegestelle  Stadtbibliothek  Gerons- 
kloster  8.) 

Crefeld.  Kuratorium  dcrKönigl.  höheren 
Webcschule.  (Klassen  3,  4,  8,  10,  12, 
13,  14,  21,  22,  23,  24,  25,  26,  27,  29, 
36,  42,  46,  47,  48,  49,  59,  60,  75,  76, 
81,  82,  85,  S6,  88.) 

Danaig.  Bezirksverein  deutscher  Inge- 
nieure. (Klassen  6,  12,  13,  14,  19,  20, 
21,  24,  26,  30,  31,  35,  36,  37,  38,  42, 
45,  46,  47,  49,  50,  59,  60,  65,  68,  72, 
80,  82,  84,  85,  88,  89.) 

Darmstadt  Technische  Hochschule.  — 
Grofsherzogl.  Centralstelle  für  die  Ge- 
werbe. 

Dessau.  Bezirksverein  deutscher  Inge- 
nieure. 

Dortmund.    Magistrat 

Dresden.    Technische  Hochschule. 

Düsseldorf!  Central  -  Gewerbe  -  Verein. 
(Kunstgewerbemuseum.) 

Duisburg.  Bezirksverein  deutscher  In- 
genieure. 

Erfurt.    Gewerbeverein. 

Flensburg.    Magistrat 


L   Deutsches  Seich. 

Aachen.    Technische  Hochschule. 

Altona.    Industrieller  Verein. 

Augsburg.    Technischer  Verein. 

Barmen.    Stadtbibliothek. 

Berlin.  Kaiserliches  Patentamt  —  Berg- 
akademie. (Klassen  1,  4,  5,  7,  10, 
12,  13,  14,  16,  17,  18,  19,  20,  21,  24, 
26,  27,  30,  31,  32,  35,  36,  38,  40,  42, 
45,  46,  47,  48,  49,  50,  57,  58,  59,  60, 
61,  62,  67,  70,  73,  74,  75,  78,  80,  82, 
88.)  —  Hygienemuseum.  (Klassen  30 
u.  61.) 

Beuthen  i.  O.-SchL  Bezirksvereln  deut- 
scher Ingenieure. 

Bielefeld.  Handelskammer.  (Klassen  3, 
6,  8,  13,  14,  28,  29,  31,  32,  42,  46,  49, 
50,  52,  53,  55,  60,  63,  66,  68,  73,  76, 
79,  86,  87,  89.) 

Bochum.  Westf.  Berggewerkschaftskasse. 

Bonn.    Handelskammer. 

Braunschweig.  Technische  Hochschule. 

Bremen.    Gewerbekammer. 

Breslau.    Magistrat 

CasseL    Gewerbehalle. 

Charlottenburg.  Technische  Hochschule. 

Chemnitz.  Direktion  der  technischen 
Lehranstalten. 
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Frankfurt  a.  M.    Handelskammer. 

Frankfurt  a.  O.  Bezirksverein  deutscher 
Ingenieure.  (Klassen  6,  13, 14,  20,  21, 
24,  27,  30,  32,  36,  37,  47,  49,  59,  M), 
S2,  S5,  89.) 

Freiberg  i.  8.    Bergakademie. 

Furtwangen.  Grofsherzoglich  Badische 
Uhrmacherschule.    (Klassen  21,  83.) 

Görlitz.    Magistrat 

Gotha.    Herzogliche  Bibliothek. 

Hagen  i.  W.  Handelskammer.  (Aus- 
legestelle bei  der  Firma  Bechern  & 
Post) 

Halberstadt.  Handelskammer.  (Klassen 
1,  6,  10,  13,  15,  16,  17,  22,  24,  2S,  31, 

34,  36,  3S,  40,  49,  50,  55,  60,  63,  71, 

75,  79,  SO,  S9.) 

Halle  a.  8.  Bezirk svercin  deutscher  In- 
genieure. 

Hamburg.  Architekten-  und  Ingcnicnr- 
verein. 

Hanau.    Handelskammer. 

Hannover.    Technische  Hochschule. 

Hirschberg  i.  Sohl.    Magistrat. 

Kaiserslautern.  Pfälzisches  Gewerbe- 
museum. 

Karlsruhe.    Technische  Hochschule. 

Kiel.    Handelskammer. 

Königsberg  i.  Pr.  Gewerblicher  Central- 
verein  der  Provinz  Ostprcufsen.  (Kunst- 
gewerbliches Museum.) 

Leipzig.     Handelskammer. 

Liegnits.  Fabrikantenverein.  (Klassen  6, 
\  23,  25,  31,  34,  36,  3b,  50,  51,  5S,  SO, 
86,  S9.) 

Ludwigshafen  a.  Rh.  Pfalzische  Han- 
dels- und  Gewerbekammer.  (Klassen  6, 
S  12,  13,  14,  15,  16,  20,  22,  23,  24,  26, 
27,  2\  31,  34,  35,  36,  37,  3\  42,  45, 
46,  47,  49,  50,  55,  57,  3S,  59,  60,   75, 

76,  79,  SO,  bl,  S5,  S6,  S9.) 
Lübeck.    Gewerbekammer. 
Lüdenscheid.    Handelskammer. 
Magdeburg.    Stadtbibliothek. 
Mannheim.    Handelskammer. 
Metz.    Handelskammer. 

Minden.  Handelskammer.  (Klassen  6, 13, 
14,  15,  16,  21,  22,  24,  2s,  29,   31,  37, 

35,  46,  49,   50,   55,  59,  64,  75,  76,  79, 
SO.  S6,  S9.) 

Mühlhausen  i.  E.    Handelskammer. 


München.  Technische  Hochschule.  — 
Polytechnischer  Verein. 

Nürnberg.    Gewerbemuseum. 

Offenbach.    Handelskammer. 

Oppeln.  Handelskammer.  (Klassen  1,  4. 
5,  6,  7,  10,  12,  13,  16,  IS,  24,  26,  27, 
31,  32,  38,  40,  49,  50,  59,  71,  76,  76, 
79,  S6,  S9.) 

Pforzheim.  Handelskammer.  (Klassen  12, 
15,  22,  26,  27,  33,  34,  39,  40,  42,  44. 
4S,  49,  50,  54,  55,  67,  6S,  70,  74,  60.) 

Flauen  i.  V.  Königl.  Industrieschule. 
(Klassen  3,  S,  9,  25,  29,  43,  52,  76,  SQ.) 

Posen.    Landesbibliothek. 

Remscheid.  Bcrgiseher  Fabrikantenver- 
ein. (Klassen  13,  14,  24,  27,  31,  36,  46, 
47,  4S  49,  59,  67,  66,  69,  77  [Schlitt- 
schuhe], S7,  SM 

Rofswein.  Direktion  der  deutschen 
Schlosserschule.  (Klassen  21  —  Elek- 
trische Leitungs-  und  Verteil  ungsan- 
lagen,  elektrische  Maschinen  und  elek- 
trische Beleuchtung  — ,  49,  66.) 

Saarbrücken.  Bezirksverein  deutscher 
Ingenieure.  (Anlegestelle  in  der  Berg- 
werksdirektion. 

Solingen.  Handelskammer.  (Klassen  31, 
67,  69.) 

Stettin.  Bezirksverein  deutscher  Inge- 
nieure. 

Strafsburg  i.  E.     Handelskammer. 

Stuttgart.  Königlich  Württembergische 
Ocntralstelle  für  Handel  und  Gewerbe. — 
Technische  Hochschule. 

Trier.    Handelskammer. 

Waidenburg  i.  Schi.  Verein  für  die 
bergbaul.  Interessen  Niederschlesiens. 

Wiesbaden.  Gewerbeverein.  (Gewerbe-" 
schule.) 

Würzburg.  Handels-  und  Gewerbekam- 
mer für  Unterfranken  und  Aschaffen- 
burg. (Maxschule.) 


II.  Ausland. 

1.  Belgien. 

Brüssel.    Ackerbauministerium. 

2.  Dänemark. 
Kopenhagen.    Ministerium  des  Innern. 

3.  Frankreich. 

Paris.    Handelsministerium. 
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4.  Großbritannien. 

Iiondon.    Patentamt. 

5.  Japan. 

Tokio.    Patentamt. 

6.  Italien. 

Rom.  Ministerium  für  Ackerbau,  In- 
dustrie und  Handel. 

7.  Luxemburg. 

Luxemburg.  Staateministerium  und  Prä- 
sidium des  Grof  sherzogt  Luxemburg. 
8.  Oesterreieh- Ungarn. 

Budapest.  Handelsministerium. —  Unga- 
risches Patentamt 

"Wien.  Handelsministerium. — Technische 
Hochschule.  —  Niederösterrcich.  Ge- 
werbeverein. (Klassen  8, 12, 22, 29, 43.) 

9.  Portugal. 

Lissabon.  Ministerium  des  Handels  und 
der  Industrie. 


|  10.  Rufsland. 

I  Petersburg.  Reichsini nisterium.  —  Kai- 

•         serliche  öffentliche  Bibliothek. 

i  Riga.    Polytechnische  Schule. 

|  11.  Schweden  und  Norwegen. 

I  Christiania.   Ministerium  des  Innern. 
I  Stockholm.    Patentamt. 

12.  Schweiz. 

Bern.   Eidgenössisches  Amt  für  geistiges 

■        Eigentum. 

'  Zürich.    Polytechnikum. 

1 

|  18.  Spanien. 

Madrid.    Ministerium  des  Innern. 

14.  T ereinigte  Staaten  Ton 
Amerika. 

Boston.    Öffentliche  Bibliothek. 
\  St.  Louis.    Öffentliche  Bibliothek. 
i  Washington.    Patentamt. 


A.  9.  Vergleichende  Statistik  des  Kaiserlichen  Patentamtes 
aus  dem  Jahre  1897. 

a.  Hauptübersicht  der  angemeldeten,  erteilten  und  noch  bestehenden 

Patente. 


II 

Jahr 

Anmel- 
dungen 

Bekannt- 
gemachte 
Anmel- 
dungen 

Versagtingen 
nach  der 
Bekannt- 
machung 

Erteilte 
Patente 

Vernichtete 
und  zurück- 
genommene 
Patente 

Abgelaufene 
und  sonst   , 
erloschene 

.     Patente 

Am  Jahres- 
schluß in 
Kraft  getre- 
tene Patente 

l. 

2. 
3  212 

8. 

4. 

6. 

6. 

1          7. 

S. 

1S77  (U.  Halbj.) ,, 

1674 

- 

190 



190 

1878 

5  949 

4  807 

187 

4  200 

3 

160 

4  227 

1879 

6  528 

4  570 

406 

4  410 

17 

.       1813 

6*07 

1SM) 

7  017 

4  422 

300 

3  966 

21 

2  745 

8  007 

18S1          || 

7  174 

4  751 

313 

4  339 

24 

1      3  703 

8  619 

1882          1 

7  569 

4  549 

255 

4131 

25 

3  273 

9  452 

1883 

8121 

5  025 

318 

4  848 

30 

,      3  740 

10  535 

18S4 

8  607 

4  632 

357 

4  459 

18 

1      3  984 

10  994 

1885          1 
1886 

9  408 

4  456 

358 

4  018 

25 

3  947 

11046 

9  991 

4  361 

368 

4  00S 

22 

i      3  786 

11249 

1887           - 

9  904 

4  221 

356 

3>S2 

1         34 

3  587 

11512 

1888           II 

9  869 

4  262 

287 

3  923 

i         26 

.      3  625 

11810 

18S9 

11645 

4  962 

247 

4  406 

i         15 

1      3  473 

12  732 

1890 

11  SS2 

5  351 

205 

4  680 

1         15 

,      3  761 

13  639 

1891           || 

12  919 

|      5  989 

199 

5  550 

!         23 

1      4  435 

14  735 

1892 

13  126 

|      6  920 

189 

5  900 

1         10 

4  799 

15  825 

1893           , 

14  265 

,      6  957 

,        210 

6  430 

1         12 

,      4  949 

17  299 

1894           ■' 

14  964 

6  532 

'        256 

6  2S0 

22 

1      5  63  S 

17  921 

1895           ■ 

15  063 

6  112 

236 

5  720 

!         ls 

1      5  567 

IS  057 

1896           i 

16  4M> 

|      6  205 

22S 

5  410 

32 

4  953 

18  4M) 

1897 

18  347 

5  925 

193 

i    5  440 

.         22 

4  573 
j    76  511 

,    19  334 

1877—1897      || 

222  046 

1  106  683 

1 

5  468 

96  190 

1       414 

i; 

76  925 

1 

94 
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b.  Übersicht  über  die  Geschäftslage  in  Patentsachen  ans  den 

letzten  Jahren. 


Eingegangene 
Patent- 

I VomdÄÄ^-/12- 1    «*    Ü    «• 

1896 

1897 

anmeldungen 

Anzahl 

14  964 

15  063 

16  486 

IS  347 

'    Vom 
.      ,       ~  ..                          t.Jl.1894 

in  der  Zeit                       bis 

3U12. 
1896 

Vom 
1./1.  bis 
31.112. 

1897 

j   Vom 
1./1.1895 
|     bis 
1  81.112. 
|    1896 

Vom 
1.1.  bis 
81.(12. 

1897 

Vom 
1./1.1896 

bis 
81.12. 

1896 

Vom 

l.il.  bis 

81J12. 

1897 

Vom 

l./l.  bis 

31./12. 

1897 

nicht  zur 

Ein- 
tragung 

ge- 
kommen, 
sondern 
erledigt: 

durch 
rechts- 
kräftigen 

Vorbescheid    1 595 

4 

1746 

1 

15 

1310 

482 

!    1446 

i 

Abteil  ungs- 
beschluis 

4  448 

33 

'  4  736 

111 

2  465 

2  747 

2S89 

Davon 
sind 

durch  Bcschlufs  der 
Beschwerdeabteilung 

985 

16 

1047 

123 

332 

795 

325 

durch  Nichtzahlung  der 
ersten  Jahresgebühr 

236 

—     ,     196 

15 

62 

143 

39 

durch  Zurücknahme 
oder  in  anderer  Weise 

1623 

16    j;  1217 

128 

844 

708 

1035 

durch  Patenterteilu: 

ng  erledigt: 

5  924 

30 

4  931 

600 

1353 

3  678  i    1  132 

Ci 

imme  .    .    . 

14  811 

99 

|13  873  |    992 

6  366 

8  553  | 

6S65 

j       14910       ||       14865               14919       | 

Mithin  am  Schlüsse  des  Jahres  1897  noch 
anhängig  aus  den  bezüglichen  Jahren 


54 


198 


1567 


11482 


Am  Schlüsse  des  Jahres  1896  waren  da- 

fegen  noch  anhängig  gewesen  aus  den 
ezüglichen  Jahren 


153 


1190 


10120 
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Vorbemerkung.  Der  Dualismus,  der  in  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Monarchie  zwischen  den  beiden  Reichsbälften  Cis-  und  Transleithanien 
gegenwärtig  nicht  allein  in  sprachlicher  Hinsicht,  sondern  namentlich  auch 
in  der  inneren  Gesetzgebung  stärker  denn  je  hervortritt,  hat  dahin  geführt, 
dafs  auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  Urheberrechts  ebenfalls  jede  Reichs- 
hälfte sich  besondere  Gesetze  giebt,  die  nicht  allein  äufserlich  durch  for- 
melle Bestimmungen,  sondern  auch  in  ihren  Fundamentalsätzen  erheblich 
von  einander  abweichen.  Während  bis  zum  1.  März  1896  für  die  gesamte 
Monarchie  ein  einheitliches  Patentrecht  auf  Grund  des  österreichischen 
Patentgesetzes  vom  15.  August  1852  bestand  und  seine  Central  Verwaltung 
bei  dem  Handelsministerium  zu  Wien  fand,  ist  mit  dem  erstgenannten 
Tage  für  die  Lande  der  Stepbanskrone,  d.  h.  für  das  Königreich  Ungarn, 
Siebenbürgen  und  Kroatien,  ein  eigenes  ungarisches  Patentgesetz,  voll- 
zogen am  7.  Juli,  bekannt  gemacht  am  14.  Juli  1895,  in  Kraft  getreten. 
Ebenso  hat  sich  Cisleithanien  mit  einem  neuen  Patentgesetz  vom  11.  Januar 
1897  versehen,  welches  am  1.  Januar  1899  in  Kraft  getreten  ist. 

Mit  Kücksicht  auf  die  Bestimmungen  der  §§  119  ff.  dieses  Gesetzes, 
nach  welchen  die  bis  zum  Tage  seines  Inkrafttretens  erteilten  oder  auch 
erst  angemeldeten  Privilegien  (Patente)  im  allgemeinen  nach  Mafsgabe 
des  bisherigen  Patentgesetzes,  auf  Antrag  des  Patentinhabers  bezw.  Patent- 
suchers nach  den  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  in  Behandlung  zu 
nehmen  sind,  die  früher  erteilten  Patente  auch  in  Patente  nach  Mafsgabe 
der  Bestimmungen  desselben  umgewandelt  werden  können  *),  erschien  es 
notwendig,  wenigstens  die  wichtigsten  Bestimmungen  des  früheren  Ge- 
setzes noch  anzuführen,  und  zwar  am  Schlüsse  des  neuen  Gesetzes. 

I.  Oesterreich. 
Nach  der  Ministerialverordnung  vom  15.  September  1898  ist  am 
1.  Januar  1899  das  neue  Patentgesetz  vom  11.  Januar  1898  nebst  den  Aus- 
führungsverordnungen vom  15.  November  1898  in  Kraft  getreten.  Es  sind 
das  die  Verordnung  des  Handelsministeriums  betreffend  die  Organisation 
des  Patentgerichtshofes,  die  Verordnung  des  Handelsministeriums  über  die 
Geschäftsordnung  für  das  Patentamt  und  die  Verordnung  betreffend  die 

1)  Eine  solche  Alternativbestimmung  für  die  Behandlung  der  zur  Zeit  der  Geltung 
des  früheren  Gesetzes  angemeldeten  oder  erteilten  Patente  kennt  das  ungarische 
Patentgesetz  nicht,  auch  bedurfte  es  deren  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  es  das  vom 
neuen  österreichischen  Gesetz  eingeführte  Institut  der  Vorprüfung  nicht  aufgenommen 
hat  Es  bringt  vielmehr,  wie  es  auch  ausdrücklich  vorschreibt  (§  60),  seine  Bestim- 
mungen mit  seinem  Inkrafttreten  auf  die  eingereichten  Patentgesuche  und  orteilten 
Patente  unvermittelt  zur  Anwendung. 
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Erfordernisse  der  Patentanmeldungen  und  Vollmachten ,  die  Verordnung 
über  die  Patentanwälte  ?  die  Verordnung  über  die  gewerbsmäßige  Aus- 
übung der  Erfindungen,  die  Verordnung  über  die  Begünstigung  mittel- 
loser Personen,  sowie  sehliefslich  die  Verordnung  betreffend  den  Schutz 
von  Erfindungen  auf  inländischen  Ausstellungen. 

§  1.  Materielle  Voraussetzungen.  Objektive  Voraussetzungen.  Das 
Patentgesetz  vom  11.  Januar  1S97  stellt  unter  Patentschutz  neue 
Erfindungen,  welche  eine  gewerbliche  Anwendung  zulassen.  Eine  De- 
finition des  Begriffs  Erfindung,  wie  sie  §  1  des  Privilegiengesetzes  von 
1S52  enthält,  giebt  das  neue  Patentgesetz  nicht,  insbesondere  hebt  es 
auch  nicht  den  Unterschied  zwischen  Erfindungs-  und  Einführungs- 
patenten hervor,  der  in  §  3  des  Privilegiengesetzes  enthalten  ist  Von 
dem  deutschen  Gesetz  unterscheidet  sich  die  Bestimmung  des  §  1  des 
Gesetzes  insofern,  als,  während  die  deutsche  Gesetzgebung  diejenigen  Er- 
findungen schützt,  welche  eine  gewerbliche  Verwertung  zulassen,  das 
österreichische  Gesetz  nur  eine  gewerbliche  Anwendung  verlangt  Der 
Umfang  der  hiernach  in  Ocsterreich  patentierbaren  Erfindungen  ist 
ungleich  weiter  als  der  Kreis  der  Gegenstände  des  deutschen  Patent- 
rechts. Der  österreichische  Ministerialrat  von  Beck-Managetta  charak- 
terisiert diesen  Unterschied  in  einem  in  der  österreichischen  Zeitschrift  für 
gewerblichen  Rechtsschutz,  Jahrgang  3  Xo.  7*  veröffentlichten  Vortrag 
wie  folgt:  „Unser  Patentgesetz  hat  den  Schutz  der  Patentrechte  wesent- 
lich gesteigert,  indem  es  den  Patentbesitzer  gegen  jede  betriebsmäfsige 
Ausnützung  seiner  Erfindung  von  anderer  Seite  schützt.  Die  Betriebs- 
mäfsigkeit  ist  ein  weiterer  Begriff,  als  jener  der  Gewerbsmäfsigkeit,  in- 
dem Betriebsmäfsigkeit  nicht  erst  bei  einer  auf  berufsmäfsigen  Erwerb 
gerichteten  Benützung  der  Erfindung  vorliegt,  sondern  schon  dann,  wenn 
die  Benützung,  ohne  auf  die  Befriedigung  persönlicher  Bedürfnisse  allein 
beschränkt  zu  sein,  nach  einem  einheitlichen  Plane  in  einer  gewissen 
Gröfse  und  Ausdehnung  stattfindet.  Die  betriebsmäfsige  Benutzung  einer 
patentierten  Erfindung  ohne  Zustimmung  des  Patentbesitzers  bildet  dem- 
nach eine  Verletzung  der  Rechte  des  Patentbesitzers,  einen  Eingriff.  Da- 
gegen ist  die  Benützung  der  Erfindung  durch  die  Wissenschaft  zum 
Zwecke  der  Erprobung  u.  s.  w.,  so  lange  sie  nicht  betriebsmäfsig  erfolgt, 
gestattet." 

Der  Unterschied  beider  Bestimmungen  liegt  insbesondere  darin,  dafs 
die  gewerbliche  Anwendbarkeit  zahlreichen  Erfindungen,  insbesondere 
auf  dem  Gebiete  der  Chemie,  nicht  abgesprochen  werden  kann,  welche 
dagegen  im  Sinne  des  deutschen  Gesetzes  als  gewerblich  nicht  verwert- 
bar erachtet  werden  können.  Gewerblich  anwendbar  ist  jede  Erfindung, 
die  in  irgend  einer  Weise  im  Gewerbebetriebe  zur  Darstellung  gelangen 
kann,  während  die  gewerbliche  Verwertbarkeit  voraussetzt  dafs  der  Gegen- 
stand der  Erfindung  nicht  nur  dargestellt,  sondern  auch  nützbar  dargestellt 
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wird.  Daher  ist  ein  Verfahren,  durch  welches  ein  neuer  Stoff  in  einer 
zur  gewerblichen  Ausbeute  nicht  ausreichenden  geringen  Quantität  ge- 
wonnen wird,  zwar  gewerblich  anwendbar,  nicht  aber  gewerblich  ver- 
wertbar. 0 

Im  übrigen  entspricht  naturgemäfs  der  Begriff  der  Erfindung  dem 
im  deutschen  Recht  entwickelten.  Eine  Reihe  von  hiernach  an  sich 
patentierbaren  Gegenständen  sind  durch  positive  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes dem  Paten tschutze  entzogen.   Patente  werden  nach  §  2  nicht  erteilt: 

1.  Für  Erfindungen,  deren  Zweck  oder  Gebrauch  gesetzwidrig,  un- 
sittlich oder  gesundheitsschädlich  ist,  oder  die  offenbar  auf  eine  Irre- 
führung der  Bevölkerung  abzielen.  Von  der  Regierung  wurde  bei  den 
Beratungen  des  Gesetzes  betont,  dafs  der  Ausschlufs  der  offensichtlich 
auf  Irreführung  berechneten  Erfindung  nur  darauf  abziele,  markt- 
schreierisch angepriesene  Toiletteartikel  und  dergleichen,  welche  even- 
tuell auch  eine  gesundheitsschädliche  Wirkung  haben  können,  sowie 
Gegenstände,  welche  unberechtigtermafsen  für  hygienische,  medizinische 
oder  kosmetische  Zwecke  angepriesen  werden,  von  der  Patentierung 
auszuschlief sen ;  auch  wurde  von  der  Regierung  eine  Erläuterung  des 
Begriffs  der  Irreführung  in  der  Vollzugsverordnung  in  Aussicht  gestellt; 
solche  Erläuterungen  enthalten  jedoch  die  Verordnungen  nicht  Der  Aus- 
schlufs  der  gesundheitsschädlichen  Erfindungen  erstreckt  sich  naturgemäfs 
nur  auf  diejenigen  Fälle,  in  denen  die  Schädlichkeit  wirklich  vorhanden 
ist,  während  die  blofse  Möglichkeit  einer  Schädigung,  ohne  dafs  dieselbe 
durch  die  Natur  des  Verfahrens  bedingt  und  unvermeidlich  sein  würde, 
nicht  zur  Verweigerung  des  Patentes  führen  darf. 

Der  Ausschlufs  tritt  nicht  nur  bei  denjenigen  Erfindungen  ein,  die 
von  vornherein  nur  auf  einen  gesetzwidrigen,  unsittlichen  oder  gesund- 
heitsschädlichen Zweck  zielen,  sondern  auch  für  solche,  deren  Zweck 
zwar  ein  durchaus  loyaler  ist,  deren  Gebrauch  aber  trotzdem  thatsächlich 
die  genannten  Gefahren  enthält,  und  zwar  nicht  nur  dann,  wenn  die  Ge- 
fahr in  dem  Herstellungsverfahren  selber  liegt,  sondern  auch  dann,  wenn 
zwar  das  Herstellungsverfahren  an  sich  ungefährlich  ist,  der  Gebrauch 
des  Produktes  selber  aber  gefährlich  (z.  B.  Verfahren  zur  Herstellung  ge- 
sundheitsschädlicher Nahrungsmittel). 

2.  Ausgeschlossen  von  der  Patentierung  sind  ferner  wissenschaftliche 
Lehr-  und  Grundsätze;  dieser  nach  dem  Inhalt  des  deutschen  Gesetzes, 


1)  Vergl.  die  eingehenden  Erörterungen  in  dem  Aufsatz  „Das  Österreich^  1" 
Patentgesetz  und  die  ehemische  Industrie"  von  Max  Wagner  und  Julius  Epeh.i  i 
in  der  österr.  Zeitschr.  für  gewerbl.  Rechtsschutz  1*97  No.  IS,  welche  insbesondere 
hervorheben,  dafs  diese  weite  Fassung  des  österr.  Gesetzes  auch  ihre  Mängel  inso- 
fern hat,  dafs  zahlreiche  Erfindungen  patentiert  werden  können,  welche  nicht  wsW 
dazu  berufen  sind,  der  Industrie  zu  dienen,  als  wertvolle,  verwertbare  Erfindungeu 
durch  Konkurrenzpatente  zu  schädigen. 

Stephan,  Urheberrecht.  7 
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wonach  gewerbliche  Verwertbarkeit  gefordert  wird,  selbstverständliche 
Grundsatz  bedurfte  in  dem  österreichischen  Gesetz,  welches  nur  gewerb- 
liche Anwendbarkeit  verlangt,  einer  besonderen  Hervorhebung. 

3.  Ausgeschlossen  sind  sodann  Erfindungen,  deren  Gegenstand  einem 
staatlichen  Monopolrechte  vorbehalten  ist.  Monopolrechte  bestehen  in 
Oesterreich  für  Tabak,  Schiefspulver  und  Salzbereitung.  Die  zahlreichen 
gegen  diese  Bestimmung  gerichteten  Angriffe  veranlafsten  die  Regierungen 
bei  den  Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses  zu  der  ausdrücklichen 
Erklärung,  dafs  sich  der  Ausschlufs  nur  auf  die  Verfahren  zur  Herstellung 
von  unter  Monopol  stehenden  Erzeugnissen  und  auf  diese  selbst  beziehen 
solle,  nicht  aber  auch  auf  die  technischen  Hilfsmittel  (Werkzeuge,  Ma- 
schinen, Apparate  u.  s.  w.) ,  welche  einem  zur  Erzeugung  von  Monopol- 
gegenständen dienenden  Verfahren  zugehören.  Trotz  dieser  Einschränkung 
enthält  diese  Bestimmung  eine  ungemeine  Beschränkung  des  weiten  Ge- 
bietes namentlich  der  Sprengstoffindustrie  sowie  auch  der  Tabakindustrie, 
da  z.  B.  Sprengstoffe  gleichzeitig  sowohl  Kriegszwecken,  als  auch  zahl- 
reichen anderen  gewerblichen  Zwecken  dienen  können,  die  Unpatentier- 
barkeit  von  Verfahren  auf  Sprengstoffe  sich  jedoch  nicht  nur  auf  die 
Bereitung  von  Kriegszwecken  dienenden  Sprengstoffen  bezieht,  sondern 
auf  jede  Bereitung  von  Sprengstoffen,  mithin  die  gesamte  Sprengstoff- 
industrie  in  Oesterreich  des  Patentschutzes,  soweit  es  sich  nicht  um 
Arbeitsmittel  dieser  Industrie  handelt,  entbehrt 

4.  Weiterhin  sind  ausgeschlossen  von  der  Patentierung: 

a.  Nahrungs-  und  Genufsmittel  für  Menschen, 

b.  Heil-  und  Desinfektionsmittel, 

c.  Stoffe,  welche  auf  chemischem  Wege  hergestellt  werden,  soweit 
die  unter  Nr.  4  erwähnten  Erfindungen  nicht  ein  bestimmtes  technisches 
Verfahren  zur  Herstellung  solcher  Gegenstände  betreffen.  Diese  Bestim- 
mung steht  im  wesentlichen  mit  denen  des  deutschen  Rechts  im  Ein- 
klang. Der  Ausschlufs  der  Nahrungs-  und  Genufsmittel  bezieht  sich  nur 
auf  die  dem  Genüsse  für  Menschen  dienenden  Mittel;  daher  sind  Futter- 
stoffe patentierbar,  ebenso  Nahrungs-  und  Genufsmittel,  welche  sowohl 
als  menschliche  wie  tierische  Nahrung  dienen  können,  soweit  sie  dem 
letzteren  Zwecke  dienen  sollen.  Neu  gegenüber  dem  deutschen  Gesetz 
ist  der  Ausschlufs  der  Patentierbarkeit  von  Desinfektionsmitteln.  Man 
wird  diesen  Begriff  dahin  auslegen  müssen,  dafs  chemische  Produkte  nur 
soweit  ausgeschlossen  sind,  als  sie  als  Desinfektionsmittel  zu  dienen  be- 
stimmt sind;  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dafs  dieselben  Produkte  gleich- 
zeitig als  Desinfektionsmittel  wie  zu  anderen  Zwecken  zu  dienen  geeignet 
sind ;  in  diesem  Falle  sind  sie  nur  in  der  ersteren  Funktion  dem  Patent- 
schutz entzogen.  In  allen  Fällen  sind  aber  überhaupt  nur  die  Produkte 
unpatentierbar,  nicht  aber  auch  die  Verfahren  zu  ihrer  Darstellung. 
Während  nun  aber  Nahrungs-  und  Genufsmittel  sowie  Heil-  und  Des- 
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infektionsmittel  in  keiner  Weise  Patentschutz  geniefsen,  und  auch  wenn 
ein  Verfahren  zur  Herstellung  eines  Produktes  einer  dieser  beiden  Arten 
patentiert  ist,  für  ein  von  einem  Dritten  hergestelltes  derartiges  neues 
Produkt  die  Vermutung,  dafs  die  Herstellung  mit  dem  patentierten  Ver- 
fahren erfolgt  sei,  nicht  besteht,  sind  chemische  Stoffe  zwar  an  sich  gleich- 
falls nicht  patentierbar,  aber  es  besteht  gemäfs  §  110  des  Gesetzes  für 
neue  chemische  Stoffe  die  Vermutung,  dafs  sie  nach  dem  patentierten, 
ihrer  Herstellung  dienenden  Verfahren  gefertigt  sind.  Es  geniefsen  also 
chemische  Stoffe  analog  dem  deutschen  Rechte  in  dieser  Beschränkung 
immerhin  einen  Patentschutz.  Die  gleiche  Bestimmung  zu  Gunsten  der 
Produkte  eines  Verfahrens  enthält  §  8  des  Gesetzes. 

Selbstverständlich  kann  eine  Erfindung  sowohl  auf  die  Gesamtheit 
des  erfundenen  Gegenstandes  sich  erstrecken,  sodafs  alle  Teile  desselben 
als  neu  in  Anspruch  genommen  werden  und  sowohl  der  ganze  Gegenstand 
als  auch  die  einzelnen  Teile  desselben  geschützt  sind;  er  kann  sich  aber 
auch  nur  auf  ein  oder  mehrere  einzelne  Teile  eines  Gegenstandes  erstrecken, 
sodafs  also  nur  die  Anbringung  eines  einzelnen  neuen  Arbeitsgliedes  an 
einem  schon  bekannten  Gegenstand  unter  Schutz  gestellt  wird;  schliefs- 
lich  kann  auch  die  Kombination  neuer  mit  alten  Elementen  schutzfähig 
sein  und  ebenso  die  Kombination  von  ausschliefslich  an  sich  schon  be- 
kannten Elementen,  sofern  diese  Kombination  eine  neue  technische  Wir- 
kung hervorruft  und  eine  erfinderische  Thätigkeit  voraussetzt.  In  dieser 
Beziehung  gelten  dieselben  Grundsätze,  welche  das  deutsche  Recht  an- 
erkennt. 

Abweichend  vom  deutschen  Recht,  welches  stets  nur  die  Anmel- 
dung einer  einzigen  Erfindung  und  nicht  die  Vereinigung  mehrerer  Er- 
findungen in  einer  Anmeldung  gestattet,  bestimmt  das  österreichische 
Gesetz  §  49,  dafs  die  Vereinigung  von  zwei  oder  mehreren  Erfindungen 
in  einer  einzigen  Anmeldung  nur  dann  gestattet  sei,  wenn  diese  Erfin- 
dungen auf  den  nämlichen  Gegenstand  als  Bestandteile  oder  wirkende 
Mittel  Bezug  nehmen.  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  diese  Bestimmung 
für  die  chemische  Industrie,  wo  häufig  ein  und  dasselbe  Mittel  zur  Her- 
stellung verschiedener  Verbindungen  abweichender  Körperklassen  benutzt 
werden  kann.  Wenn  die  Reaktion  bei  der  Einwirkung  ein  und  desselben 
Stoffes  auf  verschiedene  Verbindungen  in  abweichender  Weise  verläuft, 
so  müfste  nach  der  deutschen  Praxis  eine  Teilung  der  Anmeldung  er- 
folgen, während  nach  dem  österreichischen  Gesetz  in  diesem  Falle  eine 
Anmeldung  genügen  würde.1) 

Eine  weitere  Voraussetzung  des  Patentschutzes  ist  die  Neuheit  der 
Erfindung.  Nach  §  3  des  Gesetzes  gilt  eine  Erfindung  nicht  als  neu, 
wenn  sie  bereits  vor  dem  Zeitpunkt  ihrer  diesem  Gesetz  entsprechenden 
Anmeldung 

1)  Wagner  und  Ephraim  a.  a.  0.  S.  148. 
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1.  in  öffentlichen  Druckschriften  derart  beschrieben  wurde,  dafs 
danach  die  Benutzung  durch  Sachverständige  möglich  er- 
scheint oder 

2.  im  Inlande  so  offenkundig  benutzt,  öffentlich  zur  Schau  ge- 
stellt oder  vorgeführt  wurde,  dafs  danach  die  Benutzung 
durch  Sachverständige  möglich  erscheint  oder 

3.  den  Gegenstand  eines  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  in 
Kraft  gestandenen  Privilegiums  gebildet  hat  und  zum  Ge- 
meingute geworden  ist. 

Der  Begriff  der  Neuheit  nach  dem  österreichischen  Gesetz  deckt 
sich  im  wesentlichen  mit  den  Begriff  der  Neuheit  nach  dem  deutschen 
Gesetz.  Abweichend  vom  deutschen  Recht  ist  in  das  österreichische 
Gesetz  die  Beschränkung  auf  Druckschriften  der  letzten  100  Jahre  nicht 
aufgenommen.  Es  steht  also  jede  Veröffentlichung  in  einer  Druckschrift 
der  Neuheit  entgegen,  sofern  dieselbe  derart  ist,  dafs  danach  die  Be- 
nutzung der  Erfindung  durch  Sachverständige  möglich  erscheint  In 
welcher  Sprache  oder  Schrift  die  Druckschrift  erschienen  ist,  ob  im  In- 
lande oder  Auslande,  ist  gleichgültig.  Hinsichtlich  der  Ausschlief sung 
der  Neuheit  durch  die  offenkundige  Vorbenutzung  im  Inlande  gelten 
dieselben  Grundsätze  wie  nach  deutschem  Recht.  Der  durch  die  Recht- 
sprechung in  Deutschland  festgelegte  Grundsatz,  das  auch  ein  Vorführen 
und  Zurschaustellen  als  Vorbenutzung  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  be- 
trachten sei,  ist  von  dem  österreichischen  Gesetz  besonders  hervorgehoben. 
Die  in  dem  österreichischen  Gesetz  weiterhin  aufgenommene  Bestimmung, 
dafs  Erfindungen  auch  dann  nicht  neu  sind,  wenn  sie  den  Gegenstand 
eines  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  in  Kraft  gestandenen  Privilegiums 
gebildet  haben  und  zum  Gemeingute  geworden  sind,  dürfte  wohl  gegen- 
über der  Nummer  1  und  2  dieses  Paragraphen  als  eine  überflüssige 
Hinzufügung  erscheinen.  Hinsichtlich  der  Wirkung  ausländischer  Patent- 
schriften gegenüber  der  Neuheit  einer  Erfindung  mag  hier  auf  die  dies- 
bezüglichen Ausführungen  verwiesen  werden.  Besondere  Bestimmungen 
trifft  §  6  sowie  die  Verordnung  betreffend  den  Schutz  von  Erfindungen  auf 
inländischen  Ausstellungen  zum  Schutze  der  Neuheit  solcher  Erfindungen, 
welche  auf  inländischen  Ausstellungen  zur  Schau  gestellt  werden;  ihnen 
kann  vom  Tage  ihrer  Zulassung  der  Ausstellung  an  bis  drei  Monate  nach 
Schlufs  der  Ausstellung  ein  zeitweiliger  Patentschutz  unter  erleichterten 
Bedingungen  eingeräumt  werden,  unter  der  Voraussetzung,  dafs  die  Er- 
findungen bis  spätestens  drei  Monate  nach  Schlufs  der  Ausstellung  in 
Oesterreich  zum  Patent  angemeldet  werden.  Ist  dieselbe  Erfindung  mehr- 
fach ausgestellt,  so  geniefst  die  früheste  Anmeldung  bei  dem  Patentamt 
den  Vorzug. 

Die  subjektive  Voraussetzung  der  Erlangung  eines  Patentrechtes  ist 
nach  deutschem  Recht  lediglich  die  Thatsache  der  ersten  Anmeldung; 
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wenn  auch  der  innere  Grund  die  Urheberschaft  ist,  so  kann  der  Mangel 
der  Urheberschaft  doch  nur  von  dem  eigentlichen  Urheber  oder  seinen 
Rechtsnachfolgern  gerügt  werden,  während  der  Allgemeinheit  gegenüber 
auch  der  Nichturheber  auf  Grund  der  ersten  Anmeldung  als  zur  aus- 
scbliefslichen  Benutzung  der  patentierten  Erfindung  berechtigt  gilt  Ab- 
weichend hiervon  bestimmt  das  österreichische  Gesetz  §  4,  dafs  auf  die 
Erteilung  des  Patentes  nur  der  Urheber  einer  Erfindung  oder  dessen 
Rechtsnachfolger  Anspruch  hat  Bis  zum  Beweise  des  Gegenteils  wird 
allerdings  der  erste  Anmelder  als  Urheber  der  Erfindung  angesehen. 
Dem  ersten  Anmelder  steht  jedoch  gemäfs  §  5  ein  Anspruch  auf  Er- 
teilung des  Patentes  nicht  zu,  wenn  er  nicht  Urheber  der  angemeldeten 
Erfindung  oder  dessen  Rechtsnachfolger  ist.  Nach  §  29  des  Gesetzes 
wird  dem  Patentinhaber  das  Patent  aberkannt,  wenn  der  Nachweis  er- 
bracht wird,  dafs  der  Patentinhaber  nicht  Urheber  der  Erfinduug  oder 
dessen  Rechtsnachfolger  ist,  ingleichen,  wenn  der  wesentliche  Inhalt  seiner 
Anmeldung  den  Beschreibungen,  Zeichnungen,  Modellen,  Gerätschaften 
oder  Einrichtungen  eines  anderen  oder  einem  von  diesem  angewendeten 
Verfahren  ohne  Einwilligung  desselben  entnommen  ist  In  Überein- 
stimmung mit  dem  deutschen  Gesetz  allerdings  kann  den  Mangel  der 
Urheberschaft  nicht  jeder  rügen,  sondern  nur  der  Urheber  oder  dessen 
Rechtsnachfolger  bezw.  derjenige,  welcher  gemäfs  §  5  als  Urheber  zu 
betrachten  ist.  Diesem  steht  auch  ein  Anspruch  gegen  die  Patentertei- 
lung zu  sowie  anderseits  im  Anerkennungs verfahren  ein  Anspruch  auf 
Übertragung  des  Patentes  auf  seine  Person.  Der  Unterschied  zwischen 
dem  deutschen  und  dem  österreichischen  Recht  hinsichtlich  der  subjek- 
tiven Voraussetzung  der  Patenterteilung  ist  somit  mehr  ein  theoretischer 
als  ein  praktischer,  denn  der  Mangel  des  Urheberrechtes  kann  sowohl 
im  österreichischen  wie  im  deutschen  Recht  nicht  von  Jedermann,  son- 
dern nur  von  dem  Besserberechtigten  gerügt  werden,  und  als  ein  Fort- 
schritt des  österreichischen  Rechts  gegenüber  dem  deutschen  kann  nur 
die  Bestimmung  betrachtet  werden,  gemäfs  der  der  wahre  Urheber  oder 
dessen  Rechtsnachfolger  die  Übertragung  des  schon  erteilten,  demnächst 
aber  aberkannten  Patentes  auf  sich  verlangen  kann,  während  im  deutschen 
Recht  eine  solche  Übertragung  nur  im  Erteilungsverfahren  möglich  ist. 
Das  Gesetz  regelt  auch  das  Verhältnis  der  Rechte  mehrerer  erfindungs- 
besitzenden Nichturheber  auf  die  Patenterwerbung  dahin,  dafs,  wenn  die 
Erfindung  der  Reihe  nach  von  einem  Erfindungsbesitzer  dem  anderen 
ohne  Einwilligung  entnommen  worden  ist,  im  Falle  des  Widerstreits 
der  frühere  Erfindungsbesitzer  dem  späteren  vorgeht.  Von  grofser  Be- 
deutung ist  die  Bestimmung  der  Absätze  3  und  4  des  §  5  des  Gesetzes, 
wonach  Arbeiter,  Angestellte,  Staatsbedienstete  als  die  Urheber  der  von 
ihnen  im  Dienste  gemachten  Erfindungen  gelten,  wenn  nicht  durch 
Vertrag  oder  Dienstvorschrift  etwas  anderes  bestimmt  wurde;  diese  Vor- 
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schrift  stebt  im  Widerspruch  zu  dem  durch  die  deutsche  Rechtsprechung 
festgestellten  Grundsatz,  dafs  Erfindungen,  welche  als  Ergebnisse  der  im 
Dienstverhältnis  geleisteten  Arbeit  zu  betrachten  sind,  dem  Arbeitgeber  und 
nicht  dem  Arbeitnehmer  gehören.  Die  Bestimmung  des  österreichischen 
Gesetzes  ist  noch  durch  die  weitere  Bestimmung  geschärft  und  gesichert 
worden,  wonach  Vertrags-  und  Dienstbestimmungen,  durch  welche  einem 
in  einem  Gewerbebetriebe  anzunehmenden  oder  angestellten  Bediensteten 
der  angemessene  Nutzen  aus  den  von  ihm  im  Dienste  gemachten  Erfin- 
dungen entzogen  werden  soll,  keine  rechtliche  Wirkung  haben. 

Wenn  auch  grundsätzlich  das  Patentrecht  nur  dem  Urheber  der  Er- 
findung zustehen  soll,  so  ist  doch  die  Priorität  der  Anmeldung  auch 
nach  österreichischem  Hecht  nicht  ohne  erhebliche  Bedeutung,  insofern 
einmal  die  Priorität  der  Anmeldung  die  Vermutung  der  Urheberschaft 
begründet  und  ferner  unter  mehreren  selbständigen  Urhebern  ebenso  wie 
zwischen  mehreren  anmeldenden  Nichturhebern  derselben  Erfindung  das 
Recht  der  Anmeldungspriorität  für  den  Anspruch  auf  Patentierung  ent- 
scheidend ist.  Eine  spätere  Anmeldung  kann  gemäfs  §  4,  Abs.  1  des 
Gesetzes  den  Anspruch  auf  ein  Patent  nicht  begründen,  wenn  die  Er- 
findung bereits  Gegenstand  einer  Erfindung  oder  eines  Privilegiums  oder 
einer  in  Verhandlung  befindlichen  und  zur  Patent-  oder  Privilegiumsertei- 
lung  führenden  früheren  Anmeldung  ist.  Aufserdem  knüpft  sich  an  den 
Augenblick  der  ersten  Anmeldung  der  Beginn  des  interimistischen  Patent- 
schutzes (§  54  des  Gesetzes). 

Wie  das  deutsche  Gesetz,  so  kennt  auch  das  österreichische  Patent- 
gesetz Verbesserungs-  und  Zusatzpatente.  Ein  Verbesserungspatent 
liegt  vor,  wenn  zu  einem  unter  Patentschutz  stehenden  Gegenstand  oder  Ver- 
fahren eine  Verbesserung  erfunden  und  auf  dieselbe  ein  Patent  genommen 
wird.  Ein  solches  Patent  ist  an  sich  völlig  selbständig  und  nur  in  der 
Ausübung  unter  Umständen  von  der  Genehmigung  des  Inhabers  des 
Patentes  auf  den  zu  verbessernden  Gegenstand  oder  auf  ein  solches  Ver- 
fahren abhängig.  Wird  eine  solche  Verbesserung  im  Zusammenhange  mit 
dem  zu  verbessernden  Gegenstand  zum  Objekt  einer  Patentanmeldung  ge- 
macht, so  bildet  der  Gegenstand  dieser  Anmeldung  teilweise  den  Gegenstand 
eines  früheren  Patentes  oder  einer  früheren  Patentanmeldung.  In  diesem 
Falle  hat  der  Anmelder  blofs  Anspruch  auf  Erteilung  eines  Patentes  in 
entsprechender  Beschränkung.  Ist  der  Erfinder  oder  Anmelder  der  Ver- 
besserung auch  der  Erfinder  oder  Inhaber  des  Patentes  auf  den  zu  ver- 
bessernden Gegenstand  (des  Stammpatentes)  oder  aber  dessen  Rechtsnach- 
folger, so  kann  er  je  nach  Wahl  ein  selbständiges  Patent  auf  die  Ver- 
besserung nehmen  oder  aber  ein  sogenanntes  Zusatzpatent.  Letzeres  ist 
in  seinen  Schicksalen  von  denen  des  Stammpatentes  völlig  abhängig. 
Von  dem  Falle  des  Verbesserungspatentes  bezw.  von  der  Anmeldung 
einer  Verbesserung  eines  schon  patentierten  Gegenstandes  zum  Patent 
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und  der  darauf  erfolgenden  Erteilung  des  Patentes  in  entsprechender  Be- 
schränkung bezw.  der  im  Falle  unbeschränkter  Patenterteilung  zulässigen 
teilweisen  Nichtigkeitserklärung  eines  solchen  Patentes  (§  28  des  Gesetzes) 
unterscheidet  sich  der  Fall  der  Abhängigkeit  einer  Erfindung  von  einer 
anderen  bezw.  eines  Patentes  von  einem  anderen  (§  30).  Hinsichtlich 
des  Unterschiedes  zwischen  teilweiser  Identität  zweier  Erfindungen  und 
der  Abhängigkeit  einer  Erfindung  von  der  anderen  wird  auf  die  dies- 
bezüglichen Ausführungen  im  deutschen  Patentrecht  verwiesen;  während 
nun  nach  der  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichsgesetzes  zur  Ent- 
scheidung über  die  Abhängigkeitsfrage  ausschliefslich  die  ordentlichen 
Gerichte  berufen  sind,  überträgt  das  österreichische  Gesetz  die  Abhängig- 
keitserklärungs  dem  Patentamt  Ergiebt  sich  nämlich,  dafs  die  gewerb- 
liche Verwendung  einer  zur  Patentierung  angemeldeten  Erfindung  die 
vollständige  oder  teilweise  Benutzung  einer  bereits  patentierten  Erfindung 
voraussetzt,  so  ist  das  angemeldete  Patent  mit  dem  Zusätze  zu  erteilen, 
dafs  es  von  einem  anderen  bestimmt  zu  bezeichnenden  Patent  abhängig 
sei  (Abhängigkeitserklärung).  Dieser  Beisatz  ist  auch  in  die  Kundmachung 
über  die  Erteilung  des  Patentes  und  in  die  Patenturkunde  aufzunehmen. 
Ingleichen  kann  gemäfs  §  30  des  Gesetzes  der  Inhaber  eines  Patentes 
auch  nach  erfolgter  Eintragung  eines  anderen  Patentes  bei  dem  Patent- 
amte die  Entscheidung  beantragen,  dafs  die  gewerbliche  Verwendung 
des  letzteren  die  Benutzung  seiner  Erfindung  voraussetzt;  über  einen 
solchen  Antrag  hat  das  Patentamt  in  dem  für  den  Anfechtungsprozefs 
vorgesehenen  Verfahren  zu  entscheiden. 

Mit  Recht  heben  Wagner  und  Ephraim  a.  a.  0.  1S98  Nr.  1  hervor, 
dafs  durch  diese  Bestimmungen  der  Grundsatz  des  Gesetzes  durchbrochen 
wird,  nach  dem  das  Patentamt  in  eine  Prüfung  des  inneren  Wertes  der 
Erfindung  nicht  eintreten  soll. 

§  13  des  Gesetzes  regelt  das  Verhältnis  mehrerer  Patentbesitzer 
zu  einander  dahin,  dafs  das  von  mehreren  Personen  als  Teilhabern  der- 
selben Erfindung  nachgesuchte  Patent  denselben  ohne  Bestimmung  der 
Teile  erteilt  wird,  dafs  die  Rechtsverhältnisse  der  Teilhaber  sich  nach  dem 
bürgerlichen  Rechte  richten,  dafs  aber  Rechte  auf  die  Benutzung  der 
Erfindung  an  dritte  Personen  im  Zweifel  nur  von  allen  Teilhabern  ge- 
meinsam begründet  werden  können,  dagegen  jede  für  sich  zur  gericht- 
lichen Verfolgung  von  Patenteingriffen  berechtigt  ist 

Neu  gegenüber  dem  deutschen  Gesetz  ist  die  Regelung  des  Patent- 
anwaltswesens im  §43  des  Gesetzes,  nach  welchem  die  Ausübung 
als  Patentanwaltschaft  an  gewisse  staatlich  festgesetzte  Voraussetzungen, 
insbesondere  aber  an  eine  bestimmt  normierte  wissentschaftliche  Grund- 
lage und  an  die  Eintragung  in  das  Patentanwaltsregister  geknüpft  ist,  und 
wonach  die  Patentanwälte  der  Disziplinargewalt  des  Patentamtes  unter- 
stehen.   Hierzu  ist  die  umfangreiche  Verordnung  betreffend  die  berufs- 
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mäfsige  Vertretung  von  Parteien  in  Patentangelegenheiten  durch  Patent- 
anwälte und  autorisierte  Privattechniker. 

Eine  Vertretung  im  Verfahren  vor  dem  Patentamt  ist  allgemein 
zulässig,  erforderlich  ist  sie  gemäfs  §  7  des  Gesetzes  für  denjenigen,  der 
nicht  im  Inlande  wohnt.  Ein  solcher  kann  auch  nur  gemäfs  §  67  Abs.  2 
ein  österreichisches  Patent  dann  anfechten,  wenn  er  sich  zur  Anfechtungs- 
klage durch  einen  Advokaten  im  Inlande  vertreten  läfst. 

§  2.  Die  formellen  Voraussetzungen  der  Erlangung  des  Patentschutzes 
sind  nach  dem  österreichischen  Gesetz  im  wesentlichen  dieselben  wie 
nach  dein  deutschen  Gesetz,  d.  h.  die  Erwerbung  des  Patentes  beruht 
auf  der  Anmeldung,  Vorprüfung  und  Auslegung  der  Patentbeschreibungen 
nebst  Zeichnungen  sowie  der  Eintragung  in  das  Patentregister;  wie  nach 
deutschem  Recht  ist  im  Erteilungsverfahren  gegen  die  Patenterteilung 
das  Einspruchsrecht  zugesichert  mit  dem  Instanzenweg  zur  Beschwerde. 
Die  Patenterteilungsbehörde  ist  das  Patentamt  Die  Erteilung,  die  Rück- 
nahme, die  Nichtigerklärung,  die  Entscheidung  über  die  relative  Wirkungs- 
losigkeit eines  Patentes,  die  Entscheidung  über  Feststellungsanträge  und 
Lizenzeinräumungen  sowie  alle  Eintragungen  in  das  Patentregister  er- 
folgen durch  das  Patentamt,  welches  auch  in  demselben  Mafse  wie 
nach  deutschem  Recht  zur  Abgabe  von  Gutachten  auf  Ersuchen  der 
Gerichte  berufen  ist  Hiernach  ist  die  Kompetenz  des  Patentamtes  nach 
dem  österreichischen  Gesetz  erheblich  weitergehend  als  nach  dem 
deutschen  Gesetz,  insofern  ihm  eine  Reihe  von  Entscheidungen  über- 
wiesen worden  ist,  welche  nach  deutschem  Gesetz  den  Gerichten  zu- 
stehen, so  die  Entscheidung  über  die  Wirkungslosigkeit  des  Patentes 
gegenüber  dem  Vorbenutzer  (§  5  des  deutschen  Gesetzes  und  §  9  des 
österreichischen  Gesetzes),  ferner  die  Entscheidung  über  die  Abhängigkeit 
eines  Patentes  von  einem  andern  sowie  diejenige  über  die  Feststellungs- 
anträge des  §  111  des  Gesetzes. 

Die  Organisation  des  Patentamtes,  hinsichtlich  deren  die  Verordnung 
betreffend  die  Organisation  des  Patentamtes  ergangen  ist,  entspricht  im 
wesentlichen  der  des  deutschen  Patentamtes,  insbesondere  hinsichtlich  der 
Zusammensetzung  aus  ständigen  und  nichtständigen,  aus  rechtskundigen 
und  technisch  gebildeten  Mitgliedern  sowie  hinsichtlich  der  Trennung  in 
Anmeldeabteilungen  (1 — V),  Beschwerdeabteilungen  (A  und  B)  und  der 
Nichtigkeitsabteilung,  wobei  zu  bemerken  ist,  dafs  den  Anmeldeabtei- 
lungen auch  die  Abhängigkeitserklärungen  zugewiesen  sind,  während 
die  Nicbtigkeitsabteilung  für  Anträge  auf  Rücknahme,  Nichtigerklärung, 
Aberkennung  und  Abhängigerklärung  von  Patenten  sowie  für  Entschei- 
dungen über  die  relative  Wirkungslosigkeit  eines  Patentes,  für  die  Fest- 
stellungsanträge und  für  Anträge  auf  Zwangslizenzen  zuständig  ist,  die 
Beschwerdeabteilungen  aber  für  Beschwerden  gegen  die  Beschlüsse  der 
Anmeldeabteilung,   welche  mangels   anderer   besonderer  Bestimmungen 
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binnen  30  Tagen  nach  Zustellung  des  Beschlusses  bei  dem  Patentamte  ein- 
zureichen sind.  Die  Entscheidungen  der  Beschwerdeabteilungen  sind 
unanfechtbar.  Dem  Instanzenzuge  unterliegen  die  vorbereitenden  Ver- 
fügungen der  Referenten  der  Anmelde-  und  Beschwerdeabteilung  nicht 

Die  Anmeldeabteilungen  haben  je  einen  rechtskundigen  und  einen 
technischen  Vorstand;  den  Vorsitz  führt  stets  ein  rechtskundiges  Mitglied; 
sie  entscheiden  in  der  Besetzung  mit  drei  Mitgliedern,  von  welchen  neben 
dem  Vorsitzenden  die  beiden  anderen  juristische  sind,  wenn  es  sich  um 
juristische  Angelegenheiten  im  Sinne  des  §  40  handelt,  sonst  technische. 

Die  Beschwerdeabteilungen  entscheiden  mit  Einschlufs  des  Vorsitzen- 
den in  der  Besetzung  von  zwei  rechtskundigen  und  drei  technischen  Mit- 
gliedern. Bei  Zwischenentscheidungen  genügt  die  Besetzung  von  einem 
rechtskundigen  und  zwei  technischen  Mitgliedern. 

Eine  besondere  Anmeldeabteilung  ist  durch  das  österreichische  Ge- 
setz für  die  Führung  und  Beaufsichtigung  des  Patentregisters  und  des 
Patentanwaltsregisters  geschaffen  (§  40).  Ihr  stehen  die  Beschlüsse  zu, 
welche  Eintragungen  in  die  genannten  Register  gemäfs  den  §§  9,  18,  19, 
20,  21,  23,  25  und  43  betreffen. 

Gegen  die  Beschlüsse  dieser  Abteilung  ist  die  Beschwerde  an  die 
Beschwerdeabteilung  gegeben,  mit  Ausnahme  der  das  Patentanwalts- 
register betreffenden,  dem  Handelsministerium  zur  Entscheidung  vorbe- 
haltenen Beschwerde. 

Neu  in  der  Organisation  der  Patentbehörde  nach  österreichischem 
Recht  ist  die  Einführung  des  Patentgerichtshofes  als  Berufungsinstanz 
gegen  die  Endentscheidung  der  Nichtigkeitsabteilung  (§  39  des  Gesetzes). 
Gegenüber  den  vorbereitenden  Verfügungen  der  Referenten  in  allen  drei 
Abteilungen  sowie  gegenüber  den  Zwischenentscheidungen  der  Be- 
schwerdeabteilung und  der  Nichtigkeitsabteilung  ist  lediglich  der  Antrag 
auf  Abänderung  solcher  Entscheidungen  bezw.  Verfügungen  bei  derjenigen 
Abteilung,  von  welcher  oder  von  deren  Mitgliede  die  betreffende  Entschei- 
dung oder  Verfügung  ausgeht,  zulässig. 

Bezüglich  des  Patentgerichtshofes  ist  die  Verordnung  über  die 
Organisation  des  Patentgerichtshofes,  das  Verfahren  vor  demselben  und  über 
die  Vollziehung  seiner  Entscheidungen  und  Verfügungen  ergangen.  Danach 
und  nach  §  41  des  Gesetzes  besteht  der  Patentgerichtshof,  dessen  Sitz  in 
Wien  ist,  aus  einem  Präsidenten  (der  den  Präsidenten  oder  Senatspräsi- 
denten des  obersten  Gerichts-  und  Kassationshofes  zu  entnehmen  ist), 
einem  Rate  des  Handelsministeriums,  zwei  Räten  des  obersten  Gerichts- 
hofes und  aus  drei  fachtechnischen  Mitgliedern  sowie  Stellvertretern 
für  die  vorgenannten  Personen.  Der  Patentgerichtshof  entscheidet  in  der 
Besetzung  mit  einem  Vorsitzenden,  zwei  richterlichen  Beamten,  einem 
Ministerialbeamten  und  drei  fachtechnischen  Mitgliedern  und  tritt  in  der 
Regel  monatlich  einmal  zusammen.    Die  Verhandlung  ist  öffentlich  und 
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mündlich  unter  Ernennung  eines  Referenten  für  jeden  zu  entscheidenden 
Prozefs. 

Hinsichtlich  der  Patentanmeldung  ist  die  Verordnung  über  die  Er- 
fordernisse der  Patentanmeldungen  ergangen.  Die  Erlangung  des  Patent- 
schutzes setzt  die  Anmeldung  der  Erfindung  bei  dem  Patentamte  voraus. 
Dieselbe  mufs  schriftlich  erfolgen  und  entweder  unmittelbar  überreicht 
oder  durch  die  Post  übersandt  werden.  Für  die  Priorität  der  Anmeldung 
ist  die  Zeit  des  Einlangens  der  Anmeldung  bei  dem  Patentamte  mafs- 
gebend.  Dieser  Zeitpunkt  bleibt  auch  mafsgebend,  wenn  unwesentliche 
Mängel  nachträglich  abgeändert  werden;  wird  aber  durch  nachträgliche 
Abänderung  solcher  Mängel  eine  Änderung  des  Wesens  der  Erfindung 
herbeigeführt,  so  ist  für  die  Priorität  die  Einbringung  dieser  Abänderung 
mafsgebend  (§  48,  §  54  des  Gesetzes).  Die  Anmeldung  mufs  aufser  den 
erforderlichen  Personalangaben  hinsichtlich  des  Anmelders  und  eventuell 
seines  Vertreters  und  aufser  dem  Ansuchen  auf  Erteilung  des  Patentes 
noch  eine  kurze,  sachgemäfse  Bezeichnung  der  zu  patentierenden  Erfin- 
dung (Titel)  sowie  die  Angabe  enthalten,  auf  wueviel  Jahre  der  An- 
melder die  Jahresgebühr  vor  der  Patenterteilung  entrichten  will  (§  50). 
Der  Anmeldung  mufs  die  Anmeldegebühr  von  11  Fl.  bezw.  eine  dies- 
bezügliche Quittung  beigefügt  sein,  ferner  zwei  von  dem  Anmelder  bezw. 
seinem  Vertreter  unterschriebene  Exemplare  der  Beschreibung  der  Er- 
findung und  gegebenen  Falles  die  Vollmacht  des  Vertreters  (§51).  Bei 
Anmeldung  eines  Zusatzpatentes  ist  Nummer  und  Titel  des  schon  erteilten 
bezw.  das  Datum  des  erst  angemeldeten  Stammpatentes  anzugeben. 

Die  Erfordernisse  der  Beschreibung  enthält  §  52  des  Gesetzes  in 
einer  den  deutschen  Vorschriften  entsprechenden  Weise.  Insbesondere  ist 
auch  die  Beifügung  von  Zeichnungen  vorgeschrieben.  Über  die  Abände- 
rung der  Beschreibung  und  Zeichnung  nach  Einreichung  gelten  dieselben 
Grundsätze  wie  im  deutschen  Becht  (§  52  des  Gesetzes).  Den  mit  der  Wah- 
rung des  Patentrechtes  betrauten  Behörden  ist  vorbehalten,  eventuell  weitere 
Vorschriften  über  die  Bedingungen  der  Patentanmeldung   aufzustellen. 

Genauere  Vorschriften  über  die  Form  der  Beschreibungen  und  Zeich- 
nungen enthalten  §§  9—14  der  Verordnung  betreffend  die  Erfordernisse 
der  Patentanmeldungen,  nach  deren  §  15  die  Einreichung  von  Modellen 
nur  dann  erforderlich  ist,  wenn  dieses  zur  Verständlichkeit  der  Beschrei- 
bung zweckdienlich  ist;  besondere  Bestimmungen  enthält  §  15  über  die 
Beibringung  von  Ausfärbungen  bei  Anmeldung  von  Theerfarbstoffen;  das 
Patentamt  ist  bei  jeder  Patentanmeldung  berechtigt,  die  Einreichung  eines 
Modells  oder  Musters  zu  verlangen. 

Auf  das  Verfahren  des  Patentamtes  in  Patentangelegenheiten 
bezieht  sich  die  Verordnung,  womit  die  Geschäftsordnung  für  das  Patentamt 
erlassen  wird,  deren  §§  1 — 12  die  Vorschriften  über  die  Einlauf  stelle,  die 
Behandlung  der  Eingaben,  die  Angaben  der  Bezugsdaten  bei  Eingaben 
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und  Geldsendungen,  über  die  Ersichlichhaltung  der  Akten,  die  Geschäfts- 
zeit, die  Fristen  enthalten. 

Wie  nach  deutschem  Recht  wird  die  angemeldete  Erfindung  je  nach 
der  Art  des  von  ihr  behandelten  Gegenstandes  einer  der  Anmeldeabtei- 
lungen  überwiesen  und  in  dieser  einem  Referenten  zur  Prüfung  zuge- 
wiesen. Hinsichtlich  des  Umfanges  und  der  Richtung  der  Vorprüfung 
unterscheiden  sich  die  Vorschriften  des  österreichischen  Gesetzes  in  einem 
höchst  bedeutsamen  Grade  von  den  Vorschriften  des  deutschen  Ge- 
setzes und  noch  mehr  von  der  praktischen  Durchführung  dieser  Vor- 
schriften im  deutschen  Patentamte.  Ergiebt  die  Vorprüfung,  dafs  eine 
nach  §§  1,  2  oder  3  patentfähige  Erfindung  offenbar  nicht  vorliegt,  so 
wird  der  Patentbewerber  nach  Vorladung  und  Vernehmung  seitens  des 
Vorprüfers  hiervon  unter  Angabe  der  Gründe  mit  der  Aufforderung  ver- 
ständigt, sich  binnen  einer  bestimmten  Frist  zu  äufsern.  Demnächst  fafst 
die  Anmeldeabteilung  über  die  Anmeldung  Beschlufs.  Der  Präsident  des 
Patentamtes  hat  das  Recht,  über  die  Grundsätze,  nach  denen  die  Vor- 
prüfung geschehen  soll,  und  über  das  dabei  von  den  Mitgliedern  der  An- 
meldeabteilung  zu  beobachtende  Verfahren  Normen  aufzustellen,  in  welchen 
insbesondere  hervorzuheben  ist,  dafs  bei  der  Vorprüfung  der  Wert  der 
angemeldeten  Erfindung  keiner  wie  immer  gearteten  Beurteilung  zu  unter- 
ziehen ist  (§  55  des  Gesetzes).    Solche  Vorschriften  sind  nicht  ergangen. 

Die  Vorschrift,  dafs  eine  Zurückweisung  der  Anmeldung  nur  er- 
folgen soll,  wenn  eine  Erfindung  nach  §§  1,  2  oder  3  offenbar  nicht 
vorliegt,  ergiebt,  dafs  die  Tendenz  des  österreichischen  Gesetzgebers  da- 
hin geht,  gegenüber  der  im  deutschen  Patentamt  beliebten  strengen  Hand- 
habung der  Prüfung  dem  österreichischen  Patentamt  eine  mildere  Hand- 
habung zur  Vorschrift  zu  machen.  Nur  wenn  es  auf  den  ersten  Bhck 
für  einen  Sachverständigen  klar  ist,  dafs  die  Erfindung  bereits  in  der 
Iitteratur  bekannt  ist,  und  dafs  sie  sich  vollständig  und  zweifellos  mit 
der  Veröffentlichung  deckt '),  nur  wenn  es  auf  den  ersten  Blick  klar 
ist,  dafs  die  Erfindung  ein  nach  dem  jeweiligen  Standpunkte  der  Technik 
als  unmöglich  zu  erachtendes  Ziel  verfolgt  (z.  B.  perpetuum  mobile),  soll 
die  Anmeldung  zurückgewiesen  werden.  Wesentlich  ist  die  Bestimmung, 
wonach  eine  Prüfung  des  Wesens  der  Erfindung  nach  keiner  Richtung 
stattfinden  soll;  es  soll  dadurch  das  vermieden  werden,  was  in  Deutsch- 
land die  Schaffung  des  Gebrauchsmustergesetzes  erforderlich  gemacht 
hat,  nämlich  die  Prüfung  auf  die  Qualität  einer  Neuerung  als  Erfindung 
im  Sinne  einer  bedeutenden  geistigen  Schöpfung  einerseits  und  im  Sinne 
eines  bedeutenden  technischen  Fortschrittes  anderseits.  Dieses  Prinzip 
wird  jedoch  in  der  Praxis  dadurch  erheblich  durchbrochen  werden,  dafs 
die  angemeldete  Neuerung  daraufhin  geprüft  werden  inufs,  ob  in  dieser 
etwa  ein  nach  §  2  vom  Patentschutz  ausgeschlossener  Gegenstand  vorliegt. 

1)  von  Beck-Managetta  a.  a.  0.    S.  56. 


108  Erstes  Buch.   Die  Patentrechte. 

Das  weitere  Verfahren  entspricht  im  wesentlichen  dem  deutschen. 
Auf  dasselbe  beziehen  sich  die  §§  13—26  der  Geschäftsordnung  des  Patent- 
amtes. Die  die  Beschlufsfassung  in  den  Sitzungen  vorbereitenden  Ver- 
fügungen werden  vom  Vorprüfer  oder  Referenten  verfafst;  über  die 
etwaige  Einvernehmung  von  Parteien  —  sofern  es  sich  nicht  um  blofse 
Behandlung  äufserer  Mängel  von  Beschreibungen  und  Zeichnungen  han- 
delt — ,  ferner  über  die  Einvernehmung  von  Zeugen  und  Sachverstän- 
digen ist  stets  ein  Protokoll  aufzunehmen.  Einem  Patentamtsmitgliede 
gemäfs  §  42  des  Gesetzes  entgegenstehende  Ausschliefsungsgriinde  hat 
das  Mitglied  selbständig  dem  Präsidenten  mitzuteilen;  über  in  der  Sitzung 
geltendgemachte  Ausschliefsungsgriinde  entscheidet  die  Abteilung.  Er- 
giebt  die  Vorprüfung,  dafs  die  Anmeldung  Mängel  an  sich  trägt,  welche 
die  Patentfähigkeit  der  Erfindung  nicht  berühren,  so  wird  der  Anmelder 
aufgefordert,  diese  Mängel  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  zu  beheben. 
Ergiebt  die  Vorprüfung,  dafs  ein  die  Patentfähigkeit  hindernder  Mangel 
vorliegt,  so  wird  der  Anmelder  aufgefordert,  sich  in  bestimmter  Frist  zu 
äufsern  oder  seine  Beschreibung  entsprechend  einzuschränken  oder  abzu- 
ändern. Eine  Liste  der  angemeldeten  Patente  erhält  regelmäfsig  das  Kriegs- 
ministerium, aufserdem  giebt  der  Vorprüfer  von  allen  etwa  in  ein  Monopol- 
recht eingreifenden  Patentanmeldungen  der  zuständigen  Behörde  Nachricht. 

Ist  durch  die  ursprüngliche  oder  verbesserte  Anmeldung  den  vor- 
geschriebenen Anforderungen  nicht  genügt,  oder  ergiebt  sich,  dafs  eine 
nach  §  1,  2  oder  3  patentfähige  Erfindung  offenbar  nicht  vorliegt,  so 
wird  die  Anmeldung  durch  Beschlufs  zurückgewiesen,  eventuell  nach 
nochmaliger  Anhörung  des  Anmelders  (§  56  des  Gesetzes).  Gegen  diesen 
Beschlufs  steht  dem  Anmelder  die  Beschwerde  zu. 

Steht  dagegen  der  Anmeldung  ein  Bedenken  nicht  mehr  entgegen, 
so  wird  sie  öffentlich  bekannt  gemacht,  und  zwar  in  dem  amtlichen 
Patentblatt  und  in  demselben  Umfange,  in  welchem  die  Bekanntmachungen 
der  Patentanmeldungen  im  Deutschen  Reichsanzeiger  erfolgen.  Mit  der  Be- 
kanntmachung tritt  auch  die  vorläufige  Wirksamkeit  des  Patentschutzes 
ein.  Gleichzeitig  mit  der  Bekanntmachung  wird  die  Anmeldung  mit  sämt- 
lichen Beilagen  bei  dem  Patentamte  durch  2  Monate  zu  Jedermanns  Ein- 
sicht ausgelegt.  Die  Auslegung  und  Bekanntmachung  kann  auf  Antrag 
des  Patentbewerbers  auf  die  Dauer  von  3  bis  6  Monaten  vom  Tage  des 
Beschlusses  der  Bekanntmachung  an  ausgesetzt  werden.  Neu  gegenüber 
dem  deutschen  Gesetz  ist  die  ausdrückliche  Bestimmung,  dafs  die  aus- 
gelegte Patentbeschreibung  bis  zur  Erteilung  des  Patentes  und,  wenn 
eine  solche  nicht  erfolgen  sollte,  bis  zum  Ablauf  von  5  Jahren  seit  dem 
Tage  der  Auslegung  den  durch  die  Gesetze  den  Werken  der  Litteratur 
eingeräumten  Schutz  geniefst.  Von  den  ausgelegten  Beschreibungen  und 
Zeichnungen  dürfen  —  ohne  besondere  Genehmigung  —  nicht  genaue 
Kopien,  sondern  nur  Notizen  und  Skizzen  genommen  werden  (§  22  der 
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Geschäftsordnung).  Von  der  erfolgten  Bekanntmachung  der  Anmeldung 
ist  der  Anmelder  mit  dem  Bemerken  zu  benachrichtigen,  dafs  innerhalb 
dreier  Monate  nach  dem  Tage  der  Bekanntmachung  die  erste  Jahres- 
gebühr zu  zahlen  ist;  die  Nichtbenachrichtigung  hindert  den  Eintritt  der 
Folgen  nicht  pünktlicher  Zahlung  der  Gebühren  nicht. 

Nach  den  §§  58  bis  63  steht  innerhalb  der  Auslegefrist  von  2  Mo- 
naten seit  dem  Tage  der  Bekanntmachung  jedem  Interessenten  gegen  die 
Erteilung  des  Patentes  bei  dem  Patentamte  der  Einspruch  zu. 

Die  Gründe  des  Einspruches  sowie  das  Verfahren  auf  den  Ein- 
spruch, einschlief  such  des  Beschwerdeverfahrens  (§§  58  bis  63  des  Ge- 
setzes), decken  sich  im  wesentlichen  mit  den  diesbezüglichen  Vorschriften 
des  deutschen  Gesetzes ;  erstere  sind  aber  dahin  ergänzt,  dafs  seitens  des 
Urhebers  oder  dessen  Rechtsnachfolgers  ein  Einspruch  auch  dann  er- 
hoben werden  kann,  wenn  der  Patentbewerber  nicht  Urheber  der  Erfindung 
oder  dessen  Rechtsnachfolger  ist  oder  als  solcher  nicht  anzusehen  ist. 

Ist  die  Erteilung  des  Patentes  endgültig  beschlossen,  so  verfügt  das 
Patentamt  die  Eintragung  in  das  Patentregister,  die  Kundmachung  der 
Erteilung  im  Patentblatt,  die  Ausfertigung  der  Patenturkunde  für  den 
Patentinhaber  sowie  die  Drucklegung  und  Veröffentlichung  der  Patent- 
beschreibung (§  64).  Besondere  Vorschriften  gelten  für  die  im  Interesse 
der  Ausrüstung  der  bewaffneten  Macht  oder  sonst  im  Staatsinteresse  von 
der  Staats-  oder  Kriegsverwaltung  angemeldeten  Erfindungen  sowie  für 
angemeldete  Erfindungen,  bezüglich  deren  die  Staats-  oder  Kriegsver- 
waltung ihr  Enteignungsrecht  geltend  gemacht  hat;  auf  Antrag  der  in 
Betracht  kommenden  Behörde  unterbleibt  die  Bekanntmachung,  Aus- 
legung und  Drucklegung. 

Beim  Patentamt  wird  das  Patentregister  geführt. 
Im  deutschen  Recht  hat  die  Eintragung  in  das  Patentregister  nur 
deklarative  Bedeutung,  und  nur  dritten  gutgläubigen  Personen  gegenüber 
ist  sie  insofern  von  Bedeutung,  als,  sofern  in  der  Person  des  Patent- 
inhabers oder  seines  Vertreters  eine  Änderung  eingetreten  ist,  diese  den 
Dritten  gegenüber  so  lange  nicht  geltend  gemacht  werden  kann,  als  sie 
nicht  in  die  Patentrolle  eingetragen  ist.  Abweichend  hiervon  bestimmt 
das  österreichische  Gesetz,  dafs  die  Entstehung  des  Patentrechtes,  des 
Wandrechtes  und  der  sonstigen  dringlichen  Rechte  an  die  Eintragung  in 
das  Patentregister  geknüpft  ist,  und  dafs  diese  Rechte  erst  durch  die  Ein- 
tragung Dritten  gegenüber  wirksam  werden;  es  hat  also  nach  öster- 
reichischem Recht  die  Eintragung  konstitutive  Bedeutung.  Lizenzrechte, 
welche  nach  deutschem  Rechte  überhaupt  nicht  in  die  Patentrolle  ein- 
getragen werden,  sind  dagegen  in  ihrer  Entstehung  nicht  durch  die  Ein- 
tragung in  die  Patentrolle  bedingt,  wohl  aber  in  ihrer  Wirksamkeit  gegen 
Dritte.  Die  Rangordnung  der  vorgenannten  Rechte  wird  durch  die  Reihen- 
folge der  an  das  Patentamt  gelangten  Eingaben  und  Eintragungen  be- 
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stimmt,  vorausgesetzt,  dafs  die  Eingabe  zur  Eintragung  führt  (§  23  des 
Gesetzes). 

Alle  in  das  Patentregister  eingetragenen  Rechte  Dritter  an  dem 
Patent  wirken  dinglich,  d.  h.  gegen  jeden  Erwerber  des  Patentes.  Dieses 
begründet  einen  bedeutsamen  Unterschied  von  dem  deutschen  Patentrecht, 
nach  welchem  Lizenzverträge  überhaupt  nicht  zur  dinglichen  Wirkung 
gebracht  werden  können,  sodafs  der  Erwerber  eines  Patentes  die  von 
seinem  Vorbesitzer  begründeten  Lizenzrechte  anzuerkennen  nicht  ver- 
pflichtet ist,  sofern  sich  nicht  aus  dem  bürgerlichen  Recht  ein  solcher 
Verpflichtungsgrund  ergiebt;  der  Lizenzträger  hat  nach  deutschem  Recht 
lediglich  einen  persönlichen  Anspruch  auf  Entschädigung  gegen  den  Be- 
gründer der  Lizenz,  dagegen  keinen  Anspruch  gegen  den  Patenterwerber 
auf  Anerkennung  seines  Lizenzrechtes.  Dem  Prinzip  der  grundbuch- 
artigen Gestaltung  und  Wirkung  der  Registereintragungen  entsprechend 
kennt  das  österreichische  Recht  auch  unseren  grundbuchrechtlichen  Vor- 
merkungen analoge  Streitanmerkungen  (§  51  des  Gesetzes). 

Die  bei  den  Gerichten  anhängigen  Streitigkeiten,  welche  die  Zu- 
gehörigkeit eines  Patentes,  ein  Pfandrecht  oder  ein  anderes  dingliches 
Recht  an  einem  Patent  betreffen,  sowie  die  Anträge  auf  Einräumung  von 
Lizenzen,  auf  Rücknahme  der  Nichtigkeitserklärung,  Aberkennung,  Ab- 
hängigkeitserklärung oder  Entscheidung  über  die  relative  Wirkungslosig- 
keit eines  Patentes  können  auf  Ansuchen  den  Gegenstand  einer  Streit- 
anmerkung im  Patentregister  bilden.  Diese  hat  die  Wirkung,  dafs  die 
Entscheidung  auch  gegen  diejenigen  Personen,  welche  erst  nach  dem 
Zeitpunkte  des  Einganges  des  Gesuches  um  Streitanmerkung  beim  Patent- 
amte Eintragungen  in  das  Patentregister  bewirkt  haben,  ihre  volle  Wirk- 
samkeit äufsert. 

Die  zu  den  bestehenden  Patenten  gehörigen  Beschreibungen,  Zeich- 
nungen, Modelle  und  Probestücke,  dann  die  den  Registereintragungen 
zu  Grunde  liegenden  Gesuche  und  Urkunden  werden  vom  Patentamte  in 
einem  besonderen  Archive  aufbewahrt. 

Die  Einsicht  in  das  Patentregister  und  in  die  Beschreibungen  und 
die  Besichtigung  der  Zeichnungen,  Modelle  und  Probestücke,  die  Einsicht 
in  die  Gesuche  und  Urkunden  sowie  die  Entnahme  von  Abschriften  und 
Kopien  steht,  soweit  es  sich  nicht  um  ein  der  Staats-  oder  Kriegsverwaltung 
zustehendes,  noch  nicht  bekannt  gemachtes  Patent  handelt,  Jedermann  freu 

Das  Patentamt  hat  die  Kundmachung  aller  Veränderungen  zu  ver- 
anlassen, die  den  Bestand  und  die  Zugehörigkeit  eines  Patentes  betreffen. 

Auf  Verlangen  erteilt  das  Patentamt  beglaubigte  Ausfertigungen  über 
die  Registereintragungen. 

Das  Patentamt  veröffentlicht  die  Beschreibungen  und  Zeich- 
nungen der  erteilten  Patente,  soweit  deren  Einsicht  Jedermann  freisteht,  in 
selbstständigen  Druckschriften  (Patentschriften)  (§  45  des  Gesetzes). 
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Von  dem  Patentamte  wird  ein  periodisch  erscheinendes  amtliches 
Patentblatt  herausgegeben,  in  welches  die  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen 
Kundmachungen  aufzunehmen  sind. 

An  Gebühren  sind  aulser  der  Anmeldegebühr  von  10  Fl.  noch 
für  jedes  Jahr  der  in  Anspruch  genommenen  Dauer  des  Patentschutzes 
Jahresgebühren,  und  zwar  steigend  von  20,  25,  30,  40,  50,  60,  80,  100, 
120,  140,  180,  220,  260,  300,  340  Fl.  zu  zahlen.  Der  Gesamtbetrag  der 
innerhalb  15  Jahren  für  ein  Patent  zu  zahlenden  Gebühren  ist  somit 
wesentlich  geringer,  als  der  nach  deutschem  Recht  zu  zahlenden  Ge- 
bühren, er  beträgt  nämlich  etwa  3450  M.,  während  er  nach  deutschem 
Recht  5250  M.  beträgt  Für  Zusatzpatente  ist  aufser  der  Anmeldegebühr, 
sofern  sie  nicht  für  selbständige  Patente  erklärt  werden,  nur  eine  ein- 
malige Jahresgebühr  von  25  Fl.  zu  zahlen.  Die  Jahresgebühr  für  das 
erste  Jahr  ist  binnen  3  Monaten  nach  der  Bekanntmachung  der  Anmel- 
dung im  Patentblatt  zu  zahlen,  die  Jahresgebühren  für  das  2.  bis  15.  Jahr 
sind  spätestens  binnen  dreier  Monate  nach  der  Fälligkeit  zu  entrichten, 
und  zwar  mit  einem  Zuschlag  von  5  Fl.  für  den  Fall  der  Zahlung  nach 
dem  Fälligkeitstage  (s.  auch  §§  24  u.  25  der  Geschäftsordnung).  Stundung 
der  ersten  Jahresgebühr  sowie  der  Anmeldegebühr  für  mittellose  Erfinder 
ist  zulässig.  Genaueres  hierüber  enthält  die  Verordnung  über  die  Be- 
günstigung mittelloser  Personen  und  der  auf  ihren  Arbeitslohn  beschränkten 
Arbeiter  in  Patentsachen.  Rückzahlung  der  Anmeldegebühr  findet  nicht 
statt,  wohl  aber  der  ersten  Jahresgebühr  bei  Rücknahme  der  Anmeldung 
vor  der  Bekanntmachung  sowie  bei  Versagung  des  Patentes ;  Rückzahlung 
der  noch  nicht  fällig  gewordenen  weiteren  Jahresgebühr  bei  Verzicht  auf 
das  Patent,  Rücknahme  oder  Nichtigkeitserklärung  desselben  (§  114). 

Die  §§  115  bis  118  des  Gesetzes  enthalten  noch  Einzelvorschriften 
über  Verfahrensgebühren. 

§  3.  Inhalt  und  Umfang  des  Patentiohutses.  Der  Inhalt  des  Patent- 
schutzes besteht  nach  §  8  des  Gesetzes  darin,  dafs  der  Patentinhaber  aus- 
schliefslich  befugt  ist,  betriebsmäfsig  den  Gegenstand  der  Erfindung  her- 
zustellen, in  Verkehr  zu  bringen,  feilzuhalten  oder  zu  gebrauchen.  Diese 
Begriffsbestimmung  unterscheidet  sich  von  der  des  §  4  des  deutschen 
Gesetzes  insofern,  als  hier  sich  die  ausschlief sli che  Befugnis  auf  die  be- 
triebsmäfsige,  im  deutschen  Gesetze  auf  die  gewerbsmäf sige  Her- 
stellung u.  8.  w.  des  Gegenstandes  der  Erfindung  erstreckt. 

Wie  von  Beck-Managetta  a.  a.  O.  Seite  59  in  dem  oben  citierten 
Vortrage  mit  Recht  hervorhebt,  liegt  in  der  Fassung  des  österreichischen 
Gesetzes  eine  wesentliche  Steigerung  gegenüber  der  des  deutschen  Gesetzes, 
da  die  Betriebsmäfsigkeit  ein  weiterer  Begriff  ist  als  die  Gewerbsmäfsig- 
keit;  die  Gewerbsmäf sigkeit  setzt  immer  eine  Thätigkeit  zum  Zwecke 
des  Erwerbes  voraus,  während  die  Betriebsmäfsigkeit  diese  Bestimmung 
nicht  umfafst,  sondern  schon  dann  vorliegt,  wenn  die  Benutzung,  ohne 
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auf  die  Befriedigung  alleiniger  Bedürfnisse  beschränkt  zu  sein,  nach  einem 
einheitlichen  Prinzip  in  einer  gewissen  gröfseren  Ausdehnung  stattfindet 
Anderseits  ist  auch  nicht  jede  gewerbsmäfsige  Verwertung  einer  Erfindung 
betriebsmäfsig,  denn  es  kann  eine  Erfindung  durch  Handarbeit  von  einem 
Einzelnen  verwertet  werden  zum  Zwecke  des  Erwerbes,  ohne  dafs  man  eine 
derartige  Verwertung  mit  Rücksicht  auf  die  Art  der  Erfindung  als  eine  be- 
triebsmäfsige  bezeichnen  könnte,  denn  notwendig  zum  Begriff  des  Betriebes 
ist,  dafs  eine  gewisse  Stetigkeit  der  Thätigkeit  stattfindet,  und  dafs  auch 
Einrichtungen  irgend  welcher  Art  zur  Ausführung  vorhanden  sind.1) 

Daher  ist,  wie  schon  erwähnt,  lediglich  in  der  manuellen  Herstellung 
eines  einzelnen  Gegenstandes  nach  der  Erfindung  zum  Zwecke  der  Ver- 
äufserung  oder  des  Gebrauches  im  eigenen  Gewerbebetriebe  ohne  die 
ersichtliche  Absicht  der  Herstellung  weiterer  Gegenstände  unter  Umständen 
zwar  eine  gewerbsmäfsige,  nicht  aber  eine  betriebsmäfsige  Verwertung 
der  Erfindung  zu  suchen.  Wie  weit  in  blofsen  Versuchsherstellungen  des 
Gegenstandes  der  Erfindung,  sofern  dieselben  im  Betriebe  einer  Fabrik  er- 
folgen, eine  unzulässige  Anwendung  der  Erfindung  zu  sehen  sei,  erscheint 
bei  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  zweifelhaft ;  mit  Rücksicht  auf  die  in  den 
Motiven  ausgesprochene  Absicht  der  Einschränkung  des  Patentrechts  auf 
die  betriebsmäfsige  Benutzung,  jede  Benutzung  der  Erfindung  für  persön- 
liche, häusliche,  wissenschaftliche  und  belehrende  Zwecke  aber  für  Jeder- 
mann freizugeben,  wird  die  Praxis  sich  bereit  finden  müssen,  solche  Ver- 
suchsbetriebe, die  lediglich  ein  Urteil  über  die  Bedeutung  des  patentierten 
Verfahrens  zu  gewähren  bestimmt  sind,  als  durch  das  Patentrecht  nicht 
verboten  zu  behandeln;  immerhin  liegt  in  der  vorliegenden  Fassung  des 
Gesetzes  möglicherweise  eine  von  den  Gesetzgebern  nicht  beabsichtigte 
Gefahr  für  die  Industrie.  Im  übrigen  ist  aber  der  Inhalt  des  nach  öster- 
reichischem Gesetz  gewährten  Patentschutzes  der  gleiche,  wie  der  nach 
deutschem  Gesetz  gewährte.  Insbesondere  erstreckt  sich  der  Schutz  des 
auf  ein  Verfahren  erteilten  Patentes  gemäfs  §  8  Abs.  2  wie  nach  §  4  des 
deutschen  Gesetzes  auch  auf  die  durch  dieses  Verfahren  unmittelbar  her- 
gestellten Gegenstände  und  gilt  auch  gemäfs  §  110  des  Gesetzes  nach 
österreichischem  Gesetz  die  durch  §  35  Abs.  2  des  deutschen  Gesetzes  be- 
gründete Vermutung,  dafs,  wenn  eine  Erfindung  auf  ein  Verfahren  zur 
Herstellung  eines  neuen  Stoffes  geschützt  ist,  bis  zum  Beweise  des  Gegen- 
teils jeder  Stoff  von  gleicher  Beschaffenheit  als  nach  dem  patentierten 
Verfahren  hergestellt  zu  gelten  hat.  Die  Wirksamkeit  dieser  Vermutung 
wird  durch  das  österreichische  Gesetz  allerdings  ausdrücklich  auf  den 
Fall  beschränkt,  dafs  es  sich  um  eine  Patentverletzungsklage  vor  dem 
Civilrichter  handelt,  während  im  Strafverfahren  die  Benutzung  des  paten- 
tierten Verfahrens  strikte  bewiesen  werden  mufs;  aus  der  Stellung  der 
analogen  Bestimmung  des  deutschen  Gesetzes  in  dem  lediglich  von  Ent- 

1)  Wagner  und  Ephraim  a.  a.  0.  S.  174. 
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Schädigungen  handelnden  §  35,  ebenso  wie  aus  der  Natur  des  Strafver- 
fahrens im  allgemeinen,  ergiebt  sich  aber,  dafs  auch  hierin  das  öster- 
reichische Gesetz  sich  mit  dem  Sinne  der  betreffenden  Bestimmung  des 
deutschen  Gesetzes  deckt 

Die  Wirkungen  des  Patentschutzes  finden  nach  österreichischem  Recht 
eine  Reihe  von  Einschränkungen  teils  subjektiver,  teils  ob- 
jektiver Natur.  Eine  Einschränkung  der  erstereti  Art  begründet  die 
Bestimmung  des  §  9,  welche  die  Wirkung  des  Patentschutzes  nicht  erstreckt 
auf  denjenigen,  welcher  bereits  zur  Zeit  der  Anmeldung  im  guten  Glauben 
die  Erfindung  im  Inlande  in  Benutzung  genommen  oder  die  zu  solcher 
Benutzung  erforderlichen  Veranstaltungen  getroffen  hat  (Vor  benutz  er). 
Derselbe  ist  befugt,  die  Erfindung  für  die  Bedürfnisse  seines  eigenen  Be- 
triebes in  eigenen  oder  fremden  Werkstätten  auszunutzen.  Diese  Befugnis 
kann  nur  zusammen  mit  dem  Betriebe  vererbt  oder  veräufsert  werden* 

Abweichend  vom  deutschen  Gesetz,  mit  dem  die  Bestimmung  sonst 
wörtlich  übereinstimmt  enthält  das  österreichische  Gesetz  eine  ausdrück- 
liche Beschränkung  der  Anwendung  dieser  Bestimmung  auf  denjenigen, 
welcher  im  „guten  Glauben"  die  Erfindung  benutzt  hat;  daher  ist 
die  Anwendung  dieser  Bestimmung  ausgeschlossen  in  den  Fällen,  in  denen 
der  Vorbenutzer  in  irgend  einer  nicht  lauteren  Weise  zur  Kenntnis  der  Er- 
findung eines  anderen  gelangt  ist  und  sie  demnächst  vorbenutzt  hat 

Neu  gegenüber  dem  deutschen  Gesetz  ist  die  Bestimmung  des  4.  Ab- 
satzes des  §  9  des  Gesetzes,  nach  welcher  der  Vorbenutzer  verlangen 
kann,  dafs  seine  Befugnis  von  dem  Patentbesitzer  durch  Ausstellung 
^iner  Urkunde  anerkannt  werde.  Wird  diese  Anerkennung  verweigert, 
so  hat  auf  Antrag  das  Patentamt  über  den  erhobenen  Anspruch  in  dem 
für  den  Anfechtungsprozefs  vorgesehenen  Verfahren  zu  entscheiden.  Die 
anerkannte  Befugnis  ist  über  Ansuchen  des  Berechtigten  in  das  Patent- 
register einzutragen. 

Die  eingetragene  Wirkungslosigkeit  des  Patentes  gegenüber  einem 
bestimmten  Vorbenutzer  wirkt  wie  alle  eingetragenen  Rechte  dinglich. 
Eine  Gebühr  für  diese  Eintragung  ist  nicht  vorgesehen. 

Eine  weitere  subjektive  Beschränkung  wird  durch  das  Verhältnis 
mehrerer  Patentbesitzer  zu  einander  begründet,  insofern  das  Recht, 
dritten  Personen  die  Benutzung  der  Erfindung  zu  gestatten,  im  Zweifel 
nur  der  Gesamtheit  der  Teilhaber  zusteht  (§13  des  Gesetzes). 

Objektive  Beschränkungen  der  Wirkungen  des  Patentrechtes  be- 
gründen die  §§  4  und  30,  die  §§  10  bis  12,  15,  16  sowie  §  27  des  Gesetzes. 

a.  Die  §§  4  und  30  handeln  von  der  Abhängigkeit  eines  Patentes 
von  einem  anderen  und  sind  schon  oben  besprochen  worden. 

b.  Nach  §  10  steht  der  Kriegsverwaltung  das  Recht  zu,  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Handelsminister  von  Erfindungen,  welche  sich 
.auf  zur  Hebung  der  Wehrkraft  notwendige  Kriegswaffen, 

Stephan,  Urheberrecht.  8 
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Spreng-  und  Munitionsartikel,  Befestigungen  oder  Kriegs- 
schiffe beziehen,  für  ihren  Bedarf  Gebrauch  zu  machen  oder  durch 
ihre  geschäftlich  Beauftragten  Gebrauch  machen  zu  lassen,  ohne  dafs 
der  Kriegsverwaltung  gegenüber  aus  dem  erteilten  Patent  irgend  welche 
Rechte  geltend  gemacht  werden  können.  Insofern  über  eine  billige  Ver- 
gütung zwischen  dem  Patentbesitzer  und  der  Kriegsverwaltung  unter 
Zustimmung  des  Finanzministers  eine  Vereinbarung  nicht  zu  stände  kommt, 
entscheidet  hierüber  der  Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Handels- 
minister und  der  Kriegsverwaltung.  Nach  der  von  dem  Handelsminister 
bei  der  Beratung  des  Gesetzes  im  Abgeordnetenhause  abgegebenen  Er- 
klärung soll  übrigens  auch  der  Patentbesitzer,  ebenso  wie  die  Kriegs- 
verwaltung bei  den  Verhandlungen  über  die  Entschädigung  gehört  werden 
Die  Ausübung  des  der  Kriegsverwaltung  zustehenden  Gebrauchs- 
rechtes ist  aber  von  dem  Gange  dieser  Verhandlungen  unabhängig. 

c.  Stellt  sich,  wenn  auch  nach  der  Erteilung  eines  Patentes  für 
eine  Erfindung,  heraus,  dafs  deren  Gegenstand  in  einer  bestimmten  An- 
wendungsart einem  staatlichen  Monopolrechte  vorbehalten  ist,  so 
hat  nach  §  1 1  das  Patent  rücksichtlich  dieser  Anwendungsart  gegenüber 
der  Staats-  oder  Kriegsverwaltung  keine  Wirkung. 

d.  Auf  Fahrzeuge  und  Einrichtungen  an  Fahrzeugen, 
welche  nur  vorübergehend  aus  Anlafs  ihrer  Benützung  im  Verkehre  in  das 
Inland  gelangen,  erstreckt  sich  nach  §  1 2  die  Wirkung  eines  Patentes  nicht 

Das  in  den  vorgeschilderten  Grenzen  bestehende  Patentrecht  wird 
gegen  Beeinträchtigung,  d.h.  gegen  Patenteingriffe,  nach  verschie- 
denen Richtungen  geschützt  Einen  Eingriff  begeht  gemäfs  §  95,  wer 
ohne  Zustimmung  des  Patentinhabers 

a.  betriebsuiäfsig  den  Gegenstand  der  geschützten  Erfindung  her- 
stellt, in  Verkehr  bringt,  feilhält  oder  gebraucht  oder 

b.  sein  Vorbenutzungsrecht  über  die  Grenzen  der  Bedürfnisse  seines 
eigenen  Betriebes  ausnützt. 

Die  gegen  den  Patenteingriff  gewährten  Schutzmittel  sind  teils 
civilrechtlicher,  teils  strafrechtlicher  Natur. 

Civilrechtlich  steht  dem  Patentinhaber  wie  nach  deutschem  Recht 
die  Klage  auf  Anerkennung  seines  Patentrechtes,  Unterlassung  fernerer 
Eingriffshandlungen,  Beseitigung  der  Eingriffsgegenstände,  Unbrauchbar- 
machung der  Eingriffsmittel,  Entschädigung  oder  Herausgabe  der  Be- 
reicherung zu  (§  96  des  Gesetzes). 

Der  civilrechtliche  Entschädigungsanspruch  ist  gemäfs  §108  Ab- 
satz 2  von  einem  Verschulden  des  Beklagten  abhängig,  dagegen  kann 
der  Patentberechtigte  ohne  Rücksicht  auf  ein  Verschulden  des  Gegners 
die  Herausgabe  der  durch  Patenteingriff  erworbenen  Bereicherung  ver- 
langen; dabei  entscheidet  über  Grund  und  Höhe  des  Anspruches  das 
Gericht  nach  freiem  Ermessen  (§  109  des  Gesetzes). 
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Die  strafrechtliche  Verfolgung  setzt  nicht  nur  die  schuldbare,  sondern 
die  wissentliche  Patentverletzung  voraus  und  führt  zu  einer  Geldstrafe 
von  500  bis  2000  Fl.  oder  einer  Arreststrafe  von  drei  Monaten  bis  zu 
einem  Jahre  oder  zu  beiden  Strafarten  in  Verbindung  miteinander. 

Eine  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein.  Neben  der  Strafe 
kann  auf  eine  an  den  Verletzten  zu  zahlende  Entschädigung,  welche 
nicht  blofs  die  eigentliche  Schadloshaltung  und  den  Ersatz  des  entgangenen 
Gewinnes,  sondern  zugleich  eine  angemessene  Geldsumme  für  die  erlittenen 
Kränkungen  oder  anderweitige  persönliche  Nachteile  des  Verletzten  ent- 
halten soll,  deren  Zuerkennung  die  Geltendmachung  eines  weitergehenden 
Entschädigungsanspruches  vor  dem  Civilrichter  im  Gegensatz  zu  den 
deutschrechtlichen  Grundsätzen  über  die  Bufse  nicht  ausschliefst 

Ferner  soll  neben  der  Strafe  auch  auf  Antrag  die  Konfiskation  der 
durch  die  Patentverletzung  entstandenen  Gegenstände  und  die  Unbrauch- 
barmachung der  dazu  gebrauchten  Hilfsmittel  ausgesprochen  werden. 
Die  beschlagnahmten  Gegenstände  werden,  wenn  über  deren  Wert  zwischen 
dem  Verletzten  und  dem  Verletzer  eine  Vereinbarung  sich  erzielen  läfst, 
dem  Verletzten  zugeeignet,  andernfalls  aber  vernichtet. 

Wie  das  deutsche,  sieht  auch  das  österreichische  Recht  (§  101) 
ein  auf  Einziehung  und  Unbrauchbarmachung  gerichtetes  objektives 
Verfahren  vor,  sofern  für  die  Verurteilung  im  Strafverfahren  die  subjek- 
tiven Voraussetzungen  fehlen.  In  der  auf  Strafe  erkennenden  Entscheidung 
ist  auf  Verlangen  des  Verletzten  diesem  die  Publikationsbefugnis  zuzu- 
sprechen. Aufserdein  gewährt  §  105  des  Gesetzes  auch  vorläufige 
sicherungsweise  Vorkehrungen  gegen  Patenteingriffe,  jedoch  sind  die- 
selben davon  abhängig,  dafs  auf  Grund  eines  vorgenommenen  gericht- 
lichen Augenscheines  oder  eines  eingeholten  sachverständigen  Gutachtens 
in  objektiver  Beziehung  die  Annahme  eines  Patenteingriffes  gerecht- 
fertigt erscheint  Solche  sicherstellungsweise  Vorkehrungen  erfolgen 
lediglich  im  Strafverfahren  oder  auch  vor  Einleitung  desselben  und  können 
eventuell  von  einer  von  dem  Antragenden  zu  erlegenden  Kaution  abhängig 
gemacht  werden. 

Gegenüber  diesen  Rechten  des  Patentinhabers,  welche  übrigens  aucli 
schon  dann  geltend  gemacht  werden  können,  wenn  eine  Erfindung  zwar 
nicht  patentiert,  jedoch  zum  Patent  angemeldet  ist  und  gemäfs  §  57  des 
Gesetzes  schon  bekannt  gemacht, ist  (§  106),  stehen  jedem  Gewerbe- 
treibenden auch  gegen  unrechtmäfsige  Beeinträchtigungen  durch  angeb- 
liche Patentansprüche  anderer  gewisse  Schutzmittel  zur  Seite.  Nach 
§  111  ist  es  nämlich  Jedermann  gestattet,  durch  Entscheidung  feststellen 
zu  lassen,  dafs  Erzeugnisse  oder  Verfahren,  welche  er  betriebsmäfsig  zu 
verwerten  beabsichtigt,  weder  ganz  noch  teilweise  unter  ein  von  ihm  zu 
bezeichnendes  Patent  fallen.  Genauere  Vorschriften  über  das  Verfahren 
auf  einen  derartigen  Feststellungsantrag,  über  welchen  die  Nichtigkeits- 
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Die  verletzte  Partei  hat  das  Recht,  die  Anerkennung  ihres  Patent- 
rechts, die  Einstellung  des  Eingriffs  und  Schadenersatz  auch  dann  zu 
fordern,  wem*  den  die  Handlungen  Begehenden  gar  keine  strafrechtliche 
Verantwortung  belastet.  In  diesem  Falle  kann  der  Schadenersatz  über 
das  Mafs  der  Bereicherung  nicht  hinausgehen. 

Das  Recht  der  Schadenersatzforderuugen  verjährt 

1.  binnen  3  Jahren  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die 
Handlung  zur  Kenntnis  der  verletzten  Partei  gelangt  ist; 

2.  binnen  10  Jahren,  auch  wenn  die  Handlung  nicht  zur  Kenntnis 
der  verletzten  Partei  gelangt  ist  oder  von  dem  Tage  der  Kenntnis- 
erlangung drei  Jahre  noch  nicht  verflossen  sind  (§  58). 

Zuständig  für  die  Civilklage  sind  die  Handelsgerichte  (§  59). 

§  57  des  U.  G.  erteilt  jedem  Interessenten  eine  der  Feststellungsklage 
des  §  1 1 1  des  Ö.  G.  entsprechende  Feststellungsklage  vor  der  richterlichen 
Abteilung  des  Patentamtes  mit  Berufung  an  den  Patentsenat  Dagegen  ent- 
hält das  U.  G.  keine  Vorschriften  über  die  Bestrafung  der  Patentanmafsung. 

Die  Dauer  des  Patentes  ist  dieselbe  wie  nach  Ö.  G. 

Zusatzpatente  laufen  gleichzeitig  mit  dem  Stammpatente  ab.  Die 
Gültigkeit  des  selbständig  gewordenen  Zusatzpatentes  ist  in  Ansehung 
der  Fälligkeit  der  Gebühren  und  ihres  Betrages  als  an  Stelle  des  Stamm- 
patentes getreten  anzusehen  (§  17). 

Hinsichtlich  der  Übertragbarkeit  des  Patentrechts  gelten  dem 
D.  G.  analoge  Grundsätze,  insbesondere  auch  hinsichtlich  der  Wirkung 
der  Eintragung  in  das  Patentregister.  Abweichend  ist  nur  die  Zulässig- 
keit  der  Eintragung  der  Iizenzen  und  die  Wirkung  dieser  Eintragung 
gegenüber  dritten  Erwebern  des  Patentrechts.  Das  Patentrecht  ist  zwar 
vererblich,  aber  ohne  Genehmigung  des  Patentberechtigten  nicht  unter 
Lebenden  veräuf serlich  (§  10). 

Über  die  Zwangslizenz  siehe  weiter  unten. 

Während  das  Ö.  G.  ein  Erlöschen,  eine  Zurücknahme,  eine  Nichtig- 
erklärung und  eine  Aberkennung  sowie  eine  Abhängigkeitserklärung  des 
Patentes  kennt,  kennt  das  U.  G.  lediglich  ein  Erlöschen,  eine  Ent- 
ziehung und  Vernichtung  der  Patente.  Die  Gründe  des  Erlöschens 
sind  dieselben,  wie  nach  Ö.  G.,  doch  mufs  der  Verzicht  schriftlich  bei 
dem  Patentamt  erklärt  werden.  Die  Entziehung  des  Patentes  nach  U.  G. 
entspricht  der  Rücknahme  nach  0.  G. 

Die  im  Ö.  G.  nach  §  21  enthaltenen  Bestimmungen  über  Zwangs- 
lizenzen sind  dem  U.  G.  unbekannt  Dagegen  findet  eine  Entziehung 
des  Patentes  gemäfs  §  21  dann  statt,  wenn  nach  Ablauf  von  3  Jahren 
von  der  Kundbarmachung  des  Patentes  der  Eigentümer  desselben  sein 
Patent  nicht  in  einem  dem  inländischen  Bedarf  entsprechenden  Umfange 
ausübt,  anderen  vertrauenswürdigen  inländischen  Unternehmern  jedoch 
die  zu  diesem  Behufe  notwendige  Gebrauchslizenz  gegen  eine  vom  Patent- 
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amt  festzustellende  gehörige  Entschädigung  und  Sicherstellungsleistung  zu 
erteilen  sich  weigert  Während  also  das  Ö.  G.  zur  Erteilung  einer  Zwangs- 
lizenz im  öffentlichen  Interesse  auch  denjenigen  Patentinhaber,  welcher 
sein  Patent  in  angemessenem  Umfange  ausübt,  anhält,  ist  nach  U.  G.  in 
Übereinstimmung  mit  dem  D.  G.  die  Zwangslizenz  nur  im  Falle  der  nicht 
gehörigen  Ausübung  des  Patentes  seitens  des  Patentinhabers  zulässig. 

Die  Vernichtung  des  Patentes  tritt  nach  U.  G.  in  den  Fällen  der 
Nichtigerklärung  und  der  Aberkennung  des  Ö.  G.  ein;  aufserdem  aber, 
wenn  festgestellt  wird,  dafs  die  Beschreibung  des  Patentes  nicht  so  ver- 
fafst  ist,  dafs  aus  derselben  das  Wesen  der  Erfindung,  also  der  eigentliche 
Gegenstand  des  Patentes  und  die  zur  Hervorbringung  desselben  dienenden 
Mittel  vollständig  und  so  klar  hervorgehen,  dafs  jeder  Sachverständige 
den  Gegenstand  auf  Grund  der  Beschreibung  herstellen  kann  (§  21). 

Eine  Übertragung  des  dem  Nichterfinder  erteilten  Patentes  auf  den  Er- 
finder oder  seinen  Rechtsnachfolger  findet  wie  nach  D.  G.  nicht  —  wie  nach 
Ö.  G.  —  im  Nichtigkeitsverfahren,  sondern  nur  imEinspruchsverfahren  statt. 

Sowohl  die  Entziehung  als  die  Vernichtung  des  Patentes  kann  nur 
auf  Grund  einer  schriftlichen  Klage  bei  der  richterliehen  Abteilung  des 
Patentamtes  erfolgen,  welche,  sofern  sie  sich  auf  von  Patentierung  oder 
auf  Patenterteilung  an  den  Nichterfinder  stützt,  nur  von  dem  Besserbe- 
rechtigten, im  übrigen  von  Jedermann  angestellt  werden  kann.  Gegen 
die  Entscheidung  der  Nichtigkeitsabteilung  ist  die  Berufung  an  den 
Patentsenat  binnen  30  Tagen  nach  Zustellung  des  Urteils  gegeben.  Für 
das  Verfahren  sind  dieselben  Grundsätze  wie  nach  Ö.  G.  mafsgebend 
m  38  und  39  U.  G.  sowie  §  25  der  V.). 

Wie  das  Ö.  G.,  so  läfst  auch  das  U.  G.  (§  40)  von  den  Patentbe- 
hörden oder  den  Gerichten  aufzuerlegende  Geldstrafen  bis  zu  1000  Kronen 
gegen  mutwillig  prozefsführende  Parteien  zu. 

Patente  können  in  Ungarn  Inländer  und  Ausländer  erwerben.  Wer 
aber  im  Inlande  keinen  Wohnsitz  hat,  mufs  einen  im  Inlande  wohnhaften 
Vertreter  benennen,  und  wenn  die  Vertretung  erlischt,  ohne  dafs  ein  neuer 
Vertreter  ernannt  wird,  oder  wenn  der  ursprünglich  im  Inlande  wohnende 
Patenteigentümer  später  die  Inländerqualität  verliert,  so  ernennt  die  Patent- 
behörde oder  das  Gericht  einen  Kurator  zur  Vertretung  des  Patenteigen- 
tümers (§  15). 

Wie  nach  Ö.  G.  ist  auch  in  §  16  des  U.  G.  ein  Vergeltungsrecht 
gegen  die  Angehörigen  derjenigen  Staaten  vorgesehen,  welche  den 
ungarischen  Staatsangehörigen  gegenüber  in  Ansehung  des  Patentschutzes 
die  Gegenseitigkeit  nicht  anerkennen. 

Hinsichtlich  der  Wirkung  der  Vorveröffentlichung  einer  in  Ungarn 
angemeldeten  Erfindung  durch  eine  ausländische  Patentschrift  bezüglich 
der  Neuheit  der  Erfindung  verweist  das  U.  G.  (§  3)  auf  die  mit  den  aus- 
wärtigen Staaten  geschlossenen  Verträge. 
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§  1.  Die  materiellen  Voraussetzungen.  Das  z.  Z.  herrschende  eng- 
lische Recht  auf  dem  Gebiete  des  Erfindungsschutzes  beruht  hauptsächlich 
auf  dem  Patent-,  Muster-  und  Handelsmarkengesetz  vom  25.  August  1883, 
und  zwar  auf  den  Abschnitten  I  (Einleitung),  II  (Patente)  und  V  (Allge- 
meine Bestimmungen)  dieses  Gesetzes,  während  die  Abschnitte  III  und  IV 
die  Muster  und  Handelsmarken  behandeln.  Zu  diesem  Gesetze  sind  einige 
Abänderungsgesetze  ergangen,  nämlich  das  Gesetz  vom  14.  August  1885, 
vom  26.  Juni  1886  und  vom  24.  Dezember  1888.  Ausserdem  ist  unter 
dem  26.  November  1897  eine  am  1.  Januar  1898  in  Kraft  getretene  Staats- 
ratsverordnung, betreffend  die  hinsichtlich  der  Verlängerung  der  Schutz- 
dauer für  Erfindungen  zu  beobachtenden  Vorschriften,  erlassen  worden. 
Ferner  sind  hinsichtlich  der  Patentagenten  die  Verordnung  vom  11.  Juni 
1889,  betreffend  das  Register  der  Patentagenten,  sowie  eine  denselben 
Gegenstand  betreffende  Verordnung  vom  18.  November  1891  ergangen. 
Zu  dem  Gesetz  vom  25.  August  1883  sind  schliefslich  mehrfache  Aus- 
führungsverordnungen erlassen  worden,  deren  jetzt  geltende  die  Verordnung 
vom  31.  Mai  1890  ist;  letztere  ist  jedoch  noch  in  einzelnen  Punkten  später 
abgeändert  worden,  insbesondere  durch  die  Verordnung  vom  4.  Juli  1892. 
Schliefslich  ist  noch  die  Verordnung  betreffend  die  Praktik  und  das  Ver- 
fahren bei  Berufungen  an  die  ordentlichen  Gerichte  gegen  dieEntscheidungen 
des  Patentkommissars  vom  Jahre  1 883  zu  erwähnen,  welche  Ausführungs- 
bestimmungen zu  Sektion  38  des  Gesetzes  vom  25.  August  1883  enthält. 

Der  Begriff  der  Erfindung  wird  in  Sektion  46  wie  folgt  definiert: 
Erfindung  ist  jede  Art  eines  neuen  gewerblichen  Arbeitsverfahrens,  welche 
den  Gegenstand  einer  Patenturkunde  und  der  Erteilung  eines  Privilegiums 
im  Sinne  des  §  6  des  Monopolstatuts  bildet.1) 

Im  wesentlichen  entspricht  der  Begriff  der  Erfindung  nach  englischem 
Recht  denjenigen  Grundsätzen,  welche  diesbezüglich  in  Deutschland  gelten, 
insbesondere  darf,  wie  bei  uns,  ein  Patent  nur  eine  Erfindung  betreffen 

1)  Die  betreffende  Bestimmung  des  Monopolstatuts  Jakobs  I.  von  1623  geht 
dahin,  dafs  Patente  und  Privilegienbewilligungen  auf  höchstens  14  Jahre  über  den 
ausschlief  suchen  Betrieb  oder  das  Herstellen  irgend  einer  Art  neuer  Verfertigungen 
innerhalb  des  Königreichs  dem  wahren  und  ersten  Erfinder  oder  den  Erfindern  solcher 
Verfertigungen  erteilt  werden  dürfen,  während  andere  zur  Zeit  der  Erteilung  solcher 
Patente  und  Bewilligungen  sie  nicht  im  Gebrauch  hatten,  auch  unter  der  Bedingung, 
dafs  dieselben  nicht  dem  Gesetze  entgegen  oder  dem  Staate  durch  Verteuerung  der 
Ivebensbedürfnisse  im  Innern  oder  durch  Beschädigung  des  Handels  gefährlich  oder 
sonst  gemeinschädlich  sind.  Hinsichtlich  derjenigen  Bestimmungen,  welche  dem  Patent-, 
Muster-  und  Markenrecht  gemeinsam  sind,  wird  auch  auf  die  Ausführungen  bezüglich 
des  Muster-  und  besonders  des  Markenrechts  Bezug  genommen. 
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und  daher  auch  jede  Anmeldung  bezw.  die  einer  Anmeldung  dienende 
Beschreibung  sich  nur  auf  eine  Erfindung  beziehen,  wenn  auch  zulässig 
ist,  dafs  die  Anmeldung  für  diese  eine  Erfindung  mehrere  gesonderte 
Ansprüche  aufstellt  (s.  33  des  Gesetzes  und  der  V.  19).1) 

Die  Vereinigung  mehrerer  Erfindungen  in  einer  Anmeldung  hat 
übrigens  lediglich  in  dem  Erteilungsverfahren  Rechtsfolgen,  insofern  auf 
Grund  derselben  die  Anmeldung  von  dem  Patentkommissar  zurückgewiesen 
werden  kann  und  der  Patentanmelder  aufgefordert  werden  kann,  seine 
Anmeldung  in  dieser  Beziehung  abzuändern,  d.  h.  die  verschiedenen  Er- 
findungen in  mehrere  Anmeldungen  zu  zerlegen  oder  aber  einige  fallen 
zu  lassen.  Sind  jedoch  trotzdem  in  einem  Patent  mehrere  Erfindungen 
geschützt,  so  kann  Niemand  daraus  in  einem  Prozefsverfahren  gegen  die 
Gültigkeit  dieses  Patentes  einen  Einwand  erheben. 

Voraussetzung  für  die  Schutzfähigkeit  der  Erfindung  ist  die  Neuheit, 
jedoch  wird  die  Neuheit  in  dem  Erteilungsverfahren  nicht  von  Amts 
wegen  geprüft;  ist  jedoch  der  Gegenstand  offensichtlich  ein  schon  längst 
dem  Allgemeingebrauch  angehöriger,  so  kann  der  Kontrolleur  die  An- 
meldung deshalb  zurückweisen.  Sonst  kann  nur  in  dem  Widerspruchs- 
verfahren der  Mangel  der  Neuheit  in  begrenztem  Mafse  geltend  ge- 
macht werden,  insofern  der  Einspruch  gegen  ein  Patent  nach  s.  11  d.  G. 
darauf  gestützt  werden  kann,  dafs  der  Gesuchsteller  die  Erfindung  von 
dem  Einsprechenden  oder  von  einer  anderen  Person  erhalten  habe,  deren 
gesetzlicher  Vertreter  der  Einsprechende  ist,  oder  dafs  die  Erfindung  zu- 
folge eines  früheren  Gesuchs  in  diesem  Lande  bereits  patentiert  ist. 

Es  kann  ferner  die  mangelnde  Neuheit  im  Nichtigkeitsverfahren 
geltend  gemacht  werden,  sofern  nach  s.  26  d.  G.  der  Antrag  auf  Zurück- 
nahme eines  Patentes  durch  denjenigen  gestellt  werden  kann,  welcher 
behauptet,  dafs  er  oder  ein  Anderer,  für  den  oder  in  dessen  Auftrage  er 
ein  gewerbliches,  geschäftliches  oder  fabrikmäfsiges  Interesse  in  Anspruch 
nimmt,  schon  vor  dem  Tage  des  Patentgesuchs  die  von  dem  Patent- 
inhaber beanspruchte  Erfindung  in  diesem  Reiche  öffentlich  herstellt,  be- 
nutzt oder  verkauft  habe.  Die  Praxis  läfst  die  Neuheit  nicht  lediglich 
durch  die  Vorbenutzung,  sondern  auch  durch  anderweitige  Vorveröffent- 
lichungen ausgeschlossen  sein,  insbesondere  also  auch  durch  die  Veröffent- 
lichung einer  Beschreibung  der  Erfindung  durch  die  Presse;  ausländische 
Dmckscliriften  stehen  jedoch  nach  neueren  Entscheidungen  der  Neuheit 
nur  dann  entgegen,  wenn  nach  den  Umständen  anzunehmen  ist,  dafs 
durch  jene  der  Gegenstand  in  England  hinreichend  bekannt  geworden  ist. 

Übrigens  gelten  hinsichtlich  der  Frage,  ob  eine  Erfindung  gegenüber 
einem  schon  bekannten  Gegenstande  oder  einer  schon  bekannten  Kombi- 

1)  Die  Vorschriften  der  Ausführungsverordnung  vom  31.  März  1890  werden  im 
nachstehenden  mit  V.  und  der  diesbezüglichen  Sektionsnummer  angeführt  werden, 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  aber  mit  s.  (folgt  Sektionsnummer)  d.  G. 
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nation  als  neu  zu  betrachten  sei,  insbesondere,  ob  z.  B.  in  der  Übertragung 
schon  bekannter  Mittel  und  Einrichtungen  auf  ein  neues  Anwendungs- 
gebiet oder  in  der  Auffindung  einer  neuen,  wenn  auch  an  sich  einfachen 
Lösung  einer  neuen  und  technisch  wichtigen  Aufgabe  eine  patentfähige 
Erfindung  zu  sehen  ist,  im  wesentlichen  dieselben  Grundsätze  wie  im 
deutschen  Eechte.1)  Besondere  Bestimmungen  trifft  s.  39  d.  G.  sowie  V.  15 
für  die  Aufrechterhaltung  der  Neuheit  von  auf  gewerblichen  Ausstellungen 
aufgestellten  Gegenständen. 

Ausgeschlossen  vom  Patentschutze  sind  Erfindungen,  deren  Benutzung 
dem  Gesetz  oder  der  Sittlichkeit  entgegen  sein  würden;  der  Patentkon- 
trolleur kann  es  nach  s.  86  d.  G.  ablehnen,  ein  Patent  auf  eine  derartige 
Erfindung  zu  erteilen. 

Nach  der  Monopolakte  von  1623  sollte  das  Patent  oder  Privilegium 
dem  ersten  und  wahren  Erfinder  oder  den  Erfindern  erteilt  werden.  Nach 
s.  4  d.  G.  kann  jeder,  ob  britischer  Unterthan  oder  nicht,  ein  Patent  nach- 
suchen. Nach  s.  5  Nr.  2  d.  G.  mufs  das  Gesuch  die  Erklärung  enthalten, 
dafs  der  Gesuchsteller  im  Besitz  der  Erfindung  ist,  deren  erster  und 
wahrer  Erfinder  er  zu  sein  beansprucht  Hiernach  gehört  zur  Substan- 
tiierung der  Patentanmeldung  im  Gegensatz  zum  deutschen  Becht  und  in 
Übereinstimmung  mit  dem  amerikanischen  Recht  die  Behauptung  der  Er- 
finderqualität. Der  Erfinderqualität  wird  jedoch  in  der  Praxis  die  That- 
sache  der  Einführung  einer  Erfindung  aus  dem  Auslande  in  das  Gebiet 
der  Vereinigten  Königreiche  gleichgestellt.  Für  Anmeldungen  dieser  Art 
schreibt  V.  25  ein  besonderes  Formular  vor.  Übrigens  wird  diese  Form 
(Patents  of  communication)  besonders  häufig  zur  Anmeldung  ausländischer 
Erfindungen  in  England  durch  die  Vermitteisperson  eines  dortigen  Patent- 
agenten benutzt.2) 

Nach  s.  4  Abs.  2  d.  G.  dürfen  zwei  oder  mehrere  Personen  gemein- 
schaftlich ein  Patent  nachsuchen  und  kann  ihnen  ein  solches  gemein- 
schaftlich erteilt  werden.  Das  ist  auch  gemäfs  s.  5  d.  G.  vom  15.  August  1 SS5 
dann  zulässig,  wenn  nicht  jede  der  anmeldenden  Personen  Erfinder  oder 
Miterfinder  ist,  sondern  nur  eine  oder  einige,  vorausgesetzt,  dafs  diese 
wahren  Erfinder  mit  der  Miteintragung  der  mitangemeldeten  Nichterfinder 
einverstanden  sind  (s.  5  Nr.  2  Abs.  2  d.  G.).  Nach  s.  117  d.  G.  begreift 
der  Ausdruck  Person  auch  eine  Korporation  in  sich.  Es  können  somit 
auch  Korporationen  unter  ihren  Namen  als  Eigentümer  des  Patentes  mit 
eingetragen  werden  (V.  73),  nicht  aber  als  Erfinder. 

Der  Mangel  der  Erfinderqualität  kann  sowohl  im  Einspruchsverfahren 
wie  im  Nichtigkeitsverfahren  gerügt  werden,  insofern  der  Einspruch  ins- 
besondere darauf  gestützt  werden  kann,  dafs  der  Gesuchsteller  die  Er- 

1)  Vergl.  z.  B.  Zcitschr.  f.  gew.  Rechtssch.  1893  S.  46  u.47. 

2)  Darüber,  dafs  die  Anmeldung  ausländischer  Erfindungen  in  dieser  Form  nicht 
zu  empfehlen  ist,  vergl.  Gewerblicher  Rechtsschutz  und  Urheberrecht  1S9T  Nr.  2,  S.  63. 
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findung  von  dem  Einsprechenden  oder  von  einer  anderen  Person  erhalten 
habe,  deren  gesetzlicher  Vertreter  der  Einsprechende  ist,  und  insofern  der 
Antrag  auf  Zurücknahme  eines  Patentes  von  demjenigen  gestellt  werden 
kann,  welcher  behauptet,  dafs  er  oder  ein  Anderer,  für  den  oder  in  dessen 
Auftrage  er  auftritt,  der  wahre  Erfinder  sei. 

Jedes  Patentgesuch  mufs  von  dem  Antragsteller  selbst  unterzeichnet 
sein;  alle  anderen  an  das  Patentamt  oder  Handelsamt  oder  an  die  Ge- 
richte in  Patentsachen  gerichteten  Erklärungen  können  im  Auftrage  de« 
Patentsuchers  durch  eine  dritte  Person,  nämlich  durch  einen  vorschrifte- 
mäTsig  zugelassenen  und  im  Vereinigten  Königreiche  wohnhaften  Patent- 
agenten, unterzeichnet  sein.  Der  Beruf  der  Patentagenten  ist  gesetzlich 
geregelt,  nämlich  durch  die  Verordnung  vom  11.  Juni  1S89  und  vom 
13.  November  1891.  Nach  dem  Inhalt  beider  Verordnungen  hat  das 
Chartered  Institute  of  Patent-Agents  ein  Register  zu  führen,  in  welches 
die  Patentagenten  eingetragen  sind.  Eine  Liste  der  eingetragenen  Patent- 
agenten wird  jährlich  veröffentlicht  Voraussetzung  für  die  Eintragung 
in  die  Liste  ist  die  Ablegung  einer  Prüfung,  welche  von  dem  Chartered 
Institute  vorgeschrieben  wird.  Voraussetzung  zur  Zulassung  der  Prüfung 
ist  die  siebenjährige  Beschäftigung  bei  einem  oder  mehreren  eingetragenen 
Patentagenten  oder  aber  die  Eigenschaft  als  Advokat.  Diesem  Examen 
werden  einige  im  Anhang  B  zur  Verordnung  vom  IS.  November  1S91 
aufgeführte  Hochschulexamina  gleichgestellt.  Für  die  Aufnahme  in  das 
Patentagentenregister  ist  eine  Jahrestaxe  zu  zahlen,  mangels  deren  Zah- 
lung die  Streichung  in  dem  Register  erfolgen  kann.  Die  Streichung  kann 
ferner  auf  Anordnung  des  Bundesamtes  wegen  des  Verhaltens  eines  Patent- 
agenten gegen  seine  Standes-  und  Berufspflichten  erfolgen.  Das  Handels- 
amt kann  zum  Zwecke  der  Beurteilung  solcher  Fälle  eine  ständige  Kom- 
mission einsetzen.  Gegen  die  Verfügungen  und  Bestimmungen  der  Char- 
tered Institute  ist  eine  Berufung  an  das  Handelsamt  zugelassen.  Nicht 
jeder  eingetragene  Patentagent  ist  ohne  weiteres  Mitglied  des  Chartered 
Institute  of  Patent-Agents,  vielmehr  gehört  hierzu  noch  eine  besondere 
Aufnahme  in  dieses  Institut,  welches  der  Förderung,  der  Heranbildung, 
der  Stellung,  der  Schulung  der  Patentagenten  sowie  der  Erhaltung  eines 
hohen  Standesbewufstseins  unter  den  Mitgliedern  des  Instituts  zu  dienen 
berufen  ist  Die  Chartered-Patent-Agents  sind  berechtigt,  ihrem  Namen 
die  Buchstaben  C.  P.  A.  beizufügen. 

§  2.  Formelle  Voraussetzungen.  Ein  Patent  auf  eine  Erfindung  setzt 
die  Anmeldung  desselben  bei  der  zuständigen  Behörde  voraus.  Die 
Patentbehörde  ist  das  Patentamt,  welches  zu  dem  Ressort  des  Handels- 
amtes gehört.  Das  Patentamt  steht  unter  der  unmittelbaren  Kontrolle 
eines  Beamten,  welcher  Generalkontrolleur  für  Patent-,  Muster-  und  Handels- 
marken heifst  Im  übrigen  enthalten  über  die  Organisation  der  Patent- 
behörde  die  Sektionen  82  bis  S4  d.  G.  noch  einige  Angaben.    Bei  dem 
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Patentkontrolleur  wird  das  Gesuch  um  Erteilung  eines  Patentes  einge- 
reicht, entweder  persönlich  oder  aber  durch  Übersendung  durch  die  Post. 
Jedes  Gesuch  und  jedes  anderweitige  für  das  Patentamt  bestimmte  Schrift- 
stück kann  mittels  frankierten  Briefes  durch  die  Post  eingesandt  werden, 
und  es  gilt  sodann  das  Gesuch  als  zu  demjenigen  Zeitpunkt  eingereicht 
oder  abgegeben,  zu  welchem  der  dasselbe  enthaltende  Brief  nach  dem 
gewöhnlichen  Gange  der  Posten  hätte  abgeliefert  werden  müssen  (§  97 
d.  G.  und  V.  16  A.). 

Das  Gesuch  muls  nach  §  5  d.  G.  die  Erklärung  über  die  Erfinder- 
qualität und  den  Antrag  auf  Erteilung  eines  Patentes  enthalten.  Dem 
Gesuch  ist  ferner  entweder  eine  vorläufige  oder  vollständige  Specifikation 
beizufügen. 

Die  vorläufige  Specifikation  mufs  das  Wesen  der  Erfindung  be- 
schreiben; derselben  sind,  wenn  erforderlich,  Zeichnungen  beizulegen. 

Die  vollständige  Specifikation,  gleichviel  ob  mit  dem  Gesuch  oder 
nachträglich  eingereicht,  mufs  das  Wesen  der  Erfindung  und  die  Art  ihrer 
Anwendung  ausführlich  beschreiben  und  klarlegen ;  derselben  sind,  wenn 
erforderlich,  Zeichnungen  beizufügen. 

Die  vorläufige  und  vollständige  Specifikation  mufs  mit  dem  Titel 
der  Erfindung  beginnen;  die  vollständige  Specifikation  ist  mit  der  genauen 
Bezeichnung  dessen,  was  als  Erfindung  beansprucht  wird,  abzuschliefsen. 

Sind  der  vorläufigen  Specifikation  Zeichnungen  beigegeben,  so  ge- 
nügt nach  Nr.  2  d.  G.  vom  25.  Juni  1896  bei  der  Einreichung  der  voll- 
ständigen Specifikation  die  Bezugnahme  auf  die  vorläufig  beigegebenen 
Zeichnungen.  Die  Beifügung  von  Zeichnungen  ist  nicht  ein  notwendiges 
Erfordernis  bei  der  Anmeldung.  Eine  Zeichnung  ist  nur  dann  nötig,  wenn 
die  Beschreibung  zur  völligen  Klarlegung  der  Erfindung  der  Unterstützung 
der  Zeichnung  bedarf.  In  der  Beschreibung  selber  darf  eine  Zeichnung 
keinesfalls  aufgenommen  werden.  Genaue  Vorschriften  über  die  Ausfüh- 
rung der  Zeichnung  finden  sich  in  V.  31  bis  33.  Die  Notwendigkeit,  der 
Patentanmeldung  auch  Modelle  beizufügen,  kennt  die  englische  Gesetz- 
gebung nicht 

Ist  ein  Patentgesuch  eingegangen,  so  überweist  es  der  Kon- 
trolleur einem  Prüfungsbeamten  (Examiner);  er  hat  dem  Kontrolleur 
zu  berichten,  ob  das  Wesen  der  Erfindung  genügend  beschrieben  worden 
ist  und  das  Gesuch,  die  Specifikation  und  die  etwaigen  Zeichnungen  in 
der  vorgeschriebenen  Weise  angefertigt  sind,  und  ob  der  Titel  den  Gegen- 
stand der  Erfindung  hinreichend  kennzeichnet  Ist  eine  von  diesen  Voraus- 
setzungen der  Annahme  der  Anmeldung  nicht  erfüllt,  so  lehnt  der  Kon- 
trolleur die  Annahme  ab  oder  fordert  den  Anmelder  auf,  das  Gesuch, 
die  Specifikation  oder  die  Zeichnung  zu  verbessern.  Wird  dieser  Auf- 
forderung Folge  geleistet,  so  gilt  das  Datum  des  Eingangs  de«  berich- 
tigten Gesuches  als  das  Anmeldedatum.    Ingleichen  kann  der  Kontrolleur 
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die  xlnnahme  des  Gesuchs  ablehnen,  weil  die  Erfindung  dem  Gesetze 
oder  der  Sittlichkeit  entgegen  sein  würde.  Gegen  einen  die  unbedingte 
Annahme  des  Gesuches  ablehnenden  Bescheid  steht  dem  Antragsteller  die 
Berufung  an  den  richterlichen  Beamten  (law  officer)  zu.  Als  solche 
fungieren  der  Attorney-General  und  der  Solicitor-General. 

Dieser  hat>  wenn  erforderlich,  den  Gesuchsteller  und  den  Kontrolleur 
zu  vernehmen  und  darüber  zu  entscheiden,  ob  und  eventuell  unter  wel- 
chen Bedingungen  das  Gesuch  anzunehmen  ist  Genaue  Vorschriften 
über  die  Form  der  Berufungseinlegung  und  das  dieselbe  betreffende 
Verfahren,  und  zwar  in  allen  Fällen  der  Berufung  auf  die  Entscheidung 
des  Richters  gegen  irgend  eine  Entscheidung  des  Patentkontrolleur»,  sei 
es  in  ihrer  Gesamtheit  oder  gegen  einen  Teil  derselben,  enthält  die  ein- 
gangs erwähnte  Verordnung  von  1883. 

Die  entgültige  Annahme  des  Gesuches  kann  erst  nach  Einreichung 
der  vollständigen  Specifikation  erfolgen.  Diese  kann  innerhalb  neun 
Monaten  vom  Tage  der  Einreichung  des  ursprünglichen  Gesuches  er- 
folgen. Sind  besondere  Gründe  vorhanden,  so  kann  der  Kontrolleur 
nocli  eine  Nachfrist  höchstens  auf  weitere  drei  Monate  gewähren,  jedoch 
nur  gegen  Zahlung  einer  bestimmten  Gebühr  (s.  8  d.  G.  und  s.  3  d.  G. 
vom  18.  August  1885). 

Wird  nach  einer  vorläufigen  Specifikation  eine  vollständige  einge- 
reicht, so  überweist  der  Kontrolleur  beide  einem  Prüfungsbeamten  zum 
Zwecke  der  Feststellung,  ob  die  vollständige  Specifikation  in  der  vorge- 
schriebenen Weise  angefertigt  worden  ist,  und  ob  die  in  der  vollständigen 
Specifikation  ausführlich  beschriebene  Erfindung  im  wesentlichen  mit  der 
in  der  vorläufigen  Specifikation  dargestellten  übereinstimmt  Ist  eine 
Übereinstimmung  nicht  vorhanden,  so  kann  der  Kontrolleur  Berichtigung 
im  angegebenen  Sinne  verlangen  und  in  Ermangelung  einer  solchen  die 
Annahme  der  Anmeldung  ablehnen.  Gegen  diese  Entscheidung  des  Kon- 
trolleurs steht  dem  Anmelder  die  Berufung  an  den  richterlichen  Beamten 
zu.  Zwischen  der  Einreichung  des  ursprünglichen  Patentgesuches  und 
der  endgültigen  Annahme  der  vollständigen  Specifikation  dürfen  höchstens 
12  Monate  liegen,  bei  deren  Ablauf  das  Gesuch,  sofern  die  vollständige 
Specifikation  nicht  angenommen  ist,  nichtig  wird.  Doch  kann  nach 
s.  3  d.  G.  vom  14.  August  1885  auch  diese  zwölfmonatige  Frist  durch 
den  Kontrolleur  gegen  eine  Gebührenzahlung  um  höchstens  drei  Monate 
verlängert  werden.  Aufserdem  findet  diese  Fristvorschrift  auf  den  Fall 
keine  Anwendung,  dafs  gegen  die  Nichtannahme  des  Gesuches  Berufung 
eingelegt  ist  (s.  9  d.  G.). 

Die  Übereinstimmung  der  in  der  vorläufigen  und  in  der  vollstän- 
digen Specifikation  beschriebenen  Erfindungen  ist  nicht  nur  eine  Voraus- 
setzung der  Patenterteilung,  ihr  Nichtvorhandensein  ist  vielmehr  auch 
ein  Grund  zum  Einspruch  gegen  die  Patenterteilung,  sofern  nämlich  der 


3.  Kapitel.    England.  143 

Einsprechende  behauptet,  dafs  die  vollständige  Specifikation  eine  andere 
Erfindung  beschreibt  oder  beansprucht,  als  die  vorläufige  Specifikation, 
und  dafs  jene  andere  Erfindung  den  Gegenstand  eines  Gesuches  bildet, 
welches  der  Einsprechende  in  dem  Zeitraum  zwischen  der  Hinterlegung 
der  vorläufigen  und  der  Hinterlegung  der  vollständigen  Specifikation 
eingereicht  hat  (s.  11  d.  G.  und  s.  4  d.  G.  vom  24.  Dezember  188S). 

Schliefslich  ist  auch  der  sogen.  Mangel  der  Konformität  der  beiden 
Specifikationen  ein  Grund  zur  Nichtigkeitserklärung  des  Patentes.  Die 
Frage,  in  welchem  Grade  eine  Übereinstimmung  der  vorläufigen  und  der 
endgültigen  Specifikation  vorhanden  sein  mufs,  ist  eine  der  in  der  Praxis 
bedeutungsvollsten  und  für  die  Tragweite  und  Gültigkeit  der  erteilten 
Patente  wichtigsten  des  englischen  Rechtes.1)^ 

Liegt  gegen  die  Form  und  den  Inhalt  des  Gesuches  und  der  endgültigen 
Specifikation  ein  Bedenken  nicht  mehr  vor,  so  wird  der  Gesuchsteller  von 
der  Annahme  des  Gesuches  benachrichtigt  (s.  2  cL  G.  vom  24.  Dezember  1 888). 

Ferner  wird  die  Annahme  der  Specifikation  vom  Kontrolleur  be- 
kannt gemacht  und  das  Gesuch  sowie  die  Specifikation  mit  den  etwa- 
igen Zeichnungen  öffentlich  ausgelegt  (s.  10  d.  G.).  Ist  ein  Gesuch 
endgültig  abgelehnt,  so  dürfen  weder  die  Beschreibung  noch  die  Zeich- 
nungen veröffentlicht  oder  ausgelegt  werden.  Ebensowenig  dürfen 
die  ein  Gesuch  betreffenden  Berichte  des  Examiners  an  den  Kontrolleur 
aufser  einem  gerichtichen  Verfahren  zum  Zwecke  des  Beweises  auf  An- 
ordnung des  Gerichts  zur  öffentlichen  Kenntnisnahme  gebracht  werden 
(s.  9  d.  G.,  s.  4  d.  G.  vom  14.  August  1885). 

Innerhalb  zweier  Monate  vom  Tage  der  Bekanntmachung  der  Annahme 
einer  vollständigen  Specifikation  an  kann  jeder  dem  Patentamte  anzeigen, 
dafs  er  Einspruch  gegen  die  Erteilung  des  Patentes  erhebe  (s.  11  d.  G.). 

Die  Gründe  des  Einspruchs  sind,  wie  schon  erwähnt,  die  unerlaubte 
Patentannahme  seitens  des  Anmelders  von  dem  Einsprechenden  oder  von 
einer  durch  diesen  vertretene  Person,  die  frühere  Patentierung  derselben 
Erfindung  im  Inlande  oder  bei  Nichtübereinstimmung  der  vorläufigen 
und  vollständigen  Specifikation  Anmeldung  der  in  der  vollständigen 
Specifikation  beschriebenen  Erfindung  durch  den  Einsprechenden  zur 
Patentierung  im  Inlande  vor  Einreichung  der  vollständigen  Specifikation. 
Über  die  Rechtmäfsigkeit  des  Einspruchs,  von  dessen  Inhalt  dem  Patent- 
anmelder Kenntnis  gegeben  werden  mufs,  entscheidet  der  Kontrolleur. 
Gegen  diese  Entscheidung  ist  die  Berufung  an  den  richterlichen  Beamten 
zulässig.  Über  die  Anbringung  des  Einspruchs  und  das  Einspruchsver- 
fahren enthalten  die  Sektionen  34  bis  44  d.  V.  eingehende  Vorschriften. 

Liegt  kein  Einspruch  vor  oder  ist  im  Falle  eines  Einspruchs  zu 
Gunsten  der  Erteilung  eines  Patentes  entschieden,  so  veranlafst  der  Kon- 

1)  Zeitschr.  für  gew.  Rcchtssch.  1892  S.  216,  1893  S.  45,  1895  S.  221  und  3*6, 
Gew.  Rechtesch.  und  Urheberr.  1896  S.  144  und  245. 
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trolleur  die  Siegelung  des  Patentes  mh  dem  Siegel  des  Patentamts.  Diese 
Siegelung  muls  in  der  Regel  spätestens  innerhalb  15  Monaten  nach  Ein- 
reichung des  ursprünglichen  Patentgesuches  erfolgt  sein,  bei  Gefahr  der 
Nichtigkeit  dieses  Gesuchs.  Gemafs  s.  31  d.G.  vom  14.  August  1SS5  kann 
diese  Frist  vom  Kontrolleur  gegen  Gebührenzahlung  um  1  bis  3  Monate 
verlängert  werden.  Aufserdeui  findet  diese  Fristbestimmung  von  15  Mo- 
naten keine  Anwendung,  wenn  im  Patenterteilungsverfahren  eine  Berufung 
an  den  richterlichen  Beamten  oder  Einspruch  stattgefunden  hat  In  diesem 
Falle  hat  der  richterliche  Beamte  diesen  Zeitpunkt  der  Siegelung  zu  be- 
stimmen. Ferner  haben,  wenn  der  Anmelder  innerhalb  der  vorbezeich- 
neten 15  Monate  stirbt,  seine  Erben  vom  Todestage  an  eine  zwölfmonatige 
Frist,  um  die  Siegelung  herbeizuführen  (s.  12  d.  G.). 

Jedes  Patent  datiert  vom  Tage  der  Einreichung  des  Patentgesuches. 
Hinsichtlich  des  Inkrafttretens  der  Wirkungen  des  Patentes  siehe  unten 
die  Ausführungen  über  den  zeitlichen  Umfang  des  Patentes  (s.  13  d.  G.). 

Beim  Patentamt  wird  unter  der  Bezeichnung  Patentregister  ein  Buch 
geführt,  in  welches  Name  und  Adresse  der  Patentinhaber  vermerkt  und 
Cessionen  und  Übertragungen  der  Patente,  Lizenzen,  Abänderungen,  Ver- 
längerungen und  Zurücknahme  von  Patenten  eingetragen  werden. 

Von  den  Gebühren,  welche  für  die  Erteilung  oder  Aufrechterhaltung 
von  Patenten  zu  zahlen  sind,  sind  die  hauptsächlichsten,  durch  Verord- 
nung von  1S92  festgesetzten  folgende: 

Bis  zur  Siegelung: 

i.    sh     d 

Bei  Nachsuchung  des  vorläufigen  Schutzes 1     —    — 

Bei  Einreichung  der  vollständigen  Specifikation 3    —    — 

oder: 
Bei  Einreichung  der  vollständigen  Specifikation  mit  dem  ersten 

Gesuch 4    —    — 

Für  die  Einlegung  der  Berufung  von   der  Entscheidung  des 

Kontrolleure  an  den  richterlichen  Beamten 3    —    — 

Für  die  Einlegung  des  Einspruchs  gegen  eine  Patenterteilung     —    10    — 
Für  einen   mündlichen  Termin   vor  dem  Kontrolleur  für  jede 

Partei 1     —    — 

Für   den   Antrag    bei    dem    Handelsamt    auf   Erteilung    einer 

Zwangslizenz 5    —    — 

Für  eine  Erneuerungsurkunde  von  der  Datierung  des  Patentes  an : 
vor  Ablauf  des    4.  Jahres 5    —    — 

V  V  7>5'  V  6        

V  V  7J  "•  T  ' 

»  V  TS  7»  V  8        

,8.        r         9 

,9.       „         10 

„10.        ,         11 

t  v  -n  v      11-  n  12      

,13.       -        14 
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*     sh      d 
Für  Verlängerung  der  Frist  zur  Gebührenzahlung  auf  1  bis   J   * 

3  Monate ]ß_    _ 

Für  Eintragung  einer   Cession,   Übertragung  eines   Vertrages 

oder  einer  Lizenz —    10    — 

Für  die  Benachrichtigung  an  den  Kontrolleur  von  der  Absicht, 

eine  nicht  patentierte  Erfindung  gemäfs  s.  39  auszustellen     —    10    — 

Für  eine  Recherche  oder  für  eine  Bestätigung —      1    — 

Für  die  offiziellen  Abschriften,  Kopien  für  100  Worte  (min- 
destens  1  Shilling) —    —      4 

Vor  Ablauf  der  ersten  4  Jahre  bezw.  der  darauf  folgenden  Jahre 
mufs  der  Patentinhaber,  wenn  er  die  fernere  Aufrechterhaltung  des  Pa- 
tentes bis  zur  Höchstdauer  von  14  Jahren  wünscht,  die  oben  angegebenen 
jährlichen  Taxen  zahlen.  Über  die  vorsehriftsmäfsige  Zahlung  aller  in 
Betracht  kommenden  Gebühren  erhält  der  Zahlende  Quittung.  Nicht- 
zahlung der  Gebühren  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Fristen  hat  ein 
Erlöschen  des  Patentes  zur  Folge.  Jedoch  kann,  wenn  dieselbe  aus  Zufall, 
Irrtum  oder  Unachtsamkeit  eingetreten  ist,  auf  Antrag  der  Kontrolleur 
eine  Nachfrist  bis  zu  3  Monaten  gewähren  gegen  Zahlung  einer  Ver- 
längerungsgebühr, jedoch  so,  dafs  Patentverletzungen  in  der  Zeit  zwischen 
Fälligkeit  und  nachträglicher  Zahlung  der  Gebühren  nicht  zum  Schaden- 
ersatz verpflichten  (s.  17  d.  G.,  s.  45  bis  51  d.  V.). 

Wie  schon  oben  erwähnt,  werden  die  Patentgesuche,  Beschreibungen 
und  Zeichnungen  nach  ihrer  definitiven  Annahme  bekannt  gemacht  und 
öffentlich  ausgelegt  Ebenso  werden  die  noch  unten  zu  besprechenden 
Abänderungen  der  Specifikation  bekannt  gemacht  (s.  21  d.  G.). 

Zu  diesem  Zwecke  werden  Kopien  aller  eingereichten  Specifikationen, 
Zeichnungen  und  Zusätze  dem  Edinburger  Museum  für  Wissenschaft  und 
Kunst  sowie  der  Eegisterbehörde  der  Kanzleiabteilung  in  Irland  und 
dem  Rollenamt  der  Insel  Man  übersandt.  Auch  werden  gegen  Zahlung 
bestimmter  Gebühren  Jedem  auf  dessen  Verlangen  beglaubigte  Kopien 
und  Auszüge  erteilt  Das  Patentregister  steht  Jedermann  zur  Einsicht 
offen.  Ingleichen  werden  auf  Verlangen  Jedermann  gegen  Zahlung  der 
vorgeschriebenen  Gebühr  beglaubigte  Abschriften  der  Registereinträge  er- 
teilt, welche  vor  den  Gerichten  prima  facie  Beweis  machen  (s.  10,  21, 
100,  88,  89  d.  G.,  s.  78  und  79  d.  V.). 

Der  Kontrolleur  veröffentlicht  eine  periodische  illustrierte  Zeitschrift 
über  die  patentierten  Erfindungen,  welche  auch  Berichte  über  die  Gerichts- 
entscheidungen in  Patentangelegenheiten  und  andere  das  Patentwesen  be- 
treffende Mitteilungen  enthält.  Diese  Zeitschrift  erscheint  dreimal  wöchent- 
lich in  drei  gesonderten  Abteilungen  unter  der  Bezeichnung  The  illustrated 
official  Journal  (a.  Patents;  b.  Abridgments;  c.  Reports  of  Patents,  Designs 
and  Trade  Marks  cases). 

Stephan,  Urheberrecht  10 
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fahren»  die  höchste  Instanz  beim  Patentamte;  jedoch  sind  gegen  seine 
Entscheidung  noch  weitere  Rechtsmittel  bei  den  Gerichten  gegeben.  Er 
hat  alle  Obliegenheiten  in  Beziehung  auf  die  Bewilligung  und  Verleihung 
von  Patenten  zu  überwachen  und  zu  vollziehen.  Sein  Stellvertreter  ist 
der  Assistant  Commissioner.  Die  Oberexaminatoren  haben  auf  die  schrift- 
liche Berufung  eines  Appellanten  hin  die  angefochtene  Entscheidung  der 
Examinatoren  über  Patentgesuche  und  Gesuche  um  Patenterneuerungen 
und  Einsprüche  zu  prüfen  und  darüber  zu  befinden,  auf  Verlangen  des 
Kommissars  Anträge  auf  Patentverlängerungen  zu  prüfen  sowie  auch 
andere  Obliegenheiten  zu  vollziehen,  welche  ihnen  der  Commissioner  zu- 
weist. Die  Examinatoren  und  deren  Hilfsarbeiter  haben  die  Prüfung  der 
Patentgesuche  zu  besorgen.  Der  Erledigung  des  Schreibwerks  dienen  die 
Sekretäre  und  deren  Hilfsarbeiter  unter  der  Oberaufsicht  des  Obersekretärs. 

Das  Verfahren  ist  folgendes: 

Formelle  Prüfung.  Ist  das  Patentgesuch  eingereicht,  so  wird  es 
zunächst  in  dem  Bureau  des  Obersekretärs  auf  das  Vorhandensein  der 
formellen  Voraussetzungen  hin  geprüft,  d.  h.  es  wird  nicht  als  vollständig 
betrachtet  und  nicht  auf  die  Rolle  zur  Prüfung  gebracht,  solange  die 
Gebühr  nicht  eingezahlt,  die  Beschreibung,  das  Gesuch  und  der  Eid  nicht 
vorschriftsmäfsig  vollzogen,  eingereicht  und  die  Zeichnungen  und  ein 
Modell  oder  Proben  (wenn  erforderlich)  nicht  beigebracht  sind.  Ist  eins 
dieser  Erfordernisse  nicht  erfüllt,  so  kann  der  Anmelder  das  Gesuch 
noch  ergänzen. 

Nach  §  4894  Rev.  St.  (s.  32)  sollten  alle  Patentgesuche  innerhalb 
2  Jahren  nach  der  Einlegung  vervollständigt  und  zur  Prüfung  vor- 
bereitet werden;  geschah  dies  nicht,  so  sollte  das  Gesuch  als  aufge- 
geben betrachtet  werden,  sofern  der  Anmelder  nicht  nachwies,  dafs  die 
Verzögerung  unvermeidlich  war.  Diese  Bestimmung  ist  durch  §  4  des 
Gesetzes  vom  3.  März  1897  insofern  abgeändert,  als  die  Vervollständigungs- 
frist von  2  Jahren  auf  ein  Jahr  herabgesetzt  ist;  ingleichen  gilt  das 
Patentgesuch  als  aufgegeben,  wenn  der  Bewerber  innerhalb  eines  Jahres 
nach  einer  bezüglich  desselben  erlassenen  Verfügung  das  Patentgesuch 
weiter  zu  verfolgen  unterläßt 

Nachdem  die  Prüfung  der  formellen  Seite  der  Anmeldung  erledigt 
ist,  wird  dieselbe  in  die  Prüfungsrolle  eingetragen  und  dem  Examinator 
derjenigen  Klasse  zugestellt,  in  welche  der  Gegenstand  der  Anmeldung 
gehört.  Zum  Zwecke  der  Prüfung  sind  nämlich  die  sämtlichen  den 
Gegenstand  von  Erfindungen  bildenden  Objekte  in  2S0  Hauptklassen 
und  diese  wiederum  in  zahlreiche  Unterklassen  eingeteilt  Der  Exami- 
nator unterzieht  die  ihm  zugehende  Patentanmeldung  mit  Unterstützung 
seiner  Hilfsarbeiter  einer  Prüfung;  diese  richtet  sich  in  erster  Linie  dar- 
auf, ob  die  Anmeldung  nach  jeder  Richtung  hin  verständlich  ist. ]) 

1)  Wedding,  Das  Verfahren  bei  der  Patenterteilung.    Berlin  189 1. 
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Sofern  sich  eine  Unklarheit  in  Beschreibung  oder  Zeichnung  heraus- 
stellt, wird  der  Anmelder  zur  Abstellung  dieses  Mangels  aufgefordert. 
Bei  Bemängelung  der  Zeichnungen  wird  ihm  event.  anheimgestellt,  die 
erforderlichen  Zeichnungen  durch  das  Amt  herstellen  zu  lassen.  Die 
Verfügungen  an  den  Anmelder  ergehen  im  Namen  des  Examinators,  die 
Antworten  sind  jedoch  sämtlich  an  den  Kommissar  zu  richten. 

Materielle  Prüfung.  Nach  Erledigung  dieser  Vorprüfung  erfolgt 
gemäfs  §  4893  Rev.  St.  (s.  3)  die  eigentliche  Prüfung  darauf,  ob  der  an- 
gemeldete Gegenstand  patentfähig,  d.  h.  neu  und  hinlänglich  nützlich 
und  wichtig  ist.  Die  zu  einer  und  derselben  Klasse  gehörigen  Anmel- 
dungen werden,  soweit  sie  praktisch  ausführbar  sind,  in  der  Ordnung 
geprüft  und  erledigt,  in  welcher  die  betreffenden  Patentgesuche  vollständig 
eingereicht  worden  sind.  Einzelne  Arten  von  Anmeldungen  geniefsen  in 
dieser  Beziehung  einen  Vorzug,  so  insbesondere  Erfindungen,  welche  be- 
sonders wichtig  für  einen  Zweck  des  öffentlichen  Dienstes  erachtet  werden, 
und  hinsichtlich  deren  ein  diesbezüglicher  Antrag  von  der  Regierung  ge- 
stellt ist,  sowie  die  Anträge  auf  Reissues,  Anmeldungen,  welche  zum 
Interferenceverfahren  zu  führen  geeignet  sind,  und  die  Anmeldungen  auf 
Musterpatente  (R.  63—64). 

Der  Verkehr  zwischen  dem  Patentamte  und  dem  Publikum  erfolgt 
im  allgemeinen  schriftlich,  jedoch  ist  es  den  Interessenten  auch  freige- 
stellt, zwecks  persönlicher  Aussprache  mit  dem  Examinator  in  Verkehr 
zu  treten,  sofern  die  formelle  Fertigstellung  der  Anmeldung  erfolgt  ist. 
Im  weiteren  Verfahren  sind  auch  die  Oberexaminatoren  und  der  Patent- 
kommissar in  regelmäfsigen  Tagesstunden  für  das  Publikum  zu  sprechen 
(R.  151  u.  152).  Die  Prüfung  erfolgt  in  erster  Linie  auf  Neuheit,  und 
es  werden  dabei  die  amerikanischen  Patentschriften  bezw.  deren  Zeich- 
nungen, des  weiteren  aber  auch  fremde  Patentschriften,  namentlich  eng- 
lische und  deutsche,  sowie  die  einschlägige  Litteratur  in  Betracht  ge- 
zogen. Genügen  die  Patentansprüche  oder  die  Beschreibung  nicht  den 
Anforderungen  des  Examinators,  oder  liegt  der  Fall  einer  Kollission  mit 
einer  früheren  Patentanmeldung  vor,  so  wird  der  Patentsueher  darauf 
hingewiesen  und  eventuell  zu  Abänderungen  aufgefordert  Die  Prüfung 
richtet  sich  aufser  auf  Neuheit  auch  auf  die  Wichtigkeit  und  Nützlich- 
keit und  schlielslich  auch  darauf,  ob  ein  Erfindungsgedanke  vorliegt. 
Jedoch  verfolgt  dabei  das  amerikanische  Patentamt  den  Grundsatz,  dafs 
im  Zweifel  zu  Gunsten  des  Erfinders  zu  entscheiden  ist.1) 

Der  Examinator  hat,  sofern  er  sachliche  Bedenken  hat,  insbesondere 
wenn  er  eine  Abänderung  oder  Einschränkung  der  Patentansprüche  erfor- 
dert, um  das  Patent  im  Verhältnis  zu  schon  bekannten  oder  geschützten 
erteilen  zu  können,  dem  Anmelder  davon  Nachricht  zu  geben  und  dabei 
seine  materiellen  Einwendungen  sämtlich  gleichzeitig  vorzubringen  (R.  64). 
1)  Gewerblicher  Rechtsschutz  und  Urheberrecht,  1897.   No.  7.   S.  250. 
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2.  Durch  die  Patenterteilung  wird  ein  ausländisches  Fahrzeug  nicht 
gehindert,  in  den  inländischen  Gewässern  die  Erfindung  für  die  Zwecke 
der  Schiffahrt  zu  benutzen  (s.  43  d.  6.). 

3.  Die  Beamten  oder  staatlichen  Verwaltungsbehörden  können  nach 
s.  27  d.  G.  jederzeit  nach  der  Anmeldung  eines  Patentes  die  Erfindung 
im  Interesse  des  Staatsdienstes  benutzen,  und  zwar  gegen  eine  vorher  oder 
nachher  festzusetzende  Vergütung  des  Patentinhabers;  aufserdem  kann  nach 
s.  44  d.  G.  der  Erfinder  einer  Verbesserung  an  militärischen  Ausrüstungen 
oder  Bewaffnungsgegenständen  dem  Staatssekretär  für  das  Kriegsdeparte- 
ment die  Rechte  aus  der  Erfindung  übertragen,  und  dieser  ist  sodann 
befugt,  das  Patent  anzumelden  und  den  Kontrolleur  zu  benachrichtigen, 
dafs  im  Interesse  des  Staates  die  Geheimhaltung  geboten  ist  In  solchem 
Falle  werden  die  Specifikation  und  die  Zeichnungen  sowie  etwaige  spä- 
tere Abänderungen  versiegelt  übergeben  und  nicht  veröffentlicht  Eine 
Klage  oder  ein  sonstiges  Verfahren  auf  Zurücknahme  eines  solchen 
Patentes  ist  unstatthaft. 

Das  Recht  auf  ausschliefsliche  Verwertung  der  patentierten  Erfindung 
steht  nicht  schlechthin  dem  Erfinder  zu,  sondern  demjenigen,  welcher 
auf  Grund  seiner  Erfindung  ein  Patent  erlangt  hat.  Wird  dieselbe  Er- 
findung nacheinander  von  mehreren  Personen  zur  Anmeldung  gebracht, 
so  entsteht  ein  Kollisionsfall,  in  welchem  die  Priorität  der  Erfindung 
mafsgebend  ist.  Wird  nach  Eingang  eines  Gesuchs,  aber  vor  Siegelung 
eines  Patentes  ein  anderes  Patentgesuch  eingereicht,  dessen  Specifikation 
denselben  oder  einen  ähnlichen  Titel  trägt,  so  kann  der  Kontrolleur 
innerhalb  zwei  Monaten  nach  Bewilligung  eines  Patentes  auf  die  erste 
Anmeldung  nach  eigenem  Ermessen  entweder  ablehnen,  dem  zweiten 
Antrag  Fortgang  zu  geben,  oder  aber  die  Abtretung  des  etwa  darauf  be- 
willigten Patentes  gestatten  (No.  2  d.  G.  vom  24.  Dezember  1SSS). 

Ist  ferner  eine  Erfindung  von  einer  Person  angemeldet,  welche  that- 
sächlich  nicht  Erfinder  derselben  war,  vielmehr  betrüglicherweise  die  Er- 
findung einer  anderen  Person  entnommen  hat,  so  kann  auf  Grund  dieser 
Thatsache  nicht  nur  von  dem  wahren  Erfinder  oder  dessen  Beauftragten 
gegen  die  Erteilung  des  Patentes  Einspruch  erhoben,  sondern  auch  auf 
Zurücknahme  des  erteilten  Patentes  geklagt  werden.  Ingleichen  kann 
die  Zurücknahme  des  Patentes  von  demjenigen  gefordert  werden,  welcher 
behauptet,  dafs  er  oder  ein  Anderer,  für  den  er  auftritt,  der  wahre  Er- 
finder der  von  dem  Patentinhaber  beanspruchten  Erfindung  sei  Ist  ein 
Patent  betrüglicherweise  auf  eine  dem  wahren  Erfinder  entnommene  Er- 
findung angemeldet,  und  ist  daraufhin  ein  Patent  erteilt,  so  steht  diese 
Patenterteilung  dem  Patent  des  wahren  Erfinders  nicht  entgegen,  selbst 
wenn  letzteres  später  erteilt  ist.  Ebensowenig  schadet  der  Neuheit  der 
von  dem  wahren  Erfinder  angemeldeten  Erfindung  die  Thatsache,  dafs 
dieselbe  Erfindung  von  einem  Anderen  dem  wahren  Erfinder  betrüglich 
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entnommen,  zum  Patent  angemeldet  und  nach  der  Anmeldung,  aber  vor 
der  Siegelung  des  Patentes  von  dem  Entnehmer  im  Inlande  offenkundig 
benutzt  oder  veröffentlicht  ist  (s.  35  d.  G.).  Im  übrigen  steht  aber  der 
Eintragung  eines  Patentes  die  Thatsache  entgegen,  dafs  die  Erfindung 
zufolge  eines  früheren  Gesuchs  im  Inlande  bereite  patentiert  ist,  ein  Um- 
stand, der  auch  einen  Grund  zur  Klage  auf  Zurücknahme  bildet 

Der  Schutz  des  Patentinhabers  gegen  Patentverletzung  besteht  nur 
in  denjenigen  Grenzen,  in  denen  das  Patent  selber  zu  Recht  besteht. 
Daher  darf,  wenn  eine  Abänderung  der  Specifikation  im  Wege  der  Ver- 
zichtleistung, Richtigstellung  oder  weiteren  Ausführung  auf  Grund  des 
Gesetzes  gestattet  ist,  wegen  Benutzung  der  Erfindung  vor  der  Verzicht- 
leistung u.  s.  w.  durch  einen  Dritten  dem  Patentinhaber  eine  Entschädigung 
nicht  zugebilligt  werden,  wenn  er  dem  Gericht  nicht  nachweist,  dafs  der 
ursprüngliche  Patentanspruch  in  gutem  Glauben  und  mit  angemessener 
Geschicklichkeit  und  Sachkenntnis  abgefafst  war. 

Dem  Anspruch  des  Patentinhabers  auf  ausschliefsliche  Benutzung 
des  Patentes  steht  das  Recht  der  Allgemeinheit  auf  Schutz  gegen  Patent- 
anmafsung  gegenüber.  Daher  gewährt  das  Gesetz  in  s.  32  d.  G.  Abhilfe 
gegen  grundlose  Bedrohung  mit  gerichtlicher  Verfolgung,  insofern,  wenn 
Jemand  unter  der  Behauptung,  Inhaber  eines  Erfindungspatentes  zu  sein, 
mittels  Cirkular,  Ankündigungen  oder  in  anderer  Weise  einen  Anderen 
bedroht,  ihn  wegen  behaupteter  Herstellung,  Benutzung,  Verkaufs  oder 
Ankaufs  der  Erfindungen  gerichtlich  zu  verfolgen  oder  zur  Verantwortung 
zu  ziehen,  die  dadurch  betroffene  Person  gegen  den  Bedrohenden  auf 
Untersagung  derartiger  Drohung  sowie  auf  Ersatz  des  erlittenen  Schadens 
klagen  kann,  es  sei  denn,  dafs  die  bedrohende  Person  den  Prozefs  wegen 
Patentverletzung  mit  dem  gehörigen  Eifer  anstellt  und  verfolgt  Aufser- 
dem  wird  nach  s.  5  d.  G.,  wer  einen  von  ihm  verkauften  Gegenstand,  auf 
den  ein  Patent  nicht  erteilt  worden  ist,  als  patentiert  bezeichnet,  für  jedes 
solche  Vorgehen  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5  Pfund  bestraft 

Jedes  Patent  hat  im  ganzen  Vereinigten  Königreich  und  auf  der 
Insel  Man  Gültigkeit;  dagegen  bewirkt  die  Patenterteilung  in  England 
nicht  auch  den  Schutz  in  den  englischen  Kolonien.  Hinsichtlich  dieser 
sind  vielmehr  in  Sektion  103  Sondervereinbarungen  vorgesehen;  solche 
sind  auch  hinsichtlich  des  Verhältnisses  Englands  zu  anderen  Staaten 
vorgesehen  (s.  unten). 

Patente  werden  auf  höchstens  14  Jahre  erteilt;  ohne  besonderen  An- 
trag besteht  der  Erfindungsschutz  auf  Grund  der  erstmaligen  Anmeldung 
und  Gebührenzahlung  zunächst  auf  4  Jahre.  Soll  der  Schutz  weiterhin 
aufrecht  erhalten  werden,  so  mufs  vor  Ablauf  jedes  Jahres  eine  Jahres- 
taxe gezahlt  werden. 

Ausnahmsweise  kann  der  Patentinhaber  durch  Gesuch  an  den  Ge- 
heimen Rat  eine  Verlängerung  seines  Patentschutzes  auch  noch  über  die 


150  Erstes  Buch.   Die  Patentrechte. 

Grenze  von  14  Jahren  hinaus  erlangen,  sofern  nämlich  die  Erfindung  von 
großem  Wert  für  das  Publikum  ist  und  der  Gewinn,  den  der  Patent- 
inhaber erzielt  hat,  im  Verhältnis  dazu  nur  gering  ist  Gegen  eine  solche 
Verlängerung  kann  Jedermann  Einspruch  erheben,  und  der  Geheime  Eat 
entscheidet  nach  Anhörung  der  Beteiligten  und  unter  Prüfung  aller  in 
Betracht  kommenden  Verhältnisse  (s.  25  d.  G.).  Eingehende  Vorschriften 
über  das  diesbezügliche  Verfahren  enthält  V.  49  bis  51. 

Übrigens  ist  der  Fall  der  Gewährung  einer  solchen  Fristverlängerung 
ungemein  selten,  und  es  dürfte  insbesondere  dann  kaum  eine  solche  erteilt 
werden,  wenn  die  im  Auslande  auf  denselben  Gegenstand  erteilten  Patente 
schon  vor  Ablauf  des  englischen  Patentes  erloschen  und  damit  die  Er- 
findung im  Auslande  frei  geworden  ist1) 

§  4.  Gerichtlicher  Schutz  des  Patentrechte«.  Über  das  Verfahren  vor 
den  richterlichen  Beamten  auf  Berufung  gegen  die  Entscheidung  des 
Kontrolleurs  sind,  wie  schon  hervorgehoben,  in  der  diesbezüglichen  Ver- 
ordnung von  18S3  Vorschriften  gegeben. 

Für  die  Klagen  sowohl  wegen  Nichtigkeit  bezw.  Zurücknahme  des 
Patentes,  wie  wegen  Patentverletzung  sind  die  ordentlichen  Gerichte  zu- 
ständig. Die  Prozesse  werden  zunächst  beim  Hohen  Gerichtshof  (High 
Court  of  Justice  Charcery-Division)  anhängig  gemacht  und  kommen  da- 
selbst lediglich  vor  einem  Richter  zur  Verhandlung.  Auf  Antrag  der 
Parteien  und  auf  deren  Kosten  mufs  das  Gericht  einen  technischen 
Sachverständigen  hinzuziehen.  Nachdem  vor  dem  Richter  öffentlich  ein 
Zeugenverhör  stattgefunden  hat,  erfolgt  der  Urteilsspruch.  Gegen  diesen 
kann  beim  Beschwerdegerichtshof  (Court  of  Appeal)  Widerspruch  erhoben 
werden.  Dieser  Gerichtshof  besteht  aus  drei  Richtern;  von  ihnen  wird 
lediglich  das  im  Vorverfahren  vorgebrachte  Material  einer  abermaligen 
Prüf  ung  unterzogen.  Beibringung  neuer  thatsächlicher  Angaben  oder  auch 
neuer  rechtlicher  Begründung  ist  nicht  statthaft  Gegen  die  Entscheidung 
dieses  Gerichtshofes  ist  schliefslich  noch  die  Berufung  an  das  House  of 
Lords  zulässig.  Detaillierte  Vorschriften  über  das  Verfahren  enthalten 
s.  2S  bis  32  d.  G. 

Wichtig  ist  der  ausgedehnte  Gebrauch  der  Befugnis  zum  Erlafs  einst- 
weiliger Verfügungen  seitens  der  Gerichte  sowohl  zu  Gunsten  der  Patent- 
inhaber, als  auch  zu  Gunsten  der  auf  Grund  angeblichen  Patentrechtes 
oder  aber  auch  auf  Grund  wirkliehen  Patentrechtes  unrechtmäfsig  in  ihrer 
Gewerbefreiheit  Bedrohten.2) 

Hervorzuheben  ist,  dafs  die  zur  Anhängigmachung  eines  Prozesses 
erforderliche  Zustellung  der  Klageladung  an  den  Gegner  nur  ausnahms- 

1)  Yergl.  Zoits*ohr.  für  gew.  Rechtsten.  1S95,  S.  1TS.  —  Gew.  Rechtssch.  und  Urhr. 
ISOT,  Nr.  2,  S.tiO. 

2»  Yergl.  Zcitschr.  für  gew.  Rechtsten.  1>95.  S.  360.  —  Gew.  Rechtsech,  und  Urhr. 
tsw,  S.404  und   1S97,  S.  255. 
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weise,  d.  h.  nur  auf  Grund  einer  dahingehenden  gerichtlichen  Verfügung, 
im  Auslande  erfolgen  darf.1) 

§  5.  Übertragbarkeit,  Zurücknahme,  Erlösohen  und  Nullität.  Sowohl 
das  Recht  auf  Anmeldung  eines  Patentes,  als  auch  das  Recht  aus  der  An- 
meldung oder  aus  der  Patenterteilung  ist  übertragbar.  Wie  schon  vor- 
erwähnt, können  mehrere  Personen  gemeinsam,  von  denen  nur  eine  oder 
einige  wahre  Erfinder  sind,  eine  Erfindung  zum  Patent  anmelden.  Ferner 
kann,  wenn  der  Erfinder  vor  der  Anmeldung  verstorben  ist,  die  Erfindung 
von  dem  Rechtsnachfolger  angemeldet  werden  (s.  34  d.  6.). 

Auch  geht,  wenn  der  Erfinder  zwar  nach  der  Anmeldung,  aber  vor 
der  Siegelung  verstirbt,  das  Recht  auf  Erteilung  des  Patentes  auf  die 
Erben  über,  welche  von  dem  Tode  des  Gesuchstellers  an  eine  zwölfmona- 
tige Frist  zur  Erlangung  der  Siegelung  haben.  Schliefslich  kann  auch 
das  eingetragene  Patent  auf  einen  Anderen  übertragen  werden.  Es  er- 
langt aber  Dritten  gegenüber  nur  durch  die  Eintragung  des  Übergangs 
in  das  Patentregister  Wirkung.  Erlangt  Jemand  durch  Cession,  Über- 
tragung oder  durch  einen  anderen  Akt  ein  Recht  auf  ein  Patent,  so  hat 
der  Kontrolleur  auf  Antrag  und  auf  Grund  eines  glaubwürdigen  Nach- 
weises des  Rechtsüberganges  die  Eintragung  dieser  Person  als  des  Eigen- 
tümers des  Patentes  zu  veranlassen.  Nur  die  jeweilig  als  Eigentümer 
eingetragene  Person  ist  zu  allen  Verfügungen  über  das  Patentrecht  be- 
fugt (s.  87  d.  G.).  Genaue  Vorschriften  über  die  Eintragungen  von  Ver- 
besserungen u.  s.  w.  in  das  Patentregister  enthält  s.  68  bis  72  d.V. 

Übrigens  darf  der  Kontrolleur  nur  fest  erfolgte  Übertragungen  in 
das  Register  eintragen,  dagegen  nicht  auch  indirekt  oder  stillschweigend 
ausgedrückte  widerrufliche  Übertragungen  (s.  85  d.  G.). 

Die  Übertragung  kann  eine  vollständige  oder  auch  eine  teilweise 
sein,  sie  kann  zeitlich  wie  räumlich  beschränkt  sein,  ferner  kann  sie 
auch  lediglich  in  der  Erteilung  einer  Lizenz  bestehen.  Abweichend  vom 
deutschen  Recht  müssen  auch  Lizenzen  in  das  Patentregister  eingetragen 
werden  (V.  77). 

Die  Nichterfüllung  der  für  die  Lizenzerteilung  vereinbarten  Gegen- 
leistung begründet  nicht  ohne  weiteres  ein  Recht  auf  Widerruf  der  Lizenz.2) 

Das  Patentrecht  endigt 

1.  durch  Ablauf  der  Zeit, 

2.  durch  Nichtzahlung  der  Gebühren  (s.  17  d.  G.), 

3.  durch  Verzicht, 

4.  durch  Zurücknahme. 

Die  Zurücknahme  kann  nur  auf  Grund  eines  gerichtlichen  Urteils 
erfolgen.  Dieses  kann  jedoch  sowohl  von  Amts  wegen  herbeigeführt 
werden,  als  auch  durch  eine  interessierte  Privatpartei.   Es  kann  nämlich 

1)  Vergl.  Gew.  Rechtssch.  und  ürhr.  1896,  S.  144. 

2)  Gew.  Rechtssch.  und  Urhr.  1896,  S.  322  u.  404;  1897,  S.255. 
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der  Generalanwalt  (Attorney-General)  oder  dessen  Beauftragter  auf  Zu- 
rücknahme eines  Patentes  klagen. 

Eine  Privatpartei  kann  auf  Zurücknahme  klagen,  weil  das  Patent 
unter  betrügerischer  Verletzung  der  Rechte  des  Klagenden  oder  einer  von 
ihm  vertretenen  Person  erlangt,  oder  weil  der  Klagende  oder  eine  von 
ihm  vertretene  Person  der  wahre  Erfinder  sei,  oder  weil  die  Erfindung 
schon  vor  der  Patentanmeldung  im  Inlande  öffentlich  hergestellt,  benutzt 
oder  verkauft  sei.  Wie  schon  oben  erwähnt,  betrachtet  die  Praxis  auch 
die  Thatsache  der  Nichtübereinstimmung  der  vorläufigen  und  der  voll- 
ständigen Specifikation  sowie  die  Vorpatentierung  derselben  Erfindung 
im  Inlande  als  einen  hinreichenden  Nichtigkeitsgrund. 

Der  Anspruch  auf  Zurücknahme  wird  in  der  Regel  gleichzeitig  mit 
einer  Patentverletzungsklage  in  Form  einer  auf  Zurücknahme  gehenden 
Einwendung  zur  Geltung  gebracht,  und  zwar  wird  er  von  dem  zur  Ent- 
scheidung über  die  Patentverletzung  berufenen  Gerichtshof  gleichzeitig 
abgeurteilt  (im  Gegensatz  zum  deutschen  Recht,  welches  das  Nichtigkeits- 
verfahren den  ordentlichen  Gerichten  entzogen  hat  Detaillierte  Vor- 
schriften enthält  s.  26  d.  G.). 

Es  herrscht  in  dem  Nichtigkeitsverfahren  der  Grundsatz,  dafs  der 
Nichtigkeitskläger  alle  von  ihm  geltend  zu  machenden  Nichtigkeitsgründe 
und  die  Beweismittel  dazu  auf  einmal  geltend  machen  mufs,  und  dafs 
er  nicht  etwa  nacheinander  verschiedene  Gründe  geltend  machen  darf.1) 
Unzulässig  ist  nach  englischem  Recht  der  Anspruch  auf  teilweise 
Nichtigkeitserklärung,  sodafs  ein  Patent  nur  dann  vollberechtigt  ist, 
wenn  der  Patentanspruch  in  seinem  ganzen  Umfange  oder,  falls  meh- 
rere Patentansprüche  vorhanden  sind,  sämtliche  Ansprüche  in  ihrem 
ganzen  Umfange  als  vollgültig  anerkannt  werden  müssen.  Jedoch  steht 
einem  Patentinhaber,  dessen  Patent  für  nichtig  erklärt  wird,  weil  ein  Teil 
des  Anspruches  oder  einer  oder  mehrere  der  verschiedenen  Ansprüche 
nicht  patentfähig,  während  ein  anderer  Teil  des  Anspruches  oder  andere 
der  mehreren  Ansprüche  patentfähig  waren,  das  Recht  zu,  nach  Erledigung 
■des  Prozesses  in  Form  einer  Verzichtleistung  (Disclaimer)  auf  die  nicht 
aufrecht  zu  erhaltenden  Teile  des  Patentes  die  begründeten  Teile  des 
Patentanspruches  oder  die  begründeten  Ansprüche  aufrecht  zu  erhalten.2) 
Wird  im  Zurücknahmeverfahren  die  Gültigkeit  des  Patentes  festge- 
stellt, so  erläfst  der  Richter  eine  Gültigkeitserklärung  des  Patentes.3) 

Nach  §  4  d.  G.  ist  Jeder,  ob  britischer  Unterthan  oder  nicht,  berech- 
tigt, ein  Patent  nachzusuchen.  Der  Neuheit  des  Patentes  steht  aber  die 
Veröffentlichung  des  Gegenstandes  der  Erfindung  durch  Druckschriften 
oder  Zeichnungen  vor  der  Anmeldung  des  Patentes  entgegen.    Als  solche 

1)  Gew.  Rechtssch.  u.  Urhr.  1896,  S.  144. 

2)  Zeitschr.  f.  gew.  Rechtssch.  1895,  S.  150  u.  Gew.  Rechtssch.  u.  Urhr.  1896,  S.  323. 

3)  Zeitschr.  f.  gew.  Rechtssch.  1895,  S.96  u.  Gew.  Rechtssch.  u.  Urhr.  1896,  S.  143. 
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werden  in  der  Regel  auch  die  Veröffentlichungen  betrachtet,  welche  im 
Verlaufe  einer  im  Auslande  erfolgenden  Patenterteilung  statthaben,  sofern 
dieselben  an  sich  geeignet  sind,  jedem  Sachverständigen  die  Erfindung 
hinreichend  zu  verdeutlichen.  Nach  s.  103  steht  nun  den  Angehörigen 
derjenigen  Staaten,  mit  denen  seitens  der  Regierung  eine  diesbezügliche 
Abmachung  getroffen  ist,  hinsichtlich  der  von  ihnen  in  ihrem  Heimat- 
staate zur  Patentierung  angemeldeten  Erfindungen  anderen  Gesuchstellern 
gegenüber  ein  Vorrecht  auf  ein  Patent  für  dieselbe  Erfindung  auch  in 
England  in  Gemäfsheit  des  englischen  Patentgesetzes  zu.  Ein  solches 
Patent  oder  eine  solche  Eintragung  wird  von  dem  Tage  datiert,  an 
welchem  in  dem  fremden  Staate  die  Anmeldung  erfolgt  ist.  Hierbei 
wird  vorausgesetzt,  dafs  das  betreffende  Gesuch,  wenn  es  sich  um  ein 
Patent  handelt,  innerhalb  7  Monaten  von  dem  Tage  an  eingereicht  wird, 
an  welchem  der  Schutz  in  dem  fremden  Staate  nachgesucht  wurde,  mit 
dem  die  Vereinbarung  besteht.  Die  während  der  oben  bezeichneten  Frist 
im  Vereinigten  Königreich  oder  auch  auf  der  Insel  Man  erfolgte  Ver- 
öffentlichung einer  Beschreibung  der  Erfindung  oder  erfolgte  Benutzung 
derselben  hat  die  Ungültigkeit  des  auf  die  Erfindung  etwa  zu  erteilenden 
Patentes  nicht  zur  Folge.  Eine  derartige  Konvention  besteht  mit  Deutsch- 
land nicht,  wohl  aber  mit  allen  der  Pariser  Union  angehörigen  Staaten.1) 

Statistik.  Nach  dem  jährlichen  Bericht  des  englischen  Patentamtes 
beziffern  sich  die  Anmeldungen  auf  Patente  1897  auf  30958;  der  Zu- 
wachs an  Anmeldungen  gegenüber  dem  Vorjahr  beträgt  765,  d.  h.  2,5  Proz., 
während  im  Jahre  1896  gegenüber  1895  der  Zuwachs  5131,  d.  h.  20,5  Proz. 
betrug,  allerdings  meistens  mit  provisorischen  Specifikationen,  während 
der  Zuwachs  1897  wesentlich  Anmeldungen  mit  definitiven  Specifika- 
tionen betrifft 

Von  den  9983  Patenten,  welche  1884  nach  Einführung  der  bei 
weitem  billigeren  Taxen  gegenüber  der  früheren  Gesetzgebung  erteilt 
wurden,  sind  4,5  Proz.  bis  zum  Ablauf  der  14jährigen  Schutzfrist  auf- 
recht erhalten,  während  von  den  im  Jahre  1883  unter  der  alten  Gesetz- 
gebung erteilten  3898  Patenten  6  Proz.  bis  zum  Ablauf  der  Schutzfrist 
aufrecht  erhalten  sind.  Von  den  erteilten  30  958  Patenten  fallen  bezüg- 
lich des  Auslandes  die  meisten  auf  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika (3084)  und  Deutschland  (2459). 

4.  Kapitel.  Die  Britischen  Kolonien.  (Gibraltar  und  Malta.) 

Vorbemerkungen.  Was  das  in  den  britischen  Kolonien  geltende  Patent- 
recht betrifft,  so  ist  vorauszuschicken,  dafs  bis  zum  Erlafs  des  Patent- 
gesetzes vom  1.  Juli  1852  (15  u.  16  Viktoria  Kap.  83)  die  in  Grofsbritan- 
nien  erteilten  Patente  auf  besonderen  Antrag  ihrer  Inhaber  auf  die  Kolonien 

1)  Vergl.  auch  englisches  Warenzeichenrecht. 
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ausgedehnt  werden  konnten. .  Da  jedoch  in  der  Folge  über  Rechtsgültigkeit 
der  Patente  gegenüber  der  sonstigen  Autonomie  der  Kolonien  und  auch  über 
die  Zweckmässigkeit  dieser  Bestimmung  Bedenken  rege  wurden,  so  ent- 
schlofs  man  sich,  die  einzelnen  Kolonien  mit  eigenen  Patentgesetzen  auszu- 
statten. Ein  solches  legislatorisches  Vorgehen  erschien  auch  im  Sinne  aus- 
gleichender Gerechtigkeit  allen  Kolonien  gegenüber  umso  gebotener,  als 
Canada  bereits  seit  1849  bezw.  1 852  und  Neufundland  bereits  seit  1850  sich 
besonderen  Patentschutzes  nach  dem  Vorbilde  des  nordamerikanischen 
Patentrechtes  erfreuten  und  dort  britische  Patente  keine  Geltung  hatten. 
Ebensowenig  hatten  englische  Patente  jemals  in  Ostindien  Geltung,  und 
zwar  aus  dem  Grunde,  weil  die  ostindischen  Besitzungen  mit  der  sprach- 
lichen Bezeichnung  „dependencies"  als  Kolonien  oder  Anpflanzungen  im 
Sinne  des  Gesetzes  nicht  angesehen  werden  konnten.  Immerhin  wurde  in 
das  englische  Patentgesetz  vom  1.  Juli  1S52  (§18)  noch  die  Bestimmung 
aufgenommen,  dafs  die  Geltung  der  Erfindungspatente  auf  die  Kolonien 
auf  desfallsigen  Antrag  des  Patentsuchers  oder  Inhabers  ausgedehnt  werden 
konnten,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  dafs  das  englische  Patent  in  den 
Kolonien,  in  denen  es  nach  dort  bestehendem  Recht  ungültig  sei,  auch  keine 
Geltung  erlangen  könne.1)  Von  der  Absicht,  das  Patentrecht  einheitlich 
zu  regeln,  geleitet  war  die  Anfrage  des  Kolonialministers,  die  Anfang  1853 
an  die  Gouverneure  der  einzelnen  Kolonien  erging,  ob  es  zweckm&feig  sei, 
die  im  Mutterlande  erteilten  Patente  auch  in  den  Kolonien  gelten  zu  lassen, 
oder  ob  in  denselben  bereits  die  Patenterteilung  nach  eigenen  Gesetzen 
stattfinde.  Um  dem  drohenden  Einflufs  der  Gesetzgebung  des  Mutterlandes 
thunlichst  entgegenzutreten,  gaben  sich  die  Kolonien  alsbald  Patentgesetze. 

Allen  voran  gingen  Neu-Süd- Wales  und  Viktoria  (1853  u.  54),  denen 
bald  Indien  und  Ceylon  (1859)  folgten,  bis  dann  im  Laufe  der  siebenziger 
Jahre  alle  Kolonien,  abgesehen  von  den  europäischen  Besitzungen,  mit 
Patentgesetzen  versehen  waren.  In  letzteren,  d.  h.  in  Gibraltar,  gilt  das  eng- 
lische Patentrecht,  während  für  Malta  die  Patentordnung  vom  1.  März  1893 
in  Geltung  steht,  durch  die  die  Verordnung  von  1SS8  aufser  Kraft  getreten  ist. 

Von  den  amerikanisch-englischen  Besitzungen  kommen  in  Betracht 
in  Nordamerika  Canada,  Neufundland  und  die  Prinz-Edwards-Inseln,  in 
Mittelamerika  Jamaika  und  Honduras  und  in  Südamerika  Trinidad  und 
Guayana. 

Der  besseren  Übersicht  wegen  sind  die  in  Betracht  kommenden  ein- 
zelnen Besitzungen  und  Kolonien  den  Erdteilen  eingefügt,  zu  welchen  sie 
geographisch  gehören.  Es  folgt  daher  an  dieser  Stelle  die  Erörterung  nur 
des  maltesischen  Patentrechtes  nach  dem  Gesetz  vom  1.  März  1893. 

Gegenüber  der  wenig  entwickelten  Industrie  der  Insel  (Inselgruppe) 
Malta,  die  abgesehen  von  ihrer  hohen  Bedeutung  für  die  Beherrschung 

1)  Vcrgl.  hierzu  Webster,  Patent  Cases  44S,  Brown  v.  Anandale,  Report  from 
the  select  Comittcc  on  letters  patents  IST 2,  S.  157. 
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des  Mittelmeeres  und  den  Seeweg  nach  Ostindien  ihre  Bewohner  fast 
nur  Schiffahrt,  Fischfang  und  Handel  mit  Südfrüchten  (auch  Baumwolle) 
treiben  läfst,  darf  es  nicht  wundernehmen,  dafs  dementsprechend  aucli  das 
Patentrecht  >)  eine  mehr  als  einfache  Regelung  erfahren  hat,  aus  welchem 
nur  folgende  Bestimmungen  anzuführen  sind:  Das  Recht,  eine  mecha- 
nische Verbindung,  ein  gewerbliches  Verfahren,  Muster  oder  Modell  ge- 
werbsmäfsig  herzustellen  oder  zu  benutzen,  soll  vom  Gouverneur  dem 
ersten  wirklichen  Erfinder  ertheilt  werden,  und  zwar  auf  höchstens  vier- 
zehn Jahre.  Der  Patentsucher  oder  sein  bevollmächtigter  Vertreter  hat 
eine  dahingehende,  nicht  eidliche  Erklärung  über  die  Autorschaft  bei 
Einreichung  der  Anmeldung  abzugeben.  Eine  Prüfung  des  Gegenstandes 
der  Anmeldung  findet  nach  keiner  Richtung  hin  statt;  jedoch  kann  der 
Gouverneur  die  Anmeldung  aus  irgend  welchen  ihm  angemessen  erschei- 
nenden Gründen  zurückweisen.  Die  Anmeldungen  werden  in  ein  Jeder- 
mann zur  Einsicht  freistehendes  Register  (Registro  Pubblico)  eingetragen 
und  im  Regierungsblatte  (Government  Gazette)  veröffentlicht.  Die  Ver- 
öffentlichung kann  auf  Antrag  des  Patentsuchers  zum  Zwecke  der  Ver- 
besserung oder  Vervollständigung  des  ursprünglich  nachgesuchten  Patentes 
ein  Jahr  lang  ausgesetzt  bleiben.  Wer  ein  Patent  in  Grofsbritannien  oder 
einer  britischen  Besitzung  oder  in  einem  durch  Vertrag  zum  Schutze  des 
gewerblichen  Eigentums  mit  Grofsbritannien  verbundenen  Staate 2)  nach- 
gesucht hat,  kann  dasselbe  innerhalb  sieben  Monaten  von  der  dortigen 
Anmeldung  ab  ohne  Rücksicht  auf  seitdem  etwa  eingetretene  Patent- 
vemichtungsgründe  in  Malta  anmelden. 

An  Patentgebühren  sind  zu  entrichten:  bei  Einreichung  der  Anmel- 
dung 1  und  für  Veröffentlichung  des  Patentes  2  Pfund,  für  die  ersten  vier 
Jahre  der  Dauer  des  Patentes  4,  für  das  fünfte,  sechste  und  siebente  Jahr  5, 
für  das  achte  und  neunte  Jahr  7,  für  das  zehnte  und  die  folgenden  10  Pfund. 

Die  Ungültigkeit  des  Patentes  erfolgt  auf  Grund  der  Entscheidung 
des  zuständigen  Oivilgerichts,  wenn  dasselbe  nachweislich  vor  der  An- 
meldung auf  Malta  bereits  offenkundig  benutzt  oder  der  Anmelder  nicht 
der  erste  Erfinder  oder  dessen  Rechtsvertreter  war.  Ebenso  kann  der 
Patentinhaber  zur  Aufgabe  des  Patentes  überhaupt  oder  zur  Abtretung 
der  Benutzung  desselben  gegen  eine  vom  Gericht  festzusetzende  Entschä- 
digung veranlafst  werden,  wenn  er  das  Patent  nicht  innerhalb  12  Monaten 
nach  der  Ertheilung  zur  Ausführung  gebracht  oder  die  Ausführung  während 
der  gleichen  Frist  hat  ruhen  lassen. 


1)  Da  in  Malta  nur  ein  mit  vielen  arabischen  Ausdrucken  gemischtes  Italienisch 
(lingua  maltese)  gesprochen  wird,  so  sind  auch  die  maltesischen  Gesetze  in  dieser 
Sprache  abgcfafst.  Ebenso  ist  die  Gerichtssprache  maltesisch,  neben  welcher  die  eng- 
lische aJs  Regierungssprache  gefuhrt  wird. 

2)  Also  einem  der  Union  angehörigen  Staate.    S.  hierüber  internat  Patentrecht» 


r 
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I.  Frankreich. 

§  1.  Geschichtliche  Entwicklung.  Keine  Gesetzgebung  hat  von  An- 
fang bis  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  auf  die  legislatorische  Thätigkeit 
anderer  Staaten  auf  allen  Gebieten  des  Rechtes,  des  öffentlichen  wie  des 
Privatrechtes,  des  formellen  wie  des  materiellen,  einen  solchen  Einflufs 
ausgeübt,  wie  die  französische.  So  hat  der  Code  Xapolöon  für  die  meisten 
nach  ihm  entstandenen  Gesetze  in  den  romanischen  Staaten  vorbildlich 
gewirkt,  namentlich  gilt  dies  auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  Urheber- 
rechtes, insbesondere  des  Patentrechtes.  Der  wesentliche  Grund  dieses 
Einflusses  ist  in  erster  Linie  in  dem  Geiste  zu  finden,  der  die  französische 
Gesetzgebung  und  das  französische  Volk  durchweht.  Letzteres  vermag 
sich  in  seiner  Lebhaftigkeit  und  Beweglichkeit  dem  Verkehr  und  seinen 
vielen  eigenartigen  Anforderungen  und  Bedingungen  mit  Leichtigkeit  an- 
zusehlief sen ,  und  diese  Auffassung  spiegelt  sich  auch  am  ehesten  in 
seiner  Gesetzgebung  wider,  die  dann  auch  für  andere,  namentlich  stamm- 
verwandte Völker  verwertbar  erscheint. 

Der  noch  jetzt  in  Frankreich  geltende  Patentrechtsschutz  beruht  auf 
dem  unter  Louis  Philipp  zu  stände  gekommenen  Gesetz  vom  5.  Juli 
1814.  Es  ist  ein  echtes  Kind  seiner  Zeit.  Indem  es  mit  den  Prin- 
zipien des  nur  kurz  zu  erörternden  Gesetzes  vom  7.  Januar  1791  voll- 
ständig bricht,  führt  es  zum  erstenmale  auf  dem  Kontinent  das  absolute 
Anmeldesystem  mit  Ausschlufs  jedweder  Art  von  Vorprüfung  konsequent 
durch.  Nicht  etwa  Mifstrauen  gegen  Einsicht  und  Fähigkeit  der  mit 
der  Erteilung  und  Verwaltung  des  Patentschutzes  zu  betrauenden  Be- 
hörde, wie  Klostermanx  2)  meint,  sondern  eine  namentlich  infolge  der 
letzten  Junirevolution  stärker  denn  je  hervortretenden  Idiosynkrasie  gegen 
alles,  was  auf  administrative  Bevormundung  hinauslaufen  könnte,  bildete 
den  Grund,  dafs  ein  Gesctzesinstitut,  durch  welches  der  Verwaltung 
irgend  welcher  einschneidende  Einflufs  auf  die  Privatrechtssphäre  ein- 
geräumt werden  würde,  a  limine  abgewiesen  und  ein  Institut  viel- 
mehr eingeführt  wurde,  nach  welchem  die  Verwaltung  den  Charakter 
eines  harmlosen  Kegistrierapparates  annimmt.  Aber  auch  ökonomische 
Gesichtspunkte  haben  offenbar  bei  Einführung  des  neuen  Prinzips  der 

11  Belgien  ist  hier  den  romanischen  Staaten  angegliedert  worden,  nicht  allein 
wegen  seiner  geographischen,  sondern  auch  wegen  seiner  intellektuellen  Verwandt- 
schaft mit  Frankreich,  die  sich  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Urheberrechtes  klar 
widerspiegelt. 

21  Klostermanx,  a.  a.  0.  S.  817. 
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reinen  Anmeldung  mitgewirkt  Die  bisherige  Patentgesetzgebung  hatte 
nicht  den  Anklang  gefunden,  den  man  bei  einem  industriellen  Lande 
wie  Frankreich  erwarten  konnte,  somit  war  auch  die  Einnahme,  die  man 
sich  aus  dem  früheren  Gesetz  versprochen,  keine  nennenswerte.  Gegen- 
tiber dieser  Thatsache  lag  umsoweniger  Veranlassung  vor,  ein  System,  das 
der  Vorprüfung,  einzuführen,  welches  einen  grofsen  Apparat  menschlicher 
Kräfte  und  gewerblicher  Hilfsmittel  erfordert,  somit  also  bei  einer  wenig 
frequenten  Schutznachsuchung  sich  als  ein  recht  bedenkliches  finanzielles 
Risiko  darstellt  Für  Versuchsoperationen  ist  aber  die  Gesetzgebung  nie- 
mals zu  benutzen,  hierzu  war  auch  namentlich  die  damals  wiederum 
politisch  gewitterschwangere  Zeit  am  wenigsten  geeignet 

Immerhin  ist  das  Gesetz  vom  5.  Juli  1844  aus  dem  vom  7.  Januar  1791 
hervorgegangen,  zu  dessen  Erlafs  lediglich  die  Revolution  von  1 789  und 
der  durch  sie  hervorgerufene  Umschwung  im  politischen  Leben  Frankreichs 
den  Anstofs  gegeben  hatten.  Zuvor  war  der  Patentschutz ,  wie  übrigens 
auch  m  den  übrigen  Ländern  des  Kontinents,  der  Ausflufs  diskretionären 
Ermessens,  freiester  Willkür  der  Regierung  oder  vielmehr  der  Krone, 
und  nicht  immer  kam  er  dem  Urheber  der  Erfindung,  als  vielmehr 
irgend  einem  Günstling,  auch  weiblichen  Geschlechts  zu  statten.  So  er- 
teilte Ludwig  XIV.  seiner  Freundin,  der  Gräfin  Maintenon,  um  ihr,  wie 
der  vom  Minister  Colbert  gegengezeichnete  Erlafs  vom  30.  September  1674 
ausdrücklich  besagt,  seine  besondere  Gunst  zu  erweisen,  ein  Patent  auf 
eine  neue  Erfindung  von  Herden  für  Zimmeröfen,  Backöfen  und  Ka- 
minen, unter  gleichzeitiger  Androhung  einer  Strafe  von  1500  Livres  für 
jedwede  Verletzung  des  Patentes.1)  Auch  wurden  ganz  sinnlos  präventive 
Patente  auf  noch  unfertige  Erfindungen  erteilt.  So  erhielt  unter  Lud- 
wig XIII.  der  Stallmeister  Jehan  de  Bras-de-Fer,  „notre  eher  et  bien 
aim£a,  wie  es  in  der  Urkunde  heifst,  ein  Patent  auf  eine  Mühle,  unter 
gleichzeitiger  Androhung  einer  Strafe  von  10000  Livres  für  etwaige 
Patentverletzung,  von  welcher  die  eine  Hälfte  dem  König,  die  andere 
dem  Patentinhaber  zufallen  sollte.2) 

Diesen  Zuständen,  die  auch  während  des  nachfolgenden  Jahrhun- 
derts anhielten,  suchte  Minister  Necker  in  seinem  ausgeprägten  Gerech- 
tigkeitssinn mittels  Verordnung  vom  24.  Dezember  1762  durch  eine 
einheitliche  allgemeine  Regelung  des  Erfindungsschutzes  in  der  Weise 
entgegenzutreten,  dafs  eine  Eintragung  der  Patente  bei  den  Gerichten 
stattfinden,  dafs  ein  Patent  im  Falle  seiner  Nichtausübung  binnen  Jahres- 
frist nach  Erfindung  erlöschen,  und  dafs  endlich  jedes  Patent,  sofern 
es  nicht  bereits  auf  eine  bestimmte  Dauer  erteilt  sei,  nur  15  Jahre  be- 
stehen solle.    Mit  diesen  wohlgemeinten  Anordnungen  war  aber  wenig 

1)  Depping,  Correspondance  administrative  sous  le  regne  de  Louis  XIV.  tome  III, 
introduetion  p.  54. 

2)  Renouard,  Traite  des  brevets  d'invention.   3me  edit  p.  66. 
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gethan  und  nichts  zu  erreichen,  so  lange  die  Erteilung  des  Patentes 
in  das  ungebundene  und  unkontrollierbare  Ermessen  der  Verwaltung  ge- 
legt war.  Solche  vom  Standpunkte  ausgleichender  Gerechtigkeit  nicht  zu 
entschuldigende  Einrichtungen  waren  Wasser  auf  die  Mühle  der  neuen 
Verfechter  der  absoluten  6galit£.  Hier  setzte  auch  sofort,  namentlich  durch 
eine  Petition  der  Ingenieure  veranlafst,  in  der  Nationalversammlung  der 
Jakobinerklub  ein  und  erzwang  bereits  unter  dem  7.  Januar  1791  den 
Erlafs  des  ersten  französischen  Patentgesetzes,  in  dessen  Einleitung  aus- 
drücklich gesagt  wird,  dafs  jede  neue  Idee,  deren  Verwirklichung  für 
die  Menschheit  von  Nutzen  sein  kann,  ihrem  Urheber  eigentümlich  gehöre, 
und  dafs  es  ein  Eingriff  in  die  Menschenrechte  sein  würde,  wenn  die  Er- 
findung nicht  als  das  Eigentum  des  Erfinders  angesehen  würde.  Hervorzu- 
heben ist  auch  die  im  Gesetz  (Art  3)  ausdrücklich  eingeräumte  Gleichstellung 
des  ausländischen  Erfinders  mit  dem  einheimischen,  eine  kosmopolitische 
Vergünstigung,  die  auch  in  die  spätere  französische  Gesetzgebung  und 
dann  in  alle  anderen  Patentrechte  übergegangen  ist  Dafs  sich  der  Patent- 
schutz nur  auf  Ideen  auf  gewerblichem  Gebiete  erstrecken  sollte,  war 
im  Gesetz  nirgends  gesagt.  Es  darf  daher  nicht  wundernehmen,  wenn 
beim  Mangel  jedweder  materiellen  Prüfung  der  zum  Patent  angemeldeten 
Erfindung  aus  allen  nur  denkbaren  Gebieten  Patente  angemeldet  wurden. 
So  bildeten  namentlich  infolge  der  durch  die  erste  französische  Revolution 
hervorgerufenen  allgemeinen  Unruhe  und  Unsicherheit  Pläne  für  Lebens- 
versicherungen, Finanzoperationen,  Bankanlagen,  Kreditinstitute  in  grofser 
Zahl  die  Grundlagen  für  Patentanmeldungen.  Da  man  jedoch  alsbald  zu 
der  Einsicht  gelangte,  dafs  derartige  Dinge  mit  der  gewerblichen  Thätig- 
keit  des  Menschen  nichts  zu  thun  haben,  anderseits  aber  ein  hierdurch 
leicht  und  bequem  erlangter  Patentschutz  zur  Täuschung  des  Publikums 
mifsbraucht  werden  konnte  und  wurde,  so  war  Abwehr  dringend  ge- 
boten, und  bereits  durch  Gesetz  vom  20.  September  1 792  wurden  Pläne 
und  Einrichtungen  für  finanzielle  Ideen  vom  Patentschutz  ausgeschlossen, 
eine  Bestimmung,  die  auch  in  dem  späteren,  noch  jetzt  geltenden  fran- 
zösischen Patentgesetz  ausdrücklich  aufgenommen  ist,  trotzdem  sie  sich 
nach  dem  Gesagten  von  selbst  versteht 

§  2.  Der  geltende  Bechtimstand.  Wenden  wir  uns  nunmehr  zur 
gegenwärtigen  Patentgesetzgebung,  so  finden  wir  ihre  Grundlage  in  dem 
Gesetz  vom  5.  Juli  IS44.  Dasselbe  ist  bis  zum  heutigen  Tage  unverändert 
geblieben,  abgesehen  von  dem  die  Voraussetzung  der  Ungültigkeit  eines 
Patentes  einschränkenden  Gesetz  vom  31.  Mai  1S56,  welches  später  an  der 
geeigneten  Stelle  besprochen  werden  soll. 

Was  zunächst  die  materiellen  Voraussetzungen  des  französischen 
Patentrechts  betrifft,  so  sind  im  Gegensatze  zum  deutschen  nicht  allein 
eine  neue  Erfindung,  sondern  auch  eine  neue  Entdeckung  (invention  ou 
dtfcouverte),  also  schon  die  Auffindung  einer  neuen  Eigenschaft  an  einem 
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vorhandenen  Körper,  nicht  allein  erst  die  Feststellung  eines  durch  Be- 
nutzung von  Naturkräften  erzielten  Effektes  durch  Patent  (brevet  d'in-) 
vention)  zu  schützen.  Als  patentfähige  Gegenstände  werden  die  Erfindung 
neuer  gewerblicher  Erzeugnisse  sowie  die  Erfindung  neuer  Mittel  oder  die 
neue  Anwendung  bekannter  Mittel  zur  Erzielung  eines  gewerblichen  Er- 
gebnisses oder  Erzeugnisses  genannt,  während  pharmaceutische  Zu- 
sammenstellungen oder  Arzneimittel  jeder  Art,  natürlich  auch  sogenannte 
Geheimmittel  schon  auf  Grund  des  Verbotes  vom  18.  August  1810,  — 
aber  nicht  auch,  wie  nach  deutschem  Recht,  Nahrungs-  und  Genufsmittcl 
und  auf  chemischen  Wege  hergestellte  Stoffe  —  sowie,  wie  schon  er- 
wähnt, Kredit-  oder  Finanzpläne  und  -Berechnungen  (plans  ou  combina- 
tions  de  credit  ou  de  finances)  vom  Patentschutz  ausgeschlossen  sein 
sollen  (Art  1  u.  3). 

Was  das  Erfordernis  der  Neuheit  des  Gegenstandes  des  Patentes  be- 
trifft, so  soll  dasselbe  als  nicht  vorhanden  angenommen  werden,  wenn 
der  Gegenstand  des  Patentes  bereits  vor  Einreichung  der  Anmeldung  im 
In-  oder  Auslande  in  einer  Weise  veröffentlicht  worden  ist,  dafs  er  zur 
Ausführung  gebracht  werden  kann.  In  welcher  Weise  oder  in  welchem 
Umfange,  ob  durch  Wort,  Bild  oder  Schrift  oder  durch  thatsächliche 
Darstellung  oder  Ausführung  die  Veröffentlichung  stattgefunden  hat,  ist 
gleichgültig  (Art.  31). 

Diese  Vorschrift  ist  von  grofser  Wichtigkeit  mit  Rücksicht  auf  die 
patentgesetzlichen  Bestimmungen  anderer  Länder,  so  z.  B.  auch  Deutsch- 
lands, sofern  nach  diesen  die  Patentanmeldung  öffentlich  bekannt  ge- 
macht und  ausgelegt  wird.  Während  in  letztgedachten  Iündern  eine  der- 
artige vom  Gesetz  selbst  vorgeschriebene  Veröffentlichung  der  Anmeldung 
das  Erfordernis  der  Neuheit  nicht  nehmen  und  somit  patenthindernd  nicht 
wirken  kann,  wird  durch  eine  derartige  Veröffentlichung  der  Anmeldung 
nach  französischem  Patentrecht  die  Neuheit  der  Erfindung  aufgehoben. 
In  diesem  Sinne  haben  auch  konsequent  die  französischen  Gerichte  ent- 
schieden.1) Es  bleibt  daher,  um  den  Verfall  der  Anmeldnng  zu  vermeiden, 
dem  deutschen  Erfinder  und  jedem  Anderen,  der  in  einem  die  Veröffent- 
lichung der  Anmeldung  vorschreibenden  Lande  seine  Erfindung  angemeldet 
hat,  nichts  weiter  übrig,  als  die  Bekanntmachung  seiner  Anmeldung  so 
lange  aussetzen  zu  lassen,  bis  die  Anmeldung  des  Patentes  in  Frank- 
reich stattgefunden  hat 

Der  allgemein  geltende  Grundsatz,  dafs  der  Ausländer  dem  Inländer 
im  Patentrecht  gleichgestellt  und  ersterer  ebenso  wie  letzterer  zur  Ent- 
nahme eines  Patentes  befugt  ist,  ist  im  französischen  Patentgesetz  aus- 

1)  Tribunal  de  la  Seine  21.  Februar  1SS2,  Cour  de  Paris  6.  Juni  18&2,  Cour  de 
Cassation  9.  März  1883  (P.  Bl.  1883,  208),  Tribunal  de  Boulogne-sur-Mer  14.  August  1890 
(P.  Bl.  1892,  97).  Vergl.  auch  Pataille,  Annales  de  la  propriete  industrielle  18S3 
p.  11,  1S65  p.230. 
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drücklich  ausgesprochen  l)  (Art  27).  Zu  erwähnen  ist  hierbei  nur,  dafs  der 
Inhaber  eines  bereits  im  Auslande  erteilten  Patentes  dasselbe  auch  in 
Frankreich  erteilt  erhalten  kann,  nur  soll  in  diesem  Falle  die  Dauer  des 
letzteren  die  des  ersteren  nicht  tibersteigen  (Art.  29). 

Was  die  von  der  Einreichung  des  Patentgesuchs  ab  laufende  Dauer 
des  französischen  Patentes  überhaupt  betrifft,  so  beläuft  sich  dieselbe  je 
nach  Wunsch  und  Antrag  des  Patentsuchers  auf  fünf,  zehn  oder  fünfzehn 
Jahre,  und  inufs  der  Patentinhaber  bei  Verlust  seines  Hechtes  die  Gebühren, 
welche  500  bezw.  1000  bezw.  1500  Franken  für  die  angegebenen  Zeiten  be- 
tragen, in  jährlichen  Raten  von  100  Franken  im  voraus  entrichten  (Art  4). 

Ähnlich  wie  nach  deutschem  Rechte  kann  der  Inhaber  eines  fran- 
zösischen Rechtes  oder  sein  Rechtsnachfolger  während  der  ganzen  Dauer 
des  ihm  erteilten  Patentes  auf  die  Abänderung,  Verbesserung  oder  Ergänzung 
(changement,  perfectionnement  ou  addition)  der  Erfindung  gegen  Erfüllung 
der  formellen  Vorschriften  und  Einzahlung  einer  Gebühr  von  20  Franken 
an  Stelle  eines  Hauptpatentes  ein  Zusatzpatent  (certificat  d  addition)  er- 
teilt erhalten,  welches  mit  dem  Hauptpatent  sein  Ende  erreicht  Das  Recht 
auf  Entnahme  eines  Zusatzpatentes  steht  aber  entgegen  dem  deutschen 
Patentrecht  nicht  nur  dem  Inhaber  des  Hauptpatentes,  sondern  jedem 
Anderen  zu,  jedoch  erst  nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  Einreichung  des 
Hauptpatentes;  innerhalb  dieses  Zeitraumes  darf  das  Zusatzpatent  zur 
Wahrung  der  Priorität  von  anderen  zwar  angemeldet  werden,  das  Gesuch 
wird  jedoch  zunächst  verschlossen  aufbewahrt  und  erst  alsdann  geöffnet, 
wobei  einem  etwa  vom  Inhaber  des  Hauptpatentes  eingegangenen  Zusatz- 
patentgesuche unter  allen  Umständen  der  Vorzug  gebührt  (Art  16  ff.). 

Rücksichtlich  der  sogenannnten  Abhängigkeitspatente  gilt  auch  nach 
französischem  Recht  die  sich  von  selbst  ergebende  Vorschrift,  dafs  der 
Inhaber  eines  Patentes,  welches  sich  an  ein  anderes  bereits  erteiltes 
anlehnt  (qui  se  rattacbe  ä  Fobjet  d'un  autre  brevet),  keinen  Anspruch 
auf  Ausnutzung  des  letzteren  hat  und  ebenso  umgekehrt  (Art  19). 

Nicht  unerwähnt  kann  hier  eine  dem  französischen  Recht  eigene 
Bestimmung  bleiben,  dafs  nämlich  der  Erwerber  eines  Patentes  ebenso 
wie  der  Nutzniefser  desselben  (Lizenzträger:  rqui  a  obtenu  le  droit  d'ex- 
ploiter  Finventionu)  die  Rechtsvorteile  aus  den  dem  Patentinhaber  oder 
seinem  Rechtsnachfolger  späterhin  verliehenen  Zusatzpatente  ebenso  ge- 
niefsen  sollen,  wie  umgekehrt  der  Patentinhaber  oder  sein  Rechtsnach- 
folger die  etwa  dem  Cessionar  später  verliehenen  Zusatzpatente  (Art  22). 

Die  gänzliche  oder  teilweise,  unbeschränkte  oder  beschränkte  Über- 
tragung des  Eigentums  an  dem  Patent  kann  nach  französischem  Rechte 
nur  durch  notariellen  Rechtsakt  vorgenommen  werden,  bedarf  jedoch  zur 

1)  Der  im  Auslände  wohnende  Patentsucher  hat  jedoch  (wie  nach  deutschem 
Rechte!  einen  in  Frankreich  wohnenden  Vertreter  zu  bestellen;  die  Vollziehung  der 
Vollmacht  bedarf  auch  hier  keiner  Beglaubigung. 
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rechtlichen  Gültigkeit  Dritten  gegenüber  der  Eintragung  bei  der  Prüf ektur, 
in  deren  Bezirk  der  Rechtsakt  vorgenommen  worden  ist;  von  hier  wird 
eine  Ausfertigung  mit  dem  aufgenommenen  Protokoll  und  einem  beglau- 
bigten Auszuge  der  notariellen  Urkunde  dem  zuständigen  Ministerium  (für 
Landwirtschaft  und  Handel)  übersandt,  woselbst  die  Liste  geführt  wird, 
in  welche  die  an  dem  Patent  eingetretenen  Veränderungen  sowohl  rück- 
sichtlich des  Patentes  selbst  als  auch  seines  Inhabers  eingetragen  werden. 

Was  die  Patenterteilung  und  Verwaltung  betrifft,  so  ist  hierfür 
in  Frankreich,  wie  in  den  meisten  anderen  romanischen  Ländern,  das 
Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  die  zuständige  Behörde.  An  dieses 
ist  das  Patentgesuch  zu  richten,  von  ihm  werden  die  Patente  erteilt  und 
die  der  deutschen  Patentrolle  entsprechende  Liste  geführt,  in  welche  die 
Patente  und  die  Patentinhaber  nebst  den  sie  betreffenden  Veränderungen 
eingetragen  werden  (Art  9  ff.). 

Das  Patentgesuch  selbst  ist  bei  der  Präfektur  des  Departements  des 
Wohnsitzes  des  Anmelders,  vom  Ausländer  beim  genannten  Ministerium, 
einzureichen,  und  zwar  unter  Beifügung  einer  in  französischer  Sprache 
gehaltenen  Bezeichnung  und  Beschreibung  des  Gegenstandes  des  nach- 
gesuchten Patentes  sowie  der  zum  Verständnis  der  Beschreibung  not- 
wendigen Zeichnungen  oder  Modelle,  ebenso  ist  die  Bescheinigung  über 
die  für  jedes  Patentgesuch  einzuzahlende  Gebühr  von  100  Frs.  beizu- 
fügen. Gleichzeitig  ist  bereits  zu  diesem  Zeitpunkte  der  Zeitraum  (von 
fünf,  zehn  bezw.  fünfzehn  Jahren)  anzugeben,  für  welchen  das  Patent 
genommen  wird.  Beschreibung  und  Zeichnung  sind  in  zwei  Exemplaren 
einzureichen  und  ebenso  wie  die  etwa  ausgestellte  Vertretervollmacht  0  vom 
Anmelder  zu  unterzeichnen.  Über  die  Einreichung  (Hinterlegung)  des 
Patentgesuchs  wird  unter  Festsetzung  des  Tages  und  der  Stunde  der  Ein- 
reichung ein  Protokoll  aufgenommen,  von  welchem  eine  Ausfertigung 
dem  Anmelder  erteilt  wird  (Art  5  ff.). 

Die  Patentgesuche  sollen  alsdann  thunlichst  innerhalb  fünf  Tagen 
nach  ihrem  Eingang  nebst  einer  beglaubigten  Abschrift  des  aufgenom- 
menen Protokolls  und  der  Quittung  über  die  eingezahlte  Anmeldegebühr 
dem  genannten  Ministerium  übersendet  werden  (Art  5  ff.). 

Die  nunmehr  hier  vorzunehmende  Prüfung  der  Patentgesuche  er- 
streckt sich  nur  auf  deren  vorschriftsmäfsige  und  vollständige  Abfassung 
sowie  allerdings  auch  noch  auf  die  Frage,  ob  etwa  der  Patentschutz  auf 
den  zum  Patent  angemeldeten  Gegenstand  nach  den  oben  angegebenen 
Bedingungen  ausgeschlossen  ist.  Sind  die  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten 
nicht  erfüllt,  dann  wird  das  Gesuch  zurückgewiesen  unter  Einbehaltung 
der  Hälfte  der  Anmeldegebühr,  welche  auf  ein  späteres  Gesuch  in  Anrech- 
nung gebracht  werden  kann,  sofern  dasselbe  innerhalb  dreier  Monate  seit 
Mitteilung   der  Zurückweisung  des  ursprünglichen  Gesuchs  wiederholt 

1)  Über  Vertretervollmacht.  8.  S.  157,  Anm.  2. 
Stephan,  Urheberrecht  11 
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wird.  Wird  das  Patentgesuch  aus  dem  oben  angegebenen  Grunde  ab- 
gewiesen, so  wird  die  ganze  Taxe  zurückerstattet  Die  erteilten  Patente 
werden  alle  drei  Monate  veröffentlicht  Alljährlich  wird  ein  Verzeichnis 
herausgegeben,  welches  die  im  voraufgegangenen  Jahre  erteilten  Patente 
unter  Angabe  ihres  Titels  enthält  Während  der  Dauer  des  Patentes  können 
Beschreibungen,  Zeichnungen  und  Modelle,  welche  im  Ministerium  aufbe- 
wahrt werden,  von  Jedermann  (kostenlos)  eingesehen  und  gegen  Erstattung 
der  Kopialien  abschriftlich  mitgeteilt  werden.  Veröffentlichung  der  Patent- 
schriften erfolgt  erst  nach  Zahlung  der  zweiten  Jahresgebühr1)  (Art  24). 

Entsprechend  dem  im  französischen  Patentrecht  zum  Ausdruck  ge- 
brachten reinen  Anmeldesystem  bestimmt  das  Gesetz  ausdrücklich,  dafs 
die  Prüfung  des  Patentgesuchs  auf  Gefahr  des  Anmelders  erfolgt  und 
das  Patent  ohne  Gewährleistung  für  das  thatsächliche  Vorhandensein  einer 
Erfindung,  für  deren  Neuheit  oder  Wert  sowie  für  die  Echtheit  und 
Genauigkeit  der  Beschreibung  erteilt  wird  (aux  risques  et  pärils  des  de- 
mandeurs  et  sans  garantie).  Die  Prüfung  aller  dieser  für  die  zuverlässige 
Gültigkeit  und  Dauer  eines  Patentes  notwendigen  Eigenschaften  und 
Voraussetzungen,  von  welchen  nach  deutschem  Bechte  die  Erteilung  des 
Patentes  abhängig  gemacht  ist,  ist  dem  Nichtigkeitsverfahren  vorbehalten, 
dessen  Einleitung  von  Jedermann  (mittels  Popularklage)  veranlafst  wer- 
den kann.  Die  Entscheidung  der  für  den  ganzen  Bestand  eines  Patentes 
fundamentalen  Frage  liegt  somit  nicht  wie  in  Ländern,  in  denen  das 
Prüfungsverfahren  gilt,  in  den  Händen  der  den  Schutz  erteilenden  Be- 
hörde, sondern  bei  den  ordentlichen  Gerichten  (Art  11  u.  34). 

Die  Gründe,  aus  denen  ein  erteiltes  Patent  für  nichtig  erklärt 
werden  kann,  sind  im  allgemeinen  dieselben,  aus  denen  ein  Patent  nach 
einem  Gesetze,  nach  welchem  das  Vorprüfungssystem  gilt,  auf  Grund  der 
Prüfung  überhaupt  nicht  erteilt  worden  wäre.  Es  sind  dies  folgende:  die 
mangelnde  Neuheit  der  geschützten  Erfindung,  und  zwar  soll  letztere  dann 
nicht  für  neu  gelten,  wenn  sie  bereits  vor  ihrer  Anmeldung  in  Frank- 
reich oder  im  Auslande  derart  veröffentlicht  worden  ist,  dafs  sie  zur  Aus- 
führung gebracht  werden  kann.  In  welcher  Weise  die  Veröffentlichung 
erfolgt  ist,  ob  durch  Benutzung  oder  durch  Beschreibung  und  Darstellung, 
ist  gleichgültig. 

Somit  würde  also  jede  Ausstellung  einer  Erfindung  auf  einer  öffent- 
lichen Ausstellung  ihr  die  Neuheit  benehmen  und  sie  bei  einer  späteren 
Patentierung  jederzeit  der  Vernichtung  aussetzen.  Eine  solche  Eventualität 
würde  aber  die  Erfinder  von  der  Beschickung  der  Ausstellung  mit  ihren 
Erfindungen  abhalten.  Zum  Schutze  der  Erfinder  erschienen  daher  be- 
reits mit  Rücksicht  auf  die  Pariser  Weltausstellungen  von  1855  und  1867 

1)  Und  zwar  in  der  Sammlung:  Descriptions  des  machinee  et  procedäs  pour 
lesquels  des  brevets  d'invention  ont  et6  pris  sous  le  regime  de  la  loi  da  5  juillet  1844, 
publik  par  les  ordres  du  Ministöre  du  Commerce  et  de  rindustrie. 


5.  Kapitel.   Romanische  Staaten  und  Belgien.  163 

die  Gesetze  vom  2.  Mai  1S55  und  3.  April  IS67.  Beide  Gesetze,  die  mehr 
einen  provisorischen  Charakter  trugen,  sind  alsdann  mit  Rücksicht  auf 
die  Pariser  Weltausstellung  von  1889  in  das  Gesetz  vom  30.  Oktober  1889 
umgewandelt  worden,  und  es  steht  zu  erwarten,  dafs  auch  angesichts 
der  Weltausstellung  von  1900  ein  gleiches  Gesetz  erlassen  werden  wird. 
Das  Gesetz  von  1889  bestimmt,  dals  jeder  Inhaber  eines  französischen 
Patentes  oder  sein  Rechtsnachfolger  die  im  Auslande  hergestellten  Gegen- 
stände seines  Patentes  in  Frankreich  für  die  Weltausstellung  einführen 
darf,  ohne  den  Verfall  des  Patentes  wegen  unterlassener  Ausübung  des- 
selben in  Frankreich  zu  gewärtigen.  Der  Verfall  des  Patentes  tritt  jedoch 
ein,  falls  die  ausgestellten  Gegenstände  nicht  innerhalb  dreier  Monate 
seit  dem  Tage  des  offiziellen  Schlusses  der  Ausstellung  wieder  ausgeführt 
sind.  Die  Ausstellung  des  patentierten  Gegenstandes  auf  der  Ausstellung 
soll  einer  Ausführung  der  patentierten  Erfindung  in  Frankreich  entsprechen. 
Die  auszustellenden  Gegenstände  sind  dem  Präfekten  des  Departements 
oder  dem  Unterpräfekten  des  Arrondissements,  woselbst  die  Ausstellung 
stattfindet,  spätestens  im  ersten  Monat  seit  Eröffnung  der  Ausstellung 
anzumelden.  Die  über  die  Anmeldung  ausgestellte  Bescheinigung  gewährt 
den  Patentinhabern  die  vorgenannten  Vergünstigungen.  Das  Gesetz  be- 
wahrt eine  Erfindung  nicht  sowohl  vor  dem  Verlust  der  Neuheit,  als 
vielmehr  vor  dem  Verfall  ihres  Patentschutzes  wegen  mangelnder  Aus- 
übung der  Erfindung  in  Frankreich  sowie  wegen  Einführung  der  nicht 
in  Frankreich,  sondern  im  Auslande  hergestellten  und  in  Frankreich  ein- 
geführten Gegenstände  der  Erfindung.  Dasselbe  gilt  in  entsprechender 
Weise  von  Mustern  sowie  auch  von  Warenzeichen.  Die  Erfindung  mufs 
also  auf  alle  Fälle  in  Frankreich  zum  Patent  angemeldet  und  durch 
Patent  geschützt  sein. 

Einen  weiteren  Grund  der  Nichtigkeit  bildet  die  bereits  oben  (Art  3) 
angegebene  mangelnde  Patentfähigkeit  des  Gegenstandes  an  sich. 

Wie  nach  deutschem  Rechte  soll  ferner  auch  nach  französischem  nur  die 
Erfindung  schutzfähig  sein,  welche  gewerblich  verwertbar  ist,  d.  h.  die  auf 
gewerblichem  Gebiete  Anwendung  und  Ausführung  finden  kann.  Mit  Recht 
soll  daher  auch  nach  französischem  Rechte  ein  Patent  der  Vernichtung  unter- 
liegen, welches  lediglich  wissenschaftliche  Prinzipien,  Methoden,  Systeme, 
Ideen  u.  s.  w.  enthält,  deren  industrielle  Anwendung  nicht  angegeben  ist 
Dals  ferner  Patente,  deren  Gegenstand  der  öffentlichen  Ordnung  oder 
Sicherheit,  den  Sitten  oder  den  Gesetzen  zuwiderläuft,  nicht  noch  eines 
besonderen  Schutzes  sich  erfreuen  sollen,  versteht  sich  ebenso  von  selbst, 
wie  dafs  Patente,  deren  Titel  einen  anderen  als  den  thatsächlichen  Gegen- 
stand der  Erfindung  bezeichnet,  der  Vernichtung  preisgegeben  sind.  Ebenso 
soll,  falls  die  Beschreibung  zur  Benutzung  der  Erfindung  nicht  ausreicht 
oder  sie  die  Mittel  (zur  Erreichung  der  erstrebten  Wirkung)  nicht  vollständig 
und  aufrichtig  angiebt,  oder  falls  ein  Zusatzpatent  unter  Nichtbeachtung 
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der  vom  Gesetz  aufgestellten,  oben  angeführten  Vorschriften  erteilt  ist, 
ein  Vernichtungsgrund  gegeben  sein  (Art.  30  ff.). 

Der  Verlust  des  Patentes  tritt  abgesehen  von  der  Unterlassung  der 
Gebührenzahlung,  vor  Ablauf  eines  jeden  Jahres  während  der  Patent- 
dauer ein,  wenn  der  Inhaber  des  Patentes,  sofern  nicht  triftige  Gründe 
vorliegen,  innerhalb  zweier  Jahre  seit  Erteilung  des  Patentes  (Vollziehung 
der  Patenturkunde  durch  den  Minister)  die  Erfindung  in  Frankreich 
nicht  zur  Ausführung  gebracht  oder  die  Ausführung  innerhalb  zweier 
aufeinander  folgender  Jahre  unterbrochen  hat,  oder  wenn  der  Patent- 
inhaber Gegenstände,  welche  im  Auslande  hergestellt  sind  und  den  durch 
Patent  geschützten  gleichen,  in  Frankreich  einführt.  Jedoch  können  nach 
dem  Gesetz  vom  31.  Mai  1856  mit  Genehmigung  des  Ministers  Modelle 
von  Maschinen  und  im  Auslande  hergestellte  Gegenstände,  die  zu  öffent- 
lichen Ausstellungen  oder  für  mit  Zustimmung  der  Regierung  vorgenom- 
mene Versuche  bestimmt  sind,  in  Frankreich  eingeführt  werden  (§  32). 

Was  das  Verfahren  betr.  die  Vernichtung  oder  Aufhebung  des 
Patentes  betrifft,  so  kann  die  hierauf  gerichtete  Klage  von  Jedermann, 
der  ein  Interesse  hieran  hat>  angestellt  werden,  und  zwar  vor  dem  Civil- 
gericht  des  Wohnsitzes  des  Patentinhabers,  bei  einem  Ausländer  vor  dem 
des  Vertreters.  Der  Klage  kann  sich  jederzeit  die  Staatsanwaltschaft  an- 
schliefsen ;  sie  kann  auch  selbst  die  Klage  auf  Nichtigkeitserklärung  an- 
strengen, sofern  die  patentierte  Erfindung  entweder  an  sich  (als  ein  Arznei- 
mittel oder  als  ein  Kredit-  oder  Finanzplan)  nicht  schutzfähig  ist  oder  den 
Gesetzen  des  Staates  oder  den  guten  Sitten  zuwiderläuft  oder  betrügerischer- 
weise mit  einer  falschen  Bezeichnung  versehen  ist.  Alle  in  der  Patent- 
liste eingetragenen  Rechtsnachfolger  sind  zu  dem  Verfahren  hinzuzuziehen. 
Die  rechtskräftig  ausgesprochene  Vernichtung  oder  Aufhebung  des  Patentes 
wird  dem  Ministerium  mitgeteilt  und  von  diesem  bekannt  gemacht  (§  34  ff.». 

Die  Patentverletzung  wird  strafrechtlich  mit  Geldstrafe  von  100  bis 
2000  Frs.,  im  Rückfalle,  d.  h.  innerhalb  fünf  Jahren  seit  einer  gleichen 
Verurteilung,  mit  einem  bis  sechs  Monaten  Gefängnis  bestraft  Auf 
letztere  Strafe  kann  auch  erkannt  werden,  wenn  der  Thäter  ein  Arbeiter 
oder  Angestellter  des  Patentinhabers  war  oder  mit  denselben  sich  in  Ver- 
bindung gesetzt  und  hierdurch  das  patentierte  Verfahren  kennen  gelernt 
hat    Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein  (Art  40  ff.). 

Auf  Antrag  des  Patentinhabers  kann  der  Gerichtspräsident  die  Auf- 
nahme und  Beschreibung  der  vermeintlich  nachgemachten  Gegenstände 
durch  einen  Gerichtsvollzieher  mit  oder  ohne  Beschlagnahme  der  letzteren 
anordnen ;  hierbei  kann  der  Antragsteller  zur  Hinterlegung  einer  Kaution 
angehalten  werden;  er  mufs  die  Kaution  stellen,  falls  er  Ausländer  ist 
Innerhalb  acht  Tagen  (zusätzlich  je  eines  Tages  für  30  Kilometer  Ent- 
fernung zwichen  dem  Orte  der  Beschlagnahme  und  dem  Wohnsitze  des 
Patentverletzers)    ist   der  Strafantrag   oder  die  Civilklage   anzubringen, 
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widrigenfalls  die  Beschlagnahme  als  ungültig  angesehen  wird.  Die  als 
nachgeahmt  erklärten  bezw.  die  zur  Patentverletzimg  gebrauchten  Gegen- 
stände werden  auch  im  Falle  der  Freisprechung  der  Thäter  eingezogen 
und  dem  Patentinhaber,  unbeschadet  seiner  weiteren  Ansprüche,  über- 
wiesen (Art.  49). 

Das  französische  Patentgesetz  ist  auch  in  den  französischen  Kolo- 
nien eingeführt  worden,  und  zwar  in  Algier  durch  die  Verordnung  vom 
5.  Juni  1S50,  in  den  asiatischen  Besitzungen  (Indo-China)  vom  24.  Juni 
1893,  und  zwar  mit  der  Mafsgabe,  dafs  im  Mutterlande  erteilte  Patente 
in  den  Kolonien  gelten  und  umgekehrt  Danach  sind  die  Anmeldungen 
in  dreifacher  Ausfertigung  gegen  Einzahlung  der  Anmeldegebühren  von 
100  Frs.  beim  Gouverneur  der  Kolonie  (in  Algier  bei  den  Präfekturen  von 
Algier,  Oran  und  Constantine)  einzureichen.  Von  hier  werden  sie  durch 
Vermittelung  des  Ministeriums  der  Marine  und  der  Kolonien  dem  Mini- 
sterium für  Ackerbau  und  Handel  übersandt,  welches  das  oben  angegebene 
Verfahren  behufs  Erteilung  der  nachgesuchten  Patente  einleitet.  Alle 
Klagesachen  wegen  Patentverletzung  sind  vor  den  Obergerichten  der  Kolo- 
nien zu  verhandeln. 

Nach  der  letzten  amtlichen  Statistik  sind  im  Jahre  1896:  11 430  Patente, 
und  zwar  9830  Haupt-  und  1600  Zusatzpatente  erteilt  worden.  Von  den 
9830  Hauptpatenten  sind  «638  auf  15,  35  auf  10  und  34  auf  5  Jahre 
bewilligt    (Proprio  industrielle  1898,  p.  100.) 

§  3.   IL  Italien. 

Wie  die  französische  Gesetzgebung  im  allgemeinen,  so  beherrscht 
auch  die  französische  Patentgesetzgebung  das  Patentrecht  der  meisten 
romanischen  Länder,  insbesondere  der  Italiener,  abgesehen  von  unwesent- 
lichen Abweichungen.  Ein  einheitliches  Patentrecht  ist  jedoch  erst  mit 
der  Italia  Riunita  geschaffen. 

Die  italienische  Gesetzgebung  stützt  sich  auf  das  Gesetz  vom  30.  Ok- 
tober 1859  (legge  sulle  privative  industriali) ;  dasselbe  ist  dann  später  auch 
durch  die  Verordnung  vom  31.  Januar  1864  auf  sämtliche  damalige  Ge- 
bietsteile Italiens,  zuletzt  durch  Verordnung  vom  15.  November  1870  auf 
Korn  ausgedehnt  worden,  namentlich  hat  es  auch  durch  die  erstgenannte 
Verordnung  eine  zur  Ausführung  der  einzelnen  Bestimmungen  erforder- 
liche Ergänzung  erfahren. 

Was  die  materiellen  patentrechtlichen  Voraussetzungen  betrifft,  so 
kann  Gegenstand  des  Patentschutzes  eine  neue  gewerbliche  Erfindung 
oder  Entdeckung  sein  und  soll  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  als  solche 
diejenige  verstanden  werden£welehe  ein  gewerbliches  Erzeugnis  oder  Er- 
gebnis, ein  Werkzeug,  eine  Maschine,  eine  Vorrichtung  oder  mechanische 
Anordnung  oder  ein  Verfahren,  eine  Herstellungs  weise  oder  einen  Motor, 
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bezw.  dessen  Rechtsnachfolger  nicht  im  schweizerischen  Bundesgebiete 
seinen  Wohnsitz  hat  (G.  11).  Der  Vertreter  ist  im  letzteren  Falle  zur  Ver- 
tretung in  dem  nach  Malsgabe  des  Patentgesetzes  stattfindenden  Verfahren 
sowie  in  den  das  Patent  betreffenden  Rechtsstreitigkeiten  befugt,  und  für 
die  in  solchen  Rechtsstreitigkeiten  gegen  den  Patentinhaber  anzustellenden 
Klagen  ist  das  Gericht  des  Wohnsitzes  des  Vertreters,  in  Ermangelung  eines 
solchen  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  eidgenössische  Amt  seinen  Sitz 
hat,  zuständig.  Über  die  rechtlichen  Verhältnisse  der  von  Angestellten  ge- 
machten Erfindungen  enthält  das  Gesetz  keine  Vorschriften,  es  entschei- 
det daher  das  allgemeine  bürgerliche  Recht.  Nur  hinsichtlich  der  Erfindun- 
gen von  Staatsbeamten  sind  Vorschriften  durch  die  Beschlüsse  des  Bundes- 
rates vom  27.  November  1S94  und  5.  September  1895  gegeben.  Der 
Bund  behält  sich  das  Recht  vor,  alle  von  eidgenössischen  Beamten  oder 
Angestellten  in  ihrer  amtlichen  Thätigkeit  gemachten  Erfindungen  in 
seinem  Nutzen  zu  verwenden.  Infolgedessen  sind  die  Beamten  und  An- 
gestellten verpflichtet,  vor  der  Patentannahme  und  vor  der  Patentver- 
öffentlichung einer  von  ihnen  gemachten  Erfindung  der  Oberbehörde 
Kenntnis  von  dieser  zu  geben.  Handelt  es  sich  um  eine  wichtige  und 
für  den  Bund  als  nützlich  anerkannte  Erfindung,  so  kann  der  Bundes- 
rat dem  Erfinder  eine  angemessene  Belohnung  geben.  Dem  Auslande  so- 
wie in  der  Schweiz  wohnenden  Privatpersonen  gegenüber  steht  den  eid- 
genössischen Beamten  und  Angestellten  das  volle  Nutzungsrecht  mit  Be- 
zug auf  ihre  Erfindungen  und  die  allfällig  darauf  genommenen  Patente 
zu.  Wenn  es  sich  jedoch  um  die  Landesverteidigung  oder  um  die  all- 
gemeine Sicherheit  handelt,  kann  der  Bund  sich  das  Recht  wahren,  die 
Erfindung  für  sich  zu  behalten  und  gegen  angemessene  Entschädigung 
deren  Mitteilung  oder  Verkauf  an  Dritte  zu  verbieten. 

Der  Inhaber  eines  Patentes,  welcher  an  der  durch  dasselbe  ge- 
schützten Erfindung  eine  Verbesserung  anbringt,  kann  nach  G.  7  durch 
Bezahlung  einer  einmaligen  Gebühr  von  20  Frs.  ein  Zusatzpatent  er- 
halten, das  mit  dem  Hauptpatente  sein  Ende  erreicht  Die  zu  schützende 
Neuerfindung  muf s  mit  dem  Gegenstande  des  Hauptpatentes  in  einem  wirt- 
schaftlichen Zusammenhange  stehen;  Anspruch  auf  ein  Zusatzpatent  hat  nur 
der  Erfinder  des  Gegenstandes  des  Hauptpatentes  oder  sein  Rechtenachfolger. 

Vorschriften  über  die  Anmeldung  eines  Zusatzpatentes  enthält  V.  4. 
Besondere  Vorschriften  über  den  Erwerb  von  Patenten  auf  Verbesserungen 
schon  geschützter  Erfindungen  durch  dritte  Personen  enthält  das  Gesetz 
nur  insofern,  als  es  unter  den  weiter  unten  zu  erwähnenden  Voraus- 
setzungen solchen  Erfindern  einen  Lizenzanspruch  gegen  den  Inhaber 
des  Hauptpatentes  einräumt.  Über  die  Abhängigkeit  zweier  Erfindungen 
voneinander  erhält  das  Gesetz  keine  Vorschriften. 

§  3.  Formelle  Voraussetzungen.  Das  Schweizer  Patentgesetz  kennt 
weder  einen  Ausschlufs  von  der  Patentierung  auf  Grund  einer  materiellen 
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Prüfung  der  angemeldeten  Erfindung,  noch  auch  ein  Aufgebot,  sondern 
lediglich  eine  materielle  Prüfung  zum  Zwecke  der  für  den  Anmelder  un- 
verbindlichen Hinweisung  desselben  auf  die  zur  Gültigkeit  des  zu  erteilen- 
den Patentes  entgegenstehenden  materiellen  Bedingungen  (avis  pr&dable). 

Die  Erfindung  ist  bei  dem  Eidgenössischen  Amt  für  geistiges  Eigen- 
tum anzumelden.  Die  Anmeldung  hat  auf  gedruckten,  in  entsprechender 
Weise  auszufüllenden  Formularen,  welche  das  Amt  unentgeltlich  liefert, 
in  einer  der  drei  Landessprachen  stattzufinden.  Dieselbe  hat  den  Titel 
der  Erfindung,  welcher  das  Wesen  des  erfundenen  Gegenstandes  klar 
und  bestimmt  bezeichnen  soll,  anzugeben.  Dieser  Titel  mufs  erkennen 
lassen,  dafs  der  Erfindungsgegenstand  durch  Modell  darstellbar  ist;  der 
Gebrauch  von  Phantasiebenennungen  ist  nicht  gestattet  (G.  14,  Abs.  3; 
V.  5,  Abs.  2). 

Das  Gesuch  mufs  noch  folgende  Bedingungen  erfüllen  (G.  14): 

1.  Es  mufs  eine  Beschreibung  der  Erfindung  beigefügt  sein,  welche 
in  einer  besonderen  Abteilung  der  Schrift  die  wesentlichen  Merkmale  der 
Erfindung  gedrängt  auffuhren  mufs;  die  Beschreibung  mufs  der  Be- 
dingung, dafs  die  Erfindung  durch  Modell  darstellbar  ist,  Rechnung 
tragen,  die  Einheit  der  Erfindung  wahren,  die  Tragweite  des  Patentes 
unzweideutig  klarlegen  und  zum  Schlüsse  eine  gedrängte  und  übersicht- 
liche Darlegung  der  als  mehr  oder  weniger  wesentlich  erachteten  Merk- 
male der  Erfindung  geben.    (Patentanspruch  bezw.  Patentansprüche.) 

Wenn  bei  Hauptpatenten  zu  einer  solchen  Darlegung  mehrere  Patent- 
ansprüche aufgestellt  werden,  so  mufs  da«  hauptsächliche  Wesen  der 
Erfindung  doch  schon  im  ersten  derselben  (Hauptanspruch)  zum  Aus- 
druck gelangen;  die  übrigen  Patentansprüche  sind  diesem  Hauptanspruch 
unterzuordnen  (Unteransprüche) ;  die  Patentansprüche  von  Zusatzpatenten 
sind  in  der  Form  der  Unteransprüche  der  zugehörigen  Hauptpatente 
abzufassen.  Unteransprüche  dürfen  sich  auf  beliebig  viele  beschriebene, 
zum  Hauptgegenstand  gehörende  Einzelheiten  beziehen. 

2.  Es  müssen  die  zum  Verständnis  der  Beschreibung  erforderlichen 
Zeichnungen  beigefügt  sein.    Genauere  Vorschriften  hierüber  enthält  V.  8. 

3.  Es  mufs  der  Nachweis,  dafs  ein  Modell  des  erfundenen  Gegen- 
standes oder  der  Gegenstand  selbst  vorhanden  ist,  geführt  werden;  als 
Modell  gilt  die  Ausführung  der  Erfindung  oder  eine  andere  körperliche 
Darstellung  derselben,  welche  deren  Wesen  klar  erkennen  läfst  Die 
Vorschriften  über  den  Beweis  der  Modellexistenz  enthält  V.  13  bis  21. 
Danach  stehen  dem  körperlichen  Modell  das  Wesen  der  Erfindung  klar 
und  vollständig  'darstellende  Photographien  gleich,  soweit  nicht  die 
Hinterlegung  eines  Modelles  selber  obligatorisch  ist  und  bezw.  das  eid- 
genössische Amt  nicht  ausdrücklich  die  Herstellung  eines  körperlichen 
Modelles  fordert.  Der  Bundesrat  kann  geinäfs  G.  12  für  einzelne  Klassen 
von  Erfindungen  die  Hinterlegung  von  Modellen  fordern. 
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Die  Patentgebühren  betragen  zunächst  soviel  mal  zehn  Lire  (Fre.),  wie 
die  Zahl  der  Jahre,  für  welche  das  Patent  nachgesucht  wird.  Aufserdem 
sind  für  die  ersten  drei  Jahre  je  40  Lire,  für  die  nächsten  drei  Jahre  je  65> 
für  das  siebente  bis  neunte  Jahr  90,  für  das  zehnte  bis  zwölfte  Jahr  115 
und  für  die  letzten  Jahre  je  140  Lire  zu  zahlen.  Die  erste  Jahresgebühr 
ist  mit  Einreichung  des  Patentgesuchs,  die  übrigen  Jahresgebühren  am 
ersten  Tage  jedes  Jahres  der  Dauer  des  Patentes  zu  entrichten  (Art  14  ff.). 

Die  Erteilung  und  Verwaltung  der  Patente  liegt  der  Abteilung 
für  gewerbliches  Eigentum  im  Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe  und 
Handel  (Uffico  special  delle  proprietä  industriale  del  Ministero  delP  Agri- 
coltura,  delP  Industria  et  del  Commercio)  ob  (Gesetz  vom  31.  Januar  1864, 
Art  2).  Bei  dieser  oder  bei  den  Präfekturen  oder  Unterpräfekturen  ist 
das  Patentgesuch  einzureichen.  Der  ausländische  Anmelder  bedarf  eines 
in  Italien  wohnhaften  Vertreters.  Das  Gesuch  mufs  Namen,  Vaterland 
und  Wohnort  des  Anmelders,  die  Bezeichnung  der  Erfindung  nach  ihrer 
Eigenschaft  und  ihrem  Zwecke,  ferner  die  Angabe,  ob  der  Gegenstand 
des  Patentes  hergestellt  oder  verkauft,  oder  ob  die  Erfindung  in  einem 
oder  mehreren  anzuführenden  Gewerben  angewendet  werden  soll  (s.  oben), 
sowie  endlich  die  Angabe  der  Dauer  des  Patentes  enthalten  (§§  23  ff.  der 
Verordnung  vom  31.  Januar  1864). 

Wie  nach  deutschem  Recht  kann  in  einer  Anmeldung  nur  ein  Patent 
und  auch  nur  für  eine  Erfindung  nachgesucht  werden.  Der  Anmeldung 
ist  ferner  beizufügen  eine  Beschreibung  des  Gegenstandes  in  italienischer 
oder  französischer  Sprache,  eine  Zeichnung,  erforderlichen  Falles  nach 
Ermessen  des  Patentsuchers  ein  Modell  sowie  eine  Quittung  über  die 
erste  Jahresgebühr  (von  40  Lire) ,  endlich  bei  Nachsuchung  eines  soge- 
nannten Einführungspatentes  (s.  oben)  eine  Bescheinigung  über  die  Er- 
teilung des  ausländischen  Patentes. 

Über  die  Einreichung  der  Anmeldung  wird  von  der  Behörde  ein 
Protokoll  nach  Tag  und  Stunde;  aufgenommen.  Eine  beglaubigte  Ab- 
schrift des  Protokolls  ist  innerhalb  fünf  Tagen  mit  den  obengenannten 
Anlagen  der  obengenannten  Amtsstelle  zu  übersenden,  sofern  die  Patent- 
nachsuchung  nicht  bei  letzterem  selbst  erfolgt  ist 

Die  hier  vorzunehmende  Prüfung  erstreckt  sich,  da  das  italienische 
Patentrecht  im  wesentlichen  dem  französischen  freien  Anmeldeprinzip  hul- 
digt, nur  auf  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften,  d.  h.  in  erster 
Linie,  ob  das  Patentgesuch  nach  den  vorstehend  angegebenen  Richtungen 
hin  vollständig  ist.  Aufserdem  wird  aber  die  Anmeldung  noch  daraufhin 
geprüft,  ob  der  zum  Patent  angemeldete  Gegenstand  nicht  etwa  aus  den 
oben  angegebenen  Gründen  (Art.  6)  überhaupt  vom  Schutze  ausgeschlossen 
ist  (Art.  3Sff.). 

Handelt  es  sich  ferner  um  Erfindungen  von  Getränken  oder  Efswaren 
(bevandi  o  commestibili),  so  ist  zunächst  ein  Gutachten  des  Obergesund- 
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heitsamtes  (consiglio  superiore  di  sanitä)  einzuholen  und,  jenachdem  dessen 
Gutachten  günstig  oder  dahin  ausfällt,  dafs  es  auch  nur  zweifelhaft  ist, 
ob  die  Erfindung  der  Gesundheit  nachteilig  ist,  wird  das  Patent  erteilt 
oder  versagt  Dies  ist  auf  dem  Patent  besonders  zu  vermerken.  Das 
so  erteilte  Patent  soll  seinen  Inhaber  oder  Nutzniefser  von  der  Beobach- 
tung der  Sanitätsgesetze  nicht  befreien  (Art.  37  ff.). 

Genügt  die  Anmeldung  nicht  den  vorgeschriebenen  Bedingungen, 
dann  wird  hiervon  der  Patentsucher,  gegebenen  Falles  durch  Vermittelung 
der  Präfekturen  und  Unterpräfekturen  benachrichtigt.  Innerhalb  vierzehn 
Tagen  vom  Empfange  des  Bescheides  an  hat  derselbe  die  gerügten  Mängel 
zu  beseitigen  oder  gegen  den  Bescheid  Beschwerde  zu  erheben,  widrigen- 
falls die  Anmeldung  als  nicht  eingereicht  angesehen  wird,  unbeschadet 
des  Rechtes,  die  Anmeldung,  allerdings  mit  Verlust  der  ursprünglichen 
Priorität,  von  neuem  einzureichen. 

Über  die  Beschwerde  entscheidet  eine  Kommission  von  Mitglie- 
dern, von  denen  drei  dem  Richterstande  oder  einer  Juristenfakultät 
angehören,  die  übrigen  aus  der  Klasse  der  physikalischen  und  mathe- 
matischen Abteilungen  der  Akademie  der  Wissenschaften,  aus  den  Pro- 
fessoren und  Doktoren  der  genannten  Wissenschaften  bei  den  Universi- 
täten und  aus  den  Professoren  der  technischen  Institute  zu  Turin  und 
Rom  gewählt  sind.  Die  Kommission  zerfällt  in  eine  mechanische,  phy- 
sikalische und  chemische  Sektion,  deren  jede  aus  drei  rechtskundigen 
und  vier  technischen  Mitgliedern  besteht  und  über  die  nach  dem  Gegen- 
stande der  Erfindung  einschlägigen  Beschwerden  zu  befinden  hat  Fällt 
das  Urteil  der  Sektion  über  die  Beschwerde  nicht  einstimmig  aus,  dann 
hat  die  gesamte  Kommission  über  die  Beschwerde  zu  entscheiden. 
Handelt  es  sich  um  eine  Erfindung,  welche  nach  Ansicht  der  Kommission 
den  Gesetzen  oder  Sitten  zuwiderläuft,  dann  ist  die  Generalstaatsanwalt- 
schaft von  Rom  gutachtlich  zu  hören. 

Mit  Einlegung  der  Beschwerde  sind  fünfzig  Lire  einzuzahlen, 
widrigenfalls  die  Beschwerde  als  nicht  erhoben  angesehen  wird.  Wird 
die  Beschwerde  für  begründet  erachtet,  dann  wird  die  Gebühr  zurück- 
erstattet und  das  Patent  erteilt,  andernfalls  verfällt  die  Gebühr,  und  das 
Patent  wird  versagt  (Art.  44  ff.). 

Bei  der  obengenannten  Abteilung  im  Ministerium  für  Ackerbau, 
(bewerbe  und  Handel  wird  unter  Verantwortlichkeit  ihres  Direktors  ein 
Register  (Patentrolle)  geführt,  in  welches  alle  Patentanmeldungen  und 
-Erteilungen,  Name  und  Wohnort  der  Patentsucher  und  ihrer  Vertreter, 
(Gegenstand  des  Patentgesuchs,  Ort  und  Datum  der  Erreichung  desselben, 
Dauer  und  Anfangstermin  des  Patentes  eingetragen  werden.  Ein  be- 
sonderes Register  ist  für  die  Vermerke  für  die  Ergänzungs-,  Reduktions- 
oder Verlängerungspatente  und  für  die  Nichtigkeitserklärung  und  Zurück- 
nahme bestimmt. 
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Die  Patente  selbst  werden  in  ein  besonderes  Register  eingetragen. 
In  strenger  Durchführung  des  reinen  Anmeldesystems  bestimmt  auch 
das  italienische  Patentgesetz  (Art.  7,  Abs.  2)  ausdrücklich,  dals  das  erteilte 
Patent  weder  die  Nützlichkeit  noch  das  wirkliche  Vorhandensein  der  ge- 
schützten Erfindung  und  Entdeckung  gewährleistet,  noch  das  Vorhanden- 
sein derjenigen  Eigenschaft  einer  Erfindung  oder  Entdeckung  beweist, 
von  dem  das  Gesetz  die  Gültigkeit  und  Wirksamkeit  des  Patentes  ab- 
hängig macht.  Die  Rechtswirksamkeit  eines  Patentes  ist  demnach  nur 
durch  seine  während  der  ganzen  Gültigkeitsdauer  unangefochten  ge- 
bliebene Existenz  selbst  bedingt 

Alle  Register  der  vorgenannten  Art  sind  öffentlich,  und  es  werden  aus 
demselben  Jedermann  auf  Antrag  kostenpflichtige  abschriftliche  Mittei- 
lungen gemacht,  jedoch  immer  erst  drei  Monate  nach  Erteilung  des  in 
Frage  kommenden  Patentes. 

Alle  drei  Monate  werden  die  inzwischen  erteilten  Patente  in  der 
Gazetta  ufficiale  veröffentlicht  Von  den  nach  Klassen  geordneten  Ver- 
zeichnissen der  veröffentlichten  Patentbeschreibungen  und  Zeichnungen 
werden  den  Präfekturen  und  Unterpräfekturen  sowie  den  Staatsanwalt- 
schaften und  den  Handelskammern  Abschriften  zur  Einsicht  für  Jeder- 
mann gesandt 

Die  Nichtigkeit  eines  Patentes  (causa  di  nullitä  e  di  annulla- 
mento)  liegt  vor, 

wenn  es  nach  den  obigen  Vorschriften  des  Gesetzes  überhaupt  nicht 
hätte  erteilt  werden  dürfen,  d.  i.  wenn  die  Erfindung  an  sich  nicht 
patentfähig  ist,  weil  sie  den  Gesetzen  oder  Sitten  zuwiderläuft,  die  Her- 
stellung gewerblicher  Gegenstände  nicht  zum  Zweck  hat,  rein  theo- 
retischen Charakters  ist  oder  ein  Arzneimittel  betrifft; 

ferner  wenn  das  Patent  eine  Erfindung  von  Getränken  und  Efs- 
waren  betrifft  und  gegen  das  Gutachten  des  Gesundheitsamtes  oder 
ohne  Einholung  eines  solchen  Gutachtens  erteilt  worden  ist  und  das 
später  eingeholte  Gutachten  die  Erteilung  des  Patentes  verbietet; 

wenn  das  Patent  unter  fälschlicher  Bezeichnung  der  Erfindung 
betrügerischerweise  erlangt  ist; 

wenn  die  Patentbeschreibung  unzureichend  ist  oder  eine  zur  Aus- 
führung der  Erfindung  notwendige  Angabe  absichtlich  entstellt  oder 
unterblieben  ist; 

wenn  die  Erfindung  nicht  neu  ist  oder  nicht  auf  gewerblichem 
Gebiete  liegt; 

wenn  ein  Abänderungspatent  (s.  oben)  vor  Ablauf  der  dem  Patent- 
inhaber oder  dessen  Rechtsnachfolger  vorbehaltenen  sechsmonatigen 
Frist  einem  Anderen  erteilt  worden  ist; 

wenn  bei  Erteilung  eines  Ergänzungspatentes  der  Gegenstand  des- 
selben die  Haupterfindung  nicht  betrifft; 


5.  Kapitel.    Romanische  Staaten  und  Belgien.  171 

wenn  ein  Verlängerungspatent  nach  Ablauf  des  Hauptpatentes  oder 
nach  dessen  Aufhebung  nachgesucht  und  erteilt  worden  ist  (Art  56). 
Das  Patent  verfällt  (cessa  essere  valido), 
wenn  die  Jahresgebühr  nicht  innerhalb  dreier  Monate  nach  Fällig- 
keit gezahlt  wird; 

wenn  die  Erfindung,  falls  das  Patent  auf  fünf  Jahre  oder  kürzere 
Zeit  erteilt  ist,  innerhalb  eines  Jahres  seit  der  Erteilung  nicht  ausge- 
führt oder  die  Ausführung  ein  ganzes  Jahr  lang  unterblieben  ist; 

wenn  das  Patent  auf  länger  als  fünf  Jahre  erteilt  und  die  Er- 
findung innerhalb  zweier  Jahre  nicht  ausgeführt  oder  die  Ausführung 
zwei  Jahre-  lang  unterblieben  ist,  sofern  in  beiden  Fällen  nicht  vom 
Willen  des  Patentinhabers  unabhängige  Hindernisgründe  vorlagen,  zu 
denen  Mangel  an  Geldmitteln  nicht  zu  rechnen  ist  (Art  5b).1) 

Der  Klageantrag  auf  Erklärung  der  Nichtigkeit  oder  auf 
Aufhebung  des  Patentes  ist  bei  den  Prozinzialgerichten  zu  stellen.  Die 
Staatsanwaltschaft  wirkt  bei  dem  Verfahren  mit,  zu  dem  auch  alle, 
welche  nachweislich  des  Patentregisters  ein  gesetzliches  Interesse  an  der 
Ausübung  eines  Patentes  haben,  hinzugezogen  werden. 

Vor  Erklärung  der  Nichtigkeit  ist  auf  Antrag  einer  Partei  das  Gut- 
achten dreier  Sachverständiger  einzuholen,  welches  in  der  zweiten  Instanz 
auf  Antrag  einer  Partei  einer  Nachprüfung  zu  unterziehen  ist.  Auch 
sonst  kann  das  Gericht  stets  eine  besondere  Untersuchung  bezw.  die 
Nachprüfung  einer  solchen  von  Amts  wegen  anordnen. 

Die  gerichtlichen  Entscheidungen,  welche  die  Vernichtung  oder  Auf- 
hebung eines  Patentes  aussprechen,  werden  auszugsweise  dem  Ministerium 
für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  von  den  Staatsanwaltschaften  durch 
Vermittlung  des  Justizministeriums  mitgeteilt,  übrigens  auch  bezüglich  des 
entscheidenden  Teiles  in  der  Gazetta  ufficiale  veröffentlicht 

Was  endlich  die  Patentverletzungen  betrifft,  so  stimmen  die 
Vorschriften  des  italienischen  Patentgesetzes  mit  denen  des  französischen 
sowohl  rücksichlich  der  strafrechtlichen,  als  auch  der  civilrechtlichen 
Verfolgung  überein;  es  sei  daher  auf  letztere  nur  verwiesen. 

Über  den  italienischen  Patentverkehr  ist  zu  bemerken,  dafs  nach 
der  statistischen  Erhebung  im  Jahre  1893  im  ganzen  2044,  und  zwar 
682  an  Inländer,  1362  an  Ausländer  erteilt  worden  sind.  Unter  den 
Patenten  waren  1591  Original-,  135  Zusatz-,  318  Verlängerungs-  und 
46  Einführungspatente. 

1)  Der  hier  vorgesehene  Verfall  des  Patentes  wegen  Unterlassung  der  Ausführung 
tritt  nur  dann  ein,  wenn  dieselbe  auf  Mangel  an  gutem  Willen  des  Patentinhabers  zurück- 
zuführen ist;  dieser  gute  Wille  ist  aber  anzunehmen,  wenn  der  Patentinhaber  Dritte  zur 
Annahme  jenes  Patentes,  wenn  auch  vergeblich,  veranlafst  hat  (Corte  di  cassazione 
di  Torino,  5  maggio  1896.  Rivista  delle  Privative  industriali,  aprile-maggio  1896, 
p.  115  ff.) 
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§  4.    III.  Spanien.1) 

Auch  für  Spanien  ist  die  französische  Patentgesetzgebung  vorbild- 
lich gewesen.  Nach  dem  Muster  des  französischen  Patentgesetzes  vom 
25.  Mai  1791  wurde  das  erste  spanische  Patentgesetz  vom  24.  Oktober 
1820  erlassen,  dem  bald  das  vom  27.  März  1826  folgte.  Zuletzt  ist  das 
jetzt  in  Gültigkeit  befindliche  Patentgesetz  vom  30.  Juli  1878  ergangen. 
Auch  dieses  lehnt  sich  an  das  spätere  französische  Gesetz  vom  5.  Juli  1844 
in  allen  wesentlichen  Punkten,  so  namentlich  bezüglich  des  reinen  An- 
meldesystems, an  und  zeigt  nur  eine  nähere  Erläuterung,  um  nicht  zu 
sagen  Verbreiterung  der  ursprünglichen  Grundsätze. 

Übrigens  erstreckt  das  letztgenannte  spanische  Patentgesetz  (nach 
Art  8)  seine  Gültigkeit  auch  auf  die  überseeischen  Besitzungen,  und 
durch  Königl.  Verordnung  vom  14.  Mai  1880  sind  noch  die  formellen 
Bestimmungen  aufgestellt,  welche  der  überseeisch  ansässige  Patentsucher 
zur  Erlangung  des  Patentes  zu  erfüllen  hat 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  sind  folgende: 

Patente  (patentes  de  invenciön)  werden  erteilt  auf  Maschinen,  Appa- 
rate, Instrumente,  mechanische  oder  chemische  Verfahren  oder  Operationen, 
welche  im  ganzen  oder  zum  Teil  eigener  Erfindung  (des  Patentsuchers) 
und  neu,  oder  auch  ohne  diese  Voraussetzungen  in  Spanien  überhaupt 
oder  wenigstens  in  der  zum  Patent  angemeldeten  Weise  und  Form  noch 
nicht  aufgestellt  oder  in  Benutzung  genommen  worden  sind,  —  sowie 
neue  gewerbliche  Erzeugnisse  oder  Ergebnisse,  welche  durch  neue  oder 
bekannte  Mittel  erlangt  werden,  sofern  deren  Ausführung  einen  Zweig 
der  inländischen  Industrie  begründen  kann  (venga  ä  establecer).  Indessen 
soll  die  Erteilung  eines  Patentes  auf  die  letzgenannten  Erzeugnisse  und 
Ergebnisse  der  Erteilung  eines  anderen  Patentes,  durch  welches  mittels 
der  zuerst  angeführten  Gegenstände  dieselben  Erzeugnisse  oder  Erfolge 
herbeigeführt  werden,  nicht  entgegenstehen  (Art.  3  und  4). 

Als  neu  soll  diejenige  Erfindung  angesehen  werden,  die  vor  der  An- 
meldung zum  Patent  weder  im  Inlande  noch  im  Auslände  bekannt  oder 
ausgeführt  ist  (Art  5). 

Ausgeschlossen  vom  Patentschutz  sollten  sein :  zunächst  die  Erfindungen, 
welche  die  vorerwähnten  Voraussetzungen  nicht  erfüllen,  ferner  der  Ge- 
brauch der  Naturprodukte,  die  (abstrakten)  wissenschaftlichen  Grundsätze 
oder  Entdeckungen,  so  lange  sie  in  dem  Bereiche  der  Forschungen  bleiben 
und  sich  nicht  auf  Maschinen,  Apparate,  Instrumente,  chemische  oder 
mechanische  Verfahren  oder  Operationen  praktischen  gewerblichen  Cha- 

1)  Für  Tuba,  Portorico  und  die  Philippinen  gilt  oder  galt  nunmehr  das  Patent- 
gesetz vom  30.  Juli  1SS3,  welches  im  wesentlichen  mit  dem  Gesetz  vom  27.  März  1S26 
und  schliefslich  im  allgemeinen  auch  mit  dem  vom  30.  Juli  1S78  übereinstimmte.  An- 
derseits soll  nach  Art.  5  des  letztgen.  Gesetzes  jedes  spanische  Patent  auch  in  den 
überseeischen  spanischen  Besitzungen  Gültigkeit  haben. 
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rakters  übertragen  lassen,  phannaceutische  Präparate  oder  Medikamente 
jeder  Art,  sowie  Kredit  oder  Finanzpläne  oder  Berechnungen  (Art.  9). 

Der  Inhaber  eines  Patentes  oder  sein  Kechtenachfolger  kann  auf 
Abänderungen,  Beschränkungen  oder  Zusätze  der  geschützten  Erfindung 
(gegen  Entrichtung  einer  einmaligen  Gebühr  von  25  Pesetas)  *)  ein  Zusatz- 
patent erteilt  erhalten,  welches  vom  Tage  seiner  Anmeldung  bis  zum 
Ablauf  des  Hauptpatentes  gilt  (Art.  29  ff.). 

Jede  gänzliche  oder  teilweise  Veräufserung  des  Patentes  hat  nur 
auf  Grund  einer  öffentlichen 2)  Urkunde  zu  erfolgen  und  erlangt  Dritten 
gegenüber  rechtswirkende  Kraft  nur  nach  Registrierung  der  Übertragung 
im  Bureau  der  Provinzialregierung,  die  binnen  fünf  Tagen  eine  beglau- 
bigte Abschrift  der  Übergangserklärung  der  Patentbehörde  (s.  unten)  zu 
übermitteln  hat  (Art.  32  ff.). 

Die  Dauer  des  Patentes,  die  mit  dem  Tage  der  Einreichung  des 
Patentgesuchs  beginnt,  beträgt  zwanzig  Jahre,  sofern  der  Anmelder  der 
Erfinder  selbst  ist  Ist  dagegen  die  zum  Patent  angemeldete  Erfindung 
nicht  das  geistige  Eigentum  des  Anmelders  oder  nicht  neu,  dann  beträgt  die 
Gültigkeitsdauer  des  Patentes  nur  fünf  Jahre,  üandelt  es  sich  um  ein 
bereits  im  Auslande  erteiltes  Patent,  so  beträgt  die  Dauer  des  in  Spanien 
nachgesuchten  zehn  Jahre,  vorausgesetzt,  dafs  überhaupt  spätestens  zwei 
Jahre  nach  Erlangung  des  ausländischen  Patentes  letzteres  in  Spanien  an- 
gemeldet worden  ist.3)  Die  Gebühr  beträgt  für  das  erste  Jahr  10  Pesetas 
und  steigt  jedes  Jahr  um  diesen  Betrag;  sie  ist  niemals  zu  erlassen  und 
bei  Verlust  des  Patentes  stets  im  voraus,  d.  h.  vor  Beginn  des  betreffenden 
Patentjahres,  zu  entrichten  (Art  12  ff.). 

Im  Gegensatz  zum  deutschen  und  anderen  Patentgesetzen  schreibt 
das  spanische  den  Nachweis  der  Ausführung  des  Patentes  vor:  binnen 
einer  Frist  von  zwei  Jahren,  die  nur  durch  ein  Gesetz  aus  triftigen  Grün- 
den um  sechs  Monate  verlängert  werden  kann,  hat  der  Patentinhaber 
der  Patentbehörde  nachzuweisen,  dafs  er  mit  der  Ausführung  des  Patentes 
in  Spanien  begonnen  hat  (Art.  38  ff.). 

Was  das  Kraftloswerden  der  Patente  betrifft,  so  sollen  dieselben 
nichtig  sein,  jedoch  immer  nur  auf  Grund  einer  auf  Anrufung  einer 
Partei  veranlafsten  gerichtlichen  Entscheidung,  wenn  die  eingangs  ge- 
nannten gesetzlichen  Voraussetzungen  für  die  Patentfähigkeit  der  ge- 
schützten Erfindung  nicht  vorliegen,  wenn  die  Erfindung  die  öffentliche 
Ordnung  oder  Sicherheit,  die  guten  Sitten  oder  die  Gesetze  des  Landes 


1)  1  Peseta  —  100  Centimos '—  1  Frank  —  60  Pf. 

2)  D.  h.  mittels  einer  von  einer  mit  publica  fides  ausgestatteten  Person  (Gericht 
oder  Notar)  aufgenommenen  oder  beglaubigten  Urkunde. 

3)  Gehört  der  Anmelder  einem  Unionsstaate  an,  dann  kann  er,  da  Spanien  Mit- 
glied der  Union  ist,  das  im  Heimatsstaate  erlangte  Patent  zur  Wahrung  der  Priorität 
Innerhalb  sechs  Monaten  anmelden.    (8.  unter  internationalem  Patentrecht.) 
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2.  wenn  die  Jahresgebühren  nicht  innerhalb  spätestens  drei  Mo- 
naten nach  Fälligkeit  bezahlt  werden;  doch  soll  dem  Erlöschen 
eine  für  die  Behörde  allerdings  nicht  obligatorische  Verwarnung 
vorhergehen ; 

3.  wenn  die  Erfindung  nach  Ablauf  des  dritten  Jahres  vom  Datum 
der  Anmeldung  an  gerechnet  nicht  zur  Anwendung  gekommen 
ist  Ob  die  Anwendung  im  Inlande  oder  im  Auslande  erfolgt 
ist,  ist  unerheblich ;  es  genügt  jede  Anwendung,  um  das  Erlöschen 
zu  verhindern.  Ist  dagegen  die  Erfindung  in  der  festgesetzten 
Frist  zur  Anwendung  gekommen,  so  kann  deshalb,  weil  später 
die  Ausübung  des  Patentes  wieder  unterbleibt,  dasselbe  nicht 
erlöschen; 

4.  wenn  der  patentierte  Gegenstand  vom  Auslande  in  die  Schweiz 
eingeführt  wird  und  der  Inhaber  Lizenzen  zu  erteilen  sich 
weigert.   Hierüber  siehe  das  oben  über  Zwangslizenzen  Gesagte. 

Aus  den  beiden  ersten  Löschungsgründen  tritt  das  Erlöschen  von 
selbst  ein;  dagegen  mufs  der  unter  3  und  4  genannte  Löschungsgrund 
klageweise  geltend  gemacht  werden.  Eine  Löschung  des  Patentes  aus 
diesen  beiden  letzteren  Gründen  tritt  von  Amts  wegen  nicht  ein;  die 
Klage  ist  aber  eine  sogenannte  Popularklage,  d.  h.  sie  kann  von  Jeder- 
mann, der  ein  Interesse  nachweisen  kann,  erhoben  werden. 

Ein  erteiltes  Patent  ist  als  nichtig  zu  erklären, 

1.  wenn  die  Erfindung  nicht  neu  oder  gewerblich  verwertbar  ist; 

2.  wenn  der  Patentinhaber  weder  Urheber  der  Erfindung  noch 
dessen  Rechtsnachfolger  ist,  wobei  jedoch  bis  zum  Beweise  des 
Gegenteils  der  Patentnehmer  als  Urheber  der  betreffenden  Er- 
findung gilt; 

3.  wenn  der  Titel  der  Erfindung,  unter  welchem  das  Patent  nach- 
gesucht worden  ist,  einen  andern  als  den  wirklichen  Gegenstand 
der  Erfindung  angiebt  und  dem  Patentbewerber  dabei  die  Ab- 
sicht, andere  zu  täuschen,  zur  Last  fällt; 

4.  wenn  die  mit  dem  Gesuche  eingereichte  Darlegung  der  Er- 
findung (Beschreibung  und  Zeichnungen)  nicht  genügt,  um  Sach- 
verständigen die  Ausführung  der  Erfindung  möglich  zu  machen, 
oder  mit  dem  Modell  (Art.  1 4,  Ziffer  3)  nicht  übereinstimmt 

Nach  bundesgerichtlicher  Entscheidung  ist  auch  der  Mangel  der  Er- 
findungsqualität ein  Nichtigkeitsgrund.1) 

Auch  die  Nichtigkeitserklärung  erfolgt  nicht  von  Amts  wegen,  son- 
dern nur  auf  Klageerhebung  hin,  welche  Jedermann,  der  an  der  Ver- 
nichtung des  Patentes  ein  rechtliches  Interesse  hat,  zusteht.  Die  Nichtig- 
keit kann  aber  wie  durch  Klage,  so  auch  durch  Einrede  gegenüber  einem 

1)  Vergl.  Simon  a.  a.  0.  S.  100. 
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erhobenen  Patentverletzungsanspruche  geltend  gemacht  werden.  Zuständig 
sind  für  die  Löschungsklage  wie  für  die  Nichtigkeitsklage  die  zur  Ent- 
scheidung der  Patentverletzungsklagen  berufenen  Gerichte,  nicht  wie  nach 
D.  G.  die  Patenterteilungsbehörde. 

Wie  das  D.  G.  macht  auch  das  Schweizer  Gesetz  die  Berechtigung 
zur  Erwerbung  eines  Patentes  nicht  von  dem  Schweizer  Indigenat  ab- 
hängig; vielmehr  kann  jeder  Schweizer  wie  Nichtschweizer  in  der  Schweiz 
ein  Patent  erwerben.  Ein  Vergeltungsrecht  ist  im  Gesetze  nicht  vor- 
gesehen. 

Jedoch  kann  nach  G.  tt,  wer  nicht  in  der  Schweiz  wohnt,  mag  er 
nun  Schweizer  oder  Nichtschweizer  sein,  den  Anspruch  auf  Erteilung 
eines  Patentes  und  die  Rechte  aus  dem  letzteren  nur  geltend  machen, 
wenn  er  in  der  Schweiz  einen  Vertreter  bestellt  Die  Befugnisse  des 
Vertreters  sind  wie  in  §  12  des  D.  G.  geregelt. 

Die  Angehörigen  der  Länder,  welche  mit  der  Schweiz  eine  bezüg- 
liche Konvention  abgeschlossen  haben,  können  nach  G.32  und  V.  6  innerhalb 
der  Frist  von  sieben  Monaten  vom  Datum  des  Patentgesuchs  in  einem 
der  genannten  Länder  und  unter  Vorbehalt  der  Rechte  Dritter  ihr  Gesuch 
in  der  Schweiz  hinterlegen,  ohne  dafs  durch  inzwischen  eingetretene 
Thatsachen  (z.  B.  Veröffentlichung  durch  ausländische  Patentschriften) 
die  Neuheit  beseitigt,  also  die  Gültigkeit  des  Gesuches  beeinträchtigt  wird. 

Das  gleiche  Recht  wird  denjenigen  Schweizer  Bürgern  gewährt, 
welche  in  erster  I inie  ein  Patentgesuch  in  einem  der  im  vorigen  Absätze 
bezeichneten  Länder  eingereicht  haben. 

Besondere  Bestimmungen  enthält  G.  33  zu  Gunsten  derjenigen  Per- 
sonen, welche  Erfindungsgegenstände  auf  einer  nationalen  oder  inter- 
nationalen Ausstellung  im  Bundesgebiete  ausstellen  wollen. 

Zur  Wahrung  des  Prioritätsrechtes  für  Erfindungen,  welche  schon 
im  Auslande  zur  Patentierung  angemeldet  wurden,  oder  welche  unter 
einem  zeitweiligen  Ausstellungsschutze  stehen,  ist  innerhalb  der  gesetz- 
lich oder  durch  Staatsverträge  festgesetzten  Fristen  die  Einreichung  eines 
regelrechten  Patentgesuches  erforderlich. 

Der  Patenterwerber  kann  gleichzeitig  zur  leichteren  Konstatierung 
seiner  Rechte  sachbezügliche  schriftliche  Beweismittel  bleibend  hinterlegen. 
Er  kann  auch  im  (icsuchsformulare  in  einem  Falle  den  Staat,  bei  welchem 
die  erste  Patentanmeldung  stattfand,  und  deren  Datum  bezw.  dasjenige 
der  Patenterteilung  angeben,  im  anderen  Falle  die  Ausstellung  und  das 
Zulassungsdatum  für  den  Erfindungsgegenstand. 
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§  1.  Rufsland.  Die  bedeutsamen  Fortschritte,  welche  das  Kussische 
Reich  in  den  letzten  Jahrzehnten  auch  auf  industriellem  Gebiete,  zum 
Teil  unter  mittel-  und  westeuropäischem  Einflufs,  gemacht  hat,  lielsen 
auch  eine  zeitgemäfse  Abänderung  der  gewerblichen  Urheberrechte,  ins- 
besondere des  Patent-  und  des  Waarenzeichenrechtes,  notwendig  erscheinen. 

Was  ersteres  anbelangt,  so  hatte  sich  Rufsland  schon  frühzeitig  mit 
einem  Patentschutzrecht  versehen.  Bereits  durch  Ukas  vom  17.  Juni  1812 
war  den  Inländern  wie  den  Ausländern  der  Schutz  ihrer  Erfindung  ge- 
sichert An  Stelle  dieser  kaiserlichen  Verordnung  trat  dann  das  vom 
Reichsrat  vorgeschlagene  Patentgesetz  vom  22.  November  1833,  als  dessen 
wichtigstes  Charakteristicum  die  nach  damaligem  preufsischen  und  nord- 
amerikanischen Vorbilde  geregelte  Vorprüfung  der  zum  Patent  angemel- 
deten Erfindung  hervorzuheben  ist  Diese  war  von  einem  aus  industriellen, 
technischen  und  kommerziellen  Mitgliedern  gebildeten,  dem  Departement 
der  Manufakturen  und  des  inneren  Handels  (Ministerium  für  Handel  und 
Gewerbe)  unterstellten  Kollegium,  sogenannten  Gewerberat,  vorzunehmen 
und  hatte  sich  auch  auf  die  Neuheit  der  zum  Patent  angemeldeten  Er- 
findung zu  erstrecken,  allerdings  ohne  Übernahme  einer  Garantie  für  die 
indirekt  anerkannte  Neuheit  sowie  unter  Vorbehalt  der  Rechte  dritter 
Personen.  Den  aus  gewerblichen  Kreisen  im  Laufe  der  letzten  Jahre 
immer  stärker  hervortretenden  Wünschen  nach  stärker  geordnetem  und 
gesichertem  Schutz  hat  die  russische  Regierung  durch  Erlafs  eines  neuen 
Patentgesetzes  vom  20.  Mai  (a.  St)  1S96  Rechnung  getragen.  Dasselbe 
ist  mit  dem  13.  (1.)  Juli  1896  in  Kraft  getreten  und  enthält  folgende 
wesentliche  Bestimmungen: 

Patente  können  zum  Schutze,  also  auch  zur  Erlangung  des  Rechtes 
auf  ausschliefsliche  Nutzung  von  Erfindungen  und  Vervollkommnungen 
auf  industriellem  Gebiete  nachgesucht  werden,  jedoch  nur  insoweit,  als 
sie,  sei  es  im  ganzen,  sei  es  in  einem  oder  mehreren  ihrer  Teile  oder  auch, 
falls  letztere  einzeln  bekannt  sind,  durch  ihre  eigenartige  Zusammen- 
setzung1) etwas  wesentlich  Neues  darstellen.  Während  nach  deutschem 
Recht  (§  20  des  Patentgesetzes)  für  jede  Erfindung  eine  besondere  An- 
meldung erforderlich  und  nur  die  Ausdehnung  der  Erfindung  in  mehrere 
Unteransprüche,  sofern  diese  mit  dem  Hauptanspruch  eine  technologische 
Einheit  bilden,  zu  einer  Anmeldung  zulässig  ist,  können  nach  russischem 
Recht  mehrere  Erfindungen  unter  ein  Patent  zusammengefafst  werden, 

1)  Sogenannte  Kombinationspatente;  vergl.  hierzu  das  im  deutschen  Patentrecht 
hierüber  Gesagte. 
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Umfang  des  aus  einem  Patent  entspringenden  Rechtes  entwickelt  haben, 
auch  im  Rechte  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  anerkannt 

Das  Vorbenutzungsrecht  (§  5  des  deutschen  Gesetzes)  wird  im  ameri- 
kanischen Rechte  auf  den  Fall  beschränkt,  dafs  Jemand  von  dem  Erfinder 
oder  Entdecker  eine  neu  erfundene  oder  entdeckte  Maschine  oder  einen 
anderen  patentfähigen  Gegenstand  kauft  oder  mit  dessen  Vorwissen  und 
Zustimmung  konstruiert  oder  gebraucht  oder  verkauft,  bevor  der  Erfinder 
oder  Entdecker  das  Patent  nachgesucht  hat,  in  welchem  Falle  der  Vor- 
benutzer berechtigt  ist,  den  so  gefertigten  oder  gekauften  Gegenstand  ohne 
Verantwortlichkeit  dafür  zu  gebrauchen  und  an  andere  zu  verkaufen 
(Rev.  St  §  4S99  s.  37). 

In  allen  anderen  Fällen  ist  die  Konstruktion  eines  Vorbenutzungs- 
rechtes dadurch  im  amerikanischen  Rechte  überflüssig,  weil  hier  nicht 
wie  im  deutschen  Rechte  der  erste  Anmelder,  sondern  der  erste  Erfinder 
zur  Erwerbung  des  Patentes  berechtigt  ist 

Die  Dauer  des  Patentes  ist  nach  §  4884  auf  17  Jahre  festgesetzt. 

Über  die  Wirkung  eines  vor  der  Patenterteilung  in  Amerika  dem 
Anmelder  erteilten  ausländischen  Patentes  auf  die  Dauer  des  amerika- 
nischen Patentes  wird  weiter  unten  das  Nähere  ausgeführt  werden. 

Der  Patentinhaber  hat  für  das  ganze  Unionsgebiet  die  ausschliefe- 
liche  Berechtigung,  die  patentierte  Erfindung  herzustellen,  zu  verkaufen 
und  zu  benutzen.  Eine  Verletzung  seines  Rechtes  ist  es  daher,  wenn  die 
Erfindung  vom  Auslande  zum  inländischen  Gebrauche  oder  Verkaufe  ein- 
geführt wird.  Befindet  sich  aber  die  patentierte  Sache  auf  einem  fremden 
Schiffe,  das  in  einen  inländischen  Hafen  gekommen  ist,  und  widerstreitet 
das  Vorhandensein  der  Erfindung  auf  dem  Schiffe  nicht  den  Gesetzen  des 
Landes,  dem  das  Schiff  angehört,  so  liegt  eine  Patentverletzung  nicht  vor.1) 

Das  Patent  giebt  dem  Erfinder  das  ausschliefsliche  Recht,  die  Er- 
findung in  den  oben  genannten  zeitlichen  und  räumlichen  Grenzen  aus- 
zuführen, zu  benutzen  und  zu  verkaufen.  Das  diesem  positiven  Rechte 
entsprechende  negative  Recht  besteht  in  dem  Rechte,  jedem  Anderen  inner- 
halb der  angegebenen  örtlichen  und  zeitlichen  Grenzen  die  Ausführung, 
Benutzung  und  den  Verkauf  des  Gegenstandes  der  Erfindung  zu  unter- 
sagen und  für  den  durch  Zuwiderhandlung  entstandenen  Schaden  Ersatz 
zu  verlangen.  Voraussetzung  für  die  Ausübung  dieses  Rechtes  ist  jedoch, 
dafs  der  Berechtigte  die  nach  der  Erfindung  hergestellten  Gegenstande 
als  solche  gekennzeichnet  hat. 

Allen  Patentinhabern  und  deren  Rechtsnachfolgern  oder  gesetzlichen 
Vertretern,  sowie  allen  Personen,  welche  patentierte  Artikel  für  sie  oder 
mit  ihrer  Ermächtigung  verfertigen  oder  verkaufen,  liegt  ob,  das  Publi- 
kum gehörig  zu  benachrichtigen,  dafs  derselbe  patentiert  ist,  entweder 
indem  daran  das  Wort  ,,patentiertu  (patented)  mit  dem  Datum  der  Ver- 

1)  Koenios  a.  a.  0.  S.  45. 
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für  Finanz-  und  Bankangelegenheiten,  ferner  Erfindungen,  die  geeignet 
sind,  die  öffentliche  Ruhe  und  Sicherheit  des  Staates  zu  stören,  oder  die 
den  Sitten  und  den  Gesetzen  zuwider  laufen  (Art  3  u.  36 4). 

Als  neu  sollen  diejenigen  Erfindungen  nicht  gelten,  die  bereits  vor 
Einreichung  des  Patentgesuches  so  bekannt  waren,  dafs  sie  sowohl 
im  Inlande  oder  im  Auslande  hätten  zur  Ausführung  gebracht  werden 
können  (Art  37). 

Anspruch  auf  Erteilung  und  Ausnutzung  des  Patentes  auf  die  Er- 
findung hat  jeder  in-  oder  ausländische  Erfinder,  ohne  dafs  er  jedoch 
seine  Urheberschaft  an  der  Erfindung  nachzuweisen  braucht,  ebensowenig 
kann  dieserhalb  das  erteilte  Patent,  weil  etwa  sein  Inhaber  der  wirkliche 
Urheber  der  patentierten  Erfindung  nicht  sei,  angefochten  werden.  Das 
Patentgesuch  ist  mit  den  üblichen  Unterlagen,  Beschreibung,  Zeichnung 
u.  s.  w.  beim  Ministerium  für  Handel  und  Landwirtschaft  direkt  oder 
durch  Vermittlung  des  Generalgouverneurs  des  Vilajets  einzureichen. 
Die  Prüfung  der  Anmeldung  erstreckt  sich  nur  auf  die  oben  angegebenen 
Erfordernisse  und  Voraussetzungen,  namentlich  nicht  auf  die  technische 
Seite  der  angemeldeten  Erfindung.  Nach  dem  ausdrücklichen  Wort- 
laut des  Gesetzes  lehnt  die  Regierung  jede  Gewährleistung  für  das 
wirkliche  Vorliegen  einer  Erfindung,  deren  Neuheit  und  Nützlichkeit 
ab  (Art.  1,  5ff.  u.  11). 

Die  Patente  werden  nach  Wahl  des  Anmelders  auf  fünf,  zehn  oder 
fünfzehn  Jahre  erteilt  gegen  eine  Gebühr  von  10,  20  oder  30  türk. 
Pfund.1)  Die  erste  Gebühr  ist  bei  (d.  h.  vor)  Erteilung  des  Patentes,  die 
übrigen  bei  Fälligkeit,  d.  h.  bei  Beginn  des  genannten  Zeitraumes,  und 
zwar  in  Jahresbeträgen  von  je  2  Pfund,  bei  Vermeidung  des  Verfalles 
des  Patentes  zu  entrichten  (Art.  4). 

Bei  Anmeldung  des  Patentes  sind  2  türk.  Pfund  (bei  der  Ortsbe- 
hörde) einzuzahlen  und  die  hierüber  ausgestellte  Bescheinigung  dem  Ge- 
suche beizufügen.  Entspricht  die  Anmeldung  bei  der  Prüfung  nicht 
den  formellen  Erfordernissen,  so  wird  sie  unter  Zurückbehaltung  der 
Hälfte  der  Anmeldegebühr  zurückgewiesen.  Diese  kann  jedoch  für  eine 
spätere,  denselben  Gegenstand  betreffende"  Anmeldung  angerechnet  wer- 
den, falls  letztere  innerhalb  vier  Monaten  nach  Zustellung  des  zurück- 
weisenden Bescheides  eingereicht  wird.  Wird  die  Anmeldung,  weil  sie 
eine  vom  Patentschutz  ausgeschlossene  Erfindung  zum  Gegenstand  hatte, 
zurückgewiesen,  dann  wird  auch  die  Anmeldegebühr  zurückerstattet  Die 
erteilten,  mit  dem  kaiserl.  Namenszug  (der  rTugra")  versehenen  Patente 
werden  in  ein  Register  eingetragen,  ebenso  wie  alle  (beglaubigten)  Verände- 
rungen in  der  Person  des  Inhabers  und  des  Nutzniefsers  (Art  7ff.  u.  13). 

Solange  das  Patent  besteht,  können  zu  demselben  der  Inhaber  oder 
sein  Rechtsnachfolger  für  Berichtigung,  Verbesserung  oder  Vervollständi- 

1)  1  türk.  Pfund  =  18,64  Mark. 
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gung  der  geschützten  Erfindung  Patente  nehmen,  die  mit  dem  Haupt- 
patente ihre  Endsehaft  erreichen,  und  für  welche  nur  eine  einmalige 
Gebühr  von  1  türk.  Pfund  zu  entrichten  ist  Andere  Personen  können 
erst  nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  Erteilung  des  Hauptpatentes  ein  Zu- 
satzpatent aufsuchen;  ein  vorher  eingereichtes  Gesuch  wird  erst  nach 
Ablauf  des  Jahres  geöffnet  und  in  Behandlung  genommen,  allerdings 
unter  Gewährung  der  Priorität  gegenüber  etwaigen  später  eingereichten 
Gesuchen.  Die  Ausübung  des  einen  Patentes  hat  jedoch  in  der  Folge 
stets  unbeschadet  der  Rechte  aus  dem  anderen  zu  geschehen  (Art.  20). 

Das  Patent  sowie  seine  Benutzung  (Lizenz)  ist  veräufserlich  und 
vererblich,  ersteren  Falles  jedoch  nur  auf  Grund  einer  notariell  oder  ge- 
richtlich aufgenommenen  Erklärung.  Rechtsverbindlich  für  Dritte  wird 
die  Übertragung  aber  erst  nach  ihrer  Registrierung  im  Ministerium  für 
Handel  und  Ackerbau  oder  bei  der  Ortsbehörde  (Art.  25  ff.). 

Die  zu  einem  Patent  gehörigen  Unterlagen  könnea  nach  Erteilung 
des  Patentes  von  Jedermann  eingesehen  werden,  nach  Jahresfrist  seit 
letzterem  Zeitpunkt  werden  sie  auch  veröffentlicht,  später  nach  Erlöschen  des 
Patentes  im  Museum  der  Gewerbeschule  zu  Konstantinopel  aufbewahrt 
(Art  29  ff.). 

Auch  eine  Patententeignung  kennt  das  türkische  Gesetz,  und  zwar 
zu  Gunsten  der  Landesverteidigung.  Betrifft  nämlich  eine  zum  Patent 
angemeldete  Erfindung  Kriegswerkzeug  und  Munition,  und  kann  sie  für 
die  Land-  und  Seemacht  des  Reiches  von  Wert  sein,  so  wird  die  An- 
meldung zunächst  dem  Kriegsdepartement  für  Artillerie  und  Marine 
übersandt  Erachtet  dieses  die  Erfindung  als  vorteilhaft  für  den  Staat, 
dann  wird  das  Patent  zwar  an  den  Anmelder  erteilt,  diesem  aber  alsdann 
gegen  eine  zu  vereinbarende  Entschädigung  abgekauft.  Auch  wird  in 
diesem  Falle  dem  Erfinder  eine  Medaille  der  früher  genannten  Art  verliehen 
(Art  12). 

Patente  unterliegen  der  Vernichtung,  wenn  die  Erfindung  zur  Zeit 
der  Anmeldung  nicht  mehr  neu,  d.  h.  so  bekannt  war,  dafs  sie  im  In- 
oder  Auslande  hätte  in  Benutzung  genommen  werden  können,  ferner 
wenn  sie  nach  den  obengenannten  gesetzlichen  Bestimmungen  vom 
Patentschntz  ausgeschlossen  war,  oder  wenn  die  Erfindung  absichtlich 
falsch  bezeichnet  war,  endlich  wenn  die  Beschreibung  unvollständig  oder 
wahrheitswidrig  ist,  oder  wenn  bei  Zusatzpatenten  die  gesetzliche,  oben- 
erwähnte Voraussetzung  nicht  vorliegt  (Art,  36). 

Die  Patentverletzung  wird  abgesehen  von  ihrer  civilrechtlichen  Ver- 
folgung mit  Geldstrafe  von  5  bis  100  türk.  Pfund,  im  Rückfalle  mit  Ge- 
fängnisstrafe von  einem  bis  zu  drei  Monaten  bestraft  Endlich  wird 
derjenige,  der  ohne  behördliche  Genehmigung  Erfindungen  bekannt 
macht  oder  verkauft,  deren  öffentliche  Kenntnis  dem  Staate  nachteilig 
sein  kann,  wegen  Landesverrats  bestraft  (Art.  43  ff.). 


B.   Amerika. 
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Vorbemerkung.  Das  jetzt  geltende  Patentrecht  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  S.Juli  1870,  das  seiner- 
seits im  grofsen  und  ganzen  eine  Kodifikation  der  früheren  Gesetze  vom 
4.  August  1854  und  18.  Juli  1861  darstellt  Das  Gesetz  vom  8.  Juli  1870 
ist  mit  einigen  Ergänzungen  in  die  §§  440,  475  bis  496,  892  bis  894, 
1537,  1673,  4883  bis  4936,  5595  bis  5601  der  vom  43.  Kongresse  revi- 
dierten und  unterm  22.  Juni  1871  bestätigten  Statuten  übergegangen. 
Abänderungen  dazu  sind  noch  durch  die  Akte  vom  18.  Juni  1874  und 
1 5.  August  1 876  ergangen.  Schliefslich  sind  durch  Gesetz  vom  3.  März  1897 
die  §§  4886,  4S87,  4894,  4898,  4920  und  4921  zum  Teil  abgeändert, 
zum  Teil  ergänzt  worden. 

Im  nachstehenden  sollen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  mit  Rev. 
St.  und  nachfolgender  Paragraphennummer  bezeichnet  werden  und  in 
Klammer  die  bezügliche  Stelle  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1870  mit  s. 
und  nachfolgender  Nummer  beigefügt  werden. 

Ergänzungen,  welche  in  die  revidierten  Statuten  vom  22.  Juni  1874 
mit  aufgenommen  sind,  hat  übrigens  die  Gesetzgebung  noch  durch  mehrere 
kleinere  Gesetze,  z.  B.vom  11.  Januar1871,  3.  März  1871,  24.  März  1S71  und 
0.  Juni   1872  gefunden. 

Nach  Rev.  St.  §  483  (s.  19)  und  Rev.  St  §  4905  (s.  43)  kann  der 
Patentkommissar  mit  Genehmigung  des  Staatssekretärs  des  Innern  mit 
dem  Gesetz  verträgliche  Anordnungen  zur  Leitung  des  Verfahrens  im 
Patentamte  erlassen :  solche  sind  zuletzt  in  den  Vorschriften  für  das  Ver- 
fahren bei  dem  Patentamte  der  Vereinigten  Staaten  vom  18.  Juni  1897 
ergangen;  sie  sind  sodann  im  Hinblick  auf  das  Gesetz  vom  3.  März  1897 
durch  die  in  der  Offizial  Gazette  vom  30.  November  (Seite  1617;  ver- 
öffentlichten Bestimmungen  teilweise  ersetzt 

Im  nachstehenden  werden  die  Bestimmungen  der  Rules  mit  R.  und 
der  betreffenden  Nummer  citiert  werden. 

Schliefslich  ist  durch  ein  am  9.  März  1893  in  Kraft  getretenes  Gesetz 
eine  Neuerung  insofern  herbeigeführt  worden,  als  der  neu  eingeführte 
Appellhof  des  Distrikts  Columbia  als  Instanz  gegen  die  Entscheidungen 
des  Patentkommissars  im  Interferenceverfahren  eingeführt  ist 

§  1.  Materielle  Vorauatetxungen  des  Patentrechtes.  Gegenstand  des 
Patentrechtes  ist  nach  §   1886  des  Rev.  St.  in  der  Fassung  des  Gesetzes 
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von  1 897  jedes  neue  und  nützliche  Verfahren  (art),  Werkzeug  (machine), 
Gewerbeerzeugnis  (manufacture)  oder  jede  Stof f Verbindung  (composition 
of  matter)  sowie  jede  neue  und  nützliche  Verbesserung  an  solchen.  Die 
Erfindung  mufs  eine  gewerbliche  sein;  ausgeschlossen  sind  daher  von 
der  Patentierung  rein  wissenschaftliche  Erfindungen  und  Entdeckungen 
sowie  künstlerische  Produkte. 

Der  Patentgegenstand  mufs,  um  patentfähig  zu  sein,  neu  und  nütz- 
lich sein.  Die  Voraussetzungen  der  Neuheit  waren  in  dem  Rev.  St. 
§§  4886  (s.  24)  und  4887  (s.  25)  sowie  in  §  4920  (s.  61)  enthalten, 
und  diese  Bestimmungen  sind  durch  abändernde  bezw.  ergänzende  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  3.  März  1 897  ersetzt  worden.  Diese  neuen 
Bestimmungen  regeln  insbesondere  auch  die  Frage  der  Neuheit  solcher 
Patentgegenstände,  welche  vor  der  Anmeldung  in  Amerika  schon  im 
Auslande  den  ( Gegenstand  einer  Patentanmeldung  gebildet  haben. 

Nach  den  genannten  Bestimmungen  ist  der  Gegenstand  einer  Er- 
findung nicht  neu,  wenn 

1 .  der  Gegenstand  bereits  vor  der  Erfindung  oder  Entdeckung  im 
lnlande  von  Anderen  gekannt  oder  benutzt  war; 

2.  der  Gegenstand  vor  der  Erfindung  oder  Entdeckung  im  lnlande 
oder  im  Auslande  durch  Druckschriften  bekannt  gemacht  wurde ; 

3.  der  Gegenstand  vor  der  Erfindung  oder  Entdeckung  im  Auslande 
patentiert  wurde; 

4.  der  Gegenstand  zwar  nach  der  Erfindung  oder  Entdeckung,  aber 
länger  als  2  Jahre  vor  der  xVnmeldung  im  lnlande  oder  im 
Auslande  durch  Druckschriften  bekannt  gemacht  wurde; 

5.  der  Oegenstand  zwar  nach  der  Erfindung  oder  Entdeckung,  aber 
länger  als  2  Jahre  vor  der  Anmeldung  im  lnlande  oder  im 
Auslande  patentiert  wurde; 

6.  der  Gegenstand  länger  als  2  Jahre  vor  der  Anmeldung  öffent- 
lich angewendet  oder  verkäuflich  gewesen  ist; 

7.  die  Erfindung  nachweislich  dem  Publikum  preisgegeben  ist. 
Nach  der  bisherigen  Gesetzgebung  stand  die  Patentierung  im  Aus- 
lande der  Patentierung  im  lnlande  nur  dann  entgegen,  wenn  die  erstere 
vor  der  Erfindung  oder  Entdeckung  in  den  Vereinigten  Staaten  erfolgt 
war.  Nach  der  jetzigen  Bestimmung  genügt  auch  die  Thatsache,  dafs 
die  Patentierung  im  Auslande  zwar  nicht  vor  der  Erfindung  oder  Ent- 
deckung in  den  Vereinigten  Staaten,  wohl  aber  2  Jahre  vor  der  x\n- 
meldung  in  letzteren  erfolgt  ist.  Während  also  für  das  Verhältnis  meh- 
rerer amerikanischer  Erfinder  desselben  Gegenstandes  nicht  sowohl  die 
Priorität  der  Anmeldung  als  vielmehr  die  Priorität  der  Erfindung  mafs- 
gebend  ist,  ist  für  die  Patentfähigkeit  im  Auslande  patentierter  Gegen- 
stände in  Amerika  die  Zeitdifferenz  zwischen  der  Patentierung  im  Aus- 
lande und  der  Anmeldung  im  lnlande  mafsgebend. 
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Nach  §  4887  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  3.  März  1897  (§  3 
desselben)  wird  ferner  die  Patentfähigkeit  einer  im  Auslande  zur  Paten- 
tierung angemeldeten  Erfindung  in  Amerika  dadurch  ausgeschlossen,  dafs 
der  ausländische  Anmelder  es  unterläfst,  innerhalb  7  Monaten  nach  dem 
Zeitpunkte  der  Anmeldung  im  Auslande  die  Erfindung  auch  in  den  Ver- 
einigten Staaten  anzumelden.  Gelingt  es  jedoch  dem  Erfinder  einer  schon 
von  ihm  im  Auslande  mehr  als  sieben  Monate  vor  der  Anmeldung  in 
den  Vereinigten  Staaten  angemeldeten  Erfindung,  deren  Patentierung  in 
den  Vereinigten  Staaten  eher  durchzusetzen,  als  das  betreffende  Auslands- 
patent erteilt  wird,  so  ist  nach  der  herrschenden  Praxis  das  amerikanische 
Patent  dennoch  gültig. 

Nach  einer  Entscheidung  des  Patentkommissars  vom  28.  Mai  1898 
wird  einer  Patentanmeldung  in  Deutschland  im  Sinne  der  §§  4886,  4897 
und  4920  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  3.  März  1897  eine  Gebrauchs- 
musteranmeldung gleichgestellt. 

Während  eine  Erfindung  nach  deutschem  Rechte  nur  dann  neu  ist, 
wenn  sie  vor  der  Anmeldung  noch  nicht  offenkundig  benutzt  oder  im 
In-  oder  Auslande  in  öffentlichen  Druckschriften  beschrieben  ist,  schützt 
das  amerikanische  Patentrecht  den  Erfinder  in  viel ,  weiterem  Mafse,  in- 
sofern weder  die  offenkundige  Benutzung  im  Inlande  noch  auch  die 
Zugänglichmachung  des  Gegenstaudes  der  Erfindung  seitens  des  Erfinders 
Dritten  gegenüber  der  Neuheit  an  sich  schadet;  schädlich  ist  nur  die 
Thatsache,  dafs  der  Gegenstand  in  den  Vereinigten  Staaten  vor  der  An- 
meldung erweislich  dem  Publikum  preisgegeben  oder  länger  als  2  Jahre 
im  öffentlichen  Gebrauch  oder  verkauft  war. 

Thatsächlich  wird,  wie  König  (Das  Patentsystem  der  Vereinigten 
Staaten,  S.  26)  richtig  hervorhebt,  hierdurch  der  Patentschutz  um  2  Jahre 
verlängert. 

Übrigens  hat  eine  in  der  Zeitschrift  für  gewerblichen  Rechtsschutz 
(Jahrgang  4,  S.  395)  mitgeteilte  Entscheidung  vom  27.  Juli  1895  des  Be- 
zirksgerichtshofes des  südlichen  Distrikts  von  New  York  ein  chemisches 
Produkt  noch  für  patentfähig  erklärt,  welches  länger  wie  zwei  Jahre  in 
den  Vereinigten  Staaten  eingeführt  worden  war,  von  dem  aber  der  Richter 
die  Überzeugung  gewann,  dafs  durch  Analyse  und  sonstige  Mittel  der 
Chemie  das  Herstellungsverfahren  nicht  aufzufinden  sei. 

Der  Gegenstand  der  Patentierung  mufs  aber  nicht  nur  neu,  sondern 
auch  nützlich  sein.  Nach  dem  Rev.  St.  §  4893  (s.  31)  richtet  sich  die 
Prüfung  auch  darauf,  dafs  das  Patent  hinlänglich  nützlich  und  wichtig 
ist,  jedoch  wird  eine  Erfindung  im  allgemeinen  von  den  Gerichten, 
welche  eventuell  über  die  Nützlichkeitsfrage  zu  entscheiden  haben,  dann  für 
nützlich  erachtet,  wenn  durch  sie  ein  wichtiger  neuer  Effekt  erzielt  wird. 

Die  blof se  Auffassung  der  Idee  einer  Verbesserung  oder  einer  Maschine, 
wissenschaftliche  Prinzipien,  theoretische  Probleme  sind  noch  keine  patent- 
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fähigen  Erfindungen  oder  Entdeckungen;  die  Erfindung  mufs  in  eine 
praktische  Form  gebracht  worden  sein,  entweder  mittels  Konstruktion 
des  zu  patentierenden  Gegenstandes  selbst  oder  mittels  Darlegung  des 
zu  patentierenden  Verfahrens. 

Dem  englischen  provisorischen  Patent  entspricht  das  Schutzmittel 
des  Caveat  nach  Rev.  St.  §  4902.  Danach  kann  nämlich  jeder  Bürger 
der  Vereinigten  Staaten,  welcher  eine  neue  Erfindung  oder  Entdeckung 
macht  und  weitere  Zeit  zu  haben  wünscht,  um  dasselbe  zur  Reife 
zu  bringen,  gegen  Erlegung  der  vorgeschriebenen  Gebühren  bei  dem 
Patentamte  eine  Verwahrung  (Caveat)  anbringen,  in  welcher  der  Zweck 
und  die  kennzeichnenden  Merkmale  der  Erfindung  angegeben  sind,  mit 
dem  Gesuch  um  Schutz  seines  Rechtes  bis  dahin,  wo  er  seine  Erfindung 
zur  Ausführung  gebracht  hat.  Eine  solche  Verwahrung  mufs  in  dem 
geheimen  Archiv  des  Patentamtes  niedergelegt  und  geheim  gehalten 
werden;  sie  ist  während  eines  Zeitraumes  von  einem  Jahre,  von  der 
Hinterlegung  an,  wirksam.  Wird  innerhalb  dieses  Jahres  seitens  eines 
Anderen  ein  Patentgesuch  angebracht,  welches  in  irgend  einer  Weise 
mit  der  Verwahrung  kollidiert,  so  hat  der  Kommissar  die  Beschreibung, 
die  Zeichnungen  und  erforderlichenfalls  das  Modell  dieser  Bewerbung  in 
derselben  Weise  in  dem  geheimen  Archiv  des  Amtes  zu  deponieren,  und 
demjenigen,  welcher  die  Verwahrung  angebracht  hat,  durch  Post  davon 
Mitteilung  zu  machen.  Wünscht  derselbe  seine  Verwahrung  weiter  zu 
benutzen,  so  mufs  er  binnen  drei  Monaten  von  der  Zeit  an,  wo  die  Be- 
nachrichtigung bei  der  Post  in  Washington  aufgegeben  worden,  seine 
Beschreibung  nebst  Zeichnungen  etc.  einsenden.  Ein  Ausländer  soll  das 
hier  gewährte  Privilegium  geniefsen,  wenn  er  ein  Jahr  vor  der  Anbringung 
der  Verwahrung  in  den  Vereinigten  Staaten  gewohnt,  und  wenn  er  sich 
eidlich  anheischig  gemacht  hat,  Bürger  zu  werden. 

Die  Verwahrung  wird  zwar  zunächst  nur  auf  ein  Jahr  eingelegt, 
kann  aber  von  Jahr  zu  Jahr  durch  Bezahlung  einer  Gebühr  von  1 0  Dollars 
auf  ein  weiteres  Jahr  verlängert  werden;  sie  berechtigt  den  Verwahrer, 
zu  verlangen,  dafs  ihm  alle  späteren  mit  der  von  ihm  beschriebenen  Er- 
findung kollidierenden  Patentanmeldungen  mitgeteilt  werden;  auf  Mit- 
teilung der  vor  der  Einlegung  seiner  Verwahrung  eingegangenen  Patent- 
anmeldungen hat  er  dagegen  keinen  Anspruch.  Erhält  er  Nachricht  von 
einer  mit  seiner  angemeldeten  Erfindungsidee  kollidierenden  Patentan- 
meldung, so  mufs  er  binnen  drei  Monaten  ein  definitives  Patentgesuch 
einreichen,  widrigenfalls  er  der  Rechte  aus  der  Verwahrung  verlustig 
geht  Erfüllt  er  diese  Bestimmungen,  so  sichert  ihm  die  seiner  Zeit  er- 
folgte Einlegung  der  Verwahrung  die  Priorität,  sofern  der  Gegner  nicht 
beweist,  dafs  er  die  Erfindung  vor  jener  Zeit  gemacht  hat  Die  Form 
des  Caveat  besteht  in  der  Überreichung  einer  Beschreibung  der  Erfin- 
dung,  die  zwar  das  Wesen   der  Erfindung   und   die   unterscheidenden 
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wesentlichen  Merkmale  angeben  und  so  genau  sein  mufs,  um  das 
Patentamt  in  den  Stand  zu  setzen,  zu  beurteilen,  ob  eine  Kollision  mit 
einem  demnächst  eingereichten  Patentgesuche  wahrscheinlich  ist,  die  aber 
anderseits  nicht  so  genau  zu  sein  braucht,  wie  eine  Patentbeschreibung. 
Nachträgliche  Abänderungen  nach  Einlegung  des  Caveat  sind  nicht  ge- 
stattet. Wenn  die  Art  der  Erfindung  es  zuläfst,  müssen  der  Beschreibung 
Zeichnungen  beigefügt  sein.  Schliefslich  mufs  der  Caveator  den  Eid  ak 
geben,  dafs  er  Bürger  ist,  oder  dafs  er  seit  einem  Jahre  im  Inlande 
wohnt  und  Bürger  zu  werden  beabsichtigt,  sowie  auch,  dafs  er  sich  für 
den  Erfinder  halt.  Ein  Caveat  darf  sich  stets  nur  auf  eine  einzelne  Er- 
findung beziehen  (R.  183—195). 

Auf  das  Verhältnis  mehrerer  Patentanmeldungen  auf  denselben  Gegen- 
stand wird  weiter  unten  bei  der  Erörterung  des  Interferenceverfahrens 
näher  eingegangen  werden. 

b.  Subjektive  Vorausetzungen.  Nach  §  48S6  Rev.  St  (s.  24) 
steht  das  Recht  auf  Patenterteilung  dem  Erfinder  oder  Entdecker  zu.  Als 
Erfinder  wird  derjenige  betrachtet,  welcher  der  geistige  Urheber  der  Er- 
findung ist  und  auch  entsprechenden  Fleifs  darauf  verwendet  hat,  sie 
zu  vervollkommnen  und  zu  vollenden.  Diese  Bestimmung,  welche  sich 
aus  Rev.  St  §  492  («.61)  Nr.  2  ergiebt,  findet  ihre  Ergänzung  noch  in 
Nr.  4  desselben  Paragraphen,  in  welcher  davon  gesprochen  wird,  dafs 
ein  Patent  nicht  aufrecht  erhalten  wird,  wenn  sich  ergiebt,  dafs  der 
Patentinhaber  nicht  der  ursprüngliche  und  erste  Erfinder  oder  Entdecker 
eines  wesentlichen  und  hauptsächlichen  Teiles  des  patentierten  Gegen- 
standes gewesen  ist. 

Gemeinschaftliche  Erfinder  sind  zu  einem  gemeinschaftlichen  Patente 
berechtigt;  keiner  von  ihnen  kann  ein  besonderes  Patent  beanspruchen; 
aber  die  unabhängigen  Erfinder  besonderer  und  unabhängiger  Verbesse- 
rungen an  einer  und  derselben  Maschine  können  kein  gemeinschaftliches 
Patent  auf  ihre  verschiedenen  Erfindungen  erhalten;  ebensowenig  kann 
die  Thatsache,  dafs  der  Eine  das  Kapital  hergiebt  und  der  Andere  die 
Erfindung  macht,  sie  berechtigten,  ihren  Antrag  als  gemeinschaftliche 
Erfinder  zu  machen  (R.  29).  Wenn  ein  Erfinder  einen  geschulten  Ar- 
beiter verwendet,  um  seiner  eigenen  Idee  eine  praktische  Ausgestaltung 
zu  geben,  so  bleibt  das  Produkt  immer  Eigentum  des  Erfinders,  wenn 
nicht  nachgewiesen  wird,  dafs  der  Arbeiter  die  erste  Idee  ganz  verlassen 
hat  und  auf  einem  neuen  Wege  vorgegangen  ist1) 

Wenn  auch  grundsätzlich  das  Patent  dem  Erfinder  oder  Entdecker  er- 
teilt werden  soll,  so  können  doch  nach  §  4S95  und  4896  Rev.  St  Erfindungen 
auch  unmittelbar  dem  Rechtsnachfolger  oder  dem  Erben  des  Erfinders  paten- 
tiert werden.  Soll  das  Patent  für  den  Rechtsnachfolger  des  Erfinders  unter 
labenden  erteilt  werden,  so  mufs  der  Erfinder  oder  Entdecker  selber  ein  dies- 

1)  Oiticial  (iazette  1S92  Nr.  5S,  S.  1691. 
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bezügliches  Gesuch  einlegen  und  ihm  die  Übertragungsurkunde  bezüglich 
der  Erfindung  beifügen.  Auch  die  Erneuerung  (Reissue)  eines  verfallenen 
Patentes  kann  für  einen  Rechtsnachfolger  des  Erfinders  erfolgen;  auch 
hierfür  mufs  das  Gesuch  von  dem  Erfinder  oder  Entdecker,  falls  er  am 
Leben  ist,  eingereicht  und  von  diesem  die  berichtigte  Beschreibung  unter- 
zeichnet sein.  Ist  der  Erfinder  zur  Zeit  der  Neuanmeldung  oder  des 
Erneuerungsgesuches  schon  gestorben,  so  ist  das  Gesuch  von  seinem 
Testamentsvollstrecker  oder  dem  Vormund  zu  erwirken  (R.  26).  Es 
wird  mit  der  Anmeldung  gleichzeitig  die  Übertragung  auf  den  Cessionar 
zur  Anmeldung  gebracht  und  von  dem  Patentamt  in  die  Patentrolle  ein- 
getragen. Es  genügt  dabei  für  das  Patentamt  die  Einreichung  einer  von 
dem  Erfinder  und  einem  Zeugen  unterschriebenen,  weiter  aber  nicht  be- 
glaubigten Übertragungsurkunde,  während  die  Gerichte  allerdings  be- 
rechtigt sind,  den  Nachweis  der  Übertragung  durch  beglaubigte  Urkunden 
zu  verlangen. 

Erfindereid.  Der  Bewerber  mufs  nach  §  4S92  (s.  30)  eidlich  er- 
härten, dafs  er  der  wahre,  ursprüngliche  und  erste  Erfinder  oder  Entdecker 
zu  sein  glaubt,  und  dafs  er  nicht  weifs  und  nicht  glaubt,  dafs  der  Gegen- 
stand der  Erfindung  je  bekannt  gewesen  und  gebraucht  worden.  Zugleich 
hat  er  anzugeben,  welchem  Lande  er  angehört  Ein  solcher  Eid  kann  inner- 
halb der  Vereinigten  Staaten  vor  jeder  zur  Abnahme  von  Eiden  ermäch- 
tigten Person  geleistet  werden;  wenn  der  Bewerber  in  einem  fremden 
Lande  wohnt,  mufs  der  Eid  vor  einem  Gesandten,  Geschäftsträger,  Konsul 
oder  Handelsagenten,  welcher  von  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
angestellt  ist,  aufgenommen  oder  beglaubigt  sein.  Im  Falle  der  Bewerber 
einen  Anspruch,  der  nicht  in  der  ursprünglichen  eidlichen  Versicherung 
enthalten  ist,  durch  einen  Nachtrag  zum  Gesuch  einzuführen  wünscht, 
so  mufs  er  einen  Ergänzungseid  einreichen  und  zwar  auf  demselben 
Papier,  welches  den  Nachtrag  zur  Beschreibung  enthält  (R.  48).  Wird 
das  Patent  nicht  für  den  Erfinder  selber,  sondern  für  einen  Nachfolger 
nachgesucht,  so  hat  trotzdem  der  Erfinder  den  Eid  abzulegen;  dies 
kommt  insbesondere  auch  für  Firmen  und  Gesellschaften,  für  welche 
die  Erfindung  angemeldet  wird,  in  Betracht  Ist  der  Erfinder  gestorben, 
so  hat  ein  Testamentsvollstrecker  oder  Vormund  den  Eid  zu  leisten 
(R.  47).  Ist  die  Erfindung  von  einem  Angestellten  eines  gewerblichen 
Etablissements  für  dieses  gemacht  worden,  so  hat  nicht  der  Geschäfts- 
leiter als  solcher  den  Eid  zu  leisten ;  handelt  es  sich  um  eine  Erfindung, 
welche  auf  Grund  der  von  dem  Geschäftsinhaber  gegebenen  Grundge- 
danken im  einzelnen  von  dem  Angestellten  gemacht  ist,  so  würden  der 
Geschäftsinhaber  und  der  Angestellte  als  Miterfinder  beide  den  Eid  zu 
leisten  haben;  beruht  dagegen  die  Erfindung  ausschliefslich  auf  der 
geistigen  Thätigkeit  des  Angestellten,  so  hat  er  allein  zu  schwören;  soll 
die  Erfindung  von  vornherein  dem  Geschäft  zu  gute  kommen,  so  mufs 
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In  Mexiko  besteht  eine  Patentgesetzgebung  bereits  seit  geraumer 
Zeit  Dem  ersten  Patentgesetz  rom  7.  Mai  1832  folgte  das  vom  3.  No- 
vember 1858,  welches  durch  das  Gesetz  vom  3.  November  1865 
ergänzt,  durch  das  vom  7.  Juni  1890  aber  völlig  umgestaltet  worden  ist. 

Die  sachliche  Voraussetzung  eines  nachzusuchenden  Patentes  ist  eine 
Erfindung,  eine  Entdeckung  und  eine  Verbesserung  derselben,  welche  ein 
neues  Erzeugnis  auf  gewerblichem  Gebiete,  ein  neues  Mittel  oder  die 
Anwendung  eines  bereits  bekannten  Mittels  zur  Erzielung  eines  Erzeug- 
nisses auf  gewerblichem  Gebiete  darstellen.  Auch  chemische  und  pharma- 
ceutische  Stoffe  können  unter  Patentschutz  gestellt  werden  (Art  2). 

Ausgeschlossen  sind  Erfindungen,  deren  Ausübung  den  Gesetzen 
oder  der  öffentlichen  Sicherheit  zuwiderläuft,  sowie  wissenschaftliche 
Grundsätze  und  Entdeckungen,  sofern  sie  rein  spekulativ  (abstrakt)  und 
nicht  auf  gewerbliche  Vorrichtungen  oder  Verfahren  von  praktischer  ge- 
werblicher Bedeutung  übertragen  sind  (Art.  4). 

Als  neu  soll  eine  Erfindung  nicht  gelten,  wenn  sie  vor  Nachsuchung 
des  Patentes  im  In-  oder  Auslande  bereits  so  öffentlich  bekannt  ist,  dafs 
ihre  Ausführung  möglich  ist,  ausgenommen,  dafs  die  Veröffentlichung 
von  einer  auswärtigen  Behörde  im  Patentverfahren  vorgenommen  oder 
die  Erfindung  auf  einer  in-  oder  ausländischen  Ausstellung  vorgeführt 
worden  ist  (Art  3). 

Anspruch  auf  Erteilung  des  Patentes  sowie  auf  die  Besitzrechte  in 
der  Erfindung  hat  derjenige,  der  den  Patentschutz  zuerst  nachsucht 

Das  Patent  hat  folgende  Wirkungen: 

1.  Seinem  Inhalte  nach:  den  Gegenstand  der  Erfindung  unter  Aus- 
schließung Anderer  herzustellen,  in  den  Handel  zu  bringen,  zu  verkaufen 
und  zu  gebrauchen  (Art  8). 

2.  Seinem  Umfange  nach :  Das  Hecht  erstreckt  sich  nicht  auf  Gegen- 
stände, welche  als  Durchgangsgüter  (im  Transitverkehr)  durch  Mexiko  durch- 
geführt werden  oder  in  den  mexikanischon  Gewässern  verweilen  (Art.  10). 

3.  Der  Zeit  nach:  Das  Recht  beginnt  mit  dem  Tage  der  Ausferti- 
gung des  Patentes  und  läuft  zwanzig  Jahre,  ausnahmsweise  fünf  Jahre 
länger.  Ist  das  Patent  bereits  im  Auslande  erteilt,  dann  erreicht  das 
mexikanische  auch  mit  diesem  seine  Endschaft;  ebenso  steht  nur  dem 
Patentinhaber  eines  ausländischen  Patentes  das  Recht  auf  ein  mexikanisches 
zu.  Innerhalb  Jahresfrist  von  der  Patentausfertigung  ab  kann  der  In- 
haber ein  Zusatzpatent  nachsuchen  (Art  12,  11,  13  u.  14). 

Die  Wirkung  des  Patentes  tritt  gegen  denjenigen  nicht  ein,  welcher 
vor  Einreichung  des  Patentgesuchs  die  Erfindung  im  stillen  betrieben 
oder  die  für  ihre  Ausbeutung  notwendigen  Vorbereitungen  bereits  in 
Mexiko  getroffen  hat  (Art  9). 

Das  Patent  kann  zwangsweise  enteignet  werden:  aus  Gründen 
des  öffentlichen  Wohles  gegen  vorherige  Entschädigung  des  Inhabers, 
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wenn  der  freie  Gebrauch  der  Erfindung  einen  wichtigen  Zweig  des 
nationalen  Reichtums  schaffen  kann,  oder  wenn  der  Inhaber  die  Aus- 
nutzung des  Patentes  verweigert  oder  der  Gegenstand  des  Patentes  im 
lnlande  hergestellt  und  leicht  verwendet  werden  kann  (Art.  15). 

Für  jedes  Patent  sind  fünfzig  bis  einhundertundfünfzig  Pesos >)  zu 
zahlen ;  derselbe  Betrag  ist  bei  der  Entnahme  eines  Verlängerungspatentes 
zu  zahlen  (Art.  31  u.  14).  Ferner  ist  am  Schlüsse  von  je  fünf  Jahren 
der  Dauer  des  Patentes,  spätestens  innerhalb  zweier  Monate  nach  Ablauf 
dieser  Frist  bei  Vermeidung  des  Patentverfalles  dem  Patentamte  (secre- 
taria  de  fomento)  der  Nachweis  zu  erbringen,  dafs  an  die  General- 
staatskasse die  Gebühren  gezahlt  sind,  welche  bei  Ablauf  der  ersten  fünf 
Jahre  50,  bei  Ablauf  von  zehn  Jahren  75,  bei  Ablauf  von  15  Jahren 
100  Pesos  betragen  (Art  33) 2). 

Das  Patent  erlischt  nach  Ablauf  seiner  Gültigkeitsdauer,  oder  wenn 
der  Inhaber  auf  dasselbe  ganz  oder  teilweise  verzichtet  Der  Verzicht 
mufs  schriftlich  erklärt  werden  und  hat,  wie  das  Gesetz  noch  ausdrück- 
lich hervorhebt,  die  Wirkung,  dafs  das  Patent  ganz  oder  teilweise  öffent- 
liches Gemeingut  wird  (Art,  37  u.  40). 

Das  Patent  ist  ungültig,  wenn  die  gesetzlichen,  obengenannten  Vor- 
aussetzungen (Erfindungseigenschaft  an  sich,  Neuheit,  Gesetzmäfsigkeit) 
nicht  vorliegen,  oder  wenn  der  zum  Patent  gestellte  Gegenstand  mit  dem 
thatsächlich  erfundenen  nicht  übereinstimmt,  oder  wenn  der  wesentliche 
Inhalt  des  Patentes  den  Beschreibungen,  Gerätschaften  und  Vorkehrungen 
eines  Anderen  entnommen  ist  (Art  35  u.  21). 

Die  Patentbehörde  ist  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 
(secretaria  de  fomento3)).  An  dieses  ist  die  Anmeldung  zu  richten,  von 
ihm  werden  die  Patente  erteilt  und  verwaltet  (Art.  16,  27  u.  38).  Für 
die  Vertretung  eines  inländischen  Anmelders  ist  eine  einfache,  für  die 
eines  ausländischen  eine  beglaubigte  Vollmacht  erforderlich.  Die  Patent- 
anmeldung wird  während  zweier  Monate  in  Zwischenräumen  von  zehn 
Tagen  im  Amtsblatte  (diario  oficial)  veröffentlicht  (Art  IS  u.  19). 

Innerhalb  der  vorgedachten  Frist  kann  gegen  die  Erteilung  des 
nachgesuchten  Patentes  Jedermann  Einspruch  erheben,  jedoch  nur  unter 
der  Begründung,  dafs  die  angemeldete  Erfindung  die  Erteilung  eines 
Patentes  nicht  rechtfertige,  oder  dafs  der  wesentliche  Inhalt  derselben 
den  Beschreibungen,  Zeichnungen,  Modellen,  Apparaten,  Unternehmungen 
(operationes)  eines  Anderen  entnommen  sei.  Über  die  Einsprüche  hat 
zunächst  eine  von  der  genannten  Behörde  eingesetzte  Behörde  eine 
Einigung  unter  den  Parteien  herbeizuführen  und  erst  im  Falle  der  Nicht- 


1)  1  Peso  =  2,13  M.  Die  Höhe  der  Gebühr  richtet  sich  nach  dem  abzu- 
schätzenden Werte  des  Patentes.  2)  Gesetz  v.  2.  Juni  1896. 

3)  Fomento:  eigentlich  Förderung,  d.  i.  der  öffentlichen  Arbeiten,  in  der  Landen 
hauptstadt  Mexiko. 
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einigling  das  Verfahren  einstweilen  einzustellen  und  die  Sache  dem  Gericht 
zu  übergeben,  bei  welchem  der  Einspruch  innerhalb  zweier  Monate  von 
neuem  zu  erheben  ist.  Nach  Mafsgabe  der  gerichtlichen  Entscheidung 
erfolgt  die  Erteilung  oder  Versagung  des  Patentes  (Art.  20  ff).  Im  übrigen 
erfolgt  die  Erteilung  des  Patentes  ohne  Prüfung  der  angemeldeten  Er- 
findung auf  ihre  Neuheit. 

Die  Patente  werden  im  Namen  der  Nation  ausgefertigt  und  vom 
Präsidenten  der  Republik  unterzeichnet;  eine  beglaubigte  Abschrift  des 
Patentgesuchs  bildet  unter  Beifügung  einer  versiegelten  Zeichnung  die 
für  den  Inhaber  bestimmte  Patenturkunde.  Die  erteilten  Patente  werden 
in  ein  Register  eingetragen  und  auch  im  Amtsblatte  (diario  oficial)  bekannt 
gemacht,  auf  serdem  werden  alljährlich  die  Beschreibungen  und  Zeichnungen 
von  Amts  wegen  veröffentlicht.  Alle  durch  ein  Patent  geschützten  Gegen- 
stände sind  mit  Nummer  und  Datum  des  Patentes  zuversehen1)  (Art.  27  ff.). 

Das  Recht  aus  dem  Patente  ist  unter  jedem  civilrechtlicben  Titel 
übertragbar;  die  Übertragung  Dritten  gegenüber  jedoch  erst  durch  die 
Eintragung  in  das  Patentregister  rechtswirksam  (Art.  41). 

Die  Ungültigkeit  eines  endgültig  erteilten  Patentes  ist  vom  Gericht  aus- 
zusprechen und  ebenfalls  in  das  Patentregister  einzutragen  (Art.  36  u.  30). 

Die  Patentverletzung  wird,  abgesehen  von  der  civilrechtlicben  Ver- 
folgung, mit  Geldstrafe  bis  zu  2000  Pesetas  oder  mit  Gefängnis  bis  zu 
6  Monaten  bestraft. 

§  2.  Guatemala.2)  Die  Patentgesetzgebung  Guatemalas  gründet  sich 
auf  die  Verordnung  des  Präsidenten  der  Republik  vom  2.  Juni  IS64  und 
ist  dann  durch  das  Gesetz  vom  27.  Mai  1886  vollständig  neu  geregelt 
worden,  wenn  auch  nur  in  gedrängter  Weise: 

Danach  soll  jeder  in-  und  ausländische  Erfinder,  als  welcher  zu- 
nächst jeder  Anmelder  angesehen  wird,  das  Recht  auf  Erteilung  eines 
Patentes  auf  5  bis  15  Jahre  gegen  Zahlung  einer  Jahresgebühr  von 
5  bis  50  Pesos  für  jedwede  Entdeckung  oder  Erfindung  haben,  sofern 
dieselben  nicht  der  Gesundheit,  der  öffentlichen  Sicherheit  oder  den  guten 
Sitten  zuwiderlaufen.  Der  Inhaber  eines  noch  in  Kraft  stehenden  aus- 
ländischen Patentes  kann  dasselbe  auch  in  Guatemala  erteilt  erhalten, 
jedoch  nur,  sofern  ein  gegenseitiges  Übereinkommen  über  die  gleich- 
artige Behandlung  der  Staatsangehörigen  vorliegt  Ein  solches  ist  mit 
dem  Deutschen  Reiche  nicht  getroffen3)  (Art.  5).  Auf  Erteilung  eines 
Vervollkommnungspatentes  hat  jeder  Andere,  unbeschadet  des  Rechtes  des 
Inhabers  des  Hauptpatentes,  Anspruch. 

1)  Wie  nach  Schweizer.  Patentrecht.    Vergl.  daselbst 

2)  Guatemala  durch  Verfassung  vom  19.  Oktober  1S51  selbständige  Republik. 
Landeshauptstadt  und  Sitz  der  Patentbehörde:  Guatemala. 

3)  Ebensowenig  gehört  Guatemala  der  Pariser  oder  der  südamerikanischen 
Union  an. 
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Binnen  vierzig  Tagen  nach  Gewährung  des  Patentes  sind  eine  aus- 
führliche Beschreibung  bezw.  auch  eine  genaue  Zeichnung,  erforderlichen 
Falles  ein  Modell  des  Erfindungsgegenstandes  einzureichen,  widrigenfalls 
das  Patent  verfällt  (Art  l,  11,  13,  14  u.  4). 

Die  erteilten  Patente  werden  ebenso  wie  die  verfallenen  in  ein  Register 
eingetragen.  Auch  werden  die  Patenterteilung  und  Patentanmeldung 
öffentlich  bekannt  gemacht  (Art  6  u.  9). 

Eine  Vorprüfung  der  angemeldeten  Erfindung  auf  ihre  Neuheit  findet 
ebensowenig  wie  eine  Vernichtung  des  Patentes  wegen  mangelnder  Neu- 
heit statt. 

Ebensowenig  wird  bei  Erteilung  der  Patente  eine  Gewährleistung 
für  das  Eigentum  des  als  Erfinder  auftretenden  Anmelders  oder  für 
eine  wirklich  vorliegende  Erfindung  oder  für  deren  Nützlichkeit  über- 
nommen (Art  8). 

Das  erteilte  Patent  verfällt,  wenn  auf  Grund  gerichtlicher  Entschei- 
dung durch  die  Patenterteilung  Rechte  Dritter  geschädigt  sind,  wenn  das 
Patent  nicht  innerhalb  eines  Jahres  nach  Erteilung  zur  Ausführung  ge- 
bracht wird,  oder  die  Ausführung  länger  als  ein  Jahr  ruht,  oder  wenn  die 
nach  dem  Patente  hergestellten  Gegenstände  (Erzeugnisse)  geringerer  Be- 
schaffenheit sind  als  die  eingereichten  Muster  (Art  10). 

§  3.  Nicaragua.1)  In  Nicaragua  gilt  mit  Rücksicht  auf  seine  frühere 
Zugehörigkeit  zum  Königreich  Spanien  noch  das  alte  spanische  Patent- 
gesetz vom  24.  Oktober  1 820  (vergl.  Einleitung  zum  spanischen  Patent- 
rechte), aus  welchem  folgendes  angeführt  sein  möge: 

Alle  Neuerungen  auf  gewerblichem  Gebiete  können  von  jedem  In- 
oder  Ausländer  zum  Patente  angemeldet  werden.  Die  Dauer  der  Patente 
beträgt  für  neue  Erfindungen  10,  für  Verbesserungen  7,  für  Einführungs- 
patente  5  Jahre  und  kann  auf  15,  10  bezw.  7  Jahre  verlängert  werden. 

Das-  Gesuch  ist  mit  Beschreibung  (in  spanischer  Sprache)  und  Zeich- 
nung bei  der  Central-  oder  Bezirksverwaltung  einzureichen;  die  von 
der  Behörde  ausgestellte  Bescheinigung  über  die  erfolgte  Anmeldung 
stellt  die  Patenturkunde  dar. 

An  Kosten  für  die  Patentnahme  ist  eine  im  einzelnen  Falle  festzu- 
setzende Gebühr  zu  entrichten. 

Das  Patent  erlischt,  wenn  die  Bescheinigung  über  die  Patentanmel- 
dung nicht  innerhalb  6  Monaten  entnommen  oder  die  Erfindung  inner- 
halb zweier  Jahre  nicht  ausgeführt  ist 

§  4.  Costa  Bioa.'2)  Nach  Artikel  21  der  Verfassungsurkunde  von  Costa 
Rica  ist  der  Kongrefs  berufen,  den  Fortschritt  der  Gewerbe  und  der 

1)  Seit  1S33  selbständige  Republik.  Landeshauptstadt  und  Sitz  der  Patent- 
behörde: Managua. 

2)  Seit  1S42  selbständige  Republik.  Landeshauptstadt  und  Site  der  Patent- 
behörde: Sau  Jose. 


11.  Kapitel.    Centralanierika.  251 

Wissenschaft  zu  fördern  und  den  Erfindern  bezw.  Autoren  ein  aussehliefs- 
liches  Recht  an  ihren  Erfindungen  bezw.  Schriftwerken  auf  bestimmte 
Zeit  zu  gewähren.  Infolgedessen  ist  die  Erteilung  der  Erfindungspatente 
beim  Kongrefs  nachzusuchen  und  von  diesem  auszusprechen. 

Eine  gesetzliche  Regulierung  des  Patentschutzes  ist  erst  durch  das 
Gesetz  vom  27.  Juni  1S96  betreffend  den  Schutz  des  geistigen  Eigentums 
erfolgt,  welches  in  seinen  Kapiteln  VI — IX  folgende  wesentliche  Be- 
stimmungen enthält,  aus  welchen  allerdings  zu  ersehen  ist,  dafs  der 
Patentschutz  der  Vervollkommnung  noch  bedarf: 

Zum  Gegenstande  des  Patentschutzes  können  alle  Erzeugnisse  auf 
industriellem  oder  kommerziellem  Gebiete  sowie  die  Verfahren  zu  deren 
Herstellung  gemacht  werden.  Auch  auf  Verbesserungen  bereits  erteilter 
Patente  können  Zusatzpatente  genommen  werden,  innerhalb  eines  Jahres 
seit  Erteilung  des  Hauptpatentes  jedoch  nur  von  dem  Inhaber  des  letz- 
teren oder  seinem  Rechtsnachfolger.  Die  Dauer  des  Patentes  beträgt 
stets  zwanzig  Jahr,  für  ein  Patent,  welches  bereits  im  Auslande  erteilt 
ist,  nur  die  Zeit,  die  für  die  ganze  Gültigkeitsdauer  daselbst  noch  fehlen 
würde  (Artikel  41,  45,  42,  44). 

Die  Anmeldung  und  Eintragung  des  Patentes  erfolgt  in  der  üblichen 
Weise  bei  der  Generaldirektion  der  öffentlichen  Arbeiten  (Artikel  57  ff.). 

Das  Patent  soll  nichtig  sein,  wenn  die  geschützte  Erfindung  dem 
öffentlichen  Wohle  nachteilig  oder  den  Gesetzen  zuwiderläuft,  wenn  sie 
Gegenstand  eines  bereits  erteilten  Patentes  ist,  wenn  sie  bereits  zur  Zeit 
der  Anmeldung  zum  Patent  allgemein  bekannt  war,  wenn  das  Patent 
ohne  Beobachtung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  er- 
worben, wenn  der  Erfindung  eine  fälschliche  Bezeichnung  oder  Bestim- 
mung gegeben,  oder  wenn  es  sich  um  ein  Verbesserungspatent  handelt 
und  dieses  nur  in  einer  äufserlichen  Veränderung  der  ursprünglichen 
Erfindung  besteht 

Das  Patent  erlischt,  wenn  es  innerhalb  zweier  Jahre  seit  seiner 
Eintragung  oder  innerhalb  dreier  Jahre  überhaupt  nicht  zur  Ausführung 
gebracht  wird  (Artikel  48  und  66  ff.). 

Die  Patentverletzung  wTird,  abgesehen  von  der  civilrech fliehen  Ver- 
folgung auf  Schadenersatz,  als  Betrug  gegen  das  Eigentum  (an  Schriften 
oder  Erzeugnissen)  mit  Gefängnis,  Haft  oder  Anweisung  eines  bestimmten 
Wohnsitzes  (confino)  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  600  Pesos  (1  Peso  *— 
4  Mark)  sowie  mit  Einziehung  der  nachgeahmten  und  zur  Verwendung 
gebrachten  Gegenstände  bestraft. 

§  5.  Die  Republiken  Haiti,  San  Domingo  und  San  Salvador  be- 
sitzen keinen  geregelten  Patentschutz.  In  San  Salvador  ist  allerdings 
nach  der  Verfassung  der  Regierung  die  Ermächtigung  zur  Erteilung  von 
Patenten  an  die  Erfinder  eingeräumt.1)    Es  wird  also  hier  das  Patent- 

1)  Patentfs  Journal  Nr.  2036,  S.  1542. 
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gesuch  mit  den  allgemein  erforderlichen  Unterlagen  dem  Präsidenten  der 
Republik  vorzulegen  sein. 

San  Salvador  hat  ursprünglich  der  internationalen  Union  vom 
20.  März  1SS3  angehört,  ist  aber  am  17.  August  1SS7  wieder  aus- 
getreten. 

§  6.  Jamaika.1)  Nach  dem  Patentgesetz  vom  15.  April  1S57  (2t  Vic- 
toria, Kap.  XXX)  gelten  folgende  Bestimmungen,  .die  teils  dem  englischen, 
teils  dem  nordamerikanischen  Patentrechte  entlehnt  sind: 

Patente  werden  auf  Erfindungen  jedweder  Art  erteilt,  und  zwar  auf 
die  Dauer  von  1 4  Jahren,  die  auf  weitere  sieben  Jahre  verlängert  werden 
kann.  Das  Patentgesuch  ist  bei  der  Landesregierung  (dem  Attorney- 
General)  nebst  einer  vollständigen  und  genauen  Beschreibung  der  Er- 
findung sowie  unter  Beifügung  eines  Modells  (bei  Maschinen)  oder  von 
Proben  (bei  stofflichen  Zusammensetzungen)  sowie  von  Zeichnungen,  so- 
weit es  angeht,  einzureichen.  Die  Beschreibung  mufs  von  dem  Patent- 
sucher und  von  zwei  Zeugen  unterschrieben  sein.  Ebenso  mufs  eine  vor 
dem  Friedensrichter  vom  Patentsucher  oder  seinem  Vertreter  abgegebene 
mündliche  Versicherung  beigefügt  sein,  dafs  er  nach  seiner  Überzeugung 
der  erste  Erfinder  ist.  Die  Anmeldung  wird  mit  einer  allgemeinen  Be- 
schreibung der  Erfindung  in  der  Jainaica  Gazette  und  einer  anderen 
Zeitung  der  Kolonie  bekannt  gemacht  Durch  die  frühere  Erteilung 
eines  Patentes  auf  dieselbe  Erfindung  wird  das  dem  ersten  und  wahren 
Erfinder  erteilte  Patent  nicht  ungültig.  Verbesserungspatente,  denen  je- 
doch Form-  und  Verhältnisänderungen  nicht  zu  Grunde  liegen  dürfen, 
können  auch  von  anderen  Personen  als  dem  Patentinhaber  genommen 
werden,  ohne  dafs  das  eine  Patentrecht  in  das  andere  eingreifen  darf. 

Die  frühere  Erteilung  eines  Patentes  im  Auslande  steht  der  Patent- 
erteilung in  Jamaika  nicht  entgegen,  nur  darf  die  Erfindung  nicht  be- 
reits in  Jamaika  offenkundig  ausgeführt  oder  das  ausländische  Patent 
schon  erloschen  sein.  Ungültig  ist  das  Patent,  falls  die  Erfindung  zur 
Zeit  der  Anmeldung  nicht  mehr  neu,  oder  wenn  die  Beschreibung,  nicht 
infolge  Versehens,  fehlerhaft  war,  oder  wenn  die  Erfindung  nicht  binnen 
zwei  Jahren  nach  der  Patenterteilung  zur  Ausführung  gebracht  wird. 
Die  Kosten  für  die  Patentanmeldung  und  Erteilung  betragen  5  Pfd. 
Sterl.  1  Shill.  6  Pence.  Bezeichnend  ist  endlich  die  ausdrückliche  Bestim- 
mung, dafs  die  im  Mutterlande  (Grofsbritannien)  erteilten  Patente  in 
Jamaika  nur  dann  Gültigkeit  haben,  wenn  sie  auch  hier  erteilt  sind. 

§  7.  Honduras.2)  Das  Patentgesetz  von  Honduras  vom  10.  Dezem- 
ber  1802  stimmt  im  wesentlichen  teils  mit  dem  englischen  Patentgesetz 

1)  Vergl.  Coinmissioners  of  Patent'**  Journal  Nr.  660,  S.  569.  Jamaika  1494 
von  Columbus  entdeckt,  seit  1655  britisch.   Hauptstadt:  Spaniah-Town. 

2)  Vergl.  Commissioners  of  Patent's  Journal  Nr.  1959,  S.  2299.  Honduras  ist  seit 
IS24  Freistaat.    Landeshauptstadt  und  Sitz  der  Patentbehörde:  Comayagua. 
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vom  1.  Juli  1851  (§§  1 — 9  u.  13 — 29),  teils  mit  dem  von  Guayana  vom 
12.  Juli  1S61  (§§  5 — 7  u.  23 — 27)  überein.  Die  Patente  werden  beim 
Gouverneur  angemeldet,  der  mit  dem  hinzugezogenen  Rat  und  anderen 
Personen  (Sachverständigen)  über  ihre  Erteilung  befindet. 


12.  Kapitel.    Südamerika. 

§  1.  Brasilien.  In  fast  sämtlichen  Staaten  Südamerikas,  nämlich  Bra- 
silien, Colombia,  Venezuela,  Peru,  Bolivia,  Chile,  Argentinien, 
Uruguay  und  Paraguay,  besteht  zum  Teil  bereits  seit  längerer  Zeit  ein 
gesetzlich  geregelter  Patentschutz,  nur  zwei  Staaten  Ecuador  und  Liberia 
entbehren  des  Patentrechtes  überhaupt  noch.  Ebenso  haben  die  erstgenann- 
ten Staaten  mit  Ausnahme  von  Colombia  und  Venezuela  in  Anerkennung 
des  hohen  Wertes  des  gegenseitigen  Schutzes  des  gewerblichen  Urheber- 
rechtes die  Union  (südamerikanische)  vom  16.  Januar  1SS9  geschlossen. 

In  Brasilien  gilt  bereits  seit  geraumer  Zeit  ein  Patentrecht,  und  zwar 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  2S.  August  1830.  In  der  Folgezeit  erwies 
sich  dasselbe  nicht  mehr  als  ausreichend,  und  1869  wurde  den  Kammern 
ein  Entwurf  vorgelegt,  aus  welchem  das  jetzt  geltende  Gesetz  vom 
14.  Oktober  1SS2  hervorgegangen  ist.  Dasselbe  hat  durch  die  kaiserliche 
Verordnung  vom  5.  November  1 887  die  durch  den  Eintritt  Brasiliens  in 
die  Union  vom  20.  März  18S3  l)  gebotenen  Abänderungen  erfahren. 

Nach  den  letzten  statistischen  Erhebungen  sind  im  Jahre  1896,  ab- 
gesehen von  39  von  Inländern  entnommenen  vorläufigen  Patenten,  200 
endgültige  Patente  erteilt  worden,  von  welchen  111  auf  Brasilien,  21  auf 
England  und  englische  Kolonien,  16  auf  Frankreich  und  15  auf  das 
Deutsche  Beich  entfallen. 

Im  wesentlichen  sei  folgendes  angeführt: 

Patentfähig  sollen  sein  die  Erfindungen  neuer  gewerblicher  Erzeug- 
nisse, die  Erfindung  neuer  Hilfsmittel  oder  die  neue  Anwendung  bekannter 
Hilfsmittel  zur  Erlangung  eines  gewerblichen  Erzeugnisses  oder  Erfolges 
sowie  die  Verbesserung  einer  bereits  patentierten  Erfindung,  sofern  sie  die 
Herstellung  des  Erzeugnisses  oder  den  Gebrauch  der  patentierten  Er- 
findung erleichtert  oder  ihren  Nutzen  erhöht  (Artikel  1  §  1). 

Ausgenommen  sind  Erfindungen,  welche 

1.  den  Gesetzen  oder  den  guten  Sitten  zuwiderlaufen, 

2.  die  öffentliche  Sicherheit  gefährden, 

3.  dem  öffentlichen  Wohle  nachteilig  sind, 

4.  einen  praktischen  industriellen  Erfolg  nicht  gewährleisten  (ge- 
werblich nicht  verwertbar  sind;  Artikel  1  §  2), 

1)  Brasilien  gehört,  wie  oben  bereits  erwähnt,  auch  der  südamerikanischen  Union 
vom  16.  Januar  1889  an.    Siehe  unter  internationalem  Patentrecht. 
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5.  Nahrungsmittel,  chemische  oder  pharmaceutische  Stoffe  betreffen 
(Artikel  3  §  2). 

Als  neu  sollen  diejenigen  vorgenannten  Erfindungsgegenstände  gelten, 
welche  bis  zur  Anmeldung  des  Patentes  weder  im  In-  oder  Auslande 
benutzt,  noch  in  der  Weise  beschrieben  oder  veröffentlicht  worden  sind, 
dafs  sie  in  Benutzung  hätten  genommen  werden  können  (Artikel  1  §  1). 

Handelt  es  sich  um  ein  im  Auslande  bereits  erteiltes  Patent,  so  soll 
die  Neuheit  der  geschützten  Erfindung  nicht  patenthindernd  wirken, 
sofern  innerhalb  sieben  Monaten  vom  Tage  der  Erteilung  jenes  Patentes 
ab  die  Erteilung  des  Patentes  in  Brasilien  nachgesucht  wird  (Artikel  2  §  1 
und  Verordnung  vom  5.  November  1SS7). 

Ebenso  kann  der  Erfinder,  der  vor  Nachsuchung  des  Patentes  die 
Anstellung  eines  öffentlichen  Versuchs  mit  der  Erfindung  oder  die  Vor- 
führung der  Erfindung  in  einer  amtlichen  oder  nichtamtlichen  Ausstellung 
beantragt,  eine  amtliche  Bescheinigung  darüber  ausgestellt  erhalten,  nach 
welcher  ihm  das  Eigentum  an  der  Erfindung  für  die  zu  dem  obigen 
Zwecke  erforderliche  Zeit  zugesichert  wird  (Artikel  2  §  2). 

Ein  Verbesserungspatent  kann  innerhalb  des  ersten  Jahres  der  Dauer 
des  Patentes  nur  der  Patentinhaber,  später  jeder  Dritte  nachsuchen, 
immerhin  kann  letzterer  bereits  während  der  erstgenannten  Frist  ein  Ge- 
such um  Bestätigung  seiner  Rechte  an  der  anzumeldenden  Erfindung 
einreichen  (Artikel  2  §  1). 

Die  Dauer  des  Patentes  beträgt  fünfzehn  Jahre;  mit  dem  Haupt- 
patent erlischt  auch  das  Verbesserungspatent  (Artikel  1  §  4). 

Für  jedes  Patent  sind  für  das  erste  Jahr  zwanzig  Milreis l)  zu  zahlen, 
welcher  Betrag  jedes  fernere  Jahr  um  zehn  Milreis  steigt  Die  einmal 
entrichtete  Jahresgebühr  wird  in  keinem  Falle  zurückerstattet  (Artikel  3  §  4). 

Das  Patent  ist  unter  jedem  Rechtstitel  übertragbar,  die  Übertragung 
wird  jedoch  erst  durch  ihre  Eintragung  in  das  Patentregister  rechts- 
wirksam (Artikel  1  §  5  und  3  §  6). 

Das  Recht  aus  dem  erteilten  Patent  besteht  zwar  aus  dem  aus- 
schliefslichen  Gebrauch  der  patentierten  Erfindung,  doch  wird  sein  Um- 
fang durch  die  Eigentümlichkeiten  derselben  bestimmt,  die  in  der  Patent- 
urkunde näher  angegeben  sind  (Artikel  1  und  3  Abs.  3). 

Das  Patent  wird  für  nichtig  erklärt,  und  zwar  durch  Entscheidung 
des  Handelsgerichts  zu  Rio  de  Janeiro  im  summarischen  Verfahren2), 

1.  wenn  die  obengenannten  sachlichen  Voraussetzungen  des  Patentes 
nicht  vorliegen; 

2.  wenn  dem  Patentinhaber  nicht  die  bewilligte  Priorität  zusteht 
—  falls  nämlich  mehrere  Anmelder  dieselbe  Erfindung  gleich- 
zeitig zum  Patent  anmelden,  .ist  die  Priorität  durch  gerichtliche 
Entscheidung  festzustellen  — ; 

1)  1  Milreis  =  2,30  Mark.  ;       2)  Verordnung  vom  25.  November  1S50. 
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3.  wenn  der  Anmelder  den  wirklichen  Gegenstand  der  Erfindung 
entstellt  oder  verheimlicht; 

4.  wenn  die  Erfindung  betrügerischer  Weise  abweichend  von  ihrem 
wirklichen  Zwecke  benannt  ist; 

5.  wenn  bei  einem  Verbesserungspatent  (s.  oben)  die  Verbesserung 
nicht  in  untrennbarer  Beziehung  zum  Gegenstande  des  Haupt- 
patentes steht  oder  das  Vorzugsrecht  des  Inhabers  des  Haupt- 
patentes nicht  gewahrt  ist  (Artikel  5). 

Das  Patent  erlischt,  abgesehen  vom  Ablauf  der  Gültigkeitsdauer  oder 
vom  ausdrücklichen  Verzicht  auf  dasselbe, 

1.  wenn  der  Patentinhaber  innerhalb  dreier  Jahre  seit  dem  Tage 
der  Erteilung  des  Patentes  die  Erfindung  nicht  in  Benutzung 
nimmt  oder  länger  als  ein  Jahr  die  Benutzung  unterbricht,  so- 
fern nicht  nach  Entscheidung  des  Staatsrats  Gründe  höherer 
Gewalt  vorliegen l) ; 

2.  wenn  die  Jahresgebühr  nicht  mit  Beginn  des  betr.  Jahres  ge- 
zahlt wird; 

3.  wenn  der  im  Auslande  wohnende  Inhaber  keinen  Vertreter  bestellt; 

4.  wenn  das  ausländische  Patent  für  die  auch  im  lnlande  paten- 
tierte Erfindung  erlischt  (Art.  5  §  2). 

Das  Patent  kann  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
enteignet  werden,  falls  die  Freigabe  der  Erfindung  oder  der  ausschliefs- 
liche  Gebrauch  derselben  durch  den  Staat  notwendig  erscheint  oder  im 
öffentlichen  Interesse  liegt  (Art  1  §  4). 

Die  Anmeldung,  Erteilung,  Versagung,  Eintragung  und  Löschung  des 
Patentes  erfolgt  beim  Patentamt  in  Kio  de  Janeiro.  Der  Anmeldung  ist 
eine  Beschreibung  in  portugiesischer  (Staats-)  Sprache  nebst  Zeichnung 
beizulegen.  Erscheint  der  Gegenstand  der  angemeldeten  Erfindung  an  sich 
nicht  patentfähig,  dann  erfolgt  eine  Prüfung  nach  dieser  Richtung  durch 
das  Amt,  gegen  dessen  ablehnenden  Bescheid  der  Rekurs  an  den  Staatsrat 
freisteht  (Art  1  §§  1  u.  3). 

Wird  das  Patent  erteilt,  dann  wird  die  Erteilung  innerhalb  30  Tagen 
im  Amtsblatte  bekannt  gemacht  und  mit  sämtlichen  Unterlagen  öffentlich 
ausgelegt 

Die  Klage  auf  Erklärung  der  Nichtigkeit  des  Patentes  kann  vom 
Staatsanwalt  oder  von  jedem  Dritten,  der  ein  rechtliches  Interesse  nach- 
weist, angestrengt  werden  (Art  5  §  3). 

Die  Patentverletzung  wird  mit  einer  der  Staatskasse  verfallenden 


1)  Unter  Gebrauch  in  obigem  Sinne  soll  thatsäch liehe  Ausübung  der  patentierten 
Erfindung  nach  Verhältnis  ihrer  Anwendung  oder  ihres  Verbrauchs  verstanden  werden. 
Genügt  die  Ausübung  nicht  dem  allgemeinen  Bedürfnis,  dann  kann  das  Patent  durch 
Anordnung  der  Regierung  junter  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Körperschaft  auf 
einen  bestimmten  Bezirk  beschränkt  werden  (Art.  5  §  2  Abs.  2a,a.  0.). 
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Geldstrafe  von  500—5000  Milreis  und  mit  Geldbufse  für  den  Patentinhaber 
in  Höhe  von  10 — 50  Proz.  des  verursachten  Schadens  bestraft  (Art  6). 

§  2.  Trinidad.1)  Die  Gesetzgebung  beruht  auf  der  Regierungsverord- 
nung vom  2.  September  1S67.  Patente  werden  auf  beliebige  Erfindungen 
vom  „Generalregistrator*  zu  Port  of  Spain  angenommen  und  ohne  mate- 
rielle Prüfung  erteilt.  Die  Anmeldung  kann  versiegelt  oder  unversiegelt 
niedergelegt  werden,  ersteren  Falles  wird  sie  sechs  Monate  nach  Eingang 
entsiegelt  und  wie  die  offen  eingereichten  in  die  Rolle  eingetragen  und 
zur  allgemeinen  Einsicht  aufgelegt  Die  Erteilung  des  Patentes  erfolgt  auf 
14  Jahre  vom  Zeitpunkte  der  Anmeldung  ab.  Die  Kosten  betragen  für 
Anmeldung  und  Erteilung  10  Pfd.  Sterl.  Das  Patent  kann  als  ungültig 
angefochten  und  erklärt  werden,  wenn  die  geschützte  Erfindung  zur  Zeit 
der  Anmeldung  gegenüber  der  Industrie  des  Landes  nicht  mehr  neu  war, 
oder  wenn  sie  dem  allgemeinen  Wohle  nachteilig  ist 

§  3.  Britisch- Guayana.2)  Das  Patentrecht  beruht  auf  dem  Patent- 
gesetz vom  12.  Juli  1S61,  welches  sich  im  wesentlichen  an  das  eng- 
lische Gesetz  vom  1.  Juli  1852  (z.  B.  §§  9 — 12)  anlehnt  Die  Anmeldung 
des  Patentes  hat  beim  Attorney-General  zu  Georgetown  zu  erfolgen.  Nur 
der  Erfinder  darf  das  Patent  nachsuchen  und  hat  zu  diesem  Zwecke  sein 
Urheberrecht  vor  der  Behörde  eidlich  zu  erhärten  (affidavit).  Ausländer 
haben  das  Patentgesuch  durch  einen  in  Guayana  wohnenden  Patentanwalt 
anzumelden  und  die  eidliche  Erklärung  vor  einem  englischen  Notar,  Friedens- 
richter oder  Konsul  abzugeben  und  beizubringen.  Das  Gesuch  wird  vom 
Attorney-General,  erforderlichenfalls  unter  Hinzufügung  von  Sachverstän- 
digen, geprüft  und  im  Falle  der  Anerkennung  auf  zwei  Monate  ausge- 
legt. Nach  Ablauf  dieser  Frist  erfolgt  eine  Vorentscheidung,  welche 
ebenfalls  bekannt  gemacht  wird  und  binnen  zwei  Wochen  durch 
Einspruch  angefochten  werden  kann.  Wird  ein  Einspruch  nicht  erhoben 
oder  verworfen,  dann  wird  das  Patent,  und  zwar  auf  14  Jahre  vom 
Zeitpunkte  der  Anmeldung  ab,  erteilt  Indessen  kann  auf  ein  spätestens 
sechs  Monate  vor  Ablauf  des  Patentes  eingereichtes,  bekannt  zu  machen- 
des Gesuch  die  Gültigkeit  eines  Patentes  auf  sieben  Jahre  noch  ver- 
längert werden.  Für  Prüfung  des  Patentes  sind  50,  für  die  Erteilung 
desselben  100  Dollars  zu  zahlen,  und  zwar  letztere  innerhalb  der  ersten 
sieben  Jahre,  widrigenfalls  das  Patent  ungültig  wird. 

Das  Patent  ist  für  nichtig  zu  erklären,  und  zwar  durch  Entscheidung 
des  obersten  Gerichtshofes,  wenn  die  geschützte  Erfindung  den  Gesetzen 
des  I^andes  oder  dem  Gemeinwohle  zuwider  ist,  oder  wenn  sie  zur  Zeit 
der  Anmeldung  nicht  mehr  neu  oder  der  Patentinhaber  nicht  der  wirk- 
liche und  erste  Urheber  der  Erfindung  war. 

1)  Vergl.  Commissioners  of  Patent'»  Journal  Nr.  169S,  S.  690. 

2)  Vergl.  Commissioners  of  Patent'»  Journal  Nr.  79S,  S.  1059. 
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§  4.  Colombia  (Kolumbien).  Colombia  erfreut  sieb  eines  Patent- 
gesetzes bereits  seit  dem  Gesetz  vom  15.  Mai  1848,  welches  jedoch  durch 
das  Gesetz  vom  13.  Mai  1869  abgeändert  worden  ist;  aus  letzterem  mögen 
nachstehende  Bestimmungen  hervorgehoben  sein: 

Unter  Patentschutz  soll  jede  Entdeckung  oder  Erfindung  irgend 
welcher  Art  auf  gewerblichem  Gebiete  gestellt  werden  können.  Betrifft 
die  Erfindung  ein  Verfahren,  dann  soll  dasselbe  patentfähig  sein,  auch 
wenn  es  nicht  allein  für  Gewerbe,  sondern  auch  für  Künste  und  Wissen- 
schaften nutzbar  angewendet  werden  kann ;  ausgenommen  sind  stets  Erfin- 
dungen, welche  der  Gesundheit,  der  öffentlichen  Sicherheit,  den  guten  Sitten 
oder  älteren  Rechten  zuwiderlaufen.  Vom  Patentschutz  sind  ferner  aus- 
geschlossen Rohstoffe  oder  Fabrikate  ausländischer  Herkunft  (Art.  1 — 3).1) 

Jeder  in-  oder  ausländische  Erfinder  ist  zur  Nachsuchung  eines  Pa- 
tentes berechtigt  Der  Inhaber  eines  ausländischen  Patentes  kann  auf 
den  Gegenstand  des  letzteren  nur  dann  ein  Patent  in  Colombia  nehmen, 
wenn  die  Erfindung  nicht  bereits  öffentliches  Eigentum  in  Colombia 
geworden  ist,  —  übrigens  auch  nur  auf  die  Dauer  der  Gültigkeit  des 
ausländischen  Patentes. 

Das  Patentgesuch  ist  unter  deutlicher  Bezeichnung  des  Gegenstandes 
der  Erfindung  beim  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Gewerbe 
(Ministerio  de  Fomento)  in  Bogota  einzureichen.  Eine  Vorprüfung  der 
Erfindung  auf  ihre  Patentfähigkeit  findet  nicht  statt  Ist  die  Erteilung  des 
Patentes  in  Aussicht  genommen,  dann  hat  der  Anmelder  eine  ausführliche 
Beschreibung  und  event.  auch  eine  genaue  Zeichnung  nebst  Modell  und 
Muster  binnen  vierzig  Tagen  einzureichen.  Dreifsig  Tage  vor  Erteilung 
des  Patentes  wird  das  Gesuch  öffentlich  bekannt  gemacht  (Art.  4  ff.). 

Die  Dauer  des  Patentes  beträgt  nach  Wahl  des  Anmelders  5  bis 
20  Jahre,  die  Jahresgebühr  5  bis  20  Pesos  (1  Peso  =  4  M.).  Für  die 
Anmeldung  sind  10  Pesos  zu  zahlen,  welche  im  Falle  der  Patenterteilung 
auf  die  Jahresgebühren  aufgerechnet  werden,  bei  der  Patentversagung 
aber  dem  Staate  zufallen. 

Das  Patent  ist  nichtig,  wenn  die  geschützte  Erfindung  bereits  vor  der 
Anmeldung  zum  Patent  allgemein  bekannt  war,  oder  wenn  das  Patent 
zum  Schaden  eines  Dritten  erteilt,  oder  wenn  die  Erfindung  ein  Jahr 
lang  —  abgesehen  von  Zufall  oder  höherer  Gewalt  —  nicht  ausgeführt 
wird  (Art  11). 

§  5.  Venezuela.  Der  jetzige  Patentschutz  Venezuelas  beruht  auf  dem 
Gesetz  vom  25.  Mai  1882,  da«  an  Stelle  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1878 
getreten  ist,  und  aus  welchem  nachstehend  die  wesentlichsten  Bestim- 
mungen angeführt  sein  mögen: 

Patentfähig  ist  jede  neue,  nicht  bereits  im  Inlande  patentierte  Er- 


1)  Prodtfctos  naturales  o  fabricados  de  procedencia  estranjera. 
Stephaw,  Urheberrecht.  17 
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findung  oder  Entdeckung  auf  gewerblichem  Gebiete  (Maschine,  Verfahren,, 
Stoffverbindung)  oder  die  Verbesserung  einer  solchen. 

Die  Neuheit  der  Erfindung  wird  angenommen,  wenn  letztere  zur  Zeit 
ihrer  Anmeldung  zum  Patent  weder  bereits  bekannt  noch  im  Inlande 
angemeldet  noch  in  einer  öffentlichen  Druckschrift  im  In-  oder  Auslande 
beschrieben  ist,  noch  innerhalb  der  voraufgegangenen  letzten  zwei  Jahre 
in  öffentlichem  Gebrauch  oder  Verkauf  sich  befunden  hat  (Art  1). 

Auf  eine  im  Auslande  bereits  patentierte  Erfindung  kann  ein  Patent 
nachgesucht  werden,  sofern  ein  solches  nicht  an  einen  Anderen  bereits 
erteilt  ist,  immerhin  auch  nur  auf  die  Dauer  des  ausländischen  Patentes 
(Art  12). 

Ausgeschlossen  vom  Patentschutz  sind  Erfindungen,  welche  der  Ge- 
sundheit, der  öffentlichen  Sicherheit,  den  guten  Sitten  oder  älteren  Rechten 
zuwiderlaufen,  sowie  Erfindungen  pharmaceutischer  Stoffe  und  Medika- 
mente jeder  Art  und  Form  (Art.  17). 

Das  Patent  verleiht  seinem  Inhaber  das  Recht,  die  geschützte  Er- 
findung im  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  Venezuelas  und  in  deren 
Schutzgebieten  zu  verwerten,  d.  h.  den  Schutzgegenstand  herzustellen,  an- 
zuwenden oder  zu  verkaufen.  Das  Recht  aus  dem  Patent  ist  veräufser- 
lich  und  vererblich  (Art.  8). 

Das  Patent  wird,  mit  Gültigkeit  von  dem  Tage  der  Ausfertigung  der 
Patenturkunde  ab,  nach  Wahl  des  Anmelders  auf  fünf,  zehn  oder  fünfzehn 
Jahre  gegen  eine  Jahresgebühr  von  je  80  Bolivars  (1  Bolivar  —  1  Frank)  für 
ein  Hauptpatent  und  je  60  Bolivars  für  ein  Verbesserungspatent  (s.  oben) 
verliehen.  Mit  der  Anmeldung  ist  die  Hälfte  der  Gesamtgebtihr  für  die 
beantragte  Schutzfrist  einzuzahlen. 

Wird  das  Patent  versagt,  dann  verfällt  die  eingezahlte  Gebühr  zu 
Gunsten  des  Volksunterrichts,  wird  das  Patent  erteilt,  dann  wird  sie  auf 
die  Gesamtgebühr  in  Anrechnung  gebracht. 

Einem  Patentsucher  können  von  der  Bundesexekutive  die  Gebühren 
erlassen  werden,  falls  er  dieser  Vergünstigung  für  würdig  befunden  wird. 

Das  Patent  wird  für  nichtig  erklärt,  wenn  es  während  der  erteilten 
Schutzfrist  nicht  verwertet,  oder  wenn  es  zum  Nachteil  der  Rechte  Dritter 
erteilt,  oder  wenn  es  während  eines  ganzen  Jahres  unausgeführt  gebheben 
ist,  abgesehen  davon,  dafs  höhere  Gewalt  oder  unvorhergesehene  Fälle 
diese  Unterlassung  rechtfertigen. 

Die  Anmeldung  ist  mit  den  üblichen  Unterlagen  bei  dem  Gewerbe- 
ministerium (Ministerio  de  Fomento)  in  Caracas  einzureichen.  In  dem 
Patentgesuch  hat  der  Anmelder  eidesstattlich  zu  versichern,  dafs  er  der 
Urheber  der  Erfindung  oder  Entdeckung  ist. 

Eine  Prüfung  des  Anmeldungsgegenstandes  findet  nach  ausdrück- 
licher Vorschrift  des  Gesetzes  (Art.  3)  weder  auf  das  Vorhandensein  einer 
wirklichen  Erfindung,  noch  auf  ihre  Nützlichkeit  oder  ihre  Priorität  statt 
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Das  Gesuch  wird  im  Amtblatt  (Gazeta  official)  bekannt  gemacht. 

Das  Patent  wird  erteilt,  sobald  die  oben  angegebenen  vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten  erfüllt  sind,  immerhin  aber  nicht  vor  Ablauf  von 
30  Tagen  seit  der  amtlichen  Bekanntmachung  des  Gesuchs.  Ist  das  Patent 
erloschen,  dann  wird  es  in  allen  seinen  Teilen  veröffentlicht 

§  6.  Peru.  Der  zunächst  durch  das  Gesetz  vom  28.  Januar  1869 
eingeführte  Patentschutz  in  Peru  ist  durch  das  Gesetz  vom  3.  Januar  1896 
neu  geordnet  worden,  allerdings  auch  in  wenig  erschöpfender  Weise, 
wobei  zu  bemerken  ist,  dafs  Peru  der  Südamerikanischen  Union  vom 
16.  Januar  1889  seit  deren  Begründung  angehört1)  Das  Patentgesuch  ist 
unter  Beifügung  der  üblichen  Unterlagen  beim  Finanz-  und  Handels- 
ministerium zu  Lima  einzureichen,  alsdann  wird  es  von  der  Gewerbe- 
abteilung des  Ministeriums  während  dreifsig  Tage  bekannt  gemacht,  später 
zwei  Sachverständigen  zur  Prüfung  der  Anmeldung  vorgelegt,  die  sich 
jedoch  weder  auf  Priorität,  Neuheit  oder  Nützlichkeit  der  angemeldeten 
Erfindung  zu  erstrecken  hat  Je  nach  dem  Ausfall  der  Prüfung  wird 
unter  vorgängiger  Benachrichtigung  des  Anmelders,  erforderlichen  Falles 
unter  Hinzuziehung  noch  eines  dritten  Sachverständigen,  das  Patent  auf 
den  Bericht  der  Gewerbeabteilung  des  genannten  Ministeriums  von  letz- 
terem versagt  oder  erteilt  Die  Dauer  des  Patentes  erfolgt  nach  Wahl 
des  Anmelders  bis  auf  zehn  Jahre.  An  Gebühren  sind  50  Soles 2)  Kanzlei- 
gebühren für  Ausfertigung  des  Patentes  zu  entrichten. 

§  7.  Bolivia.  Das  bolivianische  Patentrecht  stützte  sich  ursprünglich 
auf  den  Erlafs  des  Präsidenten  der  Eepublik  vom  20.  Oktober  1847,  war 
aber,  wie  es  in  der  Begründung  zu  dem  späteren,  noch  jetzt  geltenden 
Erlafs  vom  8.  Mai  1858  heilst,  so  unvollkommen,  dafs  seine  Verbesse- 
rung und  Vervollständigung  dringend  notwendig  erschien.  Durch  Erlafs 
vom  11.  September  1877  sind  nun  weitere  Bestimmungen,  namentlich 
für  die  Prüfung  der  Anmeldung  sowie  rücksichtlich  der  Pflichten  des 
Patentinhabers,  aufgestellt  worden.3) 

Im  allgemeinen  gelten  folgende  Vorschriften: 

Jedem,  dem  inländischen  wie  dem  ausländischen  Erfinder,  soll  der 
volle  Genufs  seiner  Erfindung  gesetzlich  gesichert  sein.  Als  Erfindungen 
sollen  neue  Verfahren  und  Mittel  zur  Vervollkommnung  jeder  Fabrikation 
oder  jeden  Gewerbes  angesehen  werden,  dagegen  nicht  Abänderungen 
in  den  Proportionen  oder  in  der  Ausschmückung  des  Gegenstandes  (der 
geschützten  Erfindung)   (Art.  1—3). 

Ausgeschlossen  vom  Patentschutz  sind  Erfindungen,  welche  den  Ge- 
setzen oder  den  guten  Sitten  zuwiderlaufen,  oder  solche  von  Geheim- 

1)  S.  unter  internat.  Patentrecht 

2)  1  Sole  -=  5  Mark. 

3)  Vergl.  Bulletin  officiel  de  la  Propri6te  industrielle  1891.  No.  375  u.  374.  — 
Bolivia  gehört  der  südamerikanischen  Union  an.    S.  unter  internat  Patentrecht 

17* 
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mittein ;  letztere  soll  vielmehr  der  Erfinder  gegen  eine  angemessene  Ent- 
schädigung bekannt  geben  (Art  1  u.  6). 

Das  nachgesuchte  Patent  wird  nach  Wahl  des  Anmelders  auf  drei, 
sechs,  zehn  und  höchstens  fünfzehn  Jahre  erteilt,  und  zwar  im  allgemeinen 
für  das  ganze  Staatsgebiet;  handelt  es  sich  jedoch  um  neue  Maschinen 
oder  Herstellungsverfahren,  welche  im  Auslande  verwendet  werden  oder 
bekannt  sind  (Einführungspatent),  dann  soll  der  Patentschutz  sich  nur 
auf  den  Bezirk  erstrecken,  in  welchem  die  Maschine  arbeiten  oder  die 
Ausbeutung  des  Verfahrens  stattfinden  soll  (Art  21  u.  9). 

Die  Übertragung  des  Patentes  kann  nur  auf  Grund  notariellen  Ver- 
trags erfolgen  (Art  22). 

Die  Anmeldung  hat  bei  einer  der  acht  Departementshauptstädte  zu 
erfolgen.  Der  Chef  derselben  ernennt  einen  aus  drei  Sachverständigen 
bestehenden  Ausschufs,  der  unter  seinem  Vorsitz  und  unter  Hinzuziehung 
von  zwei  Mitgliedern  des  Gemeinderates  die  angemeldete  Erfindung  auf 
ihre  Eigenschaft  als  solche  zu  prüfen  hat  Über  das  Ergebnis  der  Prüfung 
wird  an  das  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  *)  (Ministerio  de  Fomento) 
Bericht  erstattet;  dieses  hat  spätestens  binnen  drei  Monaten  die  Erteilung 
des  Patentes  auszusprechen,  sofern  thatsächlich  eine  an  sich  der  heimischen 
Industrie  nützliche  Erfindung  vorliegt,  widrigenfalls  die  Anmeldung  zu- 
rückgewiesen wird  (Art.  17  des  Gesetzes  und  Art.  1  des  Erlasses  vom 
11.  Sept.  1877).  Von  der  Patenterteilung  ab  läuft  das  Patent  Für  die 
Erteilung  des  Patentes  sind  100  Bolivianos2)  und  als  Bürgschaft  für  die 
Ausführung  des  Patentes  100,  200  oder  300  Bolivianos  zu  entrichten,  je 
nachdem  das  Patent  auf  drei,  sechs  oder  zehn  Jahre  oder  länger  erteilt 
ist  (Art  4  des  Erlasses  vom  11.  Sept  1877). 

Die  Patenterteilungen  werden  öffentlich  bekannt  gemacht  und  die 
Patente  in  eine  vom  genannten  Ministerium  geführte  Rolle  eingetragen, 
woselbst  auch  das  Patentgesuch  mit  seinen  Anlagen  aufbewahrt  wird. 

Das  Patent  ist  nichtig,  wenn  es  durch  gerichtliche  Entscheidung  als 
den  Gesetzen  oder  den  guten  Sitten  zuwiderlaufend  erklärt  wird. 

Das  Patent  verfällt,  wenn  in  der  Beschreibung  das  wahre  Verfahren 
verheimlicht,  wenn  ein  geheimes,  in  der  Beschreibung  nicht  angegebenes 
Verfahren  betrieben  wird,  wenn  die  Erfindung  bereits  vor  ihrer  Anmel- 
dung zum  Patent  veröffentlicht  war,  wenn  der  Patentinhaber  die  Erfindung 
ein  Jahr  und  einen  Tag  nach  der  Patentanmeldung  ohne  triftige  gesetz- 
liche Gründe  nicht  zur  Ausführung  bringt  oder  der  Verpflichtung  zur 
Ausführung  des  Patentes  zuwiderhandelt 

Nur  die  wissentliche  Patentverletzung  hat  die  Einziehung  der  wider- 
rechtlich hergestellten  oder  zur  Anwendung  gebrachten  Gegenstände  sowie 
die  Verpflichtung  zum  Schadenersatz  zur  Folge  (Art.  31  ff.). 

1)  In  der  Landeshauptstadt  Sucre. 

2)  1  Boliviano  —  1  Frank  (0,80  Mark). 
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§  8.  Chile.  In  Chile  ist  auf  Grand  des  Art  152  der  Verfassungs- 
urkunde vom  10.  Mai  1833,  wonach  jedem  Erfinder  das  ausschliefsliche 
Benutzungsrecht  der  von  ihm  gemachten  Erfindung  oder  Entdeckung  zu- 
gestanden ist,  das  noch  heute  geltende  Gesetz  vom  9.  September  1840 
erlassen  worden,  das  nur  in  wenigen  wesentlichen  Punkten  durch  die  Ver- 
ordnung vom  1.  August  1851  und  durch  das  Gesetz  vom  20.  Januar  1883 
sowie  durch  die  Verordnung  vom  22.  Oktober  1888  ergänzt  worden  ist. 

Folgende  Bestimmungen  mögen  angeführt  sein: 

Gegenstand  des  Patentschutzes  kann  jede  beliebige  Erfindung  auf 
gewerblichem  Gebiete  sein.  Schutzberechtigt  ist  nur  der  Erfinder.  Dieser 
hat  bei  Anmeldung  der  Erfindung  nach  nordamerikanisch  gesetzlichem 
Vorbild  einen  Eid  dahin  zu  leisten,  dafs  die  Erfindung  sein  geistiges 
Eigentum  und  im  Inlande  noch  unbekannt  sei.  Auf  eine  im  Auslande 
durch  Patent  bereits  geschützte  Erfindung  kann  ein  Einführungspatent, 
jedoch  auf  höchstens  acht  Jahre,  auch  nicht  auf  längere  Dauer  als  die 
dem  ursprünglichen  Patent  zustehende  genommen  werden  (Art.  1  ff.). 

Die  Einreichung  der  Anmeldung  hat  beim  Ministerium  des  Innern 
in  Santiago  zu  erfolgen,  welches  dieselbe  durch  eine  Sachverständigen- 
kommission prüfen  läfst  Ist  die  Erteilung  des  Patentes  in  Aussicht  ge- 
nommen, so  hat  der  Anmelder  vor  Aushändigung  der  Patenturkunde  eine 
genaue  Beschreibung  und  Zeichnung,  erforderlichen  Falles  Modelle  und 
Muster  einzureichen.  Dieselben  werden  während  der  Dauer  des  Patentes 
zwar  geheim  gehalten,  alsdann  aber  im  Nationalmuseum  öffentlich  aus- 
gelegt (Art.  5  ff.). 

Das  Patent  wird  nach  Wahl  des  Anmelders  auf  das  ganze  Land 
oder  nur  für  einzelne  Provinzen  bis  auf  zehn  Jahre,  für  besonders  wichtige 
Erfindungen  bis  zu  zwanzig  Jahren  erteilt.  Für  die  Erteilung  des  Patentes 
ist  eine  Gebühr  von  fünfzig  Pesos  (1  Peso  =  1,20  Mark)  zu  entrichten 
(Art.  13,  3u.  5). 

Die  erteilten  Patente  werden  in  ein  vom  Ministerium  des  Innern  ge- 
führtes Register  eingetragen.  Dort  sind  auch  alle  zu  bescheinigenden 
Besitzveränderungen  zur  Eintragung  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  des 
Patentes  anzumelden. 

Das  Patent  wird  für  nichtig  erklärt,  wenn  der  Patentsucher  das  Patent 
durch  falsche  Zeugnisse  erschlichen  oder  sich  für  den  wirklichen  Erfinder 
ausgegeben  hat,  oder  wenn  die  patentierte  Erfindung  im  Inlande  bereits 
vor  der  Anmeldung  benutzt  war.  Auch  soll  in  diesem  Falle  der  Patent- 
inhaber mit  Geldstrafe  von  100 — 1000  Pesos  oder  mit  Gefängnis  von  drei 
bis  zwölf  Monaten  bestraft  werden  (Art.  11). 

Die  Gültigkeit  eines  Patentes  beginnt  mit  Ablauf  der  bei  jeder  Patent- 
erteilung festzusetzenden  Frist,  binnen  welcher  die  patentierte  Erfindung 
zur  Ausführung  zu  bringen  ist.  Nach  fruchtlosem  Verlauf  dieser  Frist 
tritt  das  Patent  aufser  Wirkung.    Ebenso   erlischt  das  Patent,  wenn  es 
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nach  Ausführung  der  Erfindung  länger  als  ein  Jahr  unbenutzt  bleibt,  oder 
wenn  die  hergestellten  Gegenstände  verfälscht,  d.  h.  von  schlechterer  Be- 
schaffenheit als  die  der  Behörde  vorgelegten  Muster  oder  Modelle  sind 
(Art  14  ff.). 

Die  Patentverletzung  wird,  abgesehen  von  dem  Verluste  der  hierbei 
in  Benutzung  genommenen  und  hergestellten  Gegenstände,  mit  Geldstrafe 
von  100 — 1000  Pesos  bestraft,  von  welchem  Betrage  die  eine  Hälfte  dem 
Fiskus,  die  andere  dem  Patentinhaber  zufällt  (Art  10). 

Streitigkeiten  zwischen  zwei  Parteien,  welche  ein  Patent  auf  den- 
selben Gegenstand  erhalten  haben,  sollen  durch  ein  Schiedsgericht  von 
drei  Mitgliedern  entschieden  werden,  von  denen  je  eines  die  Parteien  und 
eines  das  Ministerium  des  Innern  wählen  (Art  12). 

§  9.  Argentinien.  Der  Patentschutz  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Argentinien  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  11.  Oktober  1864.  Bereits  vor 
Erlafs  dieses  Gesetzes  kannten  die  einzelnen  Staaten  ein  wenn  auch  wenig 
geregeltes  Patentrecht,  erst  infolge  der  endgültigen  Konföderierung  sämt- 
licher Staaten  erschien  eine  einheitliche  Ordnung  des  Patentrechtes  in 
ganz  Argentinien  notwendig.  Später  hat  sich  Argentinien  auch  der  Süd- 
amerikanischen Union  vom  16.  Januar  1889  angeschlossen.1) 

Das  argentinische  Patentgesetz  lehnt  sich  zum  Teil  an  das  fran- 
zösische, zum  Teil  an  das  nordamerikanische  Patentrecht  an,  insofern  es 
einerseits  die  objektiven  Voraussetzungen  des  Patentschutzes  des  ersteren 
adoptiert,  während  es  die  dem  französischen  Recht  unbekannte  Vorprüfung 
aufgestellt  hat,  welche  mit  dem  amerikanischen  gewisse  Ähnlichkeit  hat, 
auch  bat  es  das  von  letzterem  aufgestellte  Rechtsinstitut  der  vorläufigen 
Anmeldung  (sog.  Caveats)  eingeführt. 

Im  einzelnen  sei  folgendes  bemerkt: 

Objektive  Voraussetzungen  des  Patentschutzes  sind  neue  Entdeckungen 
oder  Erfindungen  auf  gewerblichem  Gebiete,  oder  wie  das  Gesetz  selbst 
näher  bestimmt:  neue  gewerbliche  Erzeugnisse,  neue  Mittel  oder  die  neue 
Anwendung  bekannter  Mittel  zur  Erreichung  eines  gewerblichen  Ergeb- 
nisses oder  Erzeugnisses  (§§  1  u.  3). 

Ausgeschlossen  vom  Patentschutz  sind  pharmaceutische  Zusammen- 
setzungen, Finanzpläne,  rein  theoretische  Entdeckungen  ohne  Angabe  ihrer 
gewerblichen  Verwendung  sowie  Entdeckungen  oder  Erfindungen,  welche 
den  guten  Sitten  oder  den  Gesetzen  zuwiderlaufen  (§  4). 

Als  neu  soll  eine  Erfindung  oder  Entdeckung  nicht  gelten,  wenn  sie 
bereits  vor  der  Patentanmeldung  im  Inlande  oder  Auslande  durch  Bücher, 
Druckschriften  u.  s.  w.  derartig  bekannt  war,  dafs  sie  ausgeführt  werden 
konnte  (§  4). 

Anspruch  auf  Erteilung  des  Patentes  hat  nur  der  Erfinder  oder  sein 
legitimierter  Rechtsnachfolger,  auch  rücksichtlich  der  im  Auslande  bereits 

1)  Siehe  unter  internationalem  Patentrecht. 


12.  Kapitel.    Sudamerika.  263 

patentierten  Erfindungen,  die  übrigens  auch  nur  auf  die  ihnen  gewährte 
Gültigkeitsdauer  geschützt  werden  (§§  1  u.  2). 

Sowohl  der  Inhaber  eines  Patentes  wie  jeder  Dritte  kann  auf  die 
geschützte  Erfindung  ein  Zusatzpatent  nehmen,  welches  jedoch  nicht  über 
die  Dauer  des  Hauptpatentes  und  überhaupt  nicht  über  zehn  Jahre  hinaus 
bewilligt  werden  darf,  sofern  nicht  schon  die  Hälfte  der  Gültigkeitsdauer 
des  Hauptpatentes  bereits  abgelaufen  oder  die  Verbesserung  (des  Haupt- 
patentes) die  Kosten,  die  Zeit  der  Herstellung  des  Erfindungsgegenstandes 
oder  des  persönlichen  oder  sachlichen  Risikos  mindestens  um  die  Hälfte 
vermindert,  oder  das  Patentamt  aus  anderen  sich  ergebenden  Gründen 
eine  besondere  Gültigkeitszeit  für  das  Zusatzpatent  festsetzt 

Ein  Dritter  erhält  das  Zusatzpatent  nur  unter  der  Bedingung  erteilt, 
dafs  er  dem  Inhaber  des  Hauptpatentes  eine  vom  Patentamt  nach  Be- 
deutung der  Zusatz-  und  der  verbleibenden  Haupterfindung  zu  bemessende 
Entschädigung  zahlt  Statt  der  gedachten  Entschädigung  kann  jedoch 
der  Inhaber  des  Hauptpatentes  die  Ausbeutung  des  Zusatzpatentes  neben 
dem  Inhaber  des  letzteren  wählen  und  in  diesem  Falle  auch  das  Zusatz- 
patent unter  denselben  Rechten  und  Bedingungen  miterteilt  erhalten. 

Suchen  mehrere  Parteien  ein  Haupt-  oder  Zusatzpatent  auf  dieselbe 
Erfindung  gleichzeitig  nach,  so  wird,  falls  sie  sich  nicht  einigen  können, 
kein  Patent  erteilt  (§  32  ff.). 

Nach  nordamerikanischem  patentrechtlichen  Vorbilde  kann  auf  eine 
noch  nicht  vollendete  Erfindung  oder  deren  Verbesserung  der  Erfinder  ein 
vorläufiges  Patent  (Caveat)  zunächst  auf  ein  Jahr,  alsdann  auf  weitere  Frist 
erteilt  erhalten.  Während  der  Gültigkeitsdauer  des  vorläufigen  Patentes 
darf  ohne  vorgängige  Mitteilung  des  Anmelders  ein  Patent  an  den  spä- 
teren Anmelder  einer  gleichartigen  Erfindung  nicht  erteilt  werden.  Ersterer 
kann  innerhalb  dreier  Monate  nach  der  Benachrichtigung  der  Erteilung 
des  später  angemeldeten  Patentes  widersprechen,  widrigenfalls  er  jedes 
Recht  auf  das  Patent  verliert.  Widerspricht  er  dagegen  der  Erteilung  des 
Patentes  auf  die  später  angemeldete  gleichartige  Erfindung,  dann  wird, 
falls  beide  Anmelder  sich  einigen,  das  Patent  beiden,  falls  jedoch  eine 
Einigung  nicht  stattfindet,  das  Patent  keinem  von  beiden  erteilt 

Für  ein  vorläufiges  Patent  ist  eine  Gebühr  von  50  Piastern ')  zu  ent- 
richten, welche  auf  das  später  zu  erteilende  endgültige  Patent  in  Anrech- 
nung gebracht  werden  kann,  sofern  letzteres  vor  Ablauf  des  vorläufigen 
Patentes  nachgesucht  wird  (§  33). 

Die  Patente  werden  nach  Wahl  des  Anmelders  und  nach  der  Be- 
deutung der  Erfindung  auf  fünf,  zehn  und  fünfzehn  Jahre  erteilt  Handelt 
es  sich  um  ein  bereits  im  Auslande  erteiltes  Patent,  so  wird  dasselbe  auf 
höchstens  zehn  Jahre  erteilt,  in  keinem  Falle  auf  eine  längere  als  die 
dem  ausländischen  Patent  im  Auslande  bewilligte  Zeitdauer. 

1)  1  Piaster  oder  Peso  —  100  Centcnos  —  1,20  M. 
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Für  die  Erteilung  des  Patentes  ist  je  nach  den  vorstehend  angegebenen 
Fristen  eine  Gebühr  von  SO,  200  oder  350  Piastern  zu  entrichten,  aulser- 
dem  für  jedes  einzelne  Jahr  bei  fünfjähriger  Gültigkeitsdauer  8,  bei  zehn- 
jähriger Dauer  11,  bei  fünfzehnjähriger  Dauer  15  Piaster.  Für  die  Er- 
teilung eines  im  Auslande  bereits  erteilten  Patentes  wird  die  Gebühr  nach 
den  vorstehenden  Sätzen  berechnet. 

Von  den  Gebühren  ist  die  eine  Hälfte  mit  der  Anmeldung,  die  andere 
in  jährlichen  Raten  zu  entrichten  (§§  5  ff.). 

Die  Übertragung  eines  Patentes  kann  nur  auf  Grund  einer  öffent- 
lichen Urkunde  erfolgen,  Dritten  gegenüber  wird  sie  erst  durch  Eintragung 
in  das  Patentregister  rechtswirksam  (§  41). 

Das  Patent  wird  von  Rechts  wegen,  ohne  dafs  es  einer  besonderen 
Entscheidung  bedarf,  nichtig,  wenn  der  Gegenstand  des  Patentes  aus  den 
eingangs  angeführten  Gründen  nicht  patentfähig  ist,  oder  wenn  das  Patent 
unter  einem  absichtlich  falschen,  der  Erfindung  nicht  entsprechenden  Titel 
erlangt  wurde,  oder  wenn  Zeichnung  oder  Beschreibung  des  Patentes  un- 
genau oder  unvollständig  sind,  ferner  wenn  das  im  Inlande  nur  bestätigte, 
im  Auslande  erteilte  Patent  im  Auslande  verfallen,  oder  wenn  die  paten- 
tierte Erfindung  bereits  zur  Zeit  der  Erteilung  des  Patentes  im  Inlande 
ausgeführt  ist  (§  46). 

Das  Patent  verfällt  nach  Ablauf  der  gewährten  Gültigkeitsdauer,  oder 
wenn  die  patentierte  Erfindung  innerhalb  zweier  Jahre  nach  der  Erteilung 
nicht  zur  Ausführung  gebracht  oder  die  Ausführung  während  der  gleichen 
Frist  unterbrochen  wird  (§  47). 

Der  Klageantrag,  ein  Patent  für  nichtig  oder  verfallen  zu  erklären, 
kann  von  Jedem,  der  ein  Interesse  hat,  bei  den  Bezirksgerichten  ge- 
stellt werden. 

Die  Patente  werden  erteilt  und  verwaltet  vom  Patentamt  in  Buenos- 
Ayres.  Das  Patentamt  ist  dem  Ministerium  [des  Innern  unterstellt  und 
besteht  aus  einem  Kommissar  und  vier  Unterkommissaren,  die  vom  Prä- 
sidenten der  Republik  ernannt  werden.  Kein  Beamter  des  Patentamtes  darf 
bei  Strafe  der  Entlassung  und  bei  einer  Strafe  von  100  bis  1000  Piastern 
an  Patenten  unmittelbar  oder  mittelbar  beteiligt  sein  (Art.  9  ff.). 

Die  Anmeldung  des  Patentes  erfolgt  mittels  schriftlichen  Gesuchs 
unter  Beifügung  der  üblichen  Unterlagen  beim  Patentamt  oder  in  den 
Provinzen  bei  den  Oberpostbehörden.  Letztere  haben  das  Gesuch  um- 
gehend dem  Patentamt  zu  übersenden.  Die  Geschäftssprache  ist  die  spa- 
nische. Mit  der  Anmeldung  ist  gleichzeitig  die  Hälfte  der  Gebühren  für 
die  Zeitdauer,  auf  welche  das  Patent  nachgesucht  wird,  zu  entrichten. 

Die  Anmeldung  unterliegt  einer  Prüfung  ihres  Gegenstandes  auf 
dessen  Patentfähigkeit  an  sich.  Sind  diese  Voraussetzungen  (s.  o.)  ge- 
geben, dann  wird  das  Patent  erteilt  Verneinenden  Falles  oder  wenn  den 
anderen  vorgeschriebenen  Anforderderungen  nicht  genügt  ist,  wird  das 
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Patent  versagt.  In  diesem  Falle  erhält  der  Anmelder  die  Hälfte  des  ein- 
gezahlten Betrages  zurück,  während  er  die  andere  als  sog.  Bufse  verliert 
Gegen  den  Beschlufs,  durch  den  das  Patent  versagt  wird,  kann  inner- 
halb zehn  Tagen  beim  Ministerium  des  Innern  Beschwerde  eingelegt 
werden,  bei  deren  Zurückweisung  der  ganze  eingezahlte  Betrag  verfällt 
(§  20  ff.). 

Im  Falle  der  Erteilung  des  Patentes  wird  das  Patent  unter  Angabe 
seines  Inhabers,  seines  Gegenstandes  und  seiner  Zeitdauer  in  den  Zeitungen 
bekannt  gemacht  Beschreibung  und  Zeichnung  werden  nebst  Muster  und 
Modellen  im  Patentamt  [öffentlich  ausgelegt  und  auch  abschriftlich  mit- 
geteilt Ebenso  werden  die  nichtigen  oder  verfallenen  Patente  öffentlich 
bekannt  gemacht  Alljährlich  hat  der  Kommissar  des  Patentamtes  über 
die  im  voraufgegangenen  Jahre  erteilten  Patente  Bericht  zu  erstatten,  von 
welchen  Abschriften  im  Patentamt  und  bei  den  Oberpostämtern  öffentlich 
ausgelegt  werden. 

Die  Patentverletzung  wird  auf  Antrag  mit  50 — 500  Piastern  oder  mit 
Gefängnis  von  einem  bis  zu  sechs  Monaten,  im  Rückfalle,  d.  i.  innerhalb 
fünf  Jahren  seit  Verübung  der  letzten  Strafthat,  mit  der  doppelten  Strafe 
bestraft,  —  abgesehen  von  der  civilrechtlichen  Verantwortlichkeit  Die 
fälschliche  Patentanmeldung  ist  als  Betrug  zu  bestrafen. 

§  10.  TJrngnay.  Das  Patentrecht  Uruguays,  welches  ebenfalls  der 
Südamerikanischen  Union  vom  16.  Januar  1889  angehört,  gründet  sich 
auf  das  Gesetz  vom  13.  November  1885,  betr.  die  Gewerbeprivilegien,  aus 
welchem  die  nachstehenden  Bestimmungen  angeführt  sein  mögen: 

Patente  werden  auf  neue  Erfindungen  oder  Entdeckungen  erteilt  Als 
solche  sollen  neue  gewerbliche  Erzeugnisse  oder  neue  Verfahren  oder 
neue  Anwendungen  eines  bereits  bekannten  Verfahrens  zur  Erzielung  eines 
gewerblichen  Erzeugnisses  oder  Ergebnisses  gelten  (Art.  4). 

Ausgeschlossen  vom  Patentschutz  sind  einerseits  Finanzpläne,  Arznei- 
mittel (pharmaceutische  Zusammensetzungen) ,  Erfindungen  oder  Ent- 
deckungen, welche  den  guten  Sitten  oder  den  Staatsgesetzen  zuwiderlaufen, 
anderseits  Erfindungen  oder  Entdeckungen,  welche  entweder  durch  Druck- 
schriften im  In-  oder  Auslande  bereits  bekannt  oder  rein  theoretisch  und 
gewerblich  nicht  verwertbar  sind  (Art.  4  ff.). 

Das  Recht  auf  Patenterteilung  sowie  auch  auf  Ausbeutung  der  ge- 
schützten Erfindung  soll  nur  der  in-  oder  ausländische  Erfinder  oder  sein 
Rechtsnachfolger  haben.  Der  Inhaber  eines  ausländischen  Patentes  hat 
nur  innerhalb  eines  Jahres  von  dessen  Patenterteilung  an  das  Recht  auf 
ein  uruguayisches  Patent  (Art.  1  ff.)- 

Das  Patent  wird  nach  Wahl  des  Patentsuchers  auf  drei,  sechs  oder 
neun  Jahre  erteilt.  Für  jedes  Patent  sind  monatlich  25  Pesos  (1  Peso 
==  1,20  M.)  zu  entrichten.  Die  Gebühren  sind  bei  Vermeidung  des  Ver- 
lustes des  Patentes  innerhalb  der  ersten  zehn  Tage  jedes  Jahres  zu  ent- 
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richten,  ebenso  ist  vor  Ausfertigung  der  Patenturkunde  die  erste  Gebühr 
zu  zahlen  (Art.  8  ff.). 

Die  Patentanmeldung  ist  mit  den  überall  erforderlichen  Unterlagen 
beim  Ministerium  des  Innern  in  Montevideo  einzureichen  und  wird  von 
hier  an  das  ihm  unterstellte  Bureau  für  Patente,  Fabrik-  und  Handels- 
marken abgegeben.  Hierbei  ist  die  Frist  anzugeben,  auf  welche  das 
Patent  zunächst  genommen  werden  soll  (Art.  19  ff.). 

Eine  Prüfung  des  Anmeldungsgegenstandes  auf  seine  Patentfähig- 
keit findet  nicht  statt.  Es  soll  daher  auch  ausdrücklich  durch  die  Er- 
teilung des  Patentes  eine  Gewährleistung  für  Wert  oder  Priorität  der  Er- 
findung oder  ihre  Eigenschaft  als  solcher  nicht  übernommen  werden. 
Nur  wenn  die  angemeldete  Erfindung  ein  ungesundes  oder  gefahrvolles 
Gewerbe  betrifft,  soll  das  Gesundheitsamt  gehört  und  je  nach  dem  Aus- 
fall seines  Gutachtens  verfahren  werden  (Art  23,  6  u.  11  ff.). 

Auf  Erteilung  eines  Patentes,  auf  die  Verbesserung  einer  bereits  ge- 
schützten Erfindung  (Zusatzpatentes)  hat  sowohl  der  Inhaber  des  Haupt- 
patentes sowie  jeder  Andere  Anspruch,  nur  hat  im  letzteren  Falle  der 
Patentsucher  ein  Recht  auf  Ausnutzung  seiner  Erfindung,  wenn  er  dem 
Inhaber  des  Hauptpatentes  eine  von  Sachverständigen,  welche  die  Be- 
teiligten selbst  ernennen,  festzusetzende  Entschädigung  zahlt  Lehnt  der 
Patentinhaber  dieselbe  ab,  so  kann  er  mit  dem  Anmelder  des  Zusatz- 
patentes in  Konkurrenz  wegen  Ausbeutung  des  letzteren  treten,  und  wird 
dann  das  Zusatzpatent  an  beide  Parteien  erteilt  Das  Zusatzpatent  hat 
immer  nur  die  Dauer  des  Hauptpatentes  (Art  27  ff.). 

Die  Übertragung  des  Patentes  auf  einen  Andern  wird  nur  auf  Grund 
einer  öffentlichen  Urkunde  und  nach  Benachrichtigung  des  Patentamtes 
gültig  (Art.  33  ff.). 

Die  Patente  werden  von  der  oben  angegebenen  Behörde  erteilt  und 
verwaltet.  Kein  Beamter  darf  bei  Strafe  sofortiger  Entlassung  bei  Erteilung 
eines  Patentes  mitwirken,  an  welchem  er  ein  auch  nur  mittelbares  Inter- 
esse hat  (Art.  16). 

Aller  zwei  Jahre  werden  die  erteilten  Patente  mit  allen  Anlagen,  Be- 
schreibungen, Zeichnungen  und  Modellen  veröffentlicht  (Art  26). 

Nichtig  ist  das  Patent,  wenn  es  aus  den  eingangs  angeführten  Grün- 
den (mangelnde  Neuheit  mangelnde  Erfindungseigenschaft  u.  s.  w.)  nicht 
zu  erteilen  war  oder  durch  falsche  Angaben  erlangt  ist,  oder  wenn  Be- 
schreibung oder  Zeichnung  unvollständig  oder  unrichtig  sind  oder  eine 
fremde  Erfindung  für  eine  einheimische  ausgegeben  worden  ist  Übrigens 
soll  in  diesen  Fällen  der  Patentsucher  mit  500  Pesos  Geldstrafe  oder  mit 
sechs  Monaten  Gefängnis  bestraft  werden  (Art  35). 

Ungültig  wird  das  Patent  —  abgesehen  vom  Ablauf  der  Zeit,  für 
welche  es  erteilt  worden  ist  — ,  wenn  die  geschützte  Erfindung  nicht 
innerhalb  der  bei  Erteilung  bestimmten  Frist  oder  unter  den  vorgeschrie- 
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benen  Bedingungen  zur  Ausführung  gebracht,  oder  wenn  die  Ausführung, 
abgesehen  von  höherer  Gewalt  oder  unvorhergesehenen  Hindernissen, 
ohne  nachweislich  triftigen  Grund  ein  Jahr  lang  unterblieben  ist  (Art.  36). 

Die  Klage  auf  Erklärung  der  Nichtigkeit  oder  Ungültigkeit  des 
Patentes  kann  nur  bei  Nachweis  rechtlichen  Interesses  und  nur  bei  den 
ordentlichen  Civilgerichten  erhoben  werden  (Art  38). 

Die  Patentverletzung  wird  —  abgesehen  vom  Civilanspruch  auf 
Schadenersatz  —  mit  Geldstrafe  von  100  bis  zu  500  Pesos  oder  mit  Haft 
von  einem  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  Als  Strafschärfungsgrund  ist 
anzusehen,  wenn  der  Thäter  als  Arbeiter  oder  Beamter  beim  Patentinhaber 
beschäftigt  ist  oder  von  der  mißbrauchten  Erfindung  durch  Verleitung 
Anderer  Kenntnis  erhalten  hat  (Art  43  ff.). 

§  11.  Paraguay.  Paraguay,  welches  ebenfalls  der  Südamerikanischen 
Union  vom  16.  Januar  1889  sich  angeschlossen  hat,  erfreut  sich  bereits 
seit  dem  Erlafs  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1845  eines  Patentrechtes,  nach 
welchem  folgende  Bestimmungen  gelten: 

Patente  werden  auf  neue  Erfindungen  irgendwelcher  Art  erteilt  Das 
Gesuch  ist  bei  der  Centralregierung  einzureichen.  Die  Anmeldung  wird 
vor  und  nach  der  Patenterteilung  Jedermann  mitgeteilt,  sofern  nicht  die 
Geheimhaltung  im  öffentlichen  Interesse  liegt  oder  dem  Anmelder  auf 
seinen  Antrag  besonders  zugesichert  ist.  Die  Erteilung  des  Patentes  er- 
folgt, abgesehen  von  Stempel-  und  Schreibgebühren,  kostenlos  nach  Wahl 
auf  fünf  bis  zehn  Jahre,  bei  wichtigen  Erfindungen  auf  noch  längere 
Zeit  Ein  Einführungspatent  darf  die  Dauer  des  ausländischen  Patenten 
um  höchstens  sechs  Monate  überschreiten.  Eine  Prüfung  der  Anmeldung 
findet  nicht  statt 

Das  Patent  soll  ungültig  sein,  wenn  die  Beschreibung  unvollständig 
oder  unrichtig  ist,  wenn  der  Patentinhaber  vor  oder  nach  der  Patent- 
erteilung eine  entdeckte  Verbesserung  verheimlicht,  wenn  die  Erfindung 
zur  Zeit  der  Anmeldung  nicht  mehr  neu  war,  wenn  die  geschützte  Er- 
findung ohne  ausreichenden  Grund  zwei  Jahre  unausgeführt  bleibt,  oder 
wenn  der  Patentinhaber  ohne  Ermächtigung  der  Regierung  für  die  ge- 
schützte Erfindung  ein  Patent  im  Auslande  nimmt. 

Die  Patentverletzung  wird,  abgesehen  von  der  Verpflichtung  zum 
Schadenersatz,  mit  Geldstrafe  von  10 — 100  Proz.  des  festgestellten  Scha- 
dens und  mit  Einziehung  der  nachgemachten  Gegenstände  bestraft. 


1)  In  der  Landeshauptstadt  Assuncion. 


C.  Asien* 

I.  West-  nnd  Mittelasien. 

Kleinasien  nnd  Arabien,  Persien,  Beludschistan  nnd 
Afghanistan.    Englische  Besitzungen. 

In  Arabien  und  in  den  übrigen  Ländern  der  Türkei,  in 
Asien  und  Kleinasien  gelten  die  türkischen  Gesetze  zum  Schutze  des 
gewerblichen  Eigentums  event.  das  Patentgesetz  vom  1.  März  1S80  und 
das  Markenschutzgesetz  vom  10.  Mai  1888. 

Persien  erfreut  sich  bisher  noch  keines  Schutzes  des  Urheber- 
rechtes überhaupt.  Dasselbe  gilt  von  Afghanistan  und  Beludschistan  aus 
naheliegenden  Gründen. 

Dafs  in  russischen  Besitzungen  Asiens  sowie  nebenbei  bemerkt 
auch  in  Sibirien  die  unter  Rufsland  erörterten  Gesetze,  das  Patentgesetz 
vom  20.  Mai  (1.  Juni)  1896  und  das  Markenschutzgesetz  vom  26.  Februar 
(9.  März)  1896  Geltung  haben,  bedarf  keiner  näheren  Ausführung. 

Was  die  britischen  Besitzungen  betrifft,  so  besteht  zunächst 
in  Cypern,  das  1878  von  der  Türkei  an  England  abgetreten  ist,  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Urheberrechtes  nur  ein  Markenschutzgesetz  seit 
dem  1.  Oktober  1893  (s.  unter  Markenschutz).  In  Britisch-Indien  gelten 
sowohl  ein  unten  besprochenes  Patentgesetz,  also  auch  ein  Markenschutz- 
gesetz, vom  1 .  März  1 8S9,  ebenso  hat  die  Insel  Ceylon  sowohl  ein  Patent- 
gesetz als  ein  Markenschutzgesetz  aufzuweisen  (s.  unten),  und  für  Straits- 
Settlements  ist  eine  Patentverordnung  (vom  5.  Dezember  1871)  erlassen, 
die  sich  im  wesentlichen  dem  von  Britisch-Indien  anschliefst  Hervorzu- 
heben hierbei  ist,  dafs  die  im  Mutterlande  erteilten  Patente  in  den  eng- 
lischen Besitzungen  und  Kolonien  keine  Gültigkeit  haben,  hier  vielmehr 
immer  besonders  angemeldet  werden  müssen. 

Von  der  Patentgesetzgebung  für  Britisch-Indien,  die  auf  dem 
Gesetz  vom  17.  Mai  1S59  beruht1»,  welch  letzteres  später  durch  das 
Gesetz  vom  1.  Juli  1888  einige  Abänderungen  erfahren  hat,  mögen  folgende 
wesentlichen  Bestimmungen  angeführt  sein: 

Patente  sollen  erteilt  werden  auf  neue  gewerblich  verwertbare  Er- 
findungen. Als  neu  soll  die  Erfindung  gelten,  welche  zur  Zeit  ihrer  An- 
meldung zum  Patent  weder  in  Indien  noch  in  Grofsbritannien  und  Irland 
veröffentlicht  oder  in  offenkundiger  Benutzung  ist.  Die  Vorbenutzung 
der  Erfindung  seitens  des  Erfinders  selbst  oder  eines  Anderen,  der  durch 

1)  Vgl.  Commissioners  of  Patents  Journal  Nr.  552,  S.  531. 
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Vertrauensbruch  das  Geheimnis  der  Erfindung  erfahren  hat,  steht  der 
Gültigkeit  des  Patentes  nicht  entgegen.  Inländer  wie  Ausländer  haben 
gleiche  Rechte.  Nur  der  wirkliche  Erfinder,  was  dieser  eidlich  zu  er- 
härten hat,  hat  Anspruch  auf  Patenterteilung.  Der  Inhaber  eines  briti- 
schen Patentes  mufs  innerhalb  zwölf  Monaten  vom  Tage  der  Erteilung 
des  Patentes  ab  das  Patent  in  Indien  nachsuchen.  Die  Dauer  des  Patentes 
beträgt  vierzehn  Jahre  vom  Tage  der  Anmeldung  ab,  jedoch  nie  länger 
als  die  des  auf  dieselbe  Erfindung  erteilten  ausländischen  Patentes.  Die 
Dauer  des  Patentes  kann  auf  sieben,  u.  U.  auf  1 4  Jahre  erstreckt  werden, 
sofern  der  Antrag  frühestens  ein  Jahr,  spätestens  sechs  Monate  vor  Ablauf 
der  ersten  Dauer  gestellt  wird.  Die  Gebühr  beträgt  für  Erteilung  des 
Patentes  und  für  die  ersten  vier  Jahre  der  Gültigkeit  30,  für  die  späteren 
fünf  Jahre  je  50  Rupien  '),  für  die  letzten  fünf  Jahre  je  100  Rupien. 
Zuschlagsgebtihren  sind  zulässig:  10,  25,  30  Rupien  für  1,  2  und  3  Monate. 

Das  Patent  ist  ungültig,  wenn  die  Erfindung  nicht  verwertbar  ist 
oder  zur  Zeit  der  Anmeldung  nicht  mehr  neu  war  oder  nicht  vom  Er- 
finder herrührt,  sowie  wenn  die  Beschreibung  ungenügend  oder  absicht- 
lich ungenau  hergestellt  ist  Das  Patent  wird  zurückgenommen,  wenn 
es  dem  öffentlichen  Wohle  zuwiderläuft,  oder  wenn  die  Bedingung,  unter 
welcher  es  erteilt  war,  nicht  erfüllt  wird. 

Innerhalb  zweier  Jahre  nach  der  Anmeldung  kann  der  wirkliche 
Erfinder  auf  Übertragung  des  Patentes  klagen. 

Der  Einreichung  der  Anmeldung  hat  zunächst  ein  Gesuch  um  Er- 
laubnis hierzu  vorauszugehen.  Letzteres  ist  beim  Generalgouverneur  in 
Kalkutta,  die  Anmeldung  selbst  beim  Sekretär  des  Innern  einzureichen. 
Die  Vornahme  einer  Prüfung  ist  dem  Ermessen  des  Gouverneurs  anheim- 
gestellt Die  Anmeldung  wird  (nach  Zahlung  einer  Gebühr  von  10  Rupien) 
ebenso  wie  das  späterhin  erteilte  Patent  in  ein  Register  eingetragen.  Alle 
aus  der  Patenterteilung  entstehenden  Streitigkeiten  sind  vor  den  Civil- 
gerichten  zum  Austrag  zu  bringen. 

Die  Patent  Verordnungen  für  Ceylon  vom  2.  November  1859 2)  und 
die  für  Straits-Settlements  (Singapor)  vom  5.  Dezember  1871 3) 
schliefsen  sich  im  wesentlichen  dem  oben  angeführten  Patentgesetz  für 
Britißch-Indien  vom  17.  Mai  1859  an;  es  sei  daher  nur  auf  letzteres  ver- 
wiesen. 

IL  Süd-  und  Ostasien. 
Anam,    Siam,  China,    Korea,  Tonking,  Hongkong,  Japan, 

Kiautschou. 

In  Anam,  Siam  sowie  in  China  und  Korea  bestehen  keine  Gesetze 
zum  Schutze  des  Urheberrechtes  überhaupt,  insbesondere  des  gewerblichen. 

1)  1  Kupie  —  ca.  2  Mark. 

2)  Vergl.  Commissioners  of  Patents  Journal  Nr.  648,  S.  375. 

3)  Vcrgl.  Commissioners  of  Patents  Journal  Nr.  1957,  S.  2191. 
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Neuerdings  hat  China  die  ersten  Schritte  zum  Erlafs  eines  Patentgesetzes 
unternommen.  In  den  französischen  Besitzungen  und  Schutzgebieten 
gelten  auf  Grund  der  Verordnung  vom  24.  Juni  1893  die  französischen 
Patentgesetze  vom  5.  Juli  1844  und  31.  Mai  1856. 

Die  seit  1841  zu  England  gehörige  Insel  Hongkong  erfreut  sich 
scljon  lange  eines  Patentschutzes  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1841, 
das  durch  das  spätere  Gesetz  vom  1.  April  1892  abgeändert  worden  ist 
Letzteres  stellt  das  Anmeldesystem  ohne  jedwede  Prüfung  auf.  Erteilung 
des  Patentes,  Dauer  und  Gebühren  sind  lediglich  in  das  Ermessen  des 
Gouverneurs  gestellt,  nur  sind  für  die  Anmeldung  5  und  für  die  Er- 
teilung des  Patentes  25  Dollars  zu  entrichten. 

Was  das  Kaiserreich  Japan  betrifft,  so  veranlafste  der  bedeutende 
Aufschwung,  den  Handel  und  Gewerbe  hier  im  Laufe  der  letzten  Jahr- 
zehnte genommen  haben,  die  Regierung  auch  alsbald,  auf  Schaffung  eines 
gewerblichen  Rechtsschutzes  bedacht  zu  sein. l)  Die  ersten  Bestimmungen 
über  Patentschutz  brachten  die  Kaiserlichen  Verordnungen  vom  7.  April 
1871  und  9.  März  1S72,  auf  denen  dann  das  erste  Patentgesetz  vom 
18.  April  1885  unter  den  Ministerium  Sanetomi  und  Masayoshi  aufgebaut 
wurde.  Dasselbe  entsprach  zunächst  den  dringendsten  Bedürfnissen,  er- 
wies sich  aber  bald  als  unzureichend  und  wurde  durch  das  Gesetz 
vom  18.  November  1888  bereits  ersetzt  Im  Gegensatz  zu  den  früheren 
Gesetzen  lehnt  sich  letzteres  unverkennbar  an  das  deutsche  Patent- 
gesetz an,  und  zwar  sowohl  was  seine  Struktur,  als  auch  was  grund- 
legende Bestimmungen,  so  z.  B.  die  vorgeschriebene  Vorprüfung,  be- 
trifft Danach  soll  patentfähig  sein  die  Erfindung  eines  Verfahrens,  einer 
Maschine,  eines  Fabrikates  oder  eines  anderen  Gegenstandes  oder  einer 
Verbesserung  an  denselben,  sofern  die  Erfindung  auf  technischem  Gebiete 
sich  bewegt  und  gewerblich  verwertbar  ist.  Erfindungen  sollen  erteilt 
werden  auf  technische  Verfahren,  Maschinen,  Fabrikate  oder  andere  Gegen- 
stände und  auf  Verbesserungen  an  denselben,  sofern  dieselben  gewerblich 
verwertbar  (nützlich)  sind.  Ausgeschlossen  vom  Patentschutz  sollen  sein: 
Nahrungs-  und  Genufsmittel  sowie  Gegenstände,  welche  gegen  die  guten 
Sitten  verstofsen,  ferner  Arzneimittel  und  Verfahren  zu  ihrer  Bereitung 
und  endlich  Gegenstände,  welche  bereits  vor  der  Anmeldung  im  allge- 
meinen Gebrauche  sich  befanden;  nicht  ausgeschlossen  sollen  die  Gegen- 
stände sein,  die  nur  zur  Vornahme  von  Versuchen  zwei  Jahre  vor  der 
Anmeldung  im  allgemeinen  Gebrauche  waren  (Art.  1  ff.). 

Durch  den  Handels-  und  Schifffahrtsverkehr  zwischen  dem  Deutschen 


1)  Neuerdings  sind  auch  ein  Gesetz  vom  13.  April  1S93,  betreffend  den  Schutz 
des  Urheberrechts  an  Werken  der  Litteratur,  an  Gemälden  und  Zeichnungen  sowie 
Verordnungen  zum  Schutze  des  Urheberrechtes  an  dramatischen  Werken  und  musi- 
kalischen Kompositionen  sowie  an  Photographien  erschienen.  (The  Japan  Weekly 
Mail,  1.  April  1*93). 
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Reiche  und  Japan  vom  4.  April  1896  0  sind  den  Angehörigen  beider 
Reiche  gleiche  Rechte  in  Bezug  auf  den  Schutz  von  Erfindungen  u.  s.  w. 
eingeräumt 

Wer  auf  eine  Verbesserung  der  einem  Anderen  patentierten  Erfin- 
dung ein  Patent  nehmen  will,  darf  das  Gesuch  erst  einreichen,  wenn  er 
von  dem  Inhaber  des  Patentes  die  Einwilligung  erhalten  hat,  die  paten- 
tierte Erfindung  mit  der  seinigen  zu  benutzen.  Erlangt  er  nicht  die 
Einwilligung,  so  kann  er  unter  Darlegung  der  Umstände  die  Anmeldung 
einreichen  und  vom  Minister  (für  Handel  und  Landwirtschaft)  nach  Fest- 
setzung einer  Entschädigung  an  den  Inhaber  des  Hauptpatentes  das  nach- 
gesuchte Zusatzpatent  erteilt  erhalten  (Art.  8). 

Liegt  der  freie  Gebrauch  einer  Erfindung  im  öffentlichen  Interesse, 
oder  ist  die  Erfindung  von  militärischer  Bedeutung,  oder  ist  ihre  Ge- 
heimhaltung wünschenswert,  dann  kann  unter  Gewährung  angemessener 
Entschädigung  an  den  Erfinder  bezw.  Patentinhaber  seitens  des  Ministe- 
riums (für  Handel  und  Landwirtschaft)  das  nachgesuchte  Patent  unter 
gewissen  Bedingungen  erteilt  oder  ganz  versagt  und  bereits  erteilte  Patente 
bestimmten  Beschränkungen  unterworfen  oder  auch  zurückgenommen 
werden  (Art  7). 

Das  Patent  ist  veräuf serlich  unter  Lebenden  und  vererblich.  Die 
Übertragung  ist  jedoch  erst  nach  erfolgter  Registrierung  im  Patentregister 
Dritten  gegenüber  rechtswirksam  (Art.  9  u.  22). 

Die  Patente  werden  je  nach  Antrag  des  Patentsuchers  auf  fünf, 
zehn  und  fünfzehn  Jahre,  vom  Tage  der  Eintragung  an  gerechnet,  er- 
teilt, und  zwar  gegen  Entrichtung  der  Gebühren  von  10,  15  und  20  Yen2) 
bei  der  Patenterteilung  (Art  6  u.  31). 

Das  Patentgesuch  ist  mit  einer  genauen  Beschreibung  und  Zeichnung 
der  Erfindung  an  den  Minister  für  Handel  und  Landwirtschaft  in  Tokio 
zu  richten  und  wird  von  letzterem  an  den  Direktor  des  Patentamtes 
überwiesen.  Wie  nach  deutschem  und  überhaupt  nach  allgemein  gelten- 
dem Patentrecht  hat  der  Patentsucher,  der  nicht  in  Japan  wohnt,  einen 
dort  wohnhaften  Vertreter  zu  bestellen  und  die  auf  ihn  ausgestellte  Voll- 
macht der  Anmeldung  beizufügen.  Auch  hat  der  Ausländer  bei  Nach- 
suchung des  Patentes  eine  Bescheinigung  über  seine  Nationalität  beizu- 
bringen. Die  Anmeldung  mufs  mit  allen  Anlagen  in  japanischer  Sprache 
abgefafst,  die  vorgenannte  Vollmacht  und  die  Bescheinigung  müssen,  falls 
sie  in  nicht  japanischer  Sprache  abgefafst  sind,  von  einer  Übersetzung 
begleitet  sein.3)  Das  Gesuch  wird  alsdann  einer  Prüfung  unterworfen. 
Die  Prüfung  entspricht  der  deutschrechtlichen  Vorprüfung  insofern,  als 
sie  sich  sowohl  auf  die  formelle  und  materielle  Patentfähigkeit  der  an- 

1)  Reichsgesetzbl.  1S96,  Nr.  37,  S.  722. 

2)  1  Yen  —  4,185  Mark. 

3)  Ministcrialerlafs  vom  20.  November  1896. 
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gemeldeten  Erfindung  als  auch  auf  die  Kollission  derselben  mit  anderen 
bereits  geschützten  Erfindungen  erstreckt  (Art.  4  ff.). 

Gegen  den  Beschlufs,  durch  welchen  das  Gesuch  zurückgewiesen 
wird,  ist  der  Antrag  auf  nochmalige  Prüfung  der  Anmeldung  und  gegen 
den  abermaligen  ablehnenden  Bescheid  der  Antrag  auf  Entscheidung  des 
Patentamte«,  die  von  dem  Direktor  und  zwei  Beisitzern  getroffen  wird, 
zulässig.  Gegen  diese  Entscheidung  ist  ein  Rechtsmittel  oder  auch  Be- 
rufung an  das  Gericht  nicht  zulässig  (Art.  11,  12,  15,  IS  u.  19). 

Wird  die  Erteilung  des  Patentes  beschlossen,  so  wird  die  Patent- 
urkunde einschliefslich  der  Beschreibung  und  Zeichnung  vom  Minister  für 
Handel  und  Landwirtschaft  und  vom  Direktor  des  Patentamtes  ausge- 
fertigt, auch  das  Patent  in  das  Register  eingetragen. 

Kollidiert  ein  jüngeres  Patent  mit  einem  älteren,  so  kann  der  Inhaber 
des  letzteren  zur  Klärung  und  Sicherung  seiner  Rechte  die  Entscheidung 
des  Patentamtes  anrufen  (Art  16). 

Beamte  des  Patentamtes  dürfen  Patente  weder  anmelden  noch  er- 
werben, abgesehen  von  der  Erwerbung  durch  Erbschaft  (Art.  23). 

Der  Patentinhaber  hat  die  patentierten  Gegenstände  mit  der  vor- 
geschriebenen Bezeichnung  zu  versehen,  widrigenfalls  er  keinen  Anspruch 
auf  Entschädigung  wegen  Patentverletzung  hat !)  (Art  29  u.  40). 

Das  Patent  wird  zurückgenommen,  wenn 

1.  die  Erfindung  entweder  binnen  drei  Jahren  seit  dem  Tage  der 
Patenterteilung  nicht  ausgeführt  oder  die  Ausführung  innerhalb 
der  gleichen  Frist  ohne  triftigen  Grund  unterbrochen  wird, 

2.  der  Patentinhaber  patentierte  Gegenstände  vom  Auslande  ein- 
führt und  verkauft  oder  die  Einführung  und  den  Verkauf  von 
Gegenständen,  die  sein  Patentrecht  verletzen,  unbeachtet  labt 
(Art.  24). 

Das  Patent  wird  vernichtet,  wenn 

1.  die  Erfindung  sich  weder  als  neu  noch  "gewerblich  verwertbar 
herausstellt  oder  aus  den  oben  angegebenen  patentausschliefsen- 
den  Gründen  nicht  hätte  patentiert  werden  dürfen, 

2.  in  der  Beschreibung  der  Erfindung  ein  wichtiger  Punkt  wissent- 
lich verschwiegen  oder  ein  unwesentlicher  Punkt  wissentlich 
als  wesentlich  hingestellt  ist  (Art.  10). 

Über  die  Anträge  auf  Zurücknahme  oder  Vernichtung  eines  Patentes, 
zu  deren  Stellung  Jedermann  befugt  ist,  entscheidet  das  Patentamt  durch 
den  Direktor  und  zwei  Beisitzer  in  erster  und  letzter  Instanz  (Art  17  u.  IS). 
Die  eventuelle  Vernehmung  von  Zeugen  erfolgt  nicht  vom  Patentamt, 
sondern  vom  Civilgerichte. 

Die  Patentverletzungscivilklage  verjährt  in  drei  Jahren  (Art  35). 

1)  Dieselbe  Bestimmung  befindet  sich  z.  B.  auch  im  Schweizer  Patentgesetz 
Art  20.    S.  dort. 
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Die  direkte  Patentverletzung  wird  ebenso  wie  die  indirekte  (wissent- 
licher Gebrauch  oder  Vertrieb  anderweitig  durch  Patentverletzung  ein- 
geführter oder  hergestellter  Gegenstände)  auf  Antrag  des  Verletzten  mit 
Gefängnisstrafe  von  1  Monat  bis  zu  1  Jahr  oder  mit  Geldstrafe  von  20  bis 
200  Yen,  der  betrügerische  Patenterwerb  oder  die  Patentanmalsung  (fälsch- 
liche Bezeichnung)  mit  Gefängnis  von  15  Tagen  bis  zu  6  Monaten  oder 
mit  Geldstrafe  von  10  bis  100  Yen  bestraft  (Art.  36  ff.). 

Was  schliefslich  das  durch  Vertrag  vom  6.  März  1 89S  von  China 
in  deutschen  Besitz  übergegangene  Gebiet  an  der  Kiautschou- Bucht? 
Kiautschou,  betrifft,  so  ist  es  durch  Kaiserlichen  Erlafs  vom  27.  April 
desselben  Jahres  zum  deutschen  Schutzgebiet  erklärt  und  daselbst  durch 
Kaiserliche  Verordnung  vom  selbigen  Tage  das  Reichsgesetz  vom  1 9.  Juli 
1 879  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  eingeführt  worden.  Nach  letzterem 
ist  zwar  die  Reichsgesetzgebung  im  allgemeinen  nicht  eingeführt,  wohl 
aber  soll  nach  §  2  angenommen  werden,  dafs  in  betreff  des  bürgerlichen 
Rechtes  die  Reichsgesetze  gelten.  Da  nun  die  aus  einem  erteilten  Patente 
entspringenden  Rechte  nach  §  4  des  Patentgesetzes  unbestritten  einen 
privatrechtlichen  Charakter  haben,  so  müssen  sie  auch  in  Kiautschou  an- 
erkannt und  berücksichtigt  werden.1) 


1)  Vergl.  hierzu  Entscheidung  des  Reichsger.  v.  9.  Juni  1884,  Civ.  S.  Bd.  12,  S.  126. 


Stkpiiah,  Urheberrecht.  IS 
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Marokko,   Algerien,  Madagaskar  und  Dahomei,  Tunis,  Tri- 
polis, Ägypten,  Abessinien,  Deutsch-Ost-  und  Westafrika, 
Oranje- Freistaat,    Südafrikanische    Republik,    Kap  1  and, 
Natal,  Mauritius,  Kongostaat 

In  Marokko  besteht,  was  bei  seiner  wenig  entwickelten  Industrie 
nicht  wundernehmen  darf,  kein  gesetzlicher  Schutz  des  Urheberrechtes 
überhaupt.  Einige  Grofsmächte,  wie  England  und  später  Frankreich,  haben 
sich  durch  Sonderabkommen  (von  1856  bezw.  1892)  den  Schutz  der  ihren 
Staatsangehörigen  im  Inlande  eingetragenen  Waarenzeichen  durch  die 
marokkanische  Regierung  durch  Androhung  strenger  Strafen  und  der  Ein- 
ziehung der  mit  falschen  Waarenzeichen  versehenen  Waaren  garantieren 
lassen.  Was  deutsche  Waarenzeichen  und  deutsche  Patente  betrifft,  so 
wird  auch  für  sie  das  oben  bei  Besprechung  offenkundiger  Vorbenutzung 
Gesagte  platzgreifen  können,  dafs  nämlich  die  Rechte  aus  dem  in  Deutsch- 
land eingetragenen  Waarenzeichen  und  Patenten  als  Privatrechte  auch  im 
deutschen  Konsulärbezirke  von  Marokko  nach  §  3  des  Gesetzes  über  die 
Konsulargerichtsbarkeit  Geltung  haben  und  beachtet  werden  müssen.1) 

An  Marokko  reiht  sich  geographisch  Algierien  an.  Hier  ist  durch 
Verordnung  vom  5.  Juni  1850  das  französische  Patentgesetz  vom  5.  Juli  1844 
mit  den  durch  die  Verordnung  vom  21.  Oktober  1848  und  5.  Juli  1850 
bestimmten  Mafsnahmen  eingeführt  Vergl.  hierzu  die  Ausführungen  am 
Schlüsse  des  französischen  Patentgesetzes,  die  überhaupt  nach  Mafsgabe 
der  Verordnung  vom  21.  Oktober  1848  auch  für  Madagaskar  und  Da- 
homei Geltung  haben. 

Was  Tunis  betrifft,  so  lehnt  sich  seine  Patentgesetzgebung  an  die 
französische  an,  was  nicht  auffallen  darf,  da  Tunis  thatsächlich  und  recht- 
lich unter  französischem  Protektorat  steht,  die  öffentlichen  Ämter  auch  mit 
Franzosen  besetzt  sind.  Aus  dem  Patentgesetz  vom  26.  Dezember  1 888 2) 
seien  folgende  Bestimmungen  hervorgehoben3): 

Jede  neue  Erfindung  oder  Entdeckung  ist  patentfähig.  Als  neue  Er- 
findung oder  Entdeckung  sollen  die  Erfindung  neuer  industrieller  Er- 
zeugnisse sowie  die  Erfindung  neuer  Mittel  oder  die  neue  Anwendung 

1)  Siehe  Seite  14. 

2)  Nach  muhammedanischer  Zeit:  22.  Kabia-et-Tani  1306. 

3)  La  Propriete  Industrielle  1SS9,  S.  105  ff. 
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bekannter  Mittel  zur  Erlangung  eines  industriellen  Endzweckes  oder  Er- 
zeugnisses angesehen  werden. 

Ausgeschlossen  vom  Patentschutz  sind,  wie  nach  französischem  und 
den  diesem  nachgebildeten  Patentrechten:  Pläne  und  Berechnungen,  die 
sich  auf  Kredit-  oder  Finanzgeschäfte  beziehen,  sowie  Erfindungen,  deren 
Verwertung  den  Gesetzen  und  den  guten  Sitten  zuwiderlaufen  würde. 

Bezieht  sich  die  Erfindung  auf  Nahrungs-  oder  Arzneimittel,  so  ist, 
wie  auch  nach  deutschem  Rechte  (§  1  Nr.  2  des  Patentgesetzes),  nur  das 
besondere  Verfahren  zu  deren  Herstellung  patentfähig. 

Als  neu  soll  eine  Erfindung  oder  Entdeckung  nicht  gelten,  wenn  sie 
zur  Zeit  der  Einreichung  des  Patentgesuchs  im  In-  oder  Auslande  eine 
für  ihre  Ausführung  genügende  Veröffentlichung  erfahren  hat  (§  25). 

Anspruch  auf  Erteilung  des  Patentes  soll  nur  der  Urheber  der  Er- 
findung haben,  gleichviel  ob  er  Inländer  oder  Ausländer  ist  (§§  1  u.  21). 

Die  Dauer  des  Patentes  beträgt  nach  Wahl  des  Patentsuchers  fünf, 
zehn  oder  fünfzehn  Jahre,  und  es  sind  500,  1000,  1500  Piaster1)  für 
die  gewählten  Fristen  zu  zahlen,  und  zwar  in  jährlichen  Raten  von 
100  Piastern. 

Auf  die  Abänderung,  Verbesserung  oder  Ergänzung  einer  patentierten 
Erfindung  kann  ein  Zusatzpatent  genommen  werden,  jedoch  innerhalb 
des  ersten  Jahres  nach  Erteilung  des  Hauptpatentes  nur  vom  Inhaber  des 
letzteren  oder  seinem  Rechtsnachfolger,  von  einem  Dritten  zunächst  nur 
unter  Einreichung  eines  verschlossenen  Gesuchs,  welches  erst  nach  Ab- 
lauf des  ersten  Jahres  geöffnet  wird,  und  auf  welches  das  Zusatzpatent, 
nach  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften,  zu  erteilen  ist,  unbe- 
schadet des  Vorzugsrechtes  des  Inhabers  des  nauptpatentes  (§  10 — 12). 

Lehnt  sich  ein  jüngeres  Patent  an  ein  älteres  an  (Abhängigkeits- 
patent), so  sind  die  gegenseitigen  Patentrechte  getrennt  von  einander 
auszunutzen  (§  13). 

Der  Inhaber  eines  im  Auslande  erteilten  Patentes  kann  auf  die 
patentierte  Erfindung  ein  tunesisches  (Einführungs-)  Patent  nachsuchen, 
jedoch  nur  auf  die  Dauer  der  Gültigkeit  des  ersteren  (§  23). 

Die  Übertragung  eines  Patentes  kann  nur  durch  notarielle  Akte  er- 
folgen und  erlangt  Dritten  gegenüber  erst  durch  Eintragung  in  die  Patent- 
rolle Rechtsgültigkeit  (§  14). 

Das  Patentgesuch  ist  bei  der  tunesischen  Regierung  (in  der  Stadt 
Tunis)  unter  Beobachtung  der  allgemeinen  patentrechtlichen  Förmlich- 
keiten einzureichen  sowie  nach  Einzahlung  einer  Anmeldegebühr  von 
100  Piastern,  welche  im  Falle  der  Erteilung  des  Patentes  auf  die  Patent- 
gebühr angerechnet  wird,  bei  Zurückweisung  des  Gesuchs  jedoch  der 
Staatskasse  verbleibt    Die  Geschäftssprache  ist  die  französische. 


1)  1  Piaster  =  0,17  M. 
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Die  Prüfung  erstreckt  sich  nur  auf  die  Beobachtung  der  gesetzlichen 
Formalitäten  sowie  darauf,  ob  der  angemeldete  Gegenstand  nicht  etwa  aus 
den  obengenannten  Gründen  vom  Patentschutz  ausgeschlossen  ist  Wird 
die  Anmeldung  nicht  zurückgewiesen,  so  wird  sie  im  Auszuge  im  Amtsblatt? 
(Journal  officiel  Tunisien)  bekannt  gemacht  Innerhalb  zweier  Monate  nach 
der  Bekanntmachung  kann  gegen  die  Erteilung  des  Patentes  Einspruch  er- 
hoben werden.  Geschieht  dies,  so  wird  die  Entscheidung  den  Gerichten 
übertragen,  nach  deren  Ausfall  das  Patent  erteilt  oder  versagt  wird  (§  8). 
Wird  Einspruch  nicht  erhoben,  dann  wird  das  Patent  erteilt,  und  zwar, 
wie  nach  allen  Patentrechten,  welche  das  Institut  der  Vorprüfung  der 
zum  Patent  angemeldeten  Erfindungen  auf  ihre  Neuheit  oder  ihre  Eigen- 
schaft als  Erfindung  nicht  eingeführt  haben,  auf  Gefahr  des  Patentsuchers 
und  ohne  Gewähr  für  Wirklichkeit,  Neuheit  oder  Wert  der  patentierten 
Erfindung.  Der  Patentinhaber  ist  sogar  bei  Strafe  von  50 — 1000  Piastern 
verpflichtet,  bei  Anführung  seines  Patentes  rohne  Gewähr  der  Regierung' 
hinzuzusetzen  (§  27). 

Der  Erteilungsbeschlufs  bildet  die  Patenturkunde.  Der  Inhalt  der 
Urkunde  wird  in  die  Patentrolle  eingetragen,  die  Eintragung  wird  im 
Amtsblatte  bekannt  gemacht  (§  8). 

Das  Patent  ist  nichtig  und  wirkungslos,  wenn  1.  die  Erfindung  oder 
Entdeckung  nicht  neu,  2.  der  Gegenstand  an  sich  nicht  patentfähig  war, 
3.  das  Patent  der  öffentlichen  Ordnung  oder  Sicherheit  oder  den  Landes- 
gesetzen  zuwiderläuft,  4.  wenn  das  Patent  theoretische  oder  rein  wissen- 
schaftliche Grundsätze  betrifft,  deren  gewerbliche  Anwendung  nicht  an- 
gegeben ist,  5.  wenn  die  Bezeichnung  des  Patentes  betrügerischerweise 
einen  anderen  als  den  wahren  Gegenstand  der  Erfindung  angiebt,  6.  wenn 
die  Beschreibung  zur  Benutzung  der  Erfindung  nicht  ausreicht  oder  nicht 
vollständig  und  getreulich  die  wirklichen  Mittel  des  Erfinders  angiebt 
7.  wenn  das  Patent  als  Zusatzpatent  nicht  unter  Beobachtung  der  oben 
angegebenen  Vorschriften  erlangt  ist. 

Das  Patent  verfällt,  wenn  der  Patentinhaber  nicht  vor  Beginn  eines 
jeden  Jahres  der  Dauer  des  Patentes  die  Jahresgebühr  entrichtet,  oder 
wenn  er  die  Ausführung  der  patentierten  Erfindung  oder  Entdeckung 
innerhalb  zweier  Jahre  seit  Erteilung  des  Patentes  in  der  Regentschaft 
Tunis  ohne  genügende  Gründe  unterlassen  oder  binnen  gleicher  Frist 
unterbrochen,  oder  wenn  er  nach  seinem  Patent  im  Auslande  hergestellte 
Gegenstände  in  der  Regentschaft  eingeführt  hat 

Indes  kann  die  Einführung  von  Maschinen  und  Modellen  sowie  von 
solchen  im  Auslande  hergestellten  Gegenständen,  iwelche  für  öffentliche 
Ausstellungen  oder  für  mit  Genehmigung  der  Regierung  vorzunehmende 
Versuche  bestimmt  sind,  gestattet  werden  (§  26). 

Die  Klage  auf  Vernichtung  oder  Verlust  des  Patentes  kann  von 
Jedermann,  der  ein  Interesse  daran  hat,   angestrengt  werden.   Für  die- 
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selbe  sowie  für  alle  Patentrechtsstreitigkeiten  sind  die  Gerichte  erster  In* 
stanz  zuständig.  In  jedem  Verfahren  kann  die  Staatsanwaltschaft  als  inter- 
venierende Partei  auftreten,  in  den  oben  zu  2.,  3.  und  5.  genannten 
Voraussetzungen  der  Nichtigkeit  eines  Patentes  auch  selbst  die  Klage 
anstrengen  (§  32). 

Die  Patentverletzung  wird  civil-  und  strafrechtlich  wie  nach  fran- 
zösischem Rechte  (s.  d.)  verfolgt  und  geahndet  (§  34  ff.). 

In  Tripolis  gilt,  da  es  unter  türkischer  Regentschaft  steht,  die 
türkische  Gesetzgebung  zum  Schutze  der  Patente  und  der  Waarenzeichen. 
Vergl.  daher  das  dort  Gesagte. 

Ägypten  gewährt  keinen  gewerblichen  Schutz  ^  namentlich  weder 
für  Patente  noch  für  Waarenzeichen.  Immerhin  haben  jedoch  die  dortigen 
beiden  internationalen  Gerichtshöfe  zu  Kairo  und  Alexandrien  auf  Grund 
der  Bestimmung  des  Art.  11  des  für  sie  aufgestellten  Civilgesetzbuches, 
wonach  beim  Mangel  oder  auch  bei  Unklarheit  einer  gesetzlichen  Be- 
stimmung die  Grundsätze  des  natürlichen  Rechtes  und  die  Regeln  der 
Billigkeit  zu  befolgen  sind,  bei  Nachahmungen  von  Patenten  oder  Waaren- 
zeichen, welche  in  Europa  vorschriftsmäfsig  eingetragen  worden  sind, 
auf  Entschädigung  der  Inhaber  der  letzteren  erkannt.  Durch  eine  solche 
Rechtsprechung  ist  ferneren  Patent-  und  Waarenzeichenverletzungen  vor- 
gebeugt worden.  Mit  Rücksicht  auf  die  wiederholten  Einwendungen  der 
Beklagten,  dafs  ihnen  von  den  Patenten  und  Waarenzeichen  nichts  be- 
kannt sei,  haben  die  Inhaber  der  letzteren  ihre  Patente  und  Waaren- 
zeichen bei  den  genannten  Gerichtshöfen  eintragen  lassen,  um  die  Priorität 
ihrer  Rechte  in  einer  von  beiden  Gerichtshöfen,  So  von  dem  zweiter  In- 
stanz in  Alexandrien  durch  Entscheidung  vom  30.  Dezember  1893,  an- 
erkannten Weise  für  sich  und  ihre  Gegner  festzustellen.1) 

Abessinien  entbehrt  jedweden  Schutzes  zu  Gunsten  des  Urheber- 
rechtes. 

Was  Deutsch-Ostafrika  und  die  übrigen  deutschen  Schutz- 
gebiete in  Afrika  (Süd-Westafrika,  Togoland  und  Kamerun)  betrifft,  so 
gilt  auch  hier  das  über  das  jüngste  deutsche  Schutzgebiet  Kiautschou 
Gesagte.2) 

Der  Oranje-Freistaat  erfreut  sich  noch  keines  gewerblichen 
Rechtsschutzes,  immerhin  ist  aber  in  dem  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  dem  Oranje-Freistaat  abgeschlossenen  Freundschafts-  und  Handels- 
vertrage3) vom  28.  April  1898  bestimmt,  dafs  die  vertragschlief  senden 
Teile,  sobald  im  Oranje-Freistaat  der  Schutz  der  Modelle,  Muster,  Fabrik- 
und  Handelszeichen  geregelt  sein  wird,  durch  ein  Abkommen  die  Förm- 


1)  P.  Bl.  1697,  S.  143.   London  Gazette  vom  4.  Januar  1695. 

2)  Siehe  Seite  273. 

3)  Reichsgesctzbl.  1696.  S.  93. 
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lichkeiten  festsetzen  werden,  von  deren  Erfüllung  der  Genufs  der  bezüg- 
lichen, von  dem  einen  und  anderen  Teile  seinen  Angehörigen  eingeräumten 
Rechte  abhängig  sein  wird. 

Dagegen  hat  sich  die  Südafrikanische  Republik  wenigstens 
mit  einem  geregelten  Patentrecht  versehen,  und  zwar  nach  dem  Gesetz 
vom  1.  Juni  1887.  Letzteres  ist  durch  das  Gesetz  vom  5.  Oktober  1897  ') 
ersetzt  worden,  welches  zwar  in  materieller  wie  in  formeller  Beziehung 
wenig  erhebliche  Abänderungen  aufstellt,  wohl  aber  für  Anmeldung  und 
namentlich  für  Erteilung  so  ungewöhnlich  hohe  Gebühren  in  Ansatz 
bringt  und  insbesondere  von  ausländischen  Patentsuchern  die  Stellung 
einer  so  hohen  Kaution  fordert,  dafs  hierdurch  dem  nicht  bemittelten  Er- 
finder die  Nachsuchung  eines  Patentes  beinahe  unmöglich  gemacht  wird. 
Die  wesentlichsten  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  sind  folgende: 

Jede  neue  Erfindung,  welche  als  Gegenstand  des  Handels  oder  Ge- 
werbes verwertbar  ist,  kann  unter  Patentschutz  gestellt  werden  (§  5). 
Jeder  In-  oder  Ausländer,  jede  natürliche  oder  juristische  Person  hat 
Anspruch  auf  Erteilung  des  Patentes ;  nur  hat  jeder  Patentsucher,  der  im 
Auslande  wohnt,  einen  im  Inlande  wohnenden  Vertreter  zu  bestellen  sowie 
eine  Bürgschaft  der  Patentbehörde  zu  leisten,  und  zwar  in  einer  von 
letzterer  in  der  Regel  festzusetzenden  Ilöhe  von  100  Pfd.  (§  6).  Nur 
der  wirkliche  Erfinder  ist  befugt,  die  Erfindung  zum  Patent  anzumelden, 
widrigenfalls  das  Patent  wegen  Betruges  für  nichtig  erklärt  werden 
kann  (§  38). 

Die  Dauer  des  Patentes  beträgt  vierzehn  Jahre  (§  29).  An  Patent- 
gebühren sind  zu  zahlen  für  die  ersten  drei  Jahre  20,  für  das  fünfte 
bis  achte  Patentjahr  100,  für  das  achte  bis  elfte  Jahr  150,  für  das  elfte 
bis  vierzehnte  200  Pfd.  Sterl.  Die  Gebühren  sind  bei  Vermeidung  des 
Patentverfalls  bei  Beginn  der  einzelnen  angegebenen  Fristen  zu  zahlen.  Ist 
die  Zahlung  jedoch  infolge  Irrtums  oder  Fahrlässigkeit  versäumt,  so  kann 
die  Frist  verlängert  werden,  jedoch  nur  auf  höchstens  drei  Monate  (§  19). 

Das  Patent  kann  ganz  oder  teilweise,  beschränkt  oder  unbeschrankt 
übertragen  werden,  jedoch  nur  mittels  einer  notariellen  Urkunde  (§  50). 

Auf  eine  im  Auslande  bereits  patentierte  Erfindung  kann  ein  trans- 
vaalisches Patent  nachgesucht  und  erteilt  werden,  jedoch  nur  auf  die 
Dauer  des  ersteren  (§  22). 

Unter  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Körperschaft  kann  von  der 
Landesregierung  der  Inhaber  eines  Patentes  zur  Genehmigung  der  ander- 
weitigen Ausnutzung  der  ihm  patentierten  Erfindung  gegen  angemessene 
Entschädigung  angehalten  werden  (rZwangslizenza),  falls  die  Erfindung 
vom  Patentinhaber  selbst  nicht  ausgeführt,  oder  falls  die  angemessene 

1)  Staatscourant  Zuid-Afrikaansche  Republiek,  Woensdag  (Mittwoch)  2i).  Ok- 
tober 1S97. 
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Forderung  des  Publikums  auf  Ausführung  der  Erfindung  nicht  berück- 
sichtigt oder  eine  andere  Erfindung  ohne  erstere  nicht  ausgenutzt  werden 
kann  (§  27). 

Das  Patent  erlischt  infolge  oben  angegebenen  Zeitablaufs  oder  in- 
folge Unterlassung  rechtzeitiger  Gebührenzahlung  oder  infolge  Verzichts. 
Das  Patent  kann  für  nichtig  erklärt  werden,  wenn  es  betrügerischer- 
weise zum  Schaden  eines  Andern  erlangt  ist,  wenn  der  Patentsucher 
nicht  der  erste  und  wirkliche  Erfinder  war,  wenn  die  Erfindung  zur  Zeit 
der  Anmeldung  nicht  neu  oder  an  sich  keine  Erfindung  in  oben  an- 
gegebenem Sinne  ist,  wenn  die  Erfindung  sich  nur  auf  Grundsätze, 
Systeme,  Methoden  oder  Entdeckungen  ohne  Angabe  der  Art  ihrer  An- 
wendung bezog,  wenn  die  Beschreibung  unzureichend  oder  unklar  ist, 
wenn  die  Bezeichnung  eine  andere  als  die  thatsächlich  vorliegende  Er- 
findung angiebt,  oder  wenn  die  Erfindung  und  ihre  Benutzung  den  Ge- 
setzen, der  öffentlichen  Ordnung  oder  den  guten  Sitten  zuwiderläuft. 
Die  Nichtigkeitsklage  kann  von  Jedermann  erhoben  werden  (Popular- 
klage), jedoch  nur  beim  Obergericht  (Hoog-Gerichte)  in  Pretoria  (§  36  ff). 

Die  Anmeldung  der  Erfindung  behufs  Erlangung  des  Patentes  („Octroi- 
brief a)  hat  beim  Vorsteher  des  Patentamtes  der  Südafrikanischen  Republik  *) 
zu  erfolgen.  Von  letzterem  werden  die  Patente  erteilt  und  verwaltet  Wie 
nach  allen  Patentrechten  ist  auf  eine  Erfindung  stets  nur  eine  Patent- 
anmeldung einzureichen.  Die  Unterlagen  sind  in  der  Landessprache  (hol- 
ländisch) abzufassen,  falls  in  anderer  Sprache,  dann  mit  einer  von  einem 
vereideten  Übersetzer  hergestellten  Übersetzung  (§  8). 

Die  Prüfung  der  Anmeldung  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Neuheit 
und  gewerbliche  Verwertbarkeit  der  Erfindung.  Entspricht  dieselbe  den 
gesetzlichen  Anforderungen,  dann  wird  der  Anmelder  aufgefordert,  die 
Anmeldung  selbst  bekannt  zu  machen,  und  zwar  einmal  im  „Staats- 
couranttt  sowie  zweimal  in  einer  anderen  Zeitung,  welche  in  der  Nähe 
des  Ausbeutungsortes  der  Erfindung  erscheint. 

Innerhalb  eines  Monats  seit  der  öffentlichen  Bekanntmachung  der 
Anmeldung  kann  gegen  die  Erteilung  des  Patentes  Einspruch  erhoben 
werden.  Die  Erteilung  oder  Vertagung  des  Patentes  wird  vom  Patent- 
kommissar mit  oder  ohne  Hinzuziehung  von  Sachverständigen  durch 
endgültigen  Beschlufs  ausgesprochen  (§  13). 

Von  den  britisch -afrikanischen  Besitzungen  Kapland,  Natal  und 
Mauritius  hat  jede  einen  gesetzlich  geregelten  Patentschutz.  Für  das 
Kapland  besteht  das  Patentgesetz  vom  17.  Juli  1860,  das  mit  dem 
Patentgesetz  für  die  australische  Kolonie  Viktoria  vom  9.  Mai  1S652) 
fast  wörtlich  übereinstimmt.    Dasselbe  gilt  auch  rücksichtlich  des  Patent- 


1)  Commissaris  van  Octrooien  der  Zuid-Afrikaansche  Republiek. 

2)  Siehe  unter  Australien. 
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gesetzes  für  Natal  vom  S.  September  1S70.  Dagegen  schliefst  sich  die 
Patentordnung  für  Mauritius  vom  22.  Mai  1875  im  wesentlichen  dem 
Patentgesetz  für  Britisch-Indien  vom  17.  Mai  1859  !)  an.  Nur  sei  folgendes 
hervorgehoben:  Patente  werden  auf  Erfindungen  jeglicher  Art  erteilt,  und 
zwar  gegen  eine  Gebühr  von  10  Pfd.  Sterl.  auf  14  Jahre.  Diese  Frist 
kann  auf  ein  sechs  Monate  vor  ihrem  Ablauf  gestelltes  Gesuch  auf  weitere 
14  Jahre  verlängert  werden.  Nur  eine  Erfindung  kann  Gegenstand  eines 
Patentes  sein,  und  nur  der  Erfinder,  gleichgültig  ob  In-  oder  Ausländer, 
hat  Anspruch  auf  Patenterteilung.  Der  Urheber  eines  englischen  Patentes 
kann  ein  Patent  für  Mauritius  erhalten,  wenn  er  innerhalb  zwölf  Mo- 
naten nach  der  Patenterteilung  das  Patent  in  Mauritius  anmeldet  Das 
Patentgesuch  ist  beim  Kolonialsekretär  in  Port  Louis  einzureichen,  über 
die  Einreichung  wird  eine  Bescheinigung  erteilt  Hierauf  hat  binnen  zwei 
Monaten  der  Patentsucher  selbst  seine  Anmeldung  in  der  Amtszeitung 
zu  veröffentlichen.  Erfolgt  innerhalb  eines  Monates  kein  Einspruch 
gegen  die  nachgesuchte  Patenterteilung,  dann  wird  das  Patent  erteilt 
Über  schon  erhobene  Einsprüche  entscheidet,  wie  über  alle  Patentstreitig- 
keiten, der  oberste  Gerichtshof. 

Was  endlich  den  unter  der  Oberhoheit  des  Königs  der  Belgier 
stehenden  Kongostaat  betrifft,  so  ist  wenige  Jahre  nach  seiner  Errich- 
tung (1SS3)  auch  ein  Patentrecht  durch  das  Gesetz  vom  29.  Oktober  1886 
ins  Leben  gerufen  worden,  um,  wie  es  in  seiner  Einleitung  heifst,  neue 
und  nützliche  Erfindungen  dadurch  zu  fördern,  dafs  ihren  Urhebern  ihre 
ausschliefsliche  Benutzung  eingeräumt  werde.  Das  Gesetz  lehnt  sich  im 
wesentlichen  an  das  belgische  Patentgesetz  vom  24.  Mai  1854  an  und 
enthält  folgende  hervorzuhebende  Bestimmungen2): 

Patentfähig  soll  jede  Entdeckung,  jede  Vervollkommnung  sein,  die  als 
Gewerbe-  oder  Handelsgegenstand  verwertet  werden  kann.  Es  giebt  drei 
Arten  von  Patenten:  Erfindungs-,  Einführungs-  und  Vervollkommnungs- 
patente. Die  Dauer  des  Hauptpatentes  beträgt  20  Jahre,  die  des  En- 
fühnmgspatentes  endet  mit  der  des  ausländischen  ursprünglichen  Patentes, 
und  das  Vervollkommnungspatent  endet  mit  dem  Hauptpatent  Der  Tag 
der  Einreichung  des  Patentgesuchs  gilt  als  Tag  der  Anmeldung  und  als 
Tag  des  Patentes  (Art  1,  3—5). 

Für  jedes  Patent  —  Haupt-  und  Einführungspatent  —  sind  100  Fre.  zu 
entrichten,  die  Vervollkommnungspatente  werden  kostenlos  erteilt  (Art.  6). 

Die  Patentanmeldung  ist  durch  oder  ohne  Vermittelung  des  General- 
verwalters des  Kongostaates  beim  Auswärtigen  Amte  zu  Brüssel  unter 
Beifügung  einer  Beschreibung  und  Zeichnung  in  zwei  Exemplaren  ein- 
zureichen.   Handelt  es  sich  um  ein  nachzusuchendes  Einführungspatent, 

1)  Siehe  unter  Britisch-Indien. 

2)  Vergl.  Ulngfoieur-Conseil  1SS7,  p.  159  ff. 
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so  ist  das  ursprüngliche,  im  Auslande  erteilte  Patent  genau  zu  be- 
zeichnen.1) 

Die  Erteilung  des  Patentes  erfolgt,  wie  auch  in  der  Patenturkunde 
ausdrücklich  angeführt  wird,  ohne  vorgängige  Prüfung  der  Erfindung 
auf  ihre  Patentfähigkeit  auf  Gefahr  des  Patentsuchers  ohne  Gewährleistung 
weder  für  die  Wirklichkeit,  die  Neuheit  oder  den  Wert  der  Erfindung 
noch  für  die  Beschreibung  sowie  unbeschadet  der  Rechte  Dritter  (Art.  2). 

Die  Erteilung  des  Patentes  sowie  jede  dem  Auswärtigen  Amte  mitzu- 
teilende Übertragung  des  Patentes  oder  Änderung  in  der  Person  des  In- 
habers wird  öffentlich  (im  Bulletin  officiel)  bekannt  gemacht  (Art  7). 

Die  Patentverletzung  hat  die  gewöhnlich  geltend  zu  machende  Schad- 
loshaltung des  Verletzten  und  u.  a.  auch  die  Beschlagnahme  der  durch 
die  Patentverletzung  hergestellten  Gegenstände  zur  Folge  (Art.  8). 


1)  Ausführungsverordnung  vom  30.  Oktober  1SS6. 
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Neu-Süd-Wales,  Queensland,  Viktoria,  Süd-Australien, 
West-Australien,  Neu-Seeland,  Tasmanien.1) 

Eines  Patentschutzes  erfreuen  sich  in  Australien  nur  die  britischen 
Besitzungen.  Von  diesen  hat  sich  Neu-Süd-Wales  zuerst  mit  einem 
allerdings  sehr  unvollkommen  geregelten  Schutz  versehen.  Derselbe  be- 
ruht auf  dem  Patentgesetze  vom  22.  Dezember  1S53  und  hat  durch  das 
Gesetz  vom  19.  Juni  1S79  eine  nur  geringe  Erweiterung  erfahren.  Da- 
nach sollen  Patente  für  alle  neuen  Erfindungen  und  deren  Verbesse- 
rungen nicht  allein  auf  gewerblichem,  sondern  auch  auf  künstlerischem 
Gebiete  erteilt  werden,  und  zwar  auf  mindestens  sieben  und  höchstens 
vierzehn  Jahre.  Das  Patent  tritt  erst  mit  der  Veröffentlichung  seiner 
Erteilung  in  Kraft  Der  Anspruch  auf  Erteilung  des  Patentes  soll  nur 
dem  Urheber  der  Erfindung  zustehen,  der  sein  Urheberrecht,  jedoch 
ohne  etwaige  eidliche  Erhärtung,  nachzuweisen  hat  Das  Patentgesueh 
ist  beim  Gouverneur  (in  Sidney)  einzureichen,  [der  es  einem  oder  meh- 
reren von  ihm  berufenen  Sachverständigen  zur  Prüfung  überweisen  kann. 
Für  Anmeldung  und  Erteilung  des  Patentes  sind  zusammen  20  Pfd.  Sterl. 
zu  entrichten.  Der  Patenterteilungserlafs  ist  innerlialb  dreier  Tage  bei 
Vermeidung  seines  Verfalls  wie  die  etwaige  spätere  Übertragung  des 
Patentes  in  das  vom  Obergerichte  geführte  Register  einzutragen.  Jede 
Patenterteilung  kann  von  Amts  wegen  oder  infolge  Anregung  Dritter  vom 
Gouverneur  wieder  aufgehoben  werden,  sofern  die  die  Patenterteilung 
bedingenden  Voraussetzungen  als  nicht  vorliegend  festgestellt  werden. 

Queensland  hat  nach  dem Regierungserlafs  vom  6. November  1859 
auch  nach  Trennung  von  Neu-Süd-Wales  dessen  vorstehend  erst  ange- 
gebenes Patentgesetz  beibehalten.  Hierzu  ist  durch  Verordnung  vom 
28.  Dezember  1 867  noch  das  Institut  der  vorläufigen  Patente  eingeführt, 
die  mit  den  nordamerikanischen  Caveats  nur  geringe  Ähnlichkeit  haben. 
Danach  kann  gegen  Zahlung  einer  Gebühr  von  zwei  Pfund  ein  vor- 
läufiges Patent  zunächst  auf  sechs  Monate  von  der  Patenterteilung  an 
gerechnet  und  nach  Ablauf  dieser  Zeit  ein  abermaliges  Patent  auf  sechs 
Monate  gegen  Zahlung  von  drei  Pfund  beim  Gouvernement  der  Landes- 
hauptstadt Brisbane  nachgesucht  und  erteilt  werden. 

1)  Von  diesen  Ländern  gehören  Queenaland  und  Neu-Seeland  der  internationalen 
(Pariser)  Union  an.    S.  unter  internationalem  Urheberrecht 
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Immerhin,  wenn  auch  wenig  ausführlicher  und  geordneter  ist  die 
Patentgesetzgebung  von  Viktoria,  auf  welche  die  des  Mutterlandes 
von  sichtlichem  Einflufs  gewesen  ist  Sie  beruht  auf  dem  Gesetz  vom 
9.  Mai  1865,  zu  welchem  als  ein  wichtiger  und  interessanter  Zusatz  die 
Verordnung  vom  14.  Juli  1879  betr.  die  Zulassung  von  Patentagenten 
ergangen  ist.  Anderseits  ist  dann  später  auch  die  Patentgesetzgebung 
Viktorias  vorbildlich  für  die  Patentgesetze  von  Neu-Seeland  und  Tasmanien 
(Van  Diemensland)  gewesen. 

Im  einzelnen  sei  folgendes  angeführt: 

Patente  sind  auf  neue  Erfindungen  auf  gewerblichem  Gebiete  auf 
die  Dauer  von  14  Jahren  zu  erteilen,  und  zwar  nur  an  den  wirklichen 
Erfinder  oder  seinen  Kechtsnachfolger.  Die  Urheberschaft  an  der  Erfin- 
dung ist  jedoch  nicht  besonders  nachzuweisen,  namentlich  picht  durch 
eidliche  Erhärtungen.  Als  neu  sollen  nur  diejenigen  Erfindungen  gelten, 
die  vor  der  Anmeldung  zum  Patent  im  Inlande  sich  noch  nicht  in  ander- 
weitiger Benutzung  befanden.  Ausgeschlossen  vom  Patentschutz  sollen 
Erfindungen  sein,  die  den  Gesetzen  zuwider  oder  dem  Staate  nachteilig 
sind,  insofern  dadurch  die  Preise  der  Waaren  verteuert,  der  Verkehr  ge- 
schädigt oder  das  allgemeine  Interesse  belästigt  werden.  Im  Auslande 
erteilte  Patente  erreichen,  wenn  sie  auch  in  Viktoria  erteilt  werden,  mit 
Ablauf  ihrer  dortigen  Gültigkeit  ihre  Endschaft. 

Die  Anmeldung  des  Patentes  erfolgt  unter  Einreichung  einer  genauen, 
vollständigen  Beschreibung  (Specification)  im  Rechtsbureau  des  Gouver- 
neurs zu  Melbourne,  woselbst  das  Gesuch  nur  auf  Erfüllung  der  Förmlich- 
keiten geprüft  wird.  Mindestens  drei  Wochen  vor  dem  von  der  Patent- 
behörde festgestellten  Termin  hat  der  Anmelder  selbst  sein  Patentgesuch 
einmal  in  einer  in  Melbourne,  zweimal  in  einer  anderen  inländischen  Zeitung 
zu  veröffentlichen  und  zu  etwaigem  Einspruch  gegen  die  nachgesuchte 
Patenterteilung  aufzufordern.  Die  eingegangenen  Einsprüche  werden  ge- 
prüft und  nach  Anhörung  der  Parteien  das  Patent  erteilt  oder  versagt. 
Die  Entscheidung  ist  endgültig,  unanfechtbar.  Auf  Antrag,  der  spätestens 
sechs  Monate  vor  Ablauf  des  Patentes  zu  stellen  ist,  kann  dasselbe,  falls 
der  Anmelder  das  Patent  noch  nicht  genügend  hat  ausbeuten  können,  auf 
beliebige  Zeit  verlängert  werden. 

Die  Kosten  betragen  für  die  Anmeldung  des  Patentes  an  sich  2  Pfd. 
10  Sh.,  für  die  Erteilung  des  Patentes  2  Pfd.  4  Sh.  6  d,  bei  Ablauf  des 
dritten  Jahres  15,  des  siebenten  Jahres  20  Pfd. 

Süd -Australien  besitzt  bereits  seit  1859  (Akte  vom  10.  August) 
einen  gesetzlich  geregelten  Patentschutz,  der  in  der  Folgezeit  durch  eine 
Akte  aus  dem  Jahre  1875  einige  übrigens  nicht  erhebliche  Abände- 
rungen, durch  die  Akte  vom  21.  Dezember  1879  aber  eine  vollständige 
Neuordnung  erfahren  hat  und  im  wesentlichen  folgende  Bestimmungen 
enthält: 
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Patente  werden  erteilt  auf  neue,  nützliche  Erfindungen  auf  gewerb- 
lichem Gebiete  („Maschinen,  Fabrikate  oder  Zusammensetzungen  von 
Materialien").  Die  Neuheit  gilt  als  ausgeschlossen,  wenn  die  Erfindung 
vor  ihrer  Anmeldung  zum  Patent  öffentlich  benutzt  oder  zum  Verkauf 
ausgeboten  worden  ist  Auch  auf  Verbesserungen  patentierter  Erfindungen 
können  Patente  erteilt  werden,  unbeschadet  der  Hechte  aus  ersterem.  Auf 
eine  bereits  im  Auslande  patentierte  Erfindung  kann  ein  südaustralisches 
Patent  erteilt  werden,  jedoch  auch  nur  auf  die  Zeit7  für  wTelche  das  aus- 
ländische Patent  gilt. 

Anspruch  auf  Erteilung  eines  Patentes  hat  nur  derjenige,  der  die 
Erfindung  wirklich  und  zuerst  gemacht  hat,  oder  derjenige,  der  das  Recht 
an  der  Erfindung  vom  Erfinder  nachweislich  erworben  hat  (§§  9  u.  12). 

Die  Gültigkeit  des  später  erteilten  Patentes  läuft  vom  Tage  seiner 
Anmeldung  ab.  Sie  beträgt  1 4  Jahre,  kann  jedoch  auf  weitere  7  Jahre 
verlängert  werden,  falls  der  Patentinhaber  oder  sein  Nachfolger  nach- 
weislich für  die  mit  der  Ausführung  des  Patentes  und  der  Vervollkomm- 
nung der  Erfindung  verbundenen  Ausgaben  keine  entsprechende  Vergütung 
haben  erlangen  können  (§§  30  u.  37). 

Das  Patent  kann  zum  Teil  oder  ganz  an  Andere  abgetreten  werden, 
die  Abtretung  wird  jedoch  nur  durch  die  Eintragung  ins  Patentregister 
rechtsgültig  (§  52). 

Das  Patent  erlischt,  abgesehen  vom  Ablauf  seiner  Gültigkeitsdauer, 
wenn  nicht  innerhalb  dreier  und  dann  sieben  Jahre  vom  Datum  des 
Patentes  an  gerechnet  je  5  Pfd.  Sterl.  gezahlt  sind. 

Erweist  sich  ein  Patent  wegen  ungenügender  Beschreibung  oder 
Zeichnung  als  unvollständig  oder  unwirksam,  so  kann  der  Patentinhaber 
auf  Grund  neuer,  verbesserter  Unterlagen,  sofern  eine  betrügerische  Ab- 
sicht nicht  vorgelegen  hat,  gegen  Zahlung  der  gesetzlichen  Gebühr  (von 
10  Pfd.)  die  Erteilung  eines  neuen  Patentes,  jedoch  nur  auf  die  Gültig- 
keitsdauer des  früheren  Patentes,  beantragen  (§  38). 

Im  übrigen  ist  das  Patent  ungültig,  wenn  seine  Erteilung  dem  Ge- 
setz zuwiderläuft  oder  der  Allgemeinheit  nachteilig  oder  unbequem  ist, 
oder  wenn  die  Erfindung  zur  Zeit  ihrer  Anmeldung  zum  Patent  nicht 
mehr  neu  war  (s.  o.) ,  oder  wenn  der  Patentsucher  nicht  der  wirkliche 
und  erste  Erfinder  war,  oder  wenn  die  Beschreibung  und  Zeichnung  nicht 
genau  und  vollständig  ist  und  nicht  erkennen  läfst,  wie  die  Erfindung 
gemacht  und  auszuführen  ist  (§  33). 

Ebenso  kann  auf  Jedermanns  Antrag  vom  Gouverneur,  jedoch  lediglich 
nach  dessen  Ermessen,  ein  erteiltes  Patent  aufgehoben  (zurückgenommen) 
werden,  wenn  es  nach  Ablauf  von  drei  Jahren  seit  Erteilung  nicht  aus- 
geführt ist  (§  48). 

Der  Regierung  steht  es  jederzeit  zu,  eine  patentierte  Erfindung  gegen 
Entschädigung  des  Patentinhabers  in  Benutzung  zu  nehmen.    Die  Ent- 
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Schädigung  ist  mangels  gegenseitigen  Einverständnisses  von  zwei  Schieds- 
richtern, von  denen  den  einen  erstere,  den  anderen  letzterer  ernennt, 
erforderlichen  Falles  noch  unter  Hinzuziehung  eines  Obmannes,  festzu- 
setzen (§  36). 

Anmeldung,  Erteilung,  Verwaltung  der  Patente  erfolgt  beim  Patent- 
amt in  Adelaide.  Die  Anmeldung  hat  unter  Einreichung  der  üblichen 
Unterlagen  zu  erfolgen.  Nach  Prüfung  der  Unterlagen  erfolgt  im  Re- 
gierungsblatte die  Bekanntmachung  der  Anmeldung  mit  dem  Anheimstellen, 
innerhalb  dreier  Monate  Einspruch  gegen  die  Erteilung  des  nachgesuchten 
Patentes  zu  erheben.  Ebenso  hat  der  Patentsucher  innerhalb  einer  Woche 
nach  Annahme  des  Patentgesuchs  dreimal  in  mindestens  zwei  der  in 
Adelaide  erscheinenden  Zeitungen  bekannt  zu  machen,  dafs  er  ein  Patent 
auf  eine  dem  Namen  nach  anzugebende  Erfindung  nachgesucht  habe. 

Erfolgt  kein  Einspruch,  so  wird  das  Patent  erteilt;  werden  Einsprüche 
erhoben,  dann  wird  über  diese  in  mündlicher  Verhandlung,  erforderlichen 
Falles  unter  Zuziehung  von  Sachverständigen,  entschieden  (§§  17  ff.). 

Die  Klage  wegen  Ungültigkeitserklärung  eines  Patentes  ist  beim 
Obergericht  in  Adelaide  anzubringen  und  von  diesem  über  dieselbe  zu 
entscheiden  (§§  49  ff.). 

Mit  Genehmigung  des  Gouverneurs  kann  der  Kommissar  des  Patent- 
amtes geeignete  Personen  als  Patentagenten  zulassen.  Vor  der  Erteilung 
der  Konzession  hat  jedoch  der  Patentagent  eine  Sicherheit  von  500  Pfd. 
und  zwei  Bürgen  zu  stellen,  von  denen  jeder  für  250  Pfd.  einzustehen 
hat;  ebenso  hat  derselbe  einen  Eid  zu  leisten,  dafs  er  die  ihm  übertragenen 
Geschäfte  und  Pflichten  nach  besten  Kräften  ausführen  und  erfüllen  werde. 
Endlich  hat  der  Patentagent  eine  jährliche  Konzessionsgebühr  von  5  Pfd. 
zu  entrichten.  Erweist  sich  der  Patentagent  in  der  Folgezeit  als  unred- 
lich oder  unfähig,  oder  unterläfst  er  die  Zahlung  der  vorgenannten  jähr- 
lichen Konzessionsgebühr,  dann  kann  ihm  die  Konzession  wieder  ent- 
zogen werden  (§  58). 

Aus  der  Akte,  betreffend  die  Regelung  der  Erteilung  von  Patenten  in 
der  Kolonie  West-Australien,  vom  15.  August  1872  »),  auf  welcher  das 
Patentrecht  beruht,  seien  die  nachfolgenden  Bestimmungen  hervorgehoben : 

Patente  werden  für  neue  gewerbliche  Erfindungen  oder  deren  Ver- 
besserungen erteilt,  und  zwar  auf  14  Jahre,  jedoch  nur  an  den  ersten 
und  wirklichen  Urheber  der  Erfindung;  derselbe  hat  mit  dem  Patent- 
gesuche eine  dahingehende,  vor  einem  Friedensrichter  abzugebende  Er- 
klärung beizufügen.  Auch  für  eine  im  Auslande  bereits  patentierte  Er- 
findung kann  ein  Patent,  jedoch  nur  für  die  Gültigkeitsdauer  des  ersteren 
erteilt  werden.  Die  Übertragung  des  Patentes  auf  einen  Anderen  (sowohl 
die  der  Rechte  aus  dem  Patent,  als  auch  die  Ausübung  der  geschützten 
Erfindung  [Lizenz])  bedarf  zu  ihrer  Rechtsgültigkeit  der  Eintragung  in 

1)  Vergl.  Commissioners  of  Patents  Journal.   No.  2441.   Mai  1S77. 
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das  Patentregister,  die  binnen  drei  Monaten  nach  Abschlufs  des  Rechts- 
aktes zu  erfolgen  hat. 

Erweist  sich  in  der  Folge  die  Beschreibung  oder  der  Anspruch  der 
Anmeldung  mangelhaft  und  ungenau,  ohne  dafs  etwa  eine  Täuschung 
beabsichtigt  war,  so  kann  (gegen  Zahlung  einer  Gebühr  von  10  Pfd.)  ein 
neues  Patent  ausgestellt  und  mit  dem  ursprünglichen  verbunden  werden. 
Ebenso  kann  der  Patentinhaber  mit  Einwilligung  des  Gouverneurs  auf 
einen  Teil  des  Patentanspruchs  verzichten  (disclaimer) ;  eine  solche  Ver- 
zichtleistung soll  jedoch  in  einem  das  Patent  betreffenden  Prozefs  während 
dessen  Anhängigkeit  nicht  als  Beweismittel  vorgebracht  werden. 

Die  Anmeldung  des  Patentes  erfolgt  beim  Kolonialsekretär  in  Perth, 
der  die  Patente  auch  erteilt  und  verwaltet  Die  Prüfung  der  Anmeldungen 
ist  im  allgemeinen  lediglich  formal,  es  kann  jedoch  die  Anmeldung  im 
Regierungsblatte  (Governements  Gazette)  bekannt  gemacht  und  hierbei 
Jedermann,  der  sich  durch  die  Erteilung  des  nachgesuchten  Patentes  in 
seinen  Interessen  verletzt  glaubt,  aufgefordert  werden,  innerhalb  zweier 
Monate  unter  Anführung  von  Gründen  Einspruch  gegen  die  Patentertei- 
lung zu  erheben. 

Wird  Einspruch  erhoben,  so  können  die  gegenseitigen  Eingange  und 
Anträge  einem  oder  mehreren  vom  Gouverneur  zu  ernennenden  Sach- 
verständigen zur  Prüfung  und  auch  mündlichen  Verhandlung  übergeben 
werden.  Wird  der  Einspruch  als  begründet  befunden,  dann  wird  die  An- 
meldung zurückgewiesen.  Wird  dagegen  der  Einspruch  für  unbegründet 
erachtet,  oder  ist  ein  Einspruch  überhaupt  nicht  erhoben,  dann  wird  das 
Patent  erteilt.  Das  Patent  kann  wie  jede  andere  Konzession  zurück- 
genommen werden,  falls  die  Voraussetzungen,  unter  denen  es  erteilt  war, 
nicht  vorhanden  waren.  Die  Gebühren  betragen  für  die  Anmeldung  und 
für  die  Erteilung  des  Patentes  je  25  Pfd. 

Neu-Seeland  hatte  sich  bereits  1860  durch  die  Akte  vom  3.  August 
genannten  Jahres  mit  einem  Patentrechte  versehen ;  dasselbe  entsprach  im 
grofsen  und  ganzen  dem  des  Mutterlandes.  Den  auch  hier  hervortretenden 
Strömungen  folgend  erschien  bereits  1870  ein  neues  Patentgesetz,  für 
welches  das  neue  Gesetz  der  Nachbarkolonie  Viktoria  vom  9.  Mai  1865 
(s.  dort)  vorbildlich  wurde,  bis  dann  offenbar  mit  Rücksicht  auf  die  Patent- 
reform in  England  auch  Neu-Seeland  abermals  eine  Neuregelung  des 
Patentschutzes  vorzunehmen  für  richtig  befand,  die  durch  das  Gesetz  vom 
2.  September  1889  betr.  die  Abänderung  des  auf  Erfindungspatente  und 
die  Eintragung  von  Mustern  und  Handelsmarken  bezüglichen  Hechtes 
ihren  Abschlufs  fand.  Das  Gesetz  behandelt  also  nicht  allein  den  Patent- 
schutz, sondern  auch  den  der  (Gebrauchs-)  Muster  und  der  Waarenzeichen. 
Von  dem  ersten  gelten  insbesondere  folgende  Bestimmungen: 

Patente  werden  erteilt  auf  neue  Erfindungen  auf  gewerblichem  Ge- 
biete ;  die  Neuheit  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  Erfindung  bereits  vor  der 
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Anmeldung  zum  Patent  in  Neu-Seeland  offenkundig  hergestellt,  gebraucht 
oder  verkauft  worden  ist  Gegenstand  eines  Patentes  kann  immer  nur 
eine  Erfindung  sein.  Anspruch  auf  Erteilung  eines  Patentes  hat  der  In- 
länder ebenso  wie  der  Ausländer,  aber  immer  nur  der  wirkliche  Erfinder. 
Es  kann  jedoch  ein  Patent  von  mehreren  Personen  angemeldet  und  an 
sie  erteilt  werden,  wenn  auch  nur  einer  von  ihnen  die  Erfindung  ge- 
macht hat 

Die  Anmeldung  des  Patentes  erfolgt  beim  Patentamte  zu  Wellington. 
Hier  wird  zunächst  geprüft,  ob  die  Erfindung  im  Titel  und  in  der  Be- 
schreibung und  Zeichnung  klar  und  deutlich  beschrieben  ist.  Verneinenden 
Falles  wird  die  Anmeldung  dem  Anmelder  zur  Vervollständigung  oder 
Berichtigung  zurückgegeben.  Andernfalls  werden  die  Anmeldung  im  Amts- 
blatte (New-Zealand-Gazette)  bekannt  gemacht  und  das  Gesuch  mit  den 
Unterlagen  zu  Jedermanns  Einsicht  ausgelegt  Innerhalb  zweier  Monate 
kann  gegen  die  Erteilung  Einspruch  erhoben  werden.  Der  Einspruch 
mufs  schriftlich  erfolgen  und  mit  Gründen  (s.  unten  über  Nichtigkeit)  ver- 
sehen sein.  Wird  kein  Einspruch  erhoben,  oder  wird  der  Einspruch  als 
unbegründet  zurückgewiesen,  dann  wird  das  Patent  erteilt  Erscheint  der 
Einspruch  an  sich  begründet,  so  erfolgt  die  Entscheidung  nach  Verhand- 
lung mit  den  Parteien  durch  den  Vorsitzenden  des  Patentamtes.  Die  Ent- 
scheidung unterliegt  der  Berufung,  über  welche  der  Gerichtshof  (in 
Wellington)  zu  befinden  hat 

Ähnlich  dem  nordamerikanischen  Caveat  ist  übrigens  die  noch  an- 
zuführende Bestimmung,  dafs  ein  Patentgesuch  auch  ohne  vollständige 
Beschreibung  einstweilen  eingereicht  werden  kann,  letztere  aber  binnen 
neun  Monaten  nachgereicht  werden  mufs,  widrigenfalls  das  Gesuch  als 
zurückgezogen  gilt 

Die  erteilten  Patente  werden  in  das  Patentregister  eingetragen,  wo- 
selbst auch  die  Übertragungen,  Löschungen  und  Vernichtungen  der  Patente 
vermerkt  werden. 

Die  Gültigkeitsdauer  des  Patentes  beträgt  14  Jahre  und  läuft  von 
dem  Tage  ab,  an  welchem  das  Patent  geprüft  und  als  formell  in  Ordnung 
befunden  (angenommen)  worden  ist  Die  Dauer  des  Patentes  kann  jedoch 
auf  Antrag  des  Patentsuchers  vom  Gouverneur  um  7,  unter  Umständen 
auch  um  14  Jahre  verlängert  werden.  Das  Gesuch  mufs  der  Patent- 
inhaber im  Amtsblatte  (New-Zealand-Gazette)  bekannt  machen,  und  es  kann 
Jedermann  mittels  sogen.  Caveats  gegen  die  beantragte  Verlängerung  Ein- 
spruch erheben.  Der  Gouverneur  kann  alsdann  in  der  Sache  selbst  ent- 
scheiden oder  den  obersten  Gerichtshof  entscheiden  lassen,  auf  Antrag 
der  Parteien  nach  mündlicher  Anhörung  derselben.  Nach  Entschliefsung 
des  Gerichtshofes  kann  der  Gouverneur,  falls  der  Patentinhaber  noch 
keinen  angemessenen  Vorteil  aus  seiner  geschützten  Erfindung  gezogen 
hat,  die  Gültigkeit  des  Patentes  um  die  vorgenannte  Dauer  verlängern 
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oder  auch  unter  Festssetzung  der  vom  Gerichtshofe  vorgeschlagenen  Be- 
dingungen und  Einschränkungen  ein  neues  Patent  mit  der  ordentlichen 
Gültigkeitsdauer  erteilen. 

An  Gebühren  sind  bei  Einreichung  der  Anmeldung  10  Schill.,  für 
Ausstellung  des  Patentes  2  Pfct,  nach  Erteilung  des  Patentes  vor  Ablauf 
des  vierten  Jahres  5,  des  siebenten  Jahres  10  Pfd.  zu  zahlen,  da  sonst  das 
Patent  erlischt.  Es  können  jedoch  die  Jahresgebühren  auch  nachträglich, 
aber  nicht  später  als  drei  Monate  nach  der  Fälligkeit  entrichtet  werden, 
wenn  infolge  Zufalls,  Irrtums  oder  Unachtsamkeit  die  rechtzeitige  Zahlung 
unterblieb,  jedoch  nur  unter  Zahlung  einer  Zuschlagsgebühr  von  1  Pfd.  Sterl. 

Jedes  Patent  kann  von  einer  öffentlichen  Behörde  gegen  Entschä- 
digung des  Patentinhabers,  welche  nach  Anhörung  desselben  der  zustän- 
dige Minister  festzusetzen  hat,  in  Benutzung  genommen  werden.  Abge- 
sehen von  dieser  gesetzlichen  Lizenznahme  kann  der  Gouverneur  den 
Patentinhaber  zur  Erteilung  von  Lizenzen  gegen  Entschädigung  anhalten, 
falls  infolge  der  Weigerung  des  letzteren,  Lizenzen  unter  angemessenen 
Bedingungen  zu  erteilen,  die  patentierte  Erfindung  im  Inlande  nicht  aus- 
geführt wird  oder  die  Allgemeinheit  von  der  Erfindung  keinen  Vorteil 
hat  oder  der  Inhaber  eines  anderen  Patentes  letzteres  nicht  ausführen  kann. 

Die  Vernichtung  des  Patentes  kann  auf  Jedermanns  Antrag  aus- 
gesprochen werden,  und  zwar  vom  Gerichtshofe  zu  Wellington,  gebotenen 
Falles  unter  Hinzuziehung  von  Geschworenen,  wenn  das  Patent  zur  Zeit 
der  Anmeldung  nicht  mehr  neu  (s.  oben),  oder  wenn  es  betrügerischer- 
weise erlangt,  oder  wenn  der  Patentsucher  nicht  der  erste  und  wirkliche 
Erfinder  war. 

Die  Patentgesetzgebung  von  Tasmanien  (Van  Diemensland)  be- 
ruhte ursprünglich  auf  dem  Gesetz  vom  5.  November  1858,  das  sich  an 
die  früheren  Gesetze  Viktorias  vom  31.  März  1854  und  11.  März  1857 
anlehnte.  Dem  Drange  der  Zeit  folgend,  hat  sich  dann  später  Tasmanien 
ein  den  modernen  Ansprüchen  gerecht  werdendes  Patentrecht  gegeben, 
wie  es  im  Gesetz  vom  29.  September  1893  festgesetzt  ist  Letzteres  stimmt 
mit  dem  neuen  Patent-,  Muster-  und  Markengesetz  von  Neu-Seeland  vom 
2.  September  18S9  fast  wörtlich  überein,  sodafs  auf  letzteres  (s.  oben 
S.  286)  lediglich  zu  verweisen  ist  Das  dem  Gouvernement  unterstellte 
Patentamt  hat  seinen  Sitz  in  der  Landeshauptstadt  Hobart 

Was  endlich  die  deutschen  Schutzgebiete  in  Australien  be- 
trifft (Kaiser-Wilhelms-Land,  Bismarck-Arckipel,  Nördliche 
Salomonsinseln,  Marschallinseln  und  Naraodo  [Nauru]),  so 
gilt  auch  hier  rücksichtlich  des  Patent-  und  übrigen  gewerblichen  Rechts- 
schutzes das  bei  den  deutsch-asiatischen  und  deutsch-afrikanischen  Schutz- 
gebieten Gesagte  (s.  S.  273  u.  274). 
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EINLEITUNG. 

Gegenstand  des  Masterschutzes.    Übersieht  über  die 

Musterschutzgesetze, 

Die  Patentgesetze  gewährleisten  den  Erfindern  die  ausschlielsliche 
wirtschaftliche  Verwertung  ihrer  Erfindungen.  Erfindungen  sind  neue 
Gedanken,  welche  durch  ein  bisher  unbekanntes  Zusammenwirkenlassen 
der  Naturkräfte  einen  wesentlichen  Fortschritt  der  Technik  hervorrufen. 
Äulserlich  verkörpert  sich  der  Erfindergedanke  entweder  in  einem  neuen 
Verfahren  zur  Hervorbringung  gewerblicher  Leistungen,  <L  h.  zur  Wirk- 
sammachung  der  Naturkräfte  zur  gewerblichen  Arbeitsleistung,  oder  er 
verkörpert  sich  in  der  Herstellung  gewerblich  gebrauchsfähiger  Erzeug- 
nisse. Die  Gebrauchsfähigkeit  der  Gegenstände  kann  in  ihrer  Verbrauch- 
barkeit  oder  in  ihrer  Gebrauchbarkeit  bestehen,  d.  h.  die  Erzeugnisse 
können  entweder  lediglich  nach  ihrer  stofflichen  (chemischen)  Zusammen- 
setzung, als  Stoffe  in  Betracht  kommen  oder  aber  hinsichtlich  ihrer  physi- 
kalischen Eigenschaften  und  mechanisch  verwertbaren  auf seren  Gestaltung, 
ihrer  Formgabe. 

Stoffe  sind  Gegenstände  einer  Erfindung,  wenn  sie  zur  Wirksam- 
machung  der  Naturkräfte  —  insbesondere  zur  Erzeugung  chemischer 
Prozesse  —  oder  zur  Herstellung  von  ihrer  physikalischen  Eigenschaften 
und  bezw.  ihrer  Form  wegen  gewerblich  verwertbaren  Gegenständen  zu 
dienen  geeignet  sind. 

Die  wegen  ihrer  physikalischen  Eigenschaften  oder  ihrer  mechanisch 
verwertbaren  Form  gewerblich  verwertbaren  Gegenstände  können  diesem 
Zwecke  entweder  nur  vermöge  des  Zusammenstellens  oder  Zusammen- 
wirkens (der  Kombination)  einer  Reihe  mechanischer  Glieder  (Maschine) 
oder  schon  lediglich  durch  die  äufsere  Gestaltung,  Anordnung  oder  Vor- 
richtung des  an  sich  einfachen  Gebrauchsgegenstandes  selber  dienen. 

Hiernach  dient  der  Erfinderschutz  zum  Schutze 

a.  neuer  Verfahren, 

b.  neuer  Stoffe, 

c.  neuer   Gestaltungen,    Anordnungen    oder   Vorrichtungen    der 
Gebrauchsgegenstände, 

vorausgesetzt  immer,  dafs  sie  eine  eigenartige  Wirkung  auf  gewerblichem 
Gebiete  hervorzurufen  geeignet  sind. 

Stephan,  Urheberrecht.  19 
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Die  Form,  die  äufsere  Gestalt  der  Gegenstände  kommt  für  den  Er- 
findungsschutz also  nur  insoweit  in  Betracht,  als  sie  zur  Hervorrufung 
irgend  einer  gewerblich  verwertbaren  chemischen,  physikalischen  oder 
mechanischen  Wirkung  geeignet,  als  sie  gebrauchsfähig  sind. 

Aber  auch  in  anderer  Richtung  kann  die  äufsere  Erscheinung  der 
Dinge  im  wirtschaftlichen  Leben  in  Betracht  kommen,  nämlich  durch  die 
Einwirkung  dieser  äufseren  Erscheinung  auf  das  ästhetische  Empfinden. 
Diese  Einwirkung  kann  durch  die  äufsere  Form,  die  Gestalt  hervor- 
gerufen werden  oder  auch  durch  die  Farbe  des  Gegenstandes.  Soweit 
nun  die  äufsere  Erscheinung  der  Erzeugnisse  menschlicher  Thätigkeit  — 
sei  es,  dafs  sie  sich  plastisch  oder  in  der  Fläche  durch  ihre  Form  als 
charakteristisch  darstellen,  sei  es,  dafs  ausschlief slich  oder  vorwiegend 
die  Farbe  auf  den  Beschauer  ästhetisch  einzuwirken  bestimmt  oder  ge- 
eignet ist,  sei  es,  dafs  diese  beiden  Seiten  der  äufseren  Erscheinung  in 
Betracht  gezogen  werden  —  nach  dem  durchschnittlichen  ästhetischen 
Empfinden  der  in  Betracht  kommenden  Beschauer  als  Kunstwerk  er- 
scheinen, und  soweit  sie  auch  lediglich  als  Einzelobjekte  in  Betracht 
kommen  und  als  solche  zu  wirken  bestimmt  sind,  unterstehen  sie 
denjenigen  Gesetzen,  welche  zum  Schutze  der  Werke  der  bildenden 
Künste  erlassen  sind.  Soweit  diese  äufsere  Erscheinung  der  Dinge,  ins- 
besondere die  äufseren  Formen  dagegen  als  Vorbilder  für  die  auf  Her- 
vorbringung ästhetischer  Empfindungen  in  dem  Beschauer  berechneten 
Formen  von  Industrieerzeugnissen  zu  dienen  bestimmt  und  geeignet  sind, 
erscheint  zwar  die  Anwendung  der  den  Kunstwerken  gewidmeten  Schutz- 
vorschriften nicht  immer  begrifflich  ausgeschlossen,  aber  sie  ist  nicht 
praktisch  und  den  Interessen  der  an  der  Verwertung  solcher  Formen 
beteiligten  Gewerbetreibenden  nicht  entsprechend.  Denn  die  Schutz- 
bedtirfnisse  der  nur  für  die  Erzeugung  eines  oder  weniger  Produkte  be- 
stimmten, aber  auf  dauernde  Wirkung  berechneten  Kunstformen  und  der 
zur  Massenproduktion  mehr  oder  weniger  der  Mode  unterworfener  Er- 
zeugnisse bestimmten  Kunstgewerbeformen  sind  grundverschieden;  auch 
sind  die  Ansprüche  an  die  schöpferische  Thätigkeit  bei  dem  Kunstwerk 
erheblich  höher,  und  es  ist  somit  ein  umfassenderer  Schutz  berechtigt, 
als  bei  den  unter  Umständen  auch  in  geringen  Variationen  des  schon 
Bekannten  bestehenden  dem  Kunstgewerbe  dienenden  ästhetischen  Neue- 
rungen. 

So  war  es  denn  eine  naturgemäfse  Entwicklung,  dafs  sich  neben 
dem  Erfinderschutz  für  die  äufseren  Formen  der  Dinge  hinsichtlich 
ihrer  gewerblichen,  mechanischen  oder  physikalischen  Verwertbarkeit, 
Gebrauchsfähigkeit  und  neben  dem  den  Kunstwerken  gewährten  Schutz 
noch  eine  besondere  Schutzart  für  die  äufsere  Erscheinung  der  Gegen- 
stände in  Rücksicht  auf  ihre  Verwertbarkeit  als  ätherisch  wirksame 
Vorbilder  der  Industrieerzeugnisse,  also  für  die  kunstgewerblichen  Muster* 
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ausbildete,  und  zwar  zuerst  in  Frankreich  und  England,  allmählich  auch 
in  anderen  Industrieländern  —  in  Belgien,  Rufsland,  Deutschland,  der 
Schweiz,  Serbien  und  Portugal  und  seinen  Kolonien,  ein  Schutz,  den  man 
als  Geschmacks-  oder  Schönheitsmusterschutz  zu  bezeichnen  pflegt 

Wie  oben  hervorgehoben,  ist  die  allgemein  sanktionierte  Voraussetzung 
des  Erfindungsschutzes  für  die  äufsere  Form  der  Industrieerzeugnisse, 
dafs  durch  die  neue  Gestaltung  eine  an  sich  eigenartige  Wirkung  nicht 
lediglich  eine  geringe,  sich  ohne  besondere  erfinderische  Thätigkeit  aus 
der  allgemein  gepflogenen  Übung  ergebende  Modifikation  des  schon  Be- 
kannten hervorgerufen  wird. 

Je  nachdem  nun  die  Frage,  wo  die  einfach  fachmännische  Übung 
aufhört  und  eine  patentfähige  Erfindung  beginnt,  von  den  zur  Hand- 
habung der  Patentgesetze  berufenen  Behörden  zu  Gunsten  der  Schutz- 
fähigkeit von  Neuerungen  milder  oder  strenger  ausgelegt  und  beant- 
wortet wird,  je  nachdem  ergiebt  sich  die  Konsequenz,  dafs  eine  Reihe 
von  technischen  Neuerungen  des  Patentschutzes  als  nicht  teilhaftig  er- 
achtet werden,  obgleich  dieselben  zwar  keinen  wesentlichen  technischen 
Fortschritt,  immerhin  aber  ein  über  die  Grenzen  naheliegender  Übung 
hinausgehendes  geistiges  Produkt  von  gewerblicher  Verwertbarkeit  dar- 
stellen. Dem  Schutze  dieser  nicht  patentfähigen  sogenannten  „kleinen 
Erfindungen"  der  „Gebrauchsmuster"  zu  dienen,  ist  in  Deutschland  das 
Gesetz  zum  Schutze  der  Gebrauchsmuster  vom  1.  Juni  1891  berufen,  so 
dafs  Deutschland  —  als  das  jetzt  einzige  Land  —  vier  Gesetze  zum 
Schutze  geistiger  Erzeugnisse  auf  den  vorstehend  erörterten  Gebieten  hat, 
nämlich  den  Erfindungsschutz,  den  Gebrauchsmusterschutz,  den  Ge- 
schmacksmusterschutz und  den  Kunstschutz. 

In  anderen  Ländern,  nämlich  in  Frankreich  und  den  übrigen  roma- 
nischen Ländern,  sowie  in  Belgien,  in  der  Schweiz,  in  Rufsland  und  Japan, 
begnügt  man  sich,  die  vorerwähnte  Frage  in  einem  dem  Schutze  auch 
kleinerer  Erfindungen  günstigerem  Sinne  zu  beantworten  und  subsummiert 
solche  auf  die  äufsere  Form  der  Dinge  bezügliche  Neuerungen,  welche 
bei  uns  als  Gebrauchsmuster  behandelt  werden,  unter  das  Patentgesetz. 

Eine  von  dem  vorstehend  Dargelegten  abweichende  Entwicklung 
hat  der  Musterschutz  in  einigen  Ländern  gefunden,  welche  dem  Patent- 
schutz lediglich  den  Musterschutz  gegenüberstellen  und  unter  letzterem 
die  Form  der  Gegenstände,  sowohl  soweit  ihre  mechanische  Gebrauchs- 
fähigkeit, als  auch  ihre  ästhetische  Wirksamkeit  als  Vorbilder  von  In- 
dustrieerzeugnissen in  Betracht  kommt,  also  sowohl  unsere  Gebrauchs- 
muster als  auch  unsere  Geschmacksmuster  verstehen.  Diesen  Weg  hat 
die  Gesetzgebung  besonders  in  Grofsbritannien  und  seinen  wichtigsten 
Kolonien,  Kanada,  Kapland,  Ostindien,  sowie  in  den  australischen  Kolonien 
eingeschlagen,  obgleich  Grofsbritannien  ursprünglich  wie  jetzt  Deutsch- 
land  Gebrauchs-   und    Geschmacksmusterschutz   neben   einander   hatte; 

19* 
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ferner  in  Oesterreich  und  in  Ungarn.  In  diesen  Ländern  bleibt  es  also 
dem  Emiessen  des  Anmeldenden  sowie  der  maisgebenden  Behörde  in 
jedem  Einzelfalle  überlassen,  ob  eine  Neuerung  als  Erfindung  oder  Muster 
Schutz  geniefsen  soll. 

Italien,  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  Malta  be- 
handeln zwar  die  gewerblichen  Muster  —  ohne  Trennung  zwischen 
Gebrauchs-  und  Geschmacksmustern  —  als  eine  besondere  Art  der 
schöpferischen  geistigen  Thätigkeit,  betrachten  sie  aber  lediglich  unter 
dem  Gesichtspunkte  einer  besonderen  Art  der  Erfinderthätigkeit  und 
ihren  Schutz  als  eine  Art  des  Erfinderschutzes,  welcher  im  wesentlichen 
auf  den  Prinzipien  der  bezüglichen  Patentgesetze  beruht  und  nur  gewisse 
auf  der  Eigenart  der  Mustererfindungen  beruhende  Abweichungen  — 
namentlich  hinsichtlich  der  Schutzdauer  und  der  Höhe  der  Gebühren  — 
enthält  In  Spanien  besteht  ein  Musterschutz  im  Mutterlande  aufser 
für  die  auf  unter  staatlicher  Aufsicht  stattfindenden  gewerblichen  Aus- 
stellungen figurierenden  Muster  und  Modelle  überhaupt  nicht  Dagegen 
war  für  seine  bisherigen  Kolonien  Kuba,  Porto-Rico  und  die  Philippinen 
ein  dem  Markenschutz  im  wesentlichen  gleichartiger  und  mit  diesem  in 
einem  gemeinsamen  Gesetz  geregelter  Musterschutz  eingeführt 

Unerwähnt  bleiben  als  besondere  Gegenstände  des  gesetzlichen 
Schutzes  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle  in  den  übrigen  europäischen 
und  fast  in  allen  aufsereuropäischen  Ländern,  insbesondere  in  Spanien, 
Monaco,  Gibraltar,  den  englischen  Kanalinseln,  den  Niederlanden,  Luxem- 
burg, Finland,  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen,  in  der  Türkei,  in 
Rumänien,  Griechenland,  Bulgarien  und  Montenegro  und  in  den  meisten 
englischen  Kolonien  sowie  in  den  mittel-  und  südamerikanischen  Staaten. 
Soweit  diese  Länder  Patente  schützen,  soweit  werden  die  Gegenstände 
des  deutschen  Gebrauchsmusterschutzes  mehr  oder  weniger  dem  Patent- 
schutz unterstehen. 

In  mehreren  Ländern  wird  in  gewissen  engen  Grenzen  ein  Muster- 
schutz dadurch  thatsächlich  erzielt,  dafs  die  zum  Schutze  der  Werke  der 
Kunst  bestehenden  Bestimmungen  möglichst  ausdehnend  in  der  Praxis  aus- 
gelegt und  auch  auf  kunstgewerbliche  Gegenstände  angewendet  werden; 
so  insbesondere  in  Dänemark.  Streitig  ist  dieses  in  der  Wissenschaft  und 
Praxis  in  Rumänien,  Luxemburg  und  San  Marino.  In  Montenegro  kann 
von  Fall  zu  Fall  durch  besonderes  fürstliches  Dekret  die  gerichtliche 
Verfolgung  der  Nachbildung  fremder  Muster  und  Modelle  erzielt  werden. 

In  Italien  kommt  nach  einer  namentlich  von  Amar  vertretenen  An- 
sicht neben  dem  Musterschutzgesetz  auch  das  Kunstschutzgesetz  in  An- 
wendung, wenn  es  sich  nämlich  um  Muster  von  künstlerischem  Cha- 
rakter handelt 

Schliefslich  bieten  in  einzelnen  Ländern  auch  die  daselbst  bestehenden 
Bestimmungen   über  den  unlauteren  Wettbewerb  und  die  betrüglichen 
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Handlringen  überhaupt  einigen  Schutz  gegen  die  Nachahmung  fremder 
Muster,  so  in  den  Niederlanden  und  seinen  Kolonien,  in  Rumänien  und 
in  Griechenland. 

In  den  Staaten  des  Orients,  insbesondere  in  der  Türkei,  in  Persien, 
Afghanistan,  Beludschistan,  Oman,  Tunis,  Zanzibar,  Selangor,  Kambodja 
und  Annam  bestehen  keinerlei  Bestimmungen  über  Musterschutz;  jedoch 
gelten  in  diesen  Ländern  für  die  Rechtsverhältnisse  der  Europäer  unter 
einander  und  der  Europäer  gegenüber  den  Orientalen  überall  die  Kapitu- 
lationen, vermöge  deren  in  den  Gebieten  der  Konsulargerichtsbarkeit 
das  Recht  des  Landes  des  betreffenden  Konsulats  und  zwar  bei  Streitig- 
keiten zwischen  zwei  Europäern  das  des  Heimatlandes  des  Beklagten 
mafsgebend  ist1)  Wenn  nun  auch  diese  Kapitulationen  nur  in  äufserst 
geringem  Mafse  zum  Schutze  gewerblicher  Muster  geltend  gemacht  werden, 
so  ist  es  doch  z.  B.  in  Persien  ansässigen  englischen  Teppichfabrikanten 
gelungen,  von  den  dortigen  Behörden  Schutz  gegen  die  Nachahmung 
ihrer  Teppichmuster  seitens  einheimischer  Fabrikanten  zu  erwirken.  Ge- 
mäfs  den  in  der  Propri6t6  industrielle  veröffentlichten  Statistiken  werden 
auch  in  Brasilien  Muster  geschützt,  doch  war  es  bisher  nicht  gelungen 
festzustellen,  auf  Grund  welches  Gesetzes;  ebensowenig  hat  das  Bureau 
international  zu  Bern  eine  Auskunft  hierüber  zu  erteilen  vermocht. 


I.  Abschnitt.    Das  Musterschutzrecht  in  Deutschland. 

1.  Kapitel.   Geschmacksmuster.2) 

§  1.  Xaterielle  Vorauaietrangen  der  Erwerbung  des  Mmterreehtes. 
Abgesehen  von  einigen  kursächsischen  Verordnungen  musterrechtlichen 
Inhalts  (Ordnung  für  die  Damastweber,  bestätigt  durch  Eeskript  vom 
t.  Mai  1743,  Verordnung  vom  31.  August  1795,  Befehl  vom  4.  April  17217 
die  Bestrafung  ungetreuer  Klöppelmägde  betreffend,  Klöppelmandat  vom 
6.  Februar  1 804,  Reskript  vom  8.  April  1811,  betreffend  die  Damastweberei 
in  Grofsschönau)  sowie  eines  Reglements  für  die  Gold-  und  Silberstoffe, 
auch  Seiden-  und  Sammetfabriken  in  Berlin  vom  25.  Mai  1766,  einer 
kaiserlichen  Verordnung  für  das  Herzogtum  Schlesien  vom  8.  Mai  1810, 
betreffend  Anmeldung  neuer  im  Lande  zu  begründender  Manufak- 
turen, beruht  das  deutsche  Musterrecht  lediglich  auf  den  Gesetzen  vom 


1)  Vergl.  hierzu  auch  das  über  die  Geltung  der  Rechte  aus  den  einzelnen  Patenten 
in  den  deutschen  Schutzgebieten  bei  letzteren  Gesagte. 

2)  Im  nachstehenden  ist  in  den  Anmerkungen  stets  auf  die  entsprechenden 
Ausführungen  bei  Dambach,  Das  Musterschutz-Gesetz,  Berlin  1876,  insbesondere 
bezüglich  der  Rechtsprechung  auf  Paul  Schmid,  Die  Gesetze  zum  Schutz  des  ge- 
werblichen Rechtsschutzes,  Berlin  1S97,  Bezug  genommen. 


294  Zweites  Buch.    Muster  und  Modelle. 

1 1.  Januar  1876  betreffend  die  Muster  und  Modelle  und  dem  Gesetz  vom 
1.  Juni  1891  betreffend  den  Schutz  der  Gebrauchsmuster.1)  Wie  schon 
in  der  Einleitung  zu  diesem  Abschnitte  ausgeführt  wurde,  unterscheidet 
das  deutsche  Recht  zwischen  Geschmacksmustern  oder  Schönheite- 
mustern einerseits  und  Gebrauchsmustern  anderseits.  Dem  Schutze  der 
Geschmacksmuster  dient  das  Gesetz  betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern 
und  Modellen  vom  11.  Januar  1876  mit  den  unten  näher  angegebenen 
Ausführungsbestimmungen.  Aufserdem  finden  auf  dieses  Gebiet  gemäls 
§  14  des  Gesetzes  auch  die  Bestimmungen  der  §§  18 — 36,  38  des  Gesetzes 
vom  11.  Juni  1870  betr.  das  litterarische  Urheberrecht  Anwendung  mit 
einer  weiter  unten  noch  näher  zu  besprechenden  Mafsgabe.  Das  Gesetz 
vom  11.  Januar  1876  enthält  die  Vorschriften  über  die  materiellen  und 
formellem  Voraussetzungen  des  Musterrechtes,  über  den  Umfang,  den 
Übergang  und  Untergang  des  Musterrechts  sowie  über  das  Recht  der 
Ausländer.  Die  §§  18 — 36,  38  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  dagegen 
enthalten  die  Bestimmungen  über  den  Inhalt  des  Musterrechts  und  des 
Schutzes  desselben.  Die  zur  Ausführung  bezw.  Abänderung  der  vor- 
genannten gesetzlichen  Bestimmungen  ergangenen  Verordnungen  vom 
29.  Februar  1876,  23.  Dezember  1S86,  12.  November  1883  und  29.  Februar 
1877,  16.  Juli  1877  und  25.  Oktober  1S87  sind  bei  Paul  Schmid,  Schutz 
des  gewerblichen  Eigentums,  S.  55 — 63,  abgedruckt. 

Objektive  Voraussetzungen.  Gegenstand  des  Ge- 
schmacksmusterschutzes. Den  Gegenstand  des  durch  das  Gesetz 
vom  11.  Januar  1876  gewährten  Schutzes  bilden  die  äufseren  Formen 
der  Erzeugnisse  menschlicher  Thätigkeit,  sei  es,  dafs  sie  sich  plastisch 
oder  in  der  Fläche  als  charakteristisch  darstellen,  jedoch  nur  soweit 
diese  Formen  bestimmt  und  geeignet  sind,  als  Vorbilder  für  die  Form 
von  Industrieerzeugnissen  zu  dienen  und  den  Geschmack  oder  das  ästhe- 
tische Gefühl  zu  befriedigen.  Hiernach  besteht  der  Gegenstand  des  Ge- 
schmacksmusterrechts im  allgemeinen  in  bildlichen  Ausgestaltungen  einer 
Vereinigung  von  Formelementen  zu  einem  individuellen  Formganzen  mit 
der  Qualifikation,  dafs  jene  bildliche  Ausgestaltung  als  gewerbliches  Vor- 
bild gesetzt  ist,  d.  h.  als  Vorbild  für  die  Nachbildung  eines  neuen  und 
eigentümlichen  Formenbegriffs  in  Gewerben  oder  in  deren  Erzeugnissen 
um  durch  die  Wirkung  dieser  eigentümlichen  Formschöpfung  die  ge- 
werbsmäfsige  Verbreitung  und  Verwertung  der  betreffenden  gewerblichen 
Erzeugnisse  zu  fördern.  Wenn  auch  der  Gegenstand  des  Musterschutzes 
geeignet  sein  soll,  das  ästhetische  Gefühl  zu  befriedigen,  so  ist  es  doch 
nicht  erforderlich,  dafs  er  schön  im  landläufigen  Sinne  ist,  bezw.  dafs 
das  nach  dem  Muster  gefertigte  Erzeugnis  ein  Kunstgegenstand  ist   Es 

1)  Die  Geschichte  des  Musterschutzes  in  Deutschland  siehe  bei  Paul  Schmid, 
Der  Musterschutz  in  Deutschland,  Frankreich  und  England,  jetzt  in  Cabl  Heybukxs 
Verlag  zu  Berlin. 
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kommt  nur  darauf  an,  dafs  die  Form  des  Gegenstandes  geschützt  ist 
nicht  in  Rücksicht  auf  ihre  praktische  Gebrauchbarkeit,  als  vielmehr  in 
Rücksicht  auf  das  ästhetische  Empfinden,  mag  nun  diese  Wirkung  eine 
erhebende  sein,  d.  h.  das  Erzeugnis  schön  im  landläufigen  Sinne  sein, 
oder  mag  sie  zwar  nicht  schön,  aber  originell,  z.  B.  burlesk  sein.  So  ist 
die  Verwendung  der  Figur  eines  Teufels  als  Träger  eines  Aschenbechers, 
der  an  dem  gekrümmten  Ende  des  zur  geschweiften  Stange  verlängerten 
Teufelsschwanzes  hängt,  vielleicht  nicht  schön  und  doch  mit  Recht  Gegen- 
stand eines  G^schmacksmusterschutzes.1)  An  sich  kann  jede  Kombination 
von  Linien  oder  Flächen  Gegenstand  des  Geschmacksmusters  bilden,  so- 
fern sie  nur  die  Eigenschaften  der  Neuheit  und  Eigentümlichkeit  besitzt, 
daher  bildet  sowohl  eine  Kombination  von  Arabesken  für  sich,  wie  auch 
die  figürlichen  Darstellungen  von  Naturgegenständen  für  sich,  als  auch 
die  Kombination  beider  Arten  von  Linien-  oder  Flächendarstellungen  den 
Gegenstand  dieses  Schutzes.  Das  Portrait  des  Menschen  ist  im  allge- 
meinen Gegenstand  des  photographischen  oder  künstlerischen  Schutzes, 
doch  kann  es  auch  ein  wesentlicher  Teil  einer  unter  den  Musterschutz 
stellbaren  figürlichen  Darstellung,  insbesondere  einer  Kombination  mit 
ornamentalem  Beiwerk  werden2);  desgleichen  die  Darstellung  aller  an- 
deren Naturgegenstände.  Auch  Buchstaben,  Zahlen  und  Schriftzeichen 
können,  sofern  sie  nicht  lediglich  in  der  üblichen  Form  auftreten,  Gegen- 
stand des  Geschmacksmusterschutzes  sein.  So  können  die  in  besonderer 
stilisierter  Form  dargestellte  Firma  eines  Gewerbetreibenden  sowie  auch 
Phantasiebezeichnungen  (Waarenbezeichnungen)  sehr  wohl,  sei  es  allein, 
sei  es  in  Verbindung  mit  anderen  linearen  Darstellungen  oder  Flächen- 
darstellungen, z.  B.  der  Fabrikmarke  oder  den  Fabrikmarken  oder  Me- 
daillen des  Gewerbetreibenden,  unter  den  Geschmacksmusterschutz  fallen, 
vorausgesetzt,  dafs  diese  Komposition  in  irgend  einer  Weise  als  Vorbild 
für  ein  Industrieerzeugnis  zu  dienen  bestimmt  und  geeignet  ist3)  Es  ist 
daher  auch  eine  Kollission  zwischen  dem  Geschmacksmusterschutz  und 
dem  Markenschutz  keineswegs  ausgeschlossen.  Über  die  Behandlung 
solcher  Kollisionsfälle  siehe  Markenrecht. 

Neuheit  und  Eigentümlichkeit.4)  Als  Muster  oder  Modelle 
im  Sinne  des  deutschen  Gesetzes  werden  nur  neue  und  eigentümliche 
Erzeugnisse  geschützt  Die  Begriffe  der  Neuheit  und  Eigentümlichkeit 
definiert  das  Gesetz  nicht  Neu  und  eigentümlich  ist  nach  der  Auffassung 
des  Reichsgerichts  ein  Formganzes,  welches  den  Formensinn  des  die  bild- 


1)  R.G.  v.  27.  Oktober  1896;  Jurist  Wschr.  S.  663;  Dambach  a.  a.  0.  S.  16 ff.; 
Schmid  a.  a.  0.  S.  30  und  31. 

2)  R.G.Str.  v.  25.  Okt  1890,  Bd.  21,  S.  149. 

3)  R  G.  v.  27.  Okt  1896;  Jurist  W.  S.  663;  R.  G.  v.  30.  April  1885,  Bd.  12, 
S.  174;  RG.  v.  18.  Dez.  1897  (P.B1.  1898,  Nr.  3). 

4)  Damdach  S.  19;  Schmid  S.  31. 
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liehe  Ausgestaltung  Anschauenden  in  einer  eigenartigen,  von  der  Wirkung- 
früher  bekannter  Verbindungen  von  Formelementen  verschiedenen  Weise 
berührt  und  deswegen  eine  originelle  Bethätigung  der  in  Formen  schöpfe- 
rischen Kraft  des  Urhebers  bei  dieser  Schöpfung  anzeigt1)  Neu  ist  ein 
Muster  nur,  wenn  es  nicht  schon  vor  seiner  Anmeldung  zum  Muster- 
register bekannt  war.  Das  Bekanntwerden  irgend  eines  Mustere  kann 
verschiedene  Ursachen  haben,  entweder  die  Anwendung  des  Musters  an 
Industrieerzeugnissen  und  das  Inverkehrbringen  dieser  Erzeugnisse,  oder 
auch  die  Veröffentlichung  des  Musters  in  Form  irgend  einer  zur  Verviel- 
fältigung durch  Druck  oder  ein  anderes  Reproduktionsverfahren  geeig- 
neten graphischen  Darstellung  oder  auch  lediglich  durch  eine  genaue 
wörtliche  Beschreibung  des  Musters.  Das  Bekanntsein  kann  sieh  ferner 
auf  eine  Person  oder  einen  beschränkten  Kreis  von  Personen  beschränken, 
oder  es  kann  auch  einem  unbegrenzten  Kreise  von  Personen  der  Gegen- 
stand des  Musters  zugänglich  geworden  sein.  Nach  dem  deutschen  Ge- 
schmacksraustergesetz  wird  die  Neuheit  eines  Musters  nur  dadurch  aus- 
geschlossen, dafs  vor  der  Anmeldung  und  Niederlegung  des  Musters  bei 
den  zuständigen  Behörden  ein  nach  dem  Muster  oder  Modell  gefertigtes 
Erzeugnis  verbreitet  ist  (§  7  Abs.  2).  Hiernach  genügt  für  die  Beseitigung 
der  Neuheit  eines  Musters  nicht  die  vorherige  Verbreitung  einer  genauen 
Beschreibung  des  Musters  in  Worten  durch  eine  öffentliche  Druckschrift, 
dagegen  genügt  die  Verbreitung  irgend  einer  graphischen  Darstellung 
des  Musters,  d.  h.  also  einer  Zeichnung,  Lithographie,  Photographie  u.  s.  w. 
sowie  die  Verbreitung  von  nach  dem  Muster  gefertigten  Gegenständen. 
Voraussetzung  der  Beseitigung  der  Neuheit  ist  die  Verbreitung  des  Musters 
oder  Modells  vor  der  Anmeldung  und  Niederlegung  des  Modells.  Ver- 
breitung in  der  Zeit  zwischen  Anmeldung  und  Niederlegung  des  Modells 
einerseits  und  der  Eintragung  anderseits  schadet  der  Neuheit  nicht 

Über  den  Begriff  der  Verbreitung  s.  weiter  unten.2)  Als  eine  Ver- 
breitung im  Sinne  des  Gesetzes  ist  nicht  anzusehen  die  ledigliche  Her- 
stellung von  Erzeugnissen  nach  dem  Muster  durch  den  Inhaber  des 
Musters  bezw.  in  seinem  Gewerbebetriebe,  sofern  dieselbe  auch  zum 
Zwecke  des  späteren  Inverkehrbringens  erfolgt,  thatsächlich  aber  ein 
Inverkehrbringen  vor  der  Anmeldung  nicht  erfolgt  ist,  d.  h.  wenn  die 
hergestellten  Gegenstände  vor  der  Anmeldung  weder  verkauft  noch  auch 
feilgeboten  oder  feilgehalten  sind,  noch  auch  sonst  an  Dritte  abgegeben 
sind,  sei  es  mit,  sei  es  ohne  den  Willen  des  Musterinhabers;  unerheblich 
ist  dabei,  ob  dritte  Personen  von  der  Herstellung  der  Gegenstände  nach 
den  Mustern  Kenntnis  erhalten  haben,  da  die  Neuheit  durch  die  blofse 
offenkundige  Benutzung  und  Herstellung  im  Inlande  nicht  —  wie  im 
Patent-  und  Gebrauchsmusterrecht  —  beseitigt  wird. 

1)  K.  T.  Drucks.  Nr.  76,  S.  20,  Sitzungsber.  26  S.  603. 

2)  Vergl.  auch  Schmid  S.  36;  Dambach  8.  47  ff. 
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Das  Muster  soll  ferner,  um  nach  deutschem  Rechte  schutzfähig  zu 
sein,  eigentümlich  sein,  d.  h.  es  darf  nicht  so  einfacher  Natur  sein,  dafs 
bei  seiner  Herstellung  von  einer  geistigen  Thätigkeit  überhaupt  nicht  die 
Rede  sein  kann  (Dambach  S.  20),  wenn  auch  unter  Umständen  schon 
sehr  einfache  Striche  und  Zeichen  zur  Befriedigung  des  Formen-  und 
Farbensinns  ausreichen  können.  Eigentümlich  sind  aber  nicht  nur  solche 
Muster,  welche  gegenüber  schon  Bekanntem  durchaus  Neues  schaffen, 
denn  absolut  neue  Formengebilde  sind  überhaupt  undenkbar;  begrifflich 
lehnt  sich  jedes  sogenannte  Neue  an  schon  bekanntes  Altes  an.  Eigen- 
tümlich sind  vielmehr  auch  die  Formgebilde,  welche  durch  Um-  und  Aus- 
gestaltung an  sich  bekannter  Formen  für  den  Beschauer  dem  Bekannten 
gegenüber  den  Eindruck  des  Neuen  erwecken;  daher  z.  B.  auch  die 
eigentümliche  Stilisierung  von  alten  oder  allgemein  bekannten  Formen, 
z.  B.  von  Blumen,  Blättern,  Buchstaben,  sowie  die  originelle  Komposition 
an  sich  bekannter  Einzelheiten;  jedoch  mufs  diese  Komposition  eben 
original  sein,  d.  h.  die  Zusammenstellung  als  solche  eine  gewisse  schöpfe- 
rische Thätigkeit  bedingen.  Eine  Thätigkeit,  die  sich  im  grofsen  und 
ganzen  als  Reproduktion  schon  vorhandener  Gedanken  und  Gegenstände 
charakterisiert,  kann  niemals  die  Grundlage  eines  Urheberrechts  sein.1) 
Durch  die  Aufnahme  des  Erfordernisses  der  Eigentümlichkeit  des  Gesetzes 
soll  verhindert  werden,  dafs  jede  lineare  oder  Flächendarstellung  als  Muster 
behandelt  wird,  mag  sie  auch  noch  so  einfach  sein.  Besteht  z.  B.  eine 
Tapete  lediglich  aus  einer  farbigen  Grundfläche  mit  dieselbe  durchqueren- 
den, sich  gegenseitig  rechtwinklig  kreuzenden  Linien,  durch  welche  auf 
dem  Grunde  Quadrate  gezeichnet  werden,  so  liegt  zwar  eine  Formen- 
kombination vor,  d.  h.  eine  Kombination  von  Linien,  dagegen  keine 
musterschutzfähige  Formenkombination,  weil  dieselbe  die  Eigentümlich- 
keit entbehrt 

Unsittliche  Muster.  Ausdrücklich  ausgeschlossen  durch  positive 
Vorschrift  des  Gesetzes  vom  11.  Januar  1876  sind  zwar  nicht  solche  Dar- 
stellungen, welche  einen  unsittlichen  Charakter  tragen  oder  in  irgend 
einer  Weise  mit  der  öffentlichen  Ordnung  im  Widerspruch  stehen,  es 
versteht  sich  aber  von  selbst,  dafs  Muster  dieser  Art  nicht  noch  mit  be- 
sonderem staatlichen  Schutz  umkleidet  werden  können. 

Unrichtig  erscheint  die  Annahme  Klostermanns,  dafs  nur  solche 
Muster  dem  Schutze  des  Gesetzes  unterstehen,  die  einer  mechanischen 
Vervielfältigung  fähig  sind.2) 

Subjektive  Voraussetzungen.  Urheberschaft  Wer  ist 
Urheber?  Das  Recht,  ein  gewerbliches  Muster  oder  Modell  ganz 
oder  teilweise  nachzubilden,  steht  nach  §  1  des  Gesetzes  dem  Urheber 

1)  R.  G.  Str.  v.  30.  April  1885,  Bd.  12,  S.  176;  R.  G.  v.  18.  Dez.  1897  (P.  Bl.  189S, 
Nr.  3);RG.  v.  22.  Jan.  1898;  Jur.Wschr.  1898,  Nr.  18—22,  S.  172. 

2)  Dambach  S.  IS. 
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desselben  aussehliefslich  zu.  Urheber1)  ist  nach  den  Motiven  derjenige, 
aus  dessen  geistiger  Schöpfung  das  Werk  hervorgegangen  ist  Nicht  er- 
forderlich ist,  dafs  das  Werk  auch  körperlich  von  ihm  hergestellt  ist. 
Wird  eine  Musterzeichnung  von  einem  Zeichner  nach  den  bestimmten 
Angaben  eines  Andern  hergestellt,  so  ist  nicht  der  Zeichner,  sondern  der 
Andere  als  Urheber  zu  betrachten..  Allgemeine  Kegeln  lassen  sich  in 
dieser  Richtung  nicht  aufstellen,  und  es  wird  stets  im  einzelnen  Falle 
bei  Mitwirkung  mehrerer  Personen  zur  Entstehung  eines  Musters  zu 
untersuchen  sein,  auf  die  geistige  Thätigkeit  welcher  Person  das  Muster 
zurückzuführen  ist,  wot>ei  eine  gleichmäfsige  geistige  Beteiligung  meh- 
rerer Personen  keineswegs  ausgeschlossen  erscheint,  sodafs  sehr  wohl 
auch  ein  Muster  zu  Gunsten  mehrerer  Personen  auf  deren  geraeinsamen 
Antrag  eingetragen  werden  kann.  Auch  für  eine  Gesellschaftsfirma  kann 
ein  Muster  eingetragen  werden.  Malsgebend  für  die  Frage  der  Urheber- 
schaft ist  lediglich  die  geistige  Produktion,  unerheblich  dagegen  ist,  ob 
der  Urheber  das  Werk  für  sich  oder  für  einen  Andern  schuf,  d.  h.  ob 
er  es  in  der  Absicht  herstellte,  es  für  sich  zu  benutzen  und  herzustellen, 
oder  ob  er  es  von  vornherein  für  einen  Andern  bestimmt  hatte,  und  ob 
er  es  in  letzterem  Falle  entgeltlich  oder  unentgeltlich  für  den  Andern 
herstellte;  trotzdem  behält  er  das  Urheberrecht  an  dem  Muster,  und  es 
würde  der  Andere,  wenn  er  dasselbe  für  sich  eintragen  liefse,  auf  Ver- 
langen des  wahren  Urhebers  verpflichtet  sein,  dasselbe  auf  diesen  zu 
übertragen.  Selbst  wenn  ein  Muster  von  dem  Urheber  ersichtlich  aus- 
sehliefslich für  die  Bedürfnisse,  den  Gewerbebetrieb  eines  Anderen  her- 
gestellt wurde,  ist  der  Urheber  —  mit  Ausnahme  des  Falles  des  §  2  — 
vor  Nachahmung  durch  diesen  Anderen  oder  durch  einen  Dritten  im 
Auftrage  des  Anderen  zu  schützen. 

Anrechte  der  Arbeitgeber  an  den  Mustern  der  Arbeit- 
nehmer.2) Eine  Ausnahme  von  diesem  allgemeinen  Grundsatz  begründet 
§  2  des  Gesetzes,  nach  welchem  bei  solchen  Mustern  und  Modellen, 
welche  von  den  in  einer  inländischen  gewerblichen  Anstalt  beschäftigten 
Zeichnern,  Malern,  Bildhauern  u.  s.  w.  im  Auftrage  oder  für  Rechnung 
des  Eigentümers  der  gewerblichen  Anstalt  angefertigt  wurden,  der  letztere 
als  der  Urheber  der  Muster  und  Modelle  gilt,  sofern  nicht  durch  Vertrag 
etwas  anderes  bestimmt  ist.  Die  Bestimmung  betrifft  nur  die  Angestellten 
einer  inländischen  gewerblichen  Anstalt  Inländisch  im  Sinne  dieser  Be- 
stimmung ist  jede  im  Inlande  betriebene  Anstalt,  gleichgültig,  ob  der 
Inhaber  Inländer  oder  Ausländer  ist.  In  Betracht  kommen  nur  gewerb- 
liche Anstalten,  d.  h.  dem  Gewerbebetriebe  dienende  Anstalten,  daher 
nicht  andern  Zwecken ,  z.  B.  Unterrichtszwecken ,  Ausstellungszwecken 
u.  s.  w.  dienende  Anstalten  (Akademien,  Ateliers,  Kunstschulen,  Gewerbe- 

1)  Dambacii  S.  13ff.;  Schmip  S.  31. 

2)  Dambach  S.  24  ;  Schmip  S.  32. 
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schulen  u.  8.  w.).  Ob  der  Inhaber  der  gewerblichen  Anstalt  eine  Privat- 
person, eine  Handelsgesellschaft,  eine  private  oder  öffentliche  Korpora- 
tion, ein  Staat  oder  das  Reich  ist,  ist  unerheblich.  Daher  sind  natürlich 
auch  die  Produkte  der  königlich  preufsischen  wie  der  königlich  sächsischen 
Porzellanmanufaktur  Gegenstände  des  Musterschutzes  und  ist  der  Staat 
zur  Anmeldung  dieses  Schutzes  berechtigt,  wenn  die  betreffenden  Muster- 
entwürfe von  einer  in  der  Anstalt  beschäftigten  Person  innerhalb  ihrer 
vertragsmäßigen  Thätigkeit  hergestellt  sind.  Die  Bestimmung  des  §  2 
bezieht  sich  nur  auf  die  in  der  Anstalt  beschäftigten  Zeichner  u.  s.  w., 
d.  h.  auf  solche,  die  nicht  lediglich  infolge  eines  vorübergehenden  und 
einzelnen  Auftrages  seitens  des  Inhabers  der  Anstalt,  in  dessen  Interesse 
oder  für  dessen  Rechnung  das  Muster  hergestellt  haben,  sondern  welche 
in  dauerndem  vertragsmäfsigen  Arbeitsverhältnis  zu  der  Anstalt  stehen, 
mögen  sie  nun  in  der  Anstalt  selber,  d.  h.  in  deren  Räumen  ihre  Arbeit 
ausführen  oder  aber  als  Hausindustrielle  beschäftigt  sein,  jedoch  vertrags- 
mäfsig  verpflichtet  sein,  ihre  Arbeitskraft  dauernd  der  Anstalt  zu  widmen. 
Ob  die  betreffenden  Arbeiter  auf  Accord  arbeiten  oder  gegen  festes  Ge- 
halt angestellt  sind,  kann  ein  bei  der  Beurteilung  der  Frage,  ob  es  sich 
um  ein  dauerndes  Arbeitsverhältnis  handelt,  zu  berücksichtigendes  Moment 
sein,  doch  ist  die  Vereinbarung  eines  festen  Gehaltes  oder  Lohnes  keine 
absolute  Voraussetzung  des  §  2;  auch  bei  Stücklohn  kann  ein  festes 
Arbeitsverhältnis  im  Sinne  dieses  Paragraphen  vorliegen.  Freilich  wird, 
wenn  z.  B.  ein  nicht  in  den  Räumen  der  Anstalt  Beschäftigter  lediglich, 
wenn  auch  regelmäfsig  gegen  Stücklohn  Zeichnungen  auf  Auftrag  herstellt, 
wohl  kaum  ein  dauerndes  Arbeitsverhältnis  im  Sinne  des  §  2  angenommen 
werden  können.  Ob  ein  Verhältnis  im  Sinne  des  §  2  vorliegt,  ist  somit 
von  Fall  zu  Fall  zu  entscheiden.  Liegt  ein  solches  vor,  so  erwirbt  nicht 
der  Zeichner,  Modelleur  u.  s.  w.  das  Urheberrecht  an  dem  von  ihm  ge- 
schaffenen Muster  bezw.  Modell,  sondern  unmittelbar  der  Auftraggeber, 
<L  h.  der  die  Anstalt  leitende  selbständige  Unternehmer.  Der  Begriff 
„Eigentümer",  den  das  Gesetz  gewählt  hat,  ist  nicht  in  dem  strengen 
Sinne  des  römisch -rechtlichen  Dominiums  aufzufassen,  sondern  in  dem 
eben  genannten  Sinne  auszulegen. 

Prüfung  der  Urheberschaft.  Zwar  spricht  §  1  des  Gesetzes 
das  Recht,  ein  gewerbliches  Muster  und  Modell  nachzubilden,  ausscbliefs- 
lich  dem  Urheber  zu.  Jedoch  ist  der  Nachweis  der  Urheberschaft  keine 
Voraussetzung  für  die  Eintragung  des  Musters.  Dieselbe  erfolgt  viel- 
mehr für  jeden,  der  das  Muster  anmeldet.  Der  Mangel  der  Urheber- 
schaft kann  lediglich  dann  in  Betracht  kommen,  wenn  der  Inhaber  des 
angemeldeten  Musterschutzes  diesen  dem  wahren  Urheber  gegenüber 
geltend  macht,  dem  der  Anmelder  —  oder  dessen  Rechtsvorgänger  — 
das  Muster  entnommen  hat.  Dagegen  kann  der  Mangel  der  Urheber- 
schaft von  anderen,  welche  ihrerseits  einen  Anspruch  auf  die  Urheber- 
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strafung  stets  gleichzeitig  denjenigen  auf  Einziehung  zu  stellen.  Auch 
kann  im  Strafverfahren  ein  lediglich  auf  Einziehung  gerichteter  Antrag 
gestellt  werden,  ohne  gleichzeitigen  Antrag  auf  Bestrafung;  jedoch  mufs 
die  Absicht  auf  ein  Strafverfahren  gerichtet  sein.  Ein  beim  Strafrichter 
lediglich  neben  einem  Entschädigsanspruch  geltend  gemachter  Anspruch 
auf  Einziehung  müfste  ebenso  wie  ersterer  zum  Civilverfahren  verwiesen 
werden.  Eine  Einziehung  ist  auch  dann  möglich,  wenn  gar  kein  für 
die  Nachbildung  persönlich  haftender  Deliquent  vorhanden,  ein  eigent- 
licher Strafantrag  also  unmöglich  ist  Der  Antrag  auf  Einziehung  der 
Nachbildungen  und  der  zur  widerrechtlichen  Vervielfältigung  ausschliefs- 
lich  bestimmten  Vorrichtungen  ist  so  lange  zulässig,  als  solche  Exemplare 
und  Vorrichtungen  vorhanden  sind;  sie  unterliegt  keiner  Verjährung; 
dieselbe  ist  auch  dann  noch  zulässig,  wenn  ein  Schutz  gegen  Nach- 
bildungen des  Musters  wegen  Zeitablaufs  nicht  mehr  besteht,  es  sich 
aber  um  Nachbildungen  handelt,  die  zu  einer  Zeit  hergestellt  und  in 
den  Verkehr  gebracht  sind,  zu  welcher  jener  Schutz  noch  bestand.  Der 
Anspruch  auf  Einziehung  kann  auch  beim  Civilgericht  geltend  gemacht 
werden. 

Eine  lediglich  versuchte,  aber  nicht  vollendete  Nachbildung  hat  nur 
die  Einziehung  der  Werkzeuge  u.  s.  w.  zur  Folge,  dagegen  nicht  auch 
die  der  teilweisen  Nachbildungen.  Die  Einziehung  ist  von  dem  subjek- 
tiven Verhalten  des  Versuchenden  unabhängig  und  ist  zu  veranlassen, 
sofern  objektiv  der  Versuch  einer  Nachbildung  vorliegt.  Neben  der  auf 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  beruhenden  Einziehung  ist  auch  die 
auf  dem  allgemeinen  strafrechtlichen  Grundsätzen  beruhende  Beschlag- 
nahme zulässig. 

Geltendmachung  des  Musterrechtes.1)  Die  Geltendmachung 
des  Musterrechtes  erfolgt  nach  dem  Geschmacksmustergesetz  und  den 
§§  26,  28  des  Getetzes  vom  11.  Juni  1870  vor  den  ordentlichen  Ge- 
richten. Gemäfs  §  101  Nr.  3  c  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  in  Ver- 
bindung mit  §  15  des  Gesetzes  vom  11.  Januar  1876  gelten  Streitig- 
keiten aus  den  Bechtsverhältnissen,  welche  sich  auf  den  Schutz  der 
Muster  und  Modelle  beziehen,  als  Handelssachen  und  gehören,  soweit 
sie  mit  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegenstandes  zu  der  Zuständig- 
keit des  Landgerichts  gehören,  d.  h.  soweit  ihr  Wert  die  Summe  von 
300  Mark  übersteigt,  vor  die  Kammern  für  Handelssachen.  Für  die 
Strafverfolgung  der  Vergehen  gegen  das  Musterschutzgesetz  sind  die 
Strafkammern  der  Landgerichte  zuständig.  Hinsichtlich  der  örtlichen 
Zuständigkeit  enthält  weder  das  Musterschutzgesetz,  noch  das  Gesetz 
vom  11.  Juni  1870  besondere  Bestimmungen,  und  daher  sind  die  allge- 
meinen civilprozessualischen  Grundsätze,  insbesondere  der  zweite  Teil 
der  Civilprozefsordnung,  hierfür  mafsgebend. 

Dambach  S.  112—114,  74  u.  75,  86;    Schmid  S.  41,  42—45,  51  u.  52. 

21* 
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Featstellungs-  und  Negatorienklage.  Die  Geltendmachung 
des  Musterreehte8  erfolgt  aufser  durch  Strafantrag  und  Antrag  auf  Ein- 
ziehung fernerhin  in  Form  der  bürgerlichen  Klage.  Wie  schon  oben  her- 
vorgehoben wurde,  kann  die  Klage  sich  entweder  nur  objektiv  gegen 
die  Thatsache  der  Verletzung  des  Musterrechtes  wenden  und  Unterlassung 
der  weiteren  Verletzung  oder  Anerkennung  des  Musterrechtes  fordern, 
oder  sie  kann  auf  Herausgabe  der  durch  die  verletzende  Handlung  er- 
worbenen Bereicherung  oder  auf  Schadenersatz  gehen. 

Die  objektive  Klage  aus  der  Verletzung  eines  der  gewerblichen 
Eigentumsrechte  (Erfinder-,  Muster-  oder  Waarenzeichenrecht)  richtet  sich 
gegen  augenblickliche  oder  zukünftige  Eingriffe  von  Seiten  anderer  in 
eines  dieser  Rechte,  während  die  Entschädigungs-  und  Strafklage  eine 
Sühne  für  schon  erfolgte  Störungen  herbeiführen  wollen.  Diese  objek- 
tiven Klagen  sind  entweder  die  Abwehrklage  (a.  negatoria)  oder  die 
reine   Feststellungsklage   gemäfs  §§   251,  253  der  Civilprozefsordnung. 

Die  Abwehrklage,  welche  sich  auf  Unterlassung  fernerer  Störungen 
richtet,  wird  häufig  mit  einer  Strafandrohung  verbunden.  Die  Nega- 
torienklage auf  Grund  eines  gewerblichen  Schutzrechtes  geht  schon  nach 
materiellem  Recht  immer  mit  auf  Feststellung  des  beklagtischen  Nicht- 
rechtes,  sodafs  nichts  im  Wege  steht,  dafs  der  Berechtigte  die  Klage 
auf  diesen  Anspruch  beschränkt.  Wenn  in  solchem  Falle  die  Klage  in 
Form  einer  Anerkennungs-  oder  Feststellungsklage  sich  darstellt,  so  ist 
sie  dennoch  eine  Negatorienklage  und  deshalb  das  Vorliegen  der  Vor- 
aussetzungen des  §  231  der  Civilprozefsordnung  nicht  erforderlich.  Da- 
neben ist  auch  eine  reine  Feststellungsklage  aus  §  231  der  Civilprozefs- 
ordnung oder  als  Widerklage  gemäfs  §  253  der  Civilprozefsordnung 
nicht  ausgeschlossen,  wenn  nämlich  die  Klage  nicht  durch  eine  wört- 
liche oder  vermeintliche  präsente  Störung  des  klägerischen  Rechtes,  sondern 
durch  die  begründete  Befürchtung  einer  zukünftigen  Störung  und  ein 
auf  alsbaldige  Feststellung  des  klägerischen  Rechtes  bezw.  des  Unrechtes 
des  Beklagten  gerichtetes  berechtigtes  Interesse  herbeigeführt  wird.1) 

Wegen  des  Mangels  anderweitiger  Formen  der  Geltendmachung  der 
Nichtigkeit  oder  des  Erlöschens  eines  Musterrechtes  ist  gerade  auf  diesem 
Gebiete  die  Feststellungsklage  wie  die  Unterlassungsklage  von  besonderer 
Bedeutung.  Die  Unterlassungsklage  gegenüber  dem  sich  ein  Musterrecht 
anmalsenden  Nichtgeschützten  (sei  es,  dafs  ein  rechtlich  wirksames 
Musterrecht  von  Anfang  an  nicht  entstanden  ist,  sei  es,  dafs  das  von 
Anfang  an  rechtlich  entstandene  nachher  erloschen  ist)  richtet  sich  auf 
Unterlassung  der  Störung  der  auf  dem  Prinzip  der  allgemeinen  Gewerbe- 
freiheit beruhenden,  an  sich  Jedem  zustehenden  Berechtigung,  jedwedes 
Muster,  sofern  eben  nicht  wirkliche  Musterrechte  an  demselben  erworben 

1)  R.  G.  v.  31.  März  1S97,  Bl.  1S97,  Nr.  6;  K.  G.  v.  11.  Jan.  1S90,  Bd.  25, 
S.  373;    ScmiiD  a.  a.  0.  S.  44. 
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also,  sofern  nicht  ein  Exemplar  des  nach  dem  Muster  gefertigten  Gegen- 
standes selber  niedergelegt  wird,  die  Niederlegung  einer  Kopie,  d.  h.  einer 
graphischen  Darstellung  oder  einer  plastischen  Kopie  des  Musters.  Handelt 
es  sich  z.  B.  um  ein  Muster  für  die  Form  einer  Porzellanvase,  so  kann 
entweder  die  Porzellanvase  selber  oder  eine  plastische,  z.  B.  aus  Holz 
oder  Gips  hergestellte  Darstellung  der  Porzellanvase  oder  auch  eine 
Zeichnung  oder  andere  graphische  Darstellung,  z.  B.  Photographie  der 
Vase,  niedergelegt  werden.  (Vergleiche  auch  hierüber  die  Bemerkungen 
unten  über  Flächen-  und  plastische  Muster). 

Offene  und  verschlossene  Hinterlegung.1)  Die  Nieder- 
legung der  Muster  kann  offen  oder  auch  verschlossen,  d.  h.  in  versiegel- 
tem Packet  erfolgen.  Erfolgt  sie  offen,  so  mufs  jedes  Muster  einzeln 
angemeldet  werden,  erfolgt  sie  verschlossen,  so  können  in  einem  Packet 
bis  zu  50  verschiedene  Muster  angemeldet  werden,  sofern  das  Packet 
das  Gewicht  von  10  kg  nicht  überschreitet  Wenn  bei  der  Register- 
behörde ein  Packet  eingeht,  welches  mehr  als  10  kg  wiegt  oder  nach 
der  Aufschrift  bezw.  nach  dem  Anschreiben  oder  den  von  dem  Anmel- 
denden der  Registerbehörde  mündlich  abgegebenen  Erklärungen  mehr  als 
50  Muster  enthält,  so  ist  dasselbe  nach  §  7  der  Bestimmungen  zurück- 
zusenden und  die  Eintragung  in  das  Musterregister  zu  verweigern.  Auf 
den  Packeten  mufs  auf  serlich  angegeben  sein,  wieviel  Muster  in  den- 
selben enthalten  sind.  Aufserdem  müssen  an  jedem  Muster  bezw.  an 
jedem  Packete  mit  Mustern  die  Fabriknummern,  unter  welchen  die  Muster 
in  den  Geschäftsbüchern  des  Urhebers  oder  seines  Rechtsnachfolgers 
eingetragen  sind,  angegeben  sein.  Ist  diese  Vorschrift  nicht  erfüllt,  so 
ist  eine  ordnungsgemäfse  Anmeldung  überhaupt  nicht  erfolgt  Die  ver- 
siegelt niedergelegten  Muster  werden  gemäfs  §  9  des  Gesetzes  und  §  1 1 
der  Bestimmungen  nach  Ablauf  der  Schutzfrist  oder,  falls  die  Schutz- 
frist 3  Jahre  übersteigt,  nach  Ablauf  von  3  Jahren,  von  der  Anmeldung 
ab  gerechnet,  von  Amts  wegen  eröffnet  und  können  dann  von  Jedermann 
eingesehen  werden ;  damit  die  Eröffnung  rechtzeitig  erfolge,  ist  über  die 
versiegelt  niedergelegten  Muster  ein  besonderes  Verzeichnis  zu  führen, 
in  welchem  der  Tag  vermerkt  wird,  an  dem  die  amtliche  Eröffnung 
vorzunehmen  ist  Über  die  erfolgte  Öffnung  wird  eine  kurze  Verhand- 
lung aufgenommen,  welche  bei  den  Akten  bleibt  Es  ergiebt  sich  aus 
der  Natur  der  Sache,  dafs  eine  Eröffnung  der  Musterpackete  auch  in 
dem  Falle  erfolgen  kann,  wenn  im  Prozefs  die  Hinterlegung  eines  Musters 
streitig  ist.  Die  Eröffung  erfolgt  gemäfs  §  11  des  Gesetzes  in  solchem 
Falle  gleichfalls  durch  die  mit  der  Führung  des  Registers  beauftragte 
Behörde,  und  zwar  auf  Antrag  des  Musterinhabers  |oder  auf  Ersuchen 
des  Gerichts  (Prozefsgerichts,  Strafgerichts  oder  Schiedsgerichts). 

1)  Dambach  S.  63;  Schmid  S.  3S,  39,  57,  59. 
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Musterbehörde.1)  Die  Anmeldung  der  Muster  erfolgt  nach  §  7  des 
Gesetzes  bei  der  zur  Führung  des  Musterregisters  beauftragten  Behörde. 
Nach  §  1  der  Bestimmungen  wird  das  Musterregister  von  der  mit  der  Führung 
der  Handelsregister  beauftragten  Gerichtsbehörde  geführt  In  Preufsen 
sind  nach  §  25  des  Ausführungsgesetzes  zum  Gerichtsverfassungsgesetz 
die  Amtsgerichte  hierfür  zuständig,  ebenso  in  den  meisten  anderen  Staaten. 
Dagegen  sind  in  Bayern,  Bremen,  Elsafs-Lothringen,  Hamburg  und 
Sachsen-Koburg-Gotba  die  örtlich  zuständigen  Landgerichte  Register- 
behörden. Der  Urheber  hat  die  Anmeldung  und  Niederlegung  des 
Musters  oder  Modells  nach  §  9  des  Gesetzes  bei  der  betr.  Gerichtsbehörde 
seiner  Hauptniederlassung  und,  falls  er  eine  eingetragene  Firma  nicht 
besitzt,  bei  der  seines  Wohnortes  zu  bewirken.  Die  Vorschriften  über  die 
Führung  der  Handelsregister  finden,  soweit  nicht  die  Bestimmungen  vom 
29.  Februar  1876  Abweichungen  enthalten,  auf  die  Führung  der  Muster- 
register entsprechende  Anwendungen.   Bezüglich  der  Ausländer  s.  unten. 

Behandlung  der  Anmeldung  durch  die  Behörden.2)  Die 
Registerbehörde  mufs  alle  Eingaben  und  Verhandlungen,  in  welchen  ein 
Antrag  auf  eine  Eintragung  in  das  Musterregister  enthalten  ist,  mit  dem 
Vermerk  versehen,  an  welchem  Tage  und  zu  welcher  Stunde  sie  bei 
dem  Gerichte  eingangen  sind.  Die  Behörde  führt  ferner  das  Muster- 
register, in  welchem  jedes  Muster  und  Modell,  welches  einzeln  nieder- 
gelegt wird,  und  jedes  niedergelegte  Packet  mit  Mustern  u.  s.  w.  mit 
der  beantragten  Schutzfrist  eingetragen  wird  und  zwar  mit  der  Firma 
der  Anmelderin  oder  dem  Namen  des  Anmelders,  dem  Orte  der  Nieder- 
lassung, der  Angabe,  ob  es  sich  um  ein  offenes  Muster  oder  Packet 
handelt,  der  Angabe  der  Art  des  Gegenstandes,  ferner,  ob  es  sich  um  ein 
Flächen-  oder  plastisches  Muster  handelt,  der  Angabe  der  Fabriknummer, 
der  beanspruchten  Schutzdauer  und  genauen  Angabe  des  Einganges  der 
Anmeldung.  Nach  §  1  der  Bekanntmachung  vom  23.  Dezember  1886  erhält 
jedes  Muster  und  Modell,  welches  einzeln  niedergelegt  wird,  und  jedes 
niedergelegte  Packet  mit  Mustern  in  dem  Register  eine  besondere  Num- 
mer. Die  Exemplare  und  Abbildungen  der  Muster  und  Modelle,  welche 
in  Gemäfsheit  des  §  7  des  Gesetze«  beim  Gericht  niedergelegt  werden,  sind 
nach  §  4  der  Bestimmungen  in  einem  besonderen,  leicht  zugänglichen  Behält- 
nisse sicher  aufzubewahren  und  mit  einem  Papierstreifen  zu  versehen,  auf 
welchem  das  betr.  Blatt  des  Musterregisters  und  der  Akten  angegeben  ist. 
Zu  dem  Musterregister  werden  nämlich  nach  §  3  der  Bestimmungen  Akten 
angelegt,  in  welche  nach  der  Zeitfolge  alle  dasselbe  betreffenden  Eingaben, 
Verhandlungen,  Urkunden  u.  s.  w.  gebracht  werden,  und  ferner  ein  Ver- 
zeichnis, welches  zum  Zwecke  der  leichten  Auffindung  eines  Musters  nach 
§  2  der  Bestimmungen  die  eingetragenen  Namen  bezw.  Firmen  in  alpha- 

1)  Dambach  S.  60—63;  Schmto  S.  35. 

2)  Schmid  S.  65 ff. 
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betischer  Reihenfolge  enthält.  Nach  §  8  der  Bestimmungen  erhält  der  An- 
meldende auf  ausdrückliches  Verlangen  eine  Bescheinigung  über  die  er- 
folgte Eintragung  (Eintragungsschein),  wofür  die  Gebuhr  von  1  M.  zu 
entrichten  ist 

Die  niederlegten  Muster  u.  s.  w.  sowie  deren  Abbildungen  werden 
nach  der  Bekanntmachung  vom  12.  November  1883,  welche  an  Stelle  des 
§  12  der  Bestimmungen  getreten  ist,  4  Jahre  nach  Ablauf  der  Schutzfrist 
aufbewahrt,  demnächst  wird  an  den  Urheber  bezw.  an  den  Rechtsnachfolger 
seitens  der  Behörde  die  Aufforderung  gerichtet,  die  Muster  u.  s.  w.  hinnen 
4  Wochen  in  Empfang  zu  nehmen,  widrigenfalls  über  dieselben  ander- 
weit verfügt  werden  würde.  Die  Aufforderung  gilt  mit  der  Aufgabe  zur 
Post,  selbst  wenn  sie  als  unbestellbar  zurückgeht,  als  bewirkt  Wird  ihr 
nicht  entsprochen,  so  werden  die  Muster  u.  s.  w.  vernichtet,  oder  sofern 
sie  einen  Wert  besitzen,  einer  öffentlichen  Sammlung  oder  Anstalt  über- 
wiesen oder  auf  geeignetem  Wege  in  fiskalischem  Interesse  veräufeert. 

Öffentlichkeit1)  Das  deutsche  Gesetz  steht  auf  dem  Boden  der 
Öffentlichkeit  des  Musterregisters.  Die  Eintragung  und  die  Verlängerung 
der  Schutzfrist  für  jedes  Muster  wird  nach  §  10  der  Bestimmungen  mo- 
natlich im  Deutschen  Reichsanzeiger  bekannt  gemacht  Die  mit  der 
Führung  des  Musterregisters  betraute  Behörde  hat  am  Schlüsse  jedes 
Monats  ein  Verzeichnis  der  von  ihr  im  Laufe  des  verflossenen  Monats 
bewirkten  Eintragungen  an  die  Expedition  des  Deutschen  Reichs-  und 
preufsischen  Staatsanzeigers  zu  Berlin  portofrei  einzusenden  und  zugleich 
den  Kostenbetrag  für  die  Bekanntmachung  beizufügen.  Die  Expedition 
des  Deutschen  Reichsanzeigers  u.  s.  vv.  übersendet  dem  Gericht  über  die 
erfolgte  Bekanntmachung  kostenfrei  ein  Belagsblatt,  welches  zu  den  Akten 
zu  bringen  ist.    Die  Veröffentlichung  erfolgt  auf  Kosten  des  Anmelders. 

Aufser  der  Eintragung  wird  auch  die  Verlängerung  der  Schutzfristen 
(§  8  Abs.  2)  gemäfs  §  1  des  Gesetzes  und  §  10  der  Bestimmungen  monat- 
lich in  Deutschen  Reichsanzeiger  bekannt  gemacht  Dagegen  findet  eine 
Bekanntmachung  der  Beendigung  des  Musterrechts,  mag  sie  wegen  Frist- 
ablaufs oder  wegen  Nichtzahlung  der  Gebühren  erfolgen,  nicht  statt, 
ebenso  wenig  wie  diese  Thatsache  oder  auch  die  Thatsache  der  durch 
ein  gerichtliches  Urteil  festgestellten  Ungültigkeit  eines  Musters  in  das 
Musterregister  eingetragen  wird. 

Nach  §  1 1  des  Gesetzes  ist  es  Jedermann  gestattet,  von  dem  Muster- 
register und  den  nicht  versiegelten  Mustern  und  Modellen  bezw.  von  den 
versiegelten  nach  der  Eröffnung  Einsicht  zu  nehmen  und  sich  beglau- 
bigte Auszüge  aus  dem  Musterregister  erteilen  zu  lassen. 

Gebühren.2)  Für  jede  Eintragung  und  Niederlegung  eines  einzelnen 
Musters  oder  eines  Packets  mit  Mustern  u.  s.  w.  (§  9)  wird  nach  §  12 

1)  Dambach  S.  65;  Schmid  S.  38,  39,  58. 

2)  Dambach  S.  68 ff;  Schmid  S.  39,  57. 
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des  Gesetzes,  insofern  die  Schutzfrist  auf  nicht  länger  als  drei  Jahre 
beansprucht  wird  (§  8  Abs.  1),  eine  Gebühr  von  1  Mark  für  jedes  Jahr 
erhoben. 

Nimmt  der  Urheber  in  Gemäfsheit  des  §  8  Abs.  2  eine  längere 
Schutzfrist  in  Anspruch,  so  hat  er  für  jedes  weitere  Jahr  bis  zum  zehnten 
Jahre  einschliefslich  eine  Gebühr  von  2  Mark,  von  elf  bis  fünfzehn 
Jahren  eine  Gebühr  von  3  Mark  für  jedes  einzelne  Muster  oder  Modell 
zu  entrichten.  Die  Gebühr  wird  zwar  für  jedes  Jahr  einzeln  berechnet, 
ist  aber  gleich  bei  Beginn  der  Schutzfrist  für  die  ganze  Dauer  der  be- 
antragten Schutzfrist  zusammen  zu  bezahlen,  wobei  jedes  angefangene 
Jahr  der  Schutzfrist  für  voll  gerechnet  wird,  so  daf s  also,  wenn  2  !/2  Jahre 
beantragt  wäre,  für  3  Jahre  gezahlt  werden  müfste. 

Die  Zahlung  der  Gebühr  ist  keine  Voraussetzung  der  Eintragung; 
die  Priorität  wird  daher  auch  dann  gewährt,  wenn  die  Gebühr  nicht 
gleichzeitig  mit  der  Anmeldung  bezw.  dem  Antrage  auf  Verlängerung 
der  Schutzfrist  eingezahlt  ist 

Aufserdem  hat  gemäfs  §  8  der  Bestimmungen  der  Anmelder  die 
Kosten  der  Bekanntmachung  jeder  Eintragung  (mit  1,80  M.)  zu  tragen. 
Für  jeden  Eintragungsschein  sowie  für  jeden  sonstigen  Auszug  aus  dem 
Musterregister  wird  eine  Gebühr  von  1  Mark  erhoben.  Die  Gebühren 
sind  entweder  bar  an  das  Gericht  einzusenden  oder  auf  Verlangen  des 
Anmeldenden  durch  Postvorschufs  von  demselben  zu  erheben. 

Registermarke.  Eine  Bezeichnung  der  nach  dem  Muster  ge- 
fertigten Gegenstände  als  geschützte  (Registermarke)  ist  nach  dem  deut- 
schen Gesetz  nicht  erforderlich,  eine  solche  wurde  von  der  zur  Vorbe- 
reitung des  Gesetzes  im  Jahre  1874  einberufenen  Bundesrats-Enquete 
ausdrücklich  als  überflüssig  bezeichnet  Dagegen  ist  die  Anbringung 
einer  solchen  Bezeichnung  natürlich  zulässig,  jedoch  müssen  Bezeichnungen, 
welche  zu  der  irrtümlichen  Annahme  verleiten,  als  sei  der  Gegenstand 
patentiert,  dabei  vermieden  werden.  Üblich  ist  bei  Geschmacksmustern 
die  Bezeichnung  Dep.  oder  auch  Reg.  mit  der  Registernummer. 

§3.  Inhalt  des  Musterreohtes. *)  Musterschutzverletzung.  Das 
Musterrecht  hat  zwar  auch  einen  positiven  Inhalt,  der  in  dem  indivi- 
duellen Verfügungsrechte  des  Schöpfers  an  der  geistigen  Schöpfung,  ins- 
besondere in  dem  Verfügungsrechte  darüber  besteht,  ob  die  Schöpfung 
veröffentlicht  werden  soll  oder  nicht;  diese  positive  Seite  des  Muster- 
rechtes  tritt  aber  mit  Rücksicht  auf  den  zu  ihrer  Schaffung  erforder- 
lichen geringeren  Grad  geistiger  Thätigkeit  im  Vergleich  zu  anderen 
Urheberrecbtsarten,  wie  der  schriftstellerischen  und  künstlerischen  Thätig- 
keit, erheblich  zurück  gegenüber  der  vermögensrechtlichen  Seite  des 
Musterrechtes,  welche  sich  in  dem  negativen  Inhalt  desselben,  dem  Ver- 

1)  Dambach  S.  30 ff.;  Schmid  S.  33,  34,  45;  R.  G.  v.  2.  Nov.  1S*>2,  Jurist 
TVochenschr.  S.  237. 
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botsrechte  des  Urhebers  gegen  die  Verwertung  des  Mustere  durch  andere, 
dokumentiert 

Unerlaubte  Nachbildung.  Das  Gesetz  drückt  im  §  l  diesen 
Inhalt  mit  den  Worten  aus:  „Das  Recht,  ein  gewerbliches  Muster  oder 
Modell  ganz  oder  teilweise  nachzubilden,  steht  dem  Urheber  desselben 
ausschliefslich  zuu  und  sagt  ferner  im  §  5:  „Jede  Nachbildung 
eines  Musters  oder  Modells,  welche  in  der  Absicht,  dieselbe  zu  verbreiten, 
ohne  Genehmigung  des  Berechtigten  hergestellt  wird,  ist  verboten*. 
Wenn  sonach  auch  nach  §  1  das  Nachbildungsrecht  dem  Urheber  aus- 
schliefslich zustehen  soll,  so  ist  das  doch  gemäfs  §  5  dahin  zu  inter- 
pretieren, dafs  nicht  jede  Nachbildung  seitens  eines  Anderen  verboten 
ist,  sondern  nur  diejenige  Nachbildung,  welche  in  der  Absicht  der  Verbrei- 
tung erfolgt.  Aufserdem  ist  auch  abgesehen  von  dem  Mangel  der  Ver- 
breitungsabsicht nicht  jede  Nachbildung  unzulässig,  es  sind  vielmehr  im 
Gesetz  einzelne  Fälle  aufgeführt,  in  denen  zwar  vielleicht  eine  Nach- 
bildung, nicht  aber  eine  unerlaubte  Nachbildung  im  Sinne  des  Gesetzes 
vorliegt  Es  ist  daher  zwischen  erlaubter  und  unerlaubter  oder  verbotener 
Nachbildung  zu  unterscheiden,  und  es  richten  sich  die  die  Ausübung  des 
Untersagungsrechtes  regelnden  Vorschriften  der  §§  18 — 36  und  38  des 
Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  nur  gegen  die  unerlaubte  Nachbildung. 
Während  nun  das  Urhebergesetz  vom  11.  Juni  1870  an  sich  nur  die 
mechanische  Vervielfältigung  eines  durch  jenes  Gesetz  geschützten  Werkes 
verbietet,  den  Unterlassungsanspruch  aber  als  begründet  erachtet,  gleich- 
gültig, ob  solche  zum  Zwecke  der  Verbreitung  erfolgt  oder  nicht,  und  von 
dem  Vorliegen  der  Verbreitungsabsicht  nur  den  Entschädigungs-  und  Straf- 
anspruch abhängig  macht,  verbietet  das  Mustergesetz  jede  Nachbildung, 
mag  sie  mechanisch  erfolgen  oder  eine  Einzelkopie  sein,  macht  aber  sowohl 
den  Unterlassungsanspruch,  wie  den  Entschädigungs-  und  Strafanspruch  stets 
von  dem  Vorliegen  der  Verbreitungsabsicht  bei  der  Nachahmung  abhängig. 

Der  Begriff  der  Verbreitung  im  Sinne  des  Gesetzes  wird  weiter  unten 
dargelegt  werden.  Es  genügt  die  Absicht  der  Verbreitung,  um  eine 
Nachbildung  als  unerlaubt  erscheinen  zu  lassen,  &  h,  die  Unerlaubtheit 
der  Musternachbildung  setzt  weder  die  Absicht  der  Vermögensbereicherang 
oder  -Beschädigung  noch  einen  derartigen  Erfolg  voraus,  sondern  nur, 
dafs  die  Absicht  bei  der  Herstellung  der  Nachbildungen  darauf  gerichtet 
war,  dieselben  nicht  lediglich  für  seinen  Privatbedarf  und  -Gebrauch  her- 
zustellen, sondern  sie  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  verbreiten.  Ob  diese 
Absicht  verwirklicht  ist  oder  nicht,  ist  für  die  Natur  der  Nachbildung 
als  einer  unerlaubten  unerheblich. 

Veranstaltung.1)  Verboten  ist  nach  dem  Gesetz  also  in  erster  Linie 

1)  Dambach  S.  67;  Schmtd  S.  47;  R.  G.  Str.  v.  2.  Februar  lh85,  Bd.  12,  S.  34; 
R.G.  Str.  v.  6.  Juni  1S90,  Bd.  20,  S.  430;  Reichsgerichtsentscheidung,  mitgeteilt  in 
den  Nachrichten  aus  dem  Buchhandel,  Leipzig  1S96. 
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die  in  der  Absicht  der  Verbreitung  erfolgte  Herstellung  einer  Nachbildung 
des  geschützten  Musters.  Das  Gesetz  (§  18)  spricht  allerdings  nicht  von 
dem  Hersteller  eines  Nachdrucks,  es  richtet  sich  vielmehr  gegen  den- 
jenigen, der  vorsätzlich  und  aus  Fahrlässigkeit  einen  Nachdruck  ver- 
anstaltet Unter  Veranstalter  eines  Nachdrucks  ist  derjenige  zu  ver- 
stehen, welcher  die  Herstellung  eines  Nachdrucks  bezw.  einer  Nachbildung 
für  sich  vornimmt  oder  vornehmen  lälst,  um  dieselbe  auf  fremde  oder 
eigene  Rechnung  zu  verbreiten.  Veranstalter  ist  daher  z.  B.  nicht  der- 
jenige, welcher  in  einer  lithographischen  Anstalt  lediglich  die  manuelle 
Thätigkeit  der  Nachzeichnung  ausübt,  sondern  der  Inhaber  der  litho- 
graphischen Anstalt  Jedoch  kann  der  erstere,  wenn  die  rechtlich  voraus- 
gesetzten subjektiven  Momente,  d.  h.  Kenntnis  der  die  Handlung  zur 
unerlaubten  stempelnden  Thatumstände,  bei  ihm  vorhanden  sind,  eventuell 
seinerseits  als  Beihelfer  des  Veranstalters  in  Betracht  kommen.  Ohne  auf 
den  unmittelbar  wirksamen  mechanischen  Thätigkeitsakt  des  Verviel- 
fältigens  entscheidendes  Gewicht  zu  legen,  soll  vielmehr  derjenige,  auf 
dessen  kaufmännische,  geschäftliche  oder  technische  Veranstaltungen  hin 
der  Vervielfältigungsmechanismus  in  Bewegung  gesetzt  wird,  als  Urheber 
des  strafbaren  Nachdrucks  getroffen  werden.  Wer  lediglich  als  Setzer, 
Stecher,  Korrektor,  Maschinist  oder  dergl.  mit  seinen  persönlichen  Kräften 
auf  serlich  zur  mechanischen  Vervielfältigung  mitwirkt,  kann  zwar  auf 
Grund  der  Bestimmungen  über  Beihilfe  eventuell  haftbar  sein,  ist  aber 
in  diesem  Sinne  nicht  Veranstalter;  wohl  aber  ist  es  sowohl  derjenige, 
in  dessen  Interesse  oder  auf  dessen  Rechnung  der  Nachdruck  hergestellt 
wird,  d.  h.  der  Herausgeber  wie  der  Verleger,  als  auch  derjenige,  welcher 
den  sonst  erforderlichen  geschäftlichen  Apparat  und  die  sonst  erforder- 
lichen technischen  Anstalten  für  die  Herstellung  hergiebt,  also  der  Drucker. 
Ob  die  Absicht  des  Bestellers  dahin  ging,  selbst  und  persönlich  zu  ver- 
breiten oder  nur  an  den  Besteller  die  Nachdrucksexemplare  abzuliefern 
in  dem  Bewufstaein  von  dessen  Verbreitungsabsicht,  ist  unerheblich.  Auch 
der  Prokurist  einer  Firma,  für  welche  er  einen  Nachdruck  herbeiführt, 
ist  Veranstalter,  wenn  er  auch  im  fremden  Interesse  gehandelt  hat  Ver- 
anstaltung und  Herstellung  einer  Nachbildung  decken  sich  somit  keines- 
wegs notwendig,  vielmehr  ist  der  erstere  Begriff  der  weitere.  Mehrere 
Veranstalter  können  bei  einem  Nachdruck  zusammenwirken;  dieselben 
stehen  sodann  im  Verhältnis  der  Mittäterschaft 

Veranlassung.1)  Das  Musterschutzgesetz  vom  11.  Januar  1876 
verbietet  zwar  nur  die  unerlaubte  Nachbildung  des  Musters;  da  aber  die 
§§  ig — 36  und  38  des  Urhebergesetzes  auch  auf  Geschmacksmuster  An- 
wendung finden  und  in  diesen  Paragraphen  aufser  der  Veranstaltung 
einer  Nachbildung   auch   die  Verbreitung   objektiv  unstatthafter   Nach- 

1)  DambachS.  97—99;  Schmid  S.  4S,  49;  R.  G.  v.  22./25.  Juni  1686,  Jurist. 
Wschr.  S.  342;  RG.Str.  v.  S.Juli  1SS1,  Bd.  4,  S.  349. 
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bildungen  verboten  ist,  ist  neben  der  Nachbildung  auch  die  nicht  ge- 
stattete Verbreitung  eines  Musters  verboten.  Verboten  ist  ferner  gemäfs 
§  20  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1S70  die  Veranlassung  zu  einem  Nach- 
druck bezw.  im  Musterrecht  zu  einer  vom  Urheberrecht  nicht  gestatteten 
Nachbildung.  Veranlasser  ist,  wer  einen  Anderen  zur  That  vorsätzlich 
oder  fahrlässig  bestimmt  Da  aber  eine  Nachbildung  nach  Musterrecht 
nur  dann  verboten  ist,  wenn  sie  in  der  Verbreitungsabsicht  erfolgt,  so 
ist  auch  die  Veranlassung  zu  einer  Nachbildung  nur  dann  verboten,  wenn 
der  Veranlasser  die  Nachbildung  zum  Zwecke  der  Verbreitung  im  Auge 
hatte.  Dabei  kommt  dem  Veranlasser  ebenso  wie  dem  Veranstalter  die 
Bestimmung  des  §  18  über  den  Irrtum  zu  gute. 

Der  Veranlasser,  der  vorsätzlich  oder  aus  Fahrlässigkeit  gehandelt 
hat,  haftet  nach  den  Grundsätzen  der  §§18  und  19,  und  zwar  unab- 
hängig von  dem  Vorhandensein  der  subjektiven  VerantworÜichkeitsvoraus- 
setzungen  in  der  Person  des  Veranstalters,  eventuell  solidarisch  mit  diesem. 
Mangels  jeden  Verschuldens  ist  aber  der  Veranlasser  nicht  einmal  die 
Bereicherung  herauszugeben  verpflichtet 

Nicht  verboten  ist  die  Benutzung  einer  von  einem  Andern  erwor- 
benen, unerlaubt  hergestellten  Nachbildung,  selbst  wenn  sie  im  Gewerbe- 
betrieb erfolgt  im  Gegensatz  zu  dem  Patent-  und  Gebrauchsmusterrecht, 
welches  jede  gewerbliche  Verwertung  eines  unter  Verletzung  eines  solchen 
Schutzrechtes  entstandenen  Gegenstandes  verbietet 

Verbreitung.1)  Verboten  ist  nicht  nur  die  Veranstaltung  oder  Ver- 
anlassung einer  Nachbildung  zum  Zwecke  der  Verbreitung,  es  besteht 
daneben  vielmehr  auch  noch  ein  selbständiges  Delikt  der  Verbreitung 
unerlaubter  Nachbildungen  gemäfs  §  25  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870. 

Es  tritt  in  den  Gesetzen  vom  11.  Januar  1876  und  11.  Juni  1870 
der  Begriff  der  „Verbreitung"  viermal  entgegen: 

1.  Soll  die  Neuheit  des  angemeldeten  Musters  davon  abhängig  sein, 
dafs  die  Anmeldung  und  Hinterlegung  erfolgt,  bevor  ein  nach 
dem  Muster  oder  Modell  gefertigtes  Erzeugnis  verbreitet  wird; 

2.  ist  nach  §  5  des  Gesetzes  vom  11.  Januar  1876  sowie  nach  §  IS 
des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  jede  Nachbildung  eines  Musters 
oder  Modells,  welche  in  der  Absicht,  dieselbe  zu  verbreiten, 
hergestellt  wird,  verboten; 

3.  ist  nach  §  6  des  Gesetzes  vom  11.  Januar  1876  die  Einzelkopie, 
welche  nicht  zum  Zwecke  gewerbsmälsiger  Verbreitung  erfolgt, 
statthaft ; 

4.  ist  nach  §  25  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  die  gewerbs- 
mäfsige  Verbreitung  unerlaubter  Nachbildungen  selbst  unstatthaft 

Hiernach  kommt  sowohl  nach  §  7  und  5  des  Gesetzes  vom  11.  Januar 
1876,  wie  auch  nach  §  18  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  die  Verbrei- 
1)  Dambach  S.  37,  3S,  41,  89,  109,  110;    Schmid  S.  34,  35,  36,  43,  45,  51. 
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tung  in  Betracht,  gleichgültig,  ob  sie  gewerbsmäfsig  erfolgt  oder  nicht, 
während  nach  §  6  des  Gesetzes  vom  11.  Januar  1876  und  nach  §  25 
des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  nur  die  gewerbsmässige  Verbreitung 
verboten  ist 

Der  Begriff  der  Verbreitung  ist  jedoch  für  sämtliche  ausgeführten 
Fälle  derselbe,  nur  dafs  im  Falle  des  §  6  und  §  25  der  citierten  Gesetze 
die  besonderen  Umstände  hinzukommen  müssen,  welche  die  Verbreitung 
als  eine  gewerbsmäfsige  erscheinen  lassen. 

Gewerbsmäfsig  sind  Geschäfte  dann,  wenn  die  Absicht  nicht  auf 
die  einzelnen  vorkommenden  Geschäfte,  sondern  einheitlich  auf  den  ganzen 
Komplex  von  Geschäften,  auf  die  ganze  Reihe  der  im  Willen  verbun- 
denen Geschäfte  gerichtet  ist,  und  wenn  ferner  die  Absicht  dahin  geht, 
aus  dieser  Thätigkeit  eine  dauernde  Einnahmequelle  zu  machen. 

Dafür,  ob  gewerbsmäfsiger  Betrieb  vorliegt,  können  keine  festen 
Merkmale  aufgestellt  werden,  es  sind  die  Umstände  des  einzelnen  Falles 
zu  untersuchen.  So  kann  z.  B.  in  der  Veröffentlichung  eines  einzigen 
Werkes  gewerbsmäfsiger  Betrieb  liegen,  während  trotz  der  Veröffent- 
lichung mehrerer  Werke  dieses  Moment  unter  Umständen  vermifst  werden 
kann.  In  Betracht  kommt  namentlich  die  Art  und  Weise  des  Betriebes 
und  der  Umstand,  ob  der  Verleger  dauernde  Anstalten  zur  Betreibung 
des  Geschäftes  errichtet  hat.1) 

Das  Gesetz  vom  11.  Juni  1870  verbietet  gemäfs  §  4  lediglich  die 
mechanische  Vervielfältigung  und  giebt  einen  Untersagungsausspruch, 
gleichgültig,  ob  die  Vervielfältigung  zum  Zwecke  der  Verbreitung  erfolgt 
oder  nicht  Der  mechanischen  Vervielfältigung  hat  das  Gesetz  auch  das 
Abschreiben  für  den  Fall  gleichgestellt,  dafs  dasselbe  nicht  zum  eigenen 
Gebrauch  erfolgt,  sondern  zum  Zwecke  der  Verbreitung,  wenn  dasselbe 
also  bestimmt  ist,  den  Druck  zu  vertreten.  Wenn  z.  B.  ein  Kollegienheft 
in  einer  gröfseren  Anzahl  von  Exemplaren  abgeschrieben  und  vertrieben 
wird,  wenn  aus  einem  Tonstück  die  einzelnen  Stimmen  ausgezogen  und 
zum  Zwecke  der  Aufführung  des  Stückes  verteilt  werden. 

Wenn  nun  auch  nach  dem  Gesetz  vom  1 1 .  Juni  1 870  jede  mecha- 
nische Vervielfältigung  verboten  ist,  so  macht  eine  solche  strafbar  und 
entschädigungspflichtig  nur,  wenn  sie  in  der  Absicht  der  Verbreitung  erfolgt2) 

Das  Mustergesetz  verbietet  überhaupt  nicht  blofs  die  mechanische 
Nachbildung,  sondern  jede  Nachbildung  (§  5),  aber  nur  wenn  sie  in 
der  Absicht  der  Verbreitung  erfolgt,  und  wenn  es  sich  lediglich  um  eine 
Einzelkopie  handelt  nur  dann,  wenn  die  Absicht  der  gewerbsmäfsigen 
Verbreitung  vorliegt.  Daraus  ergiebt  sich,  dafs,  wer  ein  Muster,  z.  B. 
ein  Stickmuster,  vielfach  durchpausen,  die  Pausen  nachziehen  und  die 

1)  R.  G.  v.  29.  Oktober  1896,  Bd.  3S,  S.  18;  R.  G.  v.  23.  Juni  1S81,  Bd.  5,  S,  67; 
R.  G.  Str.  v.  19.  September  1885,  Bd.  12,  S.  388;  R.  G.  Str.  v.  5.  Mai  1884,  Bd.  10,  S.  401. 

2)  R.G.  v.  21.  September  1880  Str.,  Bd.  2,  S.  246. 
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vielfachen  so  gewonnenen  Exemplare  z.  B.  mit  Pansen  anderer  Muster 
zusammen  als  ein  Vorlagewerk  in  den  Verkehr  bringen  würde,  sich  der 
unerlaubten  Nachbildung  schuldig  machen  würde,  da  er  das  Muster  — 
wenn  auch  nicht  mechanisch  —  so  doch  vervielfältigt  hätte,  und  zwar 
zum  Zwecke  der  Verbreitung,  selbst  wenn  er  solches  nur  einmal  thut 
und  nicht  in  der  Absicht,  dauernd  solche  Handlungen  vorzunehmen,  also 
daraus  ein  dauerndes  Gewerbe  zu  machen. 

Es  ergiebt  sich  daraus  fernerhin,  dafs  wenn  der  Inhaber  eines  Ta- 
pisseriegeschäfts ein  geschütztes  Stickmuster  nachsticken  läfst,  um  es  unter 
anderen  Stickereien  zu  verkaufen,  diese  Handlung  eine  Musterverletzung 
enthält,  obgleich  es  sich  um  eine  Einzelkopie  handelt,  weil  nämlich  diese 
Einzelkopie  in  der  Absicht  gewerbsmäfsiger  Verbreitung  hergestellt  ist. 

Es  ergiebt  sich  aber  schliefslich  daraus,  dafs  wenn  eine  arme 
Stickerin,  die  sonst  ihren  Unterhalt  durch  Beschäftigung  bei  einem  Ge- 
werbetreibenden gewinnt,  ausnahmsweise  auf  Wunsch  irgend  einer  Person 
dieser  eine  Stickerei  nach  einem  schönen  —  aber  geschützten  —  Muster 
herstellt  und  verkauft,  sie  sich  der  Musterverletzung  nicht  schuldig  gemacht 
hat,  weil  es  sich  zwar  um  eine  Verbreitung  einer  Einzelkopie,  nicht 
aber  um  eine  gewerbsmäfsige  handelt 

Die  Frage,  ob  eine  Verbreitung  lediglich  dann  vorliegt,  wenn  eine 
Besitzübertragung  auf  einen  Anderen  vorgenommen  wird,  oder  ob  eine 
Verbreitung  auch  schon  dann  vorliegt,  wenn  der  Gegenstand  der  Ver- 
breitung zum  Zwecke  zukünftiger  Verbreitung  lediglich  ausgestellt  oder 
anderweitig  angeboten  wird,  oder  ob  drittens  eine  verbotene  Verbreitung 
auch  schon  dann  vorliegt,  wenn  lediglich  ein  Zugängigmachen  des 
Gegenstandes  für  andere  Personen  beabsichtigt  wird,  nicht  aber  ein  Ab- 
geben an  andere  Personen,  wrenn  also  die  Nachbildung  z.  B.  nur  mit 
anderen  Gegenständen  zusammen  in  einer  wissenschaftlichen  oder  künst- 
lerischen Zwecken  dienenden  Ausstellung  ohne  Absicht  des  Verkaufes 
oder  Angebotes  zum  Verkauf  ausgestellt  wird,  ist  nach  den  verschiedenen 
Gegenständen  des  Urheberrechtes  verschieden  zu  beurteilen,  je  nachdem 
nämlich  der  Urheber  ein  schutzwertes  Interesse  lediglich  an-  der  Xicht- 
einschränkung  der  Verwertung,  des  Absatzes  der  Gegenstände  seiner 
Urheberthätigkeit  hat  oder  aber  sein  berechtigtes  Interesse  an  der  Xicht- 
veröffentlichung  ohne  seine  Genehmigung  ein  weiterreichendes  ist 

Das  Urheberrecht  hat  nämlich  nicht  eine  ausschliefslich  vermögens- 
rechtliche Seite;  es  beruht  vielmehr  auf  dem  Grundgedanken,  dafs  jeder 
die  Herrschaft  besitzt,  über  die  Gestaltungen  seiner  wissenschaftlichen 
oder  künstlerischen  Gedankenthätigkeit  und  allein  darüber  zu  bestimmen, 
ob,  wie  und  wann  sie  zur  öffentlichen  Kundgebung  gelangen  sollen. 
Dieses  Recht  besteht  auch,  wenn  der  Urheber  seinerseits  gar  nicht  be- 
absichtigt hat,  das  Produkt  seiner  geistigen  Thätigkeit  oder  Kunstfertig- 
keit durch  mechanische  Vervielfältigung  zu  verbreiten.    Daraus  ergiebt 
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sich  nun,  dafs  nicht  blofs  in  der  das  eigene  Verbreitungsrecht  des  Autors 
schmälernden  unbefugten  Verbreitung  der  Nachdrucksexemplare,  sondern 
unter  Umständen  auch  in  der  unbefugten  Veröffentlichung  eines  Werkes 
eine  empfindliche  Schädigung  des  Autors  erblickt  werden  kann.1) 

Gemeinhin  wird  unter  Verbreitung  körperlicher  Gegenstände,  um 
welche  es  sich  hier  handelt,  die  Handlung  verstanden,  wodurch  die 
Gegenstände  mittels  Übergabe,  Gestattung  der  Ansichnahme  und  der- 
gleichen anderen  Personen  zum  vorübergehenden  oder  dauernden  Besitz 
oder  Gewahrsam  zugängig  gemacht  werden.  In  diesem  Sinne  versteht 
auch  das  Gesetz  vom  11.  Juni  1870,  soweit  es  sich  um  den  Schutz  der 
dort  vertretenen  Interessen,  d.  h.  um  den  Schutz  gegen  den  Nachdruck 
von  litterarischen,  dramatischen  oder  musikalischen  Werken  handelt,  die 
Verbreitung  bezw.  die  Verbreitungsabsicht,  wie  sie  eine  Voraussetzung 
der  Wirksamkeit  des  §  18  bildet,  d.  h.  es  wird  bei  dem  Verbot  der 
Nachbildung  zum  Zwecke  der  Verbreitung  vorwiegend  an  eine  Ver- 
breitung der  Nachdrucksexemplare  gedacht,  welche  das  ausschliefsliche 
Recht  des  Autors,  sein  Werk  selbst  zu  verbreiten  und  zu  verwerten,  schädigt. 

Hiernach  würde  die  Ausstellung  eines  mit  besonders  schönen  Lettern 
gedruckten  Buches,  obgleich  dasselbe  unerlaubter  Weise  hergestellt  ist, 
in  einer  Ausstellung,  welche  die  Entwicklung  der  Bruchdruckerkunst 
bezweckte,  nicht  verboten  sein,  wohl  aber  die  Herstellung  dieses  Buches, 
da  diese  auch  ohne  Absicht  der  Verbreitung  unstatthaft  ist,  zwar  gemäls 
§  5  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  unerlaubt,  nicht  aber  gemäfs  §  18 
des  Gesetzes  strafbar  oder  zur  Entschädigung  verpflichtend  sein,  weil 
§  18  die  Verbreitungsabsicht  voraussetzt  und  zwar  eine  auf  Verwertung 
gerichtete  Verbreitungsabsicht 

Dafs  aber  auch  im  Urhebergesetz  von  1870  das  nicht  vermögens- 
rechtliche, sondern  rein  persönliche  Interesse  des  Urhebers  an  dem  Werke 
geschützt  wird,  ergeben  die  Bestimmungen  des  §  5a  und  b  und  des 
§  50  des  Gesetzes. 

Da  auch  auf  dem  Gebiete  des  Musterschutzes  das  überwiegende 
Interesse  des  Musterinhabers  auf  der  Untersagung  derjenigen  Handlungen 
beruht,  welche  das  ausschliefsliche  Recht  des  Inhabers,  sein  Muster 
selbst  zu  verbreiten  und  zu  verwerten,  schädigen,  so  liegt  auch  im  Muster- 
recht eine  Verbreitung  im  Sinne  des  Gesetzes  dann  vor,  wenn  eine  Kopie 
des  Musters  oder  ein  nach  dem  Muster  gefertigtes  Erzeugnis  zum  Zwecke 
der  Verwertung  mitgeteilt  oder  zugängig  gemacht  worden  ist  So  kann 
in  der  Ausstellung  einer  nach  einem  Muster  gefertigten  Einzelkopie  eine 
unzulässige  Verbreitung  dann  nicht  gesehen  werden,  wenn  mit  dieser 
Ausstellung  nicht  etwa  die  Absicht  der  Veräufserung  verbunden  ist, 
sondern  lediglich  die  Absicht,  einen  Beweis  seiner  Geschicklichkeit  dem 
Publikum  zu  bieten,  damit  dieses  im  übrigen  Vertrauen  zu  den  gewerb- 

1)  R.  G.  v.  21.  September  1SS0  Str.,  Bd.  1,  S.  246. 
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liehen  Leistungen  des  Ausstellenden  gewinnt  Ein  solcher  Fall  würde 
z.  B.  vorliegen,  wenn  eine  Kunststickerin  einen  nach  einem  geschützten 
Muster  gestickten  Gegenstand  ohne  die  Absicht  der  Veräufserung  oder 
Verwertung  ausstellt;  freilich  spricht  die  Vermutung  für  die  Verbreitungs- 
absicht, doch  könnte  dieselbe  ja  beispielsweise  dadurch  von  vornherein 
ausgeschlossen  werden,  dafs  ausdrücklich  an  dem  ausgestellten  Gegen- 
stand die  Bemerkung  „Unverkäuflich"  angebracht  würde. 

Dafs  eine  unzulässige  Verbreitung  nicht  lediglich  in  den  Fällen 
vorliegt,  wo  durch  Besitzübertragung  der  Gegenstand  der  Verbreitung 
von  dem  Verbreiter  in  den  Besitz  einer  anderen  Person  übergegangen 
ist,  dafs  vielmehr  eine  Verbreitung  auch  schon  dann  vorliegt,  wenn  der 
Gegenstand  in  der  Absicht  der  Ermöglichung  oder  Herbeiführung  zu- 
künftiger Besitzübertragung  auf  Andere  feilgehalten  und  feilgeboten  wird, 
d.  h.  zum  Zwecke  der  Veräufserung  angeboten  und  bezw.  ausgestellt 
oder  ausgehängt  oder  ausgelegt  wird,  ergiebt  sich  für  diejenigen  Schulz- 
gesetze, für  die  die  §§  18 — 36  und  38  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  für 
anwendbar  erklärt  sind,  übereinstimmend  aus  den  Inhalt  des  §  25  dieses 
Gesetzes,  in  welchem  ausdrücklich  gesagt  wird,  dafs  verboten  ist  das 
gewerbsmäfsige  Feilhalten,  Verkaufen  oder  sonstige  Verbreiten.  Hier- 
nach ist  auch  das  Feilhalten,  d.  h.  also  das  Ausstellen,  Aushängen  u.  s.  w. 
zum  Zwecke  des  Veräufserns  als  eine  Verbreitung  zu  betrachten. 

Die  Verbreitung  kann  demnach  nicht  blofs  durch  Verkauf,  Tausch 
und  Verleihung,  Verpfändung  und  andere  die  Besitzübertragung  mit  sich 
führende  Rechtsgeschäfte  erfolgen,  sondern  auch  durch  Ausstellen  des 
in  Betracht  kommenden  Gegenstandes,  vorausgesetzt,  dafs  die  Ausstellung 
im  Hinblick  auf  die  Herbeiführung  bezw.  die  Vermittelung  eines  ßechts- 
geschäftes  im  vorgenannten  Sinne  zum  Zwecke  hat. 

Soweit  es  sich  um  Verbreitung  mit  oder  zum  Zwecke  der  Besitz- 
übertragung handelt,  ist  zu  unterscheiden  zwischen  der  Einzelkopie  und 
der  mechanisch  hergestellten  Vervielfältigung.  Die  Einzelkopie  ist  nach 
dem  Gesetze  vom  11.  Juni  1870  zunächst  überhaupt  nicht  verboten, 
mag  sie  nun  zum  Zwecke  des  Erwerbs  geschehen  oder  nicht  Wer 
daher  ein  Kollegienheft  nur  einmal  abschreibt,  um  es  zu  verkaufen,  begeht 
keinen  Nachdruck.  Anders  —  wie  oben  hervorgehoben  — ,  wenn  die 
Abschrift  so  erfolgt,  dafs  sie  an  Stelle  der  mechanischen  Vervielfältigung 
zu  treten  geeignet  und  bestimmt  ist  Gemäfs  §  6  Nr.  1  des  Gesetzes 
vom  11.  Januar  1876  ist  ferner  die  Einzelkopie  nur  dann  verboten, 
wenn  sie  gewerbsmäfsig  erfolgt  oder  erfolgen  soll,  d.  h.  wenn  die  Ver- 
breitung einer  solchen  Kopie  zum  Zwecke  des  Erwerbes  erfolgt  Eine 
zum  Zwecke  des  Verschenkens  hergestellte  Einzelkopie  würde  danach 
statthaft  sein.  Die  mechanische  Vervielfältigung  dagegen,  welche  zum 
Zwecke  der  Verbreitung  erfolgt,  ist  stets  unstatthaft,  mag  die  Verbreitung 
in  Form   von  Geschenken  oder  sonstwie,  d.  h.  durch  Verkauf,  Tausch 
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oder  auch  durch  Ausstellung  zum  Zwecke  der  Herbeiführung  des  Ab- 
satzes dieser  Gegenstände  erfolgen.  Es  ist  daher  bei  der  mechanischen 
Vervielfältigung  des  Musters  gleichgültig,  ob  die  Absicht  auf  entgeltliche 
Verbreitung  gerichtet  ist.  Gleichgültig  ist  ferner,  ob  die  Verbreitungs- 
absicht auf  die  Verbreitung  an  einen  begrenzten  oder  unbegrenzten  Kreis 
von  Personen  gerichtet  war.  Sofern  nur  überhaupt  die  Verbreitungs- 
absicht vorlag,  ist  die  Einzelkopie  unstatthaft,  wenn  es  sich  um  die  Ab- 
sicht einer  gewerbsmäfsigen  Verbreitung  handelt,  die  mechanische,  wenn 
es  sich  um  Verbreitung  überhaupt  handelt.  Es  ist  besonders  die  Nach- 
bildung eines  geschützten  Musters  nicht  darum  statthaft,  weil  die  Absicht 
des  Nachbildenden  von  vornherein  nur  auf  den  Absatz  seiner  Erzeugnisse 
an  eine  bestimmte  Persönlichkeit  gerichtet  war.  So  wurde  die  Herstellung 
eines  nach  einem  geschützten  Muster  unerlaubt  gefertigten  Webestoffes  als 
verboten  erachtet,  obgleich  der  Hersteller  diesen  Stoff  nur  auf  Bestellung 
einer  bestimmten  Eisenbahngesellschaft  und  nur  für  diese  herstellte.1) 

Die  Verbreitung  bezw.  Verbreitungsabsicht  mufs  eine  Nachbildung 
des  Musters  als  solche  betreffen.  Daher  ist  die  Nachbildung  nur  eines 
Teiles  des  Musters,  aus  welchem  sich  nicht  das  Wesen  des  Gesamtmusters 
schon  von  selbst  ergiebt,  und  eine  Verbreitung  dieses  Teiles  nicht  eine 
Verbreitung  im  Sinne  des  Gesetzes.  Sie  steht  daher  weder  der  Neuheit 
entgegen,  wenn  sie  schon  vor  Anmeldung  des  gesamten  Musters  erfolgt, 
noch  bildet  sie  eine  unerlaubte  Nachbildung  im  Sinne  des  Gesetzes.2) 

Als  eine  Verbreitung,  welche  der  Neuheit  entgegensteht,  betrachtet 
das  Reichsgericht  auch  nicht  die  Versendung  von  Musterproben  an  einen 
enggeschlossenen  Kreis  von  Personen,  z.  B.  an  Geschäftsfreunde  zur  Er- 
langung von  Bestellungen,  oder  um  denselben  eine  Kontrolle  über  die 
gemachten  Bestellungen  zu  ermöglichen.3) 

Wenn  §  18  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  die  Absicht  der  Ver- 
breitung fordert,  so  ist  offenbar  vorausgesetzt,  dafs  es  hiermit  diejenigen 
Fälle  ausschlief sen  will,  wo  dem  Zwecke  des  Nachdrucks  gemäfs  eine 
Beeinträchtigung  der  Rechte  des  Urhebers  bezw.  dessen  Rechtsnachfolgers 
gar  nicht  oder  wenigstens  nur  in  höchst  geringem,  nicht  ins  Gewicht 
fallendem  Malse  stattfindet 

Im  übrigen  ist  der  Ausdruck  verbreiten  im  weitesten  Sinne  zu 
nehmen,  wonach  er  alle  Fälle  umfafst,  in  welchen  der  Veranstalter  des 
Nachdrucks  denselben  anderen  Personen  mitteilt  oder  zugängig  macht, 
ohne  Unterschied,  ob  eine  Veräußerung  oder  nur  eine  Gebrauchgestattung 
stattfindet,  und  ob  die  Mitteilung  gegen  Entgelt  oder  unentgeltlich  erfolgt. 

Ein  in  Deutschland  erfolgter  Druck  ist  unerlaubt,  wenn  auch  die 
Verbreitung  nur  in  einem  anderen  Lande  beabsichtigt  ist,  nach  dessen 

1)  R.  G.  v.  30.  April  1865,  Bd.  12,  S.  176. 

2)  R.  G.  v.  11.  Jan.  18S2.  Str.,  Bd.  5,  S.  347. 

3)  R.  G.  v.  2S.  Okt.  1SS2,  Jurist.  Wschr.  S.  2^0. 
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Gesetzen  der  Nachdruck  aber  nicht  strafbar  ist    Nicht  wie  und  wo,  son- 
dern nur  dals  verbreitet  werden  soll,  ist  festzustellen.1) 

Die  Verbreitung  einer  objektiv  unerlaubt  hergestellten  Nachbildung 
ist  verboten,  sofern  sie  „vorsätzlich"  geschieht.  Daher  ist  nicht  verboten 
die  Verbreitung  erlaubter  Weise  hergestellter  Nachbildungen  durch  einen 
Dritten,  noch  auch  strafbar  oder  zum  Schadenersatz  verpflichtend  die 
blofs  fahrlässig  oder  gar  bona  fide  erfolgende  Verbreitung.  Da  hier  aus- 
schlief slich  der  Dolus  in  Betracht  kommt,  ist  der  Dolus  eventualis  in 
besonderem  Mafse  zur  Sicherung  der  Verletzten  zu  berücksichtigen.2) 
Auch  der  Veranstalter  und  Veranlasser  eines  zwar  objektiv  unerlaubten 
Nachdrucks  können,  wenn  sie  z.  Z.  der  Herstellung  des  Nachdrucks  bona 
fide  waren,  z.  Z.  der  Verbreitung  aber  dolos  handeln,  gemäfs  §  25  zur 
Rechenschaft  gezogen  werden;  an  sich  stehen  aber  das  Delikt  der  Ver- 
anstaltung und  Verbreitung  ganz  selbständig  neben  einander,  sodals  die 
Zurücknahme  des  gegen  den  Veranstalter  gerichteten  Strafantrags  keines- 
wegs die  Zurücknahme  des  gegen  den  Verbreiter  gerichteten  Antrags 
in  sich  schliefst.3)  Übrigens  kommt  Rechtsirrtum  auch  dem  Verbreiter 
zu  gute.4) 

Rechtliche  Folgen  der  Musterverletzung  im  allgemeinen. 
Der  negative  Inhalt  des  Musterrechts  besteht  1.  in  dem  Untersagungs- 
recht  gegen  jede  Art  der  unerlaubten  Nachbildung  und  Verbreitung, 
2.  in  dem  Anspruch  auf  Herausgabe  der  durch  eine  objektiv  unerlaubte 
Nachbildung  oder  Verbreitung  erworbenen  Bereicherung,  3.  in  dem  An- 
spruch auf  Ersatz  des  durch  die  unerlaubte  Nachbildung  oder  Verbrei- 
tung dem  Musterschutzberechtigten  entstandenen  Schadens  und  4.  in  dem 
Anspruch  auf  Bestrafung  desjenigen,  welcher  eine  unerlaubte  Nach- 
bildung herstellt  oder  veranlafst  oder  verbreitet  Während  nun  die  An- 
sprüche zu  1  und  2  lediglich  das  Vorliegen  einer  objektiv  unerlaubten 
Nachbildung  voraussetzen,  daher  von  dem  subjektiven  Verhalten  des 
Nachbildenden  oder  Verbreitenden  unabhängig  sind,  während  es  also  in 
diesen  Fällen  nur  darauf  ankommt,  ob  der  Nachbildner  oder  der  Verbreiter 
durch  die  Nachbildung  oder  Verbreitung  ein  bestehendes  Musterschutz- 
recht  objektiv  verletzt,  ist  für  die  Ansprüche  zu  3  und  4  ein  schuldbares 
Verhalten  des  Handelnden  Voraussetzung,  jedoch  gentigt  jedes  schuld- 
hafte Verhalten,  d.  h.  es  ist  gleichgültig,  ob  der  Handelnde  nur  aus  Fahr- 
lässigkeit unrecht  handelte  oder  vorsätzlich;  und  selbst  derjenige,  dem  nicht 
einmal  geringes  Versehen  zur  Last  gelegt  werden  kann,  ist  —  wenigstens 


1)  R.  G.  Str.  v.  1.  Okt  1SS3,  Bd.  9,  S.  109;   R.  0.  H.  G.  Str.  v.  11.  Dez.  1674, 
Bd.  15,  S.  309  ff. 

2)  R.G.  v.  15.  April  ls$7.  Str.,  Bd.  15,  S.  419. 

3)  R.G.Str.  v.  12.  Februar  1S9H,  Bd.  2S,  S.  175  und  R.G.Str.  v.  5.  Juni  1SS4, 
Bd.  10,  S.  401. 

4)  KG.  v.  15.  April  1V>7  Str.,  Bd.  15,  S.  419. 
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im  Falle  der  Nachahmung  —  zur  Herausgabe  der  Bereicherung  verpflich- 
tet (§  18  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870,   vergl.  aber  §  25  ebenda).1) 

Vorsatz  und  Dolus  eventualis.2)  Vorsatz  ist  der  Entschlufs, 
eine  vorgestellte  Veränderung  in  der  Aufsenwelt  herbeizuführen.  Die 
Vorstellung  des  Thäters  iuufs  dabei  diejenigen  Umstände  erfafst  haben, 
welche  den  objektiven  Thatbestand  des  Delikts  bilden,  d.  h.  welche  in 
der  That  gegeben  sein  müssen,  damit  das  konkrete  Strafgesetz  zur  An- 
wendung kommen  kann.  Bei  der  Nachbildung  eines  geschützten  Musters 
gehört  dazu  die  Kenntnis  des  Thäters,  dafa  an  dem  nachgebildeten  Muster 
durch  Hinterlegung  ein  Schutzrecht  erworben  ist,  dafs  in  dieses  Recht 
durch  Herstellung  einer  Vervielfältigung  eingegriffen  wird  und  —  nach 
Geschmacksmusterrecht  —  schliefslich  auch,  dafs  der  Nachdruck,  die 
Nachahmung  mit  Strafe  bedroht  ist.  Es  ist  aber  nicht  erforderlich,  dafs 
diese  Kenntnis  eine  absolut  bestimmte  ist,  es  genügt  auch  der  Dolus 
eventualis,  d.  h.  der  Fall,  dafs  der  Thäter  eine  Nachbildung  ohne  Prüfung, 
ob  sie  eine  unbefugte  Nachbildung  ist,  feilhält  und  nachweislich  feilhalten 
will,  auch  wenn  sie  eine  unbefugte  Nachbildung  ist  Es  genügt,  dafs 
der  Thäter  sich  bewufst  ist,  dafs  das  Muster  ein  geschütztes  sein  kann, 
dafs  er  aber  trotzdem  entschlossen  war,  das  eventuell  geschützte  Muster 
zu  gebrauchen.  Wer  Unerlaubtes  thut,  wenn  auch  nur  in  einigem  Zweifel 
an  der  Rechtmäfsigkeit  seines  Thuns,  handelt  nicht  nur  fahrlässig,  sondern 
wissentlich.  Vorausgesetzt  ist  dabei,  dafs  irgend  welche  Momente  vor- 
liegen, welche  in  dem  Nachahmenden  die  Vermutung  wachrufen  mufsten, 
dafs  das  Muster  geschützt  sein  könne;  versäumt  er  in  solchem  Falle,  die- 
jenigen Mittel  zu  ergreifen,  welche  geeignet  sind,  ihn  über  das  Vorliegen 
oder  Nichtvorliegen  eines  Schutzrechtes  an  dem  betreffenden  Muster  auf- 
zuklären, so  handelt  er  nicht  nur  fahrlässig,  sondern  dolos,  sofern  er 
bewufstermafsen  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  sich  mit  einem  fremden  Rechte 
in  Widerspruch  zu  setzen,  trotzdem  handeln  will. 

Eine  Verpflichtung  zur  Erkundigung,  ob  ein  Muster  geschützt  ist, 
besteht  nur,  wenn  irgendwelche  besonderen  Umstände  diese  Vermutung 
nahe  legen,  was  besonders  bei  Sachverständigen  anzunehmen  ist. 

Nicht  erforderlich  ist,  dafs  die  Absicht  des  Handelnden  gewinn- 
süchtig oder  eigennützig  ist;  auch  wer  nachbildet,  um  die  Nachbil- 
dungen zu  verschenken,  macht  sich  gemäfs  §  18  haftbar. 

Fahrlässigkeit.3)    Fahrlässigkeit  ist  eine  Rechtsverletzung,  die  bei 

1)  Dambach  S.  85  ff.;  Schmid  S.  142  ff. 

2)  Dambach  S.  87;  Schmid  S.  40;  R.  G.  v.  1.  Nov.  1SS1;  Buchhändler-Börsenbl. 
1881,  S.  5570;  R.  G.  Str.  v.  15.  April  1SS7,  Bd.  15,  S.  149  und  v.  11.  Oktober  1S94, 
Bd.  26,  S.  122 ;  R.  G.  Str.  v.  14.  April  1S96,  Bl.  1896,  Nr.  6. 

3)  Dambach  S.  89;  Schmh)  S.  46;  R.  G.  Str.  v.  2.  Mai  1889,  Bd.  19,  S.  198; 
R  G.  v.  5.  Juli  1889,  Jurist  Wschr.  1889,  S.  397  ;  R.  G.  v.  6.  Juni  1890,  Bd.  20,  S.  430 
und  R.  G.  v.  17.  November  1896;  Buchhändler-Börsenbl.  1897,  S.  2286;  R.  O.  H.  G.  Str. 
v.  28.  März  1878,  Bd.  24,  S.  38  und  R.G.Str.  v.  11.  Oktober  1894,  Bd.  26,  S.  1227. 
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gehöriger  Aufmerksamkeit  und  Vorsicht  hätte  vermieden  werden  können; 
sie  ist  daher  nur  bei  unentschuldbarem,  nicht  auch  bei  entschuldbarem 
Irrtum  möglich,  was  sich  im  Geschmacksrausterrecht  sowohl  auf  den 
thatsächlichen  wie  auf  den  Rechtsirrtum  bezieht 

Fahrlässigkeit  liegt  nur  dann  vor,  wenn  der  Angeklagte  es  an  der 
den  Umständen  nach  gebotenen  Aufmerksamkeit  hat  fehlen  lassen,  und 
wenn  er  bei  der  Anwendung  dieser  Aufmerksamkeit  die  Vorstellung  von 
der  rechtsverletzenden  Kausalität  seines  Handelns  hätte  gewinnen  können. 
An  sich  ist  jedes  Muster  oder  Modell  Gegenstand  freier  Nachahmung. 
Verboten  ist  die  Nachahmung  nur  kraft  positiver  Gesetzesbestimmungen, 
wenn  das  Muster  geschützt,  d.  h.  zum  Musterregister  angemeldet  und 
eingetragen  ist.  An  sich  besteht  daher  keine  Veranlassung  für  einen 
Gewerbetreibenden,  ein  Muster,  welches  er  findet,  und  welches  ihm  ge- 
fällt, nicht  nachzuahmen,  es  sei  denn,  dafs  im  einzelnen  Falle  besondere 
Umstände  vorliegen,  die  ihm  bei  Anwendung  der  im  gewerblichen  Ver- 
kehr zu  fordernden  Gewissenhaftigkeit  und  Redlichkeit  die  Annahme, 
dafs  der  Erfinder  das  Muster  gesetzlich  geschützt  habe,  nahe  legen.  In 
solchem  Falle  —  aber  auch  nur  in  solchem  Falle  —  besteht  die  Ver- 
pflichtung, sich  zu  erkundigen,  ob  ein  Schutzrecht  an  dem  Muster  be- 
steht, und  wer,  ohne  diese  Verpflichtung  zu  erfüllen,  daß  Muster  nach- 
ahmt, handelt  fahrlässig.  Die  vielfach  verbreitete  Ansicht,  dafs  derjenige 
Geschäftsinhaber,  welcher  einen  Andern  mit  der  Geschäftsführung  des 
ganzen  bezw.  einzelner  Teile  des  Betriebes  betraut,  jeglicher  Verant- 
wortung ledig  sei,  ist  irrtümlich;  vielmehr  bleibt  für  ihn  die  Ver- 
pflichtung bestehen,  über  die  Legalität  der  in  seinem  Betriebe  erscheinen- 
den gewerblichen  Produkte  zu  wachen  und  darauf  seine  Aufmerksamkeit 
zu  richten,  dafs  dieselben  nicht  gegen  Gesetzesvorschriften  verstofsen, 
insbesondere  durch  Erteilung  geeigneter  Informationen  an  seinen  Ver- 
treter; anderseits  kann  man  ihm  nicht  unbedingt  jeden  Verstofs,  der 
gegen  die  Schutzgesetze  in  seinem  Gewerbebetriebe  vorkommt,  als  Fahr- 
lässigkeit anrechnen.  Es  ist  das  je  nach  den  Verhältnissen  des  einzelnen 
Falles  zu  beurteilen. 

Einen  Unterschied  in  dem  Grade  der  Fahrlässigkeit  macht  das  Ge- 
schmacksmustergesetz hinsichtlich  der  Strafbarkeit  und  der  Verpflichtung 
zum  Schadenersatz  nicht,  insoweit  es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob 
Schadenersatzpflicht  und  Strafbarkeit  überhaupt  vorliegt  (§  29  des  Ge- 
setzes vom  11.  Juni  1870);  dagegen  sind  für  die  Höhe  der  Schaden- 
bemessung die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  die  Grade  der  Fahr- 
lässigkeit und  die  konkurrierende  Schuld  des  Geschädigten  ebenso  mafs- 
gebend  wie  für  die  Straf abm essung. 

Irrtum.1)    Eigentümlich  und  von  dem  sonst  im  deutschen  Rechte 

1)  Dambach  S.  S9,  90,  91,  119  ff;  Schmid  S.  46,  53;  R.G.Str.  v.  2.  Juli  1S81, 
Bd.  4,  S.  349;  R.  (i.  v.  21.  Okt.  1SS7;  Buchhändler-Böreenbl.  1SS8,  S.  1231;  R.G.  v. 
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herrschenden  Grandsätzen  abweichend  ist  die  Bestimmung  des  §  18  des 
Gesetzes  vom  11.  Juni  1S70,  dafs  die  Bestrafung  des  Nachdrucks  aus- 
geschlossen bleibt,  wenn  der  Veranstalter  desselben  auf  Grand  entschuld- 
baren thatsächlichen  oder  rechtlichen  Irrtums  im  guten  Glauben  gehan- 
delt hat;  dieselbe  Bestimmung  findet  auch  gegenüber  dem  Veranlasser 
eines  unerlaubten  Nachdrucks  (§  20)  und  gegenüber  dem  Verbreiter  An- 
wendung (§  25).  Der  Irrtum  stellt  nicht  einen  selbständigen  Strafaus- 
schliefsungsgrund  dar,  er  ist  vielmehr  nur  eine  Negation  der  Fahrlässig- 
keit; wird  daher  Fahrlässigkeit  aus  subjektiven  Gründen  verneint,  so  ist 
damit  die  Entschuldbarkeit  des  Irrtums  anerkannt.  Ein  Rechtsirrtum  liegt 
nur  dann  vor,  wenn  dem  Handelnden  die  Strafbarkeit  seiner  Handlung 
deshalb  unbekannt  war,  weil  er  das  Strafgesetz  nicht  gekannt  oder  zwar 
gekannt,  aber  unrichtig  ausgelegt  hat.  Übrigens  entschuldigt  nur  ein 
Irrtum  über  den  Inhalt  des  Gesetzes  selber,  nicht  auch  ein  solcher  über 
das  angebliche  Bestehen  von  dem  Gesetze  abweichender  Geschäfts- 
gewohnheiten und  Gebräuche.  Bei  der  Beurteilung  der  Frage,  ob  ein 
Rechtsirrtum  entschuldbar  sei,  mufs  ein  strenger  Mafsstab  angelegt  werden ; 
so  müssen  Schriftsteller,  Verleger,  Redakteure  mit  allen  in  ihre  Thätig- 
keit  fallenden  Gesetzen  vertraut  sein  und  besonders  vorsichtig  diesen 
gegenüber  handeln.  Die  Frage,  ob  ein  Irrtum  vorliege,  ist  rein  that- 
sächlicher  Natur,  daher  nicht  revisibel,  wohl  aber  ist  dieses  die  weitere 
Frage,  ob  der  vorliegende  Irrtum  entschuldbar  sei  oder  nicht. 

Auf  die  Entschädigungspflicht  hat  vorliegender  entschuldbarer  Rechts- 
irrtum keinen  Einflufs. 

Unterlassungsklage.1)  Der  Anspruch  des  Musterinhabers  richtet 
sich  in  erster  Linie  auf  Unterlassung  des  weiteren  Eingriffs  in  das  Muster- 
recht  Dieser  Anspruch  setzt  voraus,  dafs  ein  solcher  Eingriff  zur  Zeit 
der  Geltendmachung  des  Anspruchs  vorliegt  Er  setzt  also  einen  prä- 
senten Eingriff  voraus.  Der  Eingriff  kann  jedoch  nicht  blofs  durch 
Handlungen  erfolgen,  d.  h.  durch  Veranstaltung,  Veranlassung  oder  Ver- 
breitung eines  Nachdrucks,  er  kann  vielmehr  auch  durch  das  Bestreiten 
des  Rechtes  des  Musterinhabers  bezvv.  umgekehrt  durch  die  Behauptung 
eines  eigenen  Rechtes  auf  Herstellung  oder  Verbreitung  des  fraglichen 
Musters  erfolgen.  (Vergl.  unten  die  Bemerkungen  über  Feststellungs-  und 
Negatorienklagen.) 

Wer  auf  Unterlassung  oder  auf  Anerkennung  des  Rechtes  des 
Musterinhabers  bezw.  des  Nichtrechtes  eines  Anderen  klagen  will,  thut 
gut,  den  Andern  vorher  zur  Unterlassung  oder  Anerkennung  aufzufor- 
dern, weil,  wrenn  der  Andere  auf  die  Klage  im  ersten  Termine  den  An- 


2.  Mai  1889  Str.,  Bd.  19,  S.  198;  R.  G.  Str.  v.  1.  Juni  1889,  Jurist  Wschr.  S.  349; 
RG.Str.  v.  6.  März  1893,  Jurist  Wschr.  S.  229. 
1)  Schmid  S.  44  u.  45. 
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sprach  des  Klägers  anerkennt,  dem  Kläger  sehr  leicht  die  Kosten  der 
Klage  auferlegt  werden  können,  so  namentlich,  wenn  das  Muster  bezw. 
die  nach  ihm  hergestellten  Gegenstände  als  geschützte  nicht  erkenn- 
bar waren  und  der  Kläger  nicht  erweisen  kann,  dafs  Beklagter  von  dem 
Bestehen  des  Schutzes  Kenntnis  hatte.  Kommt  der  Gegner  einer  solchen 
Aufforderung  nicht  nach,  so  wird  nicht  nur  mit  Erfolg  die  Unter- 
la-ssungsklage  eingeleitet  werden  können,  sondern  auch  später  die  Ent- 
schädigungsklage, weil  er  sich  durch  das  Nichtbeachten  des  Hinweises 
auf  die  Verpflichtung  zur  Unterlassung  der  Fahrlässigkeit  schuldig  ge- 
macht hat. 

Bereicherung.1)  Ohne  Rücksicht  auf  das  subjektive  Verhalten 
des  Verletzers  eines  bestehenden  Musterschutzes,  d.  h.  ohne  Bücksiebt 
darauf,  ob  derselbe  in  gutem  Glauben  gehandelt,  ob  er  fahrlässig  war 
oder  bösgläubig  handelte,  kann  der  Verletzte  von  dem  Veranstalter  Heraus- 
gabe der  durch  die  objektiv  unerlaubte  Handlung  dem  Thäter  entstan- 
denen Bereicherung  beanspruchen.  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  je- 
doch nur  auf  den  Veranstalter  des  Nachdrucks,  dagegen  nicht  auch  auf 
denjenigen,  welcher  einen  Nachdruck  veranlafst  oder  lediglich  verbreitet 
Der  Bereicherungsanspruch  beruht  nicht  auf  dem  Vorhandensein  eines 
Delikts  und  ist  daher  auch  gegen  den  geltend  zu  machen,  dessen  Ver- 
mögen nicht  durch  eigene  Handlungen,  sondern  durch  Handlungen  von 
Vertretern  bereichert  ist. 

Entschädigung.2)  Zur  Entschädigung,  d.  h.  zum  Ersatz  des  durch 
den  Eingriff  in  das  Musterrecht  entstandenen  Schadens  ist  derjenige  ver- 
pflichtet, welcher  vorsätzlich  oder  aus  Fahrlässigkeit  einen  verbotenen 
Nachdruck  veranstaltet,  die  Veranstaltung  eines  solchen  Nachdrucks  ver- 
anlafst oder  vorsätzlich  einen  unerlaubt  hergestellten  Nachdruck  verbreitet 
Der  Entschädigungsanspruch  wird  im  Civilprozefs  geltend  gemacht  und 
hängt  in  seinem  Umfange  von  den  civilrechüichen  Grundsätzen  über 
Entschädigungspflicht  und  Grad  des  Verschuldens  ab.  Bei  der  Bemessung 
des  Entschädigungsanspruchs  ist  unter  Schaden  der  Vermögensnachteil 
einschliefslich  des  entzogenen  Gewinns  zu  verstehen,  welcher  durch  das 
beschädigende  Ereignis  entstanden  ist  Es  ist  der  Unterschied  festzustellen 
zwischen  dem  nach  einem  beschädigenden  Ereignis  bestehenden  Vermögen 
des  Geschädigten  und  dem  Betrage  desselben,  wie  es  ohne  jenes  Ereignis 
sein  würde.  Voraussetzung  für  die  Schadenersatzklage  ist  nicht  not- 
wendig die  absolut  genaue  Angabe  von  der  Höhe  des  entstandenen 
Schadens.  Nach  §  19  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  soll  darüber,  ob 
ein  Schaden   entstanden  ist,   und  wie  hoch  sich  derselbe  beläuft,  des- 

1)  Dambach  S.  97;  Sciimid  S.  47. 

2)  Dambach  S.  93—97;  &™ro  S.  47  u.  4S;  R.  G.  v.  31.  März  1897,  Bl.  1897, 
Nr.  6;  R.  0.  H.  U.  v.  13.  Sept.  1877,  Bd.  22,  S.  338  u.  R.  G.  v.  6.  Jani  1S95,  Jurist 
Wschr.  1890,  S.  360;  R.  G.  v.  S.  Jan.  ls87,  Bd.  4,  S.  59. 
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gleichen  über  den  Bestand  und  die  Höhe  einer  Bereicherung  das  Gericht 
unter  Würdigung  aller  Umstände  nach  freier  Überzeugung  entscheiden, 
eine  Bestimmung,  die  inzwischen  in  den  §§  259 — 60  der  Civilprozefs- 
ordnung  zu  allgemeiner  Geltung  gelangt  ist  Es  mufs  genügen,  wenn 
der  Beschädigte  dem  Gerichte  Handhaben  giebt,  aus  welchen  es  sich  von 
der  Berechtigung  der  Höhe  des  von  ihm  geltend  gemachten  Schaden- 
ersatzanspruchs annähernd  überzeugen  kann.  Es  ist  überhaupt  nicht  er- 
forderlich, dafs  die  Schadenersatzklage  auf  eine  an  den  Kläger  zu  ent- 
richtende Summe  gerichtet  wird.  Es  ist  vielmehr,  sofern  die  Höhe  des 
eventuell  entstehenden  Schadens  noch  unbestimmt  und  insbesondere  von 
dem  ferneren  Verhalten  des  Beklagten  selber  abhängig  ist,  sehr  wohl 
zulässig,  die  Klage  lediglich  auf  Verurteilung  des  Beklagten  zum  Ersatz 
desjenigen  Schadens  zu  richten,  der  dem  Kläger  durch  die  das  gewerb- 
liche Schutzrecht  des  Klägers  verletzenden  Handlungen  des  Beklagten 
entstanden  ist  und  noch  entstehen  wird.  Statt  des  Entschädigungsan- 
spruchs und  bezw.  eventuell  neben  demselben  kann  in  allen  Fällen,  in 
denen  eine  Schadenersatzklage  gegeben  ist,  auch  die  Herausgabe  der 
Bereicherung  gefordert  werden. 

Nur  der  vollendete  Nachdruck  und  die  vollendete  Nachbildung,  nicht 
auch  die  versuchte  verpflichten  zum  Schadenersatz. 

Die  Entschädigungspflicht  kann  wohl  durch  einen  entschuldbaren 
thatsächlichen  Irrtum  —  je  nach  Mafsgabe  der  Landesgesetze  — ,  nicht 
aber  durch  einen  Rechtsirrtum  ausgeschlossen  werden. 

Bufse.1)  Anstatt  im  bürgerlichen  Verfahren  einen  Entschädigungs- 
anspruch geltend  zu  machen,  kann  nach  §  18  des  citierten  Gesetzes  der 
Beschädigte  im  Strafverfahren  gegen  den  Verletzenden  auf  eine  an  ihn  zu 
erlegende  Geldbufse  bis  zum  Betrage  von  2000  Thalern,  also  6000  Mark, 
antragen  und  es  haften  für  diese  Bufse  die  zu  derselben  Verurteilten  als 
Gesamtschuldner.  Eine  erkannte  Bufse  schliefst  die  Geltendmachung  eines 
weiteren  Entschädigungsanspruchs  aus.  Zum  Zwecke  der  Geltendmachung 
des  Bufsanspruchs  mufs  der  Geschädigte  in  Gemäfsheit  der  §§  435 — 446 
der  Strafprozefsordnung  dem  Strafverfahren  als  Nebenkläger  beigetreten 
sein.  Für  die  Bufse  ist  die  Norm  des  §  19  gleichfalls  mafsgebend,  jedoch 
in  noch  geringerem  Mafse  als  für  den  Entschädigungsanspruch  ein  zahlen- 
mäfsiger  Nachweis  der  Höhe  des  Bufsanspruchs  Voraussetzung.  Darum 
darf  das  Gericht  die  Zuerkennung  einer  Bufse  nicht  wegen  etwaiger 
Schwierigkeiten,  den  Schaden  richtig  zu  bemessen,  ablehnen.  Allerdings 
ist  der  Strafrichter  nicht  verpflichtet,  in  jedem  Falle  über  einen  im  Straf- 
verfahren erhobenen  Bufsanspruch  eine  definitive  Entscheidung  zu  treffen ; 
er  ist  vielmehr  befugt,  dem  Nebenkläger  die  Geltendmachung  seines  An- 


1)  Dambach  S.  93;   Schmid  S.  48;   R.  G.  Str.  v.  18.  März  1880,  Bd.  1,  S.  328; 
R.  G.  v.  9.  Juni  1886,  Jurist  Wschr.  S.  559. 
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suche  gemacht,  aber  ohne  den  Erfolg,  gerade  diese  Gestaltung  zu  erzielen, 
geblieben  sind.1)  Daher  ist  lediglich  die  Anwendung  eines  bekannten, 
nach  keiner  Kichtung  in  der  Anordnung,  Vorrichtung  oder  Gestaltung 
geänderten  Gegenstandes  zu  einem  Zwecke,  zu  dem  bis  dahin  dieser 
Gegenstand  noch  nicht  verwendet  wurde,  keine  gebrauchsmusterfähige 
Neuerung.2)  Es  miifste,  um  gebrauchsmusterfähig  zu  sein,  die  Anwendung 
jenes  Gegenstandes  zu  dem  neuen  Zwecke  irgend  eine  Neugestaltung 
an  dem  Gegenstand  bedingen. 

Die  Neuerung  in  der  Anordnung,  Vorrichtung  oder  Gestaltung  mufs 
über  das  Übliche  und  Bekannte  hinausgehen,  braucht  aber  anderseits 
gegenüber  dem  schon  Bekannten  keinen  erheblichen  technischen  Fort- 
schritt darzustellen.  Es  genügt  zwar  schon,  dafs  ein  Erzeugnis  gewerb- 
licher Thätigkeit  sich  von  den  bereits  vorhandenen  ähnlichen  Erzeug- 
nissen durch  seine  bessere  Verwendbarkeit  für  Arbeits-  oder  Gebrauchs- 
zwecke unterscheide,  und  es  brauchen  daher  die  Unterschiede  von 
anderen  geschützten  oder  nicht  geschützten  Gegenständen,  wegen  deren 
ein  Muster  als  neu  geschützt  wird,  keine  besonders  erheblichen  zu  sein. 
Es  genügt,  dafs  durch  eine  Neuerung  eine  Förderung  des  Gebrauchs- 
und Arbeitszweckes  angestrebt  wird,  wenn  auch  nur  unter  Weiterent- 
wickelung schon  vorhandener  Gedanken;  anderseits  stellt  sich  nicht 
jede  noch  so  geringe  Abweichung  von  dem  Bekannten  und  gewerblich 
Gebräuchlichen  als  eine  neue  Gestaltung  oder  Anordnung  im  Sinne  des 
Gesetzes  dar,  sondern  nur  diejenige,  welche  der  selbständigen  Eigenart 
dem  bereits  Bekannten  gegenüber  nicht  entbehrt.  Dafs  an  die  Bedeutung 
des  Erfindergedankens  auf  dem  Gebiete  des  Modellschutzes  geringere 
Ansprüche  zu  stellen  sind,  als  auf  dem  Gebiete  des  Patentschutzes,  ist 
richtig,  darf  aber  nicht  dazu  führen,  auf  jenem  Gebiete  ganz  von  ihm 
abzusehen.3)  Mafsgebend  ist  für  die  Beurteilung,  ob  ein  schutzfähiger 
technischer  Fortschritt  vorliegt,  auch  die  Natur  desjenigen  Gewerbezweiges, 
dem  die  angebliche  Erfindung  angehört;  so  kann  z.  B.  auf  dem  Gebiete 
der  Feinmechanik  schon  eine  anscheinend  geringe  Abweichung  von  dem 
schon  Bekannten  im  Hinblick  auf  den  Verwendungszweck  bedeutsam 
und  daher  schutzfähig  sein.4) 

Schutzfähig  ist  die  Übertragung  bekannter  Arbeitsmittel  auf  einen 
neuen  Arbeitsgegenstand,  an  welchem  dieses  Mittel  bis  dahin  nicht  ver- 
wendet wurde,  sofern  durch  diese  Übertragung  die  Arbeitsfähigkeit  oder 


1)  R.  G.  v.  15.  Jan.  1898,  Bl.  1898,  Nr.  4;  R.  G.  Str.  v.  24.  Okt.  1898,  B1.1S9S,  Nr.  12. 

2)  R.  G.  v.  4.  März  1897,  Nr.  TIS. 

3)  R.  G.  v.  19.  Jan.  1S97,  Bl.  f.  P.  M.  u.  Z.  M.  1S97,  Nr.  2.  R.  G.  v.  4.  Mai 
1S97.  G.  R.  u.  U.  1898,  Nr.  1.  R.  G.  v.  S.  Mai  1897,  Jurist.  Wschr.  1897,  S.  351  und 
R.  G.  v.  8.  Mai  1S97,  Jur.  Wschr.  1897,  S.  392;  R.  G.  v.  16.  Okt.  1897,  Jurist  Wschr 
1897  S.  612. 

4)  R.  G.  v.  15.  Jan.  1S98,  Bl.  1898,  Nr.  4. 
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Gebrauchsfähigkeit  des  Gegenstandes  gesteigert  wird  und  die  Übertragung 
selbst  nicht  rein  mechanisch  erfolgt,  sondern  in  dem  Übertragungsgedanken 
selbst  und  dessen  Verwirklichung  eine  erfinderische  Thätigkeit  zu  sehen 
ist.1)  Auch  in  der  Fortlassung  einzelner  Bestandteile  oder  eines  Bestand- 
teiles eines  bekannten  Gebrauchsgegenstandes  kann  unter  umständen  eine 
musterschutzfähige  neue  Gestaltung  liegen,  wenn  nämlich  die  dadurch  her- 
beigeführte Vereinfachung  des  Gegenstandes  in  sich  selbst  eine  neue,  selb- 
ständige Gestaltung  zur  Förderung  des  Gebrauchszweckes  verwirklicht  ist2) 

Nicht  schutzfähig  ist  der  Ersatz  eines  an  einem  Arbeits-  oder  Ge- 
brauchsgegenstande befindlichen  Arbeitsmittels  durch  ein  anderes  Arbeits- 
mittel, wenn  das  neu  eingesetzte  Arbeitsmittel  lediglich  zur  Erzeugung 
der  gleichen  Arbeitsleistung  dienen  soll  als  das  alte  Arbeitsmittel,  und 
wenn  die  Ersatzfähigkeit  des  alten  Arbeitsmittels  durch  das  neue  eine 
im  übrigen  in  der  Technik  bekannte  Thatsache  ist,  wenn  es  sich  also 
lediglich  um  ein  technisches  xVquivalent  handelt3)  In  dieser  Beziehung 
sind  die  für  das  Patentrecht  herrschenden  Grundsätze  über  Äquivalente 
auf  das  Gebrauchsmusterrecht  analog  anzuwenden. 

Neuerungen,  die  lediglich  in  einer  Veränderung  der  Dimensionen 
an  sich  schon  bekannter  Gegenstände  bestehen,  sind  nicht  gebrauchs- 
musterfähig;  anders  liegt  der  Fall  dann,  wenn  durch  die  Steigerung  der 
Dimensionen  eines  an  sich  bekannten  Gebrauchsgegenstandes  ein  ganz 
neuer  technischer  Effekt  erreicht  wird  und  nicht  lediglich  ein  bisher 
schon  erreichter  technischer  Effekt  in  gesteigertem  Mafse  erreicht  wird. 
Von  der  blofsen  Dimensionsveränderung  ist  auch  zu  unterscheiden  die 
Veränderung  der  Proportionnen  eines  an  sich  bekannten  Gegenstandes, 
d.  h.  der  Gröfsenverhältnisse  der  einzelnen  Teile  eines  Gegenstandes  zu 
einander,  welche  selbst  dann  gebrauchsmusterfähig  ist,  wenn  sie  einen 
schon  bekannten  Arbeits-  oder  Gebrauchszweck  in  gesteigertem  Mafse 
erfüllt4)  Die  Schutzfähigkeit  ist  übrigens  nicht  davon  abhängig,  dals 
die  durch  die  neue  Vorrichtung  angestrebte  Verbesserung  auch  wirk- 
lich erreicht  wird,  und  dafs  sich  die  Neuerung  auch  wirklich  bewährt.5) 

Gebrauchszweck.  Die  Neuerung  mufs  einem  Gebrauchs-  oder 
Arbeitszweck  dienen.  Es  ist  nicht  notwendig,  dafs  der  Gebrauchszweck 
ein  technischer  ist,  d.  h.  dafs  die  Neuerung  im  Gewerbebetriebe  ange- 
wendet werden  kann.  Es  ist  vielmehr  bei  den  Keichstagsverhandlungen 
ausdrücklich  hervorgehoben,  dafs  auch  ein  Spielzeug,  sofern  es  nicht 
lediglich  dazu  bestimmt  ist,  den  Schönheitssinn  des  Spielenden  zu  wecken, 
einen  Gebrauchszweck  haben  kann. 


1)  R.  G.  St  v.  20.  Mai  1S9S,  Bl.  1MIS,  Nr.  6. 

2)  0.  L.  Cassel  v.  2S  Febr.  1»9S,  Bl.  1698,  Nr.  5. 

3)  K.  G.  v.  14.  Dez.  1*96,  Bl.  1M)7,  Nr.  4. 

4)  Entsch.  d.  Kanimergeriehts. 

5)  R.Ci.v.20.Mai  lM)$,Bl.l*9\Nr.6  und  R.G.v.4.Mai  ls97,G.Ru.U.189S,Nr.l. 
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prüfen,  im  letzteren  vielmehr  nur  auf  Einrede  hin.  Durch  welche  Hand- 
lungen die  Verjährung  unterbrochen  wird,  bestimmen  die  allgemeinen 
gesetzlichen  Vorschriften  (§  38).  Die  Einleitung  des  Strafverfahrens  unter- 
bricht die  Verjährung  der  Entschädigungsklage  nicht,  und  ebenso  unter- 
bricht die  Anstellung  der  Entschädigungsklage  die  Verjährung  des  Straf- 
verfahrens. 

Die  vorgenannten  Verjährungsfristen  finden  auf  die  Unterlassungs- 
klage  keine  Anwendung. 

Einziehung  und  Beschlagnahme.1)  Xeben  der  Strafe  ist  ge- 
mäfs  §  21  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  auf  Einziehung  der  vor- 
rätigen Nachdrucksexemplare  und  der  zur  widerrechtlichen  Vervielfältigung 
ausschlief slich  bestimmten  Vorrichtungen,  wie  Formen,  Platten,  Steine, 
Stereotypabgüsse,  zu  erkennen.  Dieselben  sind  gemäfs  §  14  des  Gesetzes 
vom  11.  Januar  1876  nicht  zu  vernichten,  sondern  auf  Kosten  des 
Eigentümers  oder  nach  Wahl  desselben  entweder  ihrer  gefährdeten  Form 
zu  entkleiden  oder  bis  zum  Ablauf  der  Schutzfrist  amtlich  aufzubewahren. 
Es  steht  dem  Beschädigten  frei,  die  Nachdrucksexemplare  und  Vor- 
richtungen ganz  oder  teilweise  gegen  die  Herstellungskosten  zu  über- 
nehmen, insofern  nicht  etwa  die  Hechte  eines  Dritten  dadurch  verletzt 
oder  gefährdet  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ihm  selber  Schaden 
entstanden  ist  oder  nicht.  Ist  nur  ein  Teil  des  Werkes  als  Nachdruck 
anzusehen,  so  erstreckt  sich  die  Einziehung  nur  auf  den  als  Nachdruck 
erkannten  Teil  des  Werkes  und  die  Vorrichtungen  zu  diesem  Teile.  Die 
Einziehung  erstreckt  sich  auf  alle  diejenigen  Nachdrucksexemplare  und 
Vorrichtungen,  welche  sich  im  Eigentum  des  Veranstalters  des  Nach- 
drucks, des  Herstellers  und  des  gewerbsmäfsigen  Verbreiters  und  des- 
jenigen befinden,  welcher  den  Nachdruck  veranlafst  hat  Die  Einziehung 
tritt  auch  dann  ein,  wenn  der  Veranstalter  oder  Veranlasser  des  Nach- 
drucks weder  vorsätzlich  noch  fahrlässig  gehandelt  hat;  sie  erfolgt  auch 
gegen  die  Erben.  Ist  daher  nach  erhobener  Anklage  der  Angeklagte 
gestorben,  so  kann  im  objektiven  Strafverfahren  auf  Einziehung  erkannt 
werden,  und  es  geschieht  dieses  im  Falle  des  Wiederspruchs  der  Erben 
auf  Kosten  der  Staatskasse.  Im  Strafverfahren  erfolgt  die  Einziehung 
im  Falle  einer  Verurteilung  von  Amts  wegen;  in  diesem  Falle  genügt 
also,  dafs  der  Antrag  blof s  auf  Bestrafung  gerichtet  ist  Tritt  aber  Frei- 
sprechung ein,  weil  zwar  die  objektiven,  nicht  aber  die  subjektiven  Vor- 
aussetzungen der  Musterverletzung  vorliegen,  so  würde  mangels  eines 
besonderen,  auf  Einziehung  gerichteten  Antrages  eine  solche  nicht  er- 
folgen können.    Es  ist  daher  zu  empfehlen,  neben  dem  Antrag  auf  Be- 

1)  Dambach  S.  99,  104,  107,  113,  135;  Schmto  S.  49,  50,  52,  55;  R.  G.  Str. 
v.  30.  März  1S97,  Bl.  1S97,  Nr.  6;  R.  G.  v.  14.  Jan.  1SS6,  Bd.  13,  S.  324;  R.  G.  v. 
10.  Dez.  1SSS,  Jur.  Wsehr.  1SS9,  S.  59;  R.  G.  Str.  v.  15.  Mai  1SS5,  Bd.  12,  S.  19S 
R.  G.  v.  23.  Nov.  1S91,  Bd.  22,  8.  253. 
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strafung  stets  gleichzeitig  denjenigen  auf  Einziehung  zu  stellen.  Auch 
kann  im  Strafverfahren  ein  lediglich  auf  Einziehung  gerichteter  Antrag 
gestellt  werden,  ohne  gleichzeitigen  Antrag  auf  Bestrafung ;  jedoch  mufs 
die  Absicht  auf  ein  Strafverfahren  gerichtet  sein.  Ein  beim  Strafrichter 
lediglich  neben  einem  Entschädigsanspruch  geltend  gemachter  Anspruch 
auf  Einziehung  miifste  ebenso  wie  ersterer  zum  Civilverfahren  verwiesen 
werden.  Eine  Einziehung  ist  auch  dann  möglich,  wenn  gar  kein  für 
die  Nachbildung  persönlich  haftender  Deliquent  vorhanden,  ein  eigent- 
licher Strafantrag  also  unmöglich  ist  Der  Antrag  auf  Einziehung  der 
Nachbildungen  und  der  zur  widerrechtlichen  Vervielfältigung  ausschliefs- 
lich  bestimmten  Vorrichtungen  ist  so  lange  zulässig,  als  solche  Exemplare 
und  Vorrichtungen  vorhanden  sind;  sie  unterliegt  keiner  Verjährung; 
dieselbe  ist  auch  dann  noch  zulässig,  wenn  ein  Schute  gegen  Nach- 
bildungen des  Musters  wegen  Zeitablaufs  nicht  mehr  besteht,  es  sich 
aber  um  Nachbildungen  handelt,  die  zu  einer  Zeit  hergestellt  und  in 
den  Verkehr  gebracht  sind,  zu  welcher  jener  Schutz  noch  bestand.  Der 
Anspruch  auf  Einziehung  kann  auch  beim  Civilgericht  geltend  gemacht 
werden. 

Eine  lediglich  versuchte,  aber  nicht  vollendete  Nachbildung  hat  nur 
die  Einziehung  der  Werkzeuge  u.  s.  w.  zur  Folge,  dagegen  nicht  auch 
die  der  teilweisen  Nachbildungen.  Die  Einziehung  ist  von  dem  subjek- 
tiven Verhalten  des  Versuchenden  unabhängig  und  ist  zu  veranlassen, 
sofern  objektiv  der  Versuch  einer  Nachbildung  vorliegt  Neben  der  auf 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  beruhenden  Einziehung  ist  auch  die 
auf  dem  allgemeinen  strafrechtlichen  Grundsätzen  beruhende  Beschlag- 
nahme zulässig. 

Geltendmachung  des  Musterrechtes.1)  Die  Geltendmachung 
des  Musterrechtes  erfolgt  nach  dem  Geschmacksmustergesetz  und  den 
§§  26,  28  des  Getetzes  vom  11.  Juni  1870  vor  den  ordentlichen  Ge- 
richten. Gemäfs  §  101  Nr.  3  c  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  in  Ver- 
bindung mit  §  15  des  Gesetzes  vom  11.  Januar  1876  gelten  Streitig- 
keiten aus  den  Rechtsverhältnissen,  welche  sich  auf  den  Schutz  der 
Muster  und  Modelle  beziehen,  als  Handelssachen  und  gehören,  soweit 
sie  mit  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegenstandes  zu  der  Zuständig- 
keit des  Landgerichts  gehören,  d.  h.  soweit  ihr  Wert  die  Summe  von 
300  Mark  übersteigt,  vor  die  Kammern  für  Handelssachen.  Für  die 
Strafverfolgung  der  Vergehen  gegen  das  Musterschutzgesetz  sind  die 
Strafkammern  der  Landgerichte  zuständig.  Hinsichtlich  der  örtlichen 
Zuständigkeit  enthält  weder  das  Musterschutzgesetz,  noch  das  Gesetz 
vom  11.  Juni  1870  besondere  Bestimmungen,  und  daher  sind  die  allge- 
meinen civilprozessualischen  Grundsätze,  insbesondere  der  zweite  Teil 
der  Civilprozefsordnung,  hierfür  mafsgebend. 

Dambach  S.  112—114,  74  u.  75,  66;    Schmid  S.  41,  42—45,  51  u.  52. 
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Feststellungs-  und  Negatorienklage.  Die  Geltendmachung 
des  Musterrechtes  erfolgt  aufser  durch  Strafantrag  und  Antrag  auf  Ein- 
ziehung fernerhin  in  Form  der  bürgerlichen  Klage.  Wie  schon  oben  her- 
vorgehoben wurde,  kann  die  Klage  sich  entweder  nur  objektiv  gegen 
die  Thatsache  der  Verletzung  des  Musterrechtes  wenden  und  Unterlassung 
der  weiteren  Verletzung  oder  Anerkennung  des  Musterrechtes  fordern, 
oder  sie  kann  auf  Herausgabe  der  durch  die  verletzende  Handlung  er- 
worbenen Bereicherung  oder  auf  Schadenersatz  gehen. 

Die  objektive  Klage  aus  der  Verletzung  eines  der  gewerblichen 
Eigentumsrechte  (Erfinder-,  Muster-  oder  Waarenzeichenrecht)  richtet  sich 
gegen  augenblickliche  oder  zukünftige  Eingriffe  von  Seiten  anderer  in 
eines  dieser  Hechte,  während  die  Entschädigungs-  und  Strafklage  eine 
Sühne  für  schon  erfolgte  Störungen  herbeiführen  wollen.  Diese  objek- 
tiven Klagen  sind  entweder  die  Abwehrklage  (a.  negatoria)  oder  die 
reine   Feststellungsklage   gemäfs  §§   251,  253  der  Civilprozefsordnung. 

Die  Abwehrklage,  welche  sich  auf  Unterlassung  fernerer  Störungen 
richtet,  wird  häufig  mit  einer  Strafandrohung  verbunden.  Die  Nega- 
torienklage auf  Grund  eines  gewerblichen  Schutzrechtes  geht  schon  nach 
materiellem  Recht  immer  mit  auf  Feststellung  des  beklagtischen  Nicht- 
rechtes,  sodafs  nichts  im  Wege  steht,  dafs  der  Berechtigte  die  Klage 
auf  diesen  Anspruch  beschränkt.  Wenn  in  solchem  Falle  die  Klage  in 
Form  einer  Anerkennungs-  oder  Feststellungsklage  sich  darstellt,  so  ist 
sie  dennoch  eine  Negatorienklage  und  deshalb  das  Vorliegen  der  Vor- 
aussetzungen des  §  231  der  Civilprozefsordnung  nicht  erforderlich.  Da- 
neben ist  auch  eine  reine  Feststellungsklage  aus  §  231  der  Civilprozefs- 
ordnung oder  als  Widerklage  gemäfs  §  253  der  Civilprozefsordnung 
nicht  ausgeschlossen,  wenn  nämlich  die  Klage  nicht  durch  eine  wört- 
liche oder  vermeintliche  präsente  Störung  des  klägerischen  Rechtes,  sondern 
durch  die  begründete  Befürchtung  einer  zukünftigen  Störung  und  ein 
auf  alsbaldige  Feststellung  des  klägerischen  Rechtes  bezw.  des  Unrechtes 
des  Beklagten  gerichtetes  berechtigtes  Interesse  herbeigeführt  wird.1) 

Wegen  des  Mangels  anderweitiger  Formen  der  Geltendmachung  der 
Nichtigkeit  oder  des  Erlöschens  eines  Musterrechtes  ist  gerade  auf  diesem 
Gebiete  die  Feststellungsklage  wie  die  Unterlassungsklage  von  besonderer 
Bedeutung.  Die  Unterlassungsklage  gegenüber  dem  sich  ein  Musterrecht 
anmaf senden  Nichtgeschützten  (sei  es,  dafs  ein  rechtlich  wirksames 
Musterrecht  von  Anfang  an  nicht  entstanden  ist,  sei  es,  dafs  das  von 
Anfang  an  rechtlich  entstandene  nachher  erloschen  ist)  richtet  sich  auf 
Unterlassung  der  Störung  der  auf  dem  Prinzip  der  allgemeinen  Gewerbe- 
freiheit beruhenden,  an  sich  Jedem  zustehenden  Berechtigung,  jedwedes 
Muster,  sofern  eben  nicht  wirkliche  Musterrechte  an  demselben  erworben 

1)  R.  G.  v.  31.  März  1S9T,  Bl.  1*97,  Nr.  6;  R.  G.  v.  11.  Jan.  1S90.  Bd.  25. 
S.  373 ;    Schmib  a.  a.  0.  S.  44. 
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sind,  zu  benutzen;  die  negative  Feststellungsklage  richtet  sich  auf  Fest- 
stellung oder  Anerkennung  des  nicht  Existentwerdens  bezw.  Erlöschens 
des  vom  Gegner  in  Anspruch  genommenen  Musterrechtes. 

Umgekehrt  steht  aber  auch  dem  Musterberechtigten,  wie  schon  her- 
vorgehoben, die  Feststellungs-  und  Negatorienklage  zu;  die  Negatorien- 
klage gegen  jeden  objektiven  Eingriff  in  das  bestehende  Musterrecht 
auf  Unterlassung  eines  solchen,  die  Feststellungsklage  auf  Anerkennung 
bezw.  Feststellung  der  Nichtberechtigung  zum  Eingriff  in  das  Muster- 
recht  bezw.  auf  Feststellung  des  Bestehens  des  vom  Gegner  geleugneten 
Mustenrechtes. 

LTber  Ziel  und  Inhalt  der  Bereicherungs-  und  Entschädigungsklage 
wird  auf  das  in  dem  Abschnitt  über  den  Inhalt  des  Musterrechtes  Ge- 
sagte verwiesen. 

Sachverständigenvereine.1)  Gemäfs  §  30  des  Gesetzes  vom 
11.  Juni  1870  ist  der  Richter  befugt,  das  Gutachten  Sachverständiger 
einzuholen,  sofern  technische  Fragen,  von  welchen  der  Thatbestand  des 
Nachdrucks  oder  der  Betrag  des  Schadens  der  Bereicherung  abhängen, 
zweifelhaft  oder  streitig  sind,  und  nach  §  21  des  genannten  Gesetzes  in 
Verbindung  mit  §  14  des  Gesetzes  vom  11.  Januar  1876  sind  in  allen 
Staaten  des  Reiches  Sachverständigen  vereine  gebildet,  welche  auf  Er- 
fordern des  Richters  Gutachten  über  die  an  sie  gerichteten  Fragen  ab- 
zugeben verpflichtet  sind.  Zu  diesem  Zwecke  haben  sich  verschiedene 
Staaten  zur  Bildung  eines  Sachverständigenvereins  zusammengethan.  Für 
Preufsen  besteht  der  kgl.  preufsische  Sachverständigenverein  für  Muster- 
schutz. Diese  Sachverständigenvereine  sollen  für  das  Musterrecht  aus 
Künstlern,  Gewerbetreibenden  verschiedener  Gewerbszweige  und  aus 
sonstigen  Personen  bestehen,  welche  mit  Muster-  und  Modellwesen  ver- 
traut sind.  Näheres  über  die  Zusammensetzung  und  den  Geschäfts- 
betrieb der  gewerblichen  Sachverständigen  enthalten  die  Bestimmungen 
vom  29.  Februar  1876  und  die  die  §§  4  und  5  derselben  ersetzenden 
Bekanntmachungen  vom  16.  Juli  1877  und  25.  Oktober  1882.  Die  Sach- 
verständigenvereine  sind  befugt,  auf  Anrufen  der  Beteiligten  über  Streitig- 
keiten, Entschädigungsansprüche  und  die  Einziehung  nach  Mafsgabe  der 
§§18  bis  21  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  als  Schiedsrichter  zu  ver- 
handeln und  zu  entscheiden.  Dagegen  sind  Schiedssprüche  der  Sach- 
verständigen über  Straf-  und  Bufsansprüche  nicht  zulässig.  Für  die 
Zwangsvollstreckung  aus  diesen  Schiedssprüchen  sind  die  Vorschriften 
des  zehnten  Abschnitts  der  Civilprozefsordnung  mafsgebend.  Wird  ein 
Mitglied  des  Sachverständigenvereins  als  Sachverständiger  vor  Gericht 
vernommen,  so  genügt  für  ihn  die  Berufung  auf  den  ein  für  allemal 
geleisteten  Sachverständigeneid.    Übrigens  ist  der  Richter  nur  befugt, 

1)  Dambach  S.  122—127 ;  Schmid  S.  53,  54,  61  ff.;  R.  0.  H.  G.  v.  24.  Mai  1S72, 
Bd.  6,  S.  168. 


326  Zweites  Buch.    Muster  und  Modelle. 

in  den  der  Kompetenz  der  Sachverständigenvereine  überwiesenen  Fragen 
das  Gutachten  Sachverständiger  einzuholen;  weder  ist  er  verpflichtet 
sich  an  den  staatlichen  Sachverständigenverein  zu  wenden,  noch  ist  er 
überhaupt  ein  Gutachten  von  Sachverständigen  einzuholen  verpflichtet, 
noch  auch  in  der  Beurteilung  des  Streitfalles  über  das  eingeholte  Gutachten 
gebunden.    Er  entscheidet  vielmehr  nach  freier  richterlicher  Würdigung. 

Fälschliche  Bezeichnung  als  geschütztes  Muster.  Eine 
Bestimmung,  wonach  die  auf  Waaren  oder  geschäftlichen  Kundmachungen 
enthaltenden  Kennzeichnungen  des  Bestehens  eines  Musterrechtes  für  den 
betreffenden  Gewerbetreibenden,  welches  thatsächlich  nicht  besteht,  also 
z.  B.  die  Bezeichnung  eines  Gegenstandes  mit  den  Buchstaben  Dep.  oder 
Reg.  mit  nachfolgender  Nummer,  während  thatsächlich  für  den  betreffen- 
den Gegenstand  ein  Muster  nicht  hinterlegt  ist  oder  das  hinterlegte  Muster 
nichtig  oder  ungültig  ist,  mit  Strafe  belegt  werden  sollen,  enthält  das 
deutsche  Recht  nicht  Eine  solche  Bezeichung  hat  daher  nur  die  Folge, 
dafs  jeder  Interessent  auf  Unterlassung  derselben  oder  auch  auf  Fest- 
stellung der  Unzulässigkeit  derselben  civiliter  klagen  kann,  ebenso,  dafs 
möglicherweise  die  Entschädigungsklage  für  den  durch  dieses  Vergehen 
unmittelbar  Verletzten  begründet  ist,  und  schliefslich,  dafs  eventuell  die 
Bestrafung  wegen  Betrugs  eintreten  kann,  wenn  im  übrigen  die  That- 
bestandsmerkmale  des  strafrechtlichen  Betrugs  vorliegen.  Einen  neuen 
Schutz  gegen  solches  Verhalten  bietet  aber  das  Gesetz  wider  den  un- 
lauteren Wettbewerb  in  den  §§  1  und  4. 

Sachlicher  Umfang.1)  Unerlaubte  Nachbildung.  Das 
verbotene  Recht  des  Inhabers  eines  Musterrechtes  richtet  sich  gegen  die 
unerlaubte  Nachbildung.  Was  als  unerlaubte  Nachbildung  gegenüber 
einem  geschützten  Muster  zu  betrachten  sei,  also  den  Begriff  der  uner- 
laubten Nachbildung  definiert  das  Gesetz  nicht.  Es  giebt  nur  gewisse 
positive  Vorschriften  hinsichtlich  bestimmter  einzelner  Fälle,  in  denen 
eine  Nachbildung  als  erlaubt  oder  unerlaubt  erachtet  werden  soll.  Als 
Nachbildung  wird  man  im  allgemeinen  jede  Darstellung  erachten  müssen, 
welche  im  wesentlichen  durch  gleiche  lineare  Entwicklung  oder  durch 
LTbersetzung  der  linearen  Darstellung  in  entsprechend  plastische  Formen 
oder  umgekehrt  einen  dem  geschützten  Muster  wesentlich  analogen  ästhe- 
tischen Eindruck  nacht. 

Verfahren  zur  Herstellung  von  Gegenständen  nach  dem 
Muster.  Gleichgültig  für  die  Frage,  ob  eine  unerlaubte  Nachbildung 
vorliege,  ist  die  Art  der  Herstellung  des  Musters,  d.  h.  die  Nachbildung 
eines  Musters  ist  unerlaubt,  wenn  es  im  wesentlichen  denselben  ästhe- 
tischen Eindruck  hervorruft,  gleichgültig,  ob  es  in  derselben  Art  herge- 

1)  Dambach  S.  31  ff.  und  39 ff.;  Schmid  S.  45,  33—35;  R.  G.  v.  2.  Sept  1SS2, 
Jurist.  Wsehr.  B.  237;  K.  0.  H.  G.  Str.  v.  4.  Sept  1S72,  Entseh.  Bd.  7T  S.  49;  R.O. 
v.  27.  Okt.  1S96,  Jurist.  Wsehr.  S.  Ml);   R.  0.  Str.  v.  30.  März  1S97,  BL  1M)7,  Nr.  6. 
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stellt  ist  wie  das  Original  oder  durch  ein  anderes  Verfahren.  So  ist  als 
eine  unerlaubte  Nachbildung  eines  Tapetenmusters,  welches  durch  Zeich- 
nung hervorgerufen  ist,  die  durch  Weberei  hervorgerufene  Nachbildung 
auf  einem  Gobelin  zu  erachten.  Ferner  sind  als  unerlaubt  zu  betrachten 
Nachbildungen  eines  durch  Lithographie  hergestellten  Originalmusters, 
durch  Photographie  u.  s.  w.,  vorbehaltlich  der  weiter  unten  zu  erörtern- 
den Zulässigkeit  der  Nachahmungen  von  Mustern  für  plastische  Erzeug- 
nisse durch  Flächenerzeugnisse  und  umgekehrt. 

Anwendung    des   Musters    in   verschiedenen    Erwerbs- 
zweigen.   Mangel   einer  Klassifikation.    Flächen-  und  pla- 
stische Muster.    Unerheblich  ist  ferner  nach   dem  deutschem  Gesetz 
für    die   Frage   der   unerlaubten   Nachbildungen   die   Bestimmung   des 
Originalmusters  und  der  Kopie  zur  Anwendung  in  verschiedenen  Ge- 
wrerbszweigen  oder  Gewerbsarten.    Daher  ist  unzulässig  die  Nachbildung 
eines  für  die  Holzindustrie,  z.  B.  die  Drechslerei,  bestimmten  Musters 
an  einem  Werke  der  Juwelierkunst  und  umgekehrt,  ebenso  die  Nach- 
bildung eines  Tapetenmusters  bei  Webstoffen.  Dagegen  besteht  wiederum 
eine  Ausnahme  hinsichtlich  des  noch  zu  erörternden  Unterschiedes  zwischen 
Flächenmustern  und  plastischen  Mustern.    Da  die  Anwendung  in  ver- 
schiedenen Gewerbszweigen  für  die  Frage  der  Zulässigkeit  einer  Nach- 
bildung unerheblich  ist,  so  enthält  das  deutsche  Gesetz  auch  nicht  eine 
Vorschrift  in  dem  Sinne,  dafs  bei  der  Anmeldung  des  Musters  diejenige 
Klasse  von  gewerblichen   Gegenständen   angegeben   werden   mufs,   in 
welcher  das  Muster  zur  Anwendung  gelangen  soll;   es  besteht  also  für 
den    Geschmacksmusterschutz   nach   deutschem  Gesetz  keinerlei  Klassi- 
fikation.   Dagegen  schreibt  das  Gesetz  im  §  6  vor,   dafs  die  Nachbil- 
dung von  Mustern,  welche  für  Flächenerzeugnisse  bestimmt  sind,  durch 
plastische  Erzeugnisse  und  umgekehrt  als  verbotene  Nachbildung  nicht 
anzusehen  ist    Als  Flächenerzeugnisse  können  nur  solche  Erzeugnisse 
angesehen  werden,  welche  mittels  des  Darstellung  in  der  Fläche  ihre 
eigentliche  Bestimmung  finden.    Dagegen  kommt  es  nicht  darauf  an, 
ob  das  bei  der  Anmeldung  zu  den  Akten  überreichte  Exemplar  der  Dar- 
stellungen des  Musters  in  der  Fläche  oder  plastisch  erscheint.   Ein  durch 
Zeichnung  (in  der  Fläche)  ausgeführtes  Muster  kann  auch  als  Muster 
für  ein  plastisches  Erzeugnis  bestimmt  sein  und   ist  in  solchem  Falle 
nicht  als  Flächenmuster  anzusehen.   Daher  ist  bei  Nachbildung  geschütz- 
ter Muster,  die  durch  Zeichnung  hergestellt  sind,  zu  unterscheiden,  ob 
diese  Art  der  Herstellung  die  definitiv  beabsichtigte  ist  oder  nur  eine 
vorbereitende  behufs  demnächstiger  Herstellung  einer  plastischen  Nach- 
bildung nach  jener  Form;  die  Rechtsprechung  hat  sich  mit  der  Frage 
beschäftigt,  als  was  Typen  und  Matritzen,  d.  h.  Erzeugnisse  der  Schrift- 
giefserei,  zu  betrachten  seien,  und  sie  ist  zu  dem  Ergebnis  gekommen, 
dafs  sie  sowohl  als  plastische  Erzeugnisse  wie  als  Flächenerzeugnisse 
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geschützt  werden  können.  Bei  der  Anmeldung  mufs  gemäfs  §  6  der  Be- 
stimmungen betreffend  Führung  der  Musterregister  bestimmt  angegeben 
werden,  ob  das  Muster  oder  Modell,  dessen  Eintragung  verlangt  wird, 
für  Flächenerzeugnisse  oder  für  plastische  Erzeugnisse  bestimmt  ist  Wenn 
der  Anmeldende  eine  solche  Angabe  unterläfst,  so  ist  er  zur  nachträg- 
lichen Beibringung  derselben  mit  dem  Bemerken  aufzufordern,  dafs  die 
Eintragung  des  Musters  oder  Modells  vor  Abgabe  dieser  Erklärung  nicht 
erfolgen  könne.  Die  Anmeldung  eines  und  desselben  Musters  oder  Modells 
für  Flächnerzeugnisse  und  für  plastische  Erzeugnisse  ist  unzulässig.  Die- 
selben Bestimmungen  finden  natürlich  auch  bei  Anmeldung  eines  Musters 
für  Typen  oder  Matritzen  Anwendung.  Ist  eine  Type  als  plastisches 
Muster  angemeldet,  so  ist  dadurch  die  Nachbildung  gleicher  Typen  durch 
das  Gewerbe  der  Schriftgiefserei  u.  s.  w.  unstatthaft  Dagegen  ist  nicht 
unstatthaft  die  Herstellung  von  Schriftproben  mit  durch  Nachahmung 
hergestellten  Typen,  weil  die  Wiedergabe  in  der  Fläche  gestattet  ist  Ist 
dagegen  das  Muster  einer  Type  als  Flächenmuster  angemeldet,  so  darf 
Niemand  die  gleichen  Schriftzeichen  in  der  Fläche  benutzen,  wohl  aber 
derartige  Typen  herstellen. 

Unerhebliche  Abänderungen.  Eine  verbotene  Nachbildung  ist 
auch  dann  als  vorliegend  anzusehen,  wenn  die  Nachbildung  sich  vom 
Original  nur  durch  solche  Abänderungen  unterscheidet,  welche  nur  bei 
Anwendung  besonderer  Aufmerksamkeit  wahrgenommen  werden  können. 
Daher  ist  z.  B.  eine  Nachbildung  einer  Etiquette  nicht  dann  als  erlaubt 
zu  erachten,  wenn  nur  die  einen  Teil  des  Originals  bildende  Firma  durch 
eine  andere  Firma  ersetzt  ist  Wesentlich  für  die  Frage  der  Nachbildung 
ist,  ob  trotz  der  Abänderungen  die  Nachbildung  doch  im  wesentlichen 
denselben  ästhetischen  Eindruck  hervorruft  wie  das  Original.  Im  übrigen 
werden  hier  die  über  die  unerlaubte*Nachbildung  eines  Waarenzeichens 
durch  ein  anderes  Waarenzeichen  ausgebildeten  und  im  dritten  Teü  zu 
erörternden  Grundsätze  analog  angewendet  werden  können. 

Verschiedenheit  in  den  Dimensionen,  im  Material,  in 
der  Farbe,  in  den  Proportionen.  Eine  unerlaubte  Nachbildung  ist 
ferner  auch  dann  als  vorliegend  anzusehen,  wenn  die  Nachbildung  in 
anderen  räumlichen  Abmessungen  oder  Farben  hergestellt  wird  oder  in 
anderem  Material  als  das  Original.  Das  deutsche  Gesetz  berücksichtigt 
bei  der  Frage  des  Musterrechtes  die  Verschiedenheit  der  Farben  nicht, 
ebenso  sind  die  Gröfsenverhältnisse  für  die  Frage  des  Vorliegens  einer 
Nachahmung  unerheblich.  Wenn  daher  ein  Muster,  welches  ursprung- 
lich als  Tapetenmuster  im  grofsen  Mafsstabe  gebraucht  worden  ist,  von 
einem  Nachahmer  in  kleinsten  Dimensionen  auf  Juwelierarbeiten  ciseliert 
wird,  so  liegt  trotzdem  eine  unerlaubte  Nachahmung  vor.  Anders  ist 
natürlich  die  Frage  zu  beurteilen,  ob  auch  bei  Änderung  der  Proportionen 
der  einzelnen  Teile  eines  Musters  zu  einander  dasselbe  Muster  als  vor- 
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liegend  zu  erachten  ist  Es  ist  dies  eine  Frage,  welche  je  nach  dem 
ästhetischen  Eindruck,  welcher  durch  die  Proportionsänderung  hervor- 
gerufen worden  ist,  von  Fall  zu  Fall  zu  entscheiden  ist 

Hinsichtlich  der  Anwendung  neuen  Materials  zur  Herstellung  eines 
Gegenstandes  nach  einem  geschützten  Muster  ist  wiederum  die  Vorschrift 
über  den  Unterschied  zwischen  Flächenmustern  und  plastischen  Mustern 
zu  berücksichtigen.  Im  übrigen  ist  es  gleichgültig,  ob  ein  in  Gold  zu- 
nächst an  einer  Brosche  verwendetes  Muster  demnächst  für  Tapeten  ver- 
wendet wird;  unerlaubt  würde  die  Nachbildung  trotzdem  sein,  wenn 
nämlich  das  Muster  von  dem  Juwelier  nicht  plastisch,  sondern  z.  B.  für 
Emaillearbeit  verwendet  worden  wäre. 

Nachbildung  nach  einer  Nachbildung.  Schliefslich  kommt 
es  für  die  Frage  der  unerlaubten  Nachbildung  darauf  nicht  an,  ob 
die  Nachbildung  unmittelbar  nach  dem  Original  hergestellt  wird,  oder 
mittelbar  nach  einer  Nachbildung  desselben  geschaffen  ist  War  daher 
das  Muster  ursprünglich  von  einem  Juwelier  für  plastische  Erzeugnisse, 
z.  B.  Broschen,  angemeldet,  und  wurde  es  von  einem  Anderen  auf  Ta- 
peten übertragen,  demnächst  aber  von  einem  Dritten  für  Kunstschlosser- 
arbeiten plastisch  verwendet,  so  erscheint  die  letztere  Anwendung  gegen- 
über derjenigen,  für  welche  das  Muster  geschützt  ist,  als  unerlaubt,  und 
es  steht  daher  dem  Juwelier  gegenüber  dem  Kunstschlosser  die  Unter- 
lassungsklage und  je  nach  dem  subjektiven  Verhalten  des  Letzteren  auch 
die  Entschädigungs-  und  Strafklage  zu. 

Benutzung  fremder  Motive.  Ist  somit  der  Umfang  des  Muster- 
rechtes im  §  5  des  Gesetzes  positiv  bestimmt,  so  ziehen  §  4  und  6  ge- 
wisse negative  Grenzen,  indem  sie  einige  wesentliche  Fälle  anführen,  in 
denen  eine  Nachbildung  als  entweder  nicht  vorliegend  zu  betrachten  ist 
oder  aber  erlaubt  ist  Nach  §  4  ist  die  freie  Benutzung  einzelner  Mo- 
tive eines  Musters  oder  Modells  zur  Herstellung  eines  neuen  Musters  oder 
Modells  als  Nachbildung  nicht  anzusehen.  Wesentlich  ist,  dafs  das  neue 
Muster  oder  Modell  in  seiner  charakteristischen  Gesamtheit  und  Indi- 
vidualität gegenüber  dem  geschützten  Muster  als  ein  neues  und  eigen- 
tümliches erscheint. 

Ein  vortreffliches  Beispiel  führt  Dambach  auf  S.  30  an,  indem  er 
sagt:  „Wer  daher  aus  einem  Teppich- oder  Tapetenmuster  eine  Blumen- 
zusammenstellung einfach  kopiert,  macht  sich  unbedingt  der  strafbaren 
Nachbildung  schuldig;  wer  dagegen  die  Blumenzusammenstellung  anders 
gruppiert  oder  andere  Blumen  in  ähnlicher  Weise  zusammenstellt,  würde 
«ich  zu  seiner  Rechtfertigung  auf  den  §  4  berufen  können". 

Anderseits  wurde  z.  B.  vom  Reichsgericht  in  der  Entscheidung  vom 
28.  November  1885  (mitgeteilt  bei  Bolze,  Band  2,  S.  73)  die  Her- 
stellung eines  Leuchters  nach  dem  in  das  Musterregister  eingetragenen 
Modell  eines  Klavierleuchters  mit  Schild  trotz  Verwendung  eines  anderen 
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Schildes,  also  trotz  erheblicher  formeller  Abweichung,  als  eine  unerlaubte 
Nachbildung  erachtet,  weil  nicht  lediglich  die  Verwendung  eines  Motivs, 
d.  h.  die  Herstellung  eines  Leuchters  mit  Schild,  vorliege,  sondern  that- 
sächlich  die  Formen  des  geschützten  Schildes,  wenn  auch  mit  Abän- 
derungen, wiedergegeben  seien. 

Aufnahme  in  ein  Schriftwerk.  Nach  §  6  ist  ferner  als  eine 
Nachbildung  nicht  anzusehen  die  Aufnahme  von  Abbildungen  einzelner 
Muster  oder  Modelle  in  ein  Schriftwerk.  Da  das  Wesen  des  Muster- 
schutzrechtes in  dem  Schutz  gegen  die  Verwendung  eines  Musters  in 
Industrieerzeugnissen  besteht,  so  ist  abweichend  von  den  Grundsätzen 
des  Kunstgesetzes  die  Aufnahme  eines  Musters  in  ein  Schriftwerk  selbst 
dann  statthaft,  wenn  die  Muster  gegenüber  dem  Text  die  Hauptsache 
bilden,  wenn  also  nicht  der  Text,  sondern  die  Abbildungen  der  charakte- 
ristischere Teil  des  Werkes  sind.  So  wenigstens  ist  die  Meinung  Dambachs, 
die  mit  Rücksicht  auf  seinen  bedeutsamen  Anteil  an  der  Entstehung  des 
Gesetzes  sehr  wohl  zu  beachten  ist  Ob  dieselbe  unbedingte  Billigung 
verdient,  erscheint  mir  freilich  zweifelhaft  Wer  z.  B.  von  einem  Tapeten- 
muster eine  Abbildung  in  Form  einer  Musterzeichnung  macht,  diese 
Musterzeichnung  vervielfältigt  und  mit  anderen  Musterzeichnungen  zu 
einer  Mappe  mit  losen  Blättern  vereinigt  in  den  Verkehr  bringt,  dürfte 
meines  Erachtens  unbedingt  sich  der  Musterschutzverletzung  schuldig 
machen.  Warum  der  Fall  anders  beurteilt  werden  sollte,  wenn  der  Xach- 
bildner  diese  Blätter  mit  einem  nebensächlichen  Text  versieht  und  zu 
einem  Buch  zusammenstellt,  ist  nicht  recht  ersichtlich.  Auch  widerspricht 
meines  Erachtens  diese  Auffassung  Dambachs  dem  Wortlaut  des  §  6 
Nr.  3,  in  dem  es  ausdrücklich  heifst,  dafs  nicht  verboten  sein  soll  die 
Aufnahme  von  Nachbildungen  einzelner  Muster  oder  Modelle  in  ein 
Schriftwerk.  Daraus  ergiebt  sich  meines  Erachtens,  dafs  die  Aufnahme 
von  Mustern  in  ein  Schriftwerk  nur  dann  statthaft  ist,  wenn  sie  gegen- 
über dem  Text  zurücktreten.  Andernfalls  würde  die  Grenze,  wann  eine 
gestattete  Aufnahme  einzelner  Muster  vorliegt  und  wann  eine  unstatt- 
hafte Zusammenstellung  von  Nachbildungen  vieler  Muster  zu  einem  Werk, 
nur  sehr  schwer  zu  ziehen  sein. 

Einzelkopie.  Dafs  ferner  auch  die  Nachbildung  von  Mustern, 
welche  für  Flächenerzeugnisse  bestimmt  sind,  durch  plastische  Erzeug- 
nisse und  umgekehrt  statthaft  ist,  ist  schon  oben  erörtert  Schliefslich 
ist  zulässig  die  Einzelkopie  eines  Musters  oder  Modells,  sofern  dieselbe 
ohne  die  Absicht  der  gewerbsmäfsigen  Verbreitung  und  Verwertung  an- 
gefertigt wird.  Hinsichtlich  dieser  Bestimmung  wird  auf  das  oben  Ge- 
sagte Bezug  genommen. 

Zeitlicher  Umfang.1)  Der  Schutz  des  Gesetzes  gegen  Nach- 
bildung wird  dem  Urheber  des  Musters  oder  Modells  gemäfs  §  8  des 

1)  Dambach  S.  54—59,  70— Sl;  Schmid  S.  37  u.  41. 


I.  Abschuitt    1.  Kapitel.   Geschmacksmuster.  331 

Gesetzes  nach  seiner  Wahl  1  bis  3  Jahre  lang  vom  Tage  der  Anmel- 
dung ab  gewährt  Der  Urheber  ist  aber  berechtigt  gegen  Zahlung  der 
im  §  12  Absatz  3  des  Gesetzes  bestimmten  Gebühr  eine  Ausdehnung  der 
Schutzfrist  bis  auf  höchstens  15  Jahre  zu  verlangen.  Dieses  Recht  kann 
der  Urheber  des  Musters  aufser  bei  der  Anmeldung  auch  bei  Ablauf  der 
dreijährigen  Schutzfrist  und  bei  Ablauf  der  zehnjährigen  Schutzfrist  aus- 
üben. Hiernach  kann  der  Urheber  bei  der  Anmeldung  von  vornherein 
eine  Schutzfrist  zwischen  1  bis  15  Jahren  wählen.  Er  hat  bei  der  An- 
meldung zu  erklären,  auf  welche  Dauer  er  zunächst  den  Schutz  be- 
ansprucht, und  die  von  ihm  angegebene  Frist  wird  mit  der  Anmeldung 
im  Reichsanzeiger  veröffentlicht.  Wählt  er  eine  weniger  als  dreijährige 
Frist,  so  kann  er  nach  Ablauf  der  zunächst  gewählten  Frist  eine  Ver- 
längerung des  Schutzes  bis  auf  3  Jahre  verlangen.  Nach  Ablauf  der 
ersten  3  Jahre  kann  der  Anmelder  eine  Ausdehnung  der  Schutzfrist  bis 
auf  15  Jahre  wählen.  Wählt  er  in  diesem  Falle  eine  kürzere  als  fünf- 
zehnjährige Frist,  so  kann  er  nur  nach  Ablauf  von  10  Jahren  die  Ver- 
längerung bis  auf  15  Jahre  beantragen.  Übrigens  mufs  er  gleich  bei 
Beginn  der  Schutzfrist,  also  zunächst  bei  der  Anmeldung  für  die  ganze 
von  ihm  in  Anspruch  genommene  Dauer  der  Schutzfrist  die  Gebühr  vor- 
wegbezahlen, wobei  jedes  angefangene  Jahr  für  voll  berechnet  wird. 

Wie  die  Eintragung,  so  wird  gemäfs  §  9  des  Gesetzes  auch  die  Ver- 
längerung der  Schutzfrist  im  Deutschen  Reichsanzeiger  veröffentlicht; 
aufserdem  wird  sie  im  Musterregister  eingetragen. 

Räumlicher  Umfang  des  Musterrechtes.  Im  allgemeinen 
herrscht  der  Grundsatz,  dafs  im  Auslande  begangene  Handlungen  der 
inländischen  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  entzogen  sind.  Wird  daher 
ein  in  Deutschland  geschütztes  Muster  im  Auslande  —  von  einem  In- 
oder  Ausländer  —  nachgemacht  und  die  so  hergestellten  Gegenstände 
lediglich  im  Auslande  in  Verkehr  gebracht,  so  entziehen  sich  diese  Hand- 
lungen der  Beurteilung  des  deutschen  Richters  vollkommen;  sie  können 
in  Deutschland  weder  einen  civilrechtlichen  noch  einen  strafrechtlichen 
gesetzlichen  Anspruch  des  Musterberechtigten  begründen,  selbst  wenn 
etwa  der  Thäter  im  Inlande  Vermögensstücke  besitzt.  In  diesem  Falle 
könnte  der  Geschädigte  nur  im  Falle  des  Bestehens  eines  Schutzes 
deutscher  Muster  in  jenem  Lande  durch  die  Gerichte  desselben  Schutz 
erhalten  und  allenfalls  der  deutsche  Richter  das  ausländische  Urteil  bestä- 
tigen und  in  das  im  Inlande  befindliche  Vermögen  des  Thäters  vollstrecken. 

Dagegen  findet  der  Besitzer  eines  im  Inlande  erworbenen  Muster- 
rechtes Schutz  gegen  jede  im  Inlande  erfolgte  gegen  das  Recht  gerich- 
tete Handlung,  daher  sowohl  gegen  die  Verbreitung  im  Auslande  her- 
gestellter Nachbildungen,  als  auch  gegen  die  Herstellung  im  Inlande  von 
lediglich  für  den  Export  nach  dem  Auslande  bestimmten  Musternach- 
ahmungen.   Das  Gesetz  vom  11.  Januar  1S76  findet  gemäfs  §  16  Abs.l 
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Anwendung  auf  alle  Muster  und  Modelle  inländischer  Urheber,  sofern 
die  nach  den  Mustern   oder  Modellen  hergestellten  Erzeugnisse  im  In- 
lande  gefertigt  sind,  gleichviel,  ob  sie  im  Inlande   oder  Auslande  ver- 
breitet werden.     Das  Musterrecht  soll  —  wie  die  übrigen  gewerblichen 
Schutzgesetze  —  vorzugsweise   dem  Schutze  des  nationalen  Gewerbe- 
fleifses  dienen.    Diesen  Zwecken  dient  die  vorgenannte  Bestimmung  des 
§  16,   welche  dahin  zu  verstehen  ist,   dals  die  Muster  der  deutschen 
bezw.  in  Deutschland  mit  einer  gewerblichen  Niederlassung  angesessenen 
Gewerbetreibenden  nur  dann  gegen  Nachahmung  geschützt  sind,  wenn 
sie  nur  im  Inlande  zur  Herstellung  gewerblicher  Gegenstände  gebraucht 
werden.     Hiernach  kennt  zwar  das  Gesetz  keinen  Ausübungszwang  in 
dem  Sinne,  dafs  das  Muster  hinfällig  ist,  wenn  es  überhaupt  nicht,  oder 
während  bestimmter  Frist  nicht  ausgeübt  wird,  wohl  aber  in  dem  Sinne, 
dafs  das  Muster  nur  insoweit  geschützt  ist,  als  es  zur  Ausübung  im  Inlande 
gedient  hat,  während,  sofern  ein  nach  dem  Muster  im  Auslande  gefertigter 
Gegenstand  vom  Anmelder  importiert  wird,  der  Musterschutz  erlischt.1] 
§  4.  Übergang  und  Untergang  dee  Murterreohtet.  a.  Übergang  des 
Musterrechtes.2)    Zu  unterscheiden  ist  zwischen  dem  Anspruch  auf 
Erwerb  des  Musterrechtes  oder  auf  Eintragung  einerseits  und  dem  durch 
die  Erfüllung  der  vorgeschriebenen  Formalitäten  erworbenen  Urheberrecht 
anderseits.   Auch  der  erstere  Anspruch,  der  unmittelbar  durch  die  schöpfe- 
rische That,  durch  die  Schaffung  des  Musters  entsteht  und  bis  zur  Er- 
füllung der  zum  Erwerb  des  Urheberrechtes  durch  Eintragung  erforder- 
lichen Formalitäten   oder  aber  bis  zu  der  etwa  früher  erfolgenden  Ver- 
öffentlichung des  Musters  und  dem  dadurch  für  die  Folgezeit  eintretenden 
Verluste  des  Anspruchs  auf  ausschliefsliche  Benutzung  besteht,  äufsert 
Rechtswirkungen  und  ist  insbesondere  vererblich  und  veräufserlich.    In 
denjenigen  Gesetzgebungen,  welche  zwar  —  wie  die  deutsche  —  prin- 
zipiell das  Urheberrecht  dem  Urheber  erteilen  wollen,  die  aber  in  dem 
Anmelder  den  Urheber  präsumieren  und  den  Mangel  der  Urheberschaft 
nur  dem  zum  Muster  besser  Berechtigten  gegenüber  wirksam  werden 
lassen,  während  sie  unter  zwei  Nichturhebern  lediglich  die  Priorität  der 
Anmeldung  entscheiden  lassen,  kommt  das  Recht  auf  Eintragung  höchstens 
dann  in  Betracht,  wenn  der  Urheber  oder  sein  legitimierter  Rechtsnach- 
folger nachweisen  kann,  dafs  sein  Muster  von  einem  Anderen  unrecht- 
mäfsig  entwendet  und  zur  Eintragung  gebracht  ist,   wenn  ferner  das 
Recht  auf  Erwerb  des  Schutzrechtes  auf  ein  Modell  von  dem  Urheber 
sei  es  durch  Einzelverkauf  oder  durch  generellen  Arbeitsvertrag  (z.  B. 
gemäfs  §  2  des  Gesetzes  vom  11.  Januar  1876)  auf  einen  Anderen  fiber- 
gegangen ist,  der  Urheber  aber  trotzdem  das  Muster  auf  eigenen  Namen 

1)  Vergl.  Drucks.  1ST5,  Stenogr.  Bericht,  30.  Sitzung,  S.  61S. 

2)  Dambach  S.  27,  2S,  76 ff.;  Schmid  S.  32,  33,  41,  45;  R.  0.  H.  G.  v.  20.Septl$77, 
Entsch.  Bd.  22,  S.  334. 
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angemeldet  hat,  sowie  schliefslich,  wenn  Jemand  auf  Grund  angeblicher 
Erbfolge  ein  für  den  Erblasser  bestehendes  Recht  auf  Eintragung  er- 
worben zu  haben  behauptet  und  das  Muster  hat  eintragen  lassen,  dem- 
nächst aber  der  wahre  Erbe  sich  legitimiert. 

In  allen  diesen  Fällen  besteht  zu  Gunsten  des  wahren  Urhebers 
oder  seines  wahren  Rechtsnachfolgers  eine  Klage  auf  Übertragung  des 
Musterrechtes  auf  ihn  und  dementsprechende  Umschreibung  der  Ur- 
kunden; ferner  dürfte  eine  Klage  des  Urhebers  auf  Ersatz  des  ihm  durch 
unbefugte  Veröffentlichung  eines  von  ihm  geschaffenen  und  noch  zu 
veröffentlichenden  Musters  entstandenen  Schadens  wohl  begründet  sein; 
dabei  ist  jedoch  zu  beachten,  dafs  als  unbefugt  die  Veröffentlichung  nicht 
an  sich  schon  dann  zu  erachten  ist,  wenn  ein  Dritter,  der  zufällig  in 
den  Besitz  des  Musters  gelangt  ist,  dasselbe  veröffentlicht;  denn  gemäfs 
dem  Prinzip  der  Gewerbefreiheit  kann  Jeder  das  Muster,  das  ihm  ge- 
fällt, veröffentlichen;  es  müssen  vielmehr  besondere  Umstände  dargethan 
werden,  welche  im  Einzelfalle  die  Veröffentlichung  durch  den  Dritten 
als  unstatthaft  erscheinen  lassen,  wenn  z.  B.  die  Veröffentlichung  unter 
Verletzung  des  §  2  des  Gesetzes  oder  des  auf  den  Verrat  der  Fabrik- 
und  Geschäftsgeheimnisse  gerichteten  §  9  des  Gesetzes  vom  27.  Mai  1896 
oder  einer  auf  Geheimhaltung  und  NichtVeröffentlichung  gerichteten, 
ausdrücklichen  Vertragsverpflichtung  erfolgt. 

Schliefslich  ergiebt  sich  aus  der  Urheberschaft,  ganz  abgesehen  von 
dem  Rechte  auf  den  Erwerb  des  Urheberschutzes  und  selbst,  nachdem 
der  Urheber  durch  Veröffentlichung  des  Musters  sich  des  ausschliefs- 
lichen  Rechtes  auf  Ausnutzung  des  Musters  entschlagen  hat,  für  ihn 
gegen  denjenigen,  welcher  sich  seinerseits  ein  Urheberrecht  an  dem 
Muster  anmalst,  der  im  Wege  der  negativen  Feststellungsklage  geltend 
zu  machende  Anspruch  auf  Anerkennung  der  Thatsache,  dafs  dem  in 
Anspruch  genommenen  ein  solches  Recht  nicht  zusteht. 

In  diesen  Grenzen  bildet  der  Anspruch  auf  Erwerb  des  Muster- 
schutzes ein  schützbares  Vermögensrecht  Dagegen  bildet  nach  deutschem 
Recht  das  Recht  auf  Eintragung  keinen  Gegenstand  der  Zwangsvoll- 
streckung, weil  es  völlig  im  Belieben  des  Urhebers  eines  Musters  steht, 
ob  er  dasselbe  durch  Verbreitung  zum  Allgemeingut  machen  oder  aber 
durch  Anmeldung  sich  seine  ausschliefsliche  gewerbliche  Verwertung  vor- 
behalten will.  Wohl  aber  ist  das  durch  Anmeldung  entstandene  Muster- 
recht pfändbar.  Im  übrigen  ist  das  Recht  auf  Anmeldung  eines  Musters 
ebenso  wie  das  aus  der  erfolgten  Anmeldung  vererblich  und  veräufser- 
lich.  Nach  §  3  des  Gesetzes  geht  das  Recht  des  Urhebers  auf  die  Erben 
über  und  kann  beschränkt  oder  unbeschränkt  durch  Vertrag  oder 
durch  Verfügung  von  Todes  wegen  auf  Andere  übertragen  werden. 
Das  Recht  des  Urhebers  besteht  aber  nicht  nur  in  dem  ausschliefslichen 
Verwertungsrecht  des  angemeldeten  Musters,  sondern  auch  in  dem  Recht 
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auf  Erwerbung  des  Musterschutzes  durch  Anmeldung  und  dem  damit 
zusammenhängenden  Recht,  von  einem  Anderen,  welcher  ohne  Geneh- 
migung des  Urhebers  das  diesem  entnommene  Muster  angemeldet  hat, 
Übertragung  des  Musterrechtes  in  Gemäfsheit  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Rechtes  zu  verlangen.  Dieses  Recht  kann  auch  durch  Vertrag 
auf  einen  Anderen  übertragen  werden,  sodafs,  wer  von  dem  Urheber 
das  Recht  auf  Anweldung  eines  Musters  erworben  hat,  gegen  denjenigen 
Dritten  auf  Grund  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechtes  vorgehen  kann, 
der  in  unrechtmäfsiger  Weise,  d.  h.  doloser  Weise,  das  Muster  für  sieh 
hat  eintragen  lassen.  Vorausgesetzt  ist  dabei  immer,  dafs  vor  der  Ein- 
tragung des  Musters  dasselbe  nicht  verbreitet  ist,  denn  wenn  derjenige, 
welcher  unrechtmäfsiger  Weise  sich  ein  Muster  angeeignet  hat,  dasselbe 
wieder  den  Willen  des  Urhebers  vor  der  Anmeldung  verbreitet,  so  kann 
weder  der  Urheber  noch  dessen  Rechtsnachfolger  durch  Anmeldung  ein 
ausschlief sliches  Recht  an  dem  Muster  mehr  erlangen,  weil  durch  die 
Verbreitung,  mag  sie  nun  mit  oder  ohne  Genehmigung  des  Urhebers  er- 
folgt sein,  die  Allgemeinheit  ein  Recht  an  dem  Muster  erlangt  hat  In 
diesem  Falle  würde  der  Urheber  bezw.  dessen  Rechtsnachfolger  jedoch 
eventuell  ein  Recht  auf  Ersatz  des  ihm  durch  die  vorzeitige  Verbreitung 
entstandenen  Schadens  gegen  den  Verbreiter  haben. 

Der  Übergang  des  Musterrechtes  auf  einen  Anderen  erfolgt  autser 
auf  Grund  gerichtlichen  Urteils,  wenn  die  Anmeldung  des  Musters  durch 
den  bösgläubigen  Nichturheber  erfolgt  ist,  auf  Klage  des  Urhebers  oder 
seines  Rechtsnachfolgers,  des  ferneren  durch  Erbgang  oder  Übertragung 
unter  Lebenden.  Auf  diese  Weise  kann  das  Urheberrecht  auch  auf  meh- 
rere Personen  übergehen  und  ist  dann  Jeder  berechtigt,  das  Muster  zu 
verwerten.  Eine  Übertragung  des  Überganges  des  Musterrechtes  im  Muster- 
register ist  gesetzlich  nicht  vorgeschrieben.  Die  Geltendmachung  des 
Rechtes  des  Rechtsnachfolgers  aus  dem  eingetragenen  Muster  ist  daher  von 
der  Eintragung  des  Überganges  in  dem  Musterregister  völlig  unabhängig, 
und  seine  Legitimation  ist  im  Prozefs  deshalb  nicht  zu  beanstanden,  weil 
das  Musterregister  auf  den  Rechtsnachfolger  nicht  fortgeschrieben  ist 

b.  Untergang  des  Musterrechtes.  Das  Musterrecht  erlischt 
1.  durch  ausdrücklichen  Verzicht,  2.  durch  Ablauf  der  Frist,  3.  durch 
Nichtzahlung  der  Gebühr,  4.  durch  gerichtliches  Urteil.  Eine  Löschung  des 
Musterrechtes  im  Register  erfolgt  aus  keinem  dieser  Gründe,  ebensowenig 
eine  Veröffentlichung  der  Beendigung  des  Musterrechtes.  Die  Erlöschungs- 
gründe können  daher  lediglich  im  Prozefs  geltend  gemacht  werden,  sei 
es  einredeweise  gegenüber  der  Untersagungs-  oder  Verletzungsklage  oder 
gegenüber  der  Straf  klage,  sei  es  auch  im  Wege  der  negatorischen  oder 
Feststellungsklage. 

Der  Verzicht  auf  ein  bestehendes  Musterrecht  mufs  in  einer  ver- 
pflichtenden Form  abgegeben  sein,  d.  h.  er  mufs  durch  eine  einem  Dritten 
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gegenüber  abgegebene  entsprechende  Erklärung  mit  beabsichtigter  ver- 
pflichtender Wirkung  stattgefunden  haben,  wobei  die  vom  bürgerlichen 
Recht  aufgestellten  Vorschriften  über  die  bei  Entsagung  zu  beobachten- 
den Formalitäten  zu  berücksichtigen  sind. 

Wenn  auch  Nichtzahlung  der  Gebühr  ein  Grund  zum  Erlöschen  des 
Musterreehtes  ist,  so  ist  doch  anderseits  nicht  pünktliche  Zahlung  ein 
solcher  Grund  nicht  Wenn  daher  der  Berechtigte  nicht  pünktlich  ge- 
zahlt hat,  so  erlischt  infolgedessen  das  Musterrecht  nicht  schon  an  sich, 
sondern  erst,  wenn  er  durch  dauernde  Nichtzahlung  stillschweigend  seinen 
Verzicht  auf  das  Musterrecht  erklärt  oder  auch  gegenüber  einer  Auffor- 
derung seitens  der  Registerbehörde  zur  Zahlung  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend dieselbe  nicht  leisten  zu  wollen  erklärt. 

Ebenso  wie  der  Untergang  eines  rechtmäfsig  entstandenen  Muster- 
rechtes kann  auch  die  Nichtigkeit  eines  nur  formell  entstandenen,  mate- 
riell aber  von  Anfang  an  ungültigen  Musterrechtes  oder  auch  eines  wegen 
Nichtbeobachtung  der  gesetzlich  aufgestellten  Formvorschriften  von  vorn- 
herein ungültigen  Musterrechtes  nur  im  Wege  der  Einrede  gegenüber  einer 
Verletzungsklage  sowie  im  Wege  der  negativen  Feststellungsklage  geltend 
gemacht  werden,  während  eine  Löschungsklage  einem  nichtigen  und 
einem  nachträglich  ungültig  gewordenen  Musterrecht  gegenüber  ebenso- 
wenig gegeben  ist,  wie  ein  Verfahren  von  Amts  wegen  auf  Löschung. 

Die  Wirkungen  der  Nichtigkeit  und  des  Erlöschens  sind  insofern 
verschieden,  als  nachträgliche  gerichtliche  Feststellung  der  Nichtigkeit 
rückwärts  wirkt,  daher  der  Mustereintrag  keine  der  an  die  Verletzung 
von  Musterrechten  geknüpften  Wirkungen  hat,  während  die  gerichtliche 
Feststellung  des  Erlöschens  nur  diejenigen  Wirkungen  des  Musterrechtes 
als  nicht  eingetreten  erscheinen  läfst,  welche,  wenn  das  Recht  nicht  er- 
loschen wäre,  von  dem  Augenblick  an  das  Musterrecht  hervorgerufen 
hätte,  in  welchem  thatsächlich  der  Erlöschungsgrund  eingetreten  ist  Das 
Aufhören  der  Wirkung  des  Musterrechtes  tritt  also  weder  bei  der  Nich- 
tigkeit noch  bei  dem  Erlöschen  erst  durch  die  Konstatierung  von  Seiten 
der  Gerichtsbehörden  ein,  vielmehr  hat  das  nichtige  Musterrecht  von 
vornherein  überhaupt  keine  Wirkung,  während  beim  erloschenen  Muster- 
recht  die  Wirkungen  mit  dem  Augenblicke  des  Eintritts  des  Erlöschungs- 
grundes aufhören. 

§  5.  Sehnte  der  Ausländer.1)  Nach  §  16  des  Gesetzes  vom  11.  Januar 
1876  findet  dasselbe  Anwendung  auf  alle  Muster  und  Modelle  inländischer 
Urheber,  sofern  die  nach  den  Mustern  oder  Modellen  hergestellten  Erzeug- 
nisse im  Inlande  verfertigt  sind,  gleichviel,  ob  dieselben  im  Inlande  oder 
Auslande  verbreitet  werden.  Wenn  ausländische  Urheber  im  Gebiete  des 
Deutschen  Reiches  ihre  gewerbliche  Niederlassung  haben,  so  geniefsen 
sie  für  die  im  Inlande  gefertigten  Erzeugnisse  den  Schutz  des  Gesetzes: 

1)  Dambach  S.  SO;  Schmid  S.  14. 
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deutenden  Kennzeichens  auf  den  nach  dem  angeblichen  Gebrauchsmuster 
gefertigten  Gegenständen,  auf  Preislisten,  Geschäftsbriefen  u.  s.  w.  bestehen. 

Der  erwirkte  Eintrag  eines  Gebrauchsmusters  in  die  Gebrauchs- 
musterrolle giebt  ein  Recht,  sich  des  Bestehens  dieses  Gebrauchsmusters 
zu  berühmen,  nur  dann,  wenn  das  Gebrauchsmuster  in  Übereinstimmung 
mit  den  gesetzlichen  Vorschriften  begründet  ist;  wer  ein  materiell  oder 
formell  unrechtmäfsig  eingetragenes  Gebrauchsmuster  hat,  darf  den  da- 
nach hergestellten  Gegenstand  weder  als  gesetzlich  geschützt,  noch  als 
D.  R.G.  M.  oder  ähnlich  bezeichnen,  ohne  sich  der  Gefahr  einer  Untcr- 
lassungs-  oder  Feststellungsklage  und  eventuell  auch  der  durch  seine 
Handlungsweise  begründeten  Entschädigungsklage  auszusetzen. 

2.  Entschädigungs-  und  Strafklage.  Die  Entschädigungs- 
klage ist  nach  §  9  des  Gesetzes  gegeben  gegen  denjenigen,  welcher  den 
§§  4  und  5  zuwider  ein  Gebrauchsmuster,  d.  h.  den  Gegenstand  des  für 
einen  Anderen  eingetragenen  Gebrauchsmusters,  in  Benutzung  nimmt, 
gleichgültig,  ob  er  seinerseits  auf  denselben  Gegenstand  auf  Grund  späterer 
Anmeldung  ein  Patent-  oder  Gebrauchsmusterrecht  erworben  hat  oder  nicht. 

Inbenutzungsnahme.  In  Benutzung  nimmt  den  Gegenstand  der- 
jenige, welcher  gewerbsmäfsig  das  Muster  nachbildet,  die  durch  Nach- 
bildung hervorgebrachten  Gegenstände  und  Gerätschaften  in  den  Verkehr 
bringt,  feilhält  oder  gebraucht.  Voraussetzung  des  §  9  ist  also  das  gc- 
werbsmäfsige  Benutzen.  Über  d^n  Begriff  des  Gewerbsmäfsigen  wird 
auf  die  entsprechenden  Erörterungen  im  Patentrecht  im  wesentlichen 
Bezug  genommen,  desgleichen  hinsichtlich  der  Begriffe  nachbilden,  in 
Verkehr  bringen,  feilhalten  und  gebrauchen. 

Eine  Verletzung  des  Gebrauchsmusters  liegt  schon  in  der  gewerbs- 
mäfsigen Herstellung  eines  Gegenstandes  nach  demselben;  eine  damit 
verbundene  Verbreitungsabsicht  ist  nicht  erforderlich;  daher  verletzt  das 
Gebrauchsmuster  auch  derjenige,  welcher  zum  Zwecke  der  Benutzung 
im  eigenen  Gewerbebetrieb  den  Gegenstand  desselben  herstellt.  Ander- 
seits ist  ein  unbefugtes  Inverkehrbringen  eines  ohne  Rechtsverletzung 
hergestellten  Nachahmungsproduktes  eine  Musterverletzung.  Wer  z.  B. 
eine  ursprünglich  lediglich  zu  wissenschaftlichen  Zwecken  hergestellte 
Nachbildung  eines  Gebrauchsmustergegenstandes  demnächst  verkauft, 
macht  sich  einer  Gebrauchsmusterverletzung  schuldig;  ebenso,  wer  einen 
solchen   Gegenstand   ankauft   und   in   seinem  Gewerbebetriebe   benutzt. 

Wissentlichkeit  und  Fahrlässigkeit.  Die  Entschä- 
digung sklage.  Die  diesbezüglichen  Bestimmungen  entsprechen  den 
gleichen  Bestimmungen  des  Patentgesetzes  und  bedürfen  daher  hier  keiner 
weiteren  Erörterung. 

Dafs  die  Strafbarkeit  von  dem  Vorliegen  einer  wissentlichen  Ver- 
letzung abhängig  ist,  ist  gleichfalls  eine  mit  entsprechender  Bestimmung 
des  Patentgesetzes  übereinstimmende  Vorschrift.     Im  Strafverfahren  ist 
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der  Angeklagte  in  der  Regel  nicht  beweispflichtig1),  vielmehr  hat  das 
Gericht  die  für  die  Schuld  oder  Unschuld  dienlichen  Beweise  anzuordnen. 
Doch  ist  es  Sache  des  Angeklagten,  in  der  Hauptverhandlung  zweck- 
dienliche Anträge  zu  stellen,  wenn  er  glaubt,  dals  das  Gericht  von  dem 
ihm  gemäfs  §  243  der  Strafprozeßordnung  gegebenen  Rechte  der  Be- 
weiserhebung ex  officio  unrichtigen  Gebrauch  macht  Durch  Bekannt- 
machung vom  12.  Mai  1S93  ist  seitens  des  Kaiserlichen  Patentamtes 
die  Bezeichnung  unter  Gebrauchsmusterschutz  stehender  Gegenstände  mit 
D.  R.  G.  M.  empfohlen  worden.  Die  Nichtbezeichnung  ist  für  die  Beur- 
teilung der  bona  fides  des  solchen  nichtbezeichneten  Gegenstand  Nach- 
ahmenden natürlich  nicht  allein  entscheidend,  aber  doch  sehr  mafsgeb- 
lich.  Übrigens  folgt  aus  der  Thatsache,  dafs  ein  Patentanwalt  gutacht- 
lich das  Vorliegen  einer  Schutz  Verleihung  verneint  hat,  nicht  ohne 
weiteres  die  Gutgläubigkeit  des  Verletzers.2) 

Gegenüber  dem  Geschmacksmusterrecht  unterscheiden  sich  Patent- 
und  Gebrauchsmustergesetz  dadurch,  dafs,  während  das  Geschmacks- 
mustergesetz für  die  Strafbarkeit  wie  für  die  Entschädigungsverpflichtung 
lediglich  das  Vorliegen  einer  Fahrlässigkeit,  nicht  einmal  das  einer  groben 
Fahrlässigkeit  fordert,  hier  die  Strafbarkeit  von  der  wissentlichen,  die 
Entschädigungspflicht  von  der  groben  fahrlässigen  Verletzung  abhängig 
ist,  dafs  aber  anderseits  Rechtsirrtum  nicht  wie  im  Geschmacksmuster- 
recht  von  der  Strafbarkeit  bezw.  Entschädigungspflicht  befreit  Dafs  der 
Wissentlichkeit  der  Dolus  eventualis  gleichsteht,  beruht  auf  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen,  ist  aber  hier,  wie  überhaupt  im  Gebiete  des  Immaterial- 
güterrechtes, um  deswillen  von  besonderer  Bedeutung,  weil  es  sich  in 
diesem  ganzen  Gebiete  um  eine  Materie  handelt,  bei  der  den  strikten 
Beweis  eines  vorliegenden  Dolus  zu  führen,  schwieriger  als  in  anderen 
Rechtsverhältnissen  ist. 

Hinsichtlich  der  Strafverfolgung,  des  Strafmafses,  des  Antrags,  der 
Bufse,  der  Einziehung  und  Beschlagnahme,  und  des  Veröffentlichungs- 
rechtes bezüglich  der  im  Strafverfahren  ergangenen  Urteile  gilt  dasselbe 
wie  im  Patentrecht 

3.  Geltendmachung  des  Musterrechtes.  Gerichtszuständig- 
keit Zuständig  für  alle  Klagen  aus  Gebrauchsmustern  und  auf  Löschung 
von  Gebrauchsmustern  sind  die  ordentlichen  Gerichte  und  zwar,  jenach- 
dem  der  Streitgegenstand  über  oder  unter  300  Mark  beträgt,  die  Civil- 
kammern  der  Landgerichte  oder  die  Amtsgerichte. 

Es  ist  ein  vielfach  noch  bei  den  Gerichten  bestehender  Irrtum,  dals 
ebenso  wie  für  die  Klagen  aus  Geschmacksmustern  auch  für  diejenigen 
aus  Gebrauchsmustern  die  Kammern  für  Handelssachen  ohne  Rücksicht 
auf  die  Kaufmannsqualität  der  Parteien  zuständig  seien.    Diese  Annahme 

1)  R.  G.  v.  4.  März  1*97,  Bl.  1S97,  Nr.  7— S. 

2)  R.  G.  v.  2S.  März  1S9S,  Bl.  1S9S,  Nr.  6. 
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entbehrt  jeglichen  rechtlichen  Fundaments.  Denn  die  Zuständigkeit  der 
Kammern  für  Handelssachen  in  den  ein  Geschmacksmuster  betreffenden 
Streitigkeiten  beruht  auf  §  101  des  Gerichtsverfassungsgesetzes.  Dieses 
ist  aber  im  Jahre  1877  erlassen  und  im  Jahre  1879  in  Kraft  getreten, 
konnte  sich  daher  unmöglich  schon  auf  die  erst  durch  Gesetz  vom 
Jahre  1891  als  schutzfähig  anerkannten  Gebrauchsmuster  beziehen.  Ander- 
seits ist  zu  berücksichtigen,  dafs  die  Gebrauchsmuster  ihrer  Entwicklung 
nach  und  auch  inhalts  der  Motive  und  Reichstagsverhandlungen  ent- 
schieden als  eine  Abart  der  Patente  zu  erachten  sind,  dafs  aber  Streitig- 
keiten über  und  aus  Patenten  nicht  der  Kompetenz  der  Kammern  für 
Handelssachen  zugewiesen  sind,  obgleich  zur  Zeit  des  Inkrafttretens 
des  Gerichtsverfassungsgesetzes  schon  das  Patentgesetz  von  1877  in 
Kraft  war. 

Dafs  im  Falle  des  Einwandes  der  Nichtigkeit  eines  Gebrauchsmusters 
im  Gebrauchsmusterverletzungsprozefs  oder  in  dem  auf  Abhängigkeits- 
erklärung eines  Gebrauchsmusters  oder  Patentes  von  einem  anderen  Ge- 
brauchsmuster gemäfs  §  4  und  5  erhobenen  Prozefs  über  diesen  Einwand 
gleichfalls  das  ordentliche  Gericht  zu  entscheiden  hat,  ist  schon  hervor- 
gehoben worden. 

Letzteinstanz.  Nach  §  12  des  Gesetzes  wird  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten,  in  welchen  durch  Klage  oder  durch  Widerklage  ein 
Einspruch  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  geltend  gemacht 
wird,  die  Verhandlung  der  Entscheidung  in  letzter  Instanz  im  Sinne  des 
§  8  des  Einführungsgesetzes  zum  Gerichtsverfassungsgesetze  dem  Reichs- 
gericht tiberwiesen,  eine  dem  Inhalt  des  §  38  des  Patentgesetzes  und  des 
§  21  des  Waarenzeichengesetzes  entsprechende  Bestimmung,  welche  die 
letztinstanzliche  Entscheidung  über  Streitigkeiten  aus  Patenten,  Gebrauchs- 
mustern und  Waarenzeichen  der  Kompetenz  der  etwa  in  einzelnen  Staaten 
zulässigen  höchsten  Gerichtshöfe  (z.  B.  in  Bayern  des  Obersten  Gerichts- 
hofes) entziehen  und  dem  Reichsgericht  übertragen  soll.  Vorausgesetzt 
ist  dabei,  dafs  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Gerichtsver- 
fassungsgesetzes der  Gegenstand  des  Prozesses  überhaupt  geeignet  ist,  in 
die  Revisionsinstanz  zu  gelangen,  dafs  also  der  Wert  des  Streitgegen- 
standes den  Betrag  von  1500  Mark  übersteigt 

Sachverständige.  Eine  der  Einrichtung  des  Geschmacksmuster- 
gesetzes analoge  Bestimmung,  wonach  in  Streitigkeiten  über  Gebrauchs- 
muster der  Richter  sich  an  eine  bestimmte  Kategorie  von  Sachverstän- 
digen, einen  Sachverständigenverein  wenden  soll ,  enthält  das  Gebrauchs- 
mustergesetz nicht.  Dasselbe  hat  es  sogar  unterlassen,  dem  Patentamt 
die  Befugnis  zur  Erteilung  von  Obergutachten  unter  den  Voraussetzungen, 
unter  welchen  es  im  Patentrecht  eine  solche  Befugnis  hat,  nämlich  für 
den  Fall,  dafs  zwei  sich  entgegengesetzte  Gutachten  Sachverständiger  bei 
den  Prozefsakten  sich  befinden,  zuzusprechen.   Jedoch  ist  durch  den  Er- 
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lafs  des  Reichskanzlers  vom  10.  September  1894  nachträglich  dem  Patent- 
amt diese  Befugnis  auch  in  Gebrauchsmusterangelegenheiten  zugesprochen 
worden,  nachdem  schon  in  der  Verordnung  zur  Ausführung  des  Gesetzes 
zum  Schutz  der  Warenbezeichnungen  und  des  Gesetzes  betreffend  den 
Schutz  von  Gebrauchsmustern  vom  30.  Juni  1S94  im  §  9  bestimmt  wurde, 
dafs  insoweit  in  Angelegenheiten  des  Schutzes  von  Gebrauchsmustern 
das  Patentamt  zur  Erstattung  von  Gutachten  ermächtigt  werde,  hierfür 
die  Beschwerdeabteilung,  und  zwar  jede  innerhalb  derjenigen  Zweige 
der  Technik  zuständig  sei,  welche  ihr  hinsichtlich  der  Patentangelegen- 
heiten gemäfs  §  1  und  2  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  11.  Juli  1S91 
zugewiesen  sind. 

c.  Sachlicher  Umfang.  Verhältnis  von  Bezeichnung,  An- 
spruch, Darstellung  und  Beschreibung  zu  einander.  Fürden 
Umfang  des  Musterrechtes  ist  die  Frage  entscheidend,  was  auf  Grund 
der  erfolgten  Anmeldung  und  Eintragung  als  geschützt  zu  erachten  sei 
Die  Anmeldung  soll  nach  §  2  des  Gesetzes  angeben,  unter  welcher  Be- 
zeichnung das  Modell  eingetragen  werden  und  welche  neue  Gestaltung 
oder  Vorrichtung  einem  Arbeits-  oder  Gebrauchszweck  dienen  soll.  Jeder 
Anmeldung  soll  eine  Nachbildung  oder  Abbildung  des  Modells  beigefügt 
werden,  und  nach  §  2  der  Bestimmungen  über  die  Anmeldung  von  Ge- 
brauchsmustern vom  22.  November  1 S9*>  kann  daneben  noch  der  Anmelder, 
wenn  er  es  für  erforderlich  erachtet,  eine  besondere  Beschreibung  beifügen. 
Es  ist  zu  prüfen,  in  welchem  Verhältnis  zu  einander  die  Bezeichnung,  ferner 
die  Angabe,  welche  neue  Gestaltung  oder  Vorrichtung  dem  Arbeits-  oder 
Gebrauchszweck  dienen  soll,  d.  h.  der  Gebrauchsanspruch  (um  diese  aus 
dem  Patentrecht  geläufige  Bezeichnung  auf  das  Gebrauchsmusterreeht 
zu  übertragen),  sowie  die  Zeichnung  und  schliefslich  die  Beschreibung 
stehen.  Wie  schon  oben  ausgeführt  wurde,  ist  die  Bezeichnung  nach  der 
Auffassung  des  Reichsgerichts  für  dasjenige,  was  wirklich  als  geschützt 
zu  betrachten  sei,  bedeutungslos  (vergl.  S.  350).  Das  Wesentlichste  ist 
das  überreichte  Modell  bezw.  die  überreichte  Darstellung  in  Überein- 
stimmung mit  dem  Gebrauchsmusteranspruch.  Diesem  gegenüber  dienen 
Beschreibung  und  Schutzanspruch  nur  zum  Verständnis  der  Besonderheit 
des  Gebrauchszwecks.  Dieser  in  der  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
vom  2S.  Oktober  lS9s,  Bl.  1S98,  Nr.  12  ausgesprochene  Grundsatz  ist  doch 
insofern  zu  modifizieren  und  in  zahlreichen  Entscheidungen  des  Reichs- 
gerichts selber  modifiziert,  als  das  Modell  nur  in  denjenigen  Teilen  und 
insoweit  geschützt  ist,  als  Anspruch  und  Beschreibung  die  Absicht  des 
Anmelders  erkennen  lassen,  gerade  in  der  Richtung  Schutz  für  das 
Modell  zu  verlangen.  Die  gesetzlich  geforderte  Angabe,  welche  neue  Ge- 
staltung oder  Vorrichtung  dem  Gebrauchszweck  dienen  soll,  soll  nicht 
lediglich  eine  Beschreibung  des  Musters  sein,  sie  stellt  vielmehr  den  vom 
Anmelder  erhobenen  Anspruch  dar  und  ist  integrierender  Bestandteil  der 
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Anmeldung;  sie  charakterisiert  das  Modell.1)  Daher  kann  als  angemel- 
detes, eingetragenes  und  geschütztes  Modell  nur  dasjenige  Modell  an- 
gesehen werden,  welches  die  in  dem  Anspruch  geltend  gemachte  neue 
Gestaltung  oder  Vorrichtung  zeigt  und  als  Nachbildung  dieses  Modells 
nur  ein  Gegenstand,  welcher  diese  neue  Gestaltung  oder  Vorrichtung  ent- 
hält Die  Angabe,  wodurch  das  Muster  dem  Gebrauchs-  oder  Arbeits- 
zweck dienen  soll,  ist  so  wesentlich,  dafs  wenn  diese  Angabe  fehlt,  ein 
schützfähiges  Muster  überhaupt  nicht  entsteht.  Der  Schutzanspruch  er- 
streckt sich  nur  auf  die  bei  der  Anmeldung  angegebene  neue  Gestaltung, 
Anordnung  oder  Verrichtung;  was  sich  am  Modell  findet,  kann  nur  so- 
weit geschützt  sein,  als  es  sich  im  Schutzanspruch  findet. 

Anderseits  ist  der  Schutzanspruch  auch  insofern  massgebend,  als 
er  selbst  trotz  nach  der  Eintragung  seitens  des  Anmelders  versuchter  ein- 
schränkender Auslegung  des  Musters  doch  im  Zusammenhalt  mit  dem 
Muster  dafür  entscheidend  ist,  ob  das  Muster  gegenüber  schon  früher 
Bekanntem  aufrecht  erhalten  werden  kann. 

Das  Patentamt  empfiehlt  in  der  Bekanntmachung  vom  22.  November 
I S9S  zum  Zwecke  der  Hervorhebung  der  neuen  Gestaltung  u.  s.  w.  die 
Formulierung  eines  den  Patentansprüchen  analogen  Schutzanspruchs;  ein 
solcher  ist  wohl  empfehlenswert,  aber  nicht  notwendig;  der  Anspruch 
kann  sich  aus  dem  Wortlaut  der  Beschreibung  ergeben,  er  kann  sogar 
mit  der  Bezeichnung  des  Modells  sprachlich  zusammengefafst  werden.2) 

Wird  der  Gebrauchsmusteranmeldung  eine  Beschreibung  beigefügt, 
so  können  Gegenstand  des  Schutzes  nur  solche  Teile  sein,  welche  in  dtr 
Beschreibung  selber  als  neu  und  den  Gegenstand  des  Anspruchs  bildend 
hervorgehoben  werden,  und  welche  sich  gleichzeitig  an  dem  überreichten 
Modell  finden.  Wird  in  solchem  Falle  —  wie  häufig  —  ein  von  der 
Beschreibung  gesonderter  Anspruch  aufgestellt,  und  würde  sich  der  Inhalt 
dieses  Anspruchs  zwar  an  dem  Modell  vorfinden,  in  der  Beschreibung 
aber  mit  keinem  Worte  erwähnt  sein,  die  Beschreibung  vielmehr  einen 
anderen  Teil  des  überreichten  Modells  als  neu  hervorheben,  so  würde 
^ine  unvereinbare  Divergenz  zwischen  Beschreibung  und  Anspruch  be- 
stehen. In  diesem  Falle  müfste  die  Gebrauchsmusteranmeldung  als  nicht 
ordnungsgemäfs  erfolgt  betrachtet  und  daher  ein  Gebrauchsmusterschutz 
als  nicht  entstanden  erachtet  werden.  Wenn  anderseits  die  Bezeichnung 
des  Musters  eine  besondere  Form  der  Ausführung  des  in  der  Beschreibung 
beschriebenen,  im  Muster  verkörperten  allgemeinen  Erfindungsgedankens 
angiebt,  so  ist  der  Schutz  auf  diese  besondere  Ausführungsform  nicht 
beschränkt.3) 


1)  R.  G.  v.  26.  Mai  1894.  Zeitsebr.  f.  gew.  Rechtsseh.  1894,  Nr.  17 ;  R.  G.  v.  8.  Jan. 
1S98,  Bl.  1898,  Nr.  5;    R.G.  v.  30.  Jan,.  1897.  Jurist.  Wschr.  1897,  S.  173. 

2)  R.G.  v.  S.  Jan.  1898  a.  a.O.;  R.G.  v.  12.  Dez.  18!>s.  Jurist.  Wschr.  1898,  Nr.  1 1—15. 

3)  R.G.  v.  23.  Febr.  1S9S.  Jurist.  Wschr.  1898,  Nr. 27  u.  2S,  S.  248. 
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Anderseits  ist  selbstverständlich,  dafs,  damit  der  beantragte  gesetz- 
liche Schutz  eintrete,  die  in  der  Anmeldeschrift  als  neu  angegebene  Ge- 
staltung, Anordnung  oder  Vorrichtung  auch  an  dem  überreichten  Modell 
vorhanden  oder  aus  der  der  Anmeldung  beigefügten  Abbildung  zu  er- 
sehen ist.  Das  mit  der  Anmeldung  überreichte  Modell  kann  für  die 
Feststellung  der  in  der  Beschreibung  nicht  deutlich  zum  Ausdruck  ge- 
brachten Neuerung  benutzt  werden.  Giebt  der  Anmelder  selber  nachträg- 
lich (z.  B.  im  Verlauf  eines  Prozesses)  seinem  Gebrauchsmuster  eine  weitere 
Auslegung,  als  die  Anmeldung  zuliefs,  so  ist  dennoch  der  Schutz  in  dem 
Umfange,  in  dem  er  durch  die  Anmeldung  wirklich  begründet  ist,  gültig.1) 

Sachliche  Grenzen  des  Musterschutzes.  Die  Nachbildung 
eines  geschützten  Gebrauchsmusters  liegt  dann  nicht  vor,  wenn  der  jüngere 
Gegenstand  gegenüber  dem  geschützten  neu  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist 

In  dieser  Beziehung  ist  nun  zu  berücksichtigen,  dafs  das  Inverkehr- 
bringen aller  derjenigen  Gegenstände,  welche  in  Rücksicht  auf  das  bei 
seiner  Anmeldung  schon  Bekannte  nicht  unter  Musterschutz  gestellt  werden 
können,  sich  als  eine  objektive  Musterverletzung  darstellen  würde,  wenn 
jenes  entgegenstehende  Bekannte  unter  Musterschutz  stände.  Es  sind 
somit  für  die  Frage,  ob  das  Inverkehrbringen  eines  Gegenstandes  gegen- 
über einem  bestehenden  Musterschutze  als  eine  objektive  Verletzung  zu 
betrachten  ist,  dieselben  Grundsätze  zu  berücksichtigen,  wie  für  die  Frage 
der  Musterschutzfähigkeit  eines  Gegenstandes  gegenüber  schon  Bekanntem. 

Die  Wirksamkeit  des  Musterrechtes  reicht  aber  insofern  noch  erheb- 
lich über  diese  eben  gezeichneten  Grenzen,  als  es  auch  gegen  das  In- 
verkehrbringen derjenigen  Gegenstände  mit  Erfolg  geltend  gemacht  werden 
kann,  welche  zwar  gegenüber  dem  Gegenstande  des  Schutzrechtes  Neue- 
rungen und  bezw.  Verbesseningen  aufweisen  und  somit  im  Verhältnis 
zu  demselben  musterschutzfähig  sind,  welche  aber  trotzdem  —  da  sie 
ohne  Benutzung  der  älteren  geschützten  Erfindung  nicht  verwertet  werden 
können  —  zu  derselben  in  einem  Abhängigkeitsverhältnis  stehen. 

Es  kann  somit  für  den  sachlichen  Umfang  des  Musterrechtes  auf 
das  oben  über  die  Musterschutzfähigkeit,  über  Äquivalente  und  Kombi- 
nationserfindungen  einerseits  und  über  Abhängigkeit  anderseits  Gesagte 
sowie  auf  die  diesbezüglichen  Ausführungen  im  Patentrechte  Bezug  ge- 
nommen werden2);  hier  mag  nur  hervorgehoben  werden,  dafs  eine  ge- 
schützte Kombination  auch  dann  als  verletzt  anzusehen  ist,  wenn  ihr 
auch  nur  die  Zusammensetzung  der  wesentlichen  Teile  zu  demselben 


1)  R.  G.  v.  9.  Juli  1897.  Jurist  Wschr.  S.  475 ,  R.  G.  v.  30.  Jan.  1897.  Jur.  Wschr. 
S.  173;  R.  G.  v.  23.  Febr.  1898,  ebenda  Nr.  27  u.  2S;  R.  G.  v.  18.  Dez.  1897,  BL  1898, 
Nr.  4;   R.  G.  v.  8.  Jan.  1898,  ebenda  1898,  Nr.  5. 

2)  R.  G.  Str.  v.  16.  Juni  1893.  M.  d.  A.  St.  f.  g.  M.  1893,  Nr.  29;  R,  G.  Str.  v. 
21.  März  1S94,  ebenda  1894,  Nr.  17;  R.  G.  v.  23.  Febr.  1S9S.  Jurist.  Wschr.  1S9S. 
Xr.  27  u.  28;  R.G.  v.  24.  Sept.  1898,  Bl.  1S9S,  Nr.  11 ;  R.G.  v.  20.  Mai  189S,  B1.1898r  Nr. 6. 
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Zwecke  entnommen  ist  und  auch  dann,  wenn  nur  ein  oder  einige  wesent- 
liche Bestandteile  nachgeahmt,  die  anderen  —  selbst  wesentlichen  — 
Bestandteile  aber  weggelassen  sind.  Dagegen  ist  die  Übertragung  des 
Erfindungsgedankens  auf  andere  Gegenstände,  sofern  sie  nicht  rein  mecha- 
nisch geschieht,  sondern  sich  in  ihr  eine  eigene  geistige  Thätigkeit  des 
Übertragenden  offenbart,  zulässig. 

d.  Zeitlicher  Umfang.  Der  Schutz  wird  nach  §  8  auf  drei  Jahre 
erteilt;  der  Lauf  dieser  Zeit  beginnt  mit  dem  auf  die  Anmeldung  folgenden 
Tage.  Die  Anmeldung  ist  erfolgt,  wenn  alle  gemäfs  §  2  des  Gesetzes 
und  gemäfs  den  Bestimmungen  vom  22.  November  169S  vorgeschriebenen 
Angaben  in  der  gleichfalls  daselbst  vorgeschriebenen  Form  dem  Patent- 
amte unter  Überreichung  eines  Modells  oder  einer  Nachbildung  eingereicht 
sind.  Bis  zur  Eintragung  des  Musters  in  der  Rolle  können  noch  Abände- 
rungen der  in  der  Anmeldung  enthaltenen  Angaben  schriftlich  bei  der 
Anmeldestelle  für  Gebrauchsmuster  beantragt  und  in  entsprechender  An- 
wendung des  §  3  in  die  Rolle  eingetragen  werden.  Nach  erfolgter  Ein- 
tragung in  die  Rolle  können  dagegen  Abänderungen  des  geschützten 
Gegenstandes  oder  der  Beschreibung  desselben  nicht  mehr  angemeldet 
werden;  solche  werden  vielmehr  zu  besonderem  Verfahren  verwiesen, 
d.  h.  zur  besonderen  Anmeldung. 

Die  gleiche  Behandlung  findet  der  Fall,  dafs  in  einem  Nachtrage 
neben  dem  ursprünglich  überreichten  Modell  oder  der  Nachbildung  ein 
anderes  Modell  eingereicht  wird. 

Übrigens  nimmt  die  Anmeldestelle  für  Gebrauchsmuster  schriftliche 
Deklarationen  betreffend  das  angemeldete  Gebrauchsmuster  auch  noch 
nachträglich  zu  den  Akten,  ohne  davon  irgend  welche  Notiz  in  der  Rolle 
vorzunehmen.  Solche  nachträglichen  Deklarationen  können  als  Interpre- 
tationsmittel für  den  Inhalt  des  Gegenstandes  des  Gebrauchsmusters  dienen, 
soweit  sie  nicht  mit  dem  sich  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  und 
Auslegungsregeln  ergebenden  Inhalt  der  Gebrauchsmusteranmeldung  in 
Widerspruch  stehen. 

Für  die  ersten  drei  Jahre  wird  eine  einheitliche  Gebühr  von  15  Mark 
bezahlt  Die  Schutzfrist  rechnet  von  dem  auf  die  Anmeldung  folgenden 
Tage  an;  der  thatsächliche  Schutz  dagegen  tritt  erst  mit  der  Eintragung 
selber  ein,  und  die  Anmeldung  hat  daher  im  Gegensatz  zum  Geschmacks- 
musterrecht nicht  die  Wirkung,  schon  für  die  bis  zur  Eintragung  lau- 
fende Zeit  für  den  Fall  der  thatsächlich  erfolgenden  Eintragung  Schutz 
zu  bewirken. 

Nach  Ablauf  der  ersten  drei  Jahre  ist  der  Erwerb  einer  weiteren 
Schutzfrist  von  drei  Jahren  zulässig,  doch  mufs  vor  Ablauf  der  ersten 
dreijährigen  Schutzfrist  diese  Verlängerung  unter  Einzahlung  von  60  Mark 
beantragt  sein.  Die  Zahlung  der  Verlängerungsgebühr  mufs  spätestens 
am  letzten  Tage  der  dreijährigen  Schutzfrist  erfolgen,  d.  h.  an  demjenigen 
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Kalendertage  des  dritten  auf  das  Anmeldejahr  folgenden  Jahres,  der  nach 
seiner  Benennung  dein  eingetragenen  Anmeldetage  entspricht,  und  wenn 
dieser  Tag  fehlt  (z.  B.  29.  Februar),  an  dem  nächstvorhergehenden  Tage, 
mag  nun  der  letzte  Tag  ein  Sonntag  oder  ein  Wochentag  sein.  Wird 
daher  das  Geld  unmittelbar  an  der  Kasse  des  Patentamtes  gezahlt,  so 
müfste  es  in  solchem  Falle  am  vorhergehenden  Sonnabend  gezahlt  werden 
und  zwar  innerhalb  der  Dienststunden ;  doch  genügt  die  Einzahlung  bei 
einer  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  belegenen  Postkasse.  Wird  vor 
Eintritt  der  ersten  Schutzfrist  bezw.  der  Verlängerungsfrist,  also  im  ersten 
Falle  nach  dem  Antrag,  aber  vor  der  Eintragung,  der  Antrag  auf  die 
Eintragung  des  Musters  oder  der  Verlängerungsfrist  zurückgenommen,  so 
wird  die  eingezahlte  Gebühr  zurückgezahlt.  Eine  weitere  Erstreckung  der 
Frist  nach  Ablauf  der  ersten  Verlängerungsfrist  von  drei  Jahren  ist  im 
Gebrauchsmusterrecht  unzulässig.  (Siehe  auch  Bekanntmachung  vom 
2%.  November  1S9S,  Nr.  1). 

e.  Räumlicher  Umfang.  Hinsichtlich  des  räumlichen  Umfanges 
des  Gebrauchsmusterschutzes  ist  hervorzuheben,  dafs  nur  ein  durch  An- 
meldung im  Inlande  erworbenes  Musterschutzrecht  in  Deutschland  recht- 
liche Wirkungen  hat.  Wer  in  England  z.  B.  einen  Musterschutz  erworben 
hat,  kann  auf  Grund  dessen  gegen  Nachahmung  des  Gegenstandes 
dieses  Musterschutzes  in  Deutschland  ebensowenig  in  Deutschland  oder 
von  den  deutschen  Gerichten  Schutz  beanspruchen,  wie  gegen  das  Inver- 
kehrbringen von  in  England  unter  Verletzung  des  englischen  Muster- 
schutzes hergestellten  Gegenständen  im  deutschen  Inlande.  Im  Auslande 
erfolgtes  Herstellen,  Inverkehrbringen  oder  Benutzen  von  Gegenständen, 
welche  mit  einem  in  Deutschland  erteilten  Musterschutz  in  Widerspruch 
stehen,  entzieht  sich  der  Rechtsprechung  der  deutschen  Gerichte,  selbst 
dann,  wenn  es  durch  einen  Inländer  erfolgt,  wenn  also  z.  B.  ein  in 
Deutschland  angesessener  Geschäftsinhaber  in  seiner  in  Paris  gelegenen 
Filiale  Gegenstände  eines  in  Deutschland  erteilten  Musterschutzes  her- 
stellen läfst  bezw.  in  Frankreich  hergestellte  derartige  Gegenstände  da- 
selbst in  den  Verkehr  bringt.  Dagegen  gewährt  das  Gesetz  Schutz  gegen 
das  gewerbsnüifsige  Inverkehrbringen,  Feilhalten  oder  Benutzen  im  In- 
lande von  im  Auslande  gefertigten  und  in  das  Inland  eingeführten,  ein 
deutsches  Musterrecht  verletzenden  Gegenständen,  auch  wenn  z.  B.  nach 
dem  Gesetze  des  Ursprungslandes  der  Gegenstand  an  sich  überhaupt  nicht 
schutzfähig  war.  Anderseits  gewährt  das  Gesetz  auch  Schutz  gegen  Her- 
stellung von  ein  Muster  verletzenden  Gegenständen  im  Inlande,  wenn 
sie  auch  nachweislich  ausschliefslich  im  Auslande  in  den  Verkehr  ge- 
bracht zu  werden  bestimmt  sind,  also  von  Exportartikeln.  Denn  ein 
Inverkehrbringen  besteht  schon  in  dem  Angebot  der  nach  dem  Muster 
gefertigten  Gegenstände,  d.  h.  in  dem  Feilbieten  oder  Feilhalten,  ebenso 
wie  in  dem  Aufgeben   der  im  Inlande  gefertigten  Gegenstände  auf  die 
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Eisenbahn  oder  das  Schiff  im  Inlande  zum  Zwecke  des  Transports 
zu  dem  ausländischen  Bestimmungsorte.  Das  Gesetz  verbietet  im  §  4 
nicht  nur  das  Herstellen,  sondern  neben  dem  Herstellen  und  unabhängig 
von  diesem  auch  das  Feilhalten,  Inverkehrbringen  und  Gebrauchen  der 
nach  dem  Muster  gefertigten  Gegenstände.  Daher  ist  als  unerlaubt  auch 
der  Fall  anzusehen,  dafs  ein  Gewerbetreibender  einen  Gegenstand,  der 
zur  Zeit  der  Herstellung  noch  nicht  unter  Gebrauchsmusterschutz  steht, 
herstellt,  ihn  aber  demnächst,  nachdem  ein  Anderer  selbständig  für  den- 
selben Gegenstand  ein  Gebrauchsmuster  erworben  hat,  in  den  Verkehr 
bringt,  vorausgesetzt,  dafs  durch  die  Herstellung  der  Gegenstand  nicht 
schon  im  Inlande  offenkundig  wurde,  und  dafs  der  Anmelder  seine  An- 
meldung nicht  den  Einrichtungen  und  Zeichnungen  u.  s.  w.  des  Herstellers 
entnommen  hat,  dafs  es  sich  also  um  zwei  selbständig  nebeneinander- 
stehende Erfindungen  desselben  Gegenstandes  handelt.  Dasselbe  Ergebnis 
tritt  auch  ein,  wenn  der  Erfinder  vor  der  Anmeldung  nach  der  Erfindung 
Gegenstände  unter  Geheimlialtung  gegen  die  Öffentlichkeit  herstellt,  dem- 
nächst aber  das  Recht  auf  die  Eintragung  oder  auch  das  Recht  aus  der 
Eintragung  einem  Andern  überträgt  und  darauf  die  früher  hergestellten 
Gegenstände  in  den  Verkehr  bringt  Übrigens  genügt  zum  Begriff  des 
unerlaubten  Inverkehrbringens  auch  das  blofse  unter  Beifügung  einer 
den  Gegenstand  der  Erfindung  hinreichend  charakterisierenden  Beschrei- 
bung oder  bildlichen  Darstellung  erfolgende  Angebot,  mag  dasselbe  den 
Verkauf  oder  eine  sonstige  gewerbliche  Verwertung  bezielen,  wenn  auch 
nach  dem  Gebrauchsmuster  thatsächlich  hergestellte  Gegenstände  von  dem 
Anbietenden  nicht  in  den  Verkehr  gebracht  werden,  er  vielmehr  nur  solche 
nach  einer  nach  dem  Angebot  erfolgten  Bestellung  selbständig  herzustellen 
oder  anderweitig  zu  beschaffen  beabsichtigt;  selbst  wenn  die  Absicht 
darauf  geht,  auf  Grund  der  von  ihm  zu  erwartenden  Bestellung  die  in 
Frage  kommenden  Gegenstände  von  dem  zur  Herstellung  derselben  Be- 
rechtigten zum  Zwecke  der  Lieferung  seinerseits  erst  zu  erwerben. 

Über  das  Recht  der  Ausländer  s.  §  5. 

§  4.  Übergang  und  Untergang  des  Musterrechtes,  a.  Übergang 
des  Gebrauchsmusterrechtes.  Hinsichtlich  des  Übergangs  des  Ge- 
brauchsmusterrechtes ist  im  wesentlichen  auf  die  denselben  Gegenstand 
betreffenden  Ausführungen  im  Patentrecht  zu  verweisen.  Auch  der  An- 
spruch auf  Erteilung  eines  Gebrauchsmusters  kann  den  Gegenstand  eines 
Rechtsgeschäftes  bilden.  Es  ist  daher  sehr  wohl  möglich,  dafs  der  Ur- 
heber seinen  Anspruch  auf  Anmeldung  des  Gegenstandes  zum  Gebrauchs- 
musterschutz sowohl,  als  auch" den  durch  eine  schon  erfolgte  Anmeldung 
entstandenen  Anspruch  auf  Eintragung  zum  Gegenstand  der  Veräufserung, 
Verpfändung  u.  s.  w.  macht.  Es  gelten  in  dieser  Beziehung  dieselben 
Grundsätze  wie  beim  Patentrecht.  Doch  ist  Voraussetzung  für  die  Ver- 
mögensobjektnatur des  gebrauchsmusterfähigen  Erfindergedankens,  dafs 
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der  Erfinder  seine  Absieht,  die  Erfindung  zum  Gebrauchsmusterschutz 
anzumelden,  in  einer  ihn  bindenden  Weise  zum  Gegenstand  rechtlich 
relevanter  Erklärung  gemacht  hat,  denn  lediglich  die  Thatsache,  dafs 
eine  gebrauchsmusterfähige  Erfindung  gemacht  ist,  begründet  an  sieh 
noch  nicht  ein  einen  Teil  der  Vermögenssphäre  des  Erfinders  bildendes 
Vermögensobjekt  —  aufser  in  Rücksicht  auf  §  4  Abs.  3  des  Gesetzes.  Es 
ist  zunächst  völlig  in  den  freien  Willen  des  Erfinders  gestellt,  ob  er  die 
Erfindung  durch  Anmeldung  zum  Gebrauchsmusterschutz  zum  Gegenstand 
eines  Reservatrechtes,  machen  oder  ob  er  sie  der  Allgemeinheit  von  vorn- 
herein preisgeben  will.  Daher  kann  auch  das  ausschliefslich  durch  die 
Urheberschaft  an  einem  Erfindungsgedanken  für  den  Urheber  begründete 
Recht  anf  Eintragung  nicht  wider  den  Willen  des  Urhebers  zum  Gegen- 
stände seiner  Vermögensrechtssphäre  gemacht  werden,  insbesondere  also 
nicht  gepfändet  und  die  Pfändung  durch  Anmeldung  seitens  des  Be- 
werbers zur  Gebrauchsmusterrolle  vermögensrechtlich  realisiert  werden. 
Dagegen  kann,  sobald  der  Erfinder  in  irgencf  einer  bindenden  Weise  sein 
aus  der  Urheberschaft  entsprungenes  Recht  auf  Anmeldung  zum  Gegen- 
stande eines  Rechtsgeschäftes  gemacht  und  dadurch  seiner  ausschliefs- 
lichen  Willenssphäre  entrückt  hat,  dieses  Recht  auf  Anmeldung  auch 
wider  seinen  Willen  zum  Gegenstande  rechtlicher  Handlungen  gemacht 
werden,  insbesondere  also  durch  Wändung.  ;Hat  also  der  Erfinder  lediglich 
die  Erfindung  gemacht,  so  bleibt  es  seinem  freien  Willen  überlassen,  ob 
er  sie  anmelden  will  oder  nicht.  Hat  er  aber  mit  einem  Dritten  in  recht- 
lich bindender  Weise  eine  Vereinbarung  über  den  Gegenstand  der  Er- 
findung getroffen,  welche  die  Verpflichtung  enthält,  die  Erfindung  zum 
Gebrauchsmusterschutz  selber  anzumelden  oder  einem  Anderen  zur  An- 
meldung zu  überlassen,  so  bildet  die  so  begründete  Verpflichtung  und 
das  daraus  entspringende  Recht  auf  Anmeldung  einen  Vermögensgegen- 
stand, der  nun  auch  wiederum  von  Dritten  im  Wege  der  Pfändung  in 
Gebrauch  genommen  werden  konnte. 

Das  Recht  aus  der  Anmeldung  und  Eintragung  bildet  naturgemäfs 
in  gleicher  Weise  ein  Vermögensobjekt,  welches  Gegenstand  rechdicher 
Handlungen  sein  kann.  Das  durch  die  Eintragung  selber  gegründete 
Recht  kann,  wie  das  durch  Patenterteilung  t>egründete  gemäfs  §  7  des 
Gesetzes  vererbt  und  beschränkt  oder  unbeschränkt  durch  Vertrag  oder 
Verfügung  von  Todes  wegen  auf  Andere  übertragen  werden.  Änderungen 
in  der  Person  des  Eingetragenen  sind  gemäfs  §  3  Abs.  4  des  Gesetzes 
auf  Antrag  in  der  Rolle  zu  vermerken. 

Über  die  Legitimation  des  Gebrauchsmusterberechtigten  im  Prozefs 
siehe  die  Ausführungen  S.  35S.  Eingetragen  werden  nur  diejenigen  Ver- 
änderungen in  der  Person,  welche  einen  Übergang  des  ganzen  oder  teil- 
weisen Gebrauchmusterrechtes  selber  auf  eine  andere  Person  zur  Folge 
haben.     Dagegen  ergiebt  sich  aus  Verträgen,   welche   das  Gebrauchs- 
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musterrecht  selber  bei  dem  bisherigen  Inhaber  belassen  und  nur  einen 
Andern  von  dem  ersterem  zustehenden  Untersagungsrecht  unbeschränkt 
oder  beschränkt  befreien,  nämlich  aus  den  Lizenzverträgen,  eine  Ände- 
rung in  der  Person  des  Gebrauchsmusterinhabers  nicht,  und  es  wird  da- 
her die  Person  des  Lizenzträgers  in  die  Musterrolle  nicht  eingetragen. 

Die  Lizenzverträge  über  Gebrauchsmuster  haben  in  noch  höherem 
Mafse  als  diejenigen  über  Patente  die  Natur  gewagter  Geschäfte,  weil 
das  lediglich  auf  die  Anmeldung  hin  ohne  Prüfung  eingetragene  Ge- 
brauchsmuster eine  erheblich  geringere  Garantie  für  die  Rechtmäfsigkeit 
des  durch  die  Eintragung  erworbenen  Schutzes  bietet,  als  das  auf  Grund 
amtlicher  Prüfung  erteilte  Patent  Mit  Kücksicht  hierauf  niufs  sich  der 
Erwerber  eines  Gebrauchsmusters  noch  mehr  als  der  eines  Patentes  dessen 
bewufst  sein,  dafs  er  eine  absolute  Sicherheit  für  das  rechtsgültige  Be- 
stehen des  von  ihm  erworbenen  Schutzrechtes  nicht  gewinnt,  und  es  kann 
daher  von  dem  Abtretenden  eine  weitreichende  Garantie  nicht  verlangt 
werden.  Deshalb  müssen  aber  die  in  den  Lizenzverträgen  über  Ge- 
brauchsmuster über  die  Gewährleistung  getroffenen  Bestimmungen  streng 
ausgelegt  werden. 

b.  Untergang  des  Gebrauchsmusterrechtes.  Nichtigkeit 
und  Erlöschen.  Hinsichtlich  des  Untergangs  des  Musterrechtes  ist  zu 
unterscheiden  1.  die  Nichtigkeit  des  Musterschutzes  und  2.  das  Erlöschen 
eines  an  sich  gültig  entstandenen  Musterschutzes. 

Die  äufsere  Form  des  Untergangs  eines  Musterrechtes  ist  seine 
Löschung  in  der  Musterrolle. 

Die  Nichtigkeit  eines  von  Anfang  an  nicht  rechtsgültig  entstandenen 
Musterschutzes  tritt  ein,  wenn  bei  Eintragung  des  Musters  die  materiellen 
oder  auch  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  notwendigen  formellen  Voraus- 
setzungen nicht  vorgelegen  haben,  insbesondere  also  wenn  das  Muster 
nicht  neu  oder  auch  nicht  gebrauchsmusterfähig  war.  Ferner  wenn  zur 
Zeit  der  Eintragung  des  Musters  für  einen  Ausländer  die  im  §  13  Abs.  1 
vorgeschriebenen  Voraussetzungen  nicht  erfüllt  waren. 

Formelle  Nichtigkeitsgründe  sind  namentlich  das  Nichtvorliegen  eines 
den  Vorschriften  des  Gesetzes  entsprechenden  Antrags  sowie  die  An- 
meldung durch  eine  zur  Anmeldung  nicht  legitimierte  Person,  z.  B.  wenn 
die  Unterschrift  unter  der  Anmeldung  unecht  ist;  ferner  der  Mangel  eines 
gemäfs  §  13  Abs.  2  erforderlichen  Vertreters. 

Hinsichtlich  des  Unterschiedes  der  Wirkung  der  Nichtigkeit  und  des 
Erlöschens  wird  auf  das  im  Patentrecht  und^Geschmacksmusterrecht  Ge- 
sagte Bezug  genommen. 

Hinsichtlich  des  Unterschiedes  zwischen  dem  Erlöschen  auf  Antrag 
und  dem  Erlöschen  infolge  Verzichts  ist  hervorzuheben,  dafs  das  Er- 
löschen auf  Antrag  thatsächlich  eintritt  infolge  des  seitens  des  einge- 
tragenen Inhabers  oder  seines  legitimierten  Rechtsnachfolgers  oder  Ver- 
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treters  erfolgten  Antrags  und  dem  entsprechender  Loschung  in  der  Rolle; 
welcher  Rechtsgrund  zu  dem  Antrage  Anlafs  giebt,  ist  gleichgültig.  Das 
Erlöschen  infolge  Verzichts  tritt  dann  ein,  wenn  der  Inhaber  sich  Dritten 
gegenüber  in  einer  erkennbaren  und  ihn  dem  Dritten  gegenüber  auch 
rechtlich  bindenden  Willenserklärung  dahin  erklärt  hat,  dafs  er  auf  das 
Musterrecht  verzichtet;  in  diesem  Falle  tritt  insofern  eine  relative  Rück- 
wirkung auf  den  Augenblick  des  Verzichts  ein,  als  zwar  andere  Dritte 
sich  auf  den  Verzicht  allein  vor  erfolgter  thatsächlicher  Löschung  nicht 
berufen  können,  wohl  aber  derjenige,  dem  gegenüber  der  Verzichtende 
in  formell  und  materiell  bindender  Weise  den  Verzicht  erklärt  hat,  und 
für  den  ein  Rechtsanspruch  auf  die  Befreiung  von  dem  aus  der  Ein- 
tragung des  Gebrauchsmusters  entsprungenen  Untersagungsrecht  dem  Ein- 
getragenen gegenüber  entstanden  ist  Der  Verzicht  kann  auch  nur  auf  einen 
Teil  des  ursprünglich  in  Anspruch  genommenen  und  eingetragenen  Schutz- 
rechtes  gerichtet  sein.  In  diesem  Falle  wird  derselbe  zwar  nicht  in  die 
Rolle  eingetragen,  die  Teilverzichterklärung  wird  aber  zu  den  Akten  des 
Patentamtes  genommen  und  kommt  als  Auslegungsmaterial  für  den  vom 
Eingetragenen  beanspruchten  Schutzumfang  in  Betracht 

Löschung.  Die  Löschung,  mag  sie  nun  infolge  Nichtigkeit  oder 
infolge  Erlöschens  herbeigeführt  werden,  erfolgt  — -  mit  Ausnahme  des 
Falles  des  Fristablaufs  —  nur  auf  Antrag,  sei  es  des  eingetragenen  In- 
habers oder  seines  legitimierten  Rechtsnachfolgers,  sei  es  auch  infolge 
eines  die  auf  Löschung  gerichtete  Willenserklärung  des  eingetragenen 
Inhabers  oder  seines  Rechtsnachfolgers  ersetzenden  rechtskräftigen  Ur- 
teils und  eines  auf  Grund  desselben  auf  Löschung  an  das  Patentamt  ge- 
richteten Antrags  seitens  der  obsiegenden  Partei.  Die  Löschung  des  Ge- 
brauchsmusters wird  stets  —  mit  Ausnahme  des  Falles,  der  infolge  von 
Ablauf  der  Frist  erfolgten  Löschung  —  durch  den  Reichsanzeiger  in  be- 
stimmten Fristen  bekannt  gemacht 

Die  Löschung  wegen  Nichtigkeit  des  Gebrauchsmusters  erfolgt  nur 
auf  Antrag,  niemals  von  Amts  wegen.  Sie  kann,  sofern  es  sich  um 
mangelnde  Neuheit  und  mangelnde  Gebrauchsmusterfahigkeit  handelt, 
von  Jedermann  ohne  Voraussetzung  irgend  welches  scheinbaren  oder 
nachweisbaren  Interesses  verlangt  werden;  sofern  es  sich  dagegen  um 
den  in  §  4  Abs.  3  gegebenen  Löschungsgrund,  nämlich  die  Entnahme 
des  eingetragenen  Musters  aus  den  Beschreibungen,  Zeichnungen,  Mo- 
dellen, Gerätschaften  oder  Einrichtungen  eines  Andern  ohne  Einwilligung 
desselben  handelt,  lediglich  von  diesem  beantragt  werden.  Die  Löschung 
erfolgt  in  diesem  Falle,  sofern  der  eingetragene  Inhaber  diese  nicht  selber 
beantragt  oder  durch  einen  Vertreter  beantragen  läfst,  nur  auf  Grund 
eines  rechtskräftigen  Urteils. 

Liegen  die  Erfordernisse  des  §  1  des  Gesetzes  nicht  vor,  so  hat 
Jedermann  gegen  den  Eingetragenen  Anspruch  auf  Löschung  des  Ge- 
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brauchsmusters,  welchen  er  im  Wege  der  Klage  oder  Widerklage  geltend 
machen  kann.  In  gleicher  Weise  kann  auch  im  Falle  des  §  4  Abs.  3 
der  Verletzte  einen  Anspruch  auf  Löschung  geltend  machen.  Klagegrund 
im  Falle  des  §  1  kann  nur  mangelnde  Neuheit  oder  mangelnde  Ge- 
brauchsmusterfähigkeit sein,  oder  dafs  der  Gegenstand  den  Gesetzen  oder 
guten  Sitten  widerspricht,  was  zwar  im  Gesetz  nicht  ausdrücklich  her- 
vorgehoben, aber  selbstverständlich  ist;  ferner  weil  kein  Modell  vorliegt 
oder  der  Gegenstand  keinem  Gebrauchszweck  dient  oder  einem  solchen 
nicht  durch  eine  neue  Anordnung,    Gestaltung  oder  Vorrichtung  dient. 

Unzulässig  ist  Klageänderung,  welche  vorliegt,  wenn  ursprünglich 
wegen  mangelnder  Neuheit  geklagt  wurde,  demnächst  aber  der  Antrag 
wegen  mangelnder  Gebrauchsmusterfähigkeit  aufrecht  erhalten  wird,  und 
auch  wenn  zwar  von  Anfang  an  wegen  mangelnder  Gebrauchsmuster- 
fähigkeit geklagt  ist,  diese  aber  ursprünglich  auf  die  Behauptung,  dafs 
der  Gegenstand  unsittlich  oder  den  Gesetzen  zuwider  sei,  gestützt  wurde, 
demnächst  aber  darauf,  dafs  ein  Gebrauchsmusterzweck  nicht  vorliege, 
oder  aber,  wenn  ursprünglich  wegen  NichtVorliegens  eines  Gebrauchs- 
zweckes lediglich  geklagt  war,  demnächst  aber  das  Nichtvorliegen  einer 
neuen  Gestaltung,  Anordnung  oder  Vorrichtung  behauptet  wird.  Auch 
wenn  ursprünglich  die  Klage  auf  offenkundige  Vorbenutzung  gestützt 
wurde,  darf  sie  nicht  ohne  unzulässige  Klageänderung  demnächst  auf 
Veröffentlichung  in  Druckschriften  gestützt  werden. 

Dagegen  ist  zulässig,  zur  Begründung  des  einmal  angeführten  Klage- 
grundes im  Laufe  des  Prozesses  neue  thatsächliche  Anführungen  zu 
machen;  wenn  z.  B.  wegen  Vorbenutzung  geklagt  und  ursprünglich  Vor- 
benutzung durch  den  A  behauptet  war,  darf  demnächst  die  Klage  auf 
Vorbenutzung  durch  den  B  gestützt  werden. 

Der  Antrag  auf  Löschung  eines  Gebrauchsmusters  wird  nur  durch 
Erhebung  der  darauf  gerichteten  Klage  oder  Widerklage,  nicht  auch 
durch  die  die  Nichtigkeit  geltend  machende  Einrede  rechtshängig.  Wer 
daher  im  Verletzungsprozesse  die  Nichtigkeit  des  angeblich  von  ihm  ver- 
letzten Gebrauchsmusters  geltend  gemacht  hat,  kann  demnächst  seiner- 
seits auf  Löschung  dieses  Gebrauchsmusters  klagen,  ohne  dafs  ihm  auf 
Grund  jenes  Einwandes  die  Einrede  der  Eechtshängigkeit  entgegengesetzt 
werden  könnte. 

Ist  das  Modell  bezüglich  der  in  der  Anmeldung  als  neu  angegebenen 
Gestaltung,  Anordnung  oder  Vorrichtung  nicht  schutzfähig,  so  ist  der 
Anspruch  auf  Löschung  begründet,  selbst  wenn  der  geschützte  Gegen- 
stand in  anderer  Bichtung  schutzfähige  Neuerungen  aufweist,  diese  aber 
nicht  den  Gegenstand  des  in  der  Anmeldung  geltend  gemachten  An- 
spruchs bilden. 

Da  die  Eintragung  der  Gebrauchsmuster  lediglich  auf  Grund  blofser 
Anmeldung  und  ohne  vorhergegangene  Prüfung  oder  vorherigen  Auf- 
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geböte  erfolgt,  daher  nicht  vorausgesetzt  werden  kann,  dals  jeder  Inter- 
essent von  dem  Bestehen  eines  Gebrauchsmusters  Kenntnis  hat,  so  ist  es 
Sache  desjenigen,  welcher  behauptet,  dals  ein  Gebrauchsmuster  zu  Un- 
recht, z.B.  wegen  offenkundiger  Vorbenutzung,  eingetragen  sei,  den  Inhaber 
unter  Angabe  der  Gründe  zur  Löschung  aufzufordern.  Verweigert  der 
Inhaber  trotzdem  die  Löschung,  oder  erkennt  er  zwar  seine  Verpflichtung 
an,  führt  aber  trotzdem  die  Löschung  nicht  herbei,  und  wird  er  dem- 
nächst auf  Grund  einer  von  Ersterem  angestrengten  Klage  zur  Ein- 
willigung in  die  Löschung  verurteilt,  so  hat  er  durch  seine  Weigerung 
zur  Klage  Anlafs  gegeben  und  ist  daher  zur  Tragung  der  Kosten  zu 
verurteilen.  Unterläfst  es  dagegen  der  Kläger,  vor  der  Klageeinleitung 
den  Gebrauchsmusterinhaber  zur  Löschung  motiviert  aufzufordern,  und 
erkennt  der  Beklagte  nach  Klagezustellung,  also  mindestens  zu  Beginn 
des  ersten  Termins  den  Löschungsanspruch  an,  so  hat  der  Kläger,  da 
Beklagter  zur  Klageerhebung  keinen  Anlafs  gegeben,  die  Kosten  der 
Klage  zu  tragen.1)  Entsprechendes  gilt,  wenn  zwar  nicht  die  Loschung, 
wohl  aber  Anerkennung  der  Abhängigkeit  gefordert  wird. 

Zulässig  ist  übrigens  nicht  nur  der  Anspruch  auf  Löschung  des 
ganzen  Mustereintrags,  sondern  auch  der  Anspruch  auf  Loschung  eines 
Teils  des  eingetragenen  Musteranspruchs.2) 

§  5.  Eecht  der  Ausländer.  Nach  §  13  des  Gesetzes  kann,  wer  im 
Auslande  einen  Wohnsitz  oder  eine  Niederlassung  nicht  hat,  nur  dann 
Anspruch  auf  den  Schutz  dieses  Gesetzes  geltend  machen,  wenn  in  dem 
Staate,  in  welchem  sein  Wohnsitz  oder  seine  Niederlassung  sich  befindet, 
nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung  deutsehe 
Gebrauchsmuster  einen  Schutz  geniefsen.  Wer  auf  Grund  dieser  Be- 
stimmung eine  Anmeldung  bewirkt,  mufs  gleichzeitig  einen  im  Inlande 
wohnhaften  Vertreter  bestellen;  Name  und  Wohnsitz  des  Vertreters  wer- 
den in  die  Rolle  eingetragen.  Der  eingetragene  Vertreter  ist  zur  Vertre- 
tung des  Schutzberechtigten  in  den  das  Gebrauchsmuster  betreffenden 
Rechtsstreitigkeiten  und  zur  Stellung  von  Strafanträgen  befugt  Der  Ort, 
wo  der  Vertreter  seinen  Wohnsitz  hat  und  in  Ermangelung  eines  solchen 
der  Ort,  wo  das  Patentamt  seinen  Sitz  hat,  gilt  im  Sinne  des  §  24  der  Civil- 
procefsordnung  als  der  Ort,  wo  der  Vermögensgegenstand  sich  befindet. 

Hinsichtlich  der  Frage  der  Gegenseitigkeit  in  den  internationalen 
Beziehungen  Deutschlands  zu  anderen  Staaten  auf  dem  Gebiete  des  Ge- 
brauchsmusterschutzes wird  hervorgehoben,  dafs  die  im  Abs.  1  des  §  13 
erwähnte  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  nur  hinsichtlich  weniger 
Staaten  bisher  erlassen  ist. 

Die  Bestimmung  des  Abs.  1  des  §  13  macht  die  unbedingte  Zu- 
lassung zum  Musterschutz  davon  abhängig,  dafs  der  Antragsteller  im  In- 

1)  Entsch.  d.  L.  G.  I  zu  Berlin  v.  21.  Dez.  1S96,  Bl.  f.  P.  M.  u.  G.  M.  1S96,  Xr.  2. 
J)  K.  G.  v.  19.  Juni  1S97:  Jurist.  Wschr.  1S9T,  S.  474. 
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lande  einen  Wohnsitz  oder  eine  Niederlassung  hat,  andernfalls  nur  auf 
Grund  besonderer  Verträge  Ausländer  zum  Schutze  zugelassen  werden. 
Das  Patentgesetz  dagegen  läfst  prinzipiell  jeden  zum  Erwerb  eines  Patent- 
rechtes in  Deutschland  zu,  mag  er  in  Deutschland  einen  Wohnsitz  oder 
eine  Niederlassung  haben  oder  nicht,  und  läfst  ausnahmsweise  durch 
eine  besondere  Anordnung  des  Reichskanzlers  unter  Zustimmung  des 
Bundesrates  die  Ausschliefsung  der  Angehörigen  gewisser  Länder  vom 
Patentschutz  in  Deutschland  zum  Zwecke  der  Retorsion  zu.  Nach  §  12 
des  Patentgesetzes  ist  also  das  Vergeltungsrecht  Ausnahme,  nach  §  13 
des  Gebrauchsmustergesetzes  dagegen  Regel.  Dagegen  ist  nach  beiden 
Gesetzen  das  Recht  zum  Genüsse  des  Gesetzes  nicht  sowohl  von  dem 
Indigenat  wie  nach  dem  Geschmacksmustergesetz,  als  vielmehr  von  dem 
Wohnsitz  bezw.  einer  Niederlassung  im  Inlande  abhängig. 

Dafs  unter  Niederlassung  im  Sinne  dieses  Gesetzes  nur  eine  Haupt- 
niederlassung zu  verstehen  sei,  ergiebt  sich  aus  Folgendem: 

Die  Bestimmung  des  vorliegenden  §  13  korrespondiert  mit  der  fast 
gleichlautenden  Bestimmung  des  §  23  des  Waarenzeichengesetzes.  Nach 
dem  Markenschutzgesetz  vom  30.  November  1874  in  §  20  sollten  auf 
Waarenzeichen  von  Gewerbetreibenden,  welche  im  Inlande  eine  Handels- 
niederlassung nicht  besitzen,  die  Bestimmungen  des  Markenschutzgesetzes 
nur  unter  gewissen  in  dem  Paragraphen  näher  angegebenen  Bedingungen 
Anwendung  finden.  Das  Reichsgericht  hat  nun  den  daselbst  enthaltenen 
Begriff  der  Handelsniederlassung  dahin  ausgelegt,  dafs  darunter  nur  eine 
Hauptniederlassung  und  nicht  auch  eine  Zweigniederlassung  zu  verstehen 
sei.1)  Das  neue  Waarenzeichengesetz  setzt  an  Stelle  des  Begriffs  Han- 
delsniederlassung den  allgemeinen  Begriff  der  Niederlassung,  weil  näm- 
lich nach  dem  neuen  Waarenzeichengesetz  nicht,  wie  nach  dem  Marken- 
schutzgesetz von  1874,  die  Fähigkeit,  Subjekt  von  Waarenzeichen  zu  sein, 
an  die  Qualität  und  Inhaberschaft  eines  mit  Firma  eingetragenen  Han- 
delsgeschäftes geknüpft  ist,  vielmehr  Jedermann,  der  gewerbliche  Erzeug- 
nisse in  den  Verkehr  bringt,  für  dieselben  Waarenzeichen  annehmen  kann. 
Darum  mufs  an  Stelle  der  Handelsniederlassung  der  allgemeine  Begriff 
der  gewerblichen  Niederlassung,  der  Niederlassung  überhaupt  treten. 

Dagegen  ist  kein  Grund  vorhanden,  anzunehmen,  dafs  sich  in  den- 
jenigen Voraussetzungen,  welche  das  Reichsgericht  veranlafsten,  unter 
Handelsniederlassung  im  Sinne  des  §  20  des  Gesetzes  vom  30.  No- 
vember 1874  nur  eine  Haupthandelsniederlassung  zu  verstehen,  durch 
das  neue  Gesetz  irgend  etwas  geändert  hat,  und  es  ergiebt  sich  daher, 
dafs  unter  Niederlassung  auch  hier  nur  eine  Hauptniederlassung,  sei  es 
Handels-,  sei  es  gewerbliche  Niederlassung  zu  verstehen  ist. 

Dafür  spricht  einmal  der  von  dem  Reichsgericht  in  der  vorgenannten 
Entscheidung  angeführte  Grund,  dafs  der  Begriff  dfcr  Zweigniederlassung 

1)  R.G.  v.  2S.  Febr.  1SS%  Bd.  21,  S.  1. 
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unbestimmter,  mehr  thatsächlich  als  rechtlich  ist,  sodafs  die  Einrich- 
tung eines  noch  so  unbedeutenden  Zweiggeschäftes  im  Inlande  ge- 
nügen würde,  um  der  Hauptniederlassung  einen  Schutz  zu  verschaffen 
was  namentlich  beim  Mangel  der  Gegenseitigkeit  bedenklich  wäre.  Ferner, 
dafs,  wenn  die  entgegengesetzte  Ansicht  richtig  wäre,  es  im  §  23  des 
Waarenzeichengesetzes  heifsen  müfste,  dafs,  wer  im  Inlande  eine  Nieder- 
lassung nicht  besitzt,  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  nur  Anspruch  hat, 
wenn  in  dem  Lande,  in  dem  seine  Hauptniederlassung  sich  befindet, 
deutsche  Warenzeichen  geschützt  wären. 

Schliefslich  kann  ja  auch  auf  §  16  des  Gesetzes  vom  27.  Mai  1896 
hingewiesen  werden,  in  welchem  ausdrücklich  hervorgehoben  ist,  dafs 
nur  eine  Hauptniederlassung  im  Inlande  den  Auslander  unter  Schutz 
des  Gesetzes  wider  den  unlauteren  Wettbewerb  stellt.  Neuerlich  hat 
sich  jedoch  das  Reichsgericht  ausdrücklich  in  dem  entgegengesetzten  — 
von  Seligsohn  vertretenen  —  Sinne  ausgesprochen.1) 

Die  entwickelten  Grundsätze  sind  auf  das  Gesetz  zum  Schutz  der 
Gebrauchsmuster  entsprechend  anzuwenden. 

Wenn  in  Letzterem  im  §  13  nicht  nur  von  einer  Niederlassung, 
sondern  von  einem  Wohnsitz  oder  Niederlassung  die  Rede  ist,  so  hat 
das  seinen  Grund  darin,  dafs  ein  Waarenzeichen  immer  nur  von  einem 
Gewerbetreibenden  und  immer  nur  in  Beziehung  auf  einen  bestimmten 
Gewerbebetrieb  verwendet  werden  kann,  während  ein  Gebrauchsmuster 
von  Jedermann,  auch  von  dem  Nichtgewerbetreibenden  nachgesucht 
werden  kann. 

Soweit  nun  der  Erwerb  eines  Schutzrechtes  im  Inlande  für  Aus- 
länder überhaupt  zulässig  ist,  kann  dieses  Recht  sowohl  nach  dem  Patent- 
gesetz wie  nach  dem  Waarenzeich  engesetz,  wie  auch  nach  dem  Gebrauchs- 
mustergesetz lediglich  unter  der  Voraussetzung  realisiert  werden,  dafs 
der  das  Schutzrecht  Nachsuchende  im  Inlande  einen  Vertreter  bestellt 
Der  Vertreter  mufs  im  Inlande  wohnen  und  mindestens  gleichzeitig 
mit  der  Anmeldung  des  Patentes  oder  mit  der  Anmeldung  des  Gebrauchs- 
musters zur  Musterrolle  bestellt  werden.  Der  Vertreter  ist  nicht  nur  zur 
Vertretung  des  Gebrauchsmusterinhabers  vor  dem  Patentamt,  sondern 
auch  zur  Vertretung  in  allen  das  Gebrauchsmuster  betreffenden  Recbts- 
streitigkeiten,  seien  sie  civiler  oder  strafrechtlicher  Natur,  und  zur  Stellung 
von  Strafanträgen  befugt.  Daher  z.  B.  auch  Ansprüche  aus  Lizenzver- 
trägen, betreffend  das  Gebrauchsmuster,  gegen  den  im  Inlande  wohnen- 
den Vertreter  zu  richten  sind. 

Der  Mangel  des  Vorhandenseins  eines  Vertreters  begründet  keine 
Löschungsklage,  kann  aber  gegenüber  der  Wirksamkeit  des  Gebrauchs- 
musters einredeweis  oder  aber  durch  Feststellungsklage  geltend  ge- 
macht werden. 

1)  R.  G.  v.  1.  April  1S9S,  Bl.  f.  P.  M.  u.  Z.  W.  1S9S,  Nr.  5. 
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Ist  daher  irrtümlich  vom  Patentamt  für  einen  Ausländer  ein  Ge- 
brauchsmuster eingetragen,  ohne  dafs  gleichzeitig  ein  Vertreter  seitens 
desselben  bestellt  ist,  so  hat  das  nicht  die  Folge,  dafs  das  Gebrauchs- 
muster ungültig  ist,  sondern  nur  die  Folge,  dafs  die  Wirkung  des  Ge- 
brauchsmusters bis  zur  Bestellung  eines  Vertreters  ruht 

Dasselbe  findet  statt,  wenn  das  Patentamt  einer  Person,  welche  im 
Inlande  weder  Wohnsitz  noch  Niederlassung  hat,  ein  Gebrauchsmuster 
erteilt,  obschon  hinsichtlich  des  betreffenden  Staates  die  nach  §  13  er- 
forderliche Bekanntmachung  seitens  des  Reichskanzlers  nicht  erfolgt  ist. 


IL  Abschnitt.    Das  Musterrecht  in  den  übrigen 
europäischen  Ländern. 

§  1.  Österreich.  Um  der  inländischen  Industrie  einen  angemessenen 
Schutz  für  die  bei  ihren  Erzeugnissen  in  Anwendung  kommenden  neuen 
Muster  und  Modelle  zu  gewähren  und  dadurch  ihre  Entwicklung  zu 
fördern,  ist  unter  dem  7.  Dezember  1858  das  Musterschutzgesetz  erlassen, 
das  mit  dem  1.  März  1859  in  Kraft  getreten  ist,  und  dessen  §§  4  und  6 
später  durch  ein  Gesetz  vom  23.  Mai  1868  abgeändert  sind. 

Tm  nachstehenden  geben  wir  das  Gesetz  von  1858  mit  den  Abän- 
derungen durch  das  Gesetz  von  1868  wieder. 

Zur  Ausführung  des  Gesetzes  ist  eine  Instruktion  seitens  des  Mini- 
steriums an  die  Handels-  und  Gewerbekammern  ergangen  und  zwar 
unter  dem  14.  Dezember  1858. 

Nach  dem  Gesetz  und  dieser  Instruktion  gestaltet  sich  das  Muster- 
recht in  Oesterreich  wie  folgt: 

1.  Materielle  Voraussetzungen.  Objektive  Voraus- 
setzungen. Vorhandensein  eines  Modells.  Nach  §  1  des  Ge- 
setzes wird  unter  Muster  und  Modell  jedes  auf  die  Form  eines  Industrie- 
erzeugnisses bezügliche  zur  Übertragung  auf  ein  solches  geeignete  Vor- 
bild verstanden. 

Es  ist  nach  der  Praxis  der  österreichischen  Gerichte  und  Behörden, 
ebenso  wie  nach  dem  Wortlaute  des  §  1  unstreitig,  dafs  sich  das  Gesetz 
auf  alle  Arten  körperlicher  Erzeugnisse  bezieht  und  daher  sowohl  Ge- 
schmacks- wie  Gebrauchsmuster  umfafst.  Ausgeschlossen  dagegen  sind 
alle  diejenigen  Neubildungen,  welche  sich  nicht  in  Form  eines  Musters 
oder  Modells  darstellen  lassen,  daher  alle  Verfahren  sowie  auch  die  Stoffe 
als  solche.1) 

Nach  §  3  findet  ferner  das  Gesetz  keine  Anwendung  auf  Muster,  welche 
blofs  in  Nachbildungen  von  selbständigen  Werken  der  Kunst  bestehen. 

1)  Dr.  Joseph  Langer,  Muster-  und  Modellschutz.  Jahrbuch  der  Internationalen 
Vereinigung  für  gewerblichen  Rechtsschutz.    Erster  Jahrgang,  1997,  S.  344. 
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Gemäfs  Abs.  2  des  §  1  werden  den  Mastern  die  Modelle  völlig  gleich 
behandelt  Es  wird  hier  also  zwar  ein  ausdrücklicher  Unterschied  zwischen 
den  Flächenmüstern  und  den  plastischen  Modellen  gemacht,  demselben 
aber  rechtlich  keinerlei  Wirkungen  beigemessen. 

Neben  den  in  §  1  gegebenen  Begriffsbestimmungen  enthält  das  Ge- 
setz selber  nur  noch  eine  einzige  Bestimmung,  welche  dazu  berufen  ist, 
die  Grenzen  des  Musterrechtes  in  negativer  Weise  festzulegen,  dafe  näm- 
lich eine  Nachbildung  deshalb  nicht  aufhöre,  eine  verbotene  zu  sein,  weil 
blofs  die  Dimensionen  oder  Farben  des  Musters  verändert  werden  (§  13). 

Hiernach  ist  nach  österreichischem  Recht  ein  Muster  ein  auf  die 
Form  eines  Industrieerzeugnisses  bezügliches  und  nur  in  der  Form  Neues 
darbietendes  Vorbild;  ein  neues  Muster  liegt  dagegen  nicht  vor,  wo  gegen- 
über schon  Bekanntem  eine  neue  eigenartige  Kombination  von  Form  und 
Farbe  gegeben  ist1) 

Neuheit  Neben  dieser  objektiven  Voraussetzung  des  Vorhanden- 
seins eines  Musters  hebt  das  Gesetz  als  weitere  objektive  Voraussetzung 
noch   das  Erfordernis  der  Neuheit  hervor. 

Ein  Muster  ist  als  nicht  neu  zu  erachten,  wenn  bewiesen  wird, 

a.  dafs  schon  vor  dem  Zeitpunkte  der  Hinterlegung  nach  dem  hinter- 
legten Muster  verfertigte  Industrieerzeugnisse  im  Inlande  oder 
Auslande  in  Verkehr  waren; 

b.  dafs  schon  früher  das  Muster  in  einem  öffentlichen  Druckwerke 
erschienen  ist; 

c.  dafs  dasselbe  schon  früher  auf  den  Namen  eines  Anderen  im 
Inlande  registriert  worden  ist. 

Es  stehen  also  wie  in  Deutschland  die  Thatsachen  der  Vorbenutzung 
und  der  Veröffentlichung  der  Neuheit  entgegen.  Hinsichtlich  der  Vor- 
benutzung ist  es  gleichgültig,  ob  sie  im  Inlande  oder  Auslande  und  ob 
sie  durch  den  Anmelder  des  Musters  selber  oder  durch  einen  Anderen 
mit  oder  ohne  oder  sogar  gegen  den  Willen  des  Ersteren  erfolgt  ist  Es 
genügt  die  Thatsache,  dafs  ein  nach  dem  Muster  hergestelltes  Industrie- 
erzeugnis vor  der  Anmeldung  im  Verkehr  war. 

Der  Begriff  „im  Verkehr  seina  deckt  sich  mit  dem  im  deutschen 
Geschmacksmustergesetz  §  7  aufgestellten  Erfordernis  der  Verbreitung 
eines  nach  dem  Muster  gefertigten  Erzeugnisses.  Dem  Inverkehrbringen 
stellt  das  Gesetz  die  Veröffentlichung  in  einem  Druckwerke  (auch  die 
durch  Beschreibung  erfolgende)  gleich. 

Dafs  auch  unsittliche  und  gesetzwidrige  Muster  des  Schutzes  un- 
fähig sind,  ergiebt  sich  aus  der  allgemeinen  Eechtsordnung. 

Subjektive  Voraussetzungen.  Urheberschaft.  Diesubjek- 
tive  Voraussetzung  des  Musterrechtes  ist  in  Oesterreich  die  Urheberschaft 
an  dem  Muster. 


1)  Laxger  a.  a.  0.  S.  345. 
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Nach  §  2  des  Gesetzes  ist  derjenige,  der  ein  Muster  entweder  selbst 
oder  durch  einen  Anderen  für  eigene  Rechnung  ursprünglich  zu  stände 
gebracht  hat,  musterberechtigt.  Hiernach  ist  die  regelmäfsige  Voraus- 
setzung des  Musterrechtes  die  ursprüngliche  Erzeugung  eines  Musters. 
Dem  Falle  der  Urheberschaft  wird  aber  im  §  2  ganz  allgemein  der  Fall 
gleichgestellt,  dafs  ein  Anderer  die  Hervorrufung  des  Musters  im  Auftrage 
und  auf  Kosten  des  Anmelders  besorgt  hat;  es  ist  also  die  specielle  Be- 
stimmung des  §  2  des  deutschen  Geschmacksmustergesetzes  hier  in  gleicher 
Weise  wie  z.  B.  im  englischen  Gesetz  verallgemeinert. 

Ein  Beweis  für  die  Urheberschaft  braucht  von  dem  Anmelder  nicht 
geführt  zu  werden,  und  die  Urheberschaft  ist  auch  nur  soweit  Voraus- 
setzung für  das  Bestehen  des  eingetragenen  Musterrechtes,  als  nicht  nach- 
weislich der  Anmelder  das  Musterrecht  widerrechtlich  aus  dem  In-  oder 
Auslande  an  sich  gebracht  hat. 

Hiernach  unterscheidet  sich  das  österreichische  Gesetz  insofern  von 
dem  deutschen,  als  nach  deutschem  Gesetz  der  Mangel  des  Urheberrechtes 
nur  von  dem  besser  Berechtigten  geltend  gemacht  werden  kann,  nach 
österreichischem  Recht  jedoch  von  Jedem,  der  ein  Interesse  an  dem  Nicht- 
bestehen des  Musterschutzes  auf  Seiten  des  Eingetragenen  hat,  jedoch 
nur  soweit,  als  eine  widerrechtliche  Anmafsung  des  Musters  sich  erweisen 
läfst  Hat  daher  Jemand  mit  dem  Einverständnis  eines  Anderen  das  von 
diesem  hergestellte  Muster  für  sich  eintragen  lassen,  so  kann  nicht  ein 
Dritter  die  Nichtigkeit  dieser  Eintragung  wegen  des  mangelnden  Urheber- 
rechtes des  Eingetragenen  geltend  machen. 

Für  den  Fall  der  Kollision  mehrmaliger  Eintragungen  desselben 
Musters  für  verschiedene  Personen,  welche  das  deutsche  Recht  nicht  aus- 
drücklich geregelt  hat,  trifft  das  österreichische  Gesetz  in  §  10  Nr.  c  die 
Bestimmung,  dafs  die  erfolgte  Registrierung  eines  Musters  nichtig  und 
ohne  Wirkung  sei,  wenn  bewiesen  wird,  dafs  es  schon  früher  auf  den 
Namen  eines  Anderen  im  Inlande  registriert  worden  ist 

Hiernach  ist  die  Thatsache  der  früheren  Eintragung  ein  objektiver 
Hinderungsgrund  für  die  Eintragung  desselben  Musters  auf  den  Namen 
eines  Anderen  als  des  früher  Eingetragenen,  mag  nun  der  frühere  Ein- 
trag noch  bestehen  oder  nicht,  und  mag  er  zu  Recht  bestanden  haben 
oder  nicht 

Das  österreichische  Recht  unterscheidet  sich  von  dem  deutschen  Recht 
übrigens  fernerhin  noch  dadurch,  dafs,  während  nach  deutschem  Ge- 
schmacksmusterrecht der  Mangel  der  subjektiven  Voraussetzungen  lediglich 
seitens  besser  Berechtigter  geltend  gemacht  werden  kann  und  auch  dann 
zu  einer  Vernichtung  des  objektiven  Bestandes  des  Musterrechtes  nicht 
führt,  sondern  nur  einredeweise  geltend  gemacht  werden  kann,  nach  öster- 
reichischem Recht  dieser  Mangel  die  Nichtigkeitserklärung  zur  Folge  hat 
und  somit  das  Muster  nicht  nur  den  besser  Berechtigten  gegenüber  wir- 
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kungslos  macht,  sondern  objektiv  und  zu  Gunsten  auch  jedes  Dritten  zur 
Vernichtung  des  Musters  führt 

Im  übrigen  besteht,  wie  im  deutschen  Recht,  auch  im  österreichischen 
eine  Vermutung  für  die  Urheberschaft,  welche  nach  §  S  des  Gesetzes  sich 
lediglich  an  die  Thatsache  der  auf  Grund  der  Anmeldung  erfolgten  Ein- 
tragung knüpft 

2.  Formelle  Voraussetzungen.  Auch  in  Oesterreich  entsteht 
das  Musterrecht  nicht  mit  der  Erschaffung  des  Musters  allein,  es  bedarf 
vielmehr  eines  staatlichen  Begründungsaktes,  der  Anmeldung  und  der 
Eintragung.  Wer  sich  das  ausschliefsliche  Recht  auf  die  Benutzung  eines 
Musters  sichern  will,  mufs  dasselbe,  bevor  er  ein  nach  demselben  ge- 
fertigtes Erzeugnis  in  den  Verkehr  bringt,  gemäfs  §  5  des  Gesetzes  bei 
der  Behörde  hinterlegen,  und  zwar  persönlich  oder  durch  einen  Vertreter, 
nicht  aber  auch  durch  die  Post  Die  Behörde  prüft  die  Anmeldung  nicht; 
Vorschriften  über  die  Anmeldung  enthält  weder  das  Gesetz,  noch  auch 
die  Instruktion.  Beide  enthalten  vielmehr  lediglich  Vorschriften  über  die 
Behandlung  des  angemeldeten  Musters  seitens  der  Behörde. 

Die  Hinterlegung  erfolgt  in  der  Kanzlei  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer, in  deren  Bezirk  der  Hinterleger  wohnt  oder  sein  zur  Anwendung 
des  Musters  bestimmtes  Etablissement  gelegen  ist  (§  5  des  Gesetzes). 

In  Oesterreich  bestehen  etwa  29  Handels-  und  Gewerbekammern. 
Es  herrscht  also  hinsichtlich  des  Musterschutzes  das  Prinzip  der  De- 
centralisation.1) 

Zum  Zwecke  der  Entgegennahme  der  Hinterlegung  ist  bei  jeder 
Handels-  und  Gewerbekammer  ein  Musterregistrierungsamt  eingerichtet 
mit  einem  zur  Entgegennahme  der  Hinterlegungen  bestimmten  Amtslokal 
und  den  zur  Aufbewahrung  der  registrierten  Muster  und  Modelle  er- 
forderlichen Behältnissen. 

In  dem  Amtslokale  sind  besondere  Behältnisse  vorhanden  (§  2  der 
Instruktion) : 

1.  für  ein  Archiv  zur  Aufbewahrung  der  versiegelt  überreichten 
Muster  und  Modelle  (Geheimes  Archiv); 

2.  für  ein  Archiv  zur  Aufbewahrung  der  offen  überreichten  und 
jener  Muster  und  Modelle,  welche  zwar  ursprünglich  versiegelt 
überreicht,  deren  erstes  Jahr  der  Schutzdauer  aber  bereits  ab- 
gelaufen ist  (offenes  Archiv  für  geschützte  Muster); 

3.  für  ein  Archiv  zur  Aufbewahrung  der  ins  Freie  gefallenen 
Muster  und  Modelle,  d.  h.  derjenigen,  deren  Schutz  entweder 
durch  vollständigen  Ablauf  der  gesetzlichen  Dauer  erloschen  ist 
oder  vor  diesem  Zeitpunkte  durch  rechtskräftiges  Erkenntnis  auf- 
gehört hat  (offenes  Archiv  für  in  das  Freie  gefallene  Muster). 


1)  Lakger  a.  a.  0.  S.  345. 
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Von  dem  Musterregistranten  wird  ein  Register  gehalten  mit  den  in 
Art  5  des  Gesetzes  angegebenen  Rubriken. 

Das  Aufhören  des  Musterrechtes  —  nicht  aber  auch  die  Übertragung  — 
wird  abweichend  vom  deutschen  Recht  in  das  Register  eingetragen. 
Über  die  Hinterlegung  nimmt  die  Behörde  ein  Protokoll  auf,  welches 
den  Namen  oder  die  Firma  und  den  Wohnsitz  des  Hinterlegers,  den  Tag 
und  die  Stunde  der  Hinterlegung  und  die  bezügliche  Zahl  des  Registers 
zu  enthalten  hat  und  wie  schon  vorerwähnt,  von  dem  Hinterleger  zu 
unterschreiben  ist  Das  Protokoll  wird  mit  dem  hinterlegten  Muster  oder 
Musterpacket  verbunden  und  mit  der  Registernummer  versehen. 

Die  registrierten  Muster  und  Modelle  werden  zusammen  mit  den 
Protokollen  in  dem  Archiv  aufbewahrt  (§  5  des  Gesetzes  und  §  8  der 
Instruktion). 

Über  die  erfolgte  Hinterlegung  erhält  die  Partei  ein  Certifikat  aus- 
gestellt (§  5  des  Gesetzes  und  §  8  der  Instruktion). 

An  Stelle  dieses  Certifikats  kann  die  Bescheinigung  der  Hinter- 
legung auch  auf  einem  von  dem  Hinterleger  überreichten  zweiten  Exemplar 
des  Musters  erfolgen. 

Es  steht  der  Partei  frei,  das  Muster  offen  oder  unter  einem  ver- 
siegelten umschlage  zu  überreichen  (§  5  Abs.  2). 

Es  ist  gestattet,  unter  einem  Umschlage  mehrere  Muster  zu  über- 
reichen, doch  mufs  in  diesem  Falle  die  Anzahl  der  Muster  auf  dem  Um- 
schlage angemerkt  sein. 

Eine  Beschränkung  der  Anzahl  der  in  einem  Packete  zu  überreichen- 
den Muster  sowie  eine  Grenze  ihres  Gesamtgewichts  ist  weder  von  dem  Ge- 
setz noch  von  der  Instruktion  vorgeschrieben.  Abweichend  vom  deutschen 
Recht  wird  aber  für  jedes  in  dem  Packet  befindliche  Muster  von  Anfang 
an  eine  besondere  Gebühr  bezahlt 

Nach  Ablauf  eines  Jahres  werden  die  Packete  geöffnet  und  über 
die  Eröffnung  ein  Protokoll  aufgenommen.  Die  eröffneten  Muster  wer- 
den aus  dem  geheimen  Archiv  in  das  offene  Archiv  für  geschützte 
Muster  übergeführt 

Die  Einsicht  der  in  dem  offenen  Archiv  für  geschützte  Muster  und 
in  dem  offenen  Archiv  für  in  das  Freie  gefallene  Muster  hinterlegten 
Muster  ist  Jedermann  gestattet  (§  9  des  Gesetzes  und  §  3  Abs.  2  sowie 
§  11  der  Instruktion). 

Irgend  eine  Veröffentlichung  der  Eintragung,  Übertragung  oder 
Löschung  ist  weder  vom  Gesetz  noch  der  Instruktion  vorgeschrieben. 

Die  Registrierung  unterliegt  nach  §  6  des  Gesetzes  für  jedes  Muster 
einer  Gebühr,  welche  in  die  Kasse  der  Handelskammer  einfliefst  (§15 
der  Instruktion).  Die  Taxe  wird  mit  50  Kreuzern  österreichischer  Wäh- 
rung für  jedes  Muster  und  jedes  Jahr  bemessen,  für  welches  der  Muster- 
schutz eingesucht  wird. 
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Auch  bei  Überreichung  mehrerer  Muster  in  einem  verschlossenen 
Packet  mufs  —  wie  vorerwähnt  —  für  jedes  Muster  die  Taxe  bezahlt 
werden.  Es  mufs  daher  die  Anzahl  der  Muster  auf  dem  Umschlage  an- 
angemerkt sein  und  wird  jede  diese  Taxe  beeinträchtigende  unrichtige 
Angabe  auf  dem  Umschlage  mit  dem  dreifachen  Betrage  der  umgangenen 
Gebühr  geahndet  (§  7  des  Gesetzes  und  §  13  der  Instruktion). 

Die  Taxe  ist  bei  der  Eintragung  bezw.  bei  der  Hinterlegung  zu 
entrichten. 

Die  Anbringung  einer  Registermarke,  d.  h.  einer  die  Thatsache,  dafs 
ein  Erzeugnis  nach  einem  eingetragenen  Muster  gefertigt  ist,  erkennbar 
machenden  Bezeichnung  dieses  Erzeugnisses  durch  den  Herstellenden 
und  die  Abhängigmachung  des  Schutzes  des  Erzeugnisses  gegen  Nach- 
ahmung von  der  Anbringung  einer  solchen  Registermarke  ist  in  dem 
österreichischen  Gesetz  nicht  vorgesehen. 

3.  Inhalt  des  Musterrechtes.  Durch  die  Hinterlegung  und  Ein- 
tragung wird  für  den  Hinterleger  ein  ausschliefsliches  Recht  begründet 
für  die  Zeit  und  unter  den  Bedingungen,  die  in  diesem  Gesetze  festgesetzt 
sind,  das  Muster  auf  Industrieerzeugnisse  anzuwenden  (§  2  des  Gesetzes). 

Demnach  hat  der  Hinterleger  nicht  nur  seinerseits  das  positive  Recht 
zur  Benutzung  des  Musters,  er  hat  vielmehr  auch  ein  Recht,  jedem  An- 
deren die  Benutzung  des  Musters  innerhalb  der  Grenzen  des  Gesetzes 
zu  untersagen.  Dieses  Untersagungsrecht  äufsert  sich  nun  in  verschie- 
denen Richtungen. 

Nach  §  12  begründet  jeder  Eingriff  in  das  Musterrecht,  sei  es  durch 
unbefugte  Übertragung  oder  Nachbildung  eines  geschützten  Musters,  sei 
es  durch  den  Verschleif s  der  hiernach  verfertigten  Waaren,  für  den  Ver- 
letzten das  Recht,  auf  die  Einstellung  der  ferneren  Anwendung  des 
Musters  und  des  ferneren  Verschleifses  der  betreffenden  Waare  zu  dringen. 

Hiernach  besteht  das  ausschliefsliche  Recht  des  Musterinhabers  nicht 
nur  in  der  ausschlief slichen  Berechtigung  zur  Herstellung  von  Industrie 
erzeugnissen  nach  dem  Muster  oder  zur  Versehung  von  Industrieerzeug- 
nissen mit  dem  Muster,  sondern  auch  in  der  ausschliefslichen  Berech- 
tigung zum  Inverkehrbringen  von  nach  dem  Muster  unrechtmäßiger 
Weise  verfertigten  Gegenständen. 

Gegen  eine  Verletzung  des  Musterrechtes  in  diesem  Umfange  steht 
dem  Verletzten  in  erster  Linie  der  Anspruch  auf  Unterlassung  der  Ver- 
letzung, also  auf  Unterlassung  der  weiteren  Herstellung,  des  weiteren 
Versehens  oder  des  weiteren  Inverkehrbringens  zu.  Dieser  Unterlassungs- 
anspruch ist  im  Wege  der  Unterlassungsklage  gemäfs  §  12  des  Gesetzes 
geltend  zu  machen. 

Daneben  kann  der  Berechtigte  auch  verlangen,  dafs  die  zur  Nach- 
bildung ausschließlich  oder  vorzugsweise  dienenden  Werkzeuge  und 
Hilfsmittel  für  diesen  Zweck  unbrauchbar  gemacht  werden.    Ferner  be- 


IL  Abschnitt    Das  Musterrecht  in  den  übrigen  europäischen  Landern.     381 

gründet  §  14  des  Gesetzes  für  den  Fall,  dafs  der  Eingriff  wissentlich 
begangen  worden  ist,  gegen  den  Schuldigen  neben  der  dagegen  etwa 
auch  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  eintretenden  Bestrafung  eine 
Geldstrafe  von  25  bis  500  Gulden. 

Die  Strafbarkeit  tritt  also  lediglich  im  Falle  der  wissentlichen,  nicht 
auch  schon,  wie  im  deutschen  Recht,  im  Falle  der  fahrlässigen  Muster- 
verletzung ein,  anderseits  findet  aber  auch  der  Rechtsirrtum  nach  öster- 
reichischem Gesetz  keine  Berücksichtigung. 

An  Stelle  der  Geldstrafe  kann  unter  Umständen  eine  Freiheitsstrafe, 
nämlich  die  Arreststrafe,  treten  —  im  Betrage  von  einem  Tage  für  je 
5  Gulden  —  und  zwar  für  den  Fall,  dafs  die  Geldstrafe  den  Vermögens- 
umständen oder  dem  Nahrungsbetriebe  des  zu  Verurteilenden  oder  seiner 
Angehörigen  zum  empfindlichen  Abbruche  gereichen  oder  ihn  an  der 
Erfüllung  der  aus  der  strafbaren  Handlung  entspringenden  Entschädigung 
hindern  würde.  Aufserdem  aber  kennt  das  österreichische  Gesetz  (§  15) 
zwei  qualifizierte  Fälle  der  Muster  Verletzungen: 

1.  Bei  einem  Rückfalle  kann  die  Strafe  verdoppelt  werden,  und  bei 
einem  neuerlichen  Rückfall  soll  neben  der  Geldstrafe  noch  eine  Arreststrafe 
von  einer  Woche  bis  zu  3  Monaten  verhängt  werden. 

2.  Der  zweite  qualifizierte  Fall  liegt  aber  dann  vor,  wenn  der  Ein- 
griff in  das  Musterrecht  durch  einen  Arbeiter  oder  Angestellten  des  Ver- 
letzten oder  sonst  mit  Mifsbrauch  seines  Vertrauens  begangen  ist;  diese 
Thatsache  soll  bei  der  Ermessung  der  Strafe  als  ein  besonders  erschwe- 
render Umstand  in  Betracht  gezogen  werden;  jedoch  ist  eine  besondere 
Strafart  ebensowenig  vorgeschrieben,  wie  eine  Erhebung  des  Strafmaxi- 
mums über  die  in  §  14  festgesetzten  Grenzen  hinaus.  Es  ist  also  auch 
hier  nur  auf  eine  Geldstrafe  bis  zu  höchstens  500  Gulden  zu  erkennen. 
Die  Strafbeträge  fliefsen  gemäfs  §  18  des  Gesetzes  in  den  Armenfonds 
des  Ortes  der  begangenen  Übertretung.  Schlief slich  schreibt  §  17  auch 
eine  Veröffentlichung  des  Urteils  vor,  jedoch  überläfst  sie  es  der  Straf- 
behörde, eine  solche  anzuordnen,  ohne  dem  Verletzten  einen  Anspruch 
darauf  zu  verleihen. 

Die  Strafverfolgung  tritt,  wie  in  Deutschland  gemäfs  §  21  des  Ge- 
setzes, nur  auf  Antrag  ein,  sofern  nicht  eine  nach  dem  allgemeinen  Straf- 
gesetze, von  Amts  wegen  durch  die  Strafgerichte  zu  verfolgende  strafbare 
Handlung  vorliegt  (bei  Betrug  oder  Diebstahl). 

Der  Antrag  kann  bis  zur  Kundmachung  der  behördlichen  Endschei- 
dung zurückgenommen  werden,  und  es  ist  in  solchem  Falle  die  Straf- 
verfolgung einzustellen. 

Neben  den  bisher  geschilderten  Schutzmitteln  des  Musterschutzver- 
letzten  begründet  §  24  des  Gesetzes  für  den  Verletzten  das  Recht,  noch 
vor  Entscheidung  über  seine  Beschwerde  Beschlagnahme  oder  Verwahrung 
der  von  ihm  als   mit  Verletzung  seines  Musterrechtes  verfertigt  bezeich- 
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neten  Erzeugnisse  und  der  dazu  verwendeten  Werkzeuge  und  Hilfsmittel 
(§  12)  zu  verlangen.  Die  politische  Behörde  hat  dieselbe  unter  Vor- 
weisung des  §  5  hinausgegebenen  amtlichen  Certifikats  bezw.  Dupli- 
kats sogleich  zu  veranlassen.  —  Es  bleibt  jedoch  ihrem  Ermessen 
überlassen,  früher  eine  Sicherstellung  für  Schimpf  und  Schaden  des  Ge- 
klagten zu  verlangen.  Gleichzeitig  mit  der  Anordnung  der  Beschlag- 
nahme oder  sonstigen  Verwahrung  hat  die  Behörde  die  Einsendung  des 
bei  der  Handels-  und  Gewerbekammer  erliegenden  Musters  im  Sinne  des 
§  23  zu  veranlassen. 

Dieses  Beschlagnahmerecht  kann  sowohl  im  Civilverfahren  auf  Unter- 
lassung wie  im  Strafverfahren  geltend  gemacht  werden. 

Wird  demnächst  bekannt,  dafs  ein  Eingriff  in  das  Musterrecht  statt- 
gefunden hat,  so  haben  gemäfs  §  25  des  Gesetzes  die  betreffenden  Gegen- 
stände bis  zum  Ablauf  der  Schutzfrist  unter  amtlichem  Siegel  zu  ver- 
bleiben, und  es  sind  für  deren  Verwahrung  auf  Kosten  und  Gefahr  des 
Verurteilten  Vorkehrungen  zu  treffen,  sofern  nicht  zwischen  den  Beteiligten 
durch  Übereinkommen  etwas  Anderes  verfügt  wird  oder  die  entsprechende 
Umgestaltung  unter  amtlicher  Aufsicht  bewerkstelligt  wird. 

Neben  den  vorangeführten,  durch  das  Musterschutzgesetz  begrün- 
deten, dem  negativen  Inhalt  des  Musterrechtes  entspringenden  Schutzmitteln 
hat  der  Musterinhaber  gegenüber  den  in  seine  Schutzsphäre  eingreifenden 
auch  noch  gemäfs  den  Vorschriften  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechtes 
einen  Schadenersatzanspruch  (§12  des  Gesetzes). 

Da  dieser  Specialanspruch  keinen  besonderen  Vorschriften  dieses 
Specialgesetzes  unterliegt,  sondern  nur  den  allgemeinen  Regeln  des  bürger- 
lichen Rechtes,  so  tritt  er  nur  für  den  Fall  ein,  dafs  der  Verletzende  fahr- 
lässig gehandelt  hat1) 

Für  denjenigen,  der  unrechtmäfsiger  Weise  wegen  Musterschutzver- 
letzung belangt  ist,  setzt  §  26  einen  Schadenanspruch  und  im  gleichen 
Falle  gegen  den  Angreifenden  eine  fiskalische  Strafe  fest 

Schutz  des  Musterrechtes.  Zuständig  für  alle  Klagen  aus  dem 
Musterrecht  (mit  Ausnahme  der  Klagen  auf  Schadenersatz  infolge  eines 
Eingriffs  sowie  der  Klage  über  das  Eigentum  an  einem  Muster,  in  welchen 
beiden  Fällen  der  ordentliche  Civilrichter  kompetent  ist)  sind  die  poli- 
tischen Verwaltungsbehörden  erster  Instanz ;  in  letzter  Instanz  entscheidet 
das  Ministerium  des  Innern  unter  Zuziehung  eines  Vertreters  des  Handels- 
ministeriums, soweit  es  sich  um  Entscheidung  über  Eingriffe  und  um  die 
Untersuchung  und  Bestrafung  von  Musterschutzübertretungen  handelt, 
im  übrigen  aber  das  Handelsministerium.  Zuständig  sind  in  erster  Instanz 
die  politischen  Behörden 

1.  für  die  Nichtigkeit^-  und  Löschungsklage; 

2.  für  die  Verletzungsklage  auf  Untersagung  und 

l)  Lanier  a.  a.  0.  S.  446. 
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3.  für  das  Strafverfahren  auf  Grund  von  Musterschutzübertretungen 
und  zwar  nach  den  für  das  Verfahren  und  den  Instanzenzug 
bei  Gewerbsstörungen  und  Gewerbsübertretungen  bestehenden 
Vorschriften  (§19  des  Gesetzes). 

Ergiebt  sich  während  der  Verhandlung  oder  Untersuchung,  dafs  die 
Entscheidung  von  einer  Vorfrage  abhängt,  über  welche  das  Civilgericht 
zu  sprechen  hat,  so  verweist  die  politische  Behörde  die  Parteien  an  dieses 
(§  20  des  Gesetzes). 

So  oft  es  sich  um  die  Konstatierung  eines  Eingriffs  durch  die  Ver- 
gleichung  zweier  Muster  handelt,  Tiat  die  Behörde  einen  Befund  durch 
unbefangene  Sachverständige  zu  veranlassen.  Zu  der  Aufnahme  des  Be- 
fundes sind  auch  die  Parteien  beizuziehen  (§  22  des  Gesetzes). 

Die  nach  §  22  vorgeschriebene  Zuziehung  von  Sachverständigen  ist 
nur  im  Falle  der  Verletzungsklage  obligatorisch. 

Die  Sachverständigen  werden  aus  der  jährlich  in  dem  Bezirke  der 
betreffenden  Handels-  und  Gewerbekammer  auszusuchenden  und  in  einer 
Liste  einzutragenden  Zahl  gewerblicher  Sachverständiger  von  dem  Ge- 
richte nach  dessen  Ermessen  ausgewählt,  wobei  es  an  Vorschläge  der 
Parteien  nicht  gebunden  ist  Im  Nichtigkeits-  und  Erlöschungsprozesse 
steht  die  Vernehmung  von  Sachverständigen  überhaupt  im  freien  Er- 
messen der  Behörde.1) 

In  allen  Streitfällen  ist  sowohl  die  politische  Behörde  als  das  Gericht 
berechtigt,  die  Übermittelung  des  hinterlegten  Musters  von  der  Handels- 
und Gewerbekammer  gegen  Empfangsbestätigung  zu  verlangen.  Die  Ent- 
siegelung  soll  unter  Zuziehung  des  Hinterlegers  und,  sofern  er  nicht  er- 
scheint, zweier  Zeugen  erfolgen. 

4.  Umfang  des  Musterrechtes.  Das  Musterrecht  umfafst  das 
ausschliefsliche  Recht,  das  Muster  nachzubilden  bezw.  nach  dem  Muster 
Erzeugnisse  herzustellen  und  Nachbildungen  in  den  Verkehr  zu  bringen. 
Eine  Nachbildung  liegt  aber  nicht  nur  dann  vor,  wenn  der  Gegenstand 
genau  kopiert  ist,  sie  kann  vielmehr  auch  dann  angenommen  werden, 
wenn  der  Gegenstand  mit  gewissen  Abänderungen  wiedergegeben  ist,  so- 
fern nach  allgemein  herrschender  Anschauung  trotzdem  eine  Verwechse- 
lungsmöglichkeit vorhanden  ist.2) 

Als  Muster  betrachtet,  wie  schon  oben  hervorgehoben,  das  Gesetz 
nur  formelle  Gestaltungen,  d.  h.  nur  lineare  Kombinationen,  während 
etwaige  Neuerungen  in  der  Farbe  als  Neuerung  im  Muster  nicht  erachtet 
werden.  Daher  liegt  eine  Musterverletzung  auch  dann  vor,  wenn  die  ge- 
schützten Formen  in  neuen  Farben  wiedergegeben  werden  (§13  des  Gesetzes). 

Ingleichen  kommen  für  die  Frage,  ob  gegenüber  einem  geschützten 

1)  Entscheidung  des  K.  K.  Handelsministeriums  v.  11.  Nov.  1S95.  Oesterr.  Zeitschr. 
für  gewerbl.  Rechtsschutz  1S97,  Nr.  2. 

2)  Langer  a.  a.  0.  S.  346. 
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Muster  eine  sich  nicht  mehr  als  Nachbildung  charakterisierende  Neu- 
gestaltung vorliegt,  nur  wirkliche  Form  Veränderungen,  nicht  auch  Ver- 
änderungen lediglich  in  Dimensionen  bei  gleichbleibenden  Proportionen 
in  Betracht  (§13  des  Gesetzes). 

Geschützt  ist  das  Muster  in  seiner  Anwendung  in  der  Industrie  über- 
haupt und  nicht  blofs  in  einzelnen  Industriezweigen.  Es  ist  daher  die 
Anwendung  eines  zunächst  für  Textilerzeugnisse  bestimmten  Musters  für 
die  Tapetenfabrikation  als  eine  unerlaubte  Nachbildung  zu  erachten.1) 

Selbst  den  Unterschied  zwischen  für  Flächenerzeugnisse  bestimmten 
Mustern  und  zwischen  plastischen  Mustern  kennt  das  österreichische  Ge- 
setz nicht;  ein  für  Textilerzeugnisse  bestimmtes  Muster  ist  daher  auch 
dann  verletzt,  wenn  es  an  Broncewaaren  von  einem  Anderen  benutzt  wird. 

Nach  §  4  dauert  das  ausschliefsliche  Benutzungsrecht  höchstens  drei 
Jahre  vom  Zeitpunkte  der  Registrierung  des  Musters  ab  gerechnet  Es 
wird  dem  Schutzwerber  überlassen,  innerhalb  dieses  Zeitraums  die  An- 
zahl der  Jahre  der  Schutzdauer  zu  wählen.  Hat  er  aber  einmal  gewählt, 
so  geniefst  er  nur  für  die  gewählte  Zeit  Schutz,  da  eine  Verlängerung 
der  einmal  ausgesprochenen  und  bewilligten  Zeit  nicht  stattfindet 

Das  Gesetz  findet  lediglich  zu  Gunsten  der  im  Inlande  wohnhaften 
oder  eine  Handelsniederlassung  besitzenden  Oesterreicher  Anwendung  und 
auch  lediglich  zum  Schutze  der  im  Inlande  produzierten  Industrieerzeug- 
nisse. Führt  der  Hinterleger  nach  dem  Muster  im  Auslande  verfertigte 
Waaren  in  das  österreichische  Reichsgebiet  ein,  so  erlischt  sein  Musterrecht 

5.  Übergang  und  Untergang  des  Musterrechtes.  Das  Recht 
aus  der  Musterhinterlegung  kann  ganz  oder  teilweise  auf  Andere  über- 
tragen werden.  Eine  Eintragung  dieser  Übertragung  in  das  Musterregister 
schreibt,  wie  schon  vorerwähnt,  weder  das  Gesetz  noch  die  Instruktion 
vor.  Da  das  Musterrecht  übertragbar  ist,  so  gelten  für  die  Arten  der  Über- 
tragung dieselben  materiell  rechtlichen  Grundsätze  wie  im  deutschen  Recht 

Das  Musterrecht  geht  unter  durch  Ablauf  der  Schutzfrist,  ferner 
durch  Verzicht  und  schliefslich  durch  recktskräftigen  Spruch  der  zustan- 
digen Behörde,  nämlich  wegen  Nichtigkeit  oder  Erlöschens  des  Muster- 
rechtes. Die  erfolgte  Registrierung  eines  Musters  ist  nämlich  gemäls  §  10 
nichtig  und  ohne  Wirkung,  wenn  einer  der  nachstehenden  Umstände  be- 
wiesen wird, 

a.  dafs  schon  vor  dem  Zeitpunkte  der  Hinterlegung  nach  dem 
hinterlegten  Muster  verfertigte  Industrieerzeugnisse  im  In-  oder 
Auslande  im  Verkehr  waren; 

b.  dafs  schon  früher  das  Muster  in  einem  veröffentlichten  Druck- 
werke erschienen  ist; 

c.  dafs  es  schon  früher  auf  den  Namen  eines  Anderen  registriert 
worden  ist; 

1)  Laxoer  a.  a.  0.  S.  340. 
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d.  dafs  der  Hinterleger  das  Muster  widerrechtlich  an  sich  gebracht 
hat  (§  4). 
Das  Recht  des  ausschliefslichen  Gebrauchs  eines  Musters  erlischt 
aber  gemäfs  §  11, 

a.  wenn  der  Hinterleger  das  geschützte  Muster  binnen  einem  Jahre 
nach  der  Hinterlegung  im  Umfange  des  österreichischen  Reichs- 
gebiets nicht  benutzt; 

b.  wenn  der  Hinterleger  nach  dein  Muster  im  Auslande  verfertigte 
Waaren  in  das  österreichische  Reichsgebiet  einführt 

Hiernach  kann  —  abweichend  vom  deutschen  Recht  —  die  Nicht- 
benutzung des  geschützten  Musters  durch  den  Hinterleger  binnen  einem 
Jahre  nach  der  Hinterlegung  im  Inlande  zur  Vernichtung  des  Muster- 
schutzes führen.  Das  österreichische  Recht  kennt  also  abweichend  vom 
deutschen  Recht  einen  vollen  Ausübungszwang,  daneben  aber  auch  noch 
das  Erlöschen  wegen  Einführung  nach  dem  Muster  im  Auslande  ge- 
fertigter Gegenstände  in  das  Inland,  wie  das  deutsche  Recht. 

Die  Nichtigkeit  und  das  Erlöschen  des  Musterschutzes  können  im 
österreichischen  Recht  im  Wege  der  Feststellungsklage  bezw.  der  Löschungs- 
klage geltend  gemacht  werden.  Dafs  dieselben  auch  von  Amts  wegen 
berücksichtigt  würden  und  zur  Löschung  führten,  ergiebt  sich  aus  dem 
Inhalte  des  Gesetzes  nicht,  vielmehr  erfolgt  die  Löschung  nur  auf  Grund 
eines  durch  die  Klage  eines  Interessenten  herbeigeführten,  rechtskräftigen 
Urteils.    Klageberechtigt  ist  Jeder. 

Das  österreichische  Recht  weicht  von  dem  deutschen  dadurch  ab,  dafs 
Nichtigkeit  wie  Erlöschen,  mag  dieselbe  auf  Grund  eines  rechtskräftigen 
Urteils  oder  durch  Verzicht  oder  durch  Ablauf  der  Schutzfrist  eintreten, 
in  das  Musterregister  eingetragen  werden.  Verliert  ein  Muster  oder  Modell 
das  Schutzrecht  durch  rechtskräftigen  Spruch,  weil  dem  Hinterleger  die 
Priorität  des  registrierten  Musters  (§10  Litt  c)  durch  rechtskräftigen  Spruch 
aberkannt  wurde,  so  ist  das  Muster  oder  Modell,  das  es  betrifft,  gänzlich 
aus  dem  Archiv  zu  entfernen,  in-  allen  übrigen  Fällen  aber  in  das  offene 
Archiv  für  Freimuster  zu  übertragen  (§10  der  Instruktion). 

Recht  der  Ausländer.  Bezüglich  des  Musterrechtes  der  Aus- 
länder1) enthält  das  österreichische  Musterschutzgesetz  keine  Bestim- 
mungen. Danach  sind,  sofern  nicht  etwa  besondere  Staatsverträge  be- 
stehen, Ausländer  nicht  berechtigt,  in  Oesterreich  Musterschutz  zu  erwerben. 
Jedoch  gelten  als  Ausländer  im  Sinne  des  Gesetzes  alle  diejenigen,  welche 
nicht  im  Inlande  einen  Wohnsitz  oder  ein  Etablissement  haben,  während 
alle  diejenigen,  welche  im  Inlande  einen  Wohnsitz  oder  ein  Etablissement 
haben,  mögen  sie  nun  das  Indigenat  besitzen  oder  nicht,  als  Inländer 
behandelt  werden. 


1)  Lauger  a.  a.  0.  S.  347. 
Stephan,  Urheberrecht.  25 
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Für  das  Verhältnis  zu  Ungarn  ist  der  Art  17  des  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses vom  27.  Juli  1S78  mafsgebend,  wonach  die  Hinterlegung  eines 
Musters  oder  Modells  bei  einer  Handelskammer  im  Bereiche  eines  der  beiden 
Ländergebiete  den  gesetzlichen  Schutz  für  den  Betreffenden  im  Umfange 
beider  Gebiete  sichert.   Dasselbe  gilt  für  Bosnien  und  die  Herzegowina. 

Besondere  Verträge  bestehen  mit  Frankreich,  Grofsbritannien,  Italien, 
dem  Deutschen  Reiche,  Serbien  und  Bulgarien,  wobei  für  Ausländer  als 
Eintragungsbehörde  in  der  Regel  die  Handels-  und  Gewerbekammer  zu 
Wien  bez\Y-  Budapest  bestimmt  ist 

Ungarn.  Das  vorstehend  geschilderte  österreichische  Gesetz  vom 
7.  Dezember  1858  und  die  Instruktion  vom  14.  Dezember  1858  sind  gleich- 
zeitig auch  üj  Ungarn  als  Gesetze  eingeführt  worden. 

Bosnien  und  Herzegowina.  Für  Bosnien  und  die  Herzegowina 
wurden  zunächst  durch  Gesetz  vom  20.  Dezember  1879  betreffend  die 
Herstellung  eines  gemeinsamen  Zollverbandes  mit  Bosnien  und  der  Herze- 
gowina in  §  9  folgendes  bestimmt: 

Die  gemäfs  der  Artikel  XVI  und  XVII  des  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses vom  27.  Juni  1878  erworbenen  Privilegien  (Patente)  und 
Rechte  auf  Muster  und  Marken  haben  auch  in  Bosnien  und  der  Herzego- 
wina nach  Mafsgabe  der  in  den  beiden  Ländergebieten  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Monarchie  bestehenden  Vorschriften  wirksam  zu  sein. 

Von  Angehörigen  Bosniens  und  der  Herzegowina  können  Privilegien 
und  Rechte  auf  Marken  und  Muster  nur  gemäfs  jener  Bestimmungen 
erworben  werden.  Die  näheren  Anordnungen  zur  Durchführung  dieser 
Grundsätze  erfolgen  im  Verordnungswege. 

Demnächst  ist  die  Verordnung  zum  Schutze  der  Muster  und  Mo- 
delle für  Industrieerzeugnisse  vom  20.  Juni  1880  ergangen.  Sie  stimmt 
wörtlich  mit  dem  Musterschutzgesetz  vom  7.  Dezember  1858  überein,  nur 
dafs  an  Stelle  der  Handels-  und  Gewerbekammern  stets  die  „Landesregie- 
rung von  Serajewo"  tritt  und  §  18  der  österreichischen  Verordnung  fehlt 
Es  ist  auch  eine  der  österreichischen  entsprechende  Instruktion  erlassen. 

§  2.  Frankreich.1)  Hinsichtlich  der  geschichtlichen  Entwicklung 
wird  auf  Paul  Schmid,  Die  Geschichte  des  Musterschutzes  in  Deutsch- 
land, Frankreich  und  England^verwiesen. 

Es  ist  daran  zu  erinnern,  dafs  das  französische  Musterschutzrecht  ur- 
sprünglich nur  für  die  Stickerei-  und  Webereiindustrie  von  Lyon  ge- 
schaffen wurde.  Nachdem  während  der  französischen  Revolution  alle 
Schranken  der  gewerblichen  Thätigkeit  aufgehoben  waren,  wurde  zunächst 
im  Jahre  1793  das  Gesetz  zum  Schutze  der  Werke  der  Kunst  erlassen. 
Dieses  liefs  den  Schutz  ohne  alle  Formalitäten  eintreten  und  gewährte 

1 )  Im  nachfolgenden  wird  für  die  Rechtsprechung  auf  Vaunois,  Les  Dessins  et 
Modules  de  Fabrique,  Paris  1898,  sowie  auf  den  Kecueil  gSneral  de  la  legislation 
conccrnant  la  propriete  industrielle,  Teil  I,  S.  306  ff.,  Bezug  genommen. 
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ihn  dauernd  dem  Autor.  Dieser  ausgedehnte  Schutz  erschien  aber  gegen- 
über den  Mustern  der  Lyoner  Fabrikanten  nicht  angebracht.  Es  entstan- 
den Zweifel  darüber,  ob  auch  diese  unter  das  Gesetz  von  1793  fielen. 
Diese  Zweifel  wurden  im  verneinenden  Sinne  beantwortet,  und  es  wurde 
für  diese  ein  besonderer  Schutz  in  dem  Gesetz  vom  18.  März  1806  ge- 
schaffen, welches  für  Lyon  das  Institut  der  Conseils  de  prud'hommes 
als  einer  Sachverständigenkommission  mit  gewissen  behördlichen  Funk- 
tionen einführte,  und  dessen  Sektion  3  Art  14 — 19  von  der  Wahrung  des 
Eigentums  an  Mustern  handelte.  Wissenschaft  und  Praxis  haben  die  An- 
wendbarkeit dieses  Gesetzes  auch  auf  plastische  Muster  sowie  die  An- 
wendbarkeit dieses  —  ursprünglich  für  Lyon  bestimmten  —  Gesetzes  auf 
das  ganze  französische  Staatsgebiet  herausgebildet.  Strafbestinimungen 
gegen  Zuwiderhandlungen  wider  das  Musterrecht  trafen  die  Art.  425  bis  429 
des  Code  pönal.  Eine  Königl.  Verordnung  von  1825  bestimmte,  dafs  an 
solchen  Orten,  in  deren  Bezirk  ein  Conseil  de  prud'hommes  nicht  eingeführt 
war,  die  Hinterlegung  bei  den  Handelsgerichten  erfolgen  sollte.  Ein  Ge- 
setz vom  26.  November  1873  regelt  das  Recht  der  Ausländer  auf  Muster- 
schutz. Nach  Gesetz  vom  25.  Februar  1861  ist  das  Gesetz  von  1806  auch 
in  Algier  anwendbar;  für  die  anderen  Kolonien  dagegen  kein  Musterrecht1) 

1.  Materielle  Voraussetzungen.  Objektive  Voraussetzungen. 
Muster.  Grundlegend  für  den  Begriff  und  die  Voraussetzung  des  fran- 
zösischen Musterschutzes  ist  Art  15  des  Gesetzes  vom  18.  März  1806, 
wonach  jeder  Fabrikant,  welcher  von  dem  Handelsgericht  in  Zukunft 
das  Eigentumsrecht  an  einem  Muster  seiner  Erfindung  durch  Klage  ver- 
folgen will,  es  unter  gewissen  vorgeschriebenen  Formalitäten  bei  der 
Behörde  hinterlegen  mufs.  Was  unter  einem  Muster  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  zu  verstehen  sei,  ergiebt  sich  sowohl  aus  dem  Zusammenhange 
dieses  Gesetzes,  wie  auch  aus  seiner  geschichtlichen  Entwicklung. 

Die  Thatsache,  dafs  neben  dem  Kunstschutzgesetz  von  1793  oder 
bezw.  obschon  ein  solches  schon  bestand,  dennoch  die  besonderen  Vor- 
schriften der  Art  14 — 19  des  Gesetzes  von  1806  zum  Schutze  der  Lyoner 
Fabrikmuster  erlassen  wurden,  läfst  ohne  weiteres  erkennen,  dafs  es  sich 
hier  um  den  Schutz  von  Gegenständen  handelte,  welche  nicht  dem  Schutz- 
gesetz von  1793  unterstehen,  also  nicht  als  Kunstwerke  geschützt  werden 
konnten. 

Den  Unterschied  zwischen!  dem  Kunstwerk  als  Gegenstand  des  Ge- 
setzes von  1793  und  dem  Muster  als  Gegenstand  des  Gesetzes  von  1806 
festzustellen,  sind  Wissenschaft  und  Praxis  in  Frankreich  ernstlich  bemüht 
gewesen,  ohne  dafs  jedoch  eine  völlige  Übereinstimmung  herbeigeführt  wäre. 

Art.  15  spricht  nur  von  dem  Fabrikanten,  welcher  ein  Muster  seiner 
Erfindung  schützen  will.   Da  es  aber  lediglich  zum  Schutze  der  Lyoner 

1)  Zu  dem  Gesetz  vom  18.  März  1806  ist  eine  Ministerialinstruktion  vom 
20.  Juni  1809  ergangen. 

25* 
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Fabrikanten  geschaffen  war,  so  hat  es  auch  ursprünglich  lediglich  den 
Schutz  solcher  Muster  im  Auge,  welche  von  den  Lyoner  Fabrikanten 
benutzt  wurden,  d.  h.  den  Schutz  von  Weberei-  und  Stickereiniustern, 
namentlich  Seidengewebemustern,  also  den  Schutz  von  Vorbildern,  welche 
dazu  dienten,  gewissen  Industrieerzeugnissen  eine  ästhetisch  wirkende  Ge- 
staltung zu  geben.  Hieran  anknüpfend  hat  sich  allmählich  der  Begriff 
des  unter  dieses  Gesetz  fallenden  Musters  dahin  ausgebildet,  dafs  man 
darunter  nur  die  neuen  Konzeptionen  und  Kombinationen  verstehen  darf, 
welche,  sei  es  durch  die  Art  der  Anwendung  der  Fäden,  sei  es  durch 
die  Verteilung  der  Linien  oder  Farben,  eine  eigentümliche  und  erkenn- 
bare Gestaltung  darstellen.1) 

Es  handelt  sich  also  —  wie  im  deutschen  Geschmacksmusterrecht  — 
um  wirkliche,  eigentümliche  Geschmacksmuster. 

Für  die  Frage,  was  ein  gewerbliches  Muster  —  im  Gegensatz  zu 
einem  Kunstwerk  —  im  Sinne  des  französischen  Rechtes  sei,  ist  nicht 
allein  die  Natur  des  Werkes,  sondern  wesentlich  die  Person  seines  Schöpfers 
und  seine  Zweckbestimmung  mafsgebend;  denn  das  Gesetz  von  1806  war 
nur  zum  Schutze  der  von  den  Fabrikanten  Lyons  für  ihre  Webe-  und 
Stickereiarbeiten  brauchbaren  Muster  bestimmt. 

Die  dem  Gesetz  von  1806  unterworfenen  Muster  sind  also  die  Gegen- 
stände, welche  dazu  dienen  sollen,  um  zu  dekorieren  —  aber  nur  in 
zweiter  Linie  und  nebenbei  — ,  und  deren  Hauptaufgabe  es  ist,  einem 
materiellen  Bedürfnisse  zu  entsprechen.2  u- 3) 

Das  Muster  mufs,  um  als  Muster  im  Sinne  dieses  Gesetzes  erachtet 
werden  zu  können,  in  die  Augen  treten.  Es  genügt  daher  z.  B.  nicht 
die  nicht  sichtbare  Anordnung  im  Innern  des  Gegenstandes,  sondern  nur 
die  aus  dieser  inneren  Anordnung  sich  ergebende  äufsere  Erscheinung. 

Ein  Muster  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  eine  neue  Konzeption  und 
Kombination,  welche,  sei  es  durch  die  Verwebung  der  Fäden,  sei  es  durch 
die  Verteilung  der  Linien  oder  Farben,  eine  eigentümliche  und  erkenn- 
bare Gestaltung  darstellt.  Auch  eine  Kombination  geometrischer  Linien, 
welche  zwar  keinen  künstlerischen,  wohl  aber  einen  eigentümlichen  Cha- 
rakter trägt,  ist  ebenso  schützbar,  wie  die  Kombination  von  Iinien  mit 
besonderen  Farbenanordnungen. 

Lediglich  eine  in  Anwendung  einer  einzelnen  Farbe  bestehende  Neue- 
rung ist  nach  französischem  Recht  nicht  geschmacksmusterfähig,  wohl  aber 
die  einfache  Kombination  mehrerer  Farben.   Auch  die  neue  Kombination 


1)  Vaunois  S.  40  (coneeptions  et  combinations  nouvcllcs,  qui  representent,  soit 
par  l'omploi  des  fils,  soit  par  la  distrubution  des  lingnes  ou  des  couleurs  une  cou- 
figuration  distinete  et  rcconnaissable). 

2)  Über  die  verschiedenen  diesbezüglichen  von  der  französischen  Wissenschaft 
entwickelten  Theorien  siehe  Vaunois  8.  25  ff. 

3)  Vaunois  S.  31;  Recueil  S.  307,  Anm.  IG. 
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an  sich  bekannter  Elemente  kann  den  Gegenstand  des  Musterschutzes 
bilden.  Ob  die  bestimmte  Anordnung,  in  welcher  sich  die  Kettenfäden 
mit  dem  Schuss  im  Gewebe  verbinden,  Gegenstand  des  Geschmacks- 
musterschutzes sein  kann,  ist  zwar  streitig,  aber  vom  Kassationshof  end- 
gültig verneint1);  ingleichen  sind  die  verschiedenen  Gewebearten,  die 
Chinierung,  die  Moirierung  u.  s.  w.  als  zulässige  Gegenstände  des  Ge- 
schnVacksmusterrechtes  von  der  französischen  Praxis  nicht  anerkannt. 

Ist  so  einerseits  die  Grenze  des  Geschmacksmustergesetzes  gegen  den 
Kunstschutz  durch  die  Praxis  festgelegt,  so  ist  anderseits  nicht  zu  be- 
zweifeln, dafs  das  Gesetz  von  1806  sich  lediglich  auf  die  sogenannten 
Geschmacksmuster  bezieht,  dafs  dagegen,  soweit  durch  die  Gestaltung 
eines  Musters  nicht  die  ästhetische  Wirkung,  sondern  die  mechanische 
Gebrauchbarkeit  des  nach  diesem  Muster  gefertigten  Gegenstandes  ge- 
steigert wird,  eine  solche  Neuerung  nur  Gegenstand  des  Patentschutzes, 
nicht  auch  Gegenstand  des  Musterschutzes  sein  kann.2) 

Das  ursprünglich  nur  für  Flächenmuster  bestimmte  Gesetz  von  1806 
hat  die  Praxis  auch  als  auf  Geschmacksmodelle  anwendbar  erklärt3) 

Neuheit4)  Neben  dem  Erfordernis  des  Vorhandenseins  eines  ge- 
werblichen Musters  stellt  auch  das  französische  Recht  das  Erfordernis  der 
Neuheit  auf.  Zwar  spricht  das  Gesetz  lediglich  von  dem  Fabrikanten, 
welcher  ein  Muster  seiner  Erfindung  schützen  will,  und  es  ergiebt  sich 
hieraus  nur,  dafs  es  sich  um  ein  Muster  handeln  mufs,  welches  den  nicht  von 
dem  Anmelder  herrührenden,  bisher  schon  bekannten  Mustern  gegenüber 
neu  sein  mufs;  dagegen  läfst  das  Gesetz  zweifelhaft,  ob  der  Fabrikant 
das  Muster  auch  dann  noch  anmelden  darf,  wenn  es  zwar  ein  Muster 
seiner  Erfindung  ist,  aber  von  ihm  schon  vor  der  Hinterlegung  durch 
Anwendung  an  Industrieerzeugnissen  in  den  Verkehr  gebracht  ist 

Die  Ansichten  hierüber  sind  verschieden. 

Der  Kassationshof  hat  sich  gegenüber  dieser  Frage  in  einer  Ent- 
scheidung von  1865  noch  im  bejahenden  Sinne  entschieden,  dagegen  hat 
der  Strafsenat  des  Kassationshofes  sie  1884  verneint  und  die  Untergerichte 
stehen  seitdem  allgemein  auf  dem  Standpunkte,  dafs  die  Hinterlegung 
vor  dem  Inverkehrbringen  von  nach  dem  Muster  gefertigten  Gegenständen 
erfolgen  mufs.  Jedoch  sind  nicht  alle  auf  späteres  Inverkehrbringen  von 
nach  dem  Muster  gefertigten  Gegenständen  gerichteten  Vorbereitungshand- 
lungen als  ein  der  Neuheit  entgegenstehendes  Inverkehrbringen  zu  be- 
trachten, so  nicht  die  Mitteilung  des  Musters  an  Dritte,  die  Anfertigung 
von  Proben,  die  Übersendung  an  einen  Kommissionär  u.  s.  w. 

Das  Prinzip,  wonach  das  Inverkehrbringen  vor  der  Hinterlegung  als 
der  Neuheit  entgegenstehend  erachtet  wird,  beruht  auf  dem  Gedanken, 

1)  Vaitnois  S.  41.  2)  Vaitnois  S.  51. 

3)  Vafnois  S.  57 ;  Kecueil  S.  307,  Anin.  1  <1. 

4)  Vaitnois  S.  72  ff.;  Kecueil  S.  307,  Anin.  lc. 
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dafs  der  Gewerbetreibende,  indem  er  vor  der  Hinterlegung  nach  dem 
Muster  gefertigte  Gegenstände  in  den  Verkehr  kommen  läfst,  das  Muster 
dem  allgemeinen  Gebrauehe  anheimgeben  will.  Daher  soll  eine  betrüb- 
licherweise durch  (»inen  Dritten  erfolgende  Publikation  des  Musters  vor 
dessen  Hinterlegung  der  Neuheit  nicht  entgegenstehen,  wohl  aber  die 
durch  einen  Dritten  bona  fide  erfolgende  Publikation. 

Subjektive  Voraussetzungen.  Der  Schutz  wird  nach  Art  15 
gewährt  dem  Fabrikanten  für  ein  Muster  seiner  Erfindung*.  Es  setzt 
also  das  Musterrecht  einen  Urheberakt  voraus,  eine  Erfindung,  cL  h.  die 
Schöpfung  einer  bisher  nicht  existierenden  Sache.  Xach  dein  Wortlaut 
des  §  1 5  handelt  es  sich  nur  um  die  Mustererfindungen  von  rFabrikanten% 
trotzdem  ist  aber  die  Annahme  nicht  gerechtfertigt,  dafs  etwa  nur  der- 
jenige zur  Hinterlegung  eines  Musters  berechtigt  sei,  der  es  zum  Zwecke 
der  Anwendung  in  seinem  eigenen  Fabrikbetriebe  geschaffen  hat  Per 
von  dem  Gesetz  gewählte  Ausdruck  ist  nur  ein  Ergebnis  der  geschiclit- 
lichen  Entstehung  des  Gesetzes,  er  giebt  nur  den  damals  wichtigsten  und 
üblichsten  Fall  an,  ohne  eine  andere  Möglichkeit  auszuschliefsen.1)  Ins- 
besondere kann  auch  jeder  Zeichner  oder  Modelleur,  welcher  gewerbs- 
mäfsig  für  fremde  Fabrikbetriebe  Muster  und  Modelle  entwirft,  dieselben 
zur  Hinterlegung  bringen,  und  im  Zweifel  ist  nur  derjenige  berechtigt,  das 
Muster  zu  hinterlegen,  der  es  erzeugt  hat,  mag  er  es  nun  zur  Verwen- 
dung in  seinem  eigenen  oder  für  einen  fremden  Gewerbebetrieb  erzeugt 
haben.  Jedoch  ist  es  anderseits  durchaus  nicht  ausgeschlossen,  dafs  ein 
Anderer  das  Recht  zur  Anmeldung  des  von  dem  Urheber  erzeugten  Musters 
erwirbt.  Der  Begriff  des  rEigentümers  eines  Musters4"  deckt  sich  keines- 
wegs notwendig  mit  dem  des  rUrhebersu.2)  Dieses  Recht  des  Dritten 
kann  auf  einem  Sondervertrage  beruhen,  kraft  dessen  der  Urheber  das 
Urheberrecht  an  dem  von  ihm  gefertigten  Muster  auf  den  Anderen  über- 
trägt, oder  aber  auch  anf  einem  vertragsmäfsigen  Arbeitsverhältnis,  kraft 
dessen  sich  der  Urheber  veqrflichtet  hatte,  die  Ergebnisse  seiner  Urheber- 
thätigkeit  dem  Anderen  zu  Gute  kommen  zu  lassen,  für  ihn  zu  produ- 
zieren, wie  das  wohl  bei  den  in  einem  gewerblichen  Betriebe  als  solche 
angestellten  Zeichnern  und  Modelleuren  in  der  Regel  der  Fall  ist.  Eine 
dem  §  2  des  deutschen  Gesetzes  vom  11.  Januar  1876  entsprechende  Vor- 
schrift, nach  der  im  Zweifel  —  d.  h.  wenn  nichts  anderes  vereinbart  ist  — 
stets  die  Mustererfindungen  der  fest  Angestellten  in  das  Eigentum  des 
Fabrikherrn  u.  s.  w.  fallen,  besteht  im  französischen  Gesetz  nicht  Trotz- 
dem ergiebt  sich  das  Gleiche  in  der  Regel  aus  der  Natur  des  Arbeits- 
verhältnisses oder  aus  ausdrücklichen  Vereinbarungen.3) 

Die  erfolgte  Hinterlegung  begründet  nach  französischem  Recht  nicht 
das  Eigentum  an  dem  Muster;  dasselbe  entsteht  vielmehr  durch  die  Ur- 
heberschaft oder  deren  Übergang  auf  einen  Anderen;  die  Hinterlegung 

1)  Vaiwois  S.  130,  140.  2)  Vaitxoih  S.  145.  3)  Vaunois  S.  149. 


IL  Abschnitt,   Das  Mustenrecht  in  den  übrigen  europäischen  Ländern.     391 

wirkt  daher  nicht  konstitutiv,  sondern  nur  deklarativ,  aber  sie  begründet 
doch  eine  Vermutung  für  dae  Eigentum  des  Hinterlegers  und  bürdet 
daher  den  Beweis  des  mangelnden  Eigentums  demjenigen  auf,  der  es 
bestreitet1) 

Hat  der  Nichteigentümer  für  sich  ein  Muster  eintragen  lassen,  so 
kann  nicht  nur  der  wahre  Urheber  bezw.  dessen  Rechtsnachfolger,  son- 
dern jeder  Interessent  die  Nichtigkeit  dieser  Eintragung  geltend  machen ; 
dies  geschieht  auf  dem  Wege  der  ordentlichen  Klage,  Auf  Grund  des 
darauf  ergehenden  Nichtigkeitsurteils  kann  auch  die  Löschung  des  Musters 
im  Register  beantragt  werden. 

Klagt  der  wahre  Urheber  gegen  den  eingetragenen  Nichteigentümer, 
so  steht  ihm  das  Recht  zu,  statt  auf  Nichtigkeit  auf  Übertragung  der  durch 
die  Eintragung  für  den  Anmelder  begründeten  Rechte  auf  ihn  zu  klagen. 

Ist  dasselbe  Muster  hinter  einander  von  zwei  verschiedenen  Personen 
hinterlegt,  so  ist  zu  prüfen,  ob  der  eine  der  beiden  Anmelder  doloser 
(frauduleuser)  Weise  ein  Muster  —  dessen  Eigentum  ihm  nicht  zusteht  — 
für  sich  hat  eintragen  lassen;  in  diesem  Falle  unterliegt  er  stets  der 
Nichtigkeitsklage  des  eingetragenen  Eigentümers,  der,  wenn  er  der  Letzt- 
eingetragene  ist,  auch  auf  Übertragung  klagen  kann;  sind  aber  beide 
selbständige  Erfinder  desselben  Musters,  so  entscheidet  nach  Art  17  die 
Priorität  der  Eintragung. 

Nach  deutschem  Recht  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs 
das  durch  die  Eintragung  erworbene  ausschliefsliche  Benutzungsrecht 
gegen  Jeden  wirksam  ist,  auch  gegen  denjenigen,  der  seinerseits  vor  der 
Hinterlegung  des  Musters  das  letztere  schon  benutzt  hat  —  es  sei  denn, 
dafs  dieses  Benutzen  ein  Verbreiten  enthielt,  in  welchem  Falle  dem  Muster 
die  Neuheit  fehlt  — ,  also  gegen  den,  der  es  persönlich  privatim  benutzt  hat. 

Nach  französischem  Recht  ist  diese  Frage  streitig  und  wohl  dahin 
zu  beantworten,  dafs  der  Einwand  der  persönlichen  Vorbenutzung  nur 
dann  durchgreift,  wenn  der  Benutzer  behauptet  und  beweist,  dafs  er  selber 
das  Muster  neben  dem  Hinterleger  auch  seinerseits  vor  der  Hinterlegung 
selbständig  erfunden  und  —  nicht  öffentlich  —  benutzt  hat;  andernfalls 
ist  der  Vorbenutzungseinwand  wirkungslos.2) 

2.  Formelle  Voraussetzungen.  Anmeldeverfahren.  Nach 
Art  15  *  soll  der  Fabrikant,  um  den  Schutz  des  Musters  zu  erlangen,  eine 
Probe  desselben  bei  der  Musterschutzbehörde  niederlegen,  und  wird  die 
Hinterlegung  nach  Art  16  in  ein  Register  eingetragen. 

Hiernach  herrscht  das  reine  Anmeldesystem ;  die  Hinterlegung  —  und 
nur  diese  —  begründet  zwar  nicht  das  Eigentum,  aber  den  Schutz  des 
Eigentums  an  dem  Muster. 

Gegenstand  der  Hinterlegung  des  Musters  soll  eine  Probe  des  Musters 
(ächautillon)  sein.    Nach  dem  Wortlaut  müfste  also  stets  ein  nach  dem 

1)  Vaunois  S.  99.  2)  Vaitnois  S.  193  u.  194. 
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Muster  gefertigter  Gegenstand,  eine  genaue  Wiedergabe  des  Musters 
hinterlegt  werden.  Die  Praxis  hat  aber  davon  Abstand  genommen  und 
begnügt  sich  —  insbesondere  auch  bei  Modellen  —  mit  der  Hinterlegung 
einer  Darstellung,  einer  Zeichnung  oder  sonstigen  graphischen  Wieder- 
gabe (esquisse)  des  Musters.1) 

Geheime  Hinterlegung.  Die  Hinterlegung  der  Musterprobe 
soll  in  einem  geschlossenen,  mit  dem  Siegel  des  Hinterlegers  und  seiner 
Adresse  versehenen  Packete  erfolgen  (pliß  sous  enveloppe  rev£tue  de 
son  cachet  et  signature).  Hiernach  ist  die  geheime  oder  verschlossene 
Hinterlegung  im  französischen  Recht  obligatorisch. 

Aus  dem  Gesetz  selber  geht  nicht  hervor,  ob  es  gestattet  ist,  gleich- 
zeitig mehrere  Muster  in  einem  Packete  zu  hinterlegen.  Die  Praxis  hat 
diese  Frage  bejaht  und  zwar  in  dem  Sinne,  dafs  die  Gebühr  von  1  Fr. 
per  Jahr  u.  8.  w.  nicht  für  jedes  einzelne  in  dem  Packet  enthaltene  Muster, 
sondern  nur  für  das  ganze  Packet  zu  zahlen  ist2) 

Eine  Eröffnung  der  hinterlegten  Muster  erfolgt  bei  den  auf  beschrankte 
Dauer  hinterlegten  nach  Ablauf  der  Frist  (Art  18  Abs.  2  des  Gesetzes); 
aufserdem  aber  sowohl  bei  diesen  wie  bei  den  dauernd  geschützten  nur 
im  Falle  eines  Streites  zwischen  zwei  oder  mehreren  Fabrikanten  über  das 
Eigentum  an  dem  Muster  (Art  17  des  Gesetzes). 

Musterschutzbehörden.  Nach  Art.  14  des  Gesetzes  ist  mit  den 
zur  Erhaltung  des  Eigentums  an  den  Musterzeichnungen  erforderlichen 
Mafsnahmen  der  Conseil  de  prud'bommes  beauftragt. 

Diese  Bestimmung  bezog  sich  lediglich  ursprünglich  auf  den  Conseil 
de  prud'hommes  von  Lyon. 

Doch  schon  das  Gesetz  vom  IS.  März  1S06  sah  eine  Ausdehnung 
dieser  Bestimmungen  auch  auf  andere  Teile  Frankreichs  vor,  indem  es 
in  Art  34  bestimmte,  dafs  auf  Beschlufs  des  Staatsrats  durch  eine  Ver- 
waltungsverordnung ein  Conseil  de  prud'hommes  in  den  Fabrikstädten, 
in  denen  es  die  Eegierung  für  erforderlich  erachtet,  eingeführt  werden 
könnte,  und  dafs  dessen  Zusammensetzung  je  nach  den  lokalen  Verhält- 
nissen verschieden,  seine  Befugnisse  aber  dieselben  sein  sollten  (Art  35). 
Von  dieser  Erlaubnis  hat  der  Staatsrat  auch  in  zahlreichen  Fällen  Ge- 
brauch gemacht.  Trotzdem  und  obschon  die  Praxis  und  Verordnungen 
den  Wirkungskreis  des  einzelnen  Conseils  de  prud'hommes  nicht  auf  den 
Sitz  derselben  beschränkte,  sondern  auf  die  Kantone  bezw.  sogar  auf  die 
Arrondissements  ausdehnte,  in  welchen  dieser  Sitz  belegen  ist3),  blieben 
doch  noch  erhebliche  Teile  Frankreichs  der  Zuständigkeit  solcher  Con- 
seils entzogen.  Hinsichtlich  dieser  Teile  nun  bestimmt  das  Gesetz  vom 
17.  August  1825,  dafs  die  Hinterlegung  der  Muster  bei  der  Gerichts- 

1)  Vaunois  S.  93  u.  04;  Recucil  S.  307  Anm.  lc.  2)  Vaunois  S.  94. 

3)  In  Paris  bestehen  vier  Conseils  de  prud'honimcs,  welche  für  die  verschiedenen 
Gewerbezeige  zuständig  sind.   Vaunois  S.  96. 
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schreiberei  des  Handelsgerichts  oder  in  denjenigen  Arrondissements,  in 
denen  die  Civilgerichte  die  Funktionen  der  Handelsgerichte  ausüben,  bei 
der  Gerichtsschreiberei  des  Gerichts  erster  Instanz  erfolgen  soll  und  zwar 
nach  den  für  dieselbe  Hinterlegung  bei  den  Archiven  der  Conseiis  de 
prud'hommes  getroffenen  Vorschriften.  Für  in  Frankreich  nicht  ansässige 
Personen  ist  das  Conseil  de  prud'hommes  zu  Paris  zuständig. 

Örtlich  zuständig  sind  der  Conseil  de  prud'homnies  bezw.  die  Ge- 
richtsschreiberei desjenigen  Gerichts,  in  dessen  Bezirk  der  Gewerbebetrieb, 
d.  h.  die  gewerbliche  Hauptniederlassung  des  Hinterlegers,  und  in  Er- 
mangelung einer  solchen  sein  Wohnsitz  gelegen  ist.1) 

Die  Musterbehörde  bezw.  der  mit  den  Musterangelegenheiten  betraute 
Archivbeamte  des  Conseil  de  prud'hommes  oder  der  Gerichtsschreiber 
nimmt  das  zu  hinterlegende  Packet  entgegen  und  versieht  es  —  gemäfs 
Art  15  des  Gesetzes  —  mit  dem  Siegel  der  Behörde.  Er  trägt  die  Hinter- 
legung in  ein  zu  diesem  Zwecke  geführtes  Register  in  Form  eines  Proto- 
kolls ein,  das  vom  Vorsitzenden  und  Sekretär  des  Conseiis  unterschrieben 
wird.  Über  die  erfolgte  Hinterlegung  wird  gemäfs  Art  16  des  Gesetzes 
dem  Hinterleger  eine  Bescheinigung  erteilt,  welche  die  Ordnungsnummer 
des  hinterlegten  Packetes  und  das  Datum  der  Hinterlegung  enthalten  soll. 

Gebühr.  Bei  der  Hinterlegung  des  Musters  hat  der  Fabrikant  ge- 
mäfs Art  16  des  Gesetzes  an  die  Stadtkasse  eine  Gebühr  zu  zahlen,  deren 
Höhe  vom  Conseil  de  prud'honimes  festzusetzen  ist,  und  welche  1  Fr. 
für  jedes  Jahr  während  der  Zeit  des  beantragten  Schutzes  nicht  über- 
schreiten und  für  den  dauernden  Schutz  10  Frs.  betragen  soll.  Für  die 
Ausfertigung  des  Certifikats  sind  noch  je  40  Centimes  per  Seite  von 
20  Linien  ä  10  Silben  zu  zahlen. 

Die  gerichtliche  Hinterlegung  ist  nach  ausdrücklicher  Vorschrift  des 
Gesetzes  von  1825  kostenlos,  mit  Ausnahme  der  an  den  Gerichtsschreiber 
zu  zahlenden  Gebühr,  welche  auf  1  Fr.  festgesetzt  ist. 

Auch  wenn  mehrere  Muster  gleichzeitig  in  einem  Packet  hinterlegt 
werden,  ist  dennoch  nur  für  das  ganze  Packet  die  einfache  festgesetzte 
Gebühr  zu  zahlen. 

Register  marke.  Eine  Bezeichnung  der  nach  einem  geschützten 
Muster  gefertigten  Gegenstände  als  geschützt  oder  hinterlegt  (Register- 
marke) ist  weder  von  dem  Gesetz  noch  von  der  Praxis  vorgeschrieben. 

3.  Inhalt  des  Musterrechtes.  Als  Inhalt  des  aus  der  Hinter- 
legung sich  ergebenden  Rechtes  bezeichnet  das  Gesetz  das  Recht,  „vor 
dem  Handelsgericht  das  Eigentumsrecht  an  einem  Muster  seiner  Erfindung 
durch  Klage  zu  verfolgend 

Wenn  nun  auch  der  positive  Inhalt  des  Musterrechtes  —  namentlich 
das  Recht,  das  Muster  selber  zu  benutzen  —  in  dem  Gesetz  nicht  ausdrück- 
lich hervorgehoben  ist,  so  ergiebt  er  sich  doch  aus  der  Natur  der  Sache. 

1)  Vaü>*oi.s  S.  96  u.  97. 
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Untersagungsrech  t  Der  wesentlichste  Teil  des  Inhalts  des  Muster- 
rechtes  ist  aber  auch  hier  der  negative  Inhalt,  das  Verbotsrecht  Dieses 
Verbotsrecht  richtet  sich  gegen  jede  Herstellung  von  Gegenständen  nach 
dem  geschützten  Muster  durch  einen  Anderen  als  den  Hinterleger  oder 
seinen  Rechtsnachfolger  (contrefa^on)  sowie  jedes  Inverkehrbringen  von 
derartigen  Gegenständen.  Das  französische  Recht  geht  aber  noch  weit 
über  die  Grenzen  des  deutschen  hinaus  und  verbietet  jeden  —  auch  nicht 
gewerblichen  —  rein  persönlichen  Gebrauch  eines  durch  contrefa^on 
nach  dem  Muster  hergestellten  Gegenstandes ;  es  kommt  nicht  darauf  an, 
welcher  Art  der  Gebrauch  solcher  Gegenstände  sei;  er  ist  immer  ver- 
boten.1) Als  „contrefa^on"  ist  die  unerlaubte  Nachahmung  des  Musters 
(„la  reproduction  du  dessin  faite  illicitement") 2)  zu  bezeichnen. 

Unterlassungsklage.  Gegen  diese  Verletzungen  des  Musterrechtes 
sind  dem  Muster eigentümer  verschiedene  Schutzmittel  gewährt,  nämlich 
einmal  civilrechtliche  und  anderseits  strafrechtliche.  Die  civilrechtliche 
Unterlassungsklage  steht  nicht  nur  dem  Eigentümer  des  Musters  zu;  nach 
einer  namentlich  von  Philippon  und  Pouillet  vertretenen  Ansicht  hat 
auch  der  Verkäufer  und  Käufer  eines  geschützten  Musters  das  Recht,  gegen 
die  Nachahmung  dieses  Musters  auf  Unterlassung  klagend  vorzugehen. 
Nach  der  Rechtsprechung  des  Kassationshofes  schliefslich  kann  —  nach 
Analogie  der  für  den  unlauteren  Wettbewerb  entwickelten  Grundsätze  — 
gegen  denjenigen,  der  nach  geschützten  Mustern  Nachahmungen  herstellt 
und  in  den  Verkehr  bringt,  jeder  Konkurrent  auf  Unterlassung  klagen.3) 

Beschlagnahme.  Neben  dem  Anspruch  auf  Unterlassung  ist  ferner 
der  auf  Beschlagnahme  (saisie)  der  durch  contrefa^on  erzeugten  Gegen- 
stände gegeben,  und  dieser  wird  in  der  Praxis  im  ausgedehntesten  Mafse 
zur  Anwendung  gebracht  Nach  der  derzeitig  vorherrschenden  Praxis 
erfolgt  sie  gemäfs  einem  von  einem  Interessenten  gestellten  Antrage  auf 
Anordnung  des  Präsidenten  des  örtlich  zustehenden  Civilgerichts  erster 
Instanz  durch  den  Exekutionsbeamten  (Huissier).4) 

Strafverfahren.  Die  Musterverletzung  führt  auch  unter  gewissen 
Voraussetzungen  zu  der  strafrechtlichen  Verfolgung  des  Verletzers. 

Nach  Art,  425  des  Code  pönal  von  1810  ist  jede  Herausgabe  von 
Schriftwerken,  musikalischen  Kompositionen,  Mustern,  Gemälden  oder 
irgend  eines  anderen  Erzeugnisses,  sei  es  gedruckt  oder  gestochen,  im 
ganzen  oder  zum  Teil,  welche  ohne  Berücksichtigung  der  auf  das  Autor- 
eigentum bezüglichen  Gesetze  und  Verordnungen  erfolgt,  eine  verbotene 
Nachahmung  und  jede  verbotene  Nachahmung  ein  Vergehen.  Ingleichen 
sind  gemäfs  Art  426  ein  Vergehen  der  Verkauf  nachgemachter  Werke 
und  die  Importierung  von  Werken,  welche  zuerst  in  Frankreich  gedruckt, 
demnächst  aber  im  Auslande  nachgemacht  sind,  in  das  französische  Gebiet 

1)  Vaunois  S.  194  u.  195.         2)  Vauxois  S.  160.         3)  Vaunois  S.  174—176. 
4)  Vaunois  8.  17S— 1S4. 
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Es  ist  streitig  gewesen,  ob  diese  Bestimmung  sich  nur  auf  die  durch 
das  Gesetz  von  1793  geschützten  Kunsterzeugnisse  erstrecken  sollte. 

Die  derzeitige  Gerichtspraxis  steht  aber  unbedingt  auf  dem  Stand- 
punkte, dafs  sie  auch  auf  die  durch  das  Gesetz  vom  18.  März  1806  ge- 
schützten gewerblichen  Muster  anzuwenden  ist. 

Strafbar  ist  nach  vorstehenden  Bestimmungen  in  erster  Linie  die 
eigentliche  Nachbildung  (contrefa^on),  jedoch  ist  nur  die  vollendete,  nicht 
auch  die  versuchte  Nachbildung  strafbar.1) 

Neben  der  Nachbildung  wird  ferner  bestraft  der  Verkauf  nachgemachter 
Werke. 

Dem  Verkauf  (Debit)  nachgemachter  Werke  wird  das  Feilhalten 
(exposition  en  vente)  sowie  das  Ausstellen  auf  öffentlichen  Ausstellungen 
gleich  behandelt 

Ein  besonderes  Delikt  bildet  die  Einfuhr  im  Auslande  hergestellter 
Nachahmungen  nach  Frankreich,  und  zwar  weil  die  Herstellung  im  Aus- 
lande an  sich  den  französischen  Gesetzen  nicht  unterliegt  und  daher  die 
so  hergestellten  Nachahmungen  an  sich  nicht  als  unrechtmäfsig  her- 
gestellte betrachtet  werden  können,  der  Vertrieb  von  Nachahmungen  aber 
nur  dann  verboten  ist,  wenn  die  Nachahmung  selber  unerlaubt  war.  Für 
den  Fall  der  Einfuhr  im  Auslande  hergestellter  Nachahmungen  nach 
Frankreich  stellt  das  Gesetz  abweichend  von  den  vorstehenden  Prinzipien 
ein  besonderes  Delikt  fest.  Der  Einfuhr  aus  dem  Auslande  wird  das 
Aufsuchen  von  Bestellungen  in  Frankreich  auf  im  Auslande  hergestellte 
Nachahmungen  eines  in  Frankreich  geschützten  Musters  unter  Vorlegung 
einer  Probe  desselben  gleich  behandelt.2) 

Von  den  vorgeführten  Delikten  werden  die  Nachahmung  selber  sowie 
die  Einfuhr  aus  dem  Auslande  als  gleich  schwere  Delikte  behandelt,  und 
es  ist  darauf  eine  Geldstrafe  von  100  bis  2000  Frs.  angedroht  Demgegen- 
über bildet  der  Verkauf  und  das  Feilhalten  in  Frankreich  unrechtmäfsig 
hergestellter  Nachahmungen  ein  leichteres  Delikt,  auf  welches  eine  Geld- 
strafe von  25  bis  500  Frs.  angedroht  ist 

Neben  der  Strafe  ist  gegen  jeden  der  an  einem  der  vorgeschilderten 
Delikte  Beteiligten  die  Beschlagnahme  der  durch  Nachahmung  her- 
gestellten Gegenstände  sowie  der  zur  Herstellung  dieser  Nachahmungen 
dienenden  bezw.  benutzten  Platten,  Formen  und  Materialien  sowie  der 
nachgeahmten  Gegenstände  selbst,  auszusprechen.  Es  ist  zulässig,  die- 
jenigen Werte,  insbesondere  dasjenige  Geld,  welches  der  Delinquent  durch 
seine  unrechtmäfsige  Handlung  erworben  hat,  also  insbesondere  die  Er- 
trägnisse der  durch  Nachahmung  hergestellten  Gegenstände,  zu  beschlag- 
nahmen. Die  beschlagnahmten  Gegenstände  und  insbesondere  die  be- 
schlagnahmte Einnahme  fallen  dem  Eigentümer  des  nachgesuchten  Musters 
zu,  um  ihn  insoweit  für  den  Schaden  zu  entschädigen,  den  er  erlitten  hat 

1)  Vaunois  S.  160  u.  161 ;  Kocucil  S.  30$,  Anm.  1.  2)  Vaunois  S.  10S. 
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Schadenersatz.  Neben  der  Civilklage  auf  Unterlassung,  wie  neben 
der  Strafklage  ist  ein  Anspruch  des  Verletzten  auf  Schadenersatz  als  ein 
aecessorischer  Anspruch  neben  der  Hauptklage  zulässig.  Er  richtet  sich 
nach  dem  auf  Überweisung  der  beschlagnahmten  Gegenstände  u.  s.  w.  an 
Um  V erletzten  noch  verbleibenden  Schaden  bezw.,  wenn  weder  ein  Ver- 
kauf beschlagnahmter  Gegenstände  noch  eine  Beschlagnahme  von  Ein- 
künften stattgefunden  hat,  auf  den  ganzen  Schaden  und  soll  in  den  ge- 
wöhnlichen Formen  geregelt  werden  (Art  424  des  Code  p6nal). 

Die  Entscheidung  über  den  Schadenersatzanspruch  erfolgt  durch  das 
über  das  Vorliegen  eines  Deliktes  wider  das  Musterrecht  entscheidende 
Gericht.  Die  Entscheidung  kann,  wenn  die  Höhe  des  Schadens  ziffer- 
märsig  angegeben  werden  kann,  unmittelbar  mit  der  Entscheidung  in  der 
Hauptsache  ausgesprochen  werden;  im  anderen  Falle  beschränkt  sich 
ihis  Gericht  auf  die  grundsätzliche  Entscheidung  betreffend  die  Ver- 
pflichtung des  Beklagten  zum  Schadenersatz,  indem  es  die  Entscheidung 
über  die  Höhe  desselben  einem  weiteren  Verfahren  vorbehält,  welches 
vor  demselben  Gericht  stattfindet.1) 

Verfolgung  von  Amts  wegen.  Die  Verfolgung  der  Musteirer- 
Mzung  ist  nicht  grundsätzlich  an  einen  von  einem  Verletzten  ausgehen- 
den Antrag  gebunden,  sie  kann  vielmehr  von  der  Staatsanwaltschaft  von 
Amts  wegen  eingeleitet  werden.  Thatsächlich  tritt  eine  solche  Verfolgung 
vnn  Amts  wegen  jedoch  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  ein.2) 

Dolus.  Voraussetzung  für  die  Strafverfolgung  ist  die  wissentliche 
Verletzung  eines  Musterrechtes. 

Voraussetzung  für  die  Strafbarkeit  ist,  dafs  der  Begeher  der  Muster- 
schutzverletzung  die  Handlung  in  einer  täuschenden  Absicht  vorgenommen 
hat,  sich  also  nicht  im  guten  Glauben  befunden  hat,  jedoch  deckt  sich 
der  gute  Glaube  keineswegs  mit  der  Unkenntnis  des  Rechtes  des  Eigen- 
tümers des  Musters.  Derjenige,  welcher  ein  Muster,  dessen  Eigentümer 
er  nullt  kennt,  nachmacht,  ohne  guten  Grund  für  die  Annahme  zu  haben, 
d&fa  dieses  Muster  der  Öffentlichkeit  verfallen  ist,  ist  dem  Nachahmer, 
wilrhiT  das  Bewußtsein  seiner  Handlung  hat,  und  welcher  mit  böslicher 
Absicht  handelt  und  daher  der  Strafe  unterliegt,  gleich  zu  behandeln.*) 

Unabhängig  von  jeglichem  Verschulden  des  Musterverletzenden  ist 
der  Civilanspruch  auf  Unterlassung  weiterer  Verletzung  und  auf  Ersatz 
des  durch  die  Verletzung  entstehenden  Schadens  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  des  Art.  13S2  des  Code  civil.4) 

Verjährung.  Die  Verfolgung  der  Musterverletzung,  sowohl  die 
strafrechtliche  wie  die  civilrechtliche,  unterliegt  einer  dreijährigen  Ver- 
jährung.   Dieselbe  ist  im  strafrechtlichen  Verfahren  von  Amts  wegen,  im 

U  Vavnois  S.  212.  2)  Vavnois  S.  17.r>.  3)  Vaunois?  S.  197. 

h  Vwnois  S.  100-    200. 


II.  Abschnitt.    Das  Musterrecht  in  den  übrigen  europäischen  Ländern.      397 

civilrechtlichen  Verfahren  aber  nur  auf  Grund  einer  dahingehenden  Ein- 
wendung zu  berücksichtigen. 

Zuständigkeit  Zuständig  sind  für  die  Strafklage  die  Strafgerichts- 
höfe;  die  Civilklage  auf  Scliadenersatz  kann  mit  der  Strafklage  ver- 
bunden werden.  Sie  kann  jedoch  auch  selbständig  angestellt  werden, 
und  in  diesem  Falle  ist  für  die  Streitigkeit  betreffend  das  Eigentum  an 
dem  Muster  gemäfs  Art  15  des  Gesetzes  vom  18.  März  1806  das  Handels- 
gericht zuständig.  Streitig  ist,  ob  diese  Bestimmung  für  alle  Fälle 
bindend  sein  oder  nur  dann  Anwendung  finden  soll,  wenn  die  Parteien 
dem  Handelsstande  angehören.  Die  Rechtsprechung  ist  darüber  nicht 
einig.   Vielfach  werden  die  Civilgerichte  für  zuständig  erachtet. 

Im  Falle  eines  Streites  zwischen  zwei  oder  mehreren  Fabrikanten 
über  das  Eigentum  an  einem  Muster  soll,  wie  schon  oben  hervorgeholten, 
gemäfs  Art.  17  des  Gesetzes  das  Conseil  de  prud'hommes  zur  Eröffnung 
der  Packete,  welche  bei  ihm  durch  die  Parteien  hinterlegt  sind,  schreiten 
und  eine  Bescheinigung  mit  dem  Namen  desjenigen  Fabrikanten  auf- 
stellen, der  unter  dem  früheren  Datum  eingetragen  ist.  Die  Eröffnung 
erfolgt  nur  auf  richterliche  Anweisung.  In  der  Regel  erfolgt  die  Eröff- 
nung jetzt  nicht  durch  die  Beamten  des  Conseil  de  prud'hommes,  es 
wird  vielmehr  das  Packet  auf  Ersuchen  des  Gerichtes  an  dieses  über- 
sandt  und  durch  das  Gericht  selber  eröffnet;  so  wenigstens  nach  der 
Praxis  der  Strafgerichte,  während  das  Handelsgericht  des  Seine-Departe- 
ments  sich  nicht  dazu  für  kompetent  erklärt  hat.  Die  Anhörung  von 
Sachverständigen  im  Musterschutzprozefs  ist  auch  nach  französischem 
Recht  zulässig,  jedoch  dem  Gutdünken  des  Gerichtes  überlassen. 

4.  Umfang  des  Musterrechtes.  Sachlicher  Umfang.  Dir 
sachliche  Umfang  des  ausschlief  suchen  Rechtes  des  Musterinhabers  \n>~ 
zieht  sich  nur  auf  das  von  ihm  hinterlegte  Muster,  er  entspricht  aber 
der  auf  die  Schaffung  dieses  Musters  verwendeten  geistigen  Thätigkcit. 
Handelt  es  sich  um  ein  absolut  neues,  bisher  unbekanntes  und  in  allen 
seinen  Teilen  neu  geschaffenes  Muster,  so  ist  der  Schutz  des  Eigen- 
tümers so  umfassend  wie  möglich.  Der  Urheber  niufs  ein  absolutes 
Recht  gegen  alle  Wiedergaben  seines  Musters  haben  und  kann  die 
Nachahmungen  desselben  verbieten,  unter  welchen  Formen  dieselben  hu  eh 
auftreten  mögen.  Handelt  es  sich  dagegen  nur  um  eine  Kombination 
bekannter  Elemente,  so  erstreckt  sich  das  Recht  des  Urhebers  nur  auf 
diese  Kombinationen  und  nicht  auf  die  einzelnen  Elemente  selbst,  daher 
auch  nicht  auf  eine  anderweite  Kombination  dieser  Elemente.  Jedoch 
ist  es  nicht  erforderlich,  dafs,  damit  der  Schutz  des  Musters  wirksam 
werde,  der  nachgemachte  Gegenstand  das  geschützte  Muster  in  allen 
seinen  Teilen»  wiedergiebt;  es  genügt,  dafs  die  Nachbildung  trotz  ange- 
brachter Abänderungen  einen  wesentlichen  Teil  des  Originals  wiedergiebt 
Es  kommt  nicht  sowohl  auf  die  Unterschiede,  als  vielmehr  auf  die  Ahn- 
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lichkeiten  in  beiden  Gegenständen  an.  Unerheblich  ist  für  die  Frage 
der  Musterverletzung  die  Art  der  Gegenstände,  für  welche  das  Muster 
von  dessen  Urheber  bezw.  Eigentümer  bestimmt  ist  und  verwendet  wird, 
so  dafs  eine  Musterverletzung  auch  dann  vorliegt,  wenn  das  Muster  von 
einem  Anderen  auf  andere  Gegenstände  und  Industriezweige  übertragen 
wird.  Daher  liegt  auch  in  der  Anwendung  eines  bisher  bekannten 
Musters  in  einem  Industriezweige,  in  welchem  dieses  Muster  bisher  nicht 
angewendet  wurde,  keine  Neuerung  im  Sinne  einer  schützbaren  Muster- 
erfindung1); umgekehrt  liegt  auch  eine  Musterschutzverletzung  vor 
wenn  das  in  seiner  Anwendung  an  bestimmten  Industrieerzeugnissen 
bestimmte  Muster  von  einem  Anderen  in  einen  anderen  Industriezweig 
und  bezw.  an  anders  gearteten  Gegenständen  benutzt  wird.2)  In  dieser 
Beziehung  unterscheidet  das  französische  Recht  auch  nicht  zwischen 
Flächenmustern  und  Mustern  für  plastische  Gegenstände.  Unerheblich  ist 
ferner  die  Art  der  Herstellung  des  Musters  seitens  des  Eigentümers  einer- 
seits und  durch  den  Nachahmer  anderseits.  Wenn  auch  das  Muster  von  dem 
Urheber  durch  Weben,  von  dem  Nachahmer  durch  Aufdrucken  zur  An- 
wendung gebracht  wird,  so  Hegt  trotzdem  in  letzterem  eine  Musterverletzung. 
Zeitlicher  Umfang.  Bei  Hinterlegung  des  Musters  hat  gemäfs 
Art.  18  des  Gesetzes  der  Fabrikant  zu  erklären,  ob  er  das  ausschließ- 
liche Eigentum  sich  für  ein,  drei  oder  fünf  Jahre  oder  dauernd  vor- 
behalten will ;  diese  Erklärung  soll  zum  Protokoll  gegeben  werden.  Die 
Frist  beginnt  von  dem  Datum  der  Eintragung  der  Hinterlegung  in  das 
Register  an  zu  laufen  und  nicht  erst  von  dem  Augenblick  der  Ausferti- 
gung des  Certifikates  an.  Nach  Ablauf  der  durch  die  gemäfs  Art.  18 
des  Gesetzes  abzugebende  Erklärung  festgesetzten  Frist  soll,  wenn  der 
Schutz  zeitlich  war,  jedes  Musterpacket,  welches  versiegelt  in  den 
Archiven  des  Conseil  de  prud'hommes  hinterlegt  ist,  gemäfs  §  18  des 
Gesetzes  an  das  Kunstkonservatorium  der  Stadt  Lyon  übersandt 
und  die  darin  enthaltenen  Muster  der  Sammlung  des  Konservatoriums 
einverleibt  werden.  Hiernach  ist  eine  nachträgliche  Verlängerung  der 
ursprünglich  beanspruchten  und  auf  Grund  der  Erklärung  in  das  Re- 
gister eingetragenen  Frist  von  dem  Gesetze  nicht  vorgesehen  und  auch 
von  der  Praxis  nicht  anerkannt  Würde  der  Hinterleger  eine  andere, 
als  eine  der  nach  §  IS  zulässigen  Fristen  bei  seiner  Erklärung  in  An- 
spruch nehmen,  so  gilt  die  der  thatsächlich  beanspruchten  Frist  zunächst 
stehende  niedrigere  gesetzliche  Frist  als  die  ihm  zukommende  Schutzfrist, 
Würde  er  also  z.  B.  15  Jahre  beanspruchen,  so  würde  sein  Schutz 
fünfjährig  sein;  würde  der  Hinterleger  überhaupt  unterlassen,  eine 
Schutzfrist  anzugehen,  so  mufs  angenommen  werden,  dafs  ihm  der  Schutz 
auf  die  gesetzlich  kürzeste  Frist,  also  auf  ein  Jahr  gewährt  »werden  soll3) 


1)  Vaunois  S.  83.  2)  Vaunois  S.  103.  3)  Vaunois  S.  136  u.  137. 
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Die  Bestimmung  betreffend  Übersendung  an  das  Konservatorium 
von  Lyon  hat  nicht  eine  allgemeine  Anwendung  bei  allen  Conseil  de 
prud-hommes  gefunden;  zwar  giebt  es  auch  ein  entsprechendes  Museum 
in  Roubaix,  aber  nicht  mehr  in  Paris. 

Bäumlicher  Umfang.  Das  Herrschaftsgebiet  des  Gesetzes  vom 
18.  März  1806,  welches  ursprünglich  lediglich  auf  den  Bezirk  des  Con- 
seil de  prudTiommes  zu  Lyon  sich  bezog,  umfafst  jetzt  gemeinsam  mit 
dem  Gesetz  vom  17.  August  1825  das  ganze  französische  Gebiet  Die 
Hinterlegung,  welche  bei  dem  Archiv  eines  Conseil  de  prud'hommes  bezw. 
bei  einem  Gerichtssekretariat  erfolgt  ist,  giebt  dem  Muster  für  das  ganze 
Gebiet  Frankreichs  Schutz.  Im  übrigen  bezieht  sich  das  Gesetz  grundsätzlich 
nur  auf  diejenigen  Urheber,  welche  in  Frankreich  ihren  Gewerbebetrieb 
oder  wenigstens  ihren  Wohnsitz  haben.  Hinsichtlich  der  Kolonien  s. 
die  einzelnen  Kolonien. 

5.  Übergang  und  Untergang  des  Musterrechtes.   Übergang. 

Wenn  auch  das  Gesetz  selber  nichts  über  die  Übertragbarkeit  und 
Vererblichkeit  der  Musterschutzrechte  sagt,  so  ergiebt  sich  diese  doch 
aus  der  allgemeinen  Rechtskonsequenz.  Schon  oben  bei  den  subjektiven 
Voraussetzungen  des  Musterrechtes  wurde  darauf  hingewiesen,  dafs  schon 
vor  der  Anmeldung  das  Recht  auf  die  Anmeldung  eines  Musters  auf 
einen  Anderen  von  dem  Urheber  übergehen  könne,  sei  es  durch  beson- 
deren auf  Übertragung  gerade  dieses  Musters  gerichteten  Vertrag,  sei  es 
auch  durch  einen  die  auf  Erzeugung  von  Mustern  gerichtete  Thätigkeit 
des  Urhebers  allgemein  in  den  Dienst  eines  Anderen  stellenden  und  für 
diesen  Anderen  das  Eigentum  an  den  von  dem  Angestellten  geschaffenen 
Mustern  begründenden  Vertrag.  Auch  durch  Erbschaft  kann  der  Anspruch 
auf  Anmeldung  eines  Musters  auf  den  Erben  des  Urhebers  übergehen. 

Auch  das  Recht  aus  der  schon  erfolgten  Hinterlegung  ist  veräufser- 
lich  und  vererblich.  Der  Übergang  unter  Lebenden  erfolgt  durch 
Cession.  Diese  ist  von  allen  Formalitäten  frei,  sie  kann  wie  bei  dem 
litterarischen  Eigentum  in  Form  eines  mündlichen  Vertrages  erfolgen. 

Das  Musterrecht  kann  ganz  oder  teilweise  cediert  wrerden  und  zwar 
im  letzteren  Falle  sowohl  zeitlich  wie  auch  örtlich  begrenzt  oder  auch 
so,  dafs  die  Anwendung  des  Musters  dem  Cessionär  nur  für  einen  be- 
stimmten Gegenstand,  für  einen  bestimmten  Industriezweig,  für  einen  be- 
stimmten Handelszweig  gestattet  wird. 

Ist  eine  besondere  Beschränkung  aus  dem  Vertrage  nicht  ersichtlich, 
so  muss  jedoch  angenommen  werden,  dass  er  das  Musterrecht  in  seiner 
Totalität  umfafst 

Dient  ein  Muster  einem  bestimmten  Gewerbebetriebe,  und  wird  der 
Gewerbebetrieb  in  seiner  Gesamtheit  veräufsert,  so  geht  das  Musterrecht 
im  Zweifel  mit  dem  Gewerbebetrieb  über.  Dieselben  Grundsätze  gelten 
auch  für  den  Übergang  des  Musterrechtes  durch  Erbschaft 
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Das  Mnsterrecht  ist  auch  verpfändbar  und  pfändbar.  Die  Ver- 
pfändung erfolgt  durch  Übergabe  der  Skizze  und  aller  zur  Herstellung 
bezw.  Verwertung  des  Musters  bestimmten  und  dienenden  Werkzeuge. 
Ingleichen  kann  das  Musterrecht  als  ein  Teil  des  Vermögens  des  Schuld- 
ners zur  Sicherheit  der  Gläubiger  dienen,  vorausgesetzt  jedoch,  data  das 
Muster  schon  hinterlegt  worden  ist;  das  nicht  hinterlegte  Muster  begründet 
für  den  Urheber  nur  ein  Becht  auf  Hinterlegung,  welches  aber  erst  da- 
durch, dafs  er  dieses  Recht  zur  Ausübung  bringt,  zum  Vermögensrechte 
wird;  dasselbe  ist  dem  Zugriff  der  Gläubiger  entzogen. 

Untergang.  Die  Hinterlegung  kann  von  Anfang  an  nichtig  sein. 
Diese  Nichtigkeit  kann  von  jedem  Interessenten  geltend  gemacht  werden. 
Eine  einmal  gültig  erfolgte,  von  Anfang  an  also  nicht  nichtige  Hinter- 
legung kann  dagegen  niemals  ungültig  werden.  Das  französische  Recht 
kennt  daher  nur  die  Nichtigkeit  (Nullit^)  des  von  Anfang  an  ungültigen 
Rechtes,  aber  nicht  auch  das  Erlöschen  (D£cb£ance)  des  ursprünglich 
gültigen  Rechtes.  Das  Gesetz  hat  die  Fälle  der  Nichtigkeit  nicht  fest- 
gestellt. Die  Hinterlegung  ist  nichtig,  wenn  die  wTesentlichen  Voraus- 
setzungen für  den  gesetzlichen  Schutz  nicht  erfüllt  sind.  Daher  ist  die 
Hinterlegung  nichtig,  wenn  sie  einen  anderen  Gegenstand  als  ein  Fabrik- 
muster betrifft  (z.  B.  eine  nur  patentierbare  Erfindung),  oder  wenn  dem 
Muster  die  Neuheit  fehlt.  Ferner  ist  die  Hinterlegung  nichtig,  wenn  sie 
nicht  bei  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Behörde  erfolgt  ist,  und  zwar 
nicht  nur,  wenn  sie  überhaupt  nicht  bei  einem  Conseil  de  prud?hommes 
oder  einem  Gerichtssekretariat,  sondern  auch  dann,  wenn  sie  bei  einer 
örtlich  nicht  zuständigen  Behörde  erfolgt  ist.1)  Dagegen  steht  der  Gültig- 
keit die  Nichtzahlung  der  Taxe  und  die  Hinterlegung  eines  nicht  in  einem 
Packete  verschlossenen  Musters  nicht  entgegen. 

Wie  schon  oben  hervorgehoben,  kann  ein  von  Anfang  an  gültig 
hinterlegtes  Muster  nicht  nachträglich  ungültig  werden.  Es  wird  daher 
weder  durch  Nichtausübung  im  Inlande  ungültig  —  ein  Ausübungszwang 
ist  durch  das  Gesetz  vom  IS.  März  1806  überhaupt  nicht  begründet—, 
noch  wird  es  auch  dadurch  nichtig,  dafs  der  Urheber  nach  dem  Muster 
im  Auslande  gefertigte  Gegenstände  in  das  Inland  einführt. 

Die  Nichtigkeit  kann  im  Wege  der  Klage  durch  jeden  Interessenten 
geltend  gemacht  werden.  Eine  Löschung  durch  die  Behörde,  welche 
von  dem  Vorliegen  des  Nichtigkeitsgrundes  Kenntnis  erlangt  hat,  ron 
Amts  wegen  findet  nicht  statt.  Sie  tritt  vielmehr  nur  durch  ein 
auf  Feststellung  der  Nichtigkeit  gerichtetes  rechtskräftiges  Urteil  ein. 
Zuständig  für  die  Nichtigkeitsklage  ist  das  örtlich  zustehende  Handels- 
gericht. Die  Nichtigkeit  kann  aber  auch  im  Wege  der  Einrede,  sei  es 
bei  Gelegenheit  eines  Civilprozesses  oder  eines  Strafprozesses,   geltend 


1)  Vaunow  S.  111— 114. 
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gemacht  werden,  und  in  diesem  Falle  kann  von  dem  Gericht  in  der  Haupt- 
sache auch  über  den  Nichtigkeitsgrand  rechtskräftig  entschieden  werden. 

Nach  der  herrschenden  Meinung  hat  die  Nichtigkeitserklärung  die 
Folge,  dafs  die  Musterhinterlegung  als  absolut  nichtig  zu  erachten  ist, 
dafs  das  Muster  ins  Freie  fällt,  und  dafs  seiner  erneuten  Hinterlegung 
der  Mangel  der  Neuheit  entgegensteht,  es  sei  denn,  dafs  das  Muster  seit 
Hinterlegung  noch  nicht  in  den  Verkehr  gebracht  ist 

Die  Gerichte  können  eine  Löschung  des  Musters  anordnen,  d.  h.  sie 
können  anordnen,  dafs  das  eine  Musterhinterlegung  vernichtende  Urteil 
am  Eande  des  Registers  vermerkt  und  die  Hinterlegung  somit  gelöscht 
wird.    Diese  Mafsnahme  wird  jedoch  in  der  Praxis  wenig  geübt. 

Rechte  der  Ausländer.  Die  Rechte  der  Ausländer  in  Frankreich 
ergeben  sich  teilweise  aus  den  Bestimmungen  der  einheimischen  fran- 
zösischen Gesetzgebung,  insbesondere  der  Dekrete  vom  5.  Juni  1861  und 
vom  26.  November  1873  Art  9,  teilweise  aus  den  internationalen  Verträgen 
Frankreichs  mit  anderen  Staaten  über  den  gegenseitigen  Musterschutz. 

Nach  dem  vorgenannten  Art  9  des  Gesetzes  vom  26.  November  1873 
sollen  die  Bestimmungen  der  übrigen  geltenden  Gesetze,  welche  sich  auf 
den  Handelsnamen,  die  Fabrikmarken,  Muster  und  Modelle  beziehen,  zu 
Gunsten  der  Ausländer  angewendet  werden,  wenn  in  deren  Lande  die 
Gesetzgebungen  oder  internationalen  Verträge  den  Franzosen  dieselben 
Sicherheiten  gewähren. 

Nach  dem  Gesetz  vom  5.  Juni  1861  soll  die  Hinterlegung  der  Muster 
von  Angehörigen  derjenigen  Staaten,  in  denen  diplomatische  Übereinkünfte 
die  gegenseitige  Gewährleistung  für  das  Eigentum  an  den  Mustern  und 
Modellen  begründet  haben,  bei  den  Sekretariaten  der  Conseils  de  prud'- 
hommes  von  Paris  entsprechend  den  einzelnen  Industriezweigen  erfolgen. 
Das  Gesetz  von  1806  bezieht  sich  unbedingt  auf  alle  diejenigen,  welche  in 
Frankreich  eine  selbständige  Fabrikation  betreiben  hinsichtlich  derjenigen 
Muster,  welche  diesem  Fabrikbetriebe  dienen.  Dagegen  haben  diejenigen 
Nichtfranzosen,  welche  keine  Fabrikation  in  Frankreich  betreiben,  mit 
Ausnahme  der  Angehörigen  der  Pariser  Union  von  1883,  keinen  Anspruch 
auf  den  Schutz  des  Gesetzes  vom  18.  März  1806,  es  sei  denn,  dafs  die 
Voraussetzungen  des  Gesetzes  vom  26.  November  1873  vorliegen  und  die 
Bedingungen  des  Gesetzes  von  1861  erfüllt  sind.  Voraussetzung  für  den 
Schutz  ist  auch  bei  den  Mustern  der  Ausländer  die  Neuheit,  d.  h.  die 
Veröffentlichung  des  Musters  im  Auslande  vor  der  Anmeldung  im  In- 
lande  benimmt  dem  Muster  die  Neuheit.1)  Die  erfolgte  Hinterlegung  eines 
Musters  im  Auslande  ist  ohne  jegliche  Beziehung  zur  Hinterlegung  des- 
selben Musters  im  Inlande,  und  das  Musterrecht  erlischt  daher  im  Inlande 
nicht  mit  dem  Erlöschen  des  Musters  im  Auslande.    Dieser  Grundsatz 

1)  Jahrbuch  der  Internationalen  Vereinigung  für  gewerblichen  Rechtsschutz 
I.  Jahrg.,  S.  399  u.  400. 
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ist  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  Frankreich  einen  dauernden  Musterschutz, 
alle  anderen  Länder  aber  nur  einen  zeitweiligen,  beschränkten  gewähren, 
von  Wichtigkeit 

§  3.  Belgien.  In  Belgien  ist  das  französische  Gesetz  vom  18.  März  1806 
zur  Zeit  der  französischen  Herrschaft  publiziert  worden  und  seitdem  in 
Kraft  Zu  ihm  ist  eine  Königliche  Ausführungsverordnung,  betreffend 
die  bei  der  Hinterlegung  gewerblicher  Muster  und  Modelle  zu  erfüllenden 
Förmlichkeiten,  vom  10.  Dezember  1884  ergangen,  sowie  zur  Ergänzung 
eine  Verordnung  betreffend  die  Hinterlegung  der  gewerblichen  Muster 
und  Modelle  der  Ausländer  vom  10.  JuÜ  1882  erlassen.  Für  das  bel- 
gische Musterrecht  sind  im  grofsen  und  ganzen  dieselben  Grundsatze 
mafsgebend  wie  für  das  französische  mit  folgenden  Modifikationen. 

Hinsichtlich  des  Unterschiedes  zwischen  industriellen  Mustern  und 
Kunstwerken  bestimmt  das  Gesetz  vom  22.  März  1886,  betreffend  den 
Schutz  der  Kunstwerke,  im  Artikel  21,  dafs  Kunstwerke,  welche  durch 
technische  Verfahren  hergestellt  sind,  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
(betreffend  den  Schutz  der  Kunstwerke)  unterliegen.  Als  Kunstwerke 
gelten  aber  alle  diejenigen  Muster,  die  in  sich  selbst  zu  Recht  bestehen, 
unabhängig  von  der  Bestimmung,  welche  sie  erhalten  könnten,  und  welche 
geeignet  sind,  unabhängig  von  den  Gegenständen  benutzt  und  verkauft 
zu  werden,  auf  welche  sie  angewendet  werden  können.1)  Streitig  ist 
auch  in  Belgien,  ob  plastische  Gegenstände  unter  das  Gesetz  von  1806 
fallen.  Diese  Frage  wurde  bisher  vom  belgischen  Kassationshof  verneint, 
neuerdings  aber  vom  Gerichtshof  zu  Brüssel  und  auch  von  der  Wissen- 
schaft bejaht.'2) 

Die  Hinterlegung  erfolgt  wie  im  französischen  Recht  bei  dem 
Archiv  des  Conseil  de  pnuThommes,  in  dessen  Bezirk  die  Niederlassung 
des  Hinterlegenden  sich  befindet  Sie  mufs  geheim  in  einem  verschlossenen 
Packete,  wie  nach  französischem  Recht,  erfolgen. 

Über  die  Hinterlegung  wird  ein  Protokoll  aufgenommen  und  eine 
Ausfertigung  desselben  dem  Hinterleger  ausgehändigt,  eine  andere  aber 
spätestens  binnen  acht  Tagen  durch  den  Vorsteher  der  Kanzlei  dem 
Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  übersandt. 

Zu  Beginn  jeden  Jahres  wird  von  dem  Kanzleivorsteher  eine  Tabelle 
der  im  Laufe  des  Jahres  hinterlegten  Muster  und  Modelle  aufgestellt 
und  dem  genannten  Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  öffentliche 
Arbeiten  übermittelt  Die  Muster  sowie  die  Protokolle  stehen  sowohl  in 
den  einzelnen  Kanzleien,  wie  auch  in  ihrer  Gesamtheit  bei  dem  Ministe- 
rium dem  Publikum  zur  Einsicht  offen. 

1)  Vausois  S.  47,  4S,  49;  Jahrbuch  der  Internationalen  Vereinigung,  I.  Jahrg., 
S.  20S— 210. 

2)  Vaxnois  8.02;  Kecueil  S.  122  und  Anm.  1,  Jahrbuch  der  internationalen 
Vereinigung,  I.  Jahrg.,  S.  20s— 210. 
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Somit  ist  für  Belgien  das  für  Frankreich  geltende  Decentralisations- 
prinzip  durch  ein  gemischtes  System  ersetzt  worden. 

Für  Ausländer,  welche  nach  der  Verordnung  vom  10.  Juli  1884,  so- 
fern sie  nicht  im  Inlande  eine  Niederlassung  haben,  nur  in  Gemäfsheit 
eines  internationalen  Vertrages  das  Eigentum  eines  gewerblichen  Musters 
erwerben  können,  ist  die  Hinterlegung  des  Musters  bei  den  Aichiven  des 
Conseils  de  prud'hommes  zu  Brüssel  vorgeschrieben. 

Schlief slich  sei  noch  hervorgehoben,  dafs  die  Strafverfolgung  auf 
Grund  der  Artikel  425,  426,  427  und  429  des  Strafgesetzbuchs  von  1810, 
welches  mit  dem  französischen  gleichlautend  ist,  nicht  nur  auf  Antrag, 
sondern  auch  von  Amts  wegen  eingeleitet  werden  kann. 

§  4.  Italien.  In  Italien  ist  der  Musterschutz  durch  das  Gesetz,  be- 
treffend die  Fabrikmuster  und  Modelle,  vom  30.  August  1868  sowie  durch 
die  Verordnung  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  vom  7.  Februar  1869  und 
schliefslich  durch  die  Artikel  295—297  des  Strafgesetzbuchs  vom  30.  Juni 
1SS9  geregelt  Das  Gesetz  von  1S68  gestattet  den  Erfindern  von  neuen 
Fabrikmustern  und  Modellen  im  Art.  1,  auf  diese  Patentcertifikate  unter 
den  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  und  mit  den  Wirkungen  nachzu- 
suchen und  zu  erhalten,  welche  durch  die  Patentgesetze  und  Patentver- 
ordnungen vorgeschrieben  sind,  soweit  nicht  durch  dieses  Gesetz  und  die 
dazu  ergangene  Verordnung  besondere  Bestimmungen  getroffen  sind. 

Den  Gegenstand  des  Gesetzes  bilden  zwar  nach  dem  Wortlaut  neue 
Fabrikationsmuster  und  Modelle,  aus  den  dem  Gesetzentwurf  beigegebenen 
Motiven  und  den  diesbezüglichen  Verhandlungen  ergiebt  sich  aber,  wras 
auch  von  der  Rechtsprechung  unbezweifelt  anerkannt  ist,  dafs  es  sich 
hier  lediglich  um  die  Form  der  Gegenstände  hinsichtlich  ihrer  ästhetischen 
Wirkung  und  nicht  hinsichtlich  ihrer  Gebrauchs  Wirkung,  also  nur  um 
Geschmacksmuster  und  nicht  um  Gebrauchsmuster  handelt.1) 

Aufserdem  müssen  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  die  Muster  und 
Modelle,  um  schutzfähig  zu  sein,  neu  sein.  Berechtigt  zur  Erwerbung 
eines  Musterschutzes  ist  der  Erfinder  des  Musters  oder  Modells.  Hinsicht- 
lich des  Begriffs  des  Erfinders,  wie  hinsichtlich  des  Begriffs  der  Neuheit 
kann  auf  die  diesbezügliche  Ausführung  zum  italienischen  Patentrecht 
Bezug  genommen  werden. 

Eingehende  Vorschriften  enthält  die  Verordnung  von  1869  über  die 
Form  der  Schutzerlangung,  auf  welche  Art.  7  des  Gesetzes  Bezug  nimmt. 
Sie  schreibt  im  Art.  1  vor,  dafs,  um  ein  Patent  auf  die  Erfindung  neuer 
Fabrikmuster  und  Modelle  zu  erhalten,  dem  Ministerium  für  Ackerbau, 
Gewerbe  und  Handel  ein  Gesuch  überreicht  werden  mufs;  hinsichtlich 
der  Einzelheiten  der  Form  dieses  Gesuches  wird  auf  den  Inhalt  des  Art.  2 
der  Verorduung  verwiesen.    Dem  Gesuch  sind  aufser  anderen  im  Art.  Z 

1)  Jahrbuch  der  lnteraationalcn  Vereinigung  S.  457;  Amar  in  der  Propriete  in- 
dustrielle 1M>4,  S.  135  ff. 
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aufgeführten  Urkunden  (Quittungen  über  Gebührenzahlung,  Nachweis  der 
Erlangung  des  Musterschutzes  im  Heimatstaate,  Vollmacht  des  Beauf- 
tragten, Verzeichnis  der  hinterlegten  Gegenstände)  insbesondere  beizufügen: 
eine  Beschreibung  der  Erfindung,  die  Zeichnungen  sowie  aufserdem  die 
Modelle,  welche  der  Erfinder  zur  Erläuterung  der  Erfindung  für  nütz- 
lich erachtet  Die  Erfordernisse  der  Beschreibung  enthält  der  Art  5  der 
Verordnung.  Die  Zeichnungen  sollen  nach  Vorschrift  des  Art.  5  in  drei 
Exemplaren  überreicht  werden.  Solche  Zeichnungen  sind  auch  dann  er- 
forderlich, wenn  eine  Darstellung  des  Musters  oder  Modells  selber  über- 
reicht wird.  Die  Praxis  hat  in  dieser  Beziehung  allerdings  insofern  eine 
Erleichterung  herbeigeführt^  als  sie  sich  mit  der  Überreichung  des  Modells 
in  Natur  begnügt  und  in  diesem  Falle  von  der  Überreichung  der  Zeich- 
nung Abstand  nimmt  Über  die  äufseren  Formen  der  Zeichnung  wird 
auf  die  Vorschrift  des  Art  7  der  Verordnung  verwiesen. 

Für  das  Verfahren  ist,  soweit  besondere  Vorschriften  nicht  gegeben 
sind,  das  Patentverfahren  mafsgebend,  nach  welchem  eine  Prüfung  der 
Anmeldung  nicht  statthaft  ist ;  letztere  erfolgt  vielmehr  lediglich  auf  Gefahr 
des  Anmelders.  Hinsichtlich  der  Musterschutzbehörden  besteht  ein  ge- 
mischtes System.  Die  Gesuche  sind  an  die  örtlich  zuständigen  Präfekten 
zu  richten,  von  diesen  aber  an  das  Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe 
und  Handel  weiter  zu  leiten.  Der  Präfekturbeamte  hat  über  die  Anmel- 
dung ein  Protokoll  zu  errichten,  in  dem  er  Tag  und  Stunde  der  Hinter- 
legung und  den  Gegenstand  des  Gesuchs  angiebt,  aufserdem  soll  die 
Wohnung  des  Gesuchstellers  darin  angegeben  werden,  und  zwar  muls 
Jeder  in  dem  Bezirk,  in  dem  er  anmeldet,  entweder  seinen  Wohnort 
haben  oder  einen  dort  ansässigen  Stellvertreter  bestellen,  andernfalls  das 
Präfekturgebäude  selber  als  sein  erwählter  Wohnort  vermutet  wird.  Die 
Protokolle  werden  in  ein  besonderes  Register  eingetragen  und  vom  Be- 
amten und  dem  Anmelder  bezw.  seinem  Vertreter  unterschrieben.  Inner- 
halb fünf  Tagen  nach  der  Hinterlegung  wird  eine  Abschrift  des  Proto- 
kolls mit  allen  auf  der  Präfektur  hinterlegten  Urkunden  und  Gegen- 
ständen durch  die  Präfektur  an  das  vorgenannte  Ministerium  übersandt 
Das  Ministerium  führt  ein  Generalregister  der  Musterhinterlegungen,  in 
welches  die  Hinterlegungen  nach  dem  Datum  des  Eingangs  bei  der  Prä- 
fektur eingetragen  werden;  über  diese  Eintragungen  wird  ein  alphabe- 
tisches Namensregister  geführt  Ferner  wird  in  ein  besonderes  Register 
das  Certifikat  über  Erteilung  des  Privilegiums  von  dem  Ministerium  ein- 
getragen; eine  Abschrift  davon  erhält  der  Anmelder. 

Die  Gebühr  ist  ziemlich  hoch.  Nach  Art  5  des  Gesetzes  mufs  vor 
der  Anmeldung  die  Summe  von  10  Lire  an  die  Steuerkasse  bezahlt  und 
eine  Quittung  darüber  dem  Gesuch  beigefügt  werden.  Im  übrigen  werden 
aber  erhebliche  Gebühren  dadurch  noch  erhoben,  dafs  die  meisten  hier 
in  Betracht  kommenden  Urkunden  (nicht  aber  die  Zeichnungen)  auf  ge- 
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stempeltes  Papier  zu  schreiben  sind.  Auf  die  Zeichnungen  setzt  das  Bureau 
für  die  aufserordentlichen  Stempel  einen  Stempel  Auch  der  Antrag  auf 
Eintragung  von  Erben  oder  Rechtsnachfolgern  unterliegt  einem  Stempel 
und  einer  Gebühr  von  einer  Lira;  ebenso  ist  die  dem  Anmelder  zu  über- 
reichende Abschrift  des  Patentcertifikats  stempelpflichtig.  Für  jede  ander- 
weitige Kopie  sind  aufser  dem  Stempel  noch  10  Lire  zu  bezahlen.  Über 
die  Öffentlichkeit  der  Register  ist  auf  die  diesbezüglichen  Vorschriften 
des  Patentrechtes  zu  verweisen.  Gemäfs  Art  4  des  Gesetzes  und  Art.  15 
der  Verordnung  wird  monatlich  ein  Verzeichnis  der  im  laufenden  Monat 
erteilten  Privilegiencertifikate  für  Erfindungen  von  Modellen  und  Mustern 
in  der  Gazetta  officiale  veröffentlicht 

Nach  Art  2  des  Gesetzes  gewährt  das  Privilegium  den  Erfindern  das 
ausschlief sliche  Recht,  durch  jedes  beliebige  Verfahren  die  den  Gegen- 
stand ihrer  Erfindung  bildenden  Muster  oder  Modelle  nachzuahmen  sowie 
die  Nachahmungen  in  den  Verkehr  zu  bringen.  Nach  dem  Art.  296  des 
Strafgesetzbuchs  wird  mit  Gefängnisstrafe  von  1  Monat  bis  zu  2  Jahren 
sowie  mit  Geldstrafe  von  50  bis  zu  1000  Lire  bestraft,  wer  gewerbliche 
Muster  oder  Modelle  nachmacht  oder  abändert  oder  sich  durch  einen 
Anderen  nachgemachter  oder  mit  Abänderungen  wiedergegebener  Muster 
oder  Modelle  bedient.  Der  Richter  kann  anordnen,  dafs  die  Entscheidung 
in  einem  durch  ihn  zu  bezeichnenden  Blatte  auf  Kosten  des  Verurteilten 
veröffentlicht  wird.  Daneben  besteht  natürlich  auch  noch  ein  Schaden- 
ersatzanspruch nach  den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes.  Nach 
Art.  6  des  Gesetzes  finden  auf  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Gesetz 
alle  civil-  und  strafrechtlichen  Vorschriften  Anwendung,  welche  für  den 
Fall  der  Verletzung  eines  gewerblichen  Privilegiums  durch  das  Patent- 
gesetz gegeben  sind. 

Das  Musterrecht  ist  vererblich  und  veränderlich.  Das  Recht  des 
Rechtsnachfolgers  ist  aber  davon  abhängig,  dafs  derselbe  eine  diesbezüg- 
liche Erklärung  auf  Stempelpapier  unter  Zahlung  einer  Lira  für  die  Kosten 
der  Übertragung  bei  der  Musterbehörde  abgiebt 

Die  Dauer  des  Privilegiums  ist  nach  Art  2  des  Gesetzes  auf  zwei  Jahre 
beschränkt,  deren  Lauf  von  dem  Tage  gerechnet  wird,  an  dem  es  ver- 
öffentlicht ist  Erben  und  Rechtsnachfolger  müssen  sich  die  Besitzzeit 
ihres  Vorgängers  anrechnen  lassen.  Ausländer  können  auch,  wenn  sie 
nach  dem  Rechte  ihres  Heimatstaates  ein  länger  dauerndes  Schutzrecht 
haben,  in  Italien  ein  Schutzrecht  nur  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  er- 
werben. Über  die  Nichtigkeit,  das  Erlöschen  und  die  Löschung  von  Privi- 
legien wird  auf  die  diesbezüglichen  Ausführungen  im  italienischen  Patent- 
recht Bezug  genommen.  Als  eine  dem  Muster  eigentümliche  Vorschrift 
ist  jedoch  noch  hervorzuheben,  dafs  das  Privilegium  seinem  ganzen  Um- 
fange nach  sein  Ende  findet,  wenn  der  Erfinder  sein  Muster  nicht  in  dem 
auf  die  Veröffentlichung  folgenden  Jahre  zur  Ausführung  gebracht  hat 
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Recht  der  Ausländer.  Hinsichtlich  des  Rechtes  der  Ausländer 
schreibt  Art  6  der  Verordnung  vor,  dals  Gesuche  um  Gewährung  von 
Privilegiencertifikaten  von  Erfindungen  von  Mustern  von  Inländern  wie  von 
Ausländern  gestellt  werden  können,  doch  müssen  sie  stets  in  italienischer 
Sprache  abgefafst  sein,  und  können  Ausländer  einen  Musterschutz  in 
Italien  nur  auf  solche  Muster  verlangen,  welche  in  ihrem  Heimatstaate 
geschützt  sind.1) 

Luxemburg.  Ein  Gesetz  zum  Schutze  gewerblicher  Muster  und 
Modelle  existiert  nicht  Allenfalls  könnte  ihnen  der  Schutz  der  Kunstwerke 
zuerkannt  werden. 

In  San  Marino  besteht  ebensowenig  wie  in  Monako  ein  gesetz- 
licher Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  überhaupt. 

I^aut  einem  zwischen  San  Marino  und  Italien  bestehenden  Vertrage 
werden  allerdings  Werke  der  Litteratur  und  Kunst  geschützt  In  denselben 
Grenzen,  in  denen  die  gewerblichen  Muster  in  Italien  als  Kunstwerke 
geschützt  werden,  finden  sie  daher  auch  in  San  Marino  Schutz. 

§5.  Spanien  und  Portugal.  Spanien.  Nach  der  Gesetzgebung  des 
spanischen  Mutterlandes  giebt  es  keinen  Schutz  gewerblicher  Muster  und 
Modelle;  nur  für  die  auf  inländischen  nationalen  und  internationalen  Aus- 
stellungen befindlichen  Gegenstände  ist  ein  vorübergehender  Schutz  auch 
hinsichtlich  der  gewerblichen  Muster  und  Modelle  durch  die  Königlichen 
Verordnungen  vom  16.  und  29.  August  1SS8  eingeführt  worden.  Besondere 
Gesetze  waren  für  Cuba,  Porto  Rico  sowie  für  die  Philippinen  erlassen, 
hinsichtlich  deren  auf  die  dort  gemachten  Ausführungen  verwiesen  wird. 

Portugal  nebst  Azoren  und  Madeira.  Portugal,  welches  bis- 
lang einen  Schutz  von  Mustern  überhaupt  nicht  kannte,  hat  durch  das 
Gesetz  vom  15.  Dezember  1S94  das  gesamte  Gebiet  des  gewerblichen 
Rechtsschutzes,  d.  h.  das  der  Erfindungen,  der  Handels-  und  Fabrikmarken, 
der  gewerblichen  Handelsnamen,  der  gewerblichen  Anerkennung  der 
Zeichnungen  und  Modelle  sowie  des  unlauteren  Wettbewerbes,  einheitlich 
geregelt  Das  Gesetz  ist  ergänzt  durch  die  Ausführungsverordnung  Nr.  6 
vom  15.  Dezember  1S94.  Das  Gesetz  giebt  in  Titel  I  allgemeine  einleitende 
Bestimmungen,  in  Titel  II,  III,  IV  und  V  behandelt  es  Erfindungspatente, 
Patente  für  die  Einführung  neuer  Gewerbe-,  Handels-  und  Fabrikmarken, 
Gewerbe-  und  Handelsnamen  und  Eintragung  von  Anerkennungen.  Über 
die  Deponierung  der  Zeichnung  und  Modelle  handelt  der  hier  hauptsäch- 
lich in  Betracht  kommende  Titel  VII.  Titel  VIII  und  IX  handeln  vom 
unlauteren  Wettbewerb  und  von  dem  Boletin  (Centralblatt)  für  gewerbliches 
Eigentum.  Titel  X  aber  giebt  die  hier  zum  Teil  gleichfalls  in  Betracht 
kommenden  allgemeinen  Bestimmungen.  Von  den  Vorschriften  der  Aus- 
führungsverordnung kommt  namentlich  Titel  6  über  Hinterlegung  von 

1)  Amir  in  der  Propriete  industrielle  a.a.O.  und  Recaeil  Bd.  2.  S.  SS,  Anm.  1. 
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Zeichnungen  und  Modellen  sowie  der  letzte  Titel  über  die  allgemeinen 
Bestimmungen  in  Betracht 

Nach  Art  4  können  Titel  über  Hinterlegungen  aus  folgenden  Klassen 
bestehen: 

a.  Titel  über  Hinterlegungen  von  gewerblichen  Zeichnungen,  durch 
welche  das  Eigentum  neuer  Muster,  Drucke,  Figuren  und  Zeich- 
nungen gewährleistet  wird,  die  nicht  den  Charakter  von  Kunst- 
werken haben; 

b.  Titel  über  Hinterlegung  von  Modellen,  durch  welche  das  Eigen- 
tum an  der  Herstellung  einer  neuen  Form  eines  Gegenstandes 
in  Relief  oder  von  einem  gewissen  Volumen  gewährleistet  wird. 

Der  Begriff  der  Muster  und  Modelle  wird  in  Art  158  und  159 
definiert  Es  ergiebt  sich  daraus,  dafs  Muster  Anordnungen  von  Linien 
und  Farben  sind,  die  dazu  geeignet  sind,  auf  eine  bestimmte  Art  auf  der 
Oberfläche  der  fabrizierten  Gegenstände  zur  Erscheinung  gebracht  zu 
werden,  während  als  Fabrikmodelle  im  Sinne  des  Gesetzes  Modelle, 
Formen,  Gegenstände  in  Relief  und  die  Formen  der  gewerblichen  Er- 
zengnisse oder  solche,  die  geeignet  sind,  an  diesen  Erzeugnissen  an- 
gebracht zu  werden,  angesehen  werden.  Ausdrücklich  werden  die  Druck- 
typen nach  dem  Art.  160  unter  den  Begriff  der  Muster  subsummiert 
Eine  Lösung  der  Frage,  ob  die  Modelle  nur  in  ästetischen  Wirkung 
in  Betracht  kommen  oder  auch  so  weit,  als  sie  durch  ihre  Formen  den 
Gegenstand  dem  Gebrauchszwecke  dienlich  machen,  ist  aus  dem  Wort- 
laut des  Gesetzes  nicht  zu  entnehmen;  doch  kann  dem  Recueil  Bd.  2 
S.  261,  Anm.  1  darin  beigetreten  werden,  dass  dieselbe  im  ersteren  Sinne 
zu  beantworten  sein  dürfte.  Das  Gesetz  trennt  streng  zwischen  dem 
Schutze  gewerblicher  Muster  und  dem  Kunstschutz,  indem  es  in  den 
Absätzen  2  der  Art.  158/ 159  ausdrücklich  die  Werke  von  rein  künstle- 
rischem Charakter  von  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  ausnimmt  Eine 
Beschränkung  des  Gegenstandes  dieses  Gesetzes  enthält  auch  Art.  213 
der  Ausführungsverordnung,  wonach  Nachbildungen  von  Gegenständen 
der  Natur  und  der  öffentlichen  Denkmäler  aufser  etwa  infolge  einer 
eigenartigen  Ausgestaltung  kein  gewerbliches  Eigentum  bilden  können. 
Die  Frage,  ob  im  einzelnen  Falle  ein  Gegenstand  des  Mustergesetzes 
oder  ein  Gegenstand  der  Kunst  als  vorliegend  anzunehmen  ist,  unter- 
liegt der  Entscheidung  des  Chefs  der  Abteilung  für  Industrie.  Nicht 
ausschliefslich  Neuerungen  in  der  Form,  sondern  nach  dem  Wortlaut, 
des  Art  158  auch  Anordnungen  von  Linien  und  Farben  können  den 
Gegenstand  des  Musterschutzes  bilden.  Dagegen  sollen  Neuerungen,  die 
ausschliefslich  in  Anwendung  anderer  Farben  bei  bekannten  Formen  be- 
ruhen, nicht  musterschutzfähig  sein  (Art.  171  des  Gesetzes,  einziger 
Paragraph),  es  sei  denn,  dafs  die  Gegenstände  dadurch  in  eine  andere 
Klasse  übergehen  (Art.  216  der  Verordnung).    Ausgeschlossen  von  der 
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Deponierung  werden  durch  die  Musterschutzbehörde  diejenigen  Muster 
und  Modelle,  welche  mit  schon  vorher  eingetragenen  Mustern  und 
Modellen  so  ähnlich  erachtet  werden,  dafs  sie  damit  verwechselt  werden 
können,  sofern  das  früher  eingetragene  Muster  u. s.w.  derselben  Klasse 
angehört,  wie  das  später  angemeldete  (Art  235  No.  6  der  Verordnung). 
Nach  Art  17S  wird  bei  mehrfacher  Anmeldung  desselben  Gegenstandes 
die  Priorität  ebenso  geregelt,  wie  bei  der  Eintragung  der  Marken.  Die 
zu  schützenden  Gegenstände  müssen  neu  sein.  €l>er  den  Begriff  der 
Neuheit  wird  auf  die  unten  stehenden  Ausführungen  über  den  sach- 
lichen Umfang  des  Musterrechts  erwiesen.  Eine  Prüfung  der  Neuheit 
findet  bei  der  Anmeldung  nur  insoweit  statt,  als  nicht  schon  ein  gleiches 
Muster  eingetragen  sein  darf  (Art  174  des  Gesetzes  und  222  der  Ver- 
ordnung). Dagegen  giebt  der  Mangel  der  Neuheit  Grund  zur  Annullie- 
rung des  Musters.  Auch  schreibt  Art  166  des  Gesetzes  vor,  dafs  die 
Verleihung  des  Depositentitels  nicht  beweise,  dafs  die  deponierte  Zeich- 
nung oder  das  Modell  neu  sei.  Ausgeschlossen  sind  ferner  von  der  Hinter- 
legung gemäfs  Art  183  Nr.  3  und  4  des  Gesetzes  und  Art  235  Nr.  4 
und  5  der  Verordnung  solche  Muster  und  Modelle,  welche  gegen  die 
guten  Sitten  und  gegen  die  Religion  verstofsen,  und  welche  Personen 
beleidigen  oder  persönlich  oder  politisch  beleidigende  Anzüglichkeiten  ent- 
halten, sowie  schliefslich  solche,  welche  ohne  Genehmigung  Personen  der 
regierenden  Familie  darstellen.  Besonderen  Schutz  gewährt  Art  68  den- 
jenigen Zeichnungen  und  Modellen,  welche  auf  in  Portugal  stattfindenden 
Ausstellungen  ausgestellt  werden. 

Nach  Art.  157  des  Gesetzes  und  206  der  Verordnung  kann  jeder 
portugiesische  oder  fremde  Fabrikant,  der  in  Portugal  und  seinen  Kolo- 
nieen  oder  in  einem  der  Länder  des  Vereins  zum  Schutze  des  gewerb- 
lichen Eigentums  wohnhaft  ist  oder  dort  sein  Geschäft  hat,  seine  Muster 
und  Modelle  deponieren  lassen,  und  zwar  kann  nach  Art  163  den  Besitz 
eines  Musters  oder  Modells  eine  Person,  eine  Firma  oder  auch  eine 
Vereinigung  erwerben.  Nach  Art  187  Nr.  3  werden  Titel  über  Deponie- 
rung von  Zeichnungen  und  Modellen  annulliert,  wenn  nicht  der  Erfinder 
die  Deponierung  veranlagst  hat,  es  sei  denn,  dafs  ein  Dokument  bei- 
gebracht werde,  durch  welches  die  Abtretung  der  Rechte  des  Erfinders 
nachgewiesen  wird. 

Die  Hinterlegung  kann  auch  durch  einen  Vertreter  des  Erfinders 
oder  seines  Rechtsnachfolgers  erfolgen.  Hinsichtlich  der  sogenannten 
Patentagenten  wird  auf  das  portugiesische  Patentrecht  verwiesen. 

Das  portugiesische  Musterrecht  beruht  nach  Art  159  des  Gesetzes 
und  206  der  Verordnung  auf  dem  Prinzip  der  Hinterlegung  mit  beschrankter 
Prüfung  und  Aufgebot  Die  Hinterlegung  erfolgt  bei  der  Musterschutz- 
behörde entweder  durch  Übergabe  oder  in  einem  eingeschriebenen  Brief 
durch  die  Post    Es  ist  ein  Antrag  in  einem  in  französischer  oder  portu- 
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giesischer  Sprache  verfafsten  Gesuch  zu  tiberreichen,  in  welchem  die 
Art  der  Erzeugnisse,  für  welche  das  Muster  oder  Modell  bestimmt  ist, 
angegeben,  sowie  die  Angabe,  worin  die  Neuigkeit  bestehe,  und  schlief  s- 
lich  Gewerbe,  Nationalität  und  Wohnort  des  Antragstellers  enthalten 
sein  mufs.  Dem  Antrage  sind  drei  Exemplare  der  Fabrikzeichnungen 
oder  zwei  Exemplare  des  Modells  bezw.  drei  Photographien  desselben 
beizufügen.  Meldet  nicht  der  Erfinder  selber,  sondern  sein  Rechts- 
nachfolger an,  so  ist  ein  die  Rechtsnachfolge  beweisendes  Dokument 
beizufügen.  Schliefslich  ist  die  noch  unten  zu  erwähnende  Gebühr  bei- 
zufügen. Eingehende  Vorschriften  über  die  Art  der  zu  überreichenden 
Zeichnungen  bezw.  Modelle  enthalten  Art  207 — 212  der  Verordnung. 
Artikel  212  bestimmt  auch,  dafs  der  Vorstand  der  Musterbehörde  ihm 
nicht  vorschriftsmäfsig  erscheinende  Zeichnungen  bezw.  Modelle  zurück- 
weisen kann.  Da  eine  Prüfung  der  Muster  stattfindet,  so  mufs  die  Hinter- 
legung offen  geschehen,  jedoch  kann  ein  einziges  Gesuch  für  die  Depo- 
nierung von  mehr  als  einer  Zeichnung  oder  mehrerer  Modelle  dienen, 
die  Gebühr  mufs  freilich  für  jedes  einzelne  gezahlt  werden  (Art  170 
des  Gesetzes). 

Musterschutzbehörde.  Prüfung.  Als  Behörde  fungiert  die 
Abteilung  für  das  gewerbliche  Eigentum  der  Gewerbeabteilung  des  Mini- 
steriums für  öffentliche  Arbeiten,  Handel  und  Gewerbe.  Diese  Muster- 
schutzbehörde prüft  die  überreichten  Muster  und  kann  sie  unter  nach- 
folgenden Voraussetzungen  zurückweisen, 

1 .  wenn  das  Gesuch  nicht  in  Gemäf sheit  der  vorgeschriebenen  Be- 
stimmungen eingereicht  und  nicht  von  den  betreffenden  Doku- 
menten begleitet  ist; 

2.  wenn  der  Chef  der  Abteilung  für  Industrie  feststellt,  dafs  keine 
Gleichheit  unter  den  Exemplaren  der  vorgelegten  Zeichnungen 
und  Modelle  herrscht; 

3.  wenn  die  vorgelegten  Zeichnungen  und  Modelle  gegen  die  guten 
Sitten  und  die  Religion  verstofsen; 

4.  wenn  sie  Personen  beleidigen,  oder  wenn  sie  persönlich  oder 
politisch  beleidigende  Anzüglichkeiten  enthalten; 

5.  wenn  sich  bei  der  vorzunehmenden  oberflächlichen  Prüfung 
herausstellt,  dafs  eine  andere  deponierte  Zeichnung  bezw.  ein 
Modell  vorhanden  ist,  welche  damit  verwechselt  werden  könnten 
(Art  1S3  des  Gesetzes). 

Aufserdem  kann  auch  nach  Art  235  Nr.  5  der  Verordnung  die  Ein- 
tragung dann  verweigert  werden,  wenn  das  Muster  ohne  Genehmigung 
Personen  der  regierenden  Familie  darstellt. 

Hiernach  ist  die  Prüfung  seitens  der  Behörde  beschränkt  Sie  be- 
zieht sich  in  erster  Linie  auf  die  Erfüllung  der  Formalitäten,  ferner  auf 
gewisse  Fragen  von  öffentlichrechtlicher  Bedeutung  und  schliefslich  nur 
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noch  auf  die  Kollision  mit  schon  eingetragenen  Mustern.  Dagegen  wird 
weder  die  Erfinderqualität,  noch  die  Neuheit  geprüft;  allerdings  soll  der 
Anmeldung  das  den  Übergang  von  dem  Erfinder  auf  den  Anmelder  be- 
zeugende Dokument  beigefügt  werden ;  ob  aber  der  Übertragende  selber 
Erfinder  war,  wird  im  Hinterlegungsverfahren  nicht  geprüft  Dagegen 
sind  der  Mangel  der  Neuheit  und  der  Mangel  der  Urheberschaft  Annu- 
lierungsgründe.  Eine  Prüfung  findet  schliefslich  auch  noch  dahin  statt, 
ob  das  Muster  ein  industrielles  oder  künstlerisches  ist;  gegen  die  dies- 
bezügliche Entscheidung  der  Abteilung  kann  nur  an  den  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  appelliert  werden.  Hinsichtlich  des  Beschwerdever- 
fahrens gilt  sonst  dasselbe,  wie  im  Patentrecht  (Art  212  der  Verordnung, 
Art.  177—180  des  Gesetzes,  Art.  228—234  der  Verordnung,  Art.  226  des 
Gesetzes). 

Trotz  nicht  erfolgter  Reklamation  kann  auch  nach  Eintragung  noch 
auf  Annullierung  seitens  jedes  Interessenten  geklagt  werden  (Art  ISO  des 
Gesetzes).  Die  Zeichnungen  und  Modelle,  die  nicht  zur  Deponierung  ge- 
eignet befunden  werden,  werden  den  Interessenten  wenn  möglich  zurück- 
gegeben (Art  181  des  Gesetzes  und  Art.  239  der  Verordnung).  Nach  Art.  222 
des  Gesetzes  und  2S7  bis  294  der  Verordnung  wird  bei  der  Sektion  für  ge- 
werbliches Eigentum  für  jede  Klasse  von  Titeln  bezw.  deren  Abarten  ein 
besonderes  Register  geführt,  in  welches  alle  etwa  eintretenden  Verände- 
rungen in  der  Musterberechtigung  eingetragen  werden.  Aus  den  zweiten 
Ausfertigungen  der  Hinterlegungsscheine  werden  Bücher  gebildet,  in  welche 
alle  das  Musterrecht  betreffenden  Veränderungen  eingetragen  werden 
(Art.  249  des  Gesetzes  und  295  der  Verordnung).  Das  Dokument,  welches 
zum  Beweise  des  Besitzes  der  Zeichnungen  oder  des  Modells  dem  Anmelder 
erteilt  wird,  ist  der  Depositentitel  (Art.  218  der  Verordnung).  Im  portugie- 
sischen Musterrecht  herrscht  der  Grundsatz  der  Öffentlichkeit  des  Registers 
und  der  Veröffentlichung.  Doch  ist  Niemandem  erlaubt,  von  den  Zeich- 
nungen und  Modellen  Nachbildungen  zu  machen,  sofern  deren  Eigentum 
nicht  verfallen  ist.  Das  Archiv  für  Duplikate  der  auf  den  Dienst  des 
gewerblichen  Eigentums  bezüglichen  Dokumente  befindet  sich  in  dem 
Handels-  und  Gewerbemuseum  in  Lissabon,  wo  es  von  dem  Publikum 
eingesehen  werden  kann.  Der  Chef  der  Gewerbeabteilung  hat  allen  schrift- 
lichen und  mündlichen  Gesuchen  um  Aufklärung  mit  Bezug  auf  das  ge- 
werbliche Eigentum  Folge  zu  geben  (Art.  167,  232,  231,  Abs.  1  des  Gesetzes 
und  250  u.  251  der  Verordnung). 

Als  Gebühr  für  die  Hinterlegung  sind  1  Milreis1)  sowie  noch  für 
die  Portokosten  500  Reis  mit  dem  Hinterlegungsantrage  einzusenden  oder 
einzuzahlen,  ein  Betrag,  der  sich  noch  um  500  Reis  für  jede  geschriebene 
Seite  erhöht,  wenn  das  Gesuch  französisch  geschrieben  ist  Für  jedes  in 
einem  Gesuch  angemeldete  Muster  oder  Modell  mufs  die  vorgenannte 

1)  1  Kcal  =  0,453«  Pfg.;  1  Milreis  —  4,54  Mark. 
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Gebühr  besonders  bezahlt  werden  (Art.  169  und  170  des  Gesetzes).  Die 
gleiche  Gebühr  ist  auch  für  die  Erneuerung  der  Hinterlegung  nach  Ab- 
lauf der  ersten  fünfjährigen  Schutzfrist  zu  zahlen  (Art.  173  des  Gesetzes). 
Für  jeden  Übertragungsvermerk  sind  500  Reis  zu  zahlen  (Art.  185  des 
Gesetzes).  Der  Gebrauch  einer  Registermarke  ist  nicht  vorgeschrieben; 
jedoch  ist  die  Benutzung  der  Worte  „Depositado"  oder  auch  abgekürzt 
„Dep.tt  den  Inhabern  hinterlegter  Muster  und  Modelle  vorbehalten. 

Nach  Art.  5  des  Gesetzes  bürgt  der  Staat  für  das  gewerbliche  und 
kaufmännische  Eigentum  durch  eine  Strafandrohung  für  diejenigen,  welche 
es  verletzten  oder  durch  unredliche  Konkurrenz  schädigen.  Nach  Art.  157 
des  Gesetzes  soll  der  erlangte  Deponierungstitel  dem  Deponenten  den 
Besitz  seiner  Muster  und  Modelle  und  nach  Art.  206  der  Verordnung  das 
Eigentum  derselben  verbürgen. 

Nach  Art  165  ist  es  nur  dem  Besitzer  und  demjenigen,  der  von 
diesem  die  notwendige  Ermächtigung  hat,  gestattet,  ein  Modell  oder  ein 
Muster  auszunutzen.  Auch  kann  nach  Art.  164  nur  der  Gewerbetreibende, 
welcher  ein  Muster  oder  Modell  deponiert  hat,  die  nach  demselben  ge- 
fertigten Gegenstände  mit  dem  Worte  „Depositado"  oder  „Dep.u  bezeichnen. 
Nach  Art.  190  des  Gesetzes  ist  verboten  das  Kopieren  bezw.  Nachmachen 
von  deponierten  Mustern  oder  Modellen  sowie  das  Inverkehrbringen  und 
Importieren  von  unberechtigt  nachgemachten  Gegenständen,  ferner  die 
Benutzung  eines  durch  einen  Anderen  deponierten  Musters  oder  Modells 
sowie  das  Kopieren  oder  Nachmachen  eines  solchen  zum  Zwecke  der 
Benutzung  durch  einen  Anderen.  Die  vorgenannten  Zuwiderhandlungen 
werden  unter  Geldstrafe  von  20  bis  200  Milreis  oder  aber  Gefängnisstrafe 
von  8  Tagen  bis  zu  3  Monaten  gestellt;  daneben  kann  das  Gericht  die 
Beschlagnahme  der  Gegenstände,  bei  welchen  diese  Zuwiderhandlung  zu- 
trifft, anordnen.  Als  qualifizierte  Fälle  kennt  das  Gesetz  einmal  die  Be- 
gehung im  Rückfall,  bei  welcher  die  Strafen  verdoppelt  werden,  und  die 
Begehung  durch  früher  Angestellte  oder  Arbeiter  des  Deponenten,  bei 
welcher  aufser  den  obigen  Strafen  noch  Gefängnisstrafe  von  2—6  Monaten 
angedroht  ist.  Die  strafrechtliche  Verfolgung  tritt  nicht  blofs  auf  Antrag 
ein,  vielmehr  soll  die  Musterbehörde  von  Amts  wegen  alle  auf  den  Dienst 
des  gewerblichen  Eigentums  bezüglichen,  zu  seiner  Kenntnis  gelangenden 
Zuwiderhandlungen  zur  Anzeige  bringen  (Art.  230  und  196  des  Gesetzes). 
Das  Gericht  kann  die  Veröffentlichung  des  ergangenen  Strafurteils  in 
dem  Diario  de  Governo  und  in  zwei  von  dem  Richter  zu  bestimmenden 
Zeitungen  anordnen.  Neben  den  Strafen  und  unabhängig  von  ihnen  tritt 
Schadenersatzverpflichtung  ein. 

Der  Musterschutz  schützt  das  eingetragene  Muster  nicht  blofs  gegen 
die  genaue  Kopie,  sondern  auch  gegen  die  Nachahmung,  d.  h.  gegen 
eine  Wiedergabe  mit  Abänderungen.  Wenn  auch  neue  Kombinationen 
von  Linien  mit  Farben  musterschutzfähig  sind,  so  sind  doch  anderseits 


412  Zweites  Buch.    Muster  und  Modelle. 

Verschiedenheiten  in  der  Farbe  allein,  in  welcher  die  Muster  hergestellt 
sind,  nicht  geeignet,  einer  Darstellung  den  Charakter  der  Nachahmung 
zu  benehmen,  es  sei  denn,  dafs  dadurch  der  Gegenstand  in  eine  andere 
Klasse  kommt  Dasselbe  gilt  auch  von  der  Verschiedenheit  der  Materialien, 
in  welchen  ein  Modell  bei  sonst  gleichen  Formen  dargestellt  wird  (Art  171 
des  Gesetzes  und  216  der  Verordnung).  Unerheblich  sind  für  diese  Frage 
ferner  Änderungen  in  den  Dimensionen;  die  Vergröfserung  und  Verkleine- 
rung der  Muster  und  Modelle  macht  das  Muster  als  solches  nicht  zu 
einem  anderen  (Art  161  und  175  des  Gesetzes).  Die  Kombination  schon 
bekannter  Elemente  ist  dann  musterschutzfähig,  wenn  diese  Kombinationen 
als  solche  einen  unterscheidenden  Gesamteindruck  machen  (Art  174  des 
Gesetzes).  Dasselbe  Muster  kann  gleichzeitig  als  Vorbild  für  Flächen- 
erzeugnisse und  plastische  Erzeugnisse,  und  derselbe  Gegenstand  kann 
wegen  der  Zeichnungen,  die  ihn  verzieren  und  als  Modell  des  Gegen- 
standes, den  er  darstellt,  hinterlegt  werden  (Art  161  des  Gesetzes  und 
214  der  Verordnung).  Dagegen  sind  die  hinterlegten  Muster  nicht  ge- 
schützt gegen  die  Nachahmung  in  allen  Industriezweigen,  sondern  nur 
gegen  die  Nachahmung  in  denjenigen  Klassen,  für  welche  das  Muster 
hinterlegt  worden  ist.  Nach  Art.  171  des  Gesetzes  und  217  der  Verord- 
nung erfolgen  die  Hinterlegungen  nach  Klassen,  wie  sie  in  der  der  Ver- 
ordnung beigefügten  Tabelle  enthalten  sind.  Diese  Klassen  können  zur 
Erleichterung  der  Prüfung  noch  in  Unterklassen  zerlegt  werden,  die  aber 
hinsichtlich  der  Gebührenzahlung  nicht  als  besondere  Klassen  gelten.  Es 
mufs  nämlich  so  oftmals  die  Gebühr  bezahlt  werden,  als  Klassen  für  den 
Schutz  der  hinterlegten  Gegenstände  in  Anspruch  genommen  werden,  und 
jede  Hinterlegung  ist  überhaupt  nur  für  eine  Klasse  zulässig.  Nicht  als 
Kopie  oder  Nachahmung  werden  solche  Muster  angesehen,  die  auf  Gegen- 
stände einer  anderen  Klasse  angewendet  werden  (Art.  176  des  Gesetzes). 

Nach  Art  173  des  Gesetzes  und  219  der  Verordnung  wird  der  Be- 
sitz der  hinterlegten  Zeichnungen  und  Modelle  auf  fünf  Jahre  garantiert 
und  kann  die  Garantie  auf  weitere  fünf  Jahre  ausgedehnt  werden,  wenn 
der  Interessent  vor  Verstreichen  der  Frist  darum  nachsucht  (Art  241  der 
Verordnung)  und  gegen  Entrichtung  der  Gebühr  von  1  Milreis,  welcher 
so  oft  500  Reis  zugeschlagen  werden  sollen,  als  Erneuerungen  gemacht 
werden.  Wenn  nach  Verlauf  von  fünf  Jahren,  vom  Datum  des  Hinter- 
legungsscheines ab,  die  Erneuerung  nicht  beantragt  wird,  so  verfälft  das 
Eigentum  der  Hinterlegung.  Hiernach  steht  das  portugiesische  Recht  auf 
dem  Standpunkte,  dafs,  wenn  es  der  Hinterleger  beantragt,  er  dauernd 
den  Schutz  des  Musters  haben  kann,  da  er  diese  Schutzfrist  unbegrenzt 
immer  wieder  auf  fünf  Jahre  verlängern  lassen  kann. 

Der  Besitz  von  Mustern  und  Modellen  kann  in  Gemäfsheit  der  all- 
gemeinen gesetzlichen  Bestimmungen  auf  einen  Anderen  übertragen  werden. 
Diese  Übertragung  kann  eine  vollständige  oder  teilweise  sein  und  mufs^ 
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um  wirksam  zu  sein,  unter  Zahlung  eiüöf  Gebühr  von  500  Reis  ein- 
getragen w erden.  Gebührenfrei  erfolgt  die  Eintragung  des  rbcrgangs 
eines  Musterrechtes  durch  Erbgang  (Art,  1S5  und  1S6  des  Gesetzes  und 
224  der  Verordnung),  Genauere  Vorschriften  über  das  Übertragungagesuch 
enthalt  Art.  244  der  Verordnung. 

Das  Muster  kann  verfallen  oder  auch  für  nichtig  erklärt  werden. 
Es  verfällt  durch  Ablauf  der  Schutzfrist.  In  dem  Diario  de  Governo 
und  dem  Boletini  da  propricdade  iudustrial  werden  monatlich  die  ver- 
fallenen Muster  veröffentlicht.  Die  Zeichnungen  bezw.  Modelle  derselben 
werden  in  einem  Museum  untergebracht  Die  Titel  über  Deponier nngen 
von  Zeichnungen  und  Modellen  werden  ferner  durch  Beschluf s  des  Handels- 
gerichte auf  Antrag  desjenigen  annulliert,  der  sich  geschadigt  glaubt, 

1.  wenn  sie  nicht  in  Geinäfsheit  des  Art,  151  neu  sind; 

2.  wenn  &ie  vor  der  Deponierung  dem  Gewerbe  öffentlich  bekannt 
waren ; 

3.  wenn  nicht  der  Erfinder  die  Deponierung  veranlagt  bat,  es  sei 
denn,  dafs  ein  Dokument  beigebracht  werde,  durch  welche*  «in- 
Abtretung  der  Rechte  des  Erfinders  nachgewiesen  wird  (Art  IS" 
des  Gesetzes). 

Die  erfolgte  Annullierung  wird  gemäfs  Art.  236  der  Verordnung  fifr 
wohl  in  dem  die  Hinterlegungen  enthaltenden  Buche  vermerkt,  als  auch 
in  den  vorgenannten  Blättern  veröffentlicht.  In  dem  Falle  der  Annullierung 
erfolgt  die  Erstattung  der  Gebühren,  sofern  niehi  das  Muster  oder  Modell 
böswillig  nachgebildet  war  (Art  240  der  Verordnung).  Die  Klage  auf 
Ungültigkeitserklärung  erfolgt  bei  dem  Handelsgericht  zu  Lissabon,  die 
A  erh'tznngsklage  dagegen  bei  den  ordentlichen  Gerichten.  Die  auf  Gegen- 
stände des  gewerblichen  Eigentums  bezüglichen  Beschlüsse  der  Gerichte 
werden  dem  Chef  der  Abteilung  für  Industrie  mitgeteilt  (Art  234  des  Gesetzen 

Recht  der  Ausländer.  Das  Recht  der  Ausländer  ist  nach  portu- 
giesischem Recht  sehr  weitgehend.  Zugelassen  zum  Musterschutz  ist 
jeder  portugiesische  und  fremde  Fabrikant,  der  in  Portugal  und  seinen 
Kolonien  oder  in  einem  der  Lander  des  Vereins  zum  Schutze  des  gewerb- 
lichen Eigentums  wohnhaft  ist  oder  dort  seine  gewerbliche  NiederlasMun: 
bat    Natürlich  ist  der  Schutz  von  erent  Staats  vertragen  abhängig. 

§  6\  England.  Hinsichtlich  der  geschichtlichen  Entwicklung  des 
Musterrechtes  wird  auf  Paul  St  iimio,  Geschichte  des  Musterschutzes1), 
vi trwiew  n  und  hier  nur  hervorgehoben,  dafs  das  Jetzt  geltende  Mnst^nvcht 
ans  dein  die  Geschmacksmuster  schützenden  Gesetz  vom  i  O.August  1S42 
und  drni  die  Geschmacksmuster  schützenden  Gesetz  vom  22,  August  1813 
neb&t  deren  Ergänzungen  durch  die  Gesetze  vom  U.  August  is~.;> 
2.  August  is;,s  (i  August  1861  und  13.  August  IS75  heirorgegaageii  i>i. 


1)  Berlin,  Cur]  Heyninntia  V erlag. 
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Das  zur  Zeit  geltende  Musterrecht  beruht  auf  den  Abschnitten  I,  III 
und  V  des  Patent-,  Muster-  und  Handelsmarkengesetzes  vom  25,  August 
ISS3,  welches  durch  das  Gesetz  vom  24.  Dezember  1S8S  in  einzelnen 
Punkten  abgeändert  und  ergänzt  worden  ist.  Hinsichtlich  der  Einteilung 
des  Gesetzes  von  1SS3  sowie  der  das  Patent-,  Muster-  und  Markenrecht 
betreffenden  allgemeinen  Bestimmungen  wird  auf  die  Darstellung  des 
Patentrechtes  verwiesen. 

Ergänzt  wird  dieses  Gesetz  durch  ein  Gesetz  vom  25.  Juli  18S6,  be- 
treffend den  Schutz  der  auf  gewerblichen  Ausstellungen  befindlichen 
Gegenstände.  Zum  Gesetz  vom  25.  August  1SS3  sind  verschiedene  Aus- 
führungsverordnungen ergangen,  deren  jetzt  geltende  vom  31.  März  1S9Ö 
datiert.  Den  Begriff  des  Musters  definiert  §  60  des  Gesetzes  wie  folgt: 
Im  Sinne  dieses  Gesetzes  bezeichnet  „Muster"  jedes  auf  Erzeugnisse 
der  Gewerbe  oder  auf  eine  künstliche  oder  natürliche  oder  aus  beiden 
gemischte  Substanz  anwendbare  Muster,  mag  es  in  der  Zeichnung,  Form 
und  Gestalt  oder  in  der  Verzierung  bestehen  oder  für  mehrere  dieser 
Zwecke  Anwendung  finden  und  gleichviel  auf  welche  Weise  (ob  durch 
Drucken,  Malen,  Sticken,  Weben,  Nähen,  Formen,  Giefsen,  Austreiben, 
Gravieren,  Färben  oder  durch  irgend  welche  andere  mechanische  oder 
chemische  Mittel  oder  durch  Handarbeit  oder  durch  Verbindung  beider) 
dasselbe  angebracht  wird,  sofern  es  sich  nicht  um  ein  Muster  oder  eine 
Bildhauerei  oder  einen  anderen  Gegenstand  handelt,  welcher  unter  das 
Gesetz  zum  Schutze  des  Urheberrechtes  an  Bildwerken  vom  Jahre  1S14 
(54  Georg  III.  Kap.  56)  fällt 

Hiernach  ist  nicht  zu  zweifeln,  dafs  unter  Muster  (design)  sowohl 
Flächen-  wie  plastische  Muster,  also  sowohl  Muster  wie  Modelle  und  so- 
wohl Geschmacks-  wie  Gebrauchsmuster  zu  verstehen  sind.  Die  Becht- 
sprechung  auf  dem  Gebiete  des  Musterschutzes  ist  seit  dem  Bestehen  des 
jetzt  herrschenden  Gesetzes  in  sehr  geringem  Mafse  entwickelt;  eine  in 
der  Zeitschrift  für  gewerblichen  Rechtsschutz  1892  S.  109  citierte  Ent- 
scheidung des  Obergerichts  führt  aus,  dafs  ein  schon  bekannter  Gegen- 
stand nicht  deshalb  als  neues  Muster  eingetragen  werden  könne,  weil  er 
zu  einem  neuen  Zwecke  dienstbar  gemacht  wurde,  und  ebenso  werde  ein 
bisher  in  seiner  Form  schon  bekannter  Gegenstand  nicht  dadurch  muster- 
schutzfähig, weil  er  durch  ein  anderes  als  das  bisher  übliche  Fabri- 
kationsverfahren hergestellt  worden  sei.  Anderseits  ist  entschieden  worden, 
dafs  die  Wiedergabe  des  Bildes  der  Abtei  von  Westminster  auf  einem 
Löffel  ein  schutzfähiges  Muster  sei.1)  Die  Anbringung  des  Portraits  eines 
Menschen  auf  einem  Gegenstand  wird  von  der  englischen  Rechtsprechung 
nicht  als  musterschutzfähig  betrachtet.2) 

Das  englische  Gesetz  unterscheidet  nach  dem  Wortlaut  des  §  60 
scharf  zwischen  dem  Kunst-  und  dem  Musterschutz,  indem  es  von  letz- 

1)  Vai/nois  S.  2(>;J.  2)  Reeucil  S.  457,  Anm.  2. 
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terem  ausdrücklich  diejenigen  Gegenstände  ausnimmt,  welche  unter  das 
Gesetz  zum  Schutze  des  Urheberrechtes  an  Bildwerken  fallen. 

Ausgeschlossen  können  vom  Musterschutz  gemäfs  Sektion  86  des 
Gesetzes  vom  Kontrolleur  diejenigen  Muster  werden,  deren  Benutzung 
nach  seiner  Meinung  dem  Gesetz  oder  der  Sittlichkeit  entgegen  sein  würden. 

Nach  §  47  sind  musterschutzfähig  nur  solche  Muster,  welche  neu 
und  eigentümlich  sind.  Als  neu  bezeichnet  der  Paragraph  dasjenige  Muster, 
das  noch  nicht  früher  in  dem  Vereinigten  Königreich  veröffentlicht  worden 
ist  Hiernach  steht  die  Veröffentlichung  des  Musters  im  Auslande  vor 
der  Anmeldung  im  Inlande  der  Neuheit  nicht  entgegen.  Unter  Veröffent- 
lichung ist  jede  Art  der  Offenkundigmachung,  daher  sowohl  die  Ver- 
öffentlichung durch  Benutzung  an  Gegenständen,  als  auch  durch  Nach- 
bildungen, Druckschriften  u.  s.  w.  zu  verstehen.  Dafs  auch  die  Veröffent- 
lichung einer  Beschreibung  des  Musters  eine  der  Neuheit  entgegenstehende 
Veröffentlichung  sein  kann,  ergiebt  sich  aus  §  57  des  Gesetzes,  welches 
der  Ausstellung  eines  Musters  oder  eines  nach  dem  Muster  gefertigten 
Gegenstandes  die  Veröffentlichung  einer  Beschreibung  des  Musters  gleich- 
stellt. Das  englische  Gesetz  giebt  abweichend  von  den  Rechten  anderer 
Staaten  eine  doppelte  Vorschrift  betreffend  die  Notwendigkeit  des  Vor- 
handenseins der  Neuheit:  einmal  darf  es  zur  Zeit  der  Anmeldung  des 
Musters  noch  nicht  früher  in  dem  Vereinigten  Königreich  veröffentlicht 
sein  und  zweitens  mufs  der  Eigentümer,  falls  er  nicht  schon  bei  der  An- 
meldung zur  Eintragung  genaue  Ausführungen  oder  Proben  eingereicht 
hat,  dem  Vorsteher  des  Patentamtes  solche  einreichen,  bevor  Waaren,  an 
welchen  das  eingetragene  Muster  angebracht  ist,  feilgehalten  werden. 

Besondere  Bestimmungen  trifft  das  Gesetz  vom  25.  Juni  1S86  sowie 
§  57  des  Gesetzes  vom  25.  August  18S3  für  die  Muster  und  Modelle,  die 
auf  einer  gewerblichen  oder  internationalen  Ausstellung,  welche  als  solche 
von  dem  Handelsamt  anerkannt  ist,  ausgestellt  sind.  Das  Gesetz  §  47 
verlangt  ferner  die  Eigentümlichkeit  des  Musters,  ohne  jedoch  diesen  Be- 
griff zu  definieren.  Es  wird  in  dieser  Beziehung  auf  die  Ausführung 
zum  deutschen  Geschmacksmustergesetz  Bezug  genommen.  Den  An- 
spruch auf  Musterschutz  hat  derjenige,  der  das  Eigentum  eines  Musters 
in  Anspruch  nimmt.  Nach  §  61  des  Gesetzes  gilt  der  Urheber  eines 
neuen  und  eigentümlichen  Musters  im  Zweifel  als  Eigentümer  desselben. 
Gemäfs  §  26  der  Verordnung  vom  31.  März  1S90  können  Muster  nicht 
blofs  für  physische  Personen  eingetragen  wrerden,  sondern  auch  Korpo- 
rationen unter  ihrem  Korporationsnamen.  Die  Bestimmung  des  §  2  des 
deutschen  Geschmacksmustergesetzes  ist  in  dem  englischen  Gesetz  verall- 
gemeinert und  erheblich  erweitert.  Dasselbe  bestimmt  nämlich  in  §  61 
folgendes: 

Der  Urheber  eines  neuen  und  eigentümlichen  Musters  gilt  als  Eigen- 
tümer desselben,  sofern  er  nicht  die  Arbeit  für  eine  andere  Person  aus 
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einem  natürlichen  Grund  oder  gegen  entsprechende  Vergütung  ausgeführt 
hat  (for  a  good  or  valable  consideration),  in  welchem  Falle  diese  Person 
als  Eigentümer  gilt 

Ein  natürlicher  Grund,  welcher  das  Muster  als  für  einen  Dritten 
hergestellt  vermuten  lässt,  sind  z.  B.  verwandtschaftliche  Beziehungen, 
natürliche  Liebe  und  Zuneigung,  Grofsmut,  Klugheit  u.  s.  w.1)  Das  Gesetz 
will  dahin  verstanden  sein,  dafs  zwar  im  Zweifel  der  Urheber  eines 
Musters  auch  dessen  Eigentümer  sein  soll,  dafs  aber  da,  wo  irgend  welche 
natürlichen  oder  rechtlichen  Umstände  die  Auffassung,  dafs  das  Master 
für  einen  Anderen  hergestellt  ist,  berechtigt  erscheinen  lassen,  oder  wenn 
durch  geldwerte  Gegenleistungen  ein  Anderer  das  Recht  auf  Herstellung 
der  Muster  für  ihn  erworben  hat,  dieser  Andere  als  der  Eigentümer  zn 
betrachten  ist  Das  Musterrecht  bezw.  der  Musterschutz  entsteht  auch 
nach  englischem  Becht  nicht  schon  mit  dem  Muster  selber,  sondern  erst 
durch  Erfüllung  gewisser,  vom  Staate  erforderter  Formalitaten.  Diese 
bestehen  in  der  Anmeldung  und  der  Eintragung;  letztere  erfolgt  aber  nach 
englischem  Recht  nicht  schon  auf  Grund  der  Anmeldung,  sondern  erst 
auf  Grund  einer  nach  erfolgter  Anmeldung  seitens  der  Musterschutz- 
behörde vorgenommenen  Prüfung. 

Anmeldung.  Die  Anmeldung  erfolgt  bei  dem  Patentamt  und  zwar 
bei  einer  besonderen  Abteilung  des  Patentamtes,  der  design  branch,  welche 
unter  der  Leitung  des  Vorstehers  des  Patentamtes  steht  Über  die  Ein- 
richtung des  Patentamtes  wird  auf  die  Ausführungen  im  Patentrecht  ver- 
wiesen. Die  Eintragungsgesuche  müssen  in  bestimmten  Formen  erfolgen 
(§  47  Abs.  2  des  Gesetzes  und  §  4  der  Verordnung).  Diese  Formen 
müssen  gewissen  Formularen  entsprechen,  die  dem  Gesetz  von  1883  in 
dem  Anhange  2  beigefügt  worden  sind,  und  die  verschieden  sind,  je 
nachdem  es  sich  um  Muster  für  Spitzen,  für  Serien  von  Spitzen  oder  um 
andere  Muster  handelt  Für  die  äufsere  Form  der  Anmeldung  giebt  ferner 
§  8  der  Verordnung  detaillierte  Vorschriften,  deren  Abänderung  dem  Patent- 
amtsvorsteher (Kontrolleur)  vorbehalten  ist  Gemäfs  §  48  soll  bei  der 
Anmeldung  des  Musters  der  Anmelder  dem  Kontrolleur  die  vorgeschriebene 
Zahl  von  Exemplaren  einer  Kopie  des  Musters  in  Zeichnungen,  Photo- 
graphie oder  Pause  einreichen  oder  statt  dessen  genaue  Ausführungen 
oder  Proben  des  Musters.  Im  einzelnen  hat  über  diese  Erfordernisse  der 
Kontrolleur  zu  bestimmen.  Detaillierte  Vorschriften  trifft  hierüber  §  9  der 
Verordnung,  auf  welche  hier  verwiesen  werden  kann.  Aufserdem  soll 
gemäfs  §  50  Abs.  2  des  Gesetzes,  wie  unten  schon  hervorgehoben,  der 
Eigentümer  des  Musters  vor  dem  Inverkehrbringen  von  nach  dem  Muster 
hergestellten  Gegenständen  genaue  Proben  des  Musters  dem  Vorsteher 
des  Patentamtes  einreichen,  und  zwar  bei  Gefahr  der  Löschung  des  Musters 
in  dem  Register.    Es  soll  ferner  bei  der  Anmeldung  des  Musters  gemäfs 

1)  Recueil  Bd.  II,  S.  464,  Aiim.  1. 
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§  47  Abs.  3  die  Beschaffenheit  des  Musters  angegeben  werden,  d.  h.  es 
ist  der  Anmeldung  eine  Art  Musterbeschreibung  beizufügen.  In  dieser 
mufs  nach  §  9  der  Verordnung  angegeben  sein,  ob  das  Muster  sich  auf 
die  Ausschmückung  oder  auf  die  äufsere  Gestalt  oder  die  Anordnung 
des  Gegenstandes  bezieht,  und  ferner  müssen  die  Mittel  angegeben  sein, 
durch  welche  das  Muster  zur  Anwendung  gebracht  wird.  Ferner  sollen 
bei  der  Anmeldung  und  in  der  Beschreibung  gemäfs  §  47  Nr.  3  die  Klasse 
oder  die  Klassen  von  Waaren  angegeben  sein,  in  welchen  der  Anmelder 
das  Muster  eingetragen  zu  sehen  wünscht  (das  Nähere  darüber  siehe  unten). 

Die  Anmeldung  mufs  gemäfs  §  47  Abs.  2  bei  dem  Patentamt  in  der 
vorgeschriebenen  Weise  eingehen  oder  durch  die  Post  eingesandt  werden 
(siehe  hierüber  Patentrecht  §  97).1) 

Nach  §  47  Nr.  6  kann  der  Vorsteher  nach  seinem  Ermessen  die  Ein- 
tragung eines  bei  ihm  angemeldeten  Musters  verweigern.  Diese  Ver- 
weigerung kann  gemäfs  §  86  des  Gesetzes,  insbesondere  weil  das  Muster 
unsittlich  oder  dem  Gesetz  zuwider  ist,  oder  aber  auch  aus  anderen 
Gründen  erfolgen.  Der  Kontrolleur  kann  das  Muster  einer  Prüfung  sowohl 
in  dem  Sinne  unterziehen,  ob  es  gegenüber  schon  bekannten  Mustern  neu 
ist,  als  auch  ob  es  nicht  schon  in  die  Rolle  eingetragen  ist,  sowie  schliefs- 
licb,  ob  es  seiner  Natur  nach  geeignet  ist,  in  die  Rolle  eingetragen  zu 
werden.  Thatsächlich  findet  eine  Prüfung  auf  Neuheit  oder  Kollision  mit 
schon  geschützten  Mustern  jedoch  nicht  statt.  Über  die  Anhörung  des 
Anmelders  über  die  der  Eintragung  entgegenstehenden  Bedenken  siehe 
Patentrecht  §94  und  §§  12 — 14  der  Verordnung.  Gegen  die  Entschei- 
dung des  Kontrolleurs  kann  Berufung  an  das  Handelsamt  eingelegt  werden 
(§  47  Abs.  6  u.  7).  Die  genaueren  Vorschriften  über  die  Berufungsein- 
legung und  Erledigung  enthalten  §§  15  bis  19  der  Verordnung. 

Die  Anmeldung  mufs  die  Klasse  oder  die  Klassen  von  Waaren  an- 
geben, in  welchen  der  Anmelder  das  Muster  eingetragen  zu  sehen  wünscht. 
Das  englische  Recht  beschränkt  das  ausschliefsliche  Benutzungsrecht  an 
einem  geschlitzten  Muster  auf  bestimmte  Klassen  von  Gegenständen.  Wer 
also  ein  Muster  hat,  kann  Dritten  die  Anwendung  desselben,  nicht  wie 
nach  dem  deutschen  und  dem  oben  behandelten  französischen  Rechte, 
unbedingt,  d.  h.  an  jedem  Industriegegenstand,  welchem  Gewerbezweige 
er  auch  angehören  möge,  verbieten,  sondern  nur  an  denjenigen,  welche 
derselben  Waarenklasse  oder  denselben  Waarenklassen,  für  welche  das 
Muster  angemeldet  ist,  angehören.  Dasselbe  Muster  kann  jedoch  nach 
§  47  Abs.  4  in  mehr  als  in  einer  Klasse  eingetragen  werden;  bestehen 
Zweifel  darüber,  zu  welcher  Klasse  die  Gegenstände,  auf  welche  sich 
das  anzumeldende  Muster  beziehen  soll,  gehören,  so  hat  darüber  der  Vor- 
steher des  Patentamtes  zu  entscheiden.    Die  Klassen  sind  in  dem  dritten 


1)  Vergl.  §§  7  u.  11  der  Verordnung. 
Stephak,  Urheberrecht.  27 
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Anhang  zur  Verordnung  vom  31.  März  1890  aufgeführt  Es  sind  14  Klassen, 
welche  im  einzelnen  aus  der  unten  folgenden  Wiedergabe  der  Verord- 
nung nebst  Anhängen  zu  ersehen  sind. 

Gebühren.  Die  Taxen  sind  verschieden,  je  nachdem  für  eine  oder 
mehrere  Klassen  der  Schutz  gefordert  wird,  und  auch  verschieden  in 
verschiedenen  Klassen.  Im  einzelnen  sind  sie  aus  dem  Anhang  I  der 
Verordnung  vom  31.  März  zu  ersehen.  Sie  werden  gemäfs  §  56  für  An- 
meldung, für  Eintragung  und  andere  unter  dieses  Gesetz  fallende  Ge- 
schäfte erhoben  und  in  ihrer  Höhe  vom  Handelsamt  festgesetzt  Sie  sind 
bei  der  Anmeldung  zu  zahlen. 

Register.  Bei  dem  Patentamt  wird  gemäfs  §  55  des  Gesetzes  ein 
Musterregister  geführt,  in  welches  die  Namen  und  Wohnorte  der  Eigen- 
tümer der  eingetragenen  Muster  sowie  die  Anzeigen  von  der  Abtretung 
und  Vererbung  sowie  solche  andere  Gegenstände  eingetragen  werden, 
welche  künftig  etwa  vorgeschrieben  werden.  Nach  §  20  der  Verordnung 
werden  der  Name,  die  Adresse  und  der  Stand  des  eingetragenen  Eigen- 
tümers sowie  das  Datum  des  Tages,  an  welchem  das  Eintragungsgesuch 
bei  dem  Kontrolleur  eingegangen  ist,  eingetragen;  dieser  Tag  gut  auch 
als  Datum  der  Eintragung. 

Über  die  Verbesserung  von  Schreibfehlern  und  die  Ergänzung  der 
Gesuche  siehe  Patentrecht  (§91).  Nach  §  3  der  Verordnung  kann  über- 
haupt jedes  Dokument  und  jede  Zeichnung  u.  s.  w.  vorbehaltlich  beson- 
derer Vorschriften  des  Gesetzes  abgeändert  und  jeder  Irrtum  im  Ver- 
fahren, welcher  nach  Ansicht  des  Kontrolleurs  ohne  Schaden  für  die 
Interessen  irgend  einer  Person  beseitigt  werden  kann,  korrigiert  werden. 
Über  das  Recht  der  Gerichte  auf  Abänderung  des  Musterregisters  wird 
auf  die  unter  der  Randnote  „Schutz  der  Rechte44  gemachte  Ausführung 
verwiesen.  Über  die  erfolgte  Eintragung  erteilt  der  Kontrolleur  dem  Eigen- 
tümer des  Musters  eine  Bescheinigung,  von  der  er  auch  Abschriften  er- 
teilen kann  (§  10  der  Verordnung). 

Öffentlichkeit  §52  des  Gesetzes  in  Verbindung  mit  dem  Gesetz 
von  ISSS  und  §  53  des  Gesetzes  bestimmen  folgendes:  Solange  das  Ur- 
heberrecht an  einem  Muster  besteht,  soll  die  Einsicht  des  Musters  Nie- 
mandem gestattet  sein  aufser  dem  Eigentümer  oder  einer  schriftlich  von 
ihm  oder  einer  vom  Kontrolleur  oder  den  Gerichten  ermächtigten  Person, 
sofern  diese  durch  ihre  Angaben  den  Kontrolleur  in  den  Stand  setzt,  die 
Identität  des  Musters  festzustellen.  Die  Einsicht  darf  nur  in  Gegenwart 
des  Kontrolleurs  oder  eines  ihm  untergebenen  Beamten  erfolgen  und  nur 
gegen  Zahlung  der  vorgeschriebenen  Gebühr.  Die  Person,  welche  Einsicht 
nimmt,  ist  nicht  berechtigt,  eine  Kopie  von  dem  Muster  oder  von  einem 
Teile  desselben  zu  nehmen.  Wird  die  Eintragung  eines  Musters  verweigert, 
weil  es  mit  einem  schon  eingetragenen  identisch  ist,  so  ist  der  Gesuchsteller 
berechtigt,  zu  verlangen,  dafs  ihm  die  Einsichtnahme  des  eingetragenen 
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Musters  gestattet  wird.  Wenn  das  Urheberrecht  an  einem  Muster  erloschen 
ist,  so  ist  es  zur  Einsicht  offen,  und  Jeder  kann  gegen  Zahlung  der  vor- 
geschriebenen Gebühr  Kopie  von  dem  Muster  nehmen.  Der  Kontrolleur 
ist  verpflichtet,  jeder  Person,  welche  ein  bestimmtes  Muster  mit  der  Marke 
der  Eintragung  oder  auch  die  Marke  der  Eintragung  allein  vorlegt,  sofern 
sie  durch  ihre  Angaben  den  Vorsteher  zur  Identifizierung  des  Musters  in 
den  Stand  setzt,  gegen  Zahlung  der  vorgeschriebenen  Gebühr  Auskunft 
zu  erteilen,  ob  die  Eintragung  des  Musters  noch  zu  Eecht  besteht  und 
für  welche  Klassen  von  Waaren,  ferner  über  den  Tag  der  Eintragung 
sowie  über  Namen  und  Wohnort  des  eingetragenen  Eigentümers. 

Hiernach  ist  die  Öffentlichkeit  der  noch  geschützten  Muster  nach 
dem  Gesetz  von  1883  beschränkt,  grundsätzlich  sollte  sie  wohl  nur 
dem  Eigentümer  und  seinen  Beauftragten  zustehen,  doch  wurde  dieses 
schon  von  dem  Gesetz  selber  eingeschränkt  zu  Gunsten  derjenigen  Per- 
sonen, welche  eine  genaue  Beschreibung  des  Musters  zu  geben  im  stände 
und  von  dem  Kontrolleur  oder  dem  Gericht  dazu  ermächtigt  sind.  Das 
Gesetz  von  1888  beschränkt  nun  die  Geheimhaltung  noch  weiter,  indem 
es  für  den  Fall  der  Ablehnung  einer  Mustereintragung  auf  Grund  einer 
schon  früher  erfolgten  Eintragung  dem  Abgelehnten  ein  Recht  auf  Ein- 
sicht in  das  früher  eingetragene  Muster  giebt.  Im  übrigen  ist  das  Patent- 
amt verpflichtet,  unter  den  in  §  53  angegebenen  Voraussetzungen  über  den 
Bestand  eines  Musters  und  dessen  Natur  jedem  Interessenten  Auskunft  zu 
erteilen.  Daneben  hat  das  Patentamt  die  Verpflichtung,  gegen  Zahlung  der 
vorgeschriebenen  Gebühr  Jedem  auf  Verlangen  beglaubigte  Kopien  der  in 
den  Registern  befindlichen  Eintragungen  zu  erteilen.  Das  Register  ist  zu 
jeder  Zeit  dem  Publikum  zur  Einsichtnahme  zugänglich  (§  88  des  Gesetzes). 

Vor  dem  Feilhalten  von  Waaren,  an  welchen  ein  eingetragenes  Muster 
angebracht  ist,  mufs  der  Eigentümer  des  Musters  nach  §  51  des  Gesetzes 
Sorge  tragen,  dafs  jedes  Stück  dieser  Waaren  mit  der  vorgeschriebenen 
Marke  oder  mit  den  vorgeschriebenen  Worten  oder  Zeichen  verseben 
wird,  welche  anzeigen,  dafs  das  Muster  eingetragen  ist  Unterläfst  er  dies, 
so  erlischt  das  Urheberrecht  an  dem  Muster,  sofern  nicht  der  Eigentümer 
nachweist,  dafs  er  alle  notwendigen  Schritte  gethan  hat,  um  die  Bezeich- 
nung der  Waare  zu  sichern.  Die  Registermarke  mufs  nach  §  32  der  Ver- 
ordnung bei  den  Gegenständen  der  Klassen  13  und  14  in  den  Buchstaben 
„Regd/,  bei  den  Gegenständen  der  Klassen  11  und  12  in  den  Buchstaben 
„Rd*,  bei  den  Gegenständen  der  anderen  Klassen  aus  den  Buchstaben  Rd 
mit  der  Eintragungsnummer  bestehen.  Hiernach  besteht  in  England  ein 
Registermarkenzwang,  und  zwar  ist  diese  Vorschrift  des  §  5 1  eine  absolute, 
deren  Nichtbeobachtung  das  Erlöschen  des  Musterrechtes  zur  Folge  hat.1) 

1)  Entscheidungen  des  höchsten  Gerichtshofes  zu  Schottland  vom  20./27.  Oktober 
und  16.  November,  mitgeteilt  in  der  Propriete  industrielle  1M>4?  S.  122,  und  der  Zeit- 
schrift für  gewerblichen  Rechtsschutz  1S94,  S.  335. 
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Inhalt  des  Musterrechtes.  Untersagungsrecht  Nach  §  60 
Abs.  2  des  Gesetzes  ist  das  Urheberrecht  das  ausschliefsliche  Recht,  ein 
Muster  an  irgend  einer  Waare  oder  einer  Substanz  aus  denjenigen  Klassen, 
in  welche  das  Muster  eingetragen  ist,  anzuwenden.  Diesem  ausschlief  s- 
lichen  Recht  zur  Benutzung  des  Musters  entspricht  ein  Untersagungsrecht 
gegen  Andere.    Dasselbe  ist  gemäfs  §  58  ein  doppeltes. 

Während  der  Dauer  des  Urheberrechtes  an  einem  Muster  darf 

a.  Niemand  ohne  die  Erlaubnis  und  die  schriftliche  Bewilligung 
des  eingetragenen  Eigentümers  das  Muster  oder  eine  betrügliche 
oder  handgreifliche  Nachahmung  desselben  in  den  Waaren- 
klassen,  für  welche  das  Muster  eingetragen  ist,  zum  Zwecke 
des  Verkaufs  an  irgend  einem  Erzeugnis  der  Gewerbe  oder  an 
irgend  einem  Natur-  oder  Kunstprodukte  anbringen  oder  die 
Anbringung  desselben  veranlassen,  und 

b.  Niemand  ein  gewerbliches  Erzeugnis  oder  einen  Gegenstand, 
an  welchem  das  Muster  oder  eine  betrügliche  oder  handgreif- 
liche Nachahmung  desselben  angebracht  ist,  ausstellen  oder  feil- 
halten, sofern  er  weifs,  dafs  die  Anbringung  ohne  Zustimmung 
des  eingetragenen  Eigentümers  stattgefunden  hat 

Hiernach  sind  verboten  einmal  das  Herstellen  von  Gegenständen 
nach  dem  geschützten  Muster  und  wird  dabei  dem  Hersteller  der  Ver- 
anlasser nach  einer  durch  das  Gesetz  von  1SS8  eingeführten  Bestimmung 
gleich  gestellt.  Wie  im  deutschen  Recht  ist  aber  nicht  jedes  Herstellen 
solcher  Gegenstände  schlechthin  verboten,  sondern  nur  das  Herstellen 
zum  Zwecke  des  Verkaufes.  Es  ist  ferner  verboten  das  Ausstellen  und 
Feilhalten  des  unter  Musterverletzung  hergestellten  Gegenstandes.  Als 
rechtliche  Folge  dieser  Handlungen  wird  ausschliefslich  von  dem  Ge- 
setz eine  an  den  Eigentümer  des  Musters  zu  zahlende,  durch  Civilklage 
vor  jedem  zuständigen  Gerichtshofe  einzufordernde  Geldbufse  von 
50  Pfund  für  jeden  Übertretungsfall  angedroht.  Durch  das  Gesetz  von 
1888  ist  jedoch  der  Anspruch  auf  Geldbufse  bei  mehreren  Kontraven- 
tionsf allen  auf  die  Gesamtsumme  von  100  Pfund  beschränkt  Nach 
§  105  des  Gesetzes  wird  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5  Pfund  derjenige 
bestraft,  welcher  die  vorgeschriebene  Registermarke  unberechtigter  Weise 
auf  einen  Gegenstand,  der  nach  einem  nichtgeschützten  Muster  gefertigt 
ist,  anwendet  oder  auch  eine  andere  Bezeichnung  anwendet,  welche  auf 
einen  bestehenden  Musterschutz  hindeutet,  während  thatsächlich  ein  solcher 
nicht  besteht.  Die  Strafbarkeit  des  Inverkehrbringens  der  nach  dem 
Muster  unerlaubt  gefertigter  Gegenstände  tritt  nur  ein,  wenn  der  Handelnde 
weifs,  dafs  die  Anbringung  ohne  Zustimmung  des  eingetragenen  Eigen- 
tümers stattgefunden  hat.  Dafs  auch  die  Bestrafung  der  Anbringung 
des  Musters  selber  von  der  Kenntnis  des  Schutzes  an  dem  Muster  ab- 
hängig sei,  ist  aus  dem   Gesetz  nicht  zu  entnehmen.     Unabhängig  von 
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der  durch  dieses  Gesetz  gewährten  Klage  auf  die  vorerwähnte  Strafe 
kann  der  eingetragene  Eigentümer  eines  Musters  gemäfs  §  59  des  Ge- 
setzes nach  seiner  Wahl  eine  Klage  auf  Ersatz  des  Schadens  anstellen, 
welcher  aus  der  Anwendung  des  Musters  oder  einer  betrügerischen  oder 
handgreiflichen  Nachahmung  desselben  auf  irgend  einer  Waare  oder 
Substanz  zum  Zweck  des  Verkaufes  oder  aus  dem  Verkauf  oder  Feil- 
halten der  mit  dem  Muster  oder  Nachahmung  versehenen  Waare  oder 
Substanz  durch  Jemanden,  welcher  wufste,  dafs  der  Eigentümer  zu  dieser 
Anwendung  seine  Einwilligung  nicht  gegeben  hatte,  entsteht. 

Das  eingetragene  Muster  ist  gegen  Nachahmung  geschützt  und  zwar 
gemäfs  §  58  des  Gesetzes  nicht  nur  gegen  die  Kopie,  sondern  auch 
gegen  eine  betrügerische  oder  handgreifliche  Nachahmung.  Es  soll  also 
auch  dann  die  Anwendung  des  Musters  nicht  gestattet  sein,  wenn 
sie  mit  gewissen  Abänderungen  erfolgt.  Der  sachliche  Umfang  des 
Musterrechtes  unterscheidet  sich  von  demjenigen  nach  deutschem  und 
französischem  durch  die  Einführung  der  Klassifikation  und  die  Beschrän- 
kung des  Schutzes  auf  die  Anwendung  an  denjenigen  Gegenständen,  welche 
der  oder  den  Klassen  angehören,  für  welche  das  Muster  eingetragen  ist. 

Wenn  ein  Muster  eingetragen  ist,  so  hat  der  eingetragene  Eigen- 
tümer gemäfs  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  das  Urheberrecht  an  dem 
Muster  während  5  Jahre  von  dem  Tage  der  Eintragung.  Als  solcher 
gilt  derjenige  Tag,  an  welchem  das  Gesuch  um  Eintragung  bei  dem 
Vorsteher  des  Patentamts  eingegangen  ist.  Eine  Verlängerung  dieser 
Schutzfrist  findet  nicht  statt. 

Das  Gesetz  schützt  nur  die  Muster  inländischer  Urheber  und  auch 
nur  dann,  wenn  nicht  ausschliefslich  im  Auslande  nach  diesen  Mustern 
fabriziert  wird.  Nach  §  54  des  Gesetzes  erlischt  nämlich  das  Urheber- 
recht an  dem  Muster,  wenn  ein  eingetragenes  Muster  in  einem  aus- 
wärtigen Staate  zur  Fabrikation  verwendet  und  im  Inlande  während 
6  Monaten  nach  der  Eintragung  angewendet  wird.  Über  das  Recht  der 
Ausländer  siehe  unten. 

Nach  §  61  kann  das  Musterrecht  auch  übertragen  werden  sowie 
durch  Erbgang  übergehen;  sowohl  vor  der  Eintragung  wie  nach  der 
Eintragung  kann  das  Recht  auf  Eintragung  sowohl  ausdrücklich  über- 
tragen werden,  als  auch  stillschweigend,  d.  h.  es  kann  aus  irgend 
einem  rechtlichen  Grunde  das  von  einer  Person  hergestellte  Muster  als 
von  Anfang  an  in  die  Eigentumssphäre  einer  Person  fallend  erachtet 
werden.  Wer  gegen  entsprechende  Vergütung  ein  neues  und  eigentüm- 
liches Muster  oder  das  Recht,  dasselbe  an  einer  Waare  oder  Substanz 
anzubringen,  erwirbt,  sei  es  mit  Ausschlufs  aller  übrigen  Personen  oder 
anders  und  ebenso  derjenige,  auf  welchen  das  Eigentum  eines  solchen 
Musters  oder  das  Recht  der  Anwendung  übergeht,  gilt  als  Eigentümer 
des  Musters  in  der  Beziehung,   in   welcher  er  dasselbe  erworben  hat, 
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jedoch  nicht  über  diesen  Umfang  hinaus  (§  61  des  Gesetzes).  Hier- 
nach kennt  das  englische  Recht  nicht  nur  eine  Übertragung  des  Muster- 
rechts im  ganzen,  sondern  auch  eine  teilweise  Übertragung  des  Muster- 
rechts, eine  beschränkte  Übertragung,  sei  es  dafs  das  Musterrecht  gleich- 
zeitig mehreren  Personen  zusteht,  also  ein  konkurrierendes  Musterrecht 
mehrerer  Personen  begründet  wird,  sei  es  dafs  das  Recht  zeitlich  oder 
räumlich  oder  nach  Klassen  beschränkt  übertragen  wird.  §  87  des  Ge- 
setzes bestätigt  noch  ausdrücklich,  dafs  die  als  Inhaber  eines  Musters 
in  das  Register  eingetragene  Person  befugt  ist,  das  Urheberrecht  weiter 
zu  übertragen,  Lizenzen  zu  erteilen  oder  in  anderer  Weise  darüber 
zu  verfügen.  Nach  §§  57  und  87  des  Gesetzes  ist  die  Übertragung 
eines  eingetragenen  Musters,  mag  sie  durch  Abtretung  oder  durch  Ver- 
erbung oder  durch  einen  anderen  Akt  erfolgen,  auf  Antrag  des  Neube- 
rechtigten in  das  Musterregister  einzutragen,  vorausgesetzt,  dafs  dem 
Kontrolleur  ein  glaubwürdiger  Nachweis  des  Rechtsüberganges  geliefert 
wird.  Im  einzelnen  wird  für  die  Förmlichkeiten  und  Voraussetzungen 
des  Antrages  auf  Übertragung  im  Musterschutzregister  auf  den  Inhalt 
der  §§21  bis  26  der  Verordnung  Bezug  genommen  und  hier  nur  noch 
hervorgehoben,  dafs  gemäfs  §  21  der  Verordnung  die  Eintragung  des 
Überganges  in  dem  Musterregister  erfolgen  mufs,  um  Dritten  gegenüber 
wirksam  zu  sein.  Eingetragen  wird  nur  die  unbedingt  erfolgte  Über- 
tragung, mag  sie  vollständig  oder  auch  teilweise  sein;  dagegen  darf 
die  Anzeige  einer  nur  indirekt  oder  stillschweigend  ausgedrückten 
widerruf  liehen  Übertragung  vom  Kontrolleur  nicht  angenommen  noch  ein- 
getragen werden  (§  85  des  Gesetzes). 

Alle  Gründe,  die  der  Entstehung  des  Musterschutzes  entgegenstehen, 
können,  auch  wenn  trotzdem  das  Muster  eingetragen  ist,  von  jedem  In- 
teressenten geltend  gemacht  werden,  um  den  Schutz  zu  beseitigen.  Dies 
geschieht  durch  Anrufung  der  Gerichte,  welche  befugt  sind,  sowohl  Abände- 
rungen wie  Streichungen  in  dem  Musterschutzregister  dem  Vorsteher  des 
Patentamtes  vorzuschreiben.   Näheres  bestimmt  hierüber  §  90  des  Gesetzes. 

In  jeder  auf  eine  Berichtigung  des  Registers  lautenden  Entscheidung 
ist  anzuordnen,  dafs  dem  Kontrolleur  von  der  Berichtigung  gehörige  An- 
zeige gemacht  werde.  Nach  §  27  der  Verordnung  hat  die  Partei  dem 
Kontrolleur  in  der  Frist  von  4  Tagen  Mitteilung  von  einem  Gesuche  zu 
machen,  welches  diese  in  Gemäfsheit  des  §  90  bei  dem  Gericht  gestellt  hat. 

Von  der  von  dem  Gericht  auf  das  Gesuch  erfolgenden  Anordnung 
hat  die  Person,  zu  deren  Gunsten  dieselbe  ergangen  ist,  unverzüglich 
bei  dem  Patentamt  eine  beglaubigte  Kopie  niederzulegen.  Darauf  wird 
das  Register  berichtigt  oder  der  Wortlaut  der  Anordnung  in  anderer 
Weise  in  das  Register  eingetragen.  Das  Gericht  kann  übrigens  in  der 
eine  Änderung  oder  Berichtigung  oder  Streichung  in  dem  Register  ver- 
fügenden Anordnung  gleichzeitig   für  die  durch  die  zu  ändernde  Ein- 
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tragung  geschädigte  Person  einen  Schadenersatz  bestimmen.  Neben  den 
der  Eintragung  entgegenstehenden  Löschungsgründen  (Mangel  der  Muster- 
schutzfähigkeit, Mangel  der  Neuheit,  Mangel  der  Urheberschaft)  sind 
zwei  weitere  Löschungsgrtinde  die  Nichtanwendung  der  durch  §  51  vor- 
geschriebenen Registermarke  und  die  Ausführung  des  Musters  im  Aus- 
lande, sofern  nicht  binnen  6  Monaten  auch  eine  Ausführung  im  Inlande 
erfolgt  (§  54  des  Gesetzes). 

Die  Geltendmachung  von  Ansprüchen  aus  den  eingetragenen  Muster- 
rechten gegenüber  Musterverletzungen  erfolgt  im  ordentlichen  Gerichts- 
verfahren. Dabei  haben  das  Musterregister  und  die  von  dem  Patentamt 
erteilten  Bescheinigungen  besondere  Beweiskraft.  Das  Musterregister 
liefert  nach  §  55  Abs.  2  den  Anfang  des  Beweises  für  alle  Gegenstände, 
in  Bezug  auf  welche  durch  dieses  Gesetz  die  Eintragung  vorgeschrieben 
oder  zugelassen  ist.1) 

Eine  vom  Kontrolleur  unterschriebene  Bescheinigung,  betreffend  eine 
Eintragung  oder  eine  andere  Angelegenheit,  deren  Erledigung  durch  dieses 
Gesetz  oder  durch  die  hierzu  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  dem 
Kontrolleur  übertragen  ist,  gilt  als  prima  facie  Beweis  dafür,  dafs  die 
betreffende  Handlung  geschehen  oder  unterblieben  ist  (§  96  des  Gesetzes). 
Solche  Bescheinigungen  kann  der  Kontrolleur  auf  schriftlichen  Antrag 
und  nach  Zahlung  der  vorgeschriebenen  Gebühr  erteilen ;  es  soll  auf  der 
ersten  Seite  der  Zweck  angegeben  werden,  zu  welchem  sie  erteilt  worden 
sind  (§  34  der  Verordnung). 

Hinsichtlich  des  Rechtes  der  Ausländer  wird  auf  die  diesbezüglichen 
Ausführungen  im  Patentrecht  Bezug  genommen.  Das  englische  Gesetz 
gilt  auch  auf  der  Insel  Man. 

Malta.  Malta  stellt  in  der  Verordnung  5  zur  Beförderung  der  Er- 
findungen und  Verbesserungen  in  den  mechanischen  Kombinationen  und 
den  Verfahren  der  Fabrikgewerbe  vom  1.  März  1893  gemeinsame  Grund- 
sätze über  den  Schutz  der  Erfindungen  und  der  gewerblichen  Muster 
und  Modelle  auf.  Hierzu  ist  die  Verordnung  Nr.  I  von  1S94  betreffend 
Abänderung  der  in  dem  Anhang  zur  Verordnung  V  von  1898  festge- 
setzten Gebühren  ergangen.    S.  das  Nähere  unter  Patentrecht. 

In  Gibraltar  besteht  kein  Schutz  für  gewerbliche  Muster  und  Modelle, 
ebensowenig  in  Aurigny,  Guernesey  und  Jersey  (Kanalinseln). 

§  7.  Schweiz.  Die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  schützt  gewerb- 
liche Muster  und  Modeile  durch  das  Bundesgesetz  vom  21.  Dezember  1S88, 
dessen  jetzt  geltende  Ausführungsverordnung  vom  31.  August  1894  datiert 

Nach  Art  1  des  Gesetzes  gewährt  die  Schweizerische  Eidgenossen- 
schaft dem  Urheber  neuer  und  gewerblicher  Muster  und  Modelle  oder 
seinen  Rechtsnachfolgern  die  in  dem  Gesetz  bezeichneten  Rechte.  Art.  2 
nimmt  von  dem  Schutze  dieses  Gesetzes  einmal  die  künstlerischen  Werke, 

1)  Vergl.  auch  §  S9  des  Gesetzes. 
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welche  geeignet  sind,  durch  das  Bundesgesetz  vom  23.  August  1S83  ge- 
schützt zu  werden,  und  anderseits  die  gewerblichen  Erfindungen  aus, 
welche  unter  das  Patentgesetz  fallen.  Alfred  Simon  trennt  die  Begriffe 
der  Erfindung  und  des  gewerblichen  Musters  im  Sinne  des  Schweizer 
Rechtes  in  den  von  ihm  bearbeiteten  Anmerkungen  zu  dem  Eecueil  Bd.  II, 
S.  550,  Anm.  2  dahin,  dals  die  Erfindungen  im  allgemeinen  zum  Gegen- 
stand die  Kombination  von  Kräften  haben,  während  die  Modelle  sich  nur 
auf  die  äufsere  Ausschmückung  der  Gegenstände  oder  auf  ihre  ästhe- 
tische Form  beziehen  können.  Hiernach  wird  man  als  Muster  oder  Modell 
im  Sinne  des  Schweizer  Gesetzes  im  wesentlichen  nur  Geschmacksmuster 
im  Sinne  des  deutschen  Gesetzes  erachten  können.  Eine  eigenartige  posi- 
tive Einschränkung  enthält  Art  29  des  Gesetzes  und  Art  12  der  Verord- 
nung, wonach  das  Gesetz  auf  die  Erzeugnisse  der  Baumwollendruckerei 
zur  Zeit  noch  keine  Anwendung  findet.  Das  Gesetz  schützt  nur  gemäfs 
Art.  1  neue  gewerbliche  Muster  und  Modelle.  Der  Mangel  der  Neuheit 
steht  zwar  der  Eintragung  an  sich  nicht  entgegen,  berechtigt  aber  zur 
Nichtigkeitserklärung  des  eingetragenen  Musters  (§  7), 

1.  wenn  die  hinterlegten  Muster  oder  Modelle  nicht  neu  sind, 

2.  wenn  sie  vor  der  Hinterlegung  in  gewerblicher  Weise  bekannt 
geworden  sind. 

Da  der  Begriff  der  offenkundigen  gewerblichen  Benutzung  in  Nr.  2 
schon  enthalten  ist,  so  ist  Nr.  1  wohl  dahin  auszulegen,  dafs  die  Muster 
und -Modelle  auch  dann  nicht  schutzfähig  sind,  wenn  sie  durch  irgend 
etwas  Anderes  als  durch  die  offenkundige  gewerbliche  Benutzung  vor 
der  Anmeldung  bekannt  geworden  sind,  insbesondere  durch  Veröffent- 
lichung in  Form  von  Ausstellungen  und  Druckschriften,  sei  es  bildlich, 
sei  es  in  genauer  Beschreibung.  Die  öffentliche  Benutzung  umfafst  das 
gewerbliche  Inverkehrbringen,  Verkauf  und  Ausbeutung,  dagegen  nicht 
den  persönlichen  Gebrauch  und  die  persönliche  Weitergabe  an  einen 
Anderen ;  ob  die  offenkundige  Benutzung  im  Inlande  oder  Auslande  er- 
folgt ist,  ist  unerheblich.1) 

Besondere  Schutzvorschriften  trifft  das  Gesetz  in  Art  28  und  die 
Verordnung  in  Art.  125  hinsichtlich  der  auf  gewerblichen  Ausstellungen 
veröffentlichten  Muster  bezw.  veröffentlichten,  nach  bestimmten  Mustern 
hergestellten  Gegenstände.  Ausgeschlossen  von  dem  Musterschutz  sind 
Muster,  deren  Gegenstand  anstöfsiger  Natur  ist.  Solche  sollen  von  dem 
eidgenössischen  Amte  für  gewerbliches  Eigentum  zurückgewiesen  werden 
(Art  11  des  Gesetzes). 

Das  Gesetz  schützt  den  Urheber  neuer  gewerblicher  Muster  und 
Modelle  oder  dessen  Rechtsnachfolger.  Zwar  wird  die  Urheberschaft  bei 
der  Eintragung  nicht  geprüft,  aber  nach  Art.  7  Abs.  1  Nr.  3  ist  eine  Hinter- 
legung für  nichtig  zu  erklären,  wenn  der  Hinterlegende  weder  der  Ur- 

1)  Recueil  Bd.  II,  S.  552,  Anm.  3  und  S.  550,  Anm.  3. 
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heber  der  hinterlegten  Muster  und  Modelle,  noch  dessen  Rechtsnachfolger 
ist.  Der  Hinterleger  hat  die  Vermutung,  dafs  das  Muster  neu  und  dafs 
er  der  Urheber  sei,  für  sich.  Sie  ist  zwar  nicht  ausdrücklich  im  Gesetz 
ausgesprochen,  hegt  aber  stillschweigend  darin.1) 

Wenn  dasselbe  gewerbliche  Muster  von  zwei  verschiedenen  Personen 
und  zu  verschiedenen  Zeiten  hinterlegt  wird,  so  kann  die  spätere  Hinter- 
legung dem  wohlerworbenen  Rechte  des  früheren  Hinterlegers  nicht  prä- 
judizieren;  die  spätere  Hinterlegung  ist  in  solchem  Falle  für  nichtig  zu 
erklären.  Die  Benutzung  des  Musters  ist  aber  auch  ohne  diese  Nichtig- 
keitserklärungen strafbar.  Mafsgebend  für  die  Frage  der  Priorität  des 
Eingangs  einer  Anmeldung,  weiche  sowohl  unmittelbar,  als  durch  die 
Post  erfolgen  kann,  ist  in  letzterem  Falle  die  Aufgabe  zur  Post,  sofern 
sich  auf  der  Sendung  die  amtliehe  Bescheinigung  des  Tages  und  der 
Stunde  der  Empfangnahme  seitens  der  Post  befindet  (Art.  9  des  Gesetzes). 
Aus  dem  Auslande  kommende  Gesuche  müssen  durch  in  dem  Inlande 
domizilierende  dritte  Personen,  welche  von  den  Bewerbern  zur  Vertretung 
bevollmächtigt  worden  sind,  eingereicht  werden  (Art  2  Abs.  5  der  Ver- 
ordnung). Das  Vertreterwesen  ist  durch  Art.  27  der  Verordnung  dahin 
geordnet,  dafs  mit  Bewilligung  des  dem  eidgenössischen  Amte  für  geistiges 
Eigentum  vorgesetzten  Departements  ersteres  Agenten  wegen  ihres  Ver- 
haltens gegenüber  dem  Amte  oder  ihren  Klienten  zurückweisen  kann. 
Diese  Mafsregel  soll  in  der  Regel  zuerst  auf  einen  Monat  und  im  Wieder- 
holungsfalle auf  längere  Zeit  oder  dauernd  geltend  gemacht  und  im  offi- 
ziellen Schweizer  Handelsblatte  veröffentlicht  werden. 

Geschützt  ist  nach  Art.  3  nur  ein  gemäfs  Art.  5  des  Gesetzes  hinter- 
legtes  Muster  oder  Modell.  Wer  sich  das  ausschliefsliche  Recht  der  Be- 
nutzung eines  gewerblichen  Musters  und  Modells  sichern  will,  hat  nach 
Art.  5  hierfür  beim  eidgenössischen  Amte  für  gewerbliches  Eigentum  ein 
in  einer  der  drei  Landessprachen  abgefafstes  Gesuch  einzureichen.  Im 
einzelnen  bestimmt  die  Verordnung  über  die  Form  der  Hinterlegung  fol- 
gendes.   Zu  überreichen  sind: 

1.  ein  Gesuch  mit  Bordereau  auf  offiziellem  gedruckten  Formular 
in  zwei  Exemplaren; 

2.  ein  Exemplar  eines  jeden  der  betreffenden  Muster  oder  Modelle; 

3.  die  vorgeschriebene  Gebühr; 

4.  die  Vollmacht  auf  den  Schweizer  Vertreter,  sofern  eine  Vertretung 
stattfindet; 

5.  sofern  das  Gesuch  nicht  im  Namen  des  Urhebers,  sondern  im 
Namen  seines  Rechtsnachfolgers  erfolgt,  eine  mit  der  beglau- 
bigten Unterschrift  des  Urhebers  versehene  oder  von  einer  zu- 
ständigen Behörde  oder  einem  Notar  errichtete  Erklärung,  durch 

1)  Entscheidungen  des  Bundesgerichts  vom  19.  Juli  1S97,  mitgeteilt  in  Gewerb- 
licher Rechtsschutz  und  Urheberrecht  1S97,  Nr.  12,  S.  364. 
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welche  das  Recht  des  Rechtsnachfolgers  begründet  wird  (Art  1 
der  Verordnung). 

Die  Gesuche  müssen  auf  den  vorgeschriebenen  Formularen  errichtet 
und  jedes  Muster  oder  Modell  mufs  mit  der  Nummer,  unter  welcher  es 
in  den  Geschäftsbüchern  des  Antragstellers  eingetragen  ist,  versehen  sein. 
Auf  dem  Borderau  müssen  diese  Nummern  verzeichnet  sein.  Alle  Akten- 
stücke müssen  unterschrieben  sein  (Art.  2  der  Verordnung).  Nach  Art.  9 
Abs.  2  des  Gesetzes  mufs  dem  Gesuch  ein  Exemplar  von  jedem  Muster 
oder  Modell  entweder  in  der  Form  des  gewerblichen  Erzeugnisses,  wofür 
es  bestimmt  ist,  oder  in  derjenigen  einer  Zeichnung,  Photographie  oder 
in  einer  sonstigen  genügenden  Darstellungsweise  beigefügt  sein.  Es  ist 
nicht  gestattet,  den  Mustern  oder  Modellen  Erläuterungen  beizufügen 
(Art.  3  Abs.  2  der  Verordnung). 

Eine  Prüfung  der  Gesuche  auf  Neuheit  und  Urheberschaft  findet 
nicht  statt  (Art.  11  und  12  des  Gesetzes).  Dagegen  wird  geprüft,  ob  das 
Muster  ein  Muster  im  Sinne  des  Art.  2  ist;  ferner  ob  die  formellen  Vor- 
schriften des  Art  9  und  des  noch  zu  erörternden  Art  10  erfüllt  sind; 
schliefslich  ob  der  Gegenstand  etwa  anstöfsiger  Natur  ist  Fällt  die 
Prüfung  zu  Ungunsten  des  Musters  aus,  so  ist  es  zurückzuweisen,  Aufser 
den  in  Art.  11  genannten  Zurückweisungsgründen  führt  Art  12  der  Ver- 
ordnung noch  an,  dafs  das  Amt  auch  diejenigen  Gesuche  zurückweisen 
könne,  welche  andere  Unregelmäfsigkeiten  enthalten^  und  ferner  diejenigen, 
welche  sich  ausschliefslich  auf  Baumwollendruckerei  beziehen.  Übrigens 
kann  das  Amt  den  Umständen  entsprechend  dem  Anmelder  eine  Frist  von 
höchstens  drei  Monaten  gewähren,  um  das  Gesuch  mit  den  Vorschriften 
des  Gesetzes  und  der  Verordnung  in  Einklang  zu  bringen;  wird  sie  nicht 
innegehalten,  so  ist  das  Gesuch  zurückzuweisen  (Art  12  der  Verordnung). 
Nach  Art  1 1  des  Gesetzes  und  Art.  12  der  Verordnung  besteht  gegen  diese 
zurückweisende  Verfügung  während  einer  Notfrist  von  vier  Wochen  das 
Rekursrecht  an  die  höhere  Verwaltungsbehörde,  d.  h.  an  das  Bundesamt 
für  Justiz  und  Polizei. 

Die  Hinterlegung  der  Muster  kann  nach  Art.  10  des  Gesetzes  und  Art  4 
der  Verordnung  offen  oder  in  versiegelten  Packeten  erfolgen.  Die  ver- 
siegelten Packete  müssen  um  die  Verpackung  noch  einen  zweiten  Um- 
schlag behufs  Anbringung  der  Adresse  haben;  sie  müssen  die  Aufschrift 
„Versiegelte  Hinterlegung"  tragen  und  in  geeigneter  Weise  gegen  nicht 
zu  kontrollierende  Eröffnung  gesichert  sein.  Die  versiegelten  Umschläge 
werden  zwei  Jahre  nach  dem  Datum  der  Hinterlegung  geöffnet,  vorher 
nur  auf  Gesuch  des  Hinterlegers  oder  auf  gerichtliche  Verfügung  (Art  t5 
Abs.  2  des  Gesetzes).  Die  kraft  richterlicher  Verfügung  entsiegelten  Packete 
werden  nachher  wieder  versiegelt  (Art.  21  der  Verordnung).  Erfolgt  die 
Entsiegelung,  so  werden  die  in  den  Packeten  vorgefundenen  Muster  in 
derselben  Weise  behandelt  wie  die  offen  hinterlegten  Muster  bei  der  Hinter- 
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legung,  d.h.  sie  werden  gemäfs  dem  Art  11  einer  Prüfung  unterzogen 
und  event  noch  zurückgewiesen,  doch  kann  keine  Änderung  mehr  zu- 
gelassen werden. 

Die  Hinterlegung  der  Muster  erfolgt  bei  dem  eidgenössischen  Amte 
für  gewerbliches  Eigentum,  jedoch  kann  der  Bundesrat  eventuell  noch 
andere  Stellen  bezeichnen,    bei  denen  in  gleicher  Weise   wie  bei  dem 
eidgenössischen   Amte   für   gewerbliches   Eigentum    Gesuche    hinterlegt 
werden  können.    Zur  Zeit  herrscht  jedenfalls  auf  diesem  Gebiet  völlige 
Centralisation-    Gegen  die  Zurückweisungsverfügung  kann,  wie  schon 
vorerwähnt,  Rekurs  eingelegt  werden,  welcher  in  zweiter  Instanz  an  das 
Bundesdepartement  für  Justiz  und  Polizei  und  in  letzter  Instanz  an  den 
Bundesrat  geht1)    Die  regelrecht  hinterlegten  Muster  und  Modelle  werden 
ohne  vorgängige  Prüfung  der  Rechte  des  Hinterlegers  oder  der  Richtig- 
keit seiner  Angaben  registriert  (Art.  12  des  Gesetzes).    Das  Amt  führt 
ein  Register  (Art.  18  des  Gesetzes),   in  welches  die  Anmeldung   sowie 
alle   das  Muster   oder  Modell   betreffenden  Veränderungen   eingetragen 
werden.    Über  die  erfolgte  Anmeldung  erhält  der  Anmelder  ein  Certifikat 
Die  erfolgte  Einregistrierung  des  Musters   oder  Modells  wird  vom  eid- 
genössischen Amte  veröffentlicht,  ebenso  alle  das  Musterrecht  betreffenden 
Änderungen  (Art  14  des  Gesetzes  und  Art  19  der  Verordnung).    Nach 
Art.  19  Abs.  3  der  Verordnung  veröffentlicht  das  Amt  zu  Anfang  jedes 
Jahres    ein   alphabetisches  Verzeichnis   der  Besitzer   von  Mustern  und 
Modellen   mit   den   Nummern   der   von    ihnen  erwirkten  Hinterlegung. 
Jedermann  kann  auf  dem  eidgenössischen  Amte  mündliche  oder  schrift- 
liche Auskunft  über  den  Inhalt  des  Registers  erhalten;    ebenso  kann  in 
Gegenwart  eines  Angestellten  Einsicht  vom  Inhalt  der  offenen  Hinter- 
legung genommen  werden  und  zwar  für  eine  der  schriftlichen  Anfrage 
beizufügende  Gebühr  von  1  Frank  für  mündliche  Auskunft,  2  Frs.  für  die 
schriftliche  Auskunft  und  Registerauszüge  und  2  Frs.  für  Einsicht  in  die 
Register  (Art.  16  des  Gesetzes  und  22  der  Verordnung).    Nach  Art.  5  des 
Gesetzes  ist  für  die  beiden  ersten  Jahre  der  Schutzfrist  nur  eine  Hinter- 
legungsgebühr zu  zahlen  und  zwar  nicht  für  die  einzelnen  Muster,  sondern 
für  die  Packete.  Nach  Ablauf  derselben  aber  wird  die  periodisch  zunehmende 
Gebühr  für  jedes  einzelne  den  Schutz  fernerhin  beanspruchende  Muster 
oder  Modell  erhoben.    Die  Gebühren  sind  im  voraus  mit  dem  ersten  Tage 
der   betreffenden  Periode  [zu  entrichten  und  können  auch  für  mehrere 
Perioden  vorausbezahlt  werden.   Im  einzelnen  ergiebt  sich  die  Gebühren- 
höhe aus  Art.  6  der  Verordnung.   Für  jeden  Antrag  auf  Eintragung  einer 
Änderung  im  Register  ist  eine  Gebühr  von  2  Frs.  zu  zahlen  und  vor  der 
Eintragung  einzusenden.    Die  Anwendung  einer  Registermarke  auf  den 
nach  einem  Muster  gefertigten  Gegenständen  schreibt  das  Gesetz  nicht  vor; 
jedoch  wird  Mifsbrauch  einer  auf  einen  angeblich,  aber  nicht  thatsächlich 

1)  Recueil,  Bd.  II,  S.  553,  Anm.  5. 
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bestehenden  Schutz  hinweisenden  Bezeichnung  an  Gegenständen,  in  Re- 
klamen u.  s.  w.  bestraft  Nach  Art  3  darf  ohne  Erlaubnis  des  Inhabers 
Niemand  ein  geschütztes  Muster  oder  Modell  zum  Zwecke  der  Verbreitung 
und  Verwertung  benutzen.  Verboten  ist  nicht  nur  die  unerlaubte  Nach- 
ahmung oder  Nachmachung,  sondern  auch  die  Verbreitung,  d.  h.  der  Ver- 
kauf, das  Feilhalten,  das  Inverkehrbringen  und  Importieren  unerlaubt 
nachgemachter  Gegenstände.  Dem  Thäter  wird  gleich  behandelt  der 
Mitthäter  sowie  derjenige,  der  sich  der  Begünstigung  dieser  Handlung 
schuldig  macht  (Art.  IS  des  Gesetzes).  Wenn  auch  Art  IS  davon  spricht, 
dafs  auf  dem  Wege  des  Civil-  oder  Strafprozesses  belangt  werden  kann, 
wer  wissentlich  ein  Muster  nachmacht  oder  nachahmt,  so  ergiebt  sich 
doch  aus  der  Vergleichung  der  Art  1S  und  20,  dafs  das  im  Art.  IS 
gebrauchte  Wort  „wissentlich"  nicht  identisch  ist  mit  dem  in  Art  20 
gebrauchten  Worte  „ vorsätzlich a.  Im  Falle  des  Nachmachens  oder 
Nachahmens  ist  zwar  die  Strafbarkeit  von  der  Vorsätzlichkeit  abhängig 
dagegen  tritt  bei  auch  nur  fahrlässiger  Handlung  die  civilrechtlichc 
Haftbarkeit  für  Schadenersatz  ein.1)  Ein  besonderes  vom  Schweizer  Recht 
aufgestelltes  Delikt  wider  das  Urheberrecht  begründet  Art.  IS  No.  4 
durch  die  Bestimmung,  dafs  auch  derjenige  civil-  und  strafrechtlich 
belangt  werden  kann,  der  sich  weigert,  die  Herkunft  der  in  seinem 
Besitz  befindlichen  nachgeahmten  Gegenstände  anzugeben.  Die  Folgen 
der  vorgenannten  unerlaubten  Handlungen  sind  zum  Teil  civil-  zum  Teil 
strafrechtlicher  Natur.  Art.  20  bedroht  denjenigen,  der  eine  der  im  Art.  18 
erwähnten  Handlungen  vorsätzlich  begeht,  mit  einer  Geldbufse  im  Be- 
trage von  30 — 2000  Frs.  oder  mit  Gefängnis  von  drei  Tagen  bis  zu 
einem  Jahre  oder  mit  beiden  Strafen  nebeneinander.  Als  qualifizierter 
Fall  wird  der  Rückfall  betrachtet,  der  zur  Verdoppelung  der  Strafe  An- 
lafs  geben  kann.  Nach  Art.  21  Abs.  2  tritt  die  Bestrafung  jedoch  nur 
auf  Antrag  des  Verletzten  ein.  Die  Strafverfolgung  verjährt  innerhalb 
zwei  Jahren  nach  der  letzten  Übertragung. 

Neben  der  Strafverfolgung  ist  gemäfs  Art  18,  20  und  21  die  civil- 
rechtliche  Schadenersatzklage  zulässig,  welche  bei  Nachahmung  oder 
Nachmachung  auch  im  Falle  der  Fahrlässigkeit,  sonst  nur  im  Falle  der 
Vorsätzlich keit  begründet  ist.  Klageberecbtigt  ist  jeder  Interessent  Die 
Gerichte  können  sowohl  auf  Grund  eines  ergangenen  Civil-  oder  Straf- 
urteils als  auch  schon  vorher  Beschlagnahmen  vornehmen,  eventuell  indem 
sie  dem  Antragsteller  eine  Kaution  auferlegen.  Ebenso  sind  sie  daneben  be- 
rechtigt auf  Grund  eines  verurteilenden  Erkenntnisses,  die  den  Gegenstand 
der  unerlaubten  Handlung  bildenden  Erzeugnisse  nach  deren  Beschlag- 
nahme bis  zu  dem  Werte  der  zuerkannten  Entschädigung  oder  Bufse  zu 
konfiszieren.  Aufserdem  ist  bei  objektivem  Vorliegen  einer  Musterver- 
letzung,  und  selbst  wenn  mangels  des  Vorhandenseins  der  subjektiven 

1>  Kmioil,  Bd.  II,  S.  333,  Anm.  4. 
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Voraussetzungen  eine  Verurteilung  nicht  erfolgt,  die  Vernichtung  der  zur 
Vornahme  der  objektiv  unerlaubten  Handlungen  ausschliefslich  bestimmten 
Werkzeuge  und  Geräte  anzuordnen.  Auch  kann  das  Gericht  die  Veröffent- 
lichung des  entscheidenden  Teils  des  verurteilenden  Erkenntnisses  anordnen. 
Nach  Art.  24  wird  die  unberechtigte  Bezeichnung  eines  Gegenstandes  als 
unter  Musterschutz  stehend  bezw.  die  Benutzung  derartiger  Bezeichnungen 
auf  Geschäftspapieren  u.  s.  w.  mit  einer  Geldbufse  von  30 — 500  Frs.  oder 
mit  Gefängnis  von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten  oder  gleichzeitig  mit 
beiden  Straf  arten  bestraft ;  bei  Rückfall  kann  diese  Strafe  auf  das  Doppelte 
erhöht  werden.    Der  Betrag  der  Bulse  fliefst  in  die  Kantonskasse. 

Geschützt  ist  das  Muster  nicht  nur  gegen  völlige  Nachmachung, 
sondern  auch  gegen  Nachahmung,  d.  h.  gegen  Wiedergabe  mit  gewissen 
nicht  charakteristischen  Abänderungen.  Dagegen  ist  gestattet  gemäfs 
Art.  19  Nr.  2  des  Gesetzes  die  freie  Benutzung  einzelner  Motive  eines 
Musters  oder  Modells  zur  Herstellung  eines  neuen  Musters  oder  Modells. 
Für  die  Frage,  ob  eine  unerlaubte  Nachahmung  oder  eine  freie  Benutzung 
von  Motiven  im  Sinne  des  Art.  19  vorliegt,  kommt  es  namentlich  darauf 
an,  ob  der  Beklagte  die  gleichen  ästhetischen  Gedanken  verwertet  oder 
nur  ein  einzelnes  Motiv  des  geschützten  Musters  in  freier  Weise  zur  Her- 
stellung eines  neuen  Musters  benutzt  hat.  Abänderungen,  welche  nur  bei 
besonderer  Aufmerksamkeit  wahrgenommen  werden  können  oder  nur  das 
Verfahren  betreffen,  jedoch  nicht  verhindern,  dafs  die  Nachbildung  den 
gleichen  ästhetischen  Eindruck  hervorbringt  wie  das  Original,  machen 
die  Nachbildung  nicht  zu  einer  erlaubten.1) 

Eine  Nachahmung  liegt  vor,  wenn  in  den  wesentlichen  Partien  die 
Gegenstände  dem  geschützten  Muster  oder  Modell  entsprechen.2)  Ander- 
seits genügt  aber  auch  eine  neue  Kombination  an  sich  bekannter  Elemente, 
sofern  die  Gesamtheit  einen  neuen  ästhetischen  Eindruck  hervorruft,  um 
eine  Nachahmung  als  nicht  vorliegend  erscheinen  zu  lassen.3)  Das 
Schweizer  Gesetz  kennt  keine  Klassifikation;  die  Muster  sind  also  gegen 
Nachahmung  an  jeder  Art  von  gewerblichen  Erzeugnissen  geschützt. 
Aus  Artikel  5  der  Verordnung  und  Artikel  1 5  Nr.  9  ebenda  ergiebt  sich 
aber,  dafs  das  Schweizer  Gesetz  ebenso  wie  das  deutsche  Geschmacks- 
mustergesetz grundsätzlich  zwischen  Flächenmustern  und  plastischen 
Gegenständen  scheidet,  denn  es  mufs  nach  den  genannten  Bestimmungen 
im  Gesuch  angegeben  werden,  ob  es  sich  auf  Muster  oder  Modelle 
bezieht,  und  es  darf  sich  ein  und  dasselbe  Gesuch  nicht  gleichzeitig  auf 
Muster  und  Modelle  beziehen.  Eine  positive  Vorschrift  enthält  Art  19 
Nr.  2,  wonach  als  eine  unerlaubte  Nachahmung  nicht  angesehen  werden 
soll  die  Änderung  der  Bindungen  oder  Farbenstellungen  bei  Geweben, 
ausgenommen  bei  Fabrikaten  der  Jacquardweberei.4) 

1)  Vergl.  Anra.  2.  2)  Recueil  Bd.  II,  S.  555,  Anm.  4,  Abs.  2. 

3)  Recueil,  S.  549,  Anm.  2,  Abs.  3.  4)  Vergl.  Recueil,  £.  556,  Anm.5. 
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Nach  Art  5  Abs.  t  umfafst  die  Dauer  des  durch  das  Gesetz  ge- 
währten ausschliefslichen  Benutzungsrechtes  je  nach  der  Wahl  des  Hinter. 
legers  2,  5,  10  oder  15  Jahre  vom  Datum  der  Hinterlegung  an  ge- 
rechnet. Der  Hinterleger  ist  nicht  verpflichtet,  von  Anfang  an  zu  erklären, 
auf  welche  Dauer  er  den  Schutz  wünscht;  er  kann  bei  Ablauf  der  ein- 
zelnen Perioden  erklären,  dafs  er  den  Schutz  für  die  nächste  weitere 
Periode  beantragt.  Das  Amt  ist  nicht  verpflichtet,  vor  Ablauf  der  ersten 
Periode  Gesuche  um  Verlängerung  für  die  zweite  Periode  anzunehmen. 
Die  Gesuche  um  Verlängerung  des  Schutzes  für  eine  Hinterlegung  oder 
für  einzelne  der  Muster  oder  Modelle,  welche  einen  Teil  derselben  bilden, 
sind  dem  eidgenössischen  Amte  in  zwei  Exemplaren  unter  Benutzung 
der  Formulare  zuzustellen  (Art  7  der  Verordnung). 

Wer  nicht  in  der  Schweiz  wohnt,  kann  ein  Muster  oder  Modell  nur 
dann  rechtsgültig  hinterlegen,  wenn  er  in  der  Schweiz  einen  Vertreter 
bestellt  hat  Im  übrigen  wird  auf  die  Ausführung  betreffend  das  Recht 
der  Ausländer  weiter  unten  Bezug  genommen. 

Nach  Art  4  des  Gesetzes  ist  das  dem  Hinterleger  durch  dieses  Ge- 
setz gewährte  Recht  durch  Erbfolge  übertragbar,  auch  kann  es  den 
Gegenstand  einer  gänzlichen  oder  teil  weisen  Abtretung  bezw.  Verpfändung 
oder  Lizenz  bilden.  Übertragung  dieses  Rechtes  und  Lizenzerteilungen 
sind  Dritten  gegenüber  aber  nur  wirksam,  wenn  sie  nach  Art  13  des 
Gesetzes  einregistriert  sind.  Nach  Art.  1 3  sind  nämlich  alle  Änderungen, 
welche  sich  auf  die  Existenz,  den  Besitz  und  den  Genufs  des  Musters 
oder  Modells  beziehen,  einzutragen.  Derartige  Eintragungen  werden  von 
dem  Amt  veröffenlicht  (Art.  14  Abs.  2  des  Gesetzes).  Dem  Gesuch  um 
Registrierung  einer  derartigen  Änderung  mufs  eine  dieselbe  betreffende 
authentische  Erklärung  beigeschlossen  werden.  Diese  mufs  mit  der 
beglaubigten  Unterschrift  des  Eigentümers  der  Hinterlegung  versehen 
oder  von  einer  zuständigen  Behörde  oder  einem  Notar  errichtet  sein» 
Mit  dem  Registrierungsantrag  mufs  eine  Gebühr  von  2  Frs.  eingesandt 
werden  (Art  11  des  Gesetzes).  Im  übrigen  erliegen  solche  Ändernngs- 
erklärungen  einer  Gebühr  von  10  Frs.,  es  sei  denn,  dafs  dieselben  in 
der  Zeit  zwischen  Hinterlegung  und  Eintragung  des  Musters  einlaufen. 

Das  Schweizer  Recht  unterscheidet  zwischen  Verfall  und  Nichtigkeit 
der  Musterrechte.  Der  Verfall  (Verlust)  tritt  nach  Art  6  des  Gesetzes  eip : 
L   wenn  der  Hinterleger  die  im  Art  5  erwähnten  Gebühren  nicht 
innerhalb  2  Monaten  nach  deren  Fälligkeit  entrichtet  hat,    von 
welcher  er  durch  das  Amt  benachrichtigt  werden  soll,  jedoch 
ohne  Verbindlichkeit  für  dasselbe  (Art.  22  der  Verordnung) ; 
2.  wenn  derselbe  das  Muster  oder  Modell  im  Inlande  nicht  in  an- 
gemessenem Umfange  zur  Ausführung  bringt,  während  im  Aus- 
lande fabrizierte  Artikel  desselben  Musters  oder  Modells  importiert 
werden.    Hiervon  sind   ausgeschlossen  die  im  Veredlungsver- 
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kehr  in  die  Schweiz  eingeführten  Erzeugnisse,  d.  h.  diejenigen, 
welche   in  die  Schweiz  eingeführt  werden,  um  daselbst  einer 
Bearbeitung  unterworfen  und  demnächst  wieder  ausgeführt  zu 
werden. l) 
Die  Nichtausführung   im  Inlande   steht   dem   Bestand  des  Musters 
also    nur    dann    entgegen,    wenn    es    im    Auslande    ausgeführt    wird. 
Aber  auch  in  diesem  Falle  hat  das  Gericht  nach  freier  Würdigung  zu 
entscheiden,  ob  eine  Verlustigerklärung  erfolgen  soll  oder  nicht;  so  wird 
letztere  nicht  auszusprechen  sein,  wenn  es  sich  um  ein  Produkt  handelt, 
dessen  Herstellung  kostspielig  ist   und  der  Konsum  in  der  Schweiz  zur 
Zeit  des  Prozesses   nachweislich    sehr  gering  ist.2)     Berechtigt  zur  Er- 
hebung  der   Verlustigkeitsklage   ist  jeder   Interessent.     Nicht   erwähnt 
ist  in  dem  Gesetz  der  Fall  des  Verzichtes  auf  ein  erworbenes  Muster- 
recht     Dagegen   erklärt  Art  8  der  Verordnung,  dafs  der  während  des 
Laufes  einer  Periode  erfolgende  Verzicht  auf  eine  Hinterlegung  oder  auf 
nur  einzelne  der  Muster  und  Modelle,  welche  einen  Teil  derselben  bilden, 
schriftlich  angezeigt  werden  mufs.3)    Ebenso  wie  die  Verlustigkeitsklage 
kann  auch  die  Nichtigkeitsklage  von  jedem  Interessenten  erhoben  werden. 
Eine  bewerkstelligte  Hinterlegung  ist  nach  Art.  7  des  Gesetzes  als  nichtig 
zu  erklären: 

1.  wenn  die  hinterlegten  Muster  oder  Modelle  nicht  neu  sind; 

2.  wenn  sie  vor  der  Hinterlegung  in  gewerblicher  Weise  bekannt 
geworden ; 

3.  wenn  der  Hinterlegende  weder  der  Urheber  der  hinterlegten 
Muster  und  Modelle,  noch  dessen  Rechtsnachfolger  ist; 

4.  wenn  im  Falle  der  Hinterlegung  unter  versiegeltem  Umschlag 
(Art.  10)  der  Hinterlegende  einer  falschen  Deklaration  über- 
wiesen wird. 

Rechtskräftige  Urteile  über  Verfall  und  Nichtigkeit  eines  hinterlegten 
Musters  werden  auf  Mitteilung  der  obsiegenden  Partei  in  das  Register 
eingetragen  (Art,  1 3  des  Gesetzes  und  Art  1 S  der  Verordnung). 

Zuständig  für  die  Nichtigkeits-  und  Verlustigkeitsklage  sind  die  für 
die  Nachahmungsklage  zuständigen  Gerichte  (Art  6  und  7  des  Gesetzes). 
Für  die  Nachahmungsklage  ist  zuständig  das  Gericht  im  Domizil  des 
Angeschuldigten  oder  an  dem  Orte,  wo  das  Vergehen  begangen  ist,  jedoch 
ist  immer  nur  einmalige  strafrechtliche  Verfolgung  zulässig  (Art.  21  des 
Gesetzes).  Nach  Art  25  des  Gesetzes  haben  die  Kantone  zur  Verhand- 
lung der  civilrechtlichen  Streitigkeiten  wegen  Nachahmung  hinterlegter 
Muster  und  Modelle  eine  Gerichtsstelle  zu  bezeichnen,  welche  den  Prozefs 
als  einzige  kantonale  Instanz  entscheidet  Die  Berufung  an  das  Bundes- 
gericht ist  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegenstandes  zulässig. 

1)  Recueil,  S.  551,  Anm.  5.  2)  Recueil,  S.  551,  Anm.  4. 

3)  Recueil,  S.  551,  Anm.  1  und  562,  Anm.  1. 
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Handelt  es  sich  um  Ausländer,  so  ist  für  die  gegen  den  Hinterleger 
anzustellende  Klage  dasjenige  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  der 
Vertreter  seinen  Wohnsitz  hat. 

Das  Schweizer  Gesetz  läfst  Jeden,  mag  er  In-  oder  Ausländer  sein, 
zum  Genüsse  des  Schweizer  Musterrechtes  zu,  nur  ist  für  den  Ausländer 
die  Bestellung  eines  im  Inlande  wohnhaften  Vertreters  erforderlich,  der 
sowohl  in  dem  nach  dem  Gesetz  stattfindenden  Verfahren,  als  auch  in 
den  den  Muster-  und  Modellschutz  betreffenden  Rechtsstreitigkeiten  zur 
Vertretung  des  Musterinhabers  berufen  ist  (Art.  8  des  Gesetzes).  Beson- 
dere Vorschriften  trifft  das  Gesetz  in  Art.  27  zu  Gunsten  der  Angehörigen 
von  Ausländern,  welche  mit  der  Schweiz  eine  bezügliche  Konvention  ab- 
geschlossen haben.  Ihnen  kommt  während  einer  Frist  von  vier  Monaten 
nach  Anmeldung  des  Musters  im  Heimatstaate  die  Priorität  dieser  Anmel- 
dung zu  gute,  wenn  sie  demnächst  auch  die  Hinterlegung  in  der  Schweiz 
bewerkstelligen;  die  gleiche  Prioritätsfrist  wird  auch  dem  Schweizer 
Bürger  gewährt,  welcher  sein  Muster  in  einem  der  Konventionsländer  und 
demnächst  erst  in  der  Schweiz  anmeldet 

§  8.  Holland.  Muster  und  Modelle.  Die  holländische  Gesetz- 
gebung enthält  zur  Zeit  keine  besondere  Bestimmung  betreffend  den  Schutz 
der  Muster  und  Modelle.  Nur  in  besonderen  Fällen  kann  eine  Schaden- 
ersatzklage auf  Grund  der  allgemeinen  Grundsätze  des  bürgerlichen  Ge- 
setzes gegen  denjenigen  angestrengt  werden,  welcher  einen  unerlaubten 
Gebrauch  von  Mustern  und  Modellen  eines  Anderen  gemacht  hat  (s.  Un- 
lauterer Wettbewerb). 

Dänemark  (nebst  Island  und  Far-Oer).  Ein  Gesetz  zum 
Schutze  gewerblicher  Muster  und  Modelle  existiert  nicht.  Eventuell  kann 
der  Schutz  des  Gesetzes  vom  31.  März  1S64  (insbesondere  Art.  4  und  6) 
über  die  Nachahmung  der  Werke  der  bildenden  Kunst  in  Anspruch  ge- 
nommen werden. 

Schweden  und  Norwegen.  Ein  gesetzlicher  Schutz  gewerblicher 
Muster  und  Modelle  existiert  nicht 

§  9.  Rufsland.  Das  russische  Gesetz  betreffend  das  Eigentums- 
recht an  Fabrikzeichnungen  und  Modellen  ist  in  der  Praxis  so  gut  wie 
wirkungslos  geblieben ;  es  werden  fast  gar  keine  Muster  in  Kufsland  an- 
gemeldet. 

Der  Schutz  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  11.  Juli  1S64,  den  Art  1356 
und  1357  des  Strafgesetzbuchs,  den  Art.  320  und  321  des  Reglements  über 
die  indirekten  Steuern  und  auf  dem  Ukas  des  Senats  betreffend  den  auf 
die  hinterlegten  Muster  zu  setzenden  Stempel. 

Geschützt  werden  die  Zeichnungen  oder  Modelle,  welche  bestimmt 
sind,  an  den  Erzeugnissen  von  Betriebsanstalten,  Fabriken  und  Hand- 
werken reproduziert  zu  werden,  und  welche  noch  nicht  im  Gebrauch 
waren,  und  zwar  dem  Erfinder  oder  dessen  Rechtsnachfolger  bezw.  bei 
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Erzeugnissen  der  in  den  Fabriken  beschäftigten  Zeichner  oder  Ornamen- 
teure  dem  Fabrikinhaber. 

Bei  der  Anmeldung  hat  der  Anmelder  zu  erklären,  ob  er  der  Er- 
finder oder  dessen  Rechtsnachfolger  ist  (Art  201). 

Die  Entstehung  des  Schutzes  ist  von  der  Einreichung  eines  dies- 
bezüglichen Bittgesuchs  abhängig. 

Hinsichtlich  der  Form  des  Gesuchs  wird  auf  Art  201  verwiesen. 
Dem  Gesuch  sind  die  Originalzeichnungen  oder  das  Modell  oder  aber 
Skizzen  davon  in  zwei  Exemplaren  beizufügen. 

Das  Gesuch  ist  an  das  Departement  des  Handels  und  der  Manufak- 
turen in  Petersburg  oder  an  die  moskausche  Abteilung  des  Manufaktur- 
konseils zu  richten  (Art.  201).  Die  Aufbewahrung  aller  Zeichnungen  und 
Modelle  erfolgt  bei  der  letztgenannten  Behörde  (Art.  204). 

Für  die  Schutzgewährung  wird  nach  Art  208  eine  Jahrestaxe  von 
50  Kopeken  für  jedes  Muster  und  für  jedes  Jahr  der  Schutzfrist  erhoben 
(vergl.  auch  Reglement  über  die  indirekten  Steuern,  kodifizierte  Gesetze 
Bd.  5,  Sektion  3,  Art.  320  und  321). 

Auf  allen  Erzeugnissen,  die  eine  Reproduktion  der  notifizierten  Zeich- 
nungen oder  Modelle  darstellen,  mufs  eine  Registermarke  mittels  einer 
Plombe  angebracht  und  die  Schutzdauer  angegeben  sein  (Art  205).  Der 
eingangs  erwähnte  Ukas  vom  24.  Sept.  1864  giebt  das  Nähere  darüber  an. 

Die  hinterlegten  Muster  und  Modelle  werden  erst  nach  Ablauf  eines 
Jahres  zur  Ansicht  dem  Publikum  freigegeben.  Die  Frist  zur  Geheim- 
haltung solcher  Zeichnungen  oder  Modelle  kann  auf  Wunsch  des  Hinter- 
legers auf  höchstens  drei  Jahre  verlängert  werden  (Art.  204). 

Die  Hinterlegung  sichert  dem  Hinterleger  das  Recht  der  ausschließ- 
lichen Benutzung  des  Musters  oder  Modells  auf  die  nach  Obigem  sich 
bestimmende  Frist. 

Verboten  ist  gemäfs  Art  1357  des  Strafgesetzbuchs  die  eigenwillige, 
ohne  Erlaubnis  des  Berechtigten  erfolgende  Nachahmung  eines  Musters; 
verboten  ist  ferner  der  Mifsbrauch  der  vorerwähnten  Registermarke. 

Auf  Zuwiderhandlungen  der  ersten  Art  ist  Geldstrafe  von  50  bis 
200  Rubeln,  auf  Zuwiderhandlungen  der  letzteren  Art  Geldstrafe  bis  zu 
50  Rubeln  angedroht 

Daneben  ist  der  Verletzende  noch  schadenersatzpflichtig  (Art  1357 
des  Strafgesetzbuches  und  Art.  209  des  Gesetzes  von  1864). 

Das  eingetragene  Muster  ist  gegen  jede  Nachahmung  geschützt, 
mag  dieselbe  nun  das  ganze  Muster  betreffen  oder  auch  nur  einen  neuen 
Teil  desselben;  Unterschiede  in  den  Dimensionen,  in  der  Herstellungsart 
oder  dem  Herstellungsmaterial  vermögen  der  Nachahmung  nicht  den 
Charakter  des  Unerlaubten  zu  nehmen  (Art.  203). 

Während  im  allgemeinen  die  geschützten  Muster  und  Modelle  gegen 
die  Nachahmung  in  jedem  Gewerbezweig  geschützt  sind,  kennt  das  rus- 

Stbphaic,  Urheberrecht.  2S 


434  Zweites  Buch.   Muster  und  Modelle. 

sische  Gesetz  eine  dem  deutschen  Geschmacksmusterrechte  analoge  Be- 
stimmung dahin,  dafs  Nachahmung  plastischer  Modelle  in  der  Fläche 
und  von  Flächenmustern  durch  plastische  Darstellung  als  Musterver- 
letzung nicht  erachtet  wird  (Art  203  Anm.  3). 

Die  Dauer  des  Schutzrechtes  beginnt  vom  Tage  der  Hinterlegung 
und  währt  nach  Wunsch  des  Anmelders  1 — 10  Jalye  (Art  207). 

Zulässig  ist  die  Übertragung  des  Rechts  aus  den  Mustern  und  Modellen 
sowohl  vor  der  Anmeldung  (Art  199)  als  auch  nach  derselben  (Art  206). 
Letztere  muf  s  aber,  um  dritten  gegenüber  wirksam  zu  sein,  bei  der  Behörde, 
bei  der  die  Hinterlegung  stattgefunden  hat,  eingetragen  werden  (Art  206). 

Der  Schutz  des  Musters  oder  Modells  wird,  sofern  sich  seine  Nicht- 
neuheit  herausstellt,  für  ungültig  erklärt  und  in  allen  seinen  Folgen  ver- 
nichtet (Art.  203).  Kompetent  ist  für  das  Löschungsterfahren  die  Muster- 
schutzbehörde und  zwar  von  Amts  wegen.  Das  Verfahren  in  Muster- 
verletzungsstreitigkeiten ist  ein  geteiltes.  Die  Voruntersuchung  liegt  der 
Musterschutzbehörde  ob.  Die  Entscheidung  der  Streitigkeiten  sowie  die 
Bestimmung  der  Strafe  und  der  Höhe  des  Schadenersatzes  dagegen  steht 
den  ordentlichen  Gerichten  zu. 

Die  eventuell  erforderlichen  Haussuchungen  u.  s.  w.  hat  die  Muster- 
schutzbehörde unter  Zuziehung  der  Polizei  und  der  Parteien  vorzunehmen 
(Art.  209). 

Finland.  Es  besteht  kein  gesetzlicher  Schutz  gewerblicher  Muster 
und  Modelle. 

§  10.  Die  Balkanttaaten.  Rumänien.  Ein  Gesetz  betreffend  den 
Schutz  gewerblicher  Muster  und  Modelle  existiert  nicht 

Jedoch  nimmt  die  Jurisprudenz  teilweise  an,  dafs  man  zu  ihrem 
Schutze  den  Art.  339  des  Strafgesetzbuches  in  Anspruch  nehmen  kann,  der 
wie  folgt  lautet:  Jede  ohne  Erlaubnis  des  Urhebers  erfolgte  Ausgabe  von 
Schriftwerken,  musikalischen  Kompositionen,  von  Zeichnungen,  Gemälden 
oder  irgend  einem  anderen  Produkt,  welches  gedruckt  oder  gestochen  ist, 
gleichgültig  auf  welche  Weise,  wird  als  Nachdruck  erachtet,  und  jeder 
Nachdruck  ist  ein  Vergehen.  (Geldstrafe  von  100 — 2000  Frs.  für  den  Xach- 
drucker  und  Importeur  und  Geldstrafe  von  26 — 500  Frs.  für  den  Verkäufer.) 

Die  Frage  ist  zur  gerichtlichen  Entscheidung  noch  nicht  gelangt  und 
ist  streitig. 

Aufserdem  sind  eventuell  die  Art  335  und  336  das  Strafgesetz- 
buchs über  unlauteren  Wettbewerb  anwendbar. 

Bulgarien,  Griechenland.  In  den  genannten  Ländern  besteht 
kein  gesetzlicher  Schutz  gewerblicher  Muster  und  Modelle. 

Montenegro.  Es  besteht  kein  gesetzlicher  Musterschutz;  doch  kann 
durch  landesfürstliche  Verfügung  ein  Musterprivileg  begründet  werden. 

Türkei.  Ein  gesetzlicher  Musterschutz  besteht  nicht  Für  Europaer 
gelten  die  Kapitulationen. 
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Serbien.  In  Serbien  ist  das  Musterschutzrecht  geregelt  durch  das 
Gesetz  vom  30.  Mai  1884  sowie  die  Ausführungsverordnung  vom 
25.  Mai  1885.  Eine  Abänderung  hat  das  Gesetz  vom  30.  Mai  1884 
nachträglich  insofern  erlitten,  als  die  Gebühren  durch  eine  spätere  Ver- 
ordnung erheblich  erhöht  sind. 

Das  Gesetz  vom  30.  Mai  1884  lehnt  sich  auch  im  Wortlaut  eng  an 
das  österreichische  Gesetz  vom  7.  Dezember  1858  an.  Jedoch  hat  es 
immerhin  einige  erhebliche  Abweichungen  von  dem  letzteren. 

Artikel  1  definiert  den  Begriff  des  Musters  und  Modells  wie  folgt: 

„Als  Muster  im  Sinne  dieses  Gesetzes  wird  jede  Gestaltung  betrachtet, 
welche  irgend  einem  gewerblichen  Erzeugnis  als  Vorbild  dienen  und 
einem  solchen  gegeben  werden  kann. 

Unter  einem  Modell  versteht  man  jeden  plastischen  Gegenstand,  der 
irgend  ein  gewerbliches  Erzeugnis  darstellt  oder  an  irgend  einem  plasti- 
schen Gegenstand  angewendet  werden  kann." 

Wie  das  östereichische  Gesetz,  so  trennt  auch  das  serbische  scharf 
zwischen  dem  Muster-  und  dem  Kunstschutz.  Abweichend  aber  vom 
österreichischen  Gesetz,  welches  Gebrauchs-  und  Geschmacksmuster 
gleichmäfsig  schützt,  erklärt  Abs.  4  des  Art  1  der  serbischen  Gesetzes, 
dafs  die  gewerblichen  Erzeugnisse,  welche  besonders  mit  Rücksicht  auf 
ihren  technischen  Gebrauchszweck  geschützt  werden,  den  Vorschriften 
des  Gesetzes  über  die  Erfindungspartente  unterliegen.  Somit  ist  das  Ge- 
setz vom  30.  Mai  1 884  nur  für  Geschmacksmuster  bestimmt  Abweichend 
vom  österreichischen  Gesetz  hebt  das  serbische  Gesetz  im  Art  2  aus- 
drücklich die  Uneintragbarkeit  nachgeahmter  Muster  und  Modelle  sowie 
solcher  Muster  und  Modelle  hervor,  welche  geeignet  sind,  der  guten  Sitte 
oder  der  öffentlichen  Ordnung  Eintrag  zu  thun. 

Im  übrigen  entsprechen  die  Bestimmungen  des  serbischen  Gesetzes 
über  die  subjektiven  Voraussetzungen  des  Musterschutzes  in  den  Art.  3 
und  14  vollkommen  denjenigen  des  österreichischen  Gesetzes  in  den 
§§  2  und  10. 

Hinsichtlich  der  formellen  Voraussetzungen  des  Musterschutzes  ist 
hervorzuheben,  dafs  das  serbische  Gesetz  wie  das  österreichische  auf 
dem  reinen  Anmeldeprinzip  beruht 

Die  Hinterlegung  kann,  wie  in  Oesterreich,  in  offenen  und  verschlos- 
senen Packeten  erfolgen,  doch  setzt  für  letzteren  Fall  das  serbische  Gesetz 
eine  Maximalgrenze  von  10  Kilogramm  für  ein  Packet  fest  Übrigens 
ist  übereinstimmend  mit  dem  österreichischen  Gesetz  die  Taxe  nicht  für 
das  Packet,  sondern  für  jedes  einzelne  in  demselben  enthaltene  Muster 
zu  zahlen  (Art  9  des  Gesetzes). 

Nach  Art  5  mufs  der  Hinterleger  drei  Exemplare  seiner  Musters 
oder  Modells  auf  dem  Gerichte  der  Hauptstadt  des  Kreises  hinterlegen 
und  eintragen  lassen,   in  welchem   er  seine  gewerbliche  Niederlassung 
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oder  seinen  Wohnsitz  hat  Wenn  der  Hinterlegende  in  Belgrad  wohnt 
oder  ein  Ausländer  ist,  so  mufs  die  Hinterlegung  bei  dem  Handelsgericht 
zu  Belgrad  erfolgen. 

Von  den  hinterlegten  Exemplaren  wird  eins  im  Gerichtsarchiv  auf- 
gehoben, das  zweite  wird  dem  Hinterleger  zurückgereicht,  das  dritte 
aber  wird  —  abweichend  von  dem  österreichischen  Prinzip  der  reinen 
Decentralisation  —  an  das  Ministerum  für  Ackerbau  und  Handel  einge- 
sandt (Art  7). 

Bei  diesem  Ministerium  wird  ein  besonderer  Saal,  welcher  dem 
Publikum  offen  steht,  zur  Aufnahme  der  Muster  und  Modelle  eingerichtet, 
in  demselben  auch  ein  gedrucktes  Register  der  bei  den  verschiedenen 
Gerichten  eingetragenen  Muster  ausgelegt  Aufserdem  erfolgt  gemäfs 
Art  6  Abs.  5  eine  Veröffentlichung  der  bei  den  einzelnen  Gerichten 
eingetragenen  Mustern  in  dem  öffentlich  dazu  bestimmten  Blatt  durch  die 
Gerichtsbehörde.  Über  die  erfolgte  Hinterlegung  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen- 

Daneben  wird  in  den  Gerichtsschreibereien  über  die  hinterlegten 
Muster  ein  Register  geführt  und  dieses  wie  die  hinterlegten  Muster,  die 
verschlossen  hinterlegten  Muster  aber  erst  nach  Eröffnung  der  Packete, 
die  gemäls  Art  11  ein  Jahr  nach  der  Hinterlegung  vor  Zeugen  unter 
Aufnahme  eines  Protokolls  erfolgen  mufs,  dem  Publikum  zugänglich 
gemacht 

Die  Gebühr  (Art  8 — 9)  wird  nach  serbischem  Recht  für  jedes  neue 
Jahr  gesteigert  Sie  sollte  nach  dem  Gesetz  von  1884  vom  ersten  bis 
zum  zehnten  Jahre  2 — 20  Dinare  pro  Jahr  betragen,  ist  aber  neuerdings 
erhöbt  und  zwar  verzehnfacht,  sodafs  sie  pro  Jahr  20  M.  beträgt1) 
Sie  ist  für  jeden  Gegenstand  gesondert  zu  bezahlen,  wenn  auch  mehrere 
in  einem  verschlossenen  Packete  übergeben  sind. 

Abweichend  von  dem  österreichischen  Recht  schreibt  das  serbische 
Gesetz  in  Art.  13  eine  Registermarke,  d.  h.  eine  Bezeichnung  der  nach 
dem  geschützten  Muster  hergestellten  Gegenstände  als  solcher  vor.  Der 
Inhalt  des  Musterrechtes  entspricht  nach  serbischem  Gesetz  völlig  dem- 
jenigen des  österreichischen  Gesetzes  mit  dem  Unterschied,  dafs  die 
Strafverfolgung  nicht  nur  auf  Antrag,  sondern  auch  von  Amts  wegen 
eintritt,  und  dafs  eine  Bestimmung,  wonach  die  unter  Mifsbrauch  eines 
besonderen  Vertrauens,  z.  B.  Arbeitsverhältnisses,  erfolgte  Musterschutz- 
verletzung besonders  strafbar  sein  soll,  in  dem  Gesetze  nicht  enthalten  ist 
Entsprechend  der  Vorschrift,  betreffend  Führung  einer  Registermarke, 
trifft  das  Gesetz  in  Art  22  eine  Bestimmung,  wonach  der  Mifsbrauch 
einer  Registennarke  strafbar  ist  Die  Schadenersatzklage  ist  von  dem 
Inhalte  des  bürgerlichen  Rechts  abhängig.  Wie  im  österreichischen  Recht 
ist  auch  im  serbischen  Recht  ein  Schadenersatz  für  den  unrechtmäßig 

1)  La  prop riete  industrielle  1S97,  No.  2,  S.  30. 
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wegen  Musterschutzverletzung  in  Anspruch  genommenen,  ebenso  wie  eine 
fiskalische  Strafe  gegen  den  Angreifer  in  diesem  Falle  vorgesehen. 

Auch  der  Umfang  des  Musterschutzrechtes  entspricht  durchaus  dem- 
jenigen des  österreichischen  Kechtes. 

Die  Grundsätze  über  den  Übergang  des  Musterrechtes  (Art  3  Abs.  2), 
ebenso  wie  die  über  den  Untergang  des  Musterrechtes  (Art  14  und  15) 
entsprechen  völlig  denen  des  österreichischen  Gesetzes.  Insbesondere 
hat  das  serbische  Recht  auch  eine  Vorschrift  (Art  15),  nach  welcher 
binnen  einer  Frist  von  einem  Jahre  das  Musterrecht  im  Inlande  ausgeübt 
werden  mufs,  und  eine  weitere  Vorschrift  (Art  15),  wonach  Einfuhr  im 
Auslande  nach  dem  Muster  hergestellten  Gegenstände  das  Musterrecht 
erlöschen  läfst 

Für  alle  Klagen  sind  nicht  wie  in  Oesterreich  die  politischen  Behörden, 
sondern  ausschlief slich  die  Gerichte  I.  Instanz  zuständig,  bezw.  in  Bel- 
grad das  Handelsgericht 

Hinsichtlich  der  Beschlagnahme  sowie  der  Eröffnung  von  Packeten 
sind  dem  österreichischen  Gesetz  analoge  Bestimmungen  getroffen. 

Art  31  führt  für  Entscheidungen,  welche  auf  Grund  des  Muster- 
schutzgesetzes ergangen  sind,  den  Rekurs  an  den  Kassationshof  ein,  und 
Art.  32  setzt  die  Gerichtskosten  für  jedes  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ein- 
geleitete Verfahren  auf  20  Dinare  fest 
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Staaten. 

1.  Kapitel.   Asien. 

§  1.  Persien.  Dieses  Land  besitzt  kein  Gesetz  betreffend  das  gewerb- 
liche Eigentum.  Es  ist  dem  System  der  Kapitulationen  unterworfen.  Mög- 
licherweise kann  man  die  örtliche  Verwaltungsbehörde  gewinnen,  um  im 
Interesse  der  Rechte  der  Ausländer  einzuschreiten.1) 


1)  Ein  solcher  Fall  ist  z.  B.  folgender: 

Eine  Anzahl  englischer  Häuser,  welche  in  X.  ansässig  sind,  fabrizieren  Teppiche 
von  grofser  Schönheit  und  wenden  jährlich  grofse  Summen  für  die  Herstellung  der 
notwendigen  Muster  auf.  Persische  und  türkische  Kaufleute  wollten  diese  Muster 
kopieren,  aber  die  englischen  Häuser  haben  ständig  dagegen  protestiert  Vor  vier 
oder  fünf  Jahren  ist  ein  Arrangement  getroffen  worden,  wonach  die  genannten 
Muster  für  eine  Frist  von  fünf  Jahren  geschützt  sind.  Die  englischen  Häuser  haben 
die  Erneuerung  dieses  Arrangements  durchgesetzt  und  von  der  persischen  Regierung 
die  Zusicherung  erhalten,  dafs  ihre  Muster  für  eine  weitere  Frist  von  zehn  Jahren 
geschützt  sein  sollen. 

Fabrikanten  und  Handeltreibende  des  Auslandes,  welche  nicht  in  Persien  wohnen, 
haben  natürlich  nicht  dieselben  Möglichkeiten,  um  ihre  Rechte  zu  schützen.  (Recueil 
Bd.  ü,  S.  7S1.) 
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In  den  Stapelplätzen  der  Levante,  Cypern,  im  Sultanat 
Oman,  in  Afghanistan  und  Beludschistan  besteht  kein  gesetz- 
licher Musterschutz.    Es  gelten  die  Kapitulationen. 

B riti s ch -0  s tindien.  Der  Musterschutz  beruht  wie  der  Patentschutz 
auf  dem  Gesetz  betreffend  die  Erfindungen  und  Muster  vom  16.  März  1888 
und  zwar  auf  Titel  II  Sekt.  50 — 63  dieses  Gesetzes  und  auf  der  Verord- 
nung betreffend  die  Erfindungen  und  Muster  vom  10.  Oktober  1895. 

Die  genannten  gesetzlichen  Vorschriften  stimmen  —  soweit  es  sich 
um  den  Schutz  der  gewerblichen  Muster  und  Modelle  handelt  —  mit  den 
entsprechenden  Bestimmungen  des  britischen  Patent-,  Muster-  und  Marken- 
schutzgesetzes vom  25.  August  1883  überein.  Schutzfähig  ist  jede  in 
Britisch-Indien  noch  nicht  veröffentlichte  Figur  oder  eigentümliche  Form, 
welche  einem  Gegenstand  gegeben  ist,  oder  Kombination  von  Linien, 
welche  an  einem  Gegenstand  angewendet  sind,  nicht  aber  der  Gegen- 
stand selber.  Musterberechtigt  ist  Jeder  —  Inländer  wie  Ausländer.  Die 
Anmeldung  der  Muster  erfolgt  schriftlich  auf  der  Kanzlei  des  General- 
gouverneurs entweder  durch  Übergabe  oder  mittels  Übersendung  durch 
die  Post  Genaue  Vorschriften  über  die  Form  der  Anmeldung  —  der 
eine  Beschreibung  des  Musters  beigefügt  sein  mufs  —  und  die  (in  min- 
destens vier  Exemplaren)  beizufügenden  Musterdarstellungen  enthält  die 
Verordnung  vom  10.  Oktober  1895.  Wie  nach  englischem  Gesetz  müssen 
vor  dem  Inverkehrbringen  nach  dem  Muster  gefertigter  Gegenstände  diese 
mit  einer  die  Eintragung  anzeigenden  Marke  versehen  sein. 

Die  Schutzfrist  ist  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren  bestimmt 

Der  Inhalt  des  Musterrechtes  deckt  sich  mit  dem  des  Musterrechtes 
nach  dem  Gesetz  des  Mutterlandes,  ebenso  die  Vorschriften  über  die 
Geltendmachung  dieses  Rechtes  und  über  das  gerichtliche  Verfahren  zur 
Aufhebung  oder  Abänderung  von  Eintragungen  in  das  Musterregister  auf 
Antrag  eines  Interessenten. 

Abweichend  vom  englischen  Recht  macht  das  Gesetz  vom  16.  März  1888 
keine  Unterschiede  hinsichtlich  der  verschiedenen  Musterklassen.  Die  Ge- 
bühr für  Eintragung  eines  Musters  beträgt  vielmehr  stets  10  Rupien  l) 
für  die  ganze  Schutzdauer. 

In  Ceylon,  Straits-Settlements  und  in  Hong-Kong,  in 
Sembilan,  Perak,  Selangor,  Labuan,  Anam,  Kombodja  und 
in  Indo-China  besteht  kein  gesetzlicher  Schutz  gewerblicher  Muster 
und  Modelle,  ebensowenig  wie  in  Niederländisch -Indien  (Java, 
Sumatra,  Borneo,  Celebes). 

Für  die  Philippinen  war  am  16.  Oktober  1888  ein  Dekret  be- 
treffend Reglement  zur  Erteilung  von  Fabrik-  und  Handelsmarken  und 
Mustern  auf  den  Philippineninseln  veröffentlicht,  welches  fast  wörtlich  mit 
dem  Dekret  vom  18.  August  1884  für  Cuba  und  Porto-Rico  übereinstimmt 


1)  1  Rupie  =  2,3$  Frs.  =  1,89  M. 
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Dasselbe  dürfte  nach  Aufhören  der  spanischen  Herrschaft  wirkungslos 
geworden  sein. 

Endlich  besteht  auch  in  China  kein  gesetzlicher  Schutz  gewerb- 
licher Muster  und  Modelle. 

§  2.  Japan.  In  Japan  ist  das  Musterwesen  durch  das  Gesetz  vom 
18.  Januar  1888,  die  Ausführungsverordnung  vom  18.  November  1892  und 
eine  Eeihe  von  nach  dieser  noch  erlassenen  Mitteilungen  des  Ministeriums 
für  Ackerbau  und  Ilandel  geregelt  Die  Ausführungsverordnung  nimmt 
hinsichtlich  einer  Reihe  von  Fragen  auf  die  Ausführungsverordnung  zum 
Patentgesetz  Bezug.  Geschützt  werden  neue  Muster,  betreffend  die  Form 
des  Musters  oder  die  Kombination  von  Farben,  welche  an  Fabrikgegen- 
ständen angewendet  werden.  Ob  das  Gesetz  sich  auf  den  Schutz  von 
Geschmacksmustern  beschränkt  oder  gleichzeitig  auch  Gebrauchsmuster 
betrifft,  geht  nicht  hinreichend  deutlich  aus  dem  Wortlaute  hervor.  Voraus- 
setzung ist  neben  einem  schutzfähigen  Muster  auch  hier  die  Neuheit,  denn 
nach  Art  1  werden  nur  neue  Muster  geschützt,  und  nach  Art  2  werden 
Muster  nicht  eingetragen,  wenn  sie  vor  der  Anmeldung  bereits  öffentlich 
bekannt  und  benutzt  waren.  Art  15  des  Gesetzes  giebt  diejenigen  Fälle 
an,  in  denen  ein  Muster  als  nicht  neu  zu  erachten  ist,  nämlich: 

1.  solche,  welche  vor  der  Anmeldung  bereits  öffentlich  bekannt  waren; 

2.  solche,  die  Mustern  gleichen,  deren  Eintragung  von  einem  Anderen 
schon  beantragt,  demnächst  aber  aufgegeben  ist  Art  21  des  Gesetzes 
erklärt  ferner  für  nicht  eintragbar  solche  Muster,  die  gegen  die  guten 
Sitten  verstofsen,  und  Art  16  der  Verordnung  fügt  ergänzend  noch  einige 
andere  Fälle  der  Uneintragbarkeit  hinzu,  insbesondere  die  Anwendung 
des  Kaiserl.  Wappens  sowie  den  Fall  der  Anmeldung  eines  schon 
früher  für  eine  andere  Person  angemeldeten  Musters,  welches  noch  nicht 
öffentlich  bekannt  geworden,  daher  noch  neu  ist.  Anspruch  auf  Muster- 
schutz hat,  wer  ein  neues  Muster  ersonnen  hat.  Nach  Art  10  hat  der- 
jenige, welcher  ein  neues  Muster  oder  Modell  für  Rechnung  eines  Anderen 
oder  auf  Kosten  seines  Herrn  ersonnen  hat,  nicht  das  Recht,  dessen 
Eintragung  nachzusuchen.  Dieses  Recht  steht  vielmehr  dem  Herrn  oder 
demjenigen,  welcher  das  Muster  oder  Modell  in  Auftrag  gegeben  hat,  zu, 
sofern  nicht  etwas  Entgegenstehendes  vereinbart  ist  Zulässig  ist  die  Ein- 
tragung des  Musters  für  mehrere  Personen,  und  dies  soll  in  diesem  Falle 
gemäfs  Art.  5  in  dem  Gesuche  angegeben  werden.  Ausgeschlossen  sind 
durch  die  Vorschrift  des  Art  15  des  Gesetzes  von  der  Anmeldung  und  dem 
ausschliefslichen  Benutzungsrecht  eines  Musters  Beamte  des  Patentamtes,  so 
lange  sie  im  Amte  sind,  es  sei  denn,  dafs  sie  jenes  durch  Erbgang  erwerben. 

Wenn  dasselbe  Muster J  nach  einander  für  mehrere  Personen  ange- 
meldet wird,  ist  allein  das  Recht  der  Priorität  mafsgebend.  Ist  auch 
das  zuerst  angemeldete  noch  nicht  definitiv  erteilt,  so  soll  die  Entschei- 
dung über  die  zweite  Anmeldung  bis  zur  Erledigung  der  Entscheidung 
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über  die  erste  Anmeldung  ausgesetzt  werden  (Art  19  der  Verordnung). 
Wer  ein  Muster  eintragen  lassen  will,  mufs  nach  Art  3  des  Gesetzes 
ein  dahin  gehendes  Gesuch  nebst  ausführlicher  Beschreibung  und  Ab- 
bildung an  den  Staatsminister  für  Landwirtschaft  und  Handel  richten. 
Nach  Art  4  der  Verordnung  ist  das  Gesuch  nach  bestimmten,  der  Ver- 
ordnung beigegebenen  Formularen  zu  errichten.   Es  mufs  für  jede  Klasse 
von  Waaren,  wie  sie  in  der  Verordnung  specifiziert  sind,   ein  beson- 
deres Gesuch  gestellt  werden.   Über  die  Erfordernisse  der  Beschreibung, 
insbesondere  die  Notwendigkeit  der  Aufstellung  eines  Schutzanspruchs, 
sowie   über  die  Erfordnisse  der  dem    Gesuche  beizufügenden   Muster, 
Modelle  und  Abbildungen  wird  auf  den  Inhalt  der  Art  8  bis  11  der 
Verordnung  sowie  der  Mitteilung  No.  17  des  Ministeriums  vom  1.  De- 
zember 1892  Bezug  genommen.    Jeder  Eigentümer  eines  Musters  kann 
nach  Art  12   der  Verordnung   veranlafst  werden,   dieses   zum  Zweke 
der  öffentlichen  Ausstellung  zu  hinterlegen.    Das  Gesuch  nebst  den  bei- 
gefügten Urkunden  wird  von   dem  Minister  dem  Patentamt  unterbreitet 
und  von  dem  Direktor  des  Patentamtes  den  angestellten  Sachverstandigen 
zur  Prüfung  übergeben  (Art  4  des  Gesetzes).    Die  Prüfung  richtet  sich  auf 
das  Vorhandensein  der  vorerwähnten  objektiven  und  subjektiven  Vor- 
aussetzungen des  Musterschutzes  sowie  auf  das  Vorhandensein  der  for- 
mellen Voraussetzung  (Art  15  und  16  der  Verordnung).    Fällt  die  Prüfung 
zu  Ungunsten  des  Musters  aus,  so  ist  darüber  eine  Bescheinigung  aus- 
zustellen (Art.  17  der  Verordnung).    Darauf  kann  der  Zurückgewiesene 
eine  Neuprüfung  beantragen  und  zwar  in  Form  einer  Berufung  (Art  IS 
der  Verordnung).    Wird  trotzdem  die  Eintragung  abgelehnt,  so  hat  der 
Anmelder  das  Recht  des  Rekurses  auf  richterliche  Entscheidung  (Art.  20 
der  Verordnung  und  Art  44  bis  54  der  Verordnung  über  die  Patente). 
Der  Rekurs  erfolgt  durch  eine  innerhalb  60  Tagen  von  dem  Tage  des 
Datums  der  auf  die  erneute  Prüfung  erlassenen  Entscheidung  abzugeben- 
den schriftlichen  Erklärung.    Dieselbe  darf  sich  aber  nicht  gegen  die 
Musterschutzbehörde,  sondern  nur  gegen  einen  Dritten,  welcher  der  Ein- 
tragung widersprochen  hat,  richten.    Das  Urteil  kann  mündlich  verkündet 
oder  auch   schriftlich   gegeben   werden.     Musterschutzbehörde   ist   das 
Ministerium  für  Landwirtschaft  und  Handel  und  als  eine  besondere  Ab- 
teilung desselben  das  Patentamt    Ist  die  Eintragung  eines  Musters  oder 
Modells  beschlossen,  so  wird  das  Muster  mit  Genehmigung  des  Ministers 
in  die  Rolle   eingetragen  (Art  4  des  Gesetzes).    Vorher  giebt  der  Chef 
des  Patentamtes  von  dieser  Absicht  dem  Antragsteller  schriftlich  Mitteilung 
mit  der  Aufstellung  der  zu  zahlenden  Gebühr.    Binnen  60  Tagen  hat 
der  Anmelder  diese  Mitteilung  mit  demjenigen  Stempel  versehen  zurück- 
zuschicken, welcher  die  Gebühr  repräsentiert,  und  dazu  zwei  Kopieen 
der  Beschreibung  des  Musters,   erst  darauf  hin  erfolgt  die  Eintragung 
(Art  21  und  22  der  Verordnung).    Von  der  erfolgten  Eintragung  erhält 
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der  Anmelder  Nachricht,  und  es  wird  ihm  eine  Urkunde  darüber  aus- 
gestellt. Die  Gebühren  sind  in  Art  IS  und  19  des  Gesetzes  im 
einzelnen  festgesetzt  Für  jede  Klasse  von  Waaren  ist  eine  besondere  Ge- 
bühr zu  zahlen,  da  auch  für  jede  Klasse  ein  besonderes  Gesuch  um  Ein- 
tragung erforderlich  ist  Die  Gebühr  beträgt  bei  der  Einreichung  per 
Muster  und  Klasse  50  Sens,  und  ferner  als  Eintragegebühr  für  jedes  Muster 
und  Klasse  für  drei  Jahre  3  Yens,  für  fünf  Jahre  5  Yens,  für  zehn 
Jahre  7  Yens  und  für  fünfzehn  Jahre  10  Yens.1)  Die  Gebühr  ist  vor 
der  Eintragung  und  zwar  binnen  sechzig  Tagen  nach  der  Mitteilung  von 
dem  Beschlufs  betreffend  Eintragung  des  Musters  in  Stempeln  zu  zahlen. 
Nach  Art  3  der  Verordnung  soll  der  Chef  des  Patentbureaus  mit  Zu- 
stimmung des  Ministers  die  Eintragung,  Abänderungen,  Nichtigkeits- 
erklärungen u.  s.  w.  von  Mustern  in  dem  offiziellen  Journal  und  in  dem 
offiziellen  Patentjournal  veröffentlichen.  Die  hinterlegten  Muster  können 
zur  Einsicht  des  Publikums  offengehalten  werden,  und  nach  Art  12  der  Ver- 
ordnung kann  jeder  Eigentümer  eines  Musters  oder  Modells  veranlafst 
werden,  dasselbe  zum  Zwecke  der  öffentlichen  Ausstellung  zu  hinterlegen. 
Nach  Art  20  des  Gesetzes  kann  Jeder  Abschriften  von  Urkunden  oder 
Kopieen  von  Abbildungen  der  eingetragenen  Muster  gegen  Zahlung  der 
üblichen  Gebühren  vom  Patentamte  erhalten.  Nach  Art  17  des  Gesetzes 
sollen  Inhaber  von  Mustern  diejenigen  Gegenstände,  bei  welchen  diese 
Muster  gebraucht  werden,  mit  den  vom  Minister  vorgeschriebenen  Be- 
zeichnungen versehen,  widrigenfalls  er  nach  Art.  26  im  Falle  der  Ver- 
letzung keinen  Schadenersatzanspruch  geltend  machen  kann. 

Der  positive  Inhalt  des  Musterschutzes  besteht  in  dem  ausschliefs- 
lichen  Benutzungsrecht  (Art  1  des  Gesetzes).  Eine  Verletzung  dieses 
Rechtes  kann  in  der  Nachmachung  von  Waaren  derjenigen  Klasse  oder 
Klassen,  für  welche  der  Berechtigte  Schutz  erworben  hat,  zum  Zwecke 
des  Inverkehrbringens  sowie  in  dem  Inverkehrbringen  unerlaubt  nach- 
gemachter Gegenstände  bestehen.  Ferner  wird  als  ein  besonderes  Delikt 
gegen  das  Musterrecht  vom  Gesetz  (Art.  23)  die  Einfuhr  nach  dem  Muster 
im  Auslande  gefertigter  Gegenstände  in  das  Inland  sowie  der  Verkauf 
derartiger  aus  dem  Auslande  eingeführter  Gegenstände  hervorgehoben. 
Wer  sich  einer  Verletzung  des  Rechtes  auf  den  Schutz  eines  eingetragenen 
Musters  schuldig  macht,  ist  zur  Entschädigung  des  Inhabers  desselben 
verpflichtet  Daneben  wird  demjenigen,  der  eine  der  vorgenannten  un- 
erlaubten Handlungen  wissentlich  begeht,  eine  Gefängnisstrafe  von  fünf- 
zehn Tagen  bis  zu  sechs  Monaten  oder  Geldstrafe  von  10  bis  100  Yens 
angedroht  (Art.  23  des  Gesetzes).  Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  An- 
trag des  Geschädigten  ein,  jedoch  kann  der  Richter  auf  Antrag  desselben 
auch  im  Wege  der  einstweiligen  Verfügung  den  Gebrauch  oder  den 
Verkauf  der  Gegenstände,  auf  welche  die  Klage  sich  bezieht,  untersagen 

1)  1  Yen  (Gold)  —  100  Sens  —  5,39  Frs.    1  Yen  (Silber)  —  100  Sens  «  5,17  Fre. 
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£Art  25  des  Gesetzes).  Aufserdem  werden  die  Gegenstände  sowie  die 
Vorrichtungen,  welche  bei  Begehung  der  vorgenannten  Vergehen  ge- 
braucht worden  sind,  eingezogen  und  dem  Inhaber  des  verletzten  Musters 
übergeben.  Letzterem  sollen  auch,  wenn  angängig,  die  Betrage  für  die 
bereits  verkauften  Gegenstände  ausgehändigt  werden  (Art  24  des  Gesetzes). 

Nach  Art.  6  des  Gesetzes  werden  Musterurkunden  auf  vier  Fristen 
ausgestellt,  nämlich  auf  drei,  fünf,  sieben  und  zehn  Jahre  vom  Tage  der 
Eintragung  an  gerechnet.  Eine  nachträgliche  Erstreckung  der  einmal  in 
Anspruch  genommenen  und  in  das  Register  eingetragenen  Frist  findet 
nach  Art  2  der  Verordnung  nicht  statt.  Wie  schon  oben  hervorgehoben 
wurde,  kann  das  Musterrecht  an  einem  von  dem  Urheber  geschaffenen 
Muster  schon  vor  der  Eintragung  auf  eine  andere  Person  übergehen, 
d.h.  von  einer  anderen  Person  von  vornherein  erworben  werden,  wenn 
nämlich  der  Urheber  im  Auftrage  und  auf  Kosten  eines  Anderen  das 
Muster  schuf  (Art.  10  des  Gesetzes).  Aber  abgesehen  davon  ist  das  Muster- 
recht  auch  übertragbar.  Nach  Art.  9  des  Gesetzes  gehen  die  Rechte  des 
Inhabers  oder  Anmelders  eines  Musters  auf  dessen  Erben  über,  und  nach 
Art.  13  des  Gesetzes  können  die  Rechte  auf  ausschliefslichen  Gebrauch 
mit  oder  ohne  Bedingung  verkauft,  übertragen,  in  eine  Gemeinschaft  ein- 
gebracht oder  verpfändet  werden;  jedoch  hat  ein  darauf  zielendes 
Rechtsgeschäft  dritten  Personen  gegenüber  nur  dann  rechtliche  Bedeu- 
tung, wenn  es  bei  dem  Patentamt  in  der  Rolle  vermerkt  ist. 

Nach  Art.  11  soll,  wenn  es  sich  herausstellt,  dafs  ein  bereits  in  die 
Rolle  eingetragenes  Muster  unter  die  Bestimmung  des  Art.  2  fällt,  also 
der  guten  Sitte  widerspricht,  oder  bereits  vor  der  Anmeldung  öffentlich 
bekannt  und  benutzt  war,  oder  dafs  es  gegen  die  Art  8  und  10  verstöfst, 
d.  h.  wenn  es  schon  vorher  für  eine  andere  Person  angemeldet  war,  oder 
wenn  der  Anmelder  zwar  der  Urheber  ist,  aber  dennoch  sein  Recht  einem 
Anderen  zusteht,  die  Eintragung  gelöscht  werden.  Hinsichtlich  des 
Rechtes  der  Ausländer  erhält  das  Gesetz  keine  Bestimmungen;  es  be- 
schränkt aber  auch  nicht  seine  Gültigkeit  auf  in  Japan  wohnende  Per- 
sonen. Nach  den  Mitteilungen  des  Ministeriums  vom  20.  November  1896 
müssen  Ausländer,  um  in  Japan  Muster  eintragen  zu  können,  einen  im 
Inlande  wohnenden  Vertreter  bestellen  und  eine  auf  diesen  ausgestellte 
Vollmacht  übersenden.  Im  übrigen  wird  hinsichtlich  der  die  Gesuche 
von  Ausländern  betreffenden  Vorschriften  auf  den  Inhalt  der  genannten 
Mitteilungen  Bezug  genommen. 
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Ägypten.  Einen  gesetzlichen  Musterschutz  erteilt  Ägypten  nicht, 
jedoch  dürfen  die  gemischten  Gerichtshöfe  bezw.  die  Konsulargerichte 
Civilklagen  wegen  Verletzung   von  Musterrechten  unter  dem  Gesichts- 
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punkte  des  unlauteren  Wettbewerbes  zulassen.  Ein  Präzedenzfall  besteht 
noch  nicht 

Tunis.  Es  besteht  kein  gesetzlicher  Schutz  gewerblicher  Muster 
und  Modelle.  In  gewissen  Grenzen  kann  das  Gesetz  vom  15.  Juni*  1889 
über  das  künstlerische  und  litterarische  Eigentum  in  Anwendung  kommen. 

Algier.  Gemäls  dem  Gesetze  vom  23.  Februar  1881  sind  die  Be- 
stimmungen der  Gesetzgebung  des  Mutterlandes  über  Muster  und  Modelle 
auch  auf  Algier  anwendbar. 

In  Marokko,  Liberia,  Sierra  Leone,  Gambia,  Lagos  und 
im  Kongostaate  besteht  kein  gesetzlicher  Schutz  gewerblicher  Muster 
und  Modelle. 

Hinsichtlich  der  deutschen  Kolonien  Togo,  Kamerun,  Süd -West- 
afrika, Ostafrika  siehe  das  unter  Patentrecht  Gesagte. 

Kapkolonie.  Der  Muster-  und  Modellschutz  wird  durch  das  Ge- 
setz vom  21.  August  1894  und  die  Verordnung  vom  15.  September  1804 
gesichert.  Dieselben  stimmen  fast  wörtlich  —  ebenso  wie  das  Waaren- 
klassenverzeichnis  —  mit  den  entsprechenden  Bestimmungen  des  britischen 
Patent-,  Muster-  und  Markenschutzgesetzes  (Sekt.  55,  85,  88,  89,  90,  96,  47, 
Untersekt  1  u.  4,  50—54,  87,  101,  58,  59,  93, 105,  57)  vom  25.  August  1883 
und  der  Verordnung  vom  31.  März  1890  überein.  Das  Musterregister  führt 
der  Registrar  of  Deeds  zu  Kapstadt,  gegen  dessen  ablehnenden  Bescheid 
auf  einen  Mustereintragungsantrag  die  Berufung  an  den  obersten  Gerichts- 
hof der  Kolonie  zusteht.  Die  Taxen  können  in  Stempeln  bezahlt  werden; 
sie  betragen  für  ein  einzelnes  Muster  10  Shilling  bei  der  Anmeldung  und 
2  Pfd.  Sterl.  bei  der  Eintragung. 

Natal,  Zanzibar,  Mauritius,  St.  Helena,  Oranje-Frei- 
staat,  Südafrikanische  Republik  und  Madagaskar  erfreuen  sich 
keines  Muster-  oder  Modellschutzes.  Die  Verwaltung  von  Madagaskar 
soll  ein  Gesuch  gestellt  haben,  dafs  die  französische  Gesetzgebung  auf 
Madagaskar  als  anwendbar  erklärt  wird.  Zur  Zeit  existiert  aber  auf 
Madagaskar  keinerlei  Schutz  des  gewerblichen  Eigentums. 


3.  Kapitel.  Amerika. 

§  1.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Die  Vereinigten 
Staaten  schützen  durch  die  §§  4929  bis  4933  der  revidierten  Statuten  bezw. 
durch  die  damit  identischen  §§  71  bis  76  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1870  ge- 
werbliche Muster  als  eine  besondere  Art  von  Patenten.  Auf  das  Verfahren 
zur  Eintragung  der  Muster  beziehen  sich  auch  die  §§  79 — 84  der  Vor- 
schriften für  das  Verfahren  bei  dem  Patentamte  der  Vereinigten  Staaten. 

Es  ist  hinsichtlich  des  Musterschutzes  im  wesentlichen  auf  das  Patent- 
recht der  Vereinigten  Staaten  Bezug  zu  nehmen  (§  76  des  Gesetzes  von 
1870)  und  hier  nur  Folgendes  besonders  hervorzuheben. 
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Eine  eingehende  Darlegung  dessen,  was  unter  einem  Muster  zu  ver- 
stehen  sei,  giebt  Art  71  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1870  und  §  79  der 
Verordnung  von   1877.     Danach  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dafs  das  amerikanische  Recht  zwischen  Gebrauchsmuster  und  Geschmacks- 
muster nicht  unterscheidet    In  der  Praxis  freilich  werden  viele  Gegen- 
stände,  welche  im   deutschen  Recht   vom  Patentschutz  ausgeschlossen 
und  unter  Musterschutz  gestellt  werden,  weil  das   Patentamt    eine  hin- 
reichende Erfinderthätigkeit  als   vorliegend    nicht   ansieht,   in  den  Ver- 
einigten Staaten  unter  Patentschutz  gestellt,  sodafs  theoretisch  das  Muster- 
schutzrecht zwar  für  alle  Arten  von  Mustern  bestimmt  ist,  in  der  Praxis 
aber  wohl  mehr  dem  Schutze  der  Geschmacks-  als  dem  der  Gebrauchs- 
muster dient.  Voraussetzung  für  den  Schutz  ist  die  Neuheit,  denn  nach 
§§71  des  Gesetzes  und  §  79  der  Verordnung  sind  schutzfähig  nur  neue 
und    nützliche   Formen    oder    Gestaltungen    von    Industrieerzeugnissen, 
welche  eine  Person  erfunden  hat,  und  welche  vor  der  Erfindung  weder 
bekannt  noch  benutzt  noch  patentirt  noch  in  einer  gedruckten  Veröffent- 
lichung beschrieben  waren.  Berechtigt  zur  Erlangung  des  Musterschutzes 
ist  der  Erfinder  des  Musters.    Für   die  Frage,  wie  die  Erfinderqualität 
geltend  gemacht  wird,  sind  die  diesbezüglichen  Vorschriften  des  Patent- 
amtes mafsgebend.     Das  Verfahren  bei  Gesuchen  um  Musterpatente  ist 
nach  §  81  der  Verordnung  in  der  Hauptsache  dasselbe,  wie  bei  anderen 
Patentgesuchen.     Die   Beschreibung   mufs    die  charakteristischen  Züge 
des  Musters  hervorheben  und  zwischen  dem,   was  alt  ist  und  was  für 
neu  gehalten  wird,  deutlich  unterscheiden.    Die  Ansprüche  müssen  eben- 
falls so  deutlich  und  speciell  sein,  wie  bei  Patenten  auf  Erfindungen  und 
Entdeckungen.     Dem  Gesuch   sind  Proben   des  Musters    oder  Modells 
beizufügen,  jedoch  kann  nach  §  72  des  Gesetzes  und  §  82  der  Verord- 
nung der  Kommissionär  von  Modellen  des  Musters  absehen,  wenn  das 
Muster  durch  Zeichnungen  oder  Photographien  genügend  dargestellt  werden 
kann.    Werden  Photographien  oder  Stiche  angewendet,   um  das  Muster 
darzustellen,  so  müssen  sie  auf  Bristolpapier  in  der  Gröfse  von  10  und 
15  Zoll  aufgezogen  und  gehörig  unterzeichnet  werden.    Der  Anmelder 
mufs  aufserdem  10  nicht  aufgezogene  Extraexemplare  der  Photographie 
oder  des  Stichs  in  der  Gröfse  von  nicht  mehr  als  7*2  und  11  Zoll  ein- 
reichen.   Negativbilder  sind  nicht  erforderlich.    Wird  das  Muster  durch 
eine  Zeichnung  dargestellt,  welche  nach  den  Vorschriften  für  mechanische 
Erfindungen  angefertigt  ist,  so  braucht  blofs  ein  Exemplar  eingesandt  zu 
werden,  weitere  Exemplare  werden  auf  Kosten  des  Patentamts  photogra- 
phisch hergestellt.   Anmeldungen  von  Musterpatenten  gehören  zu  den  vor 
allen  anderen  zu  behandelnden  Patentangelegenheiten.   Patente  für  Master 
werden  auf  den  Zeitraum  von  3  Jahren  und  6  Monaten  oder  auf  7  Jahre 
oder  auf  14  Jahre  je  nach  dem  von  dem  Erwerber  in  seinem  Gesuche  aus- 
gedrückten Wunsche  erteilt  (§  73  des  Gesetzes  und  80  der  Verordnung). 
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Das  Gesetz  vom  4.  Februar  1 887  betreffend  Abänderung  des  Gesetzes  über 
Patente,  Fabrikmarken  und  Nachdruck  stellt  Musterverletzungen  unter 
eine  Geldstrafe  von  250  Dollars;  sofern  der  durch  die  Musterverletzung 
vom  Thäter  erzielte  Vorteil  diesen  Betrag  übersteigt,  soll  derselbe  zur 
Herausgabe  des  Überschusses  auch  noch  verpflichtet  sein.  Diese  Beträge 
kann  der  Geschädigte  vor  jedem  Gerichtshof  einklagen.  Die  Gebühr  be- 
trägt für  den  Musterschutz  für  die  Dauer  von  3  Jahren  10  Dollars,  für 
die  von  7  Jahren  21  Dollars,  für  die  von  14  Jahren  30  Dollars. 

§  2.  Canada.  Das  derzeitige  Musterrecht  in  Canada  beruht  auf  der 
Akte  betreffend  die  Handelsmarken  und  Fabrikmuster  42  Vict  Kap.  22 
(Rev.  Stat  Kap.  63).  Ergänzt  ist  diese  durch  die  Akte  54  bis  55  Vict 
Kap.  35  betreffend  die  Abänderung  der  Akte  über  die  Handelsmarken  und 
Fabrikmuster  vom  10  Juli  1891.  Die  Akte  42  behandelt  nach  den  ein- 
leitenden Worten  der  §§  1  und  2  in  den  §§  3 — 21  das  Handelsmarken- 
recht und  in  den  Art.  22 — 38  das  Musterrecht  Die  Akte  54  und  55 
behandelt  aufser  den  Fällen  der  Ablehnung  oder  Eintragung  einer  Han- 
delsmarke hauptsächlich  das  gerichtliche  Verfahren  zur  Herbeiführung 
der  Eintragung,  Löschung  oder  Änderung  einer  Marken-  oder  Muster- 
hinterlegung. Den  Begriff  des  Musters  definiert  das  Gesetz  nicht,  es  spricht 
nur  von  Fabrikmustern  und  davon,  dafs  der  Eigentümer  solche  eintragen 
lassen  kann;  es  dürften  in  dieser  Beziehung  die  englischen  Grundsätze 
über  Musterrecht  massgeblich  sein.  Voraussetzung  für  das  Musterrecht 
ist  die  Neuheit  des  Musters.  Nach  §  22  hat  der  Anmelder  die  Erklärung 
abzugeben,  dafs  zu  der  Zeit,  als  er  dasselbe  aufnahm,  seines  Wissens 
Niemand  aufser  ihm  dasselbe  gebraucht  hat,  und  nach  Art.  24  mufs  das 
Modell  eingetragen  werden,  bevor  es  zur  Kenntnis  des  Publikums  gebracht 
ist  Nach  §  22  soll  zur  Hinterlegung  des  Musters  der  Eigentümer  des- 
selben berechtigt  sein;  der  Anmelder  hat  bei  den  Hinterlegungen  die 
Versicherung  abzugeben,  dafs  er  das  Muster  zuerst  aufgebracht  hat  Nach 
Art  25  soll  der  Urheber  eines  Musters  als  Eigentümer  desselben  gelten, 
sofern  er  nicht  gegen  Entgelt  im  Interesse  eines  Anderen  die  Arbeit  ver- 
richtet hat,  in  welchem  Falle  diese  letztere  Person  als  Eigentümer  ange- 
sehen wird  und  allein  das  Recht  hat,  sie  eintragen  zu  lassen.  Übrigens 
mufs  der  Anmelder  in  Canada  wohnen.  Wird  dasselbe  Muster  nachein- 
ander für  mehrere  Personen  angemeldet,  so  entscheidet  das  Recht  der 
Priorität  und  darf  die  spätere  Hinterlegung  zu  einer  Eintragung  nicht 
führen  (§  22). 

Jedes  Muster  mufs,  um  das  Eigentum  daran  zu  sichern,  eingetragen 
werden  (§  24).  Die  Eintragung  erfolgt  auf  ein  Hinterlegungsgesuch 
nach  vorheriger  Prüfung  seitens  der  Behörde.  Über  die  Form  der  Ein- 
tragung schreibt  §  22  vor,  dafs  der  Hinterleger  der  Behörde  eine  Zeich- 
nung und  eine  Beschreibung  in  doppelter  Ausfertigung  zu  übersenden 
hat;  ferner  ist  der  Anmeldung  die  noch  näher  angegebene  Gebühr  bei- 
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zufügen.  Die  Anmeldung  mufs  nach  vorgeschriebenem  Formular  erfolgen. 
Die  Behörde  hat  nach  Empfang  des  Gesuches  und  der  Gebühr  das 
Muster  zu  prüfen  und  festzustellen,  ob  es  mit  irgend  einem  anderen 
schon  eingetragenen  Muster  übereinstimmt  oder  mit  ihm  verwechselungs- 
fähig  ähnlich  ist  Es  kann  die  Eintragung  aller  Muster  verweigern, 
welche  ihm  nicht  unter  die  Bestimmung  der  vorliegenden  Akte  zu 
fallen  scheinen  (mithin  also  schon  etwa  eingetragen  oder  nicht  neu 
oder  nicht  von  dem  Urheber  eingetragen  sind),  oder  welche  den  guten 
Sitten  oder  der  öffentlichen  Ordnung  zuwiderlaufen.  Zuständig  für  die 
Eintragung  der  Waarenzeichen  wie  der  Fabrikmuster  ist  das  Ministerium 
für  Landwirtschaft  Der  Minister  beauftragt  bestimmte  Beamte  mit  der 
Führung  der  für  die  Eintragung  bestimmten  Register  und  diesbezüglichen 
Geschäfte.  Gegen  die  eine  Eintragung  ablehnende  Entscheidung  steht 
dem  Abgelehnten  die  Berufung  an  den  Gouverneur  zu.  Ausserdem  kann 
der  Abgelehnte  nach  der  Akte  54,  55  Victoriae  1891  auch  die  Klage  auf 
Eintragung  bei  dem  Exchequer  Gerichtshof  anstrengen.  Für  die  Eintragung 
wie  für  die  Übertragung  eines  eingetragenen  Musters  auf  eine  andere 
Person  sowie  für  die  Eintragung  der  Fristverlängerung  sind  Gebühren 
zu  zahlen,  welche  im  einzelnen  im  §  25  vorgeschrieben  sind;  die  Ein- 
tragungsgebühr beträgt  für  jedes  Muster  5  Dollars.  Über  die  erfolgte 
Eintragung  erhält  der  Anmelder  ein  Certifikat  (Art  22  und  28  des  Ge- 
setzes). Das  Register  der  Fabrikmuster  ist  Öffentlich ;  aus  ihm  kann  der 
Ackerbauminister  auch  Kopien  oder  Zeichnungen  der  Fabrikmuster  er- 
teilen (§  37  des  Gesetzes).  Nach  §  24  mufs  jedes  nach  dem  hinterlegten 
Muster  gefertigte  Erzeugnis  mit  einer  den  erlangten  Musterschutz  dar- 
thuenden  Kennzeichnung  versehen  werden.  Der  Inhalt  des  Musterschutzes 
nach  canadischem  Recht  ist  dem  des  deutschen  Geschmacksmuster- 
rechtes  im  wesentlichen  gleich.  Die  Zuwiderhandlung  gegen  die  das 
Nachmachen  eines  Musters  und  das  Inverkehrbringen  und  Gebrauchen 
nachgemachter  Gegenstände  verbietenden  Vorschriften  hat  einmal  ein 
Strafverfahren  zur  Folge.  Es  kann  nämlich  im  summarischen  Verfahren 
der  Zuwiderhandelnde  zu  einer  an  den  Verletzten  zu  zahlenden  Geldbufse 
von  20  bis  120  Dollars  und  zur  Tragung  der  Kosten  verurteilt  werden 
(§  32  des  Gesetzes).  Aufserdem  kann  der  Eigentümer  eines  Musters  auf 
Ersatz  des  ihm  infolge  der  Anwendung  oder  der  zum  Zwecke  des  Ver- 
kaufs erfolgten  Nahahmung  des  Musters  entstandenen  Schadens  eine  Klage 
gegen  jeden  anstrengen,  der  eine  derartige  Zuwiderhandlung  begangen 
ha^  sofern  der  Zuwiderhandelnde  wufste,  dafs  der  Eigentümer  des  Musters 
zu  dieser  Anwendung  seine  Einwilligung  nicht  gegeben  hat  (Art.  35  des 
Gesetzes).  Einer  Strafe  von  4  bis  30  Dollars  unterliegt  derjenige,  der 
eine  auf  angeblich,  aber  nicht  thatsächlich  bestehenden  Musterschutz  hin- 
weisende Bezeichnung  an  einem  Gegenstande  anbringt  oder  so  gekenn- 
zeichnete Gegenstände  in  den  Verkehr  bringt    Diese  Strafe  kann  ron 
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Jedwedem  im  summarischen  Verfahren  geltend  gemacht  werden  und 
fällt  den  Beitreibenden  zur  Hälfte  zu,  zur  Hälfte  aber  dem  Staate.  Diese 
Schadenersatzklage  verjährt  in  einem  Jahre  vom  Tage  der,  Begehung  der 
Verletzung  an  gerechnet 

Das  Muster  wird  nicht  nur  gegen  die  Kopie  geschützt,  sondern  auch 
gegen  eine  Nachachmung  mit  Abänderung,  trotz  deren  eine  Verwechse- 
lungsgefahr nicht  ausgeschlossen  ist  (Art.  31  des  Gesetzes).  Das  aus- 
schliefsliche  Recht  des  Eigentümers  eines  Fabrikmusters  währt  fünf 
Jahre,  es  kann  aber  bei  oder  vor  dem  Ablauf  dieser  Periode  von  fünf 
Jahren  oder  auch  früher  unter  der  Voraussetzung  der  Zahlung  der 
hierfür  vorgeschriebenen  Gebühr  derart  erneuert  werden,  dafs  die  Ge- 
samtdauer des  Schutzes  zehn  Jahre  nicht  übersteigt  (§  29  des  Gesetzes). 
Die  Erneuerung  erfolgt  auf  ein  Gesuch  und  mufs  in  das  Register  einge- 
tragen werden.  Die  Erneuerungs-  und  Eintragungsgebühr  beträgt  1 2  Dollars. 

Hinsichtlich  des  Überganges  und  Unterganges  des  Musterrechtes  gilt 
dasselbe  wie  nach  englischem  Recht  Die  Klage  auf  Eintragung  und 
Löschung  eines  Musters,  wie  auf  Änderungen  im  Register  hinsichtlich 
der  Person  des  Eingetragenen,  des  materiellen  Umfanges  der  Eintragung 
u.  s.w.  gehört  vor  den  Exchequer  Gerichtshof  (A.  54,  55,  §§  22  und  28 
des  Gesetzes). 

Ausländer  sind  nach  dem  canadischen  Recht  vom  Musterschutz 
völlig  ausgeschlossen,  vorbehaltlich  besonderer  Bestimmungen  für  die 
Angehörigen  von  Grofsbritannien  und  seinen  Kolonien. 

Neu-Fundland.  Ein  gesetzlicher  Schutz  gewerblicher  Muster  und 
Modelle  besteht  nicht 

Kuba  und  Porto  Rico.    Siehe  Philippinen. 

In  Mexiko  findet  das  Markengesetz  nach  A.  19  desselben  auch  auf 
Muster  Anwendung. 

In  Haiti,  San  Domingo,  Guatemala,  Honduras,  San  Sal- 
vador, Nicaragua,  Niederländisch -Westindien,  Britisch - 
Guayana,  Französisch-Guayana,  Venezuela,  Ekuador,  Bolivia, 
Jamaica,  Bahama,  Barbados,  Bermudas,  Inseln  unter  dem 
Wind  und  Inseln  über  dem  Wind  sowie  den  Falklandsinseln 
und  Brasilien  besteht  kein  gesetzlicher  Schutz  für  gewerbliche  Muster 
und  Modelle. 

Trinidad.  Titel  II  des  Gesetzes  vom  19.  November  1894  ordnet 
das  Musterwesen  entsprechend  dem  englischen  Gesetz  von  1883. 

Costa-Rica.  Die  Republik  von  Costa-Rica  hat  ein  allgemeines  Ge- 
setz über  das  geistige  Eigentum  unter  dem  26.  Juni  1896  erlassen.  Es 
bezieht  sich  auf  das  Eigentum  an  Erfindungen,  an  wissenschaftlichen, 
litterarischen,  musikalischen,  dramatischen  und  künstlerischen  Werken; 
es  erwähnt  aber  nicht  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle,  Soweit 
dieselben  also  nicht  etwa  als  Kunstwerke  in  Betracht  kommen  können, 
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geniefsen  sie  keinen  Schutz.  Nach  Art  38  hat  der  Urheber  eines  Kunst- 
werkes,  welches  in  irgend  einer  Weise  ausgeführt  ist,  das  ausschliefsliche 
Recht,  es  ohne  Ausnahme  in  irgend  einer  Weise  zu  reproduzieren, 

Colombia.  Nach  dem  Gesetz  über  das  litterarische  und  künstle- 
rische Eigentum  vom  28.  Oktober  1886  sind  zwar  auch  die  Werke  der 
Kunst  geschützt,  aber  nach  Art  8  sind  ausdrücklich  ausgeschlossen  Er- 
findungen und  wissenschaftliche  Entdeckungen,  welche  einer  plastischen 
Ausbeute  fähig  sind. 

Peru.  Nach  Art.  26  der  Konstitution  ist  das  Eigentum  unverletzlich, 
mag  es  ein  materielles  oder  intellektuelles,  litterarisches  oder  artistisches 
sein.  Niemand  kann  seines  Eigentums  beraubt  werden,  aufser  zu  Nutzen 
des  Staates  unter  gesetzlicher  Anerkennung  und  gegen  eine  vorher  fest- 
gesetzte Entschädigung.  Peru  hat  zwar  ein  Gesetz  über  das  litterarische, 
nicht  aber  ein  solches  über  das  künstlerische  Eigentum,  noch  auch  über 
die  gewerblichen  Muster  und  Modelle. 

Chile.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  von  1855,  Bd.  2,  Titel  12,  Art  584, 
schreibt  vor,  dafs  die  Erzeugnisse  des  Talentes  und  Geistes  Eigentum 
ihrer  Urheber  sind.  Dieses  Eigentum  wird  durch  Specialgesetze  geregelt 
Das  diesbezügliche  Gesetz  über  das  litterarische  Eigentum  vom  24.  Juli  1834 
ist  allenfalls  auf  Muster  und  Modelle  anwendbar.  Dagegen  lautet  Art  l 
des  Patentgesetzes  vom  9.  September  1840: 

„Der  Erfinder  oder  Entdecker  einer  Kunst,  einer  Fabrikation,  eines 
Werkzeugs,  einer  Verbindung  von  Materialien  oder  irgend  einer  Verbesse- 
rung an  denselben  u.  s.  w.u 

Hiernach  können  der  Herstellung  gewerblicher  Gegenstände  dienende 
neue  Muster  und  Modelle  unter  Patentschutz  gestellt  werden. 

Argentinische  Republik.  Es  besteht  kein  gesetzlicher  Schutz  ge- 
werblicher Muster  und  Modelle;  nach  Art  17  der  Konstitution  von  1868 
ist  jeder  Urheber  oder  Erfinder  ausschliefslicher  Eigentümer  seines  Werkes 
für  die  Zeit,  welche  das  Gesetz  ihm  gewährt 

Uruguay.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  (Art.  443)  enthält  dieselben 
Bestimmungen  wie  dasjenige  von  Honduras. 

Paraguay.  Nach  der  Konstitution  vom  24.  November  1870  Art.  19 
hat  jeder  Urheber  oder  Erfinder  das  ausschliefsliche  Eigentum  seines 
Werkes,  seiner  Erfindung,  seiner  Entdeckung  während  einer  durch  das 
Gesetz  festzusetzenden  Dauer.  Ein  derartiges  Gesetz  ist  aber  bisher  nicht 
erlassen.  

4«  Kapitel.    Australien  and  Oceanien. 

§  1.  Neu-Süd-Wales.  Das  Nachdrucksgesetz  vom  14.  Mai  1879 
(42  Vict  Nr.  20)  enthält  die  Vorschriften  über  Nachdruck  litterarischer 
und  künstlerischer  Werke  und  von  gewerblichen  Mustern.  Die  Sekt  1—2 
enthalten  die  Einleitung  und  insbesondere  Definitionen,  v$n  denen  die 
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über  den  Begriff  „Proprietor"  besonders  in  Betracht  kommt,  der  in  gleicher 
Weise  definiert  wird,  wie  nach  dem  englischen  Gesetz  vom  25.  August 
1893  der  „Urheber44.  Teil  I  handelt  von  litterarischen,  dramatischen  und 
musikalischen  Werken,  Teil  II  von  Werken  der  Schönen  Künste,  Teil  III 
(Sekt  34 — 44)  von  gewerblichen  Mustern  (Designs),  und  Teil  IV  enthält 
allgemeine  Bestimmungen. 

Der  die  gewerblichen  Muster  betreffende  Teil  III  beruht  auf  den- 
selben Grundlagen  wie  das  englische  Recht:  Vor  dem  Inverkehrbringen 
mufs  das  Muster  —  welches,  um  schutzfähig  zu  sein,  neu,  d.  h.  in  der 
Kolonie  noch  nicht  veröffentlicht  sein  mufs  (Sekt  35)  —  zur  Eintragung 
bei  dem  Kolonialsekretär  angemeldet  werden  unter  Überreichung  des 
Modells  und  einer  Darstellung  (Zeichnung  oder  Beschreibung)  in  zwei 
Exemplaren.  Von  der  Einreichung  des  Modells  kann  der  Attorney  General 
dispensieren.  Vor  dem  Inverkehrbringen  mufs  jedes  nach  dem  Muster 
gefertigte  Stück  mit  „Registered  etc."  gezeichnet  sein. 

Die  Einsicht  in  das  Register  ist  Jedermann  nur  hinsichtlich  der- 
jenigen Muster,  deren  Schutz  schon  erloschen  ist,  im  übrigen  nur  dem 
Eigentümer  und  dessen  Beauftragten  gestattet;  doch  mufs  der  Registrar 
auf  Vorlegung  bestimmter  Muster  Auskunft  geben,  ob  diese  eingetragen 
sind  und  event  für  wen  (Sekt  39). 

Die  Wirkungen  der  Eintragung  erstrecken  sich  nur  auf  die  Waaren 
derjenigen  Klasse  oder  Klassen,  für  welche  das  Muster  eingetragen  ist 
(Sekt  36);  im  übrigen  sind  sie  denen  des  englischen  Rechtes  entsprechend; 
die  Strafen  der  Musterverletzung  betragen  neben  der  Verpflichtung  zum 
Schadenersatz  5 — 50  Pfd.  Sterl.,  von  denen  die  Hälfte  dem  Geschädigten, 
die  Hälfte  dem  Staate  (Consolidated  Revenue  Fund)  zu  gute  kommt 
(Sekt  40—42). 

Eine  Strafe  bis  zu  20  Pfd.  Sterl.  trifft  denjenigen,  der  unberechtigt 
Waaren  als  unter  Musterschutz  stehend  bezeichnet;  diese  kommt  Jed- 
wedem, der  sie  einklagt,  zu  gute  (Sekt  44). 

Die  Dauer  des  Schutzes  beträgt  für  die  Klassen  1 — 5  drei  Jahre,  für 
die  Klassen  6 — 12  zwei  Jahre.    Die  Klassen  sind  in  Sekt  34  aufgezählt 

Unrichtigkeiten  sind  vom  Registrar  von  Amts  wegen  (Sekt.  50)  oder 
auf  ein  durch  Klage  eines  Interessenten  herbeizuführendes  gerichtliches 
Urteil  in  dem  Register  zu  streichen  oder  abzuändern  (Sekt  43). 

Aus  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Teiles  IV  ist  hervorzuheben, 
dafs  nach  Sekt  45  Registerbeamte,  welche  fälschliche  Eintragungen  machen, 
und  nach  Sekt  46  Personen,  welche  falsche  Eintragungen  veranlassen, 
schweren  Strafen  (bis  drei  Jahre  Gefängnis  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit) 
unterliegen,  dafs  nach  Sekt.  48  die  Musterschutzklagen  in  zwölf  Monaten 
verjähren,  und  dafs  nach  Sekt  48  die  Mitglieder  des  höchsten  Gerichts- 
hofes auf  Anrufen  einer  Prozefspartei  einstweilige  Verfügungen  erlassen 
können. 

Stephan,  Urheberrecht.  29 
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Das  zur  Ergänzung  dieses  Gesetzes  ergangene  Law  respecting  Inter- 
national and  Colonial  Copyright  vom  25.  Juni  1686  bezieht  sich  nicht  auf 
gewerbliche  Muster. 

§  2.  Victoria.  Die  Copyright-Akte  vom  10.  Juni  1890  ist  fast  wört- 
lieh  tibereinstimmend  mit  dem  vorgenannten  Gesetz  von  Neu-Süd- Wales 
von  1879,  von  dem  sie  nur  dadurch  abweicht,  dafs  sie  das  Musterrecht 
als  Teil  I  in  Sekt  34—44  behandelt 

§  3.  Süd-Amtralien.  Das  Nachdrucksgesetz  vom  22.  Oktober  1878, 
41  u.  42  Vict  Nr.  95  (zu  welchem  Rules  unter  dem  31.  Januar  1880  er- 
gangen sind),  ist  für  das  Gesetz  von  Neu-Süd-Wales  von  1879  vorbildlich 
gewesen.  Es  behandelt  das  Musterrecht  in  Teil  I  Sekt  3 — 12  und  unter- 
scheidet sich  von  dem  Gesetz  von  Neu-Süd-Wales  hauptsächlich  durch 
das  Fehlen  einer  Klassifikation;  das  Musterrecht  ist  also  umfassender  als 
in  England  und  den  übrigen  australischen  Kolonien;  es  wird  nach  Wahl 
des  Anmelders  auf  ein,  zwei  oder  drei  Jahre  erteilt  Die  Einsicht  auch  in 
die  noch  nicht  erloschenen  Muster  ist  Jedermann  gestattet;  die  im  Muster- 
verletzungsprozefs  ausgesprochene  Strafe  kommt  ganz  dem  Verletzten  zu 
gute;  eine  Klage  auf  Registerberichtigung  ist  nicht  vorgesehen. 

§  4.  Wert-Anstralien.  Das  Muster-  und  Markenschutzgesetz  vom 
27.  August  1884,  48  Vict  Nr.  7  (nebst  Rules  vom  16.  November  1885),  ent- 
hält in  Teil  I  Sekt  t — 3  die  Einleitung  (Bezeichnung  des  Gesetzes,  Ein- 
teilung und  Inkrafttreten  desselben),  in  Teil  II  Sekt  4 — 18  das  Muster- 
recht, in  Teil  III  Sekt  19—37  das  Markenrecht  und  in  Teil  IV  Sekt  3S— 57 
allgemeine  Bestimmungen. 

Das  Musterrecht  ist  fast  wörtlich  übereinstimmend  mit  Abschn.  III 
Sekt  47 — 61  des  britischen  Patent-,  Muster-  und  Handelsmarkengesetzes 
vom  25.  August  1883. 

Durch  Gesetz  vom  12.  Juli  1886,  50  Vict  Nr.  5,  ist  für  West- Australien 
ein  Patentamt  eingeführt,  und  die  nach  dem  Gesetz  vom  17.  August  1884 
dem  Kolonialsekretär  obliegenden  Funktionen  eines  Registrar  sind  dem 
Patentamt  übertragen. 

Eine  Ergänzung  namentlich  hinsichtlich  des  internationalen  Rechts- 
schutzes hat  die  Gesetzgebung  noch  durch  das  Gesetz  vom  10.  Oktober  1894, 
58  Vict  Nr.  4,  erhalten. 

§  5.  Heu-Seeland.  Teil  III  Sekt  §  54—67  des  Patent-,  Muster-  und 
Handelsmarkengesetzes  vom  2.  September  1889  (wozu  eine  Verordnung 
14.  November  1889  ergangen  ist)  stimmt  wörtlich  mit  den  entsprechenden 
Bestimmungen  des  Abschn.  III  Sekt  47 — 61  des  britischen  Patent-,  Muster- 
und  Handelsmarkengesetzes  vom  25.  August  1883  überein,  nur  dafs  in 
§  54  unter  Nr.  6  die  Bestimmungen  des  §  47  Nr.  6  u.  7  des  britischen 
Gesetzes  zusammengezogen  sind. 

§  6.  Tasmania.  Das  Patent-,  Muster-  und  Handelsmarkengesetz  vom 
29.  September  1 893,  55  Vict  Nr.  6  (zu  dem  zwar  hinsichtlich  der  Patente 
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und  Marken,  nicht  aber  auch  hinsichtlich  der  Muster  Rules  vom  1 7.  April 
1896  und  8.  Mai  1896  ergangen  sind),  stimmt  im  Teil  II  Sekt  55—68  wört- 
lich mit  Abschn.  III  Sekt  47 — 61  des  britischen  Patent-,  Muster-  und 
Handelsmarkengesetzes  vom  25.  August  1893  überein;  doch  sind  in  §  55 
und  Nr.  6  die  Nr.  6  u.  7  des  §  47  des  britischen  Gesetzes  zusammen- 
gezogen und  als  Nr.  7  eine  Bestimmung  hinzugefügt,  nach  der  der  An- 
melder, wenn  er  sich  z.  Z.  der  Anmeldung  auf  serhalb  der  Kolonie  auf- 
hält, dem  Patentamt  eine  innerhalb  der  Kolonie  belegene  Zustellungsadresse 
anzugeben  hat 

§  7.  Queensland.  Ein  neues  Patent-,  Muster-  und  Handelsmarken- 
gesetz, welches  völlig  mit  dem  britischen  Gesetz  vom  25.  August  1883 
übereinstimmt,  ist  im  Supplement  to  the  Queensland  Governement  Gazette 
Nr.  104  vom  9.  Mai  1896  publiziert 

§  8.  Kdiehi-Inieln.  Ein  Gesetz  zum  Schutze  gewerblicher  Muster 
und  Modelle  besteht  nicht. 

§  9.  HawaL  Ein  Gesetz  zum  Schutze  gewerblicher  Muster  und  Modelle 
besteht  nicht;  doch  stellt  das  Gesetz  betreffend  die  Eintragung  der  Eigen- 
tumsrechte der  Urheber  in  Art.  1  auch  die  Zeichnungen  und  Statuen  und 
jedes  Modell  und  jede  Skizze,  welche  dazu  bestimmt  sind,  als  Werk  des 
Geistes  und  der  Kunst  ausgeführt  zu  werden,  unter  Schutz, 
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und  die  Vorschriften  wider  den  Mifsbrauch  der  Namen, 

Firmen  nnd  Aufmachungen,  wider  falsche  Herknnftsbezeich- 

nnngen  nnd  unlauteren  Wettbewerb. 

I.  Abschnitt.    Deutschland. 

1.  Kapitel.    Zeichenrecht. 

§  1.  Materielle  Voraussetzungen.  Das  Waarenzeichenrecht  regelt  den 
Schutz  derjenigen  Mittel,  welche  dazu  dienen,  Waaren  als  einem  be- 
stimmten Geschäftbetriebe  entstammend  zu  kennzeichnen,  während  das 
Gesetz  wider  den  unlauteren  Wettbewerb  sich  gegen  gewisse  andere  Formen 
des  unlauteren  Wettbewerbs  richtet,  nämlich  gegen  die  unlautere  Reklame, 
die  falschen  Mafs-  und  Gewichtsangaben,  gegen  die  Herabsetzung  eines 
fremden  Geschäftsbetriebes,  gegen  die  Herbeiführung  von  Verwechselungen 
mit  einer  fremden  geschäftlichen  Persönlichkeit,  soweit  es  sich  nicht  um 
die  Bezeichnung  von  Waaren  handelt,  und  gegen  das  Eindringen  in 
fremde  Betriebs-  und  Geschäftsgeheimnisse.  Dem  Schutze  der  Waaren- 
bezeichnungen  diente  das  an  Stelle  der  wenigen  bis  dahin  bestehenden 
landesgesetzlichen  Bestimmungen  in  Deutschland  getretene  Markenschutz- 
gesetz  vom  30.  November  1874;  dieses  ist  durch  das  am  1.  Oktober  1894 

1)  Das  Waarenzeichenrecht  und  das  Recht  auf  Schutz  gegen  unlauteren 
Wettbewerb  gehören  streng  genommen  nicht  zu  der  Klasse  der  gewerb- 
lichen Urheberrechte,  wohl  aber  zur  weiteren  Klasse  der  Individualrechte. 
Im  nachfolgenden  soll  nur  eine  kurze  Übersicht  über  die  -wichtigsten 
waarenzeichenrechtlichen  Systeme  gegeben  -werden,  und  es  werden  daher 
nur  die  Gesetze  von  Deutschland  und  Oesterreich  einerseits,  zweitens  die 
von  Frankreich  und  drittens  die  von  England  besprochen,  weil  in  diesen 
die  drei  hauptsächlichsten  Systeme  der  gesetzlichen  Behandlung  des 
Waarenzeichenrechtes  verkörpert  sind.  Im  Anschlufs  an  die  genannten 
Waarenzeiohengesetze  werden  auch  die  in  den  genannten  Ländern  be- 
stehenden rechtlichen  Bestimmungen  zum  Schutz  gegen  Namens-  und 
Firmennachahmung  und  unlauteren  Wettbewerb  kurz  besprochen. 

Im  übrigen  -wird  bezüglich  des  das  Waarenzeichenrecht  und  den  un- 
lauteren Wettbewerb  betreffenden  Bechtszustandes  nach  den  Gesetz- 
gebungen aller  Länder  sowie  hinsichtlich  der  diesbezüglichen  Bibliographie 
auf  die  in  nächster  Zeit  in  dem  gleichen  Verlage  erscheinende  Schrift  des 
Mitverfassers  des  vorliegenden  Buches,  Faul  Schmid,  „Das  Waaren- 
zeichenrecht neb  st  einem  Überblick  über  die  Bestimmungen  wider  den 
unlauteren  Wettbewerb  nach  der  Gesetzgebung  aller  Länder"  verwiesen. 


I.  Abschnitt.    1.  Kapitel.   Zeichenrecht  453 

in  Kraft  getretene  Gesetz  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen  vom 
12.  Mai  1894  ersetzt  worden.  Zu  letzterem  ist  eine  Ausführungsverord- 
nung vom  30.  Juni  1 894  ergangen.  Seitens  des  Patentamtes  sind  ferner 
unter  dem  21.  Juli  1894  Bestimmungen  über  die  Anmeldung  von  Waaren- 
zeichen  und  eine  Klassifikation  von  Waaren  erlassen;  an  Stelle  dieser 
Bestimmungen  sind  seit  dem  1.  Januar  1899  neue  Bestimmungen  unter 
dem  22.  November  1898  gleichzeitig  mit  einer  Bekanntmachung  desselben 
Datums  ergangen.  Der  Durchführung  des  §  17  des  Gesetzes  dient  eine 
Ausführungsverordnung  des  Finanzministers  vom  4.  August  1894. 

Das  nächstliegende  und  allgemeinste  Individualisierungsmittel  ist  der 
bürgerliche  Name,  dessen  Führung  Niemandem  untersagt  werden  kann ; 
da  aber  häufig  derselbe  bürgerliche  Name  verschiedenen  Persönlich- 
keiten zusteht  und  daher  vielfach  zur  Individualisierung  verschiedener 
Geschäftsbetriebe  nicht  genügt,  so  greift  man  zu  Surrogaten,  indem  man 
entwedere  besondere  Geschäftsnamen  (Pseudonyme,  Firmen,  Etablisse- 
mentsbezeichnungen) oder  auch  sogenannte  Zeichen  wählt,  d.  h.  sowohl 
von  dem  Namen  des  Geschäftsinhabers,  wie  von  der  Firma  abstrahierende 
Kennzeichnungen;  als  solche  sind  an  sich  alle  Individualisierungsmittel 
zulässig,  welche  thatsächlich  geeignet  sind,  zu  individualisieren.  Solche 
Kennzeichen  können  daher  einmal  in  Abzeichen  bestehen,  die  besonders 
auf  den  dem  Individuum  angehörenden  oder  von  ihm  ausgehenden  Gegen- 
ständen angebracht  werden;  das  sind  die  sogenannten  Marken  im  engeren 
Sinne.  Sie  können  aber  auch  in  der  Art  bestehen,  in  welcher  das  Indi- 
viduum diese  Dinge  in  den  Verkehr  bringt,  also  in  der  Verpackung, 
Umhüllung,  Aufmachung,  sofern  diese  wirklich  charakteristisch,  nicht 
schon  allgemein  gebräuchlich  sind.  Das  Gesetz  vom  12.  Mai  1894  be- 
schränkt sich  nicht  auf  den  Schutz  der  eigentlichen  Marken,  es  enthält 
vielmehr  auch  Bestimmungen  über  den  Schutz  anderweitiger  Kennzeich- 
nungsformen von  Waaren,  nämlich  des  Namens,  der  Firma,  der  Auf- 
machung, sowie  Bestimmungen  über  die  Anwendung  von  Herkunfts- 
bezeichnungen auf  den  Waaren.  Während  es  aber  den  Schutz  der  wahren 
Marken  von  der  Erfüllung  gewisser  auf  die  Konstatierung  des  Individual- 
rechtes an  der  Marke  abzielender  Form  Vorschriften  abhängig  macht,  läfst 
es  den  Schutz  der  anderen  Individualisierungsmittel  unabhängig  von  einem 
solchen  Konstatierungsakt  lediglich  durch  die  Thatsache  dfcr  Führung 
des  Namens  u.  s.  w.  im  Verkehr  eintreten.  Es  ist  daher  scharf  zwischen 
dem  eigentlichen  Markenrecht  und  dem  Recht  an  sonstigen  Waarenkenn- 
zeichnungen  nach  dem  deutschen  Gesetz  zu  unterscheiden,  und  im  nach- 
folgenden wird  zunächst  das  erstere  und  erst  im  Anschlufs  daran  das 
letztere  behandelt  werden. 

Begriff  des  Waarenzeichens.  Das  Gesetz  bezeichnet  die  Marke 
als  Waarenzeichen;  was  ein  Waarenzeichen  sei,  definiert  es  nicht,  es  sagt 
nur,  dafs,  wer  zur  Unterscheidung  seiner  Waare  von  den  Waaren  Anderer 
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sich  eines  Waarenzeichens  bedienen  will,  dieses  zur  Eintragung  in  die 
Zeichenrolle  anmelden  kann.  Waarenzeichen  sind  nur  auf  der  Waare  selbst 
oder  deren  Umhüllung  u.  s.  w.  angebrachte,  aber  mit  der  Waare  und  der 
Umhüllung  u.  s.  w.  nicht  identische  Kennzeichnungen.  Deshalb  ist  von 
der  Eintragung  als  Waarenzeichen  die  Gestalt  oder  Form  der  Waare 
sowie  der  Verpackung  ausgeschlossen.  Aus  dem  Wesen  des  Waaren-* 
abzeichens  ergiebt  sich,  dals  es  seiner  Erscheinung  nach  geeignet  sein  muls, 
als  ein  Unterscheidungsmerkmal  zu  dienen ;  es  mufs  daher  bestimmt  und 
eigenartig  sowie  durch  Einfachheit  der  Bildung  oder  durch  besonders 
schlagendes  Hervortreten  seiner  ineinandergreifenden  Hauptmomente  so 
beschaffen  sein,  dafs  es  in  demjenigen,  welcher  es  auch  ohne  besondere 
Aufmerksamkeit  wahrnimmt,  unmittelbar  einen  individuellen,  zur  Unter- 
scheidung von  Marken  anderer  Personen  an  sich  geeigneten  Gesamtein- 
druck hervorruft 

Gewisse  Bezeichungsmittel  sind  vom  Zeichenschutz  ausgeschlossen. 

Von  der  Eintragung  sind  zurückzuweisen : 

Freizeichen.    Nach  §  4  Abs.  1   des  Gesetzes  ist  die  Eintragung 
in  die  Rolle  zu  versagen  für  Freizeichen;  dieser  Begriff  ist  im  Gesetze 
nicht    definiert,    da  er    nach    den   Motiven   nach   Mafsgabe   der   Aus- 
legung, welche  die  Bestimmung  in  §  10  Abs.  2  des  Gesetzes  von  1874 
durch  die  Rechtsprechung  gefunden  hat,  im  Sprachgebrauche  des  Ver- 
kehrs eine  feststehende  begreifliche  Bedeutung  gefunden  hat    Xach  dem 
genannten  §  10  Abs.  2  sollten  als  Freizeichen  des  Schutzes  solche  Zeichen 
entbehren,  welche  bisher  in  freiem  Gebrauche  aller  oder  gewisser  Klassen 
von    Gewerbetreibenden    sich    befunden   hatten.    Aus   den  Motiven  des 
Gesetzes  von  1874  ergiebt  sich,  dafs  der  Gesetzgeber  dabei  hauptsächlich 
an  solche  Zeichen  dachte,  welche  von  alters  her  für  gewisse  Waaren  im 
Gebrauche  standen,  ohne  eine  weitere  Bedeutung  zu  haben,  oder  welche 
hergebrachterweise  bei  gewissen  Waaren  dazu  dienten,  bestimmte  Gröfsen- 
oder  Qualitätstverhältnisse  zu  bezeichnen,  oder  welche  die  Herkunft  der 
Waare   aus    einem   bestimmten  Orte  oder   Bezirke   erkennbar   machten. 
Nach  der  sich   daran  anschliefsenden  Judikatur  des  Reichsgerichts  setzt 
der  Begriff  des  Freizeichens  einen  bestehenden  freien  Gebrauch  voraus 
und  findet  seine  Anwendung,  wenn  eine  mehr  oder  minder  grofse  Zahl 
von  Gewerbetreibenden  mifsbräuchlich  das  besondere  Waarenzeichen  eines 
einzelnen  Gewerbetreibenden  für  Erzeugnisse  derselben  Gattung  gebraucht 
hat.    Eine   Umgestaltung   zum   Freizeichen  ist  nur  dann  anzuerkennen, 
wenn   ein  gutgläubiger  Verkehr  in  der  Marke  nicht  mehr  ein  Zeichen 
dafür  sieht,   dafs  die  betreffende  Waare  von  einem  oder  mehreren  be- 
stimmten Gewerbetreibenden  herstammt,  noch  auch  in  derselben  ein  all- 
gemeines Qualitätszeichen  sieht     Das  Reichsoberhandelsgericht  und  das 
Reichsgericht  erkennen  an,  dafs  die  in  den  Motiven  aufgeführten  Fälle 
nicht  die  einzigen  sind,   in  welchen  die  Ausbildung  eines  Freizeichens 
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angenommen  werden  mufs.  In  der  That  können  sich  auch  aulser  solchen 
Zeichen,  hinsichtlich  deren  Niemand  mehr  eine  ursprüngliche  Individual- 
qualität  nachweisen  kann,  andere  Zeichen  zum  Freizeichen  ausbilden, 
welche  ursprünglich  als  Individualzeichen  geführt  sind.  Ausgeschlossen 
ist  solche  Entwicklung  allerdings  gegenüber  einem  durch  Eintragung 
•  geschützten  Zeichen;  es  kann  sich  vielmehr  nur  um  Warenbezeichnungen 
handeln,  welche  lediglich  thatsächlich  benutzt  wurden,  und  deren  aus- 
schliefslicher  Gebrauch  ein  bestimmter  Gewerbetreibender  für  sich  in  An- 
spruch nimmt,  obschon  nachweislich  dasselbe  Zeichen  von  einer  Reihe 
Gewerbetreibender  zur  Bezeichnung  derselben  oder  gleichartiger  Waaren 
benutzt  wird. 

Es  kommt  auf  die  Verkehrsauffassung  der  an  dem  Zeichen  interessier- 
ten Konsumenten,  d.  h.  auf  die  Thatsache  an,  ob  die  Konsumenten  in 
der  Mehrzahl  noch  gewohnt  sind,  unter  einem  bestimmten  Zeichen  Waare 
eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  zu  erhalten,  oder  ob  sie  unter  dem- 
selben lediglich  eine  von  anderen  Sorten  der  gleichen  Waarenart  sich 
thatsächlich  oder  eingebildeterweise  unterscheidende  Waarensorte  zu  em- 
pfangen erwarten.  Hat  sich  letzterer  Prozefs  nachweislich  schon  voll- 
zogen, so  ist  dies  Zeichen  namentlich,  soweit  es  sich  um  ein  Wortzeichen 
handelt,  zum  Qualitätsbegriffe  und  somit  zum  Freizeichen  geworden. 
Ein  weiteres  wichtiges  Moment  ist  fernerhin  darin  zu  sehen,  ob  der  erste, 
redliche  Führer  des  Zeichens  noch  nachzuweisen  ist,  und  ferner,  ob  die 
späteren  Führer  des  Zeichens  alle  oder  überwiegend  gutgläubig  oder 
böswillig  das  Zeichen  geführt  haben.  Dabei  darf  nicht  übersehen  werden, 
dafs  die  Frage  anders  zu  beurteilen  ist  hinsichtlich  derjenigen  Zeichen, 
welche  schon  nach  früherem  Gesetze  eintragbar  waren,  und  deren  Nicht- 
anmeldung  durch  den  Berechtigten  die  Vermutung  begründet,  dafs  er  es 
nicht  als  Individualzeichen  früher  in  Anspruch  genommen  hat,  und  den- 
jenigen Zeichen,  welche  wie  die  Wortzeichen  früher  nicht  eintragbar 
waren,  jetzt  aber  eintragbar  sind,  und  aus  deren  Xichteintragung  in 
früherer  Zeit  mithin  ein  solcher  Schlufs  nicht  gezogen  werden  kann. 
Wenn  solche  Zeichen  auch  früher  keinen  rechtlichen  Schutz  hatten,  so 
liegt  doch,  sofern  sie  im  Verkehr  als  die  Zeichen  eines  bestimmten 
Gewerbetreibenden  allgemein  bekannt  waren,  in  ihrer  Benutzung  durch 
Dritte  ein  unlauterer  Wettbewerb,  und  es  genügt,  um  den  Individual- 
charakter  auch  jetzt  noch  nachweisen  zu  können,  wenn  der  erste  Führer 
dieses  Zeichens  darthut,  dafs  er  auch  schon  unter  der  Herrschaft  des 
früheren  Gesetzes  Alles  gethan  hat,  um  das  Publikum  darauf  hinzuweisen, 
dafs  er  die  Bezeichnung  als  eine  Individualbezeichnung  seines  Gewerbe- 
betriebes aufgefafst  wissen  wollte,  z.  B.  durch  Cirkulare,  durch  Eintragung 
des  Zeichens  in  den  Ländern,  welche  Wortschutz  schon  früher  kannten, 
durch  Eintragung  eines  das  Wort  als  einen  Teil  enthaltenden  Kombina- 
tionszeichens u.  s.  w.    Die  Frage,  ob  ein  Zeichen  Freizeichen  sei,  ist  von 
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dem  Patentamt  bei  der  Anmeldung  von  Amts  wegen  zu  prüfen;  ist  das 
Zeichen  trotzdem  eingetragen,  so  kann  die  Löschung  von  Amts  wegen 
erfolgen.  Ein  Antrag  auf  Löschung  des  Freizeichens  steht  Dritten  nicht 
zu,  solche  können  nur  die  Löschung  bei  dem  Patentamt  anregen.  Ist 
ein  Freizeichen  eingetragen,  so  steht  den  Gerichten  eine  Entscheidung 
über  die  Freizeicheneigenschaft  nicht  zu;  wird  im  Zeichenverletzungs- 
prozefs  Freizeicheneigenschaft  eingewendet,  so  kann  das  Gericht  nur  auf 
Antrag  die  Aussetzung  des  Verfahrens  bis  zur  Erledigung  eines  auf 
Löschung  des  Zeichens  gerichteten  patentamtlichen  Verfahrens  beschliefsen. 
Wenn  ein  Freizeichen  auch  noch  nicht  als  Individualzeichen  eintragungs- 
fähig ist,  so  kann  es  doch  einen  Teil  eines  Individualzeichens  bilden, 
geniefst  aber  auch  als  solches  allein  keinen  Schutz. 

Buchstaben,  Zahlen  und  Worte.  Ausgeschlossen  von  der  Ein- 
tragung sind  ferner  Zeichen,  welche  lediglich  aus  Buchstaben,  Zahlen 
oder  solchen  Wörtern  bestehen,  die  Angaben  über  Art,  Zeit  und  Ort  der 
Herstellung,  über  Beschaffenheit,  über  die  Bestimmung,  über  Preis-, 
Mengen-  oder  Gewichtsverhältnisse  der  Waaren  enthalten.  Ob  die  Buch- 
staben oder  Zahlen  einer  lebenden  oder  toten  Sprache  angehören,  ist 
gleichgültig;  mafsgebend  ist,  ob  durch  die  Eintragung  ein  thatsächlich 
in  beteiligten  Verkehrskreisen  bestehender  Allgemeingebrauch  an  den 
Buchstaben  oder  Zahlen  beschränkt  werden  würde.  Zulässig  ist  die 
Eintragung  von  Buchstaben  oder  Zahlen  in  einer  besonderen  bildlichen 
Darstellung  sowie  in  Kombinationen  mit  bildlichen  oder  wörtlichen 
Elementen.  Wörter  sollen  nur  dann  des  Schutzes  fähig  sein,  wenn  sie 
sogenannte  Phantasiewörter  sind,  d.  h.  keine  der  vorangegebenen  Be- 
ziehungen zu  derjenigen  Waare  haben,  für  welche  das  Zeichen  be- 
stimmt ist  Der  Schutz  eines  solchen  Wortzeichens  erstreckt  sich  nicht 
nur  auf  das  Wort  in  seiner  bildlichen  Erscheinung;  das  Wort  ist  vielmehr 
seinem  Klange  nach  und  daher  gegen  jedwede  dieses  Wort  als  wesent- 
liches Element  enthaltende  Darstellung  geschützt  Ist  ein  Wortzeichen 
angemeldet,  so  spricht  die  Vermutung  dafür,  dafs  es  als  Klangzeichen, 
nicht  als  Bildzeichen  geschützt  sein  soll.  Der  Inhaber  eines  reinen 
Wortzeichens  ist  bei  seiner  Verwendung  zur  Waarenbezeichnung  nicht 
auf  eine  bestimmte  äufsere  Darstellung  beschränkt;  geschützt  bleibt  in 
allen  Fällen  das  Wort. 

Wappen.  Nach  §  4  Abs.  1  Nr.  2  sind  von  der  Eintragung  Waaren- 
zeichen  ausgeschlossen,  welche  lediglich  in-  oder  ausländische  Staats- 
wappen oder  Wappen  eines  inländischen  Ortes,  eines  inländischen  Gemeinde- 
und  weiteren  Kommunalverbandes  enthalten.  Ausländische  Wappen  sind 
nur  soweit  ausgeschlossen,  als  es  sich  um  Staatswappen  handelt,  aus- 
ländische Ortswappen  nur,  soweit  die  Gefahr  der  Täuschung  durch  sie 
begründet  ist.  Nach  diesen  Bestimmungen  unzulässige  Wappen  dürfen 
auch  nicht  als  Teile  eines  sonst  eintragungsfähigen  Waarenzeichens  ein- 
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getragen  werden.  Die  Eintragung  von  Wappen  ist  nur  dann  ausge- 
schlossen, wenn  sie  in  heraldischer  Genauigkeit  wiedergegeben  sind. 
Von  der  Eintragung  sind  Wappen  absolut  ausgeschlossen,  selbst  wenn 
der  dazu  Berechtigte  die  Genehmigung  zur  Führung  dieser  Wappen  auf 
Waaren  erteilt  haben  sollte. 

Ärgernis  erregende  Darstellungen  und  Waarenzeichen, 
welche  Angaben  enthalten,  die  thatsächlich  offensichtlich 
falsch  sind  und  die  Gefahr  der  Täuschung  begründen,  sind  nach  §  4 
Abs.  1  Nr.  3  von  der  Eintragung  als  Waarenzeichen  ausgeschlossen.    Als 
eine  Ärgernis  erregende  Darstellung  hat  das  Patentamt  die  Bezeichnung 
St  Marianna  für  Liqueur  von  der  Eintragung  zurückgewiesen.    Bezüg- 
lich der  falsche  thatsächliche  Angaben  enthaltenden  Zeichen  handelt  es 
sich  im  Erteilungsverfahren   nur   um    solche,    bei   denen  die  Unrichtig- 
keit  der  thatsächlichen  Angaben  offensichtlich   ist,   und    welche   durch 
diese  unrichtigen  Angaben  eine  Täuschungsgefahr  begründen.    Liegen 
beide  Voraussetzungen  nicht  offensichtlich   vor,   so  ist  das  Zeichen  ein- 
zutragen.   Widerspricht  trotzdem  der  Inhalt  dieses  Zeichens  in  einer  eine 
Täuschungsgefahr  begründenden  Weise  den  thatsächlichen  Verhältnissen, 
so    steht  jedem   Interessenten  Klage  auf  Löschung  dieses  Zeichens  bei 
den    ordentlichen   Gerichten  zu.    Eine  Angabe  im  Sinne  des  §  4  Abs.  1 
Xr.  3  liegt  nur  dann  vor,   wenn  das  Zeichen  auch  bei   denen,   die  es 
noch  nicht  kannten  und  die  den  Verhältnissen  fern  stehen,  eine  bestimmte, 
aber  falsche  Vorstellung  über  die  obwaltenden  Verhältnisse  erweckt;  da- 
her   kommt    es   hauptsächlich  auf  die  Auffassung  des  konsumierenden 
Publikums   an.    Die  Bestimmung  bezieht  sich  nicht  nur  auf  wörtliche 
Angaben,  sondern  auch  auf  bildliche  Darstellungen;  doch  mufs  die  An- 
gabe eine  absolut  unrichtige  thatsächliche  Angabe  sein,  d.  h.  es  darf  die 
durch    das   auf  die  Waare  gesetzte  Zeichen  hervorgerufene  Täuschung 
nicht  lediglich  darin  bestehen,  dafs  das  Zeichen  mit  dem  Zeichen  eines 
Anderen    oder   mit   der  für  einen  Anderen  im  Verkehr  bekannten  Auf- 
machung identisch  oder  verwechselbar  ist,  oder  dafs  sie  das  Publikum 
in  den  Irrtum  versetzt,  dafs  der  das  Zeichen  Gebrauchende  auf  dasselbe 
ein  Individualrecht  hat,   während  es  thatsächlich  Freizeichen  ist;   das 
Zeichen  mufs  also  um  seiner  inneren  Unwahrscheinlichkeit  willen  absolut 
zur  Täuschung  geeignet  sein. 

Wiedereintragung  gelöschter  Zeichen.  Nach  §  4 
Abs.  2  sollen  Zeichen,  welche  gelöscht  sind,  für  die  Waaren,  für  welche 
sie  eingetragen  waren,  oder  für  gleichartige  Waaren  zu  Gunsten  eines 
Anderen  als  des  ersten  Inhabers  erst  nach  Ablauf  von  2  Jahren  seit 
dem  Tage  der  Löschung  von  neuem  eingetragen  werden,  früher  selbst 
dann  nicht,  wenn  der  bisherige  Inhaber  damit  einverstanden  ist 

Kollision  mit  älteren  Zeichenrechten.  Ausgeschlossen  sind 
gemäfs  §  4  vom  Zeichenschutz  schlief slich  diejenigen  Zeichen,  welche 
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mit  einem  auf  Grund  des  früheren  Markenschutzgesetzes  oder  des  jetzigen 
Waarenzeichengesetzes  früher  angemeldeten  Zeichen  übereinstimmen,  so- 
fern dieser  Nichtigkeitsgrund  vom  Berechtigten  im  Widerspruchsverfahren 
geltend  gemacht  wird.    (Siehe  unten.) 

Ähnlichkeit    In  allen  obigen  Fällen  der  Unschützbarkeit  eines 
Waarenzeichens  ebenso  wie  in  allen  Fällen  angeblicher  Zeichenverletzung 
kommt  für  die  Feststellung  der  Schützbarkeit  bei  dem  Vergleiche  des 
für  den  Schutz  in  Betracht  kommenden  Zeichens  mit  derjenigen  Waaren- 
kennzeichnung,  auf  Grund  deren  früheren  Vorhandenseins  angeblich  der 
Schutz  ausgeschlossen  oder  die  Benutzung  unzulässig  sein   soll,  nicht 
lediglich  die  absolute  Übereinstimmung,  sondern  auch  eine  gewisse  Ähnlich- 
keit beider  Kennzeichnungen  in  Betracht    Nach  §  20  des  Gesetzes  wird 
nämlich  die  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  durch  Abweichungen 
nicht  ausgeschlossen,  in  denen  fremde  Namen,  Firmen,  Zeichen,  Wappen 
und  sonstige  Kennzeichnungen  von  Waaren  wiedergegeben  werden,  so- 
fern ungeachtet  dieser  Abweichungen  die  Gefahr  der  Verwechselung  im 
Verkehr  vorliegt    Bei  der  Prüfung,  ob  eine  solche  Gefahr  vorliegt  kommt 
es  darauf,  ob  eine  solche  Verwechselung  bisher  thatsächlich  vorgekommen 
ist,  nicht  an,  wenn  an  sich  die  Gefahr  einer  solchen  begründet  ist.    Der 
subjektive  Mafsstab,  nach  welchem  die  Verwechselungsgefahr  zu  beurteilen 
ist,  ist  nicht  die  Auffassung  des  geschäftskundigen  Kaufmanns  oder  des 
Zwischenhändlers,  sondern  der  Standpunkt  des  das  Waarenzeichen  nicht 
nur  zufällig  zur  Ansicht  bekommenden,   sondern  dasselbe,  wenn  auch 
nicht   mit   besonderer  Aufmerksamkeit,  so  doch  mit  dem  Bewnfstsein, 
dafs   es   sich   um    ein  Unterscheidungsmerkmal  handelt,   betrachtenden 
konsumierenden  Publikums,  welchem  in  der  Regel  nicht  beide  Zeichen 
zur  Vergleichung  vorliegen,  und  das  daher  nicht  die  Details  eines  Waaren- 
zeichens im  Gedächtnis  haben  kann,  sondern  das  Waarenzeichen   nur 
nach  seinen  charakteristischen  Grundzügen  kennt  und  beurteilt;  hiernach 
kommt  es  in  erster  Linie  auf  den  Gesamteindruck  und  nicht  sowohl  auf 
die  Einzelheiten  des  Waarenzeichens  an. 

Nicht  jede  Benutzung  eines  geschützten  Wortzeichens  begründet  eine 
Kollisionsgefahr;  eine  solche  liegt  dann  nicht  vor,  wenn  dem  Zeichen 
äugen-  und  sinnfällige  Elemente  hinzugefügt  sind,  welche  dazu  bestimmt 
sind,  eine  Täuschung  des  Publikums  zu  vermeiden,  z.  B.  bei  künstlichen 
Mineralwässern  die  deutliche  Hinzufügung  des  Wortes  „künstlich". 

Die  zu  bezeichnende  Waare.  Das  Waarenzeichen  ist  nach  §  1 
des  Gesetzes  dazu  bestimmt,  in  einem  Geschäftsbetriebe  zur  Unterscheidung 
der  Waaren  des  Einen  von  Waaren 'Anderer  zu  dienen.  Waaren  sind 
für  den  Güterumsatz  bestimmte  körperliche  Güter.  Ausgeschlossen  von 
dem  Zeichenschutz  sind  daher  insbesondere  unbewegliche  Sachen,  <L  h. 
der  Grund  und  Boden  und  alles,  was  mit  diesem  durch  Einwachsen,  Ein- 
bauen, Eingraben  und  Einpflanzen  fest  verbunden  ist;  dahin  gehören 
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z.  B.  Erzeugnisse  der  Gärtnerei,  solange  dieselben  mit  dem  Erdboden 
fest  verbunden  sind,  Gebäude  und  Gebäudeteile.  Waaren  im  Sinne  des 
Gesetzes  sind  auch  nicht  die  Schriftsätze  der  Rechtsanwälte,  die  Arbeiten 
der  Patentanwälte,  die  Manuskripte  der  Schriftsteller,  doch  können  gei- 
stige Erzeugnisse  sehr  wohl  zur  Grundlage  der  Herstellung  von  Waaren 
dienen,  so  die  Manuskripte  der  Schriftsteller  für  Bücher;  letztere  sind 
als  für  den  Umsatz  durch  Handel  bestimmt  auch  Waaren  und  als  solche 
durch  Waarenzeichen  schützbar.  Seltsamerweise  schliefst  das  Reichs- 
gericht Zeitungstitel  vom  Waarenzeichenschutz  aus. 

Subjektive  Voraussetzungen.  Während  das  alte  Markengesetz 
zum  Markenschutz  nur  Firmeninhaber  zuliefs  und  somit  nur  Kaufleute, 
kann  nach  dem  jetzigen  Gesetz  Jedermann  den  Waarenzeichenschutz  er- 
werben, der  das  Waarenzeichen  zur  Kennzeichnung  der  Produkte  seiner 
gewerblichen  Thätigkeit  oder  der  Gegenstände  seines  Handelsbetriebes 
benutzen  will ,  daher  auch  der  Landwirt  (z.  B.  für  Vieh,  Butter  u.  s.  w.) 
und  der  Bergwerkseigentümer. 

§  2.  Formelle  Voraussetzungen  der  Erwerbung  des  Zeichenrechtes. 
Um  den  Schutz  auf  ein  Waarenzeichen  zu  erwerben,  mufs  der  Gewerbe- 
treibende dasselbe  nach  §  1  des  Gesetzes  zur  Eintragung  in  die  Zeichenrolle 
anmelden.  Die  Anmeldung  erfolgt  schriftlich  bei  dem  Patentamt,  und 
zwar  entweder  durch  Übergabe  oder  durch  Übersendung  durch  die  Post. 
Für  das  Verfahren  bei  der  Anmeldung,  für  die  Anträge  auf  Eintragung, 
für  Widersprüche  gegen  Löschung  gelten  die  über  das  Verfahren  in 
Patentangelegenheiten  durch  Vorbescheid  und  Beschlufs  bestehenden 
Bestimmungen  (§  10).  Das  Anmeldungsgesuch  mufs  in  deutscher 
Sprache  verfafst  sein  und  die  in  den  Bestimmungen  vom  22.  November 
189S  §  2  vorgeschriebenen  Bestandteile  enthalten,  nämlich  die  Angabe 
des  Namens,  der  Berufsstellung,  des  Wohnortes  oder  der  Hauptnieder- 
lassung des  Anmelders,  den  Antrag  auf  Eintragung,  die  Bezeichnung  des 
Geschäftsbetriebes,  in  welchem  das  Zeichen  angewendet  werden  soll,  ein 
Verzeichnis  der  Waare,  für  welche  es  bestimmt  ist,  und  die  Erklärung, 
dafs  die  gesetzliche  Gebühr  von  30  Mark  bei  der  Kasse  des  Patentamtes 
eingezahlt  oder  durch  die  Post  eingesandt  ist.  Dem  Gesuch  ist  eine 
Darstellung  des  Zeichens  in  zwölf  gleichen  Ausführungen  sowie  ein 
Druckstock  beizufügen;  neben  den  Zeichnungen  kann  der  Anmelder  eine 
Beschreibung  des  Zeichens  in  zwei  Ausfertigungen  sowie  event  Modell 
und  Probestücke  der  mit  dem  Zeichen  versehenen  Waare  einreichen,  so- 
fern er  sie  für  die  Erläuterung  des  von  ihm  gestellten  Antrages  für  er- 
forderlich erachtet.  Das  Patentamt  kann  die  Beifügung  einer  solchen 
Beschreibung  fordern.  Die  Angabe  des  Geschäftsbetriebes,  dem  das 
Zeichen  dienen  soll,  ist  eine  Erfordernis  der  Anmeldung;  dafs  der  Ge- 
schäftsbetrieb zur  Zeit  der  Anmeldung  besteht,  ist  nicht  notwendig,  doch 
kann  sein  Nichtbestehen  einen  Löschungsgrund  bilden.    Der  Anmeldung 
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ist  ein  Verzeichnis  der  Waaren  beizufügen,  für  welche  das  Zeichen  be- 
stimmt ist  Ein  und  dasselbe  Zeichen  kann  gleichzeitig  für  mehrere 
Waaren  und  Waarenarten  angemeldet  werden,  ohne  dafs  dadurch  eine 
mehrfache  Zahlung  der  Anmeldegebühr  erforderlich  würde.  ' 

Die  Anmeldung  erfolgt  beim  Patentamt;  für  die  Entgegennahme 
und  Prüfung  derselben  besteht  beim  Patentamt  eine  besondere  Abteilung, 
die  Abteilung  für  Warenzeichen,  von  welcher  die  eingehenden  Anmel- 
dungen einzelnen  Prüfern  zum  Zwecke  der  Erteilung  des  Vorbescheides 
überwiesen  werden.  Gegen  die  Entscheidung  der  Anmeldeabteilung  be- 
steht in  den  unten  noch  anzugebenden  Grenzen  das  Beschwerderecht 
Die  Anmeldeabteilung  prüft  das  angemeldete  Waarenzeichen  auf  das 
Vorliegen  der  Voraussetzungen  der  §§  1,  2,  4  und  23  (siehe  unten)  und 
lehnt,  wenn  die  Voraussetzungen  nicht  erfüllt  sind,  die  Eintragung  des 
Zeichens  zunächst  im  Wege  des  Vorbescheides,  und  wenn  der  Anmelder 
sich  damit  nicht  beruhigt  bezw.  die  geforderte  Änderung  nicht  vornimmt, 
durch  Beschlufs  ab.  Gegen  diesen  Beschlufs  steht  dem  Anmelder  das 
Beschwerderecht  zu.  Erachtet  das  Patentamt  ein  zur  Anmeldung  ge- 
brachtes Waarenzeichen  mit  einem  im  Sinne  des  §  5  früher  angemeldeten 
Zeichen  gleich  oder  gemäfs  §  20  ähnlich,  so  benachrichtigt  es  hiervon 
den  Anmelder  und  den  eingetragenen  Inhaber  des  früheren  Zeichens  mit 
der  Aufforderung,  Widerspruch  zu  erheben.  Aus  dem  Unterlassen  einer 
derartigen  Mitteilung  an  den  älteren  Zeicheninhaber  entstehen  irgend 
welche  Ansprüche  des  letzteren  gegen  das  Patentamt  nicht;  demselben 
bleibt  nur  vorbehalten,  wenn  er  eine  Ähnlichkeit  des  neu  eingetragenen 
Zeichens  mit  einem  älteren  Zeichen  behauptet,  gemäfs  §  9  auf  Löschung 
zu  klagen.  Zum  Widerspruch  berechtigt  ist  nur,  wer  vom  Patentamt 
aufgefordert  wird;  wer  dazu  nicht  aufgefordert  ist,  kann  wohl  auf  die 
von  ihm  vermutete  Übereinstimmung  seines  Zeichens  mit  dem  angemel- 
deten hinweisen,  einen  Anspruch  auf  Berücksichtigung  sowie  auf  Ein- 
leitung des  Widerspruchsverfahrens  hat  er  nicht,  ebensowenig  ein  Be- 
schwerderecht, wenn  das  Widerspruchsverfahren  nicht  eingeleitet  wird, 
oder  wenn  die  Übereinstimmung  verneint  wird.  Erhebt  derjenige,  welcher 
zum  Widerspruch  aufgefordert  ist,  nicht  binnen  einem  Monat  Widerspruch, 
so  ist  trotz  der  vom  Patentamt  angenommenen  Übereinstimmung  der  beiden 
Zeichen  auch  das  letztangemeldete  Zeichen  einzutragen,  sofern  das  Patent- 
amt nicht  noch  bis  zum  Beschlüsse  über  die  Eintragung  zu  der  Ansicht 
gelangt,  dafs  einer  der  Gründe  der  §§  1,  2,  4  oder  23  der  Eintragung 
entgegensteht  Erhebt  der  zum  Widerspruch  Aufgeforderte  Widerspruch, 
so  fafst  das  Patentamt  Beschlufs.  Wird  die  Übereinstimmung  der 
Zeichen  verneint,  so  steht  dem  Widersprechenden,  wird  sie  bejaht, 
dem  Anmelder  das  Beschwerderecht  binnen  einem  Monat  zu.  Ist  durch 
das  Patentamt  rechtskräftig  die  Übereinstimmung  festgestellt  (diese  Fest- 
stellung wirkt  jedoch  nur  zwischen  den  Parteien),  und  behauptet  der 
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Anmelder,  dafs  er  aus  Gründen  des  bürgerlichen  Rechtes,  z.%B.  auf  Grund 
seines  Erbrechtes  oder  auf  Grund  eines  Vertrages,  trotz  der  vorhandenen 
Übereinstimmung  einen  Anspruch  auf  Eintragung  seines  Zeichens  hat,  so 
hat  er  diesen  Anspruch  im  Wege  der  Klage  gemäfs  §  6  des  Gesetzes 
gegen  den  Widersprechenden  bei  den  ordentlichen  Gerichten  geltend  zu 
machen.  Diese  Klage  darf  aber  nicht  auf  die  Behauptung  gestützt  werden, 
dafs  die  Zeichen  nicht  miteinander  übereinstimmten.  Die  Gebühr  be- 
trägt 30  M.  für  eine  Schutzdauer  von  10  Jahren;  die  Schutzdauer  kann 
nach  Ablauf  von  10  Jahren  auf  die  gleiche  Dauer  erneuert  werden,  und 
zwar  spätestens  innerhalb  einer  erst  nach  Ablauf  der  10  Jahre  beginnen- 
den sechsmonatlichen  Frist  gegen  Zahlung  einer  Straf  gebühr  von  10  M. 
und  einer  Schutzgebühr  von  weiteren  10  M.  Die  sämtlichen  Waaren 
sind  zum  Zwecke  der  Eintragung  klassifiziert  worden. 

Das  Patentamt  veröffentlicht  die  gesamten  Waarenzeichenein- 
tragungen  einschliefslich  der  Veränderungen  und  Löschungen,  und  zwar 
sowohl  im  „Deutschen  Reichsanzeiger",  als  in  einem  besonderen  Organ, 
nämlich  dem  „Waarenzeichenblattu.  Auf  das  Waarenzeichenrecht  bezüg- 
liche amtliche  Verfügungen  sowie  Entscheidungen  des  Patentamtes  und 
der  Gerichte  werden  in  dem  Blatt  für  Patent-,  Muster  und  Zeichenwesen 
veröffentlicht. 

§  3.  Inhalt  und  Umfang  des  Waarenzeichenrechtes.  Nach  §  12  des 
Gesetzes  hat  die  Eintragung  eines  Warenzeichens  die  Wirkung,  dafs 
dem  Eingetragenen  ausschlief slich  das  Recht  zusteht,  Waaren  der  an- 
gemeldeten Art  oder  deren  Verpackungen  oder  Umhüllungen  mit  Waaren- 
zeichen  zu  versehen,  die  so  bezeichneten  Waaren  in  Verkehr  zu  setzen 
sowie  auf  Ankündigungen,  Preislisten,  Geschäftsbriefen,  Empfehlungen, 
Rechnungen  oder  dergl.  das  Zeichen  anzubringen. 

Nach  §  8  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  steht  das  Recht, 
Waaren  oder  deren  Verpackungen  mit  einem  für  diese  Waare  zum  Re- 
gister angemeldeten  Zeichen  zu  versehen  oder  auf  solche  Art  bezeichnete 
Waaren  in  Verkehr  zu  bringen,  dem  Inhaber  derjenigen  Firma  zu,  für 
welche  zuerst  die  Anmeldung  erwirkt  ist  Dagegen  knüpft  sich  nach 
§  12  des  jetzigen  Waarenzeichengesetzes  die  Wirkung  des  Waarenzeichen- 
schutzes  nicht  schon  an  die  Anmeldung,  sondern  erst  an  die  Eintragung 
des  Waarenzeichens. 

Umfang  des  Waarenzeichenrechtes.  Die  Wirkung  eines  ein- 
getragenen Waarenzeichens  besteht  in  dem  ausschliefslichen  Rechte  zur 
Benutzung  dieses  Zeichens  als  Individualzeichen  im  Waarenverkehr. 
Hieraus  ergiebt  sich  zunächst,  dafs  auf  Grund  einer  Waarenzeichenein- 
tragung  der  aus  dieser  Berechtigte  nicht  gegen  jede  Art  der  Benutzung 
des  Gegenstandes  der  Eintragung  seitens  Dritter  geschützt  ist,  sondern 
nur  gegen  die  Benutzung  als  Waarenzeichen.  Ist  daher  z.  B.  eine  Eti- 
kette als  Waarenzeichen  eingetragen,  so  ist  deren  Benutzung  als  Muster 
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für  gewerbliche  Erzeugnisse  seitens  Dritter  nur  insoweit  verboten,  als  die 
nach  diesem  Muster  gefertigten  Erzeugnisse  etwa  in  der  Weise  benutzt 
werden  und  benutzt  zu  werden  bestimmt  sind,  welche  dem  Inhaber  des 
Waarenzeichens  ausschlief slich  vorbehalten  ist;  so  darf  eine  als  Marke 
eingetragene  Etikette  als  Muster  für  ein  Gewebe  benutzt  werden,  sofern 
dieses  Gewebe  selbst  nicht  etwa  dazu  bestimmt  ist,  für  Cigarren  als  Ein- 
lage in  Cigarrenkisten  benutzt  zu  werden.  Umgekehrt  greift  der  Muster- 
schutz weiter,  da  das  ausschliefsliche  Recht  an  einem  geschützten  Muster 
nicht  auf  einzelne  Waarenklassen  beschränkt  ist  Wer  also  ein  Muster 
für  Gewebe  geschützt  hat,  darf  die  Verwendung  desselben  als  Muster  für 
Etiketten  unbedingt  verbieten. 

Wird  eine  Wortmarke  von  dem  Nichtinhaber  zwar  in  Beziehung  auf 
dieselbe  Waarenart,  für  welche  sie  eingetragen  ist,  aber  nicht  zur  Be- 
zeichnung auf  Waaren  selbst  oder  in  Gemäfsheit  des  §  12,  sondern  nur 
in  anderer  Weise,  z.  B.  zur  Benennung  der  Waare  in  dem  einer  anderen 
Zeichenmeldung  beigegebenen  Waarenverzeichnis,  aufgeführt,  so  liegt  darin 
kein  Verstofs  gegen  das  Recht  des  eingetragenen  Inhabers  der  Marke. 

In  erster  Linie  bezieht  sich  das  ausschliefsliche  Benutzungsrecht  auf 
die  Verwendung  des  Zeichens  auf  Waaren  selbst 

Das  Gesetz  von  1874  spricht  denn  auch  lediglich  von  dem  Rechte, 
Waaren  oder  Verpackungen  mit  einem  Zeichen  zu  versehen  u.  s.  w. 

Dem  Bedürfnis  des  Verkehrs  entsprechend  hat  das  Gesetz  von  1894 
den  Wirkungskreis  des  Ausschliefsungsrechtes  des  Zeicheninhabers  in- 
sofern erweitert,  als  es  auch  die  Verwendung  der  geschützten  Waaren- 
bezeichnung  auf  anderen  geschäftlichen  Auf  serungen ,  als  den  Waaren 
selber  und  deren  Verpackungen  und  Umhüllungen,  nämlich  auf  den  An- 
kündigungen, Preislisten,  Geschäftsbriefen,  Empfehlungen,  Rechnungen 
und  dergl.  verbietet  Man  wird  hierhin  auch  z.  B.  die  Anbringung  auf 
Geschäftswagen,  Ladenschild  u.  s.  w.  rechnen  können. 

Da  das  Waarenzeichen  nach  §  1  dazu  bestimmt  ist,  die  von  einem 
Gewerbetreibenden  in  seinem  Geschäftsbetriebe  geführten  Waaren  von  den 
Waaren  anderer  zu  unterscheiden,  so  reicht  die  Wirkung  des  Waaren- 
zeichens nur  soweit,  dafs  die  ausschliefsliche  gewerbliche  Verwertung 
desselben  dem  Zeicheninhaber  für  diejenigen  Waaren  gesichert  ist,  für 
welche  er  sich  diese  Verwertung  bei  der  Anmeldung  ausdrücklich  ge- 
sichert hat  Daher  sagt  auch  §  12,  dafs  dem  Eingetragenen  das  aus- 
schliefsliche Recht  zustehe,  Waaren  der  angemeldeten  Art  mit  dem  Zeichen 
zu  versehen.  Nach  §  2  des  Gesetzes  mufs  der  Anmeldung  ein  Ver- 
zeichnis der  Waaren  beigefügt  werden,  für  welche  das  Zeichen  bestimmt 
ist  Nur  die  Verwendung  desselben  Zeichens  durch  einen  Dritten  auf 
denselben  Waaren  sowie  auf  diejenigen  Waaren,  welche  nach  der  Auf- 
fassung des  Verkehrs  als  dieselben  oder  verwandte  Waaren  zu  betrachten 
sind,  wie  diejenigen  Waaren,  für  welche  das  Zeichen  zur  Anmeldung 
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gebracht  ist,  ist  durch  das  Zeichenrecht  verboten.  Eine  weitere  Schranke 
des  Waarenzeichenrechtes  wird  durch  die  Bestimmung  des  §  13  des  Ge- 
setzes begründet,  nach  welcher  durch  die  Eintragung  eines  Waarenzeichens 
Niemand  gehindert  wird,  seinen  Namen,  seine  Firma,  seine  Wohnung 
sowie  Angaben  über  Art,  Zeit  und  Ort  der  Herstellung,  über  die  Be- 
schaffenheit und  die  Bestimmungen,  über  Preise,  Mengen  und  Gewichts- 
verhältnisse von  Waaren  auf  deren  Verpackungen  oder  •Umhüllungen 
anzubringen  und  derartige  Angaben  im  Geschäftsverkehr  zu  gebrauchen. 

Ausgeschlossen  ist  eine  räumliche  Beschränkung  des  Waarenzeichen- 
rechtes. Das  durch  die  Eintragung  begründete  Waarenzeichenrecht  schützt 
den  eingetragenen  Inhaber  des  Waarenzeichens  gegen  Waarenzeichen- 
verletzungen  in  dem  gesetzlichen  Umfange  im  ganzen  Gebiet  des  Deut- 
schen Reiches. 

Unzulässig  ist  es,  nur  für  einen  bestimmten  räumlich  begrenzten  Teil 
des  Reiches  einen  Waarenzeichenschutz  zu  beantragen  bezw.  bei  der  An- 
meldung ausdrücklich  zu  erklären,  dafs  man  das  Warenzeichen  nur  in 
einem  bestimmten  Teile  des  Reiches  verwenden  wolle. 

Das  Zeichenrecht  beginnt,  wie  schon  vorerwähnt,  nicht  schon  mit 
der  Anmeldung,  sondern  erst  mit  der  Eintragung. 

Die  Anmeldung  hat  nur  die  Bedeutung,  dafs  die  Eintragung  für  den- 
jenigen erfolgen  mufs,  welcher  zuerst  das  Zeichen  angemeldet  hat 

Nach  §  8  des  Gesetzes  ist  die  Dauer  des  Waarenzeichenschutzes  auf 
10  Jahre  von  dem  Tage  der  Anmeldung  an  festgesetzt.  Jedoch  kann 
nach  Ablauf  dieser  Frist  eine  weitere  Schutzfrist  von  10  Jahren  und 
nach  Ablauf  jeder  Verlängerungsfrist  wieder  eine  weitere  Verlängerungs- 
frist auf  die  gleiche  Dauer  erlangt  werden,  und  zwar  gegen  Zahlung 
der  oben  genannten  Gebühren.  Das  Waarenzeichenrecht  endet  mit  dem 
Ablauf  der  Schutzfrist,  sofern  eine  Erneuerung  nicht  rechtzeitig  beantragt 
wird.  Die  durch  Ablauf  der  Zeit  entstandene  Endigung  des  Zeichen- 
rechtes wird  formell  durch  Löschung  in  der  Zeichenrolle  und  Mitteilung 
dieser  Löschung  in  den  zur  Publikation  der  Mitteilungen  des  Patentamtes 
bestimmten  Blättern  konstatiert 

Der  Inhalt  des  Zeichenrechtes  besteht  in  dem  Rechte,  sich  des 
Zeichens  zur  Bezeichnung  der  Waaren  seines  Geschäftsbetriebes  zu  be- 
dienen und  jeden  Anderen  von  der  Benutzung  des  gleichen  Zeichens  für 
gleiche  oder  gleichartige  Waaren  bezw.  der  Verpackung  und  Umhüllung 
solcher  Waaren  sowie  auch  von  der  Benutzung  des  Zeichens  in  auf 
solche  Waaren  sich  beziehenden  Ankündigungen,  Preislisten,  Geschäfts- 
briefen, Empfehlungen,  Rechnungen  und  dergl.  auszuschliefsen.  Verboten 
ist  nicht  nur  das  Anbringen  eines  fremden  Zeichens  auf  seinen  eigenen 
Waaren,  vielmehr  fällt  unter  den  Begriff  der  Zeichenverletzung  auch  das 
widerrechtliche  Inverkehrbringen  von  mit  dem  fremden  Zeichen  versehenen 
Rechnungen  ^  Preislisten,  Waarenumhüllungen  u.  s.  w.  Wer  daher  recht- 
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mäfsig  oder  unrechtmäfsig  von  einem  Dritten  in  dieser  Weise  hergestellte 
und  mit  dem  Zeichen  eines  Anderen  versehene  geschäftliche  Aufserungen 
zum  Zweck  seines  eigenen  Geschäftsbetriebes  benutzt,  wer  z.  B.  mit  dem 
fremden  Zeichen  versehene  Briefbogen  an  sich  bringt  und  geschäftlich 
benutzt,  macht  sich  eines  Vergehens  gegen  dieses  Gesetz  schuldig. 

Der  Inhalt  des  Waarenzeichenrechtes  besteht  in  dem  ausschliefs- 
lichen  Rechte  zur  Bezeichnung  von  Waaren  und  allen  auf  diese  Waaren 
bezüglichen  geschäftlichen  Aufserungen  mit  dem  geschützten  Zeichen 
sowie  in  dem  ausschlief  glichen  Rechte,  derart  gekennzeichnete  Waaren 
in  Verkehr  zu  bringen  oder  feil  zu  halten.  Diesem  Rechte  entspricht 
gemäfs  §  4  des  Gesetzes  ein  Untersagungsrecht  gegen  Jeden,  welcher 
mit  dem  geschützten  Zeichen  widerrechtlich  gekennzeichnete  Waaren  oder 
deren  Verpackung  oder  Umhüllung,  oder  Ankündigungen,  Preislisten, 
Geschäftsbriefe,  Empfehlungen,  Rechnungen  oder  dergl.  in  Verkehr  bringt 
oder  feil  hält 

Der  Markeninhaber  ist  also  ausschlief slich  berechtigt,  Waaren  der 
bei  der  Anmeldung  angegebenen  Art  mit  dem  geschützten  Zeichen  zu 
versehen,  d.  h.  das  Zeichen  auf  der  Waare  oder  deren  Verpackung  oder 
Umhüllung  oder  aber  auf  Preislisten  u.  s.  w.,  die  sich  auf  diese  Waare 
beziehen,  anzubringen.  Es  ist  nicht  erforderlich,  dafs  eine  unmittelbare 
Verbindung  zwischen  dem  Zeichen  und  der  Waare  bezw.  der  Umhüllung 
u.  s.  w.  besteht;  es  genügt,  dafs  das  Zeichen  mit  der  Waare  u.  s.  w.  in 
eine  derartige  Verbindung  gebracht  wird,  dafs  daraus  der  Konsument  den 
Schlufs  ziehen  mufs,  dafs  das  Zeichen  zur  Kennzeichnung  dieser  Waare 
bestimmt  ist 

Auch  darin  liegt  ein  Versehen  mit  einem  Waarenzeichen,  dafs  man 
seine  Waare  in  mit  einem  fremdeu  Waarenzeichen  versehenen  Enveloppen 
hält  und  auf  letzteren  das  Zeichen  überklebt 

Eine  Waarenzeichenverletzung  ist  nicht  nur  darin  zu  suchen,  dafs 
man  eine  nicht  aus  dem  Geschäftsbetrieb  des  Zeicheninhabers  stammende 
Waare  mit  dem  Zeichen  versieht,  sie  ist  vielmehr  auch  dann  vorhanden, 
wTenn  man  aus  dem  Geschäftsbetrieb  des  Zeicheninhabers  stammende 
Waare  ohne  ausdrückliche  Erlaubnis  desselben  mit  seinem  Zeichen  versieht 

Es  ist  dem  Zeicheninhaber  ausschliefslich  vorbehalten,  das  Zeichen 
auf  den  Waaren  anzubringen.  Mangels  ausdrücklicher  oder  stillschwei- 
gender Genehmigung  des  Veräufserers  liegt  Widerrechtlichkeit  vor,  sofern 
die  Umgestaltung  nicht  die  Art  der  Waare  verändert,  für  die  das  Zeichen 
bei  der  Anmeldung  bestimmt  ist. 

Dagegen  ist  ein  Vergehen  gegen  das  Gesetz  noch  nicht  vorliegend, 
wenn  ein  wirklicher  Zusammenhang  zwischen  der  Waare  und  dem  Zeichen 
noch  nicht  hergestellt  ist,  wenn  z.  B.  zwar  schon  die  für  gewisse  Waaren 
bestimmten  Umhüllungen  mit  dem  Zeichen  versehen  sind,  die  Waaren 
aber  noch  nicht  in  diese  Umhüllungen  gepackt  sind.    Der  Versuch  einer 
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Zeichenverletzung  ist  nicht  widerrechtlich.  Ingleichen  ist  eine  Verbindung 
zwischen  den  Waarenzeichen  und  der  Waare  im  Sinne  einer  Zeichen- 
verletzung nicht  darin  zu  sehen,  dafs  Jemand  sich  der  einem  Anderen 
geschützten  Wortzeichen  bei  dem  Inverkehrbringen  von  Waaren  zur  An- 
preisung oder  Empfehlung  oder  überhaupt  nur  thatsächlich  mündlich 
bedient,  die  Waare  mit  dem  Wortzeichen  benennt;  wenn  er  z.  B.  aus- 
drücklich Eulen -Seife  zu  verkaufen  erklärt  Denn  die  Anwendbarkeit 
des  Waarenzeichengesetzes  setzt  stets  eine  körperliche  Verwendung  des 
Zeichens  in  Beziehung  auf  die  Waare  voraus. 

Dem  Versehen  einer  Waare  mit  dem  Zeichen  wird  das  Inverkehr- 
bringen der  mit  dem  Zeichen  versehenen  Waare  gleichgestellt  Ein  In- 
verkehrbringen liegt  nicht  nur  im  Verkauf,  sondern  in  jeder  Art  der 
Veräufserung. 

Dem  Inverkehrbringen  steht  das  Feilhalten  von  Waaren  gleich ;  hierzu 
gehört  die  Absicht  des  Inverkehrbringens  und  die  äufserlich  erkennbare 
Zugänglichmachung  zu  diesem  Zwecke.  Auch  wenn  weder  die  Waare 
noch  die  Umhüllung  mit  dem  Zeichen  versehen  ist,  kann  dennoch  eine 
Zeichenverletzung  wie  vorerwähnt  vorliegen. 

Die  Waaren  müssen  widerrechtlich  mit  Zeichen  versehen  sein.  Wider- 
rechtlich ist  eine  Handlung,  die  mit  dem  Hechte  objektiv  im  Widerspruch 
steht  Wird  die  Handlung  mit  Genehmigung  des  Berechtigten  vorge- 
nommen, so  ist  sie  nicht  widerrechtlich,  doch  liegt  eine  Waarenzeichen- 
verletzung  schon  in  dem  unerlaubten  Versehen  mit  dem  Zeichen,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  dieses  Versehen  zum  Zwecke  eines  unerlaubten  In- 
verkehrbringens erfolgt. 

Folgen  der  Zeichenverletzung.  Unterlassungsanspruch, 
Strafbarkeit,  Schadenanspruch.  Das  Recht  des  Zeicheninhabers 
auf  ausschliefsliche  Benutzung  des  Zeichens  zur  Waarenbezeichnung  und 
auf  Unterlassung  der  Zeichenbenutzung  seitens  eines  Anderen  begründet 
gegenüber  demjenigen,  welcher  sich  einer  Zeichenverletzung  schuldig 
macht,  für  den  Zeicheninhaber  einen  Anspruch  auf  Unterlassung  fernerer 
Störungen  und  ferner  auf  Entschädigung  sowie  event  auf  Bestrafung 
wegen  der  schon  begangenen  Zeichenverletzung.  Die  Geltendmachung 
dieser  verschiedenen  Ansprüche  ist  von  verschiedenen  subjektiven  Voraus- 
setzungen auf  Seiten  desjenigen,  gegen  welchen  sich  die  Ansprüche  rich- 
ten, abhängig.  Der  Unterlassungsanspruch  ist  von  jedem  Schuldmoment 
unabhängig  und  wird  lediglich  durch  die  objektive  Thatsache  der  Zeichen- 
verletzung begründet 

Dagegen  sind  der  Entschädigungsanspruch  sowie  der  Anspruch  auf 
Bestrafung  einer  Zeichenverletzung  von  einem  schuldbaren  Verhalten  des 
Handelnden  abhängig.  Denn  nach  §  14  ist,  wer  wissentlich  oder  aus 
grober  Fahrlässigkeit  die  im  §  14  näher  bezeichneten  Handlungen  be- 
geht, dem  V erletzten  zur  Entschädigung  verpflichtet.    Mit  Strafe  wird  er 
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aber  nur  dann  belegt,  wenn  er  die  Handlung  wissentlieh  begangen 
hat  Die  Strafbarkeit  setzt  eine  wissentliche  Zeichen  Verletzung,  <L  k 
das  subjektive  Bewufstsein  von  der  Widerrechtlichkeit,  nicht  auch  eine 
auf  Schädigung  gerichtete  Absicht  noch  auch  das  Bewufstsein  voraus, 
dafs  der  Gebrauch  des  Zeichens  geeignet  ist,  eine  Täuschung  herbei- 
zuführen. 

Der  Thäter  mufs  also  die  Benutzung  des  gesetzlich  geschützten 
Zeichens  gewollt  und  gewufst  haben,  dafs  er  ein  gesetzlich  geschütztes 
Zeichen  widerrechtlich  benutzt 

Nicht  erforderlieh  ist,  dafs  der  Thäter  sich  bewufst  war,  dafs  die 
an  dem  eingetragenen  Zeichen  von  ihm  vorgenommenen  Änderungen 
nicht  geeignet  seien,  die  Verletzungsgefahr  auszuschliefsen. 

Der  Wissentlichkeit  wird  Dolus  eventualis  gleicherachtet 

Die  Entschädigungspflicht  setzt  nicht  ein  wissentlich  widerrechtliches 
Handeln  voraus,  aber  dennoch  ein  schuldbares,  nämlich  ein  fahrlässiges, 
und  zwar  genügt  nicht  wie  im  Geschmacksmusterrecht  jede  Fahrlässig- 
keit, sondern  es  mufs  eine  grobe  Fahrlässigkeit  vorliegen. 

Neben  der  Verurteilung  auf  Grund  einer  Schadenklage  sowie  auf 
Grund  eines  Strafverfahrens  aus  den  §  14,  16  und  18  soll  nach  §  19 
bezüglich  der  im  Besitz  der  Verurteilten  befindlichen  Gegenstände  auf 
Beseitigung  der  widerrechtlichen  Kennzeichnung,  oder  wenn  die  Beseiti- 
gung in  anderer  Weise  nicht  möglich  ist,  auf  Vernichtung  der  damit 
versehenen  Gegenstände  erkannt  werden.  Das  Strafverfahren  wird  nur 
auf  Antrag  eingeleitet  Im  Strafverfahren  kann  auch  auf  Antrag  auf 
eine  Bufse  erkannt  werden. 

§  4.  Übergang  und  Untergang  des  Markenrechtee.  Das  Recht  aus 
der  Anmeldung  eines  Waarenzeichens  ebenso  wie  das  aus  der  Eintragung 
ist  durch  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  sowie  durch  Verfügungen  von 
Todes  wegen  veräufserlich  und  geht  auf  die  Erben  über.  Das  Waaren- 
zeichenreeht bildet  jedoch  kein  selbständiges  Hecht,  es  ist  vielmehr  eine 
Pertinenz  desjenigen  Geschäftsbetriebes,  für  welchen  es  angemeldet  ist, 
und  kann  daher  wie  die  Firma  nur  gemeinsam  mit  diesem  Geschäfts- 
betriebe auf  einen  Anderen  übertragen  werden.  Es  ist  daher  verfehlt 
wenn  Geschäftsleute  ihre  Waarenzeichen  durch  Patentanwälte  auf  deren 
Namen  anmelden  lassen,  um  sie  dann  auf  sich  übertragen  zu  lassen. 
Eine  solche  Übertragung  kann  nicht  geschehen,  da  mangels  eines  Ge- 
schäftsbetriebes des  Patentanwalts  als  eingetragenen  Inhabers  auch  die 
Übertragung  eines  solchen  und  infolge  dessen  die  Übertragung  der  Marke 
nicht  erfolgen  kann. 

Geht  der  Geschäftsbetrieb,  für  welchen  das  Zeichen  angemeldet  ist, 
als  solcher  unter,  so  erlischt  das  Waarenzeichenreeht,  und  dieser  Er- 
löschungsgrund kann  gemäfs  §  9  Abs.  1  Nr.  2  von  Jedermann  klagend  gel- 
tend gemacht  werden. 
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Da  das  Zeichenrecht  Gegenstand  des  Pfandrechtes  sein  kann,  so 
kann  es  selbstverständlich  auch  Gegenstand  der  Pfändung  sein,  doch 
auch  nur  im  Zusammenhange  mit  dem  Geschäftsbetriebe. 

Der  Übergang  des  Zeichenrechtes  ist  zwar  von  der  Eintragung  in 
die  Zeichenrolle  nicht  abhängig;  so  lange  er  aber  in  der  Zeichenrolle  nicht 
vermerkt  ist,  kann  der  Rechtsnachfolger  sein  Recht  aus  der  Eintragung 
des  Waarenzeichens  Dritten  gegenüber  nicht  geltend  machen.  Der  Über- 
gang wird  auf  Antrag  des  Rechtsnachfolgers  in  der  Zeichenrolle  ver- 
merkt, sofern  die  Einwilligung  des  Berechtigten  in  beweisender  Form 
beigebracht  wird.  Der  Beweis  der  Rechtsnachfolge  wird  durch  Vorlegung 
der  Urkunden  erbracht,  aus  denen  sich  ergiebt,  dafs  der  Antragsteller 
der  Rechtsnachfolger  des  verstorbenen  Zeicheninhabers  ist,  oder  aber 
durch  Vorlegung  von  Urkunden,  aus  denen  sich  die  Einwilligung  des 
Eingetragenen  in  die  Umschreibung  auf  den  Namen  des  Erwerbers  er- 
giebt Letztere  müssen,  soweit  sie  Privaturkunden  sind,  da  die  Einwilli- 
gung des  Berechtigten  in  beweisender  Form  beigebracht  werden  mufs, 
nach  dem  Gesetz  vom  1.  Mai  1878  im  Inlande  von  einer  mit  öffentlichem 
Glauben  versehenen  Person,  d.  h.  von  einem  Notar  oder  einem  Gericht, 
aufgenommen  sein. 

Die  Eintragung  erfolgt  auf  Antrag  des  Rechtsnachfolgers.  Ein  An- 
trag des  bisherigen  Inhabers  genügt  nicht.  Von  diesem  ist,  sofern  der 
Übergang  auf  einer  Veräufserung  unter  Lebenden  beruht,  nur  eine  Über- 
tragungsbewilligung  erforderlich. 

Der  Untergang  des  Zeichenrechtes  kann  auf  Erlöschen  und 
Nichtigkeit  beruhen.    Das  Erlöschen  tritt  ein:] 

1.  durch  Ablauf  der  zehnjährigen  Schutzfrist  und  NichtVerlängerung 
des  Zeichenrechtes; 

2.  durch  Verzicht  des  Inhabers  des  Zeichenrechtes; 

3.  durch  Untergang  des  Geschäftsbetriebes. 

Die  Nichtigkeit  tritt  ein,  wenn  einer  der  im  §  1,  2,  4,  5  und  23 
enthaltenden  Nichtigkeitsgründe  vorliegt  und  geltend  gemacht  wird. 
Die  Nichtigkeit  wiederum  ist  entweder  eine  relative  oder  eine  absolute. 

Hinsichtlich  der  Fälle  der  relativen  und  der  absoluten  Nichtigkeit 
sowie  hinsichtlich  der  Form  der  Geltendmachung  der  Erlöschungs-  und 
Nichtigkeitsgründe  wird  auf  die  diesbezüglichen  Ausführungen  über  die 
Nichtschutzfähigkeit  von  Waarenbezeicbnungen  Bezug  genommen. 

Die  formelle  Wirkung  des  Zeichenrechtes  besteht  stets  bis  zur  er- 
folgten Löschung;  die  materiellen  Wirkungen  werden,  jedoch  nur  nach 
erfolgter  Löschung,  stets  gemäls  §  12  Abs.  2  auf  den  Zeitpunkt  zurück- 
bezogen, in  welchem  ein  Rechtsgrund  für  die  Löschung  vorgelegen  hat; 
daher  werden  in  den  Fällen  der  Nichtigkeit,  sofcrn  diese  rechtsgültig 
geltend  gemacht  wird,  die  Wirkungen  des  ursprünglich  formell  begründe- 
ten Zeichenrechtes  rückwärts  völlig  aufgehoben,  während  sie  in  den  Fällen 
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des  Erlöschens  als  bis  zu  dem  Zeitmoment  rechtsbeständig  behandelt 
werden,  in  welchem  der  Erlöschungsgrund  eintrat  Hiernach  hat  die 
Löschung  stets  nur  den  Charakter  einer  Konstatierung  der  Nichtigkeit 
oder  des  Eintrittes  eines  Erlöschungsgrundes. 

Die  Löschung  erfolgt  einmal  auf  Antrag  des  Inhabers  des  Zeichens, 
ferner  von  Amts  wegen 

1,  wegen  Ablauf  der  Zeit  und 

2.  wenn  die  Eintragung  des  Zeichens  hätte  versagt  werden  müssen, 
d.  h.  wenn  trotz  Vorliegens  eines  der  sich  aus  §§  1,  2,  4,  23  er- 
gebenden Gründe  die  Eintragung  erfolgt  ist 

Einen  Anspruch  auf  Löschung  hat  in  allen  Fällen,  in  welchen  die 
Löschung  von  Amts  wegen  erfolgen  soll,  kein  Interessent;  die  Nichtig- 
keitsgründe,  welche  gemäfs  §  8  zur  Löschung  von  Amts  wegen  zu  führen 
geeignet  sind,  werden  nur  durch  die  Behörde  selber  von  Amts  wegen  be- 
rücksichtigt und  können  von  einem  Interessenten  weder  durch  Antrag 
beim  Patentamt  noch  durch  Klage  beim  Gerichte  noch  auch  im  Wege 
der  Einrede  gegenüber  einer  auf  angeblichen  Schutz  des  Zeichens  ge- 
stützten Klage  geltend  gemacht  werden.  Dem  Interessenten  ist  lediglich 
die  Möglichkeit  einer  Löschungsanregung  bei  dem  Patentamt   gegeben. 

Wird  einer  dieser  Erlöschungs-  oder  Nichtigkeitsgründe  in  einem  auf 
das  Zeichenrecht  gestützten  Civil-  oder  Strafprozefs  geltend  gemacht,  so 
-empfiehlt  sich  die  Aussetzung  des  gerichtlichen  Verfahrens,  wenn  die  Ein- 
leitung eines  patentamtlichen  Verfahrens  oder  die  Anregung  zu  einem 
solchen  dargethan  wird. 

Ein  Dritter  kann  nach  §  9  des  Gesetzes  die  Löschung  eines  Waaren- 
zeichens  beantragen: 

1.  im  Falle  der  in  §  5  vorgesehenen  Kollision  zweier  Zeichen; 

2.  wenn  der  Geschäftsbetrieb,  zu  welchem  das  Waarenzeichen  gehört, 
von  dem  eingetragenen  Inhaber  nicht  mehr  fortgesetzt  wird; 

3.  wenn  Umstände  vorliegen,  aus  denen  sich  ergiebt,  dafs  der  In- 
halt des  Waarenzeichens  den  thatsächlichen  Verhältnissen  nicht 
entspricht  und  die  Gefahr  einer  Täuschung  begründet 

Der  Antrag  auf  Löschung  ist  im  Wege  der  Klage  geltend  zu  machen 
und  gegen  den  eingetragenen  Inhaber  oder,  wenn  dieser  gestorben  ist, 
gegen  dessen  Erben  zu  richten. 

Die  Löschungsklage  ist  bei  den  ordentlichen  Gerichten  anzustellen. 
Nur  im  Falle  des  §  9  Abs.  1  Nr.  2,  also  wenn  es  sich  um  Löschung 
wegen  Aufhebung  des  Geschäftsbetriebes  handelt,  kann  die  Löschung 
zunächst  bei  dem  Patentamt  beantragt  werden.  Hinsichtlich  der  Voraus- 
setzungen der  Löschungsklage  aus  §  9  Abs.  1  Nr.  3  siehe  oben. 

Die  Löschungsgründe  des  §  9  können  nicht  einredeweise,  sondern 
nur  im  Wege  der  Klage  oder  Widerklage  geltend  gemacht  werden,  mit 
Ausnahme  des  sich  aus  Nr.  1  §  9  ergebenden  Löschungsgrundes. 
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Ist  jedoch  im  Laufe  eines  Zeicbenverletzungsprozesses  der  Einwand 
der  Nichtigkeit  erhoben  und  demnächst  auch  im  Wege  der  Klage  die 
Löschung  herbeigeführt,  so  kann  dieser  Umstand  im  ersteren  Prozesse 
nachträglich  in  Form  des  Einwands  geltend  gemacht  werden  (§12  Abs.  2). 

§  5.  Recht  der  Ausländer.  Wenn  auch  prinzipiell  das  Recht  auf 
Erwerbung  eines  Zeichenschutzes  nicht  auf  das  Indigenat  beschränkt  ist, 
so  bestimmt  doch  §  23,  dafs,  wer  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht 
besitzt,  auf  den  Schutz  dieses  Gesetzes  nur  dann  Anspruch  hat,  wenn  in 
dem  Staate,  in  welchem  seine  Niederlassung  sich  befindet,  nach  einer 
im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung  deutsche  Waarenzeichen 
in  gleichem  Umfange  wie  inländische  Waarenbezeichnungen  zu  gesetz- 
lichem Schutze  zugelassen  werden. 

Vorausgesetzt  ist  für  den  unbedingten  Anspruch  auf  Zulassung  des 
Zeichenschutzes  eine  Niederlassung  im  Inlande. 

Trotz  mannigfacher  dagegen  sprechender  Gründe  hat  trotzdem  das 
Reichsgericht  in  der  Entscheidung  vom  1.  April  1898,  Bl.  1898,  Nr.  5, 
eine  Zweigniederlassung  als  genügend  für  eine  Niederlassung  im  Sinne 
des  §  23  erklärt 

Voraussetzung  für  die  Zulassung  zum  Zeichenschutz  einer  Person, 
welche  im  Inlande  keine  Niederlassungen  hat,  ist  die  Thatsache,  dafs  in 
dem  Staate,  in  welchem  sich  ihre  Niederlassung  befindet,  deutsche  Waaren- 
bezeichnungen nicht  nur  überhaupt  einen  irgendwie  gestalteten  Schutz 
geniefsen,  sondern  in  gleichem  Umfange  wie  inländische  Waarenbezeich- 
nungen zum  gesetzlichen  Schutze  zugelassen  werden;  dafs  sie  dagegen 
einen  mit  dem  Schutze  des  deutschen  Waarenzeichengesetzes  gleichwertigen 
Schutz  geniefsen,  ist  nicht  vorausgesetzt. 

Eine  Bekanntmachung  im  Sinne  des  §  23  Abs.  1  ist  seitens  des  Reichs- 
kanzlers bezüglich  der  nachstehenden  Staaten  bisher  erfolgt:  Belgien, 
Brasilien,  Dänemark,  Frankreich,  Griechenland,  Grofsbritannien,  Italien, 
Luxemburg,  Niederlande,  Oesterreich,  Ungarn,  Rumänien,  Rufsland, 
Schweden  und  Norwegen,  Schweiz,  Serbien,  Venezuela  und  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  sowie  Japan. 

Es  ist  nicht  erforderlich,  dafs  die  diesbezüglichen  Mitteilungen  des 
Reichskanzlers  ausdrücklich  darauf  hingehen,  dafs  in  einem  Staate  eine 
Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  23  des  Gesetzes  gewährt  werde;  es  ge- 
nügt vielmehr,  dafs  ein  im  Reichsgesetzblatt  publizierter  Staatsvertrag 
mit  einem  anderen  Staate  Vereinbarungen  über  den  in  den  beiderseitigen 
Staatsgebieten  den  Waarenzeichen  zu  Teil  werdenden  Schutz  in  einem 
dem  Sinne  des  §  23  entsprechenden  Mafse  enthält 

Wer  ein  ausländisches  Waarenzeichen  zur  Anmeldung  bringt,  hat 
damit  den  Nachweis  zu  verbinden,  dafs  er  in  dem  Staate,  in  welchem 
seine  Niederlassung  sich  befindet,  für  dieses  Zeichen  den  Markenschutz 
nachgesucht  und  erhalten  hat.  Wenn  nun  auch  die  Entstehung  des  Zeichen- 
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Schutzes  für  einen  Ausländer  von  dem  Bestehen  eines  markenrechtlichen 
Schutzes  auf  dasselbe  Zeichen  in  seinem  Heimatstaate  abhängig  ist,  so 
ist  doch  das  einmal  erworbene  deutsche  Zeichenrecht  in  seinem  Bestände 
von  dem  Fortbestehen  des  ausländischen  Zeichenschutzes  unabhängig  und 
bemifst  sich  ausschliefslich  nach  ,den  in  dem  vorliegenden  Gesetze  für 
Waarenzeichen  überhaupt  vorgeschriebenen  Fristen. 

Die  Eintragung  eines  von  einem  Ausländer  angemeldeten  Waaren- 
zeichens  ist,  soweit  nicht  Staatsverträge  ein  Anderes  bestimmen,  dann  zu- 
lässig, wenn  das  Zeichen  den  Anforderungen  dieses  Gesuches  entspricht 

Der  Anspruch  auf  Schutz  eines  Waarenzeichens  und  das  durch  die 
Eintragung  begründete  Recht  einer  im  Inlande  nicht  niedergelassenen 
Person  können  nur  durch  einen  im  Inlande  bestellten  Vertreter  geltend 
gemacht  werden.  Der  letztere  ist  zur  Vertretung  in  dem  nach  Mafsgabe 
dieses  Gesetzes  vor  dem  Patentamt  stattfindenden  Verfahren  sowie  in  den 
das  Zeichen  betreffenden  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  zur  Stellung 
von  Strafanträgen  befugt  Eine  Retorsionsmafsregel  gegenüber  dem  Aus- 
lande begründet  §  22,  wonach,  wenn  deutsche  Waaren  im  Auslande  bei 
der  Einfuhr  oder  Durchfuhr  der  Verpflichtung  unterliegen,  eine  Bezeich- 
nung zu  tragen,  welche  ihre  deutsche  Herkunft  erkennen  läfst,  oder  wenn 
dieselben  bei  der  Zollabfertigung  in  Beziehung  auf  die  Warenbezeich- 
nungen ungünstiger  als  die  Waaren  anderer  Länder  behandelt  werden, 
der  Bundesrat  ermächtigt  sein  soll,  den  fremden  Waaren  bei  ihrem  Ein- 
gang nach  Deutschland  zur  Einfuhr  oder  Durchfuhr  eine  entsprechende 
Auflage  zu  machen  und  anzuordnen,  dafs  für  den  Fall  der  Zuwider- 
handlung die  Beschlagnahme  und  Einziehung  der  Waare  erfolge.  Die 
Beschlagnahme  erfolgt  in  diesem  Falle  durch  die  Zoll-  und  Steuerbehör- 
den, die  Festsetzung  der  Einziehung  durch  Strafbescheid  der  Verwal- 
tungsbehörden (§  459  der  Strafprozefsordnung). 

Diese  hauptsächlich  gegen  England  gerichteten  Bestimmungen  haben 
bisher  keine  praktische  Verwendung  gefunden.} 


2«  Kapitel«    Schutz  gegen  den   Mlfsbrauch  der  Handelsnameu, 
Firmen  und  Aufmachungen  Im  Waarenverkehr,  gegen  unlauteren 
Wettbewerb,  falsche  Herkunftsbezeichnungen  (Anmaflsung  ge- 
werblicher Auszeichnungen). 

§  1.  Schutx  der  Namen  und  Firmen  im  Waarenverkehr.  Während 
die  eigentlichen  Marken  nur  dann  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Ge- 
setzes vom  12.  Mai  1594  haben,  wenn  sie  nach  den  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  zu  der  Zeichenrolle  angemeldet  und  eingetragen  sind,  ist  der 
Schutz  des  Namens  bezw.  der  Firma  eines  Gewerbtreibenden  im  Waaren- 
verkehr,  d.  h.  in  ihrer  Anwendung  auf  Waaren,  resp.  zur  Bezeichnung 
von  Waaren  (auf  den  Umhüllungen,  Preislisten  u.  s.  w.)  in  demselben  Um- 
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fange,  in  welchem  eingetragene  Marken  geschützt  werden,  ein  unmittelbar 
aus  dem  Namen-  und  Firmenrecht  selber  entspringender,  von  besonderen 
staatlichen  Konstatierungsformalitäten  unabhängiger. 

Name  und  Firma  sind  zwar  auch  gegen  solche  Bezeichnungen  ge- 
schützt, welche  mit  ihnen  im  Sinne  des  §  20  des  Gesetzes  als  ähnlich 
zu  betrachten  sind,  doch  erstreckt  sich  der  Schutz  nur  auf  den  Wortlaut 
des  Namens  bezw.  der  Firma  in  derjenigen  Sprache,  welcher  dieselben 
entstammen,  und  nicht  auch  auf  die  Schreibart  des  Namens  oder  der  Firma 
in  einer  anderen  Sprache,  soweit  nicht  etwa  §  20  in  Betracht  kommt 

Dagegen  besteht  kein  Recht  auf  bestimmte  Schriftzüge  des  Namens, 
sofern  diese  nicht  als  Marke  eingetragen  sind. 

Der  Name  und  die  Firma  sind  gegen  jede  Art  von  Benutzung  als 
Warenbezeichnung  geschützt,  mögen  sie  nun  allein  oder  in  Verbindung 
mit  figürlichen  oder  anderen  Elementen  verwendet  werden. 

Über  die  Grenzen  des  Markenschutzes  hinaus  erstreckt  sich  der 
Namen-  und  Firmenschutz  auf  die  Verwendung  des  Namens  oder  der 
Firma  an  Waaren  überhaupt,  welcher  Gattung  sie  auch  angehören 
mögen;  er  ist  also  nicht  beschränkt  auf  die  Verwendung  an  Waaren 
der  Art,  welche  der  berechtigte  Inhaber  des  Namens  bezw.  der  Firma 
seinerseits  in  den  Verkehr  bringt. 

§  2.  Schutz  der  Waarenverpackungen,  Umhüllungen  und  Aufmach- 
ungen. Wer  zum  Zweck  der  Täuschung  in  Handel  und  Verkehr  Waaren 
oder  deren  Verpackung  oder  Umhüllung  oder  Ankündigungen,  Preislisten, 
Geschäftsbriefe,  Empfehlungen,  Rechnungen  oder  dergl.  mit  einer  Aus- 
stattung, welche  innerhalb  beteiligter  Verkehrskreise  als  Kennzeichen 
gleichartiger  Waare  eines  Anderen  gilt,  ohne  dessen  Genehmigung  ver- 
sieht, oder  wer  zu  dem  gleichen  Zweck  derartig  gekennzeichnete  Waaren 
in  den  Verkehr  bringt  oder  feilhält,  ist  nach  §  15  des  Gesetzes  dem 
Verletzten  zur  Entschädigung  verpflichtet  und  wird  mit  Geldstrafe 
bis  3000  M.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft  Die 
Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein;  die  Rücknahme  des  Antrages 
ist  zulässig.  Diese  Bestimmung  dient  dem  Schutze  aller  charakteristi- 
schen Kennzeichnungen  von  Waaren,  mögen  dieselben  nun  nach  dem 
Gesetze  eintragbar  sein  oder  nicht.  Daher  ist  dieser  Schutz  nach  einer 
Seite  viel  umfassender  als  der  Markenschutz,  denn  er  betrifft  auch  Waaren- 
kennzeichnungen,  welche  als  Waarenzeichen  nicht  eintragbar  sind,  so 
insbesondere  die  Gestalt  der  Verpackung  der  Waaren  selbst,  z.  B.  der 
Flaschen,  Körbe,  Kisten,  Etiketten  u.  8.  w. 

Es  handelt  sich  aber  nur  um  äufserlich  sichtbare  Ausstattungen.  Die 
blofse  Benennung  der  Waare  enthält  nicht  den  Begriff  der  Ausstattung; 
dazu  ist  vielmehr  eine  eigenartige  in  der  Form  oder  Farbe  hervortretende 
Gestaltung  der  wörtlichen  Bezeichnung  in  der  Waarenausstattung  er- 
forderlich. 
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Entscheidend  ist,  ob  das  Publikum  in  der  Ausstattung  die  besonderen 
Merkmale  der  Waaren  eines  Andern  erblickt  Unerheblich  ist ,  ob  der 
Nachahmer  gleichzeitig  ein  ihm  geschütztes  Zeichen  auf  der  Ausstattung 
verwendet,  wenn  trotzdem  die  Ausstattung  in  ihren  charakteristischen 
Merkmalen  sich  als  die  eines  Anderen  darstellt 

Es  wird  sogar  der  Inhaber  eines  geschützten  Waarenzeichens  durch 
§  15  des  Gesetzes  gehindert ,  das  Zeichen  zum  Zwecke  der  Täuschung 
bei  der  Ausstattung  seiner  Waaren  so  zu  verwenden,  dafs  dadurch  die 
Ausstattung  in  Übereinstimmung  mit  einer  fremden  Ausstattung  gestellt 
wird.  Doch  ist  $  15  dann  nicht  anwendbar,  wenn  ein  Gewerbetreibender 
lediglich  sein  durch  Eintragung  geschütztes  Zeichen  unter  Beifügung 
seiner  Firma  benutzt,  mag  auch  dieses  Zeichen  eine  Verwechselungsge- 
fahr mit  der  früher  geführten  Aufmachung  eines  Anderen  bedingen;  die 
Ausstattung  geniefst  keinen  Schutz  gegenüber  einem  dieselbe  Waare  be- 
treffenden und  in  der  Aufmachung  enthaltenen,  für  einen  Anderen  ein- 
getragenen Waarenzeichen. 

Die  Verwendung  der  fremden  Ausstattung  mufs,  um  die  im  §  15 
angedrohte  Folge  zu  haben,  zum  Zwecke  der  Täuschung  im  Handel 
und  Verkehr  erfolgen;  es  genügt  nicht  fahrlässige  Anwendung  einer 
fremden  Aufmachung;  doch  steht  dem  Dolus  der  Dolus  eventualis  gleich. 

Aus  dem  Thatbestand  des  §  15  ergiebt  sich  civilrechüich  sowohl 
eine  Unterlassungklage  wie  ein  Entschädigungsanspruch,  und  ferner  be- 
gründet ein  Verstofs  gegen  §  15  eine  Strafverfolgung,  die  jedoch  nur 
auf  Antrag  erhoben  wird.  Nicht  nur  die  Strafverfolgung,  sondern  auch 
die  Entschädigungs-  und  sogar  die  Unterlassungsklage  sind  von  der 
subjektiven  Voraussetzung  der  wissentlichen  Handlung  zum  Zwecke  der 
Täuschung  abhängig. 

§  3.  Falsche  HerkunfUbexeichnungen.  Dem  Schutze  gegen  falsche 
Herkunftsbezeichnungen  dient  einmal  die  Bestimmung  des  §  16  des 
Waarenzeichengesetzes  und  anderseits  §  1  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbs.  Wer  Waaren  oder  deren  Verpackungen, 
Preislisten,  Geschäftsbriefe,  Empfehlungen,  Rechnungen  oder  dergL 
fälschlich  mit  einem  Staatswappen  oder  mit  dem  Namen  oder  Wappen 
eines  Ortes,  einer  Gemeinde  oder  eines  weiteren  Kommunal  Verbandes  zu 
dem  Zwecke  versieht,  über  Beschaffenheit  und  Wert  der  Waaren  einen 
Irrtum  zu  erregen,  oder  wer  zu  dem  gleichen  Zwecke  derartig  bezeich- 
nete Waaren  in  Verkehr  bringt  oder  feilhält,  wird  nach  §  16  des 
Waarenzeichengesetzes  mit  Geldstrafe  von  150  bis  5000  M.  oder  mit 
Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  bestraft 

In  Betracht  kommt  nur  die  Anwendung  falscher  Herkunftsbezeich- 
nungen zur  Waarenbezeichnung  und  zwar  in  demselben  Umfange,  in 
welchem  die  Anwendung  falscher  Waarenzeichen  auf  Namen  und  Finnen 
unzulässig  ist,  also  auf  den  Waaren  selber   wie  auf  den  Umhüllungen 
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u.  s.  w.  und  auf  allen  auf  die  Waaren  bezüglichen  geschäftlichen 
Äufserungen  (Preislisten  u.  s.  w).  Wenn  durch  die  unrichtige  Ortsan- 
gabe nicht  über  die  Herkunft  der  Waare,  sondern  über  die  Art  ihrer 
Herstellung  oder  über  die  Person  des  Produzenten  getäuscht  werden  soll, 
so  findet  §  16  keine  Anwendung,  möglicherweise  aber  §  1  des  Gesetzes 
von  27.  Mai  1896. 

Die  mifsbräuchliche  Anwendung  von  nach  §  16  unerlaubten  Her- 
kunftsbezeichnungen ist  nicht  nur  dann  verboten,  wenn  mit  einer  sol- 
chen die  Waare  versehen  wird,  sondern  auch  dann,  wenn  eine  von 
einem  Anderen  so  ausgestattete  Waare  von  einem  Dritten  in  den  Verkehr 
gebracht  wird. 

Die  Täusehungsabsicht  mufs  darauf  gerichtet  sein,  durch  die  An- 
bringung der  falschen  Herkunftsbezeichnung  über  die  Beschaffenheit 
und  den  Wert  der  Waare  einen  Irrtum  zu  erregen.  Es  genügt  daher  nicht, 
dafs  über  die  Beschaffenheit  oder  den  Wert  der  Waare  ein  Irrtum  er- 
regt wird.  Für  den  Begriff  der  Beschaffenheit  und  des\  Wertes  der 
Waare  ist  jedoch  nicht  der  Preis  allein  mafsgebend  und  auch  nicht  der 
innere  Wert,  sondern  lediglich  der  Handelswert,  d.  h.  die  Wertschätzung, 
die  das  Publikum  in  der  Voraussetzung  einer  besonders  guten  Beschaffen- 
heit einer  Waare  beilegt 

Da  die  Absicht  auf  Täuschung  gerichtet  sein  mufs,  so  liegt  die  Vor- 
aussetzung des  §  16  nicht  vor,  wenn  zwar  eine  nicht  richtige  Herkunfts- 
bezeichnung benutzt  wird,  dieser  aber  solche  Elemente  beigefügt  sind, 
welche  zur  Aufklärung  darüber,  dafs  die  Bezeichnung  nicht  die  richtige 
Herkunft  angiebt,  bestimmt  und  auch  geeignet  ist  Daher  sind  z.  B.  die 
Bezeichnungen  künstlicher  Mineralwasser  nach  dem  Namen  der  echten 
Quellen  dann  nicht  strafbar,  wenn  die  Bezeichnung  deutlich  hervorhebt, 
dafs  es  sich  um  künstliche  Produkte  handelt  und  auch  sonst  alles  ver- 
mieden ist,  was  eine  Täuschung  herbeiführen  könnte,  wenn  z.  B.  die  für 
das  künstliche  Produkt  gewählten  Etiketten  und  Flaschen  sich  erheblich 
von  den  für  das  entsprechende  echte  Mineralwasser  benutzten  unter- 
scheiden. 

Eine  falsche  Herkunftsbezeichnung  im  Sinne  des  §  16  kann  auch 
in  der  fälschlichen  Anwendung  eines  Staatswappens  oder  des  Wappens 
oder  Namens  eines  Ortes,  einer  Gemeinde  oder  eines  weiteren  Kommunal- 
verbandes bestehen. 

Unzulässig  ist  jede  Verwendung  einer  falschen  Herkunftsbezeich- 
nung zur  Waarenbezeichnung,  mag  dieselbe  nun  allein  oder  in  Verbin- 
dung mit  anderen  wörtlichen  oder  figürlichen  Elementen  erfolgen,  und 
mag  sie  in  einem  eingetragenen  Waarenzeichen  enthalten  sein  oder  nicht. 

Abs.  2  des  §  16  macht  von  dem  Verbote  des  §  16  zu  Gunsten  ge- 
wisser Namen  eine  Ausnahme,  welche  nach  Handelsgebrauch  zur  Be- 
nennung gewisser  Waaren  dienen,  ohne  deren  Herkunft  bezeichnen  zu 
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sollen.  Es  sind  das  solche  Ortsbezeichnungen,  welche  in  Verbindung 
mit  bestimmten  Waaren  in  der  Anschauung  des  Publikums  völlig  die 
Eigenschaft  als  Herkunftsbezeichnung  verloren  haben  und  lediglich  zur 
Charakterisierung  der  Natur  der  Waare  dienen«  Dahin  gehören  aulser 
Namen,  wie  Wiener  Wurst,  Königsberger  Klops,  Lübecker  Marzipan 
u.  s.  w.  insbesondere  auch  Wein  und  Tabaksbezeichnungen,  so  z.  B.  Zel- 
tinger,  Piesporter,  Rüdesheimer,  Margaux  u.  a.  m.  Wer  einen  solchen 
Ortsnamen  gleichwohl  zum  Zweck  der  Irrtumserregung  verwendet,  macht 
sich  unter  Umständen  eines  Betruges  schuldig,  nicht  aber  des  Vergehens 
gegen  §  16. 

Als  rechtliche  Folge  der  Zuwiderhandlung  wider  §  16  des  Gesetzes 
droht  derselbe  Strafe  an,  nämlich  Geldstrafe  von  150  bis  5000  M.  oder 
Gefängnis  bis  zu  6  Monaten.  Neben  dieser  Strafe  soll  gemäfs  §  19 
Abs.  1  bezüglich  der  im  Besitz  der  Verurteilten  befindlichen  Gegenstände 
auf  Beseitigung  der  widerrechtlichen  Kennzeichnung  oder,  wenn  die  Be- 
seitigung in  anderer  Weise  nicht  möglich  ist,  auf  Vernichtung  der  damit 
versehenen  Gegenstände  erkannt  werden.  Nach  der  Anschauung  des 
Reichsgerichts  entspringt  aus  dem  Thatbestand  des  §  16  für  jeden  Ge- 
werbetreibenden, der  sich  der  gebrauchten  Herkunftsbezeichnung  richtiger 
Weise  bedienen  kann,  eine  Civilklage  auf  Unterlassung  und  Schadenersatz. 

Nach  §  1 7  unterliegen  ausländische  Waaren,  welche  mit  einer  deut- 
schen Firma  und  Ortsbezeichnung  oder  mit  einem  in  die  Zeichenrolle 
eingetragenen  Waarenzeichen  widerrechtlich  versehen  sind,  bei  ihrem  Ein- 
gang nach  Deutschland  und  ihrer  Einfuhr  oder  Durchfuhr  auf  Antrag 
des  Verletzten  und  gegen  Sicherheitsleistung  der  Beschlagnahme  und 
Einziehung. 

Die  Beschlagnahme  erfolgt  durch  die  Zoll-  und  Sicherheitsbehörden. 
Die  Festsetzung  der  Einziehung  erfolgt  durch  Strafbescheid  der  Ver- 
waltungsbehörden (§  459  der  Strafprozefsordnung.) 

Gegen  den  auf  Einziehung  gehenden  Strafbescheid  der  Verwaltungs- 
behörde kann  der  Absender  der  Waare  auf  gerichtliche  Entscheidung 
bei  dem  örtlich  zustehenden  Amtsgericht  antragen.  Besondere  Verhaltungs- 
mafsregeln  zur  Ausführung  dieses  Paragraphen  hat  der  Finanzminister 
unter  dem  4.  August  1894  für  die  Zoll-  und  Steuerbehörden  erlassen. 

Einen  weiteren  Schutz  gegen  die  Anwendung  falscher  Herkunfts- 
bezeichnungen gewährt  §  1  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbes. 

§4.  Unlauterer  Wettbewerb.  Das  Gesetz  vom  27.  Mai  1896  ver- 
bietet: a.  Unlautere  Reklame  (§5  1 — 4),  b.  Quantitätsverschleierungen  (§  5), 
c.  Falsche  Angaben  über  den  Geschäftsbetrieb  eines  Anderen  zum  Zwecke 
des  Wettbewerbs  (§§  6  und  7),  Herbeiführung  von  Verwechselungen  mit 
dem  Gewerbebetrieb  eines  Anderen  durch  Benutzung  von  Namen,  Finnen 
u.  s.  w.  (§  8),  Verrat  von  Geschäftsgeheimnissen  (§§  9  und  10). 
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a.  Nach  §  1  Abs.  t  macht  sich  derjenige  der  unerlaubten  Reklame 
schuldig,  der  in  öffentlichen  Bekanntmachungen  oder  Mitteilungen,  welche 
für  einen  gröfseren  Kreis  von  Personen  bestimmt  sind,  seien  es  wörtliche 
Mitteilungen  oder  bildliche  Darstellungen  (Abs.  4),  über  geschäftliche  Ver- 
hältnisse im  allgemeinen,  insbesondere  aber  über  die  Beschaffenheit,  die 
Herstellungsart  oder  die  Preisbemessung  von  Waaren  oder  gewerblichen 
Leistungen  (wozu  nach  Abs.  5  auch  landwirtschaftliche  Produkte  und 
Leistungen  zu  rechnen  sind),  über  die  Art  des  Bezuges  oder  die  Bezugs- 
quellen von  Waaren,  über  den  Besitz  von  Auszeichnungen,  über  den  An- 
lafs  oder  den  Zweck  des  Verkaufs  unrichtige  Angaben  thatsächlichen 
Art  macht,  die  geeignet  sind,  den  Anschein  eines  besonders  günstigen 
Angebots  zu  erwecken.  Doch  soll  nach  Abs.  3  die  Verwendung  von 
Namen,  welche  nach  dem  Handelsgebrauch  zur  Benennung  gewisser  Waaren 
dienen,  ohne  deren  Herkunft  bezeichnen  zu  sollen,  nicht  unter  die  vor- 
stehende Bestimmung  fallen.  Gegen  den  Begeher  der  unlauteren  Reklame 
kann  jeder  Gewerbetreibende,  der  Waaren  oder  gewerbliche  Leistungen 
gleicher  oder  verwandter  Art  herstellt  oder  in  den  Verkehr  bringt,  sowie  auch 
Verbände  zur  Förderung  gewerblicher  Interessen  auf  Unterlassung  klagen. 

Aufserdem  steht  den  Konkurrenten  —  jedoch  nicht  auch  den  ge- 
werblichen Verbänden  —  auch  die  Klage  auf  Ersatz  des  ihnen  durch 
die  unlautere  Reklame  entstandenen  Schadens  zu,  gegen  Redakteure, 
Verleger,  Drucker  und  Verbreiter  periodischer  Druckschriften  jedoch  nur, 
sofern  denselben  die  Unrichtigkeit  der  Angaben  bekannt  war.  Für  die 
Unterlassungsklage  ist  das  Gericht  der  gewerblichen  Niederlassung  des 
Beklagten  ausschliefslich  zuständig  (§  2).  Zum  Zwecke  der  einstweiligen 
Verhinderung  unerlaubter  Reklamehandlungen  können  einstweilige  Ver- 
fügungen erlassen  werden,  auch  wenn  die  Voraussetzungen  der  §§814 
und  819  der  Civilprozefsordnung  nicht  vorliegen  (§  3). 

Der  Begeher  der  unlauteren  Reklame  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
1500  M.  und  im  Rückfalle  mit  Geldstrafe  oder  Freiheitsstrafe  bis  zu 
6  Monaten  oder  beiden  Strafen  zugleich  bestraft,  wenn  er  die  Unrichtig- 
keit der  Angaben  kannte,  in  der  Absicht,  eine  Täuschung  herbeizuführen, 
handelte,  die  Mitteilung  eine  wörtliche  war  (nicht  lediglich  durch  Dar- 
stellungen erfolgte)  und  sich  auf  die  in  §  1  besonders  aufgezählten  ge- 
schäftlichen Verhältnisse  bezog  (§  4). 

Nach  §  5  kann  der  Bundesrat  Vorschriften  erlassen,  nach  denen 
bestimmte  Waaren  im  Einzelverkehr  nur  in  vorgeschriebenen  Zahl-,  Mafs- 
oder  Gewichtseinheiten  oder  mit  einer  auf  ihnen  oder  ihren  Verpackungen 
angebrachten  diesbezüglichen  Angabe  in  den  Verkehr  gebracht  werden 
dürfen,  und  ist  jede  Übertretung  einer  solchen  Vorschrift  mit  Geldstrafe 
oder  Haft  strafbar. 

Nach  §  6  ist  derjenige,  welcher  zu  Zwecken  des  Wettbewerbes  über 
die  geschäftliche  Persönlichkeit  oder  das  Geschäft  eines  Anderen  nicht 
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erweislich  wahre  Thatsachen  verbreitet,  die  geeignet  sind,  den  Betrieb 
oder  Kredit  des  Geschäfts  zu  beeinträchtigen,  dem  Verletzten  zum  Schaden- 
ersatz und  zur  Unterlassung  verpflichtet,  es  sei  denn,  dafs  er  oder  der 
Empfänger  der  Mitteilung  an  dieser  ein  berechtigtes  Interesse  hat  Handdt 
er  wider  besseres  Wissen  und  ist  die  Behauptung  —  welche  geeignet  ist, 
den  Betrieb  zu  stören  —  erweislich  unwahr,  so  unterliegt  er  einer  Geld- 
strafe   bis  zu  1500  M.  oder  einer  Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre. 

Nach  §  8  ist  zur  Unterlassung  sowie  zum  Schadenersatz  derjenige 
verpflichtet,  der  zum  Zwecke  des  Wettbewerbes  einen  Namen,  eine  Firma, 
die  Bezeichnung  eines  Etablissements,  eines  gewerblichen  Unternehmens 
oder  einer  Druckschrift,  deren  sich  ein  anderer  befugterweise  bedient, 
in  einer  Weise  benutzt,  die  geeignet  und  darauf  berechnet  ist,  Verwech- 
selungen im  Verkehre  hervorzurufen. 

Nach  §  9  ist  zu  Unterlassung  und  Schadenersatz  verpflichtet  und 
unterliegt  aufserdem  einer  Geldstrafe  bis  zu  3000  M.  oder  einer  Gefäng- 
nisstrafe bis  zu  einem  Jahre: 

a.  wer  als  Angestellter,  Arbeiter  oder  Lehrling  während  der  Dauer 
des  Dienstverhältnisses  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnisse,  die  ihm  an- 
vertraut oder  vermöge  des  Dienstverhältnisses  bekannt  geworden  sind, 
unbefugt  einem  Anderen  zum  Zwecke  des  Wettbewerbes  oder,  um  dem 
Geschäftsinhaber  Schaden  zuzufügen,  mitteilt; 

b.  wer  Geschäftsgeheimnisse,  deren  Kenntnis  er  durch  eine  Mittei- 
lung der  vorbezeichneten  Art  oder  durch  eine  gegen  das  Gesetz  oder  die 
gute  Sitte  verstofsende  Handlung  erlangt  hat,  zu  Zwecken  des  Wettbe- 
werbes selbst  unbefugt  verwertet  oder  anderen  mitteilt 

Nach  §  10  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  2000  M.  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  9  Monaten  bestraft,  wer  es  unternimmt,  einen  Anderen  zu  einer 
Mitteilung  der  in  §  9  genannten  Art  zu  verleiten. 

§  II  enthält  Verjährungsvorschriften ;  nach  §12  sind  die  vorstehend 
angeordneten  Strafverfolgungen  —  mit  Ausnahme  derjenigen  aus  §  5  -1 
nur  auf  Antrag  und  in  der  Regel  im  Wege  der  Privatklage  einzuleiten. 
§  13  regelt  das  Recht  auf  Veröffentlichung  des  Urteils  und  zwar  nicht 
nur  zu  Gunsten  des  Verletzten,  sondern  auch  zu  Gunsten  des  freige- 
sprochenen Angeschuldigten  sowie  zu  Gunsten  der  obsiegenden  Partei 
im  Civilprozefs  — ,  jedoch  überhaupt  nicht  im  Falle  der  §§  5,  6  und  10. 

Nach  §  14  ist  dem  Verletzten  im  Strafverfahren  auf  Antrag  eine 
Bufse  bis  10  000  M.  zuzusprechen;  nach  §15  sind  in  erster  Instanz 
bei  den  Landgerichten  die  Kammern  für  Handelssachen  zuständig. 

Nach  §  16  schlief slich  hat  derjenige,  der  im  Inlande  keine  Haupt- 
niederlassung hat,  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  nur  dann,  wenn 
in  dem  Staate,  in  dem  sich  seine  Hauptniederlassung  befindet,  Angehörigen 
des  Deutschen  Reichs  nach  einer  vom  Reichskanzler  im  Reichsgesetzblatt 
veröffentlichten  Bekanntmachung  ein  entsprechender  Schutz  gewährt  wird 


II.  Abschnitt.    1.  Kapitel.   Oesterreich-Ungarn.  477 

II.  Abschnitt.     Oesterreich-Ungarn,  Frankreich, 

England. 
1«  Kapitel.    Oesterreieh-  Ungarn. 

Der  Markenschutz  in  Oesterreieh  gründet  sich  auf  das  an  Stelle  des 
Gesetzes  vom  7.  December  1858  getretene  Gesetz  vom  6.  Januar  1890 
und  die  Novelle  vom  30.  Juli  1 895.  Zu  dem  Gesetz  von  1 890  ist  durch 
Ministerialerlafs  vom  18.  April  1890  eine  Instruktion  bezüglich  der  Füh- 
rung der  Markenregister  ergangen  und  zur  Ergänzung  und  Erläuterung 
der  letzteren  wieder  ein  Erlafs  vom  24.  April  1890.  Aulserdem  sind 
noch  eine  Reihe  von  Erlassen  des  Handelsministeriums  zur  Ergänzung 
und  Erläuterung  des  Markenschutzgesetzes  und  der  Novelle  von  1895 
ergangen. 

Wie  das  deutsche  Gesetz,  so  enthält  auch  das  österreichische  Gesetz 
sowie  die  Novelle  Bestimmungen  über  den  Schutz  von  Firmen,  Namen 
und  Waarenaufmachungen. 

§  1.  Materielle  Voraussetzungen  des  Markenschutzes.  Unter  Marken 
werden  in  diesem  Gesetze  die  besonderen  Zeichen  verstanden,  welche 
dazu  dienen,  die  zum  Handelsverkehr  bestimmten  Erzeugnisse  und  Waaren 
von  andern  gleichartigen  Erzeugnissen  und  Waaren  zu  unterscheiden 
(Sinnbilder,  Chiffern,  Vignetten  und  dergl.). 

Das  die  Marke  darstellende  Zeichen  mufs  ein  für  sich  bestehendes, 
besonderes  individuelles  Zeichen  sein,  welches  die  Eignung  der  Unter- 
scheidbarkeit an  sich  tragen  mufs. 

Diese  Eignung  der  Unterscheidbarkeit  kann  in  der  figürlichen  Dar- 
stellung allein  gelegen  sein ;  es  ist  aber  auch  zulässig,  dafs  sie  erst 
durch  den  Gebrauch  bestimmter  Farben  herbei  geführt  wird;  im  ersteren 
Falle  ist  die  bei  der  Ausführung  der  Marke  gewählte  Farbe  nebensäch- 
lich, im  letzteren  Falle  bietet  sie  einen  charakteristischen  Teil  des 
Waarenzeichens;  im  ersteren  Falle  wird  ungeachtet  der  Verschiedenheit 
der  Farbe,  in  welcher  die  Marke  ausgeführt  wird,  immer  ein  und  das- 
selbe Markenbild  vorliegen,  im  letzteren  Falle  wird  jede  Variation  in 
der  Farbe  eine  neue  selbständige  Marke  darstellen.  Unter  Zeichen  ist 
nicht  die  Form  der  Waare  oder  Verpackung  zu  verstehen. 

Ausgeschlossen  vom  Waarenzeichenschutz  und  somit  von  der  Ein- 
tragung als  Warenzeichen  sind  nachfolgende  Zeichen: 

1.  Gemäfs  §  3  Nr.  1  Zeichen,  welche  ausschlief slich  Bildnisse  des 
Kaisers  oder  von  Mitgliedern  des  Kaiserlichen  Hauses  enthalten. 

2.  Gemäfs  §  3  Nr.  2  Waarenzeichen,  die  ausschliefslich  Staats-  oder 
andere  öffentliche  Wappen  enthalten. 

3.  Ferner  sind  vom  Zeichenschutz  ausgeschlossen  gemäfs  §  3  Nr.  2 
Bezeichnungen,  welche  ausschliefslich  in  Zahlen  oder  Buchstaben  be- 
stehen.   Das  Gesetz  von   1S90    schlofs   ferner   Bezeichnungen,   welche 
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blofs  aus  Worten  bestehen,  schlechthin  vom  Zeichenschütz  aus.  Die 
Novelle  von  1895  schränkt  diese  Bestimmung  aber  dahin  ein,  dafs  sie 
nur  auf  solche  Worte  Anwendung  finden  soll,  welche  ausschliefs- 
lich  Angaben  über  Ort,  Zeit  oder  Art  der  Herstellung,  über  die  Be- 
schaffenheit, über  die  Bestimmung,  über  Preis,  Mengen  und  die  Gewichts- 
verhältnisse  der  Waare  enthalten;  und  nach  §  2  der  Novelle  erstreckt 
sich  das  Alleinrecht  zum  Gebrauche  einer  vorschriftsmälsig  hinterlegten 
Wortmarke  nicht  blofs  auf  den  Gebrauch  dieser  Marke  in  der  hinter- 
legten Bildform,  sondern  auch  auf  den  Gebrauch  in  solchen  Ausführungs- 
formen, durch  welche  das  geschützte  Wort  oder  die  geschützten  Worte 
in  anderen  Schriftzeichen,  Farben  oder  Gröfsen  ganz  oder  teilweise 
wiedergegeben  werden. 

4.  Nach  §  3  Nr.  3  sind  vom  Markenschutz  ausgeschlossen  solche 
Waarenzeichen,  welche  zur  Bezeichnung  von  bestimmten  Waarengattungen 
im  Verkehr  allgemein  gebräuchlich  sind.  Diese  Bestimmung  entspricht 
dem  Ausschlufs  der  Freizeichen  im  deutschen  Recht 

5.  Schliefslich  sind  nach  §  3  Nr.  4  solche  Zeichen  ausgeschlossen, 
welche  unsittliche  und  Ärgernis  erregende  oder  sonst  gegen  die  öffent- 
liche Ordnung  verstofsende  Darstellungen,  Aufschriften  oder  solche  An- 
gaben enthalten,  welche  den  thatsächlichen  geschäftlichen  Verhältnissen 
oder  der  Wahrheit  nicht  entsprechen  und  zur  Täuschung  des  Publikums 
geeignet  sind. 

6.  Während  der  §  3  den  Ausschlufs  von  Zeichen  bestimmt,  die 
lediglich  aus  den  in  §  3  angegebenen  Elementen  bestehen,  sollen  nach 
§  4  auch  solche  Marken  ausgeschlossen  sein,  bei  welchen  Bildnisse  des 
Kaisers  oder  von  Mitgliedern  des  Kaiserlichen  Hauses,  eine  Auszeich- 
nung, der  Kaiserliche  Adler  oder  ein  öffentliches  Wappen  einen  Bestand- 
teil bilden,  sofern  nicht  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften  das  Recht 
zur  Benutzung  dieser  besonderen  Zeichen  vorher  nachgewiesen  ist 

7.  Schliefslich  sollen  Zeichen,  welche  auf  Grund  des  §  21  a,  b  oder 
c  des  Gesetzes  vom  6.  Januar  1890  gelöscht  sind,  sowie  Marken,  die  mit 
den  gelöschten  Marken  verwechselungsfähig  ähnlich  sind,  für  die  Waare, 
für  welche  sie  registriert  waren,  oder  für  gleichartige  Waaren  zu  Gunsten 
eines  anderen  als  des  letzten  Besitzers  oder  seines  Rechtsnachfolgers  erst 
nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  seit  dem  Tage  der  Löschung  im  Register 
der  Handels-  und  Gewerbekammer  von  neuem  registriert  werden. 

Aufser  diesen  absoluten  Nichtigkeitsgründen,  welche  schon  der  Ein- 
tragung der  Marke  entgegenstehen,  bestehen  wie  nach  deutschem  Recht 
auch  noch  relative  Nichtigkeitsjrründe,  welche  jedoch  nur  gegen  die  ein- 
getragene Marke  geltend  gemacht  werden  können. 

Nach  §  18  des  Gesetzes  soll  der  Handelsminister,  wenn  er  die  Kolli- 
sion eines  angemeldeten  Waarenzeichens  mit  einem  früher  angemeldeten 
als  vorliegend  erachtet,  die  Interessenten  davon  benachrichtigen.    Wider- 
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spricht  der  Inhaber  des  älteren  Zeichens  nicht,  oder  besteht  der  Anmelder 
des  jüngeren  Zeichens  auf  Eintragung,  so  mufs  diese,  selbst  wenn 
der  Inhaber  des  älteren  Zeichens  widerspricht,  erfolgen;  die  trotzdem 
vorhandene  Kollision  berechtigt  aber  gemäfs  §  30  des  Gesetzes  und  ge- 
mäfs  der  Novelle  den  Inhaber  des  älteren  Zeichens,  Klage  auf 
Löschung  des  jüngeren  Zeichens  bei  dem  Handelsminister  zu  erheben. 
Nach  §  4  der  Novelle  ist  eine  solche  Löschungsklage  gegen  ein  jüngeres 
Zeichen  auch  dann  begründet,  wenn  es  zwar  nicht  mit  einem 
älteren  eingetragenen  Zeichen  kollidiert,  wohl  aber  mit  einem  für  die 
gleiche  Waarengattung  geführten  nicht  registrierten  Waarenzeichen,  welches 
bereits  zur  Zeit  der  Registrierung  des  jüngeren  Zeichens  in  den  betheilig- 
ten Verkehrskreisen  als  das  Kennzeichen  der  Waare  oder  des  Unter- 
nehmens eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  gegolten  hat 

Nach  §  25  des  Gesetzes  wird  die  Strafbarkeit  der  in  den  §§  '23  und 
24  bezeichneten  Handlungen  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dafs  die 
Marke,  der  Name,  die  Firma,  das  Wappen  oder  die  geschäftliche  Be- 
nennung eines  Etablissements  mit  so  geringen  Abänderungen  oder  in 
so  undeutlicher  Weise  wiedergegeben  sind,  dafs  der  Unterschied  von 
dem  gewöhnlichen  Käufer  der  betreffenden  Waaren  nur  durch  Anwen- 
dung besonderer  Aufmerksamkeit  wahrgenommen  werden  konnte. 

Die  ursprünglich  lediglich  zur  Anwendung  im  Eingriffsprozefs  be- 
stimmte Vorschrift  des  §  25  ist  durch  die  §§  3  und  4  der  Novelle 
auch  bei  der  Löschungsklage  gegen  ein  Zeichen  wegen  Kollision  mit 
einem  früher  angemeldeten,  oder  im  Verkehr  als  Zeichen  eines  bestimm- 
ten Gewerbetreibenden  allgemein  bekannten  Zeichens  für  anwendbar  er- 
klärt worden. 

Subjektive  Voraussetzungen  des  Markenschutzes.  Nach 
§  1  des  Gesetzes  dient  der  Markenschutz  dem  Schutze  derjenigen  Zeichen, 
welche  dazu  dienen,  die  zum  Handelsverkehr  bestimmten  Erzeugnisse 
und  Waaren  von  anderen  Erzeugnissen  n.  s.  w.  zu  unterscheiden.  Eine 
Beschränkung  des  Rechtes  zur  Eintragung  von  Waarenzeichen  enthält 
das  Gesetz  nicht.  Das  Gesetz  unterscheidet  nicht  zwischen  Handels-  und 
Fabrikmarken.  Es  ist  daher  Jeder  zum  Erwerb  des  Zeichenschutzes  be- 
rechtigt, mag  das  Zeichen  als  Provenienzzeichen  eines  Fabrikunternehmens 
oder  eines  Handelsunternehmens  dienen  sollen. 

§  2.  Formelle  Voraussetzungen.  Wer  sich  das  Alleinrecht  zum 
Gebrauche  einer  Marke  sichern  will,  mufs  die  Registrierung  derselben 
erwirken;  zu  diesem  Zwecke  hat  er  eine  Darstellung  der  zu  schützen- 
den Marken  in  vier  Exemplaren  bei  der  Handels-  und  Gewerbekamraer 
zu  übergeben,  in  deren  Bezirke  seine  Unternehmung  liegt. 

Ein  Exemplar  wird  dem  von  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu 
führenden  Markenregister  beigelegt,  ein  Exemplar  wird  von  dem  dazu 
beordneten  Beamten    der  Handels-   und  Gewerbekammer   mit   den   die 
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Hinterlegung  betreffenden  Vermerken  über  Zeit  der  Anmeldung,  Be- 
zeichnung des  Anmelders  und  Angabe  des  Gewerbebetriebes,  dem  das 
Zeichen  dienen  soll,  versehen  und  dem  Anmelder  zurückgereicht;  zwei 
Exemplare  sind  dem  Handelsminister  vorzulegen. 

Mit  der  Marke  ist  gleichzeitig  ein  ClichG  (Bildstock)  der  Marke  zn 
überreichen,  welches  nach  gemachtem  Gebrauche  dem  Schutzwerber 
zurückgegeben  wird.  Bei  Marken  für  Materialien,  wie  Metall,  Thon, 
Glas  und  dergl.  sind  Probestücke  mit  aufgeprägten  Markenbildern  in 
wenigstens  drei  Exemplaren  beizulegen.  Ferner  ist  bei  der  Anmeldung 
anzugeben,  für  welche  Waarengattungen  die  Marke  bestimmt  ist 

Die  Handels-  und  Gewerbekammern  haben  Register  der  bei  ihnen 
angemeldeten  Marken  zu  führen.  Über  diese  Register  und  deren  Füh- 
rung enthält  die  Instruktion  vom  IS.  April  1890  und  der  Erlafs  vom 
25.  Oktober  1890  eingehende  Vorschriften. 

Über  alle  registrierten  Marken  wird  ein  Index  geführt  Die  Handels- 
und Gewerbekammer  übersendet  2  Exemplare  der  eingereichten  Marken- 
darstellung an  das  Handelsministerium;  bei  diesem  wird  ein  Central- 
markenregister  geführt,  in  welches  die  bei  den  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern registrierten  Marken  mit  denselben  Angaben,  wie  in  die  Re- 
gister der  Handels-  und  Gewerbekammern  nach  der  Reihenfolge  ihres 
Einlangens  eingetragen  werden,  zu  welchem  Zwecke  die  gesamten  in 
Betracht  kommenden  Waaren  in  6  Gruppen  geteilt  sind. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammer  hat  die  angemeldete  Marke  in 
allen  in  den  §§  3  und  4  des  Gesetzes  angeführten  Fällen  auf  das  Vor- 
handensein der  Voraussetzung  der  citierten  Paragraphen  zu  prüfen  und 
die  Eintragung  der  unter  diese  Paragraphen  fallenden  Zeichen  zu  ver- 
weigern. In  diesem  Falle  hat  das  Registrierungsamt  unter  Rückbehalt 
eines  mit  der  genauen  Angabe  der  Zeit  der  Vorlage  zu  versehenden 
Markenexemplars  die  Partei  von  dieser  Entscheidung  mit  der  Beifügung 
zu  verständigen,  dafs  derselben  das  Beschwerderecht  an  das  Handels- 
ministerium innerhalb  der  Frist  von  30  Tagen  offen  stehe.  Verfügt  der 
Handelsminister  die  Eintragung,  so  erfolgt  sie  unter  dem  Zeitpunkt  der 
ursprünglichen  Anmeldung.  Eine  Prüfung  auf  Kollision  mit  einem  früher 
angemeldeten  Zeichen  findet  seitens  der  Handels-  und  Gewerbekammem 
nicht  statt,  wohl  aber  seitens  des  Handelsministers. 

Sowohl  die  Markenregister  der  Handels-  und  Gewerbekammern  als 
auch  das  Centralregister  sind  öffentlich,  d.  h.  sie  müssen  zur  Einsicht 
für  das  Publikum  in  den  bestimmten  Amtslokalitäten  ausliegen. 

Nach  erfolgter  Eintragung  der  Marken  in  das  Centralmarkenregister 
werden  Abdrücke  derselben  unter  Benutzung  der  beigebrachten  Clichfc 
veröffentlicht   (§15  und  17  des  Gesetzes  und  Instruktion). 

Die  Registrierung  einer  jeden  Marke  unterliegt  einer  Taxe  von 
5  Gulden. 
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Dieser  Betrag  ist  von  10  zu  10  Jahren  zu  erneuern,  widrigenfalls 
das  Markenrecht  als  erloschen  zu  betrachten  ist  (§16).  Der  gleichen 
Taxe  wie  die  Registrierung  unterliegt  auch  die  Umschreibung  einer 
Marke  auf  einen  Rechtsnachfolger. 

§  3.  Umfang  und  Inhalt.  Der  Inhalt  des  Waarenzeichenrechtes 
nach  dem  östereichischen  Gesetz  deckt  sich  mit  dem  des  deutschen  Rechtes. 
Nach  §  23  des  Gesetzes  begründet  das  Markenrecht  das  Recht, 
jedem  anderen  Gewerbetreibenden  zu  untersagen,  Waaren  die  mit  der  in 
Betracht  kommenden  Marke  unbefugt  bezeichnet  sind,  wissentlich  in  Ver- 
kehr zu  setzen  oder  feil  zu  halten  oder  zu  diesem  Zweck  wissentlich 
eine  Marke  nachzumachen. 

Nach  §  19  beginnt  das  Alleinrecht  zum  Gebrauch  einer  Marke 
seitens  des  Hinterlegers  schon  mit  dem  Tage  und  der  Stunde  der  Ein- 
reichung der  Marke  bei  der  Handels-  und  Gewerbekammer  und  wird 
hiernach  die  Priorität  des  Anspruchs  beurteilt  §  2  entspricht  dem  §  12 
und  §  5  dem  §  13  des  deutschen  Gesetzes. 

Die  Zuwiderhandlung  gegen  §  23  des  Gesetzes  wird,  wenn  sie 
wissentlich  begangen  ist,  an  Geld  von  50 — 1000  FL  oder  mit  Arrest 
von  3  Monaten  bis  zu  einem  Jahre,  womit  Geldstrafe  bis  2000  Fl.  ver- 
bunden werden  kann,  bestraft  Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  An- 
trag ein. 

Nach  §  27  kann  Einziehung  und  Vernichtung  der  das  falsche 
Zeichen  tragenden  Waaren  sowie  Publikation  des  Urteils  angeordnet 
und  dem  Verletzten  eine  Bufse  zugesprochen  werden.  Auch  vorläufige 
Beschlagnahme  ist  zulässig  (§  28). 

§  4.  Übergang  und  Untergang.  Aualänderrecht.  Das  Markenrecht 
ist  nur  mit  dem  Geschäft  vererblich  oder  veräufserlich.  Der  Übergang 
muTs  bei  Gefahr  des  Erlöschens  eingetragen  werden.  Die  Erlöschungs- 
gründe sind  nach  §  21  a,  b,  und  c  Ansuchen  des  Markenschutzberech- 
tigten, nicht  rechtzeitige  Erneuerung  nach  Ablauf  der  zehnjährigen 
Schutzfrist  und  nicht  rechtzeitige  Umschreibung  im  Falle  des  Überganges 
des  Zeichenrechtes.  Wegen  Nichtigkeit  erfolgt  die  Löschung  nach  §  21 
d  und  e,  wenn  nach  Erkenntnis  des  Handelsministers  gemäfs  §§  3  und  4 
die  Marke  nicht  hätte  registriert  werden  sollen,  und  infolge  eines  im 
Streite  über  den  Bestand  des  Markenrechtes  ergehenden  Erkenntnisses  des 
Handelsministers  (§  30  des  Gesetzes).  Im  letzteren  Falle  kann  eine  Marke 
von  dem  Handelsminister  auch  für  nichtig  erklärt  werden,  wenn  sie  einer 
für  die  gleiche  Waarengattung  früher  registrierten  noch  zu  recht  be- 
stehenden Marke  derart  ähnlich  ist,  dafs  die  Unterschiede  von  dem  ge- 
wöhnlichen Käufer  der  betreffenden  Waare  nur  durch  Anwendung  be- 
sonderer Aufmerksamkeit  wahrgenommen  werden  können.  Ein  weiterer 
Niehtigkeitsgrund  ist  durch  §  4  der  Novelle  vom  30.  Juli  1895  gegeben. 
Danach  kann  die  Löschung  einer  Marke  auch  von  demjenigen  begehrt 
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werden,  welcher  nachweist,  dafs  das  von  ihm  für  die  gleiche  Waaren- 
gattung  bereits  z.  Z.  der  Registrierung  geführte  nichtregistrierte  mit  dem 
angefochtenen  Waarenzeichen  gleiche  oder  verwechselungsfahige  Waaxen- 
zeichen  in  beteiligten  Verkehrskreisen  als  Kennzeichen  seiner  Waare 
gegolten  hat 

Das  Ausländerrecht  ist  dem  des  deutschen  Rechtes  analog. 

§  5.  Namens-,  Wappen-  und  AnfmaehnngMchirti.  Das  östereichische 
Gesetz  von  6.  Januar  1890  nebst  der  Novelle  vom  30.  Juli  1895  um- 
fafst  nebenden  eigentlichen  Markenschutzbestimmungen  auch  Bestimmungen 
über  den  Schutz  der  Nameu,  Firmen  und  Wappen  sowie  Etablisse- 
mentsbezeichnungen, und  über  den  Schutz  nicht  registrierter  Waarenauf- 
machungen  dagegen  nicht  auch  ein  Verbot  falscher  Herkunftsbezeich- 
nungen.  Alle  oben  dargelegten  Bestimmungen  und  Grundsätze,  welche 
dem  Schutz  eingetragener  Harken  dienen,  finden  nach  §  10  des  Gesetzes 
auch  auf  den  Namen,  die  Firma,  das  Wappen  oder  die  geschäftliche 
Benennung  des  Etablissements  eines  anderen  Produzenten  oder  Kauf- 
manns Anwendung,  insofern  Niemand  ohne  Einwilligung  des  Beteiligten 
von  solchen  zur  Bezeichnung  von  Waaren  oder  Erzeugnissen  Gebrauch 
machen  darf. 

Nach  §  24  gelangt  die  Bestimmung  des  §  23  folgerichtiger  Weise 
auch  gegen  denjenigen  zur  Anwendung,  welcher  Waaren,  die  mit  dem 
Namen  der  Firma,  dem  Wappen  oder  der  geschäflichen  Benennung 
eines  Etablissements,  eines  Produzenten  oder  Kaufmanns  unbefugt  be- 
zeichnet sind,  wissentlich  in  Verkehr  setzt,  und  ferner  gegen  denjenigen, 
welcher  zu  diesem  Zwecke  wissentlich  die  erwähnten  Bezeichnungen 
anfertigt. 

Nach  §  25  finden  die  auf  die  Ähnlichkeitsfrage  zweier  Waarenbe- 
zeichnungen  bezüglichen  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  auch  auf 
die  Namen  u.  s.  w.  Anwendung;  und  nach  §  29  ist  ein  civilrechtlicher 
Entschädigungsanspruch  wie  bei  der  Markenverletzung  auch  bei  der  Ver- 
letzung des  Rechtes  auf  Namen  u.  s.  w.  begründet 

Ungarn.  Gesetzartikel  II  von  1890  über  den  Markenschutz  und 
Gesetzartikel  XVI  von  1895  entsprechen  im  wesentlichen  der  östereichi- 
schen  Gesetzgebung.  

2.  Kapitel.   Frankreich« 

§  1.  Materielle  Voraussetzungen.  Das  Markenrecht  wird  durch  das 
Gesetz  vom  23.  Juni  1S57  über  die  Fabrik-  und  Handelsmarken,  das 
Gesetz  vom  3.  Mai  1890  und  die  Ausführungsverordnungen  vom  28.  Fe- 
bruar 1891  und  die  Instruktion  vom  4.  März  1887  geregelt  Das  Gesetz 
von  1S57  schützt  die  auf  Waaren  verwendeten  Marken.  Als  Fabrik- 
und  Handelsmarken  gelten  nach  Art  1  Abs.  2  Namen  in  charakteristischer 
Form,  Bezeichnungen,  Sinnbilder,  Abdrücke,  Stempel,  Siegel,  Vignetten, 
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Reliefs,  Buchstaben,  Zahlen,  Umhüllungen  und  andere  Zeichen,  welche 
dazu  dienen,  die  Fabrikationsprodukte  oder  die  Waaren  zu  kennzeichnen. 
Gegenüber  dem  Gesetz  von  1824,  welches  durch  diese  Gesetze  nicht  auf- 
gehoben ist,  und  welches  den  Namen  als  solchen,  ohne  dals  derselbe 
eingetragen  ist,  schützt,  schützt  das  Gesetz  von  1857  nur  den  Namen, 
soweit  er  als  Marke  erscheint,  d.  h.  in  einer  zur  Unterscheidung  geeig- 
neten charakteristischen  Form. 

Unter  Bezeichnung  (Denomination)  versteht  man  alle  wörtlichen 
Charakterisierungen  von  Waaren,  soweit  es  sich  nicht  um  den  Handels- 
namen handelt  Geschützt  werden  hiernach  reine  Wortmarken  und  zwar 
im  Gegensatz  zu  den  Handelsnamen  nicht  blofs  in  einer  bestimmten 
charakteristischen  Form,  sondern  ihrem  Klange  nach.  Wesentlich  ist 
aber,  dafs  die  Marke  geeignet  ist,  die  Waare  zum  Unterschied  von  Waaren 
anderer  Fabrikanten  zu  kennzeichnen.  Daraus  ergiebt  sich,  dafs  nicht 
jede  wörtliche  Bezeichnung  als  Waarenzeichen  geschützt  werden  kann, 
sondern  nur  solche,  welche  ihrer  Natur  nach  mit  Rücksicht  auf  die  mit 
ihnen  zu  bezeichnenden  Waaren  dem  Allgemeingebrauch  nicht  entzogen 
werden  dürfen;  daher  werden  wie  im  deutschen  Recht  thatsächlich  nur 
die  sogenannten  Phantasiebezeichnungen  ihrem  Klange  nach  geschützt 
Soweit  dagegen  eine  Wortbezeichnung  irgend  eine  auf  die  Natur  der 
Waare  bezügliche  Bedeutung  enthält,  ist  sie  nur  dann  und  nur  soweit 
schützbar,  wenn  sie  in  einer  charakteristischen  Form  erscheint 

Als  Sinnbilder  (Embl&nes)  sind  alle  darstellenden  Zeichen  zu  ver- 
stehen. 

Auch  einfache  —  Begriffe  nicht  verkörpernde  —  Bezeichnungen, 
Etiketten,  Porträts  oder  auch  einfache  Kombinationen  von  Linien  sind 
als  Marken  schützbar   (Vignettes). 

Ebenso  sind  einfache  Zahlen  und  Buchstaben  dann  schützbar,  wenn 
durch  diesen  Schutz  nicht  das  Allgemeinrecht  auf  Gebrauch  derselben 
beschränkt  wird,  also  nur  in  besonderer  charakteristischer,  als  Bild  er- 
scheinender Form  oder  aber  auch  in  eigentümlicher  Kombination. 

Abweichend  vom  deutschen  Recht  sind  als  Waarenzeichen  eintrag- 
bar die  Form  und  die  Erscheinung  der  Umhüllungen  der  Waaren,  daher 
sowohl  die  charakteristische  Form  z.  B.  einer  Flasche  als  auch  die  eigen- 
artige, sei  es  in  Linien,  sei  es  in  Farben  sich  als  charakteristisch  dar- 
stellende Erscheinung  der  Waarenhülle. 

Ausgeschlossen  von  dem  Schutze  als  Waarenzeichen  sind  Waaren- 
zeichen, welche  früher  von  einem  bestimmten  Gewerbetreibenden  geführt 
wurden,  aber  von  diesem  aufgegeben  sind,  sofern  nicht  schon  hin- 
reichend Zeit  seit  der  letzten  Benutzung  durch  den  früheren  Inhaber  des 
Zeichens  verflossen  ist,  um  die  Gefahr  einer  Täuschung  des  Publikums 
als  ausgeschlossen  erscheinen  zu  lassen.  Ausgeschlossen  sind  auch  die- 
jenigen  Zeichen,   die  den  Gesetzen   oder   guten  Sitten   widersprechen; 

31* 
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ferner  Muster  oder  Proben,  welche  sich  auf  patentierte  Erfindungen  oder 
Fabrikmuster  oder  Modelle  beziehen.  Schliefslich  sind  ausgeschlossen 
vom  Zeichenschutz  solche  Zeichen,  welche  mit  von  einem  andern  Ge- 
werbetreibenden schon  geführten  Zeichen  übereinstimmen  oder  aber  so 
ähnlich  sind,  dafs  trotz  der  Abweichung  eine  Verwechselung  nicht  aus- 
geschlossen ist 

Art  2  spricht  zwar  von  Fabrik-  und  Handelsmarken,  doch  finden 
nach  Art  20  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  auch  auf  Weine,  Brannt- 
weine, andere  Getränke,  auf  Vieh,  Korn,  Mehl  und  überhaupt  auf  alle 
landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  Anwendung;  es  decken  sich  somit  die 
subjektiven  Voraussetzungen  des  französischen  Markenschutzes  im  wesent- 
lichen mit  denen  des  deutschen  Gesetzes. 

§  2.  Formelle  Voramiotmngen.  Nach  dem  an  Stelle  des  Art  2  des 
Gesetzes  getretenen  Gesetz  vom  3.  Mai  1890  kann  Niemand  das  aus- 
schliefsliche  Eigentum  an  einer  Marke  für  sich  in  Anspruch  nehmen, 
sofern  er  nicht  die  Marke  vorschriftemäfsig  hinterlegt  hat;  die  Hinter- 
legung erfolgt  bei  dem  Sekretariat  des  Handelsgerichts  des  Wohnorts 
des  Markeninhabers  und,  sofern  ein  solches  nicht  besteht,  nach  Art  1 
der  Ausführungsverordnung  bei  dem  Sekretariat  des  Civilgerichts.  Die 
Hinterlegung  besteht  in  der  Überreichung  von  3  Darstellungen  der  Marke 
(Gesetz  vom  3.  Mai  1890).  Die  Darstellungen,  welche  auf  ungestempeltem 
Papier  einzureichen  sind,  bestehen  in  einer  Zeichnung,  einem  Stich  oder 
Abdruck.  Gleichzeitig  mit  den  Darstellungen  ist  ein  Druckstock  zu 
überreichen. 

Der  Sekretär  versieht  jede  der  drei  Darstellungen  mit  dem  Gerichts- 
siegel, klebt  eines  der  drei  überreichten  Exemplare  auf  ein  Blatt  des 
Registers,  welches  er  zu  diesem  Zwecke  führt  und  zwar  nach  der  Reihen- 
folge des  Eingangs  und  trägt  ferner  in  ein  anderes  von  ihm  geführtes 
Register  gleichfalls  nach  der  Reihenfolge  des  Eingangs  das  Hinterlegungs- 
protokoll eüu  Bei  der  Hinterlegung  wird  ferner  von  dem  Sekretär  die 
noch  unten  zu  erwähnende  Gebühr  erhoben.  Von  den  drei  Darstellungs- 
exemplaren wird  das  eine  wie  vorerwähnt  in  das  Register  eingetragen,  ein 
zweites  erhält  der  Hinterleger  als  Besitztitel,  das  dritte  wird  dem  Handels- 
minister übersandt  und  zwar  gemeinsam  mit  dem  Druckstock.  Die  Sekre- 
täre dürfen  Kopien  der  ihrer  Aufsicht  anvertrauten  Marken  machen  lassen. 

Die  dem  Handelsminister  übersandten  Exemplare  bleiben  in  dem 
Handeisministerium  hinterlegt  und  werden  kostenlos  im  Nationalkonser» 
vatorium  für  Kunst  und  Gewerbe  auf  Antrag  veröffentlicht  Am  Anfang 
eines  jeden  Jahres  stellt  der  Sekretär  auf  ungestempeltem  Papier  ein 
Verzeichnis  der  Marken  auf,  welche  im  Laufe  des  verflossenen  Jahres 
bei  ihm  hinterlegt  sind.  Die  bei  dem  Sekretär  befindlichen  Register  der 
Protokolle  und  Verzeichnisse  können  kostenlos  eingesehen  werden  (Art  17 
der  Ausführungsverordnung). 
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Die  hinterlegten  Marken  werden,  nachdem  sie  an  das  Handels- 
ministerium gelangt  sind,  im  Bulletin  officiel  de  la  Proprio  industrielle 
et  commerciale  veröffentlicht    (Art  19  der  Ausführungsverordnung). 

Nach  Art.  4  des  Gesetzes  wird  eine  Gebühr  von  1  Fr.  für  die  Ab- 
fassung des  Hinterlegungsprotokolls  einer  jeden  Marke  und  eine  weitere 
Gebühr  von  1  Fr.  für  die  Ausfertigungskosten  (nicht  einbegriffen  Stempel 
von  0,60  Fr.)  und  Eintragungsgebühren  von  etwa  6  Frs.  erhoben.  Diese 
Gebühr  ist  so  oft  zu  zahlen,  als  Marken,  wenn  auch  in  einem  Akte,  hinter- 
legt werden.  Neben  der  Hinterlegungsgebühr  erhebt  der  Sekretär  noch 
den  Stempel  und  <Üe  Registwerungsgebühr,  welche  letztere  gleichfalls 
1  Fr.  beträgt 

§  3.  Umfang  und  Inhalt.  Die  Berechtigung  zur  ausschliefslichen 
Benutzung  einer  Waarenbezeichnung  wird  nach  französischem  Rechte 
nicht  erst  durch  die  Hinterlegung  der  Marke,  auch  nicht  erst  dadurch 
begründet,  dafs  ein  Zeichen  als  das  Kennzeichen  der  Waaren  eines  be- 
stimmten Gewerbetreibenden  im  Verkehr  allgemein  bekannt  geworden  ist, 
sondern  schon  lediglich  durch  die  Thatsache  der  Annahme  eines  Zeichens 
zum  Zwecke  des  Gebrauchs  desselben  als  Waarenbezeichnung. 

Allerdings  kann  nach  Art  2  des  Gesetzes  bezw.  nach  dem  Gesetz  vom 
3.  Mai  1890  Niemand  das  ausschlief sliche  Eigentum  an  einer  Marke  für 
sich  in  Anspruch  nehmen,  sofern  er  nicht  die  Marke  hinterlegt  hat 
Diese  Bestimmung  ist  aber  nach  der  Anschauung  der  französischen  Wissen- 
schaft und  Praxis  nicht  dahin  zu  verstehen,  dafs  das  Recht  an  der  Marke 
durch  die  Eintragung  begründet  wird;  vielmehr  hat  diese  Eintragung 
lediglich  die  Bedeutung  einer  Deklaration  des  durch  die  Annahme  be- 
gründeten Rechtes,  und  ferner  giebt  die  Hinterlegung  das  ausschlief  s- 
liche  Recht,  auf  Grund  des  Waarenzeichengesetzes  Verletzungen  des  durch 
die  Hinterlegung  festgestellten  Zeichenrechtes  zu  verfolgen.  Aber  auch 
derjenige,  welcher  das  Zeichen  zwar  zuerst  zur  Anwendung  gebracht, 
aber  nicht  hinterlegt  hat,  kann  das  Recht  auf  die  ausschliefsliche  Be- 
nutzung des  Zeichens  insofern  geltend  machen,  als  er  den  Art  1382  des 
Code  civil  für  sich  in  Anspruch  nehmen  kann. 

Das  Recht  des  Waarenzeicheninhabers  besteht  in  dem  Recht  auf 
ausschliefsliche  Benutzung  des  in  Betracht  kommenden  Zeichens  zur  Be- 
zeichnung von  Waaren;  dieses  Recht  hat  aber  seine  Grenzen  in  der 
durch  die  Benutzung  desselben  Zeichens  seitens  eines  anderen  Gewerbe- 
treibenden begründeten  Gefahr  der  Verwechselung  der  Waaren  jenes 
anderen  Gewerbetreibenden  mit  den  aus  dem  Geschäftsbetriebe  des  ur- 
sprünglichen Inhabers  des  Zeichens  hervorgegangenen  Waaren  durch 
das  Publikum.  Daher  ist  einerseits  das  ausschliefsliche  Recht  des  Waaren- 
zeicheninhabers nicht  beschränkt  auf  die  Benutzung  des  Zeichens  auf 
der  Waare  selbst,  vielmehr  ist  jede  Benutzung  des  Zeichens  in  auf  die 
Waare  bezüglichen  geschäftlichen  Äufserungen   dem  Berechtigten  vor- 
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behalten.  Somit  ist  auch  die  Anbringung  des  Zeichens  auf  den  Ver- 
packungen und  Umhüllungen  ebenso  wie  diejenige  auf  Preislisten  u.  s.  w. 
als  lediglich  für  den  Zeicheninhaber  statthaft  anzusehen.  Anderseits  reicht 
aber  das  Kecht  des  Zeicheninhabers  nur  soweit,  als  eine  Verwechselungs- 
gefahr vorliegt;  daher  ist  die  Benutzung  des  Zeichens  für  den  Zeichen- 
inhaber  nur  soweit  monopolisiert,  dafs  andere  Gewerbetreibende  das  Zeichen 
nicht  auf  den  gleichen  oder  gleichartigen  Waaren  oder  für  dieselben  be- 
nutzen dürfen  wie  der  Zeicheninhaber.  Dagegen  ist  die  Verwendung 
des  Zeichens  auf  ganz  anderen  Waaren  anderen  Gewerbetreibenden  nicht 
verboten.  • 

Daher  mufs  auch  bei  der  Anmeldung  seitens  des  Anmelders  angegeben 
werden,  für  welchen  Gewerbebetrieb  das  Zeichen  angewendet  werden 
soll  (Ausführungsverordnung  Art  10).  Das  Zeichen  ist  ferner  auch  nicht 
nur  gegen  die  Anwendung  seitens  eines  Dritten  in  genauer  Kopie  ge- 
schützt, sondern  gegen  jede  Anwendung  eines  Zeichens,  durch  welches 
die  Gefahr  der  Verwechslung  der  beiden  Gewerbebetriebe  begründet  ist 
Bei  Vorliegen  geringer  Abänderungen  des  Zeichens  behandelt  die  fran- 
zösische Gerichtspraxis  das  abgeänderte  Zeichen  genau  so,  als  ob  eine 
genaue  Kopie  des  in  Betracht  kommenden  Zeichens  vorläge.  Aufserdem 
konstruiert  abweichend  vom  deutschen  und  vom  österreichischen  Recht, 
welche  einen  allgemeinen  Grundsatz  dahin  aufstellen,  dafs  die  auf  das 
Vorliegen  zweier  gleicher  Marken  bezüglichen  Bestimmungen  des  Gesetzes 
auch  auf  den  Fall  der  Ähnlichkeit  beider  Marken  Anwendung  finden, 
das  französische  Gesetz  aus  der  Verwendung  einer  nicht  gleichen  oder 
ganz  ähnlichen,  sondern  zwar  abweichenden,  aber  dennoch  zur  Verwechse- 
lung Anlafs  gebenden  Marke  ein  neben  dem  Delikt  der  Nachmachung 
(Contrefa<jon)   stehendes  besonderes  Delikt  der  Nachahmung  (Imitation). 

Aus  dem  Recht  des  Gewerbetreibenden  auf  ausschliefsliche  Benutzung 
seiner  Marke  ergiebt  sich,  mag  es  sich  um  eine  hinterlegte  oder  nicht 
hinterlegte  Marke  handeln,  das  Recht,  denjenigen  Dritten,  welcher  auch 
seinerseits  in  einer  die  Gefahr  der  Täuschung  begründeten  Weise  das 
Zeichen  benutzt  gemäfs  Art.  1382  des  Code  civil  wegen  unlauteren 
Wettbewerb  auf  Schadenersatz  civilrechtlich  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Daneben  entspringen,  soweit  es  sich  um  eine  eingetragene  Marke 
handelt,  auch  noch  aus  dem  Recht  an  der  Marke  gewisse  strafrechtliche 
Folgen,  welche  in  den  §§  7  bis  15  des  Gesetzes  eingehend  geregelt  sind. 

Über  die  Beschlagnahme  ausländischer  mit  den  Marken  oder  dem 
Namen  inländischer  Fabrikanten  versehener  Waaren  (Art  19  des  Gesetzes) 
siehe  unter  r Herkunftsbezeichnungen". 

Das  nach  dem  Gesetz  vom  23.  Juni  1857  durch  die  Hinterlegung 
gewährte  Recht  wirkt  nur  für  15  Jahre  (Art  3  dieses  Gesetzes),  jedoch 
kann  das  Eigentum  an  der  Marke  jederzeit  durch  eine  neue  Hinter- 
legung für  eine  weitere  Frist  von  15  Jahren  gewährt  werden  und  zwar 
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unter  denselben  Bedingungen,  unter  denen  die  Hinterlegung  erfolgt,  d.  h. 
wiederum  gegen  Zahlung  einer  Hinterlegungsgebühr  von  1  Fr.  Erfolgt 
die  Hinterlegung,  um  eine  schon  hinterlegte  Marke  für  einen  weiteren 
Zeitraum  von  15  Jahren  zu  erhalten,  so  mufs  dieses  auf  dem  Hinter- 
legungsprotokoll sowie  auf  den  zu  überreichenden  drei  Darstellungen 
vermerkt  werden  (Instr.  Art  XVII). 

§  4.  Übergang  und  Untergang.  Das  Markenrecht  ist  vererblich  und 
veräufserlich.  Die  Veräufserung  kann  das  Recht  im  ganzen  oder  auch 
teilweise  erfassen ;  insbesondere  kann  die  Übertragung  zeitlich  oder  räum- 
lich begrenzt  sein,  auch  kann  eine  einfache  Lizenz  erteilt  werden,  d.  h.  einem 
Dritten  die  Benutzung  der  Marke  neben  dem  Eigentümer  gestattet  werden. 

Abweichend  von  dem  Grundsatz  des  deutschen  Rechtes  ist  die  Über- 
tragung des  Zeichenrechtes  auch  losgelöst  von  dem  Gewerbebetrieb,  wel- 
chem dasselbe  bisher  gedient  hat,  zulässig.  Die  Übertragung  ist  auch  in 
ihrer  Wirksamkeit  gegen  Dritte  von  der  Eintragung  in  die  Zeichenregister 
unabhängig;  eine  solche  findet  überhaupt  nicht  statt.  Das  Gesetz  enthält 
keinerlei  Bestimmungen  darüber,  unter  welchen  Voraussetzungen  ein 
Zeichenrecht  erlischt,  und  bezw.  in  welcher  Weise  die  von  Anfang  an 
bestehende  Nichtigkeit  eines  hinterlegten  Zeichens  zur  Geltung  gebracht 
wird.  Charakteristisch  für  das  französische  Recht  ist  der  Mangel  jedes 
ein  Erlöschen  oder  die  Nichtigkeit  des  Zeichens  kenntlich  machenden, 
von  der  Staatsgewalt  ausgehenden  Formaktes,  der  Mangel  jeder  Vor- 
schrift über  Löschung  des  Zeichens.  Das  Zeichen  erlischt  durch  Zeit- 
ablauf, Nichtgebrauch,  Verzicht  Das  Erlöschen  kann  nur  einredeweise 
geltend  gemacht  werden. 

§  5.  Autländerreoht.  Nach  Art  5  und  6  geniefsen  Ausländer,  welche 
in  Frankreich  Fabriken  oder  Geschäfte  besitzen,  hinsichtlich  ihrer  Waaren 
den  Schutz  dieses  Gesetzes,  sofern  sie  die  darin  vorgeschriebenen  For- 
malitäten erfüllen:  dagegen  geniefsen  Ausländer  und  Franzosen,  deren 
Handelsniederlassungen  aufserhalb  Frankreichs  liegen,  für  ihre  Waaren 
den  Schutz  des  Gesetzes  nur  dann,  wenn  in  den  Ländern  der  Handels- 
niederlassung durch  Staatsverträge  die  Gegenseitigkeit  für  die  franzö- 
sischen Marken  verbürgt  ist. 

Der  Schutz  des  Gesetzes  steht  also  prinzipiell  nur  demjenigen  zu, 
welcher  im  Inlande  eine  Niederlassung  hat;  wer  eine  solche  nicht  be- 
sitzt, kann  den  Schutz  nur  kraft  besonderer,  die  Gegenseitigkeit  verbür- 
gender Staatsverträge  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Ausländer  und  die  lYanzosen,  deren  Niederlassungen  aufserhalb 
Frankreichs  liegen,  und  welche  ihre  Fabrik-  und  Handelsmarken  auf 
Grund  des  Art  6  des  Gesetzes  in  Frankreich  hinterlegen  können,  werden 
nur  bei  dem  Sekretariat  des  Handelsgerichts,  des  Seine- Departements 
«ur  Hinterlegung  zugelassen  (Art.  6  Abs.  2  des  Gesetzes,  Art.  15  der  Aus- 
führungsverordnung). 
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Während  nach  dem  Wortlaut  des  Art  6  für  die  Zulassung  ron  im 
Auslande  wohnhaften  Gewerbetreibenden  ein  darauf  gerichteter  Staate- 
vertrag erfordert  wird,  ist  diese  Bestimmung  durch  Art  9  des  Gesetzes 
vom  26.  Februar  1873  dahin  modifiziert  worden,  dafs  der  Schutz  der  das 
Marken-  und  Musterrecht  betreffenden  Gesetze  Ausländern  dann  zu  gute 
kommen  soll,  wenn  thatsächlich  die  Gesetzgebung  ihres  Heimatlandes 
den  Franzosen  die  gleiche  Behandlung  hinsichtlich  des  Marken-  oder 
Musterrechtes  zusichert  wie  den  Inländern. 

§  6.  Dem  8chutzc  des  H&ndeisnamens,  soweit  er  nicht  in  besonderer 
Form  als  Marke  geschützt  ist,  dient  das  Gesetz  vom  28.  Juli  1824.  Falsche 
Herkunftsbezeichnungen  bedroht  Art  423  des  Code  P6nal  mit  Strafe,  und 
das  Gesetz  von  1824  verbietet  die  Verwendung  falscher  Ortsnamen. 
Auch  das  Markengesetz  verbietet  im  Art  19  die  unberechtigte  Verwen- 
dung französischer  Marken,  Namen  oder  Ortsbezeichnungen  auf  importier- 
ten Waaren  und  ordnet  für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung  Beschlag- 
nahme an. 

Gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  bedient  sich  die  Gerichtspraxis 
des  Art  1382  des  Code  civil:  „Jede  Handlung  eines  Menschen,  von  welcher 
Art  sie  auch  sei,  die  einem  Anderen  Schaden  verursacht,  verbindet  den- 
jenigen, durch  dessen  Verschulden  der  Schaden  entstanden  ist,  denselben 
zu  ersetzen". 

Besondere  Strafbestimmungen  ordnet  gegen  bie  unberechtigte  An- 
mafsung  gewerblicher  Auszeichnungen  und  Medaillen  das  Gesetz  vom 
30.  April  1896  an. 

3.  Kapitel.    England. 

Die  Vorschriften  über  die  Begründung  des  Markenrechtes  und  über 
den  Umfang  des  Markenrechtes  sind  in  dem  Patent-,  Muster-  und  Handels- 
markengesetz vom  25.  August  1 S83  Abschnitt  IV  und  in  dem  dieses  teilweise 
abändernden  und  ergänzenden  Gesetz  vom  24.  Dezember  1S88  enthalten,  die 
an  Stelle  des  früheren  Handelsmarkengesetzes  vom  13.  August  1875  getreten 
sind,  während  die  Folgen  der  Markenverletzung  wie  die  rechtlichen  Folgen 
der  Verwendung  falscher  Waarenbezeichnungen  bezw.  Handelsbezeich- 
nungen im  geschäftlichen  Verkehr  durch  das  britische  Handelsmarken- 
gesetz vom  23.  August  1S87  (mit  einer  geringen  Ergänzung  durch  das 
Gesetz  von  1S92)  enthalten  sind. 

§  1.  Materielle  Voraussetzungen*  Über  die  Natur  der  als  Marken 
schützbaren  Kennzeichnungen  siehe  unter  s.  64  des  Gesetzes  von  1883. 

Nach  s.  67  des  Gesetzes  von  1S83  und  Nr.  11  des  Gesetzes  von 
188S  kann  eine  Handelsmarke  in  beliebiger  Farbe  oder  beliebigen  Farben 
eingetragen  werden  und  ist  dadurch  für  den  Eingetragenen  die  aus- 
schliefsliche  Benutzung  in  jeder  Farbe  gesichert. 
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Die  Handelsmarke  mufs  distinktiv,  d.  h.  geeignet  sein,  die  Waare 
des  einen  Gewerbetreibenden  von  der  gleichartigen  Waare  eines  anderen 
erkenntlich  zu  unterscheiden.  Nicht  als  Marke  eintragbar  ist  die  Form 
der  Waare  oder  der  Verpackung.  Diese  geniefsen  vielmehr  einen  selbst- 
ständigen, von  der  Eintragung  unabhängigen  Schutz  (siehe  unten). 

Ausgeschlossen  von  dem  Schutze  als  Waarenzeichen  sind  Kenn- 
zeichnungen der  nachfolgenden  Art: 

a.  Freizeichen;  das  Gesetz  —  s.  74  —  bezeichnet  als  solche 
Zeichen,  die  vor  dem  13.  August  1675  von  mehr  als  drei  Per- 
sonen für  dieselben  Waaren  oder  ähnliche  Waarengattungen 
allgemein  gebraucht  wurden. 

b.  Gesetzlich  unzulässig  sind  ferner  nach  s.  73  des  Gesetzes 
von  1683  und  Nr.  15  des  Gesetzes  von  1868  als  Teile  von 
Handelsmarken  oder  in  Verbindung  mit  solchen  Wörter,  deren 
Gebrauch,  weil  sie  auf  Täuschung  berechnet  erscheinen  oder 
aus  anderen  Gründen  keinen  Anspruch  auf  gerichtlichen  Schutz 
haben,  und  ebenso  anstöfsige  Darstellungen.  Nach  s.  83  des 
Gesetzes  von  1883  kann  der  Kontrolleur  die  Eintragung  der- 
artiger Zeichen  ablehnen. 

c.  Nach  s.  106  des  Gesetzes  dürfen  —  ohne  Genehmigung  der 
Königin  —  Darstellungen  des  königlichen  Wappens  nicht  ein- 
getragen werden. 

d.  Nach  s.  64  des  Gesetzes  von  1863  und  Nr.  10  des  Gesetzes 
von  1666  sind  uneintragbar:  Namen  von  Personen  oder  Firmen, 
sofern  sie  nicht  in  besonderer  charakteristischer  Form  ange- 
meldet werden. 

e.  Nach  s.  64  des  Gesetzes  von  1883  und  Nr.  10  des  Gesetzes 
von  1888  sind  ferner  von  der  Eintragung  solche  Zeichen 
ausgeschlossen,  welche  ausschlief slich  aus  einem  Worte  oder 
Worten  bestehen,  die  zu  dem  Charakter  der  Waare  in  Beziehung 
stehen  (deskriptive  Marken)  sowie  geographische  Bezeichnungen. 

f.  Ausgeschlossen  vom  Zeichenschutz  sind  nach  s.  64  schliefs- 
lich  Zeichen,  die  lediglich  aus  Buchstaben  oder  Zahlen  bestehen. 

Alle  vorstehend  unter  a,  b,  c,  d,  e,  f  aufgeführten  Bezeichnungen 
sind  von  der  Eintragung  nur  dann  ausgeschlossen,  wenn  sie  die  einzigen 
Bestandteile  der  einzutragenden  Marke  bilden;  dagegen  können  sie  in 
Kombination  mit  an  sich  eintragungsfähigen  Elementen  eingetragen  wer- 
den, doch  mufs  der  Anmelder  erklären,  dafs  er  für  die  Elemente  der 
unter  a,  b,  e,  f  aufgeführten  Art  kein  ausschliefsliches  Benutzungsrecht 
beansprucht. 

Besondere  Vergünstigungen  gewährt  das  Gesetz  denjenigen  Zeichen, 
welche  schon  vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  13.  August  1875  als 
Handelsmarken  in  Gebrauch  waren. 
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Das  Markenreoht  ist  auf  bestimmte  Waaren  oder  Waarengattungen 
beschränkt,  für  welche  das  Zeichen  angemeldet  ist;  anderseits  soll  keine 
Marke  eingetragen  werden,  welche  mit  einer  für  dieselben  Waaren  oder 
Waarengattungen  schon  früher  eingetragenen  Marke  gleich  oder  so  ähn- 
lich ist,  dafs  sie  auf  Täuschung  berechnet  erscheint,  sofern  nicht  durch 
gerichtliches  Urteil,  z.  B.  auf  Grund  eines  Erbrechtes,  oder  weil  es  sieh 
um  eine  vor  dem  13.  August  1875  von  mehr  als  einer  Person  geführte 
Marke  handelt,  Abweichendes  angeordnet  ist  (s.  72  des  Gesetzes). 

Innerhalb  eines  Jahres  nach  Löschung  einer  Marke  soll  dieselbe 
Marke  nicht  für  einen  Anderen  als  den  früheren  Inhaber  eingetragen 
werden,  es  sei  denn,  dafs  das  Geschäft  des  letzteren  untergegangen  ist 
oder  dieser  in  Bankerott  geraten  ist  (s.  79  des  Gesetzes  von  1S73 
und  Nr.  19  des  Gesetzes  von  1SSS).  Die  Marke  wird  für  denjenigen 
eingetragen,  der  Eigentümer  derselben  zu  sein  behauptet  (s.  62  des 
Gesetzes).  Erheben  mehrere  Personen  den  Anspruch  auf  Eintragung  der- 
selben Marke,  so  kann  der  Kontrolleur  dieselbe  allen  bis  zu  einer  rechts- 
kräftigen gerichtlichen  Entscheidung  verweigern  (s.  70  des  Gesetzes). 
Eigentümer  einer  Marke  ist  derjenige,  welcher  sie  zuerst  in  Gebrauch 
genommen  hat,  oder  wer  sie,  bevor  ein  Anderer  sie  in  Gebrauch  ge- 
nommen hat,  für  sich  hat  eintragen  lassen.  Wird  innerhalb  5  Jahren 
nach  Eintragung  einer  Marke  nicht  von  einem  Dritten,  der  behauptet, 
die  Marke  vor  der  Eintragung  schon  gebraucht  zu  haben,  die  Eintragung 
mit  Erfolg  angefochten,  so  kann  sie  von  da  an  aus  diesem  Grunde  nicht 
mehr  angefochten  werden. 

§  2.  Formelle  Voraussetzungen.  Nach  s.  62  des  Gesetzes  von  1 SS3 
kann  der  Kontrolleur  auf  Ansuchen  eine  Handelsmarke  eintragen.  Das 
Gesuch  ist  schriftlich  in  bestimmt  vorgeschriebener  Form  abzufassen- 
Für  die  zu  beobachtende  Form  enthält  der  zweite  Anhang  der  Trade 
Marks  Rules  1890  ein  Formular.  Das  Gesuch  raufs  aufser  den  Angaben 
über  die  Person  des  Anmelders  und  dem  Antrag  auf  Eintragung  ferner 
die  Bezeichnung  der  besonderen  Waaren  oder  Waarengattungen  enthalten, 
in  Bezug  auf  welche  die  Marke  eingetragen  werden  soll  (s.  63  des 
Gesetzes  von  1883).  Der  Anmeldung  sind  einige  Darstellungen  des 
Zeichens  beizufügen  (s.  12  de  Rules  von  1890  und  Rules  1897). 

Es  können  auch  Serien  von  Zeichen,  die  zwar  in  den  wesentlichen 
Bestandteilen  übereinstimmen,  in  unwesentlichen  Bestandteilen  aber  dif- 
ferieren, eingetragen  werden  (s.  66  des  Gesetzes  von  1898  und  Rules  1897). 

Die  Anmeldung  erfolgt  bei  dem  Patentamt.  Der  Kontrolleur  kann 
die  Eintragung  eines  Zeichens  ablehnen  (s.  62  des  Gesetzes  von  1883). 
Gegen  solchen  Bescheid  steht  dem  Anmelder  die  Berufung  an  das 
Handelsamt  zu.  Das  üandelsamt  kann  den  Antragsteller  und  den  Kon- 
trolleur anhören  und  selber  über  die  Berufung  entscheiden;  es  kann 
aber  auch  den  Antragsteller  anweisen,  die  Entscheidung  des  ordentlichen 


IL  Abschnitt    3.  Kapitel.   England  491 

Gerichts  anzurufen.  Zuständig  ist  der  High  Court  of  Justice.  An  diesen 
kann  auch  der  Kontrolleur  die  mehreren  Personen  verweisen,  welche 
gleichzeitig  für  sich  die  Eintragung  derselben  Marke  beanspruchen. 

Hat  der  Kontrolleur  die  Anmeldung  angenommen,  oder  ist  durch  das 
Handelsamt  oder  das  Gericht  die  Eintragung  angeordnet,  so  ist  der  An- 
trag auf  Eintragung  vom  Kontrolleur  im  Trade  Marks  Journal  zu  ver- 
öffentlichen (s.  68  des  Gesetzes  von  1883  und  Nr.  12  des  Gesetzes 
von  1888).  Binnen  einer  Frist  von  einem  Monat  von  der  Bekannt- 
machung des  Gesuches  an  kann  von  dritten  Personen  schriftlich  unter 
Angabe  der  Gründe  gegen  die  Eintragung  Einspruch  erhoben  werden. 
Das  darauf  einzuleitende  Einspruchsverfahren  ist  durch  Schriftwechsel 
vorzubereiten  und  mufs  mit  einer  mündlichen,  kontradiktorischen  Ver- 
handlung abschliefsen.  Gegen  die  erstinstanzliche  Entscheidung  des  Kon- 
trolleurs steht  beiden  Parteien  die  Berufung  an  das  Handelsamt  zu,  das 
entweder  selber  entscheiden  oder  die  Parteien  an  das  ordentliche  Gericht 
verweisen  kann. 

Ist  die  Eintragung  der  Marke  angeordnet,  so  erfolgt  sie  in  das 
bei  dem  Patentamt  zu  führende  Handelsmarkenregister.  Die  Eintragung 
wird  im  Trade  Marks  Journal  veröffentlicht. 

Der  Kontrolleur  kann  Schreibfehler  im  Register  berichtigen  und  teil- 
weise Streichungen  von  Handelsmarken  auf  Antrag  (Verzicht)  des  Eigen- 
tümers, insbesondere  hinsichtlich  der  Waarenklassen,  zulassen.  Über  den 
Antrag  auf  teilweise  Änderung  der  Marken  selbst  hat  das  Gericht  zu 
entscheiden  (s.  90  und  91  des  Gesetzes  von  18S3). 

Das  Handelsmarkenregister  ist  zur  Einsicht  des  Publikums  offen  zu 
halten,  der  Kontrolleur  kann  aus  demselben  Auszüge  und  Abschriften  erteilen. 
Die  Gebühr  für  ein  Eintragungsgesuch  beträgt  5  Schilling,  die  für 
die  Eintragung  in  einer  Klasse  1  Pfd.  Sterl. 

Besondere  Bestimmungen  gelten  für  die  Anmeldung  und  Eintragung 
der  Marken  für  Eisen-  und  Stahlwaaren  in  Sheffield. 

§  3.  Umfang  und  Inhalt  des  Markenrechtes.  Das  durch  die  Ein- 
tragung begründete  ausschliefsliche  Gebrauchsrecht  erstreckt  sich  nur 
auf  diejenigen  Waaren  oder  Waarenklassen,  für  welche  die  Marke  an- 
gemeldet ist;  es  erstreckt  sich  auch  nicht  auf  diejenigen  Markenelemente, 
welche  an  sich  nicht  eintragungsfähig  sind  (s.  64  des  Gesetzes). 

Das  Markenrecht  währt  14  Jahre,  kann  aber  innerhalb  3  Monaten 
vor  Ablauf  dieser  Frist  jederzeit  auf  weitere  14  Jahre  verlängert  werden 
und  zwar  gegen  eine  Gebühr  von  1  Pfd.  Sterl.  (s.  79  des  Gesetzes 
von  1883). 

Die  rechtlichen  Folgen  der  unerlaubten  Benutzung  einer  geschützten 
Handelsmarke  enthält  das  Gesetz  vom  25.  August  1887. 

Der  Begriff  der  Handelsmarke  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ergiebt 
sich  aus  s.  III  desselben  (siehe  Anhang). 
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Einer  Markenverletzung  macht  sich  nach  s.  II  des  Gesetzes  schuldig: 

a.  wer  eine  Handelsmarke  fälscht  (s.  II  Nr.  1  a);  (was  unter  Fäl- 
schung einer  Handelsmarke  zu  verstehen  sei,  ergiebt  s.  VI  des 
Gesetzes  [siehe  Anhang]); 

b.  wer  eine  Handelsmarke  oder  eine  ihr  ähnliche  Marke  fälsch- 
lich auf  Waaren  anbringt  (s.  II  Xr.  1  b);  (was  als  Anbringen 
einer  Handelsmarke  oder  anderen  Marke  oder  einer  Handels- 
bezeichnung zu  verstellen  sei,  ergiebt  s.  V  des  Gesetzes  [siehe 
Anhang]) ; 

c.  wer  einen  Stempel,  Block  u. s.w.  zum  Zwecke  der  Herstellung 
von  Markenfälchungen  herstellt  oder  sie  zu  solchem  Zwecke 
gebraucht  oder  besitzt  (s.  II  Xr.  1  c  und  e) ; 

d.  wer  eine  falsche  Handelsbezeichnung  auf  Waaren  anbringt 
(s.  II  Xr.  1  d)  (darüber  siehe  unten); 

e.  wer  Waaren  oder  Gegenstände,  auf  denen  eine  gefälschte  Handels- 
marke oder  eine  dieser  ähnliche  Marke  oder  eine  falsche 
Handelsbezeichnung  angebracht  ist,  verkauft  oder  zu  Handels- 
zwecken oder  Fabrikationszwecken  ausstellt  oder  in  Besitz  hat. 

Zuwiderhandlungen  gegen  das  Gesetz  von  1S87  begründen  nach 
s.  77  des  Gesetzes  von  1883  sowie  nach  dem  Commun  Law  eine  Civil- 
klage  auf  Unterlassung  und  Schadenersatz  und  die  Löschungsklage  gegen 
die  etwa  im  Widerspruch  mit  dem  Gesetz  von  1887  eingetragene  Marke. 

Ferner  enthält  s.  II  Xr.  3  des  Gesetzes  von  1887  Straf  Vorschriften 
bezüglich  aller  oben  genannten  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Gesetz. 
Hinsichtlich  des  Wortlautes  dieser  Strafvorschriften  siehe  Anhang. 

Der  Anbringung  der  Marke  auf  der  Waare  selbst  behandelt  die 
Praxis  auch  diejenige  auf  Preislisten  u.  s.  w.  gleich.  Xach  s.  V  Xr.  1  und 
2  ist  ferner  der  Anbringung  auf  den  Waaren  selbst  auch  diejenige  auf 
den  Umhüllungen,  Verpackungen  u.  s.  w.  gleich  zu  erachten. 

Xach  s.  II  Abs.  1  f  und  §  4  wird  derjenigen  Person,  die  eine  der 
unter  s.  II  Abs.  1  a  bis  e  aufgeführten  Handlungen  begeht,  derjenigen 
gleichgestellt,  die  zur  Begehung  einer  solchen  Handlung  verleitet.  Xach 
s.  XI  erstreckt  sich  der  Schutz  des  Gesetzes  auch  gegen  den  im  Inlande 
wohnenden  Anstifter  einer  im  Auslande  begangenen  Handlung,  welche, 
wenn  sie  im  Inlande  begangen  wäre,  nach  diesem  Gesetze  verboten  wäre. 

Die  Anwendbarkeit  der  Strafbestimmnngen  des  Gesetzes  ist  vom 
Dolus  des  Handelnden  abhängig ,  der  aber  bis  zum  Beweise  des  Gegen- 
teils vermutet  wird  (s.  II  Abs.  1,  s.  V  Xr.  3,  s.  IV  Abs.  2). 

Wer  mit  falschen  oder  gefälschten  Marken  oder  Handelsbezeich- 
nungen versehene  Waaren  in  den  Verkehr  bringt,  ist  straffrei,  wenn  er 
beweist,  dafs  er  ohne  Schuld  ist',  dafs  er  alle  Vorschriftsmafsregeln  be- 
achtet hat,  und  dafs  er  auf  Verlangen  dem  Verletzten  die  Bezugsquelle 
der  Gegenstände  angegeben  hat   (s.  II  Xr.  2). 
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Unter  den  gleichen  Voraussetzungen  sowie  auch  ferner,  wenn  er  als 
Angestellter  und  bona  fide  gehandelt  hat,  soll  der  nach  s.  VI  straffrei 
sein,  der  Stempel  u.  s.  w.  zur  Herstellung  geschützter  Marken  benutzt,  her- 
stellt oder  besitzt.  Nach  s.  19  sind  ferner  diejenigen  Personen,  die 
lediglich  als  beauftragte  Bedienstete  hona  fida  Verletzungen  dieses  Ge- 
setzes begehen,  straffrei 

Die  s.  II  Abs.  3  schreibt  für  den  Fall  der  Verurteilung  auf  Grund 
des  Gesetzes  die  Konfiskation  der  unter  Gesetzesverletzung  benutzten 
Gegenstände  vor,  und  s.  XII  regelt  das  Beschlagnahmeverfahren  zum 
Zwecke  der  einstweiligen  Verhütung  weiterer  Markenverletzungen  und  die 
definitive  Beschlagnahme  für  den  Fall  einer  objektiven  Markenverletzung 
mangels  subjektiver  Thatbestandsvoraussetzungen. 

§  4.  Übergang  und  Untergang  des  Markenrechtet.  Sowohl  das  Recht 
auf  Eintragung  einer  Marke,  als  auch  das  Recht  aus  der  erfolgten  Re- 
gistrierung einer  solchen  sind  unter  Lebenden  wie  von  Todes  wegen  über- 
tragbar. Erlangt  Jemand  durch  Cession,  Übertragung  oder  einen  son- 
stigen Akt  ein  Recht  auf  eine  registrierte  Marke,  so  hat  der  Kontrolleur 
auf  Antrag  und  auf  Grund  eines  glaubwürdigen  Nachweises  des  Rechts- 
überganges die  Eintragung  dieser  Person  als  des  Eigentümers  der  Han- 
delsmarke in  das  Register  zu  veranlassen  (s.  87  des  Gesetzes).  Nach  s.  70 
des  Gesetzes  von  1883  kann  eine  eingetragene  Handelsmarke  nur  zugleich 
mit  der  Abtretung  des  Geschäftes,  dem  sie  diente,  abgetreten  werden.  Für 
das  Gesuch  um  Eintragung  eines  Markenüberganges  ist  eine  Gebühr  von 
1  Pfd.  Sterl.  zu  zahlen. 

Das  Markenrecht  endigt  durch  Zeitablauf  infolge  Nichtzahlung  der 
Erneuerungsgebühr.  Zwei  bis  drei  Monate  vor  Ablauf  der  14  Jahre 
hat  der  Kontrolleur  den  Markeninhaber  an  den  Ablauf  der  Schutzfrist 
und  an  die  Zahlung  der  Erneuerungsgebühr  zu  erinnern  und  diese  Er- 
innerung nach  einem  Monat  zu  wiederholen.  Zahlt  dann  der  Inhaber 
nicht  vor  Ablauf  von  3  Monaten  nach  Ablauf  der  14  Jahre,  so  ist  die 
Marke  aus  dem  Register  zu  streichen,  kann  aber,  wenn  die  Gebühr 
nebst  Strafgebühr  noch  bezahlt  wird,  vom  Kontrolleur  wieder  einge- 
tragen werden. 

Das  Markenrecht  endigt  ferner  durch  Verzicht  seitens  des  Inhabers, 
der  gänzlich  oder  teilweise  erfolgen  kann  und  Dritten  gegenüber  —  aufser 
demjenigen,  dem  gegenüber  der  Verzicht  erklärt  ist  —  nur  nach  erfolgter 
Löschung  wirkt  (s.  91  des  Gesetzes  von  1883). 

Das  Markenrecht  endigt  durch  Untergang  des  Geschäftsbetriebes, 
dem  sie  dient,  sowie  dadurch,  dafs  der  Markeninhaber  sie  dauernd  nicht 
an  denjenigen  Waaren  benutzt,  für  welche  er  sie  hat  eintragen  lassen; 
in  beiden  Fällen  erfolgt  die  Löschung  nur  auf  Grund  einer  gerichtlichen 
Anordnung  auf  Antrag  einer  dritten  Person.  In  gleicher  Weise  sind 
auch  alle  objektiven  und  subjektiven  Nichtigkeitsgründe,  welche  der  Ein- 
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tragung  der  Marke  entgegenstehen,  gegen  die  trotzdem  eingetragene  Marke 
geltend  zu  machen  (s.  90  des  Gesetzes  von  18S3). 

§  5.  Eeoht  der  Ausländer.  Die  Berechtigung,  eine  Marke  zur  Ein- 
tragung zu  bringen,  ist  grundsätzlich  nicht  von  dem  Indigenat  noch  auch 
von  dem  Wohnsitz  im  Inlande  abhängig,  ebensowenig  davon,  dafs  die- 
selbe Marke  vorher  für  den  Anmelder  in  seinem  Heimatlande  einge- 
tragen ist.  Das  Eigentumsrecht  an  einer  Marke  auf  Grund  der  ersten 
Ingebrauchnahme  kann  jedoch  nur  auf  die  Thatsache  der  ersten  Be- 
nutzung im  Inlande  gestützt  werden.  Im  Auslande  wohnende  Anmelder 
einer  Marke  müssen  eine  inländische  Zustellungsadresse  angeben  (Nr.  8 
Abs.  2  des  Gesetzes  von  1888).  Daneben  bestehen  eine  Reihe  von  Staats- 
verträgen über  den  gegenseitigen  Schutz  des  Markenrechtes,  deren  wich- 
tigster der  Unionsvertrag  ist.  Unter  Bezugnahme  auf  diese  Staatsver- 
träge begründet  s.  103  des  Gesetzes  von  1883  besondere  Prioritätsrechte 
zu  Gunsten  desjenigen,  der  in  einem  der  Vertragsstaaten  ein  Markenrecht 
angemeldet  hat  und  demnächst  dieselbe  Marke  in  England  anmeldet 
(siehe  Patentrecht  s.  153). 

§  6.  Handelinamc,  Firma.  Unlauterer  Wettbewerb.  HerkunfUbexeich- 
nungen.  Ein  besonderes  Gesetz  zum  Schutze  der  Handelsnamen  besteht 
ebensowenig,  wie  ein  solches  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb;  soweit 
beide  aber  unter  den  Begriff  der  unrichtigen  Handelsbezeichnungen  fallen, 
unterstehen  sie  ebenso  wie  insbesondere  das  Verbot  der  Anwendung 
falscher  Herkunftsbezeichnungen  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
25.  August  1S97. 

Einer  Übertretung  dieses  Gesetzes  macht  sich  nicht  nur  derjenige 
schuldig,  der  eine  Handelsmarke  fälscht  oder  fälschlich  benutzt,  sondern 
auch  derjenige,  der 

a.  auf  Waaren  eine  falsche  Handelsbezeichnung   anbringt   (s.  II 
Nr.  1  d); 

b.  mit  einer  falschen  Handelsbezeichnung  versehene  Gegenstände 
in  den  Verkehr  bringt  (s.  II  Abs.  2). 

Die  Ausdrücke  „Handelsbezeichnung*1  und  „falsche  Waarenbezeich- 
nung*4  (Trade  Description)  definiert  s.  III  No.  1  Abs.  2  u.  3  (siehe  Anhang). 

Über  die  Natur  von  Zeichen  und  Namen  als  Warenbezeichnungen 
siehe  ferner  s.  III  No.  2  und  3  (Anhang). 

Das  Verbot  der  Anwendung  falscher  Namen  auf  Waaren  bezieht 
sich  insbesondere  sowohl  auf  den  Fall  der  Anwendung  des  Namens  einer 
zu  diesem  Zwecke  in  das  Geschäft  aufgenommenen  Person,  welche  zu- 
fällig Trägerin  eines  mit  dem  geschäftlich  bekannten  Namen  eines  Anderen 
identischen  Namens  ist  (also  eines  Strohmannes,  wie  z.  B.  in  den  Johann- 
Maria-Farina-Fällen),  als  auch  auf  den  Fall  der  Benutzung  eines  zur  Be- 
zeichnung bestimmter  Wraaren  üblichen  Personennamens,  wenn  dieser 
Name  noch  seinen  Charakter  als  Individualbezeichnung  für  die  Produkte 
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eines  bestimmten  Gewerbebetriebes  bewahrt  hat  und  nicht  schön  allge- 
meine Qualitätsbezeichnung  geworden  ist 

Auf  die  Verwendung  falscher  Handelsbezeichnungen  finden  die  sämt- 
lichen vorstehend  erläuterten  Grundsätze  über  die  Verwendung  falscher 
Handelsmarken  entsprechende  Anwendung.  Die  Warenbezeichnungen 
müssen  mit  der  Waare  in  irgend  einen  ersichtlichen  Zusammenhang  ge- 
bracht sein,  wenn  dieser  auch  kein  unmittelbarer  körperlicher  zu  sein 
braucht,  sondern  z.  B.  nur  durch  Plakate  erfolgt,  dagegen  genügt  blofs  münd- 
liche Benennung  der  Waare  mit  der  falschen  Handelsbezeichnung  nicht 

Besondere  Bestimmungen  enthält  s.  XVI  bezüglich  der  Beschlag- 
nahme von  Wraaren,  welche  bei  der  Einfuhr  in  das  Inland  als  mit  einer 
falschen  englischen  Handelsmarke  oder  einem  falschen  englischen  nandels- 
namen  oder  mit  einer  falschen  Herkunftebezeichnung  versehen  betroffen 
werden;  solche  sollen  von  den  Zollbehörden  —  sei  es  von  Amts  wegen, 
sei  es  auf  Antrag,  eventuell  gegen  Kautionslegung  durch  den  Antrag- 
steller —  angehalten  und  demnächst  wie  solche  Waaren  behandelt  wer- 
den, die  wegen  falscher  Zolldeklaration  angehalten  sind.  Diese  Bestim- 
mung ist  als  ein  Teil  der  Zollordnung  zu  behandeln.  Zu  derselben  ist 
eine  Ausführungsverordnung  vom  1.  Dezember  1887  und  zu  ihrer  Er- 
gänzung sind  noch  zahlreiche  Zollverordnungen  ergangen. 

Besondere  Vorschriften  enthält  das  Gesetz  von  1863  betreffend  den 
Schutz  der  auf  gewerblichen  Ausstellungen  erworbenen  Medaillen,  welche 
Anmafsung  gewerblicher  Auszeichnungen  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
20  Pfd.  Sterl.  oder  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  bedroht 

ANHANG.1) 

I.  Dieses  Gesetz  soll  den  Titel  führen  „ Markenschutzgesetz  1887u 
(„Merchandise  Marks  Act  1887"). 
IL  1.  Wer 

a.  eine  Handelsmarke  fälscht;  oder 

b.  wer  eine  Handelsmarke  oder  eine  Marke,  welche  einer  wirklichen 
Handelsmarke  so  ähnlich  ist,  dafs  sie  auf  Täuschung  berechnet 
erscheint,  fälschlich  auf  Waaren  anbringt;  oder 

c.  wer  einen  Stempel,  Block,  eine  Maschine  oder  ein  anderes  Werk- 
zeug zum  Zwecke  des  Fälschens  oder  zum  Gebrauch  beim 
Fälschen  einer  Handelsmarke  herstellt;  oder 

d.  wer  auf  Waaren  eine  falsche  Handelsbezeichnung  anbringt;  oder 

e.  wer  über  einen  Stempel,  Block,  eine  Maschine  oder  ein  anderes 
Werkzeug  zum  Zwecke  der  Fälschung  einer  Handelsmarke  ver- 
fügt oder  dergleichen  im  Besitz  hat;  oder 

f.  wer  zur  Begehung  einer  der  vorgenannten  Handlungen  verleitet 
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macht  sich  nach  Mafsgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  sofern  er 
nicht  nachweist,  dafs  er  ohne  betrügerische  Absicht  gehandelt  hat,  einer 
Übertretung  des  Gesetzes  schuldig. 

2.  Wer  Waaren  oder  Gegenstände,  auf  welchen  eine  gefälschte  Han- 
delsmarke oder  eine  falsche  Handelsbezeichnung  angebracht  ist,  oder  auf 
welchen  eine  Handelsmarke  oder  eine  Marke,  welche  einer  wirklichen 
Handelsmarke  so  ähnlich  ist,  dafs  sie  auf  Täuschung  berechnet  erscheint, 
fälschlich  angebracht  ist,  verkauft,  zum  Verkauf  oder  zu  Handels-  oder 
Fabrikationszwecken  anstellt  oder  im  Besitz  hat,  macht  sich  einer  Über- 
tretung dieses  Gesetzes  schuldig,  wenn  er  nicht  nachweist, 

a.  dafs,  nachdem  er  alle  sachgemäfsen  |  Vorsichtsmaßregeln  ge- 
troffen, um  eine  Übertretung  dieses  Gesetzes  zu  vermeiden,  zur 
Zeit  der  Begehung  der  genannten  Übertretung  für  ihn  kein  Grund 
vorlag,  gegen  die  Echtheit  der  Handelsmarke  bezw.  Marke  oder 
Waarenbezeichnung  einen  Verdacht  zu  hegen;  und 

b.  dafs  er  auf  Verlangen  des  Strafantragstellers  oder  seines  Ver- 
treters jede  ihm  zu  Gebote  stehende  Auskunft  über  die  Personen 
gegeben  hat,  von  welchen  er  diese  Waaren  oder  Gegenstande 
erhalten;  oder 

c.  dafs  er  sonst  ohne  Schuld  gehandelt  hat 

3.  Wer  sich  einer  Übertretung  dieses  Gesetzes  schuldig  macht,  wird 
bestraft 

a.  im  ordentlichen  Strafverfahren  (Conviction  on  Indictment)  mit 
Gefängnis  bis  zu  2  Jahren,  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit,  oder 
mit  einer  Geldstrafe  oder  sowohl  mit  Gefängnis  als  auch  mit 
einer  Geldstrafe; 

b.  im  summarischen  Verfahren  (Summary  Conviction)  mit  Gefängnis 
mit  oder  ohne  Zwangsarbeit  bis  zu  4  Monaten  oder  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  20  Pfd.  Sterl.  und  im  Rückfalle  mit  Gefängnis 
mit  oder  ohne  Zwangsarbeit  bis  zu  6  Monaten  oder  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  50  Pfd.  Sterl.,  und  in  jedem  Falle  verfallen 
die  Habe,  Werkzeuge  oder  Gegenstände,  vermittelst  welcher 
oder  in  Bezug  auf  welche  die  Übertretung  stattgefunden  hat, 
dem  Staate. 

4.  Das  erkennende  Gericht  kann  die  Vernichtung  der  verfallenen 
Gegenstände  anordnen  oder  in  anderer  Weise  nach  Ermessen  darüber 
verfügen. 

5.  Gegen  das  Erkenntnis  eines  Gerichts  im  summarischen  Verfahren 
ist  die  Berufung  an  ein  ordentliches  Gericht  (Court  of  Quarter  Sessions) 
zulässig. 

6.  Für  die  Aburteilung  von  Übertretungen,  welche  der  Bestrafung 
nach  dem  summarischen  Verfahren,  und  ebenso  für  die  Beschlagnahme 
von  Gegenständen,  welche  nach  diesem  Gesetze  der  Konfiskation  im  sum- 
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manschen  Verfahren  unterliegen,  gelten  die  Bestimmungen  der  Gesetze, 
betreffend  das  summarische  Gerichtsverfahren  (42  und  43  Vict  Kap.  49). 
sofern  die  einer  Übertretung  dieses  Gesetzes  im  summarischen  Verfahren 
angeklagte  Person  beim  Erscheinen  vor  Gericht  und  vor  Eintritt  in  die 
Verhandlung  über  ihr  Beeht,  die  Verhandlung  im  ordentlichen  Verfahren 
zu  verlangen,  belehrt  worden  ist  und  die  Verhandlung  nach  dem  summa- 
rischen Verfahren  verlangt. 

III.  1.  Im  Sinne  dieses  Gesetzes  bezeichnet  der  Ausdruck  „ Handels- 
marke" eine  in  das  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  Jahre  1883 
über  Patente,  Muster  und  Handelsmarken  geführte  Register  eingetragene 
Handelsmarke,  welche  mit  oder  ohne  Registrierung  in  allen  britischen 
Besitzungen  oder  fremden  Staaten  gesetzlich  geschützt  ist,  auf  welche 
die  Bestimmungen  des  §  103  des  Gesetzes  vom  Jahre  1883  über  Patente, 
Muster  und  Handelsmarken  zufolge  Verordnung  des  Geheimen  Rats  gegen- 
wärtig Anwendung  finden. 

Der  Ausdruck  „Handelsbezeichnung"  bedeutet  jede  direkte  oder  in- 
direkte Bezeichnung,  Darstellung  oder  sonstige  Angabe  in  Bezug  auf 

a.  Anzahl,  Menge,  Mals,  Gehalt  oder  Gewicht  der  Waaren;  oder 

b.  den  Ort  oder  das  Land,  wo  die  Waaren  gefertigt  oder  gewonnen 
wurden;  oder 

c.  die  Art  der  Fabrikation  oder  Gewinnung  der  Waaren;  oder 

d.  den  Stoff,  aus  welchem  die  Waaren  bestehen;  oder 

e.  die  Waaren,  welche  Gegenstand  eines  geltenden  Patentes,  Privi- 
legiums oder  Musterschutzes  (Copyright)  sind, 

und  jede  Anwendung  von  Figuren,  Wörtern  oder  Zeichen,  welche  nach 
dem  Handelsgebrauch  gewöhnlich  als  eine  Angabe  der  vorstehenden 
Punkte  gelten,  wird  als  eine  Waarenbezeichnung  angesehen. 

Der  Ausdruck  „falsche  Waarenbezeichnung"  bedeutet  eine  Waaren- 
bezeichnung, welche  bezüglich  der  Waaren,  auf  welchen  sie  angebracht 
wird,  in  wesentlicher  Hinsicht  falsch  ist,  und  begreift  jede  Änderung 
einer  Waarenbezeichnung,  mag  diese  durch  Zusätze,  durch  Auslassungen 
oder  in  anderer  Weise  erfolgt  sein,  sobald  nur  diese  Änderung  die  Be- 
zeichnung in  wesentlicher  Hinsicht  zu  einer  falschen  macht.  Der  Um- 
stand, dafs  eine  Waarenbezeichnung  eine  Handelsmarke  oder  ein  Teil 
einer  Handelsmarke  ist,  hindert  nicht,  dafs  eine  solche  Waarenbezeich- 
nung im  Sinne  dieses  Gesetzes  als  eine  falsche  Waarenbezeichnung  an- 
gesehen wird. 

Der  Ausdruck  „Waaren"  begreift  alle  Gegenstände  des  Handels  und 
der  Fabrikation. 

Die  Ausdrücke  „Person,  Fabrikant,  Kaufmann  oder  Händler  und 
Eigentümer"  begreifen  alle  korporativen  oder  nichtkorporativen  Vereini- 
gungen von  Personen. 

Der  Ausdruck  „Namen"  schliefst  jede  Abkürzung  eines  Namens  ein. 
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2.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  bezüglich  der  Anwendung  einer 
falschen  Warenbezeichnung  gelten  auch  für  die  Anbringung  von  Figuren, 
Wörtern  oder  Zeichen  oder  deren  Anordnung  oder  Zusammenstellung, 
gleichviel  ob  sich  darunter  eine  Handelsmarke  befindet  oder  nicht,  wenn 
dieselben  darauf  berechnet  erscheinen,  zu  der  Annahme  zu  verleiten,  dais 
die  Waaren  das  Fabrikat  oder  Produkt  einer  anderen  Person  als  der- 

X  jenigen  sind,  deren  Fabrikat  oder  Produkt  sie  in  Wirklichkeit  vorstellen. 

3.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  bezüglich  der  Anbringung  einer 
falschen  Waarenbezeichnung  oder  bezüglich  der  Waaren,  auf  welche 
eine  falsche  Handelsbezeichnung  angewandt  wird,  gelten  auch  für  die 
Anbringung  eines  falschen  Namens  oder  falscher  Anfangsbuchstaben  einer 
Person  und  für  Waaren  mit  falschen  Personennamen  oder  falschen  An- 
fangsbuchstaben, ebenso  wie  wenn  dieser  Name  oder  diese  Anfangsbuch- 
staben als  Waarenbezeichnung  Personennamen  oder  deren  Anfangsbuch- 
staben verstanden,  welche 

a.  weder  eine  Handelsmarke  noch  ein  Teil  einer  Handelsmarke 
sind  und 

b.  mit  dem  Namen  oder  den  Anfangsbuchstaben  einer  Person, 
welche  mit  Waaren  derselben  Bezeichnung  Handel  treibt  und 
den  Gebrauch  dieses  Namens  oder  dieser  Anfangsbuchstaben 
nicht  erlaubt  hat,  identisch  oder  eine  scheinbare  Nachahmung 
derselben  sind,  und 

c.  entweder  diejenigen  einer  fingierten  oder   einer  Person  sind, 
welche  nicht  bona  fide  mit  solchen  Waaren  Handelsgeschäfte  macht 

IV.  Der  Fälschung  einer  Handelsmarke  macht  sich  schuldig, 

a.  wer  ohne  Zustimmung  des  Eigentümers  der  Handelsmarke 
diese  Handelsmarke  oder  eine  Marke,  welche  dieser  Handels- 
marke so  ähnlich  ist,  dafs  sie  auf  Täuschung  berechnet  er- 
scheint, herstellt;  oder 

b.  eine  echte  Handelsmarke,  sei  es  durch  Abänderung,  Zusätze, 
Auslassungen  oder  in  anderer  Weise  fälscht 

Jede  derartig  hergestellte  oder  nachgeahmte  Handelsmarke  oder 
Marke  ist  im  Sinne  dieses  Gesetzes  eine  gefälschte  Handelsmarke. 

Bei  der  Verfolgung  wegen  Fälschung  einer  Handelsmarke  liegt  es 
selbstverständlich  dem  Beklagten  ob,  den  Nachweis  der  Zustimmung  des 
Eigentümers  zu  erbringen. 

V.  1.  Als  Anbringer  einer  Handels-  oder  anderen  Marke  oder  einer 
Handelsbezeichnung  auf  Waaren  wird  angesehen, 

a.  wer  sie  auf  den  Waaren  selbst  anbringt;  oder 

b.  wer  sie  auf  Unischliessungen,  Etiketten,  Spulen  oder  anderen 
Gegenständen  anbringt,  in  oder  mit  welchen  die  Waaren  ver- 
kauft, ausgestellt  oder  zum  Zwecke  des  Verkaufs,  des  Handels 
oder  der  Fabrikation  vorrätig  gehalten  werden; 
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c.  wer  Waaren,  welche  verkauft,  ausgestellt  oder  zum  Zwecke  des 
Verkaufs,  des  Handels  oder  der  Fabrikation  vorrätig  gehalten 
werden,  in  eine  Umschliefsung  oder  mit  Etiketten,  Spulen  oder 
anderen  Gegenständen  in  Verbindung  bringt,  auf  welchen  eine 
Handelsmarke  oder  Warenbezeichnung  angebracht  worden 
ist;  oder 

d.  wer  eine  Handelsmarke,  sonstige  Marke  oder  eine  Waaren- 
bezeichnung  in  einer  Weise  benutzt,  welche  darauf  berechnet 
erscheint,  zu  der  Annahme  zu  verleiten,  dafs  die  betreffenden 
Waaren  durch  diese  Handelsmarke,  sonstige  Marke  oder  Han- 
delsbezeichnung kenntlich  gemacht  oder  bezeichnet  sind. 

2.  Der  Ausdruck  „Umschliefsung"  begreift  auch  Stöpsel,  Fässer, 
Flaschen,  Gefäfse,  Schachteln,  Deckel,  Kapseln,  Kisten,  Gestelle  oder 
Hüllen,  und  unter  dem  Ausdruck  „Etiketten"  sind  Bänder  und  Karten 
begriffen. 

Eine  Handelsmarke,  sonstige  Marke  oder  Waarenbezeichnung  wird 
als  angebracht  angesehen,  gleichviel  ob  sie  in  die  Waare  eingewebt,  ein- 
geprefst  oder  in  anderer  Weise  hineingearbeitet  ist  oder  an  den  Waaren, 
Umschliefsungen,  Etiketten,  Spulen  oder  anderen  Gegenständen  angehängt 
oder  befestigt  ist 

3.  Eine  betrügerische  Anbringung  einer  Handelsmarke  oder  sonstigen 
Marke  auf  Waaren  wird  angenommen,  wenn  Jemand  ohne  Einwilligung 
des  Eigentümers  einer  Handelsmarke  diese  oder  eine  andere  Marke, 
welche  jener  so  ähnlich  ist,  dafs  sie  auf  Täuschung  berechnet  erscheint, 
anbringt;  jedoch  liegt  bei  jeder  Verfolgung  wegen  betrügerischer  An- 
bringung einer  Handels-  oder  sonstigen  Marke  auf  Waaren  dem  Be- 
klagten ob,  den  Nachweis  der  Einwilligung  des  Eigentümers  zu  erbringen. 


32* 


fc 

V 


:  Anhang. 

Das  internationale  gewerbliche  Urheberrecht 

|r  Der  gewerbliche  Rechtsschutz,  4  h.  der  Schutz  des  aus  einem  ein- 

kr  getragenen  Patent,  Muster  oder  Waarenzeichen  entspringenden  Rechtes, 

£*  tragt  nur  einen  territorialen  Charakter,  sein  Umfang  findet  seine  raum- 

B.v  liehe  Begrenzung  durch  die  Grenzpfähle  dee  Landes,  welches  das  Schutz- 

S*  recht  erteilt  hat    Wie  aber  auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaft  und  Kunst, 

£;-  so  sind  auch  die  Ideen,  welche  der  Technik  entspringen  und  in  der  In- 

fi;..- dustrie  ihre  Anwendung  finden  sollen,  wenigstens  sofern  sie  von  epoche- 

fi"_  machender  Bedeutung  sind,  international,  d.  h.  geeignet,  der  ganzen  Menscb- 

?■■'  beit  zu  gute  zu  kommen,  den  ganzen  Erdball  zu  beherrschen.    Soll  daher 

f;>:  dem  Rechte  ein  weiterer  Umfang  auch  aufserhalb  seine«  Ursprungslan- 

^  des  innerhalb  eines  anderen   Landes  gegeben  werden,  dann  bedarf  es 

!-  seiner  ausdrücklichen  Anerkennung  und  Verleihung  seitens  des  letzteren, 

r  und  der  Erteilung  eines  anderweitigen  Schutzes  wird  an  sieh  nichts  im 

Wege  stehen,  sofern  nur  von  dem  Schutzsuchenden  die  dort  gestellten 
Erfordernisse  und  Bedingungen  erfüllt  werden.  Immerhin  ist  aber  auch 
|  hier  die  Nachsuchung  eines  Schutzrechtes,  sei  es  auf  ein  Patent,  ein 

Muster  oder  ein  Waarenzeichen,  mit  Umstanden  und  Kosten  verbunden, 
und  da  die  Schutzerteilung  sich  nicht  immer  mit  zwingender  Gewifshek 
im  voraus  annehmen  läfst,  bedarf  es  reiflicher  Überlegung  zur  Einreichung 
des  Gesuches  in  anderen  Ländern. 

Anderseits  läuft  aber  der  Schutzsuchende  Gefahr,  durch  Verzöge- 
rung der  Nachsuchung  des  Schutzrechtes  in  anderen  Ländern  dieses 
selbst  dadurch  zu  verlieren,  dafs  ihm  ein  anderer,  sei  es  durch  Zufall, 
sei  es  auf  Grund  seiner  von  der  Erfindung  des  ersteren  erlangten  Kennt- 
nis, zuvorkommt  und  den  Schutz  auf  denselben  Gegenstand  unter  Aus- 
schlufs  des  später  sich  rührenden  Urhebers  nachsucht  und  erhält 

Es  gilt  daher  vor  allem,  dem  ersten  Schutzsucher  das  zeitliche  Vor- 
recht (die  Priorität)  für  das  ihm  zuerst  erteilte  Patent,  Muster  oder 
Waarenzeichen  zu  sichern.  Dies  kann  aber  nur  durch  ein  ausdrückliches 
Abkommen  zwischen  seinem  Heimatstaate  und  anderen  Staaten  geschehen, 
durch  welches  eine  bestimmte  Frist  festgesetzt  ist,  innerhalb  deren  ein 
bereits  angemeldetes  oder  erteiltes  Patent,  Muster  oder  Waarenzeichen  in 
dem  anderen  Vertragsstaate  anzumelden  ist  Die  Wahrung  der  Priorität, 
durch  welche  jedes  zwischen  der  ursprünglichen  und  der  späteren  An- 
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meldung  des  Schutzgegenstandes  liegende  Ereignis  dei  letzteren  nicht 
hindernd  entgegentreten  kann,  ist  der  Schwerpunkt  aller  dahin  zielenden 
völkerrechtlichen  Verträge. 

.  Die  Notwendigkeit  solcher  gewerblicher  Schutzverträge  unter  den 
bedeutendsten  Industriestaaten  der  Erde  wurde  bald  erkannt,  nachdem 
die  Wichtigkeit  und  Tragweite  des  gewerblichen  Rechtsschutzes  für  die 
gesamte  Technik  und  Industrie  die  von  selbst  sich  ergebende  Berück- 
sichtigung und  Würdigung  erfahren  hatte.  Zur  Erreichung  des  oben  er- 
wähnten Zweckes  können  zwei  Wege  eingeschlagen  werden:  entweder 
werden  zwischen  einzelnen  Staaten  Sonderabkommen  getroffen,  oder  es 
bilden  mehrere  gröfsere  Staaten  einen  Verband  auf  Grund  eines  besonderen 
Vertrages  („Union",  wie  z.  B.  die  Pariser  Union  ein  solcher  ist),  wodurch 
den  Angehörigen  der  vertragsschliefsenden  Staaten  in  dem  anderen  Staate 
oder  in  den  anderen  Staaten  unter  Beobachtung  bestimmter  notwendiger  Er- 
fordernisse dieselben  gewerblichen  Schutzrechte  wie  in  ihrem  Heimatstaate 
gewährt  werden.  Die  Frage,  welcher  Weg  von  beiden  der  gangbare  ist, 
läfst  sich  verschieden  beantworten.  Zweifellos  beläf st  ein  Sonderabkommen 
den  Vertragsstaaten  eine  gröfsere  Freiheit  und  Selbständigkeit,  auch  kann 
der  Abschlufs  eines  solchen  Sonderabkommens  als  ein  Zeichen  eines 
befreundeten  Verhältnisses  angesehen  und  auch  u.  a.  als  ein  Mittel  zur 
Erlangung  anderweitiger  politischer  Vergünstigungen,  insbesondere  auf 
wirtschaftlichem  und  kommerziellem  Gebiete  benutzt  werden. 

Gerade  aus  letzterem  Grunde  mögen  Sonderabkommen  der  be- 
sprochenen Art  überhaupt  und  namentlich  seitens  Deutschlands  mit  an- 
deren Staaten  in  nur  ganz  geringer  Zahl  abgeschlossen  worden  sein, 
infolgedessen  Reichsangehörige  der  Vergünstigung  und  auch  des  wohl- 
begründeten Anspruchs,  ihre  gewerblichen  Schutzgegenstände  auch  in 
anderen  wichtigen  Industriestaaten  geschützt  zu  wissen,  nur  unter  Über- 
windung besonderer  Hindernisse  und  Schwierigkeiten  teilhaftig  werden 
können.  Alle  diese  Umständlichkeiten  fallen  gegenüber  den  „Unionen" 
weg.  Hier  wissen  die  Angehörigen  der  denselben  angeschlossenen  Staaten, 
dafs  ihre  gewerblichen  Geisteserzeugnisse  überall,  abgesehen  von  den 
aufserhalb  der  Union  stehenden  Staaten,  sofern  nur  die  genügenden  Be- 
dingungen erfüllt  sind,  des  gleichen  Schutzes  geniefsen. 

Das  Deutsche  Reich  hat  den  ersterwähnten  Weg  eingeschlagen  und 
Sonderabkommen1)  mit  Oesterreich -Ungarn,  Italien,  Serbien  und  der 
Schweiz  geschlossen.  Neuerdings  sind  aber  in  industriellen  Kreisen, 
namentlich  denen  der  chemischen  Industrie,  immer  lebhaftere  Bestrebungen 

1)  Die  Sonderabkommen  sind  ihrem  Wortlaut  nach  weiter  unten  aufgeführt,  aufser 
dem  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Serbien  abgeschlossenen  Übereinkommen 
vom  21./9.  August  1S92  (R.G.B1.  1893  S.  315).  Letzteres  entspricht  fast  wörtlich  den 
anderen  aufgeführten  Übereinkommen,  nur  ist  in  ihm  der  Patentschutz  unberücksichtigt 
geblieben,  da  Serbien  einen  gesetzlich  geregelten  Patentschutz  noch  nicht  besitzt. 
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|  hervorgetreten  und  Wünsche  immer  lauter  geäufsert  worden,  dats  auch 

£<  Deutschland  sich  der  unten  zu  behandelnden  internationalen  Konvention 

f  („Union")  anschlief sen  möge.   Es  lälst  sich  thatsächlich  auch  nicht  in  Ab- 

£v  rede  stellen,  dafs  gegenüber  so  wenigen  abgeschlossenen  Sonderabkommen 

^  auch  nur  von  der  Möglichkeit  der  Erlangung  eines  internationalen  ge- 

Ä  werblichen  Rechtsschutzes,  wie  er  allseitig  gewünscht  wird,  schlechterdings 

|;  nicht  die  Rede  sein  kann.    Dafs  aber  nunmehr  der  Hoffnung,  Deutsch- 

^  land  werde  der  Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  beitreten, 

*  Raum  gegeben  werden  darf,  hat  der  berufene  Vertreter  der  verbündeten 

jf  Regierungen  im  Januar  1899  im  Deutschen  Reichstage  ausdrücklich  erklärt. 

?J;.  Unter  den  internationalen  Verträgen  zum  Schutze  des  gewerblichen 

S--  Eigentums  steht  obenan  die  zu  Paris  abgeschlossene  Union  vom  20.  März 

1883.   Was  die  geschichtliche  Entstehung  der  Union  betrifft,  so  greift 
ri,  sie  bis  zur  Wiener  Weltausstellung   von   1873  zurück.    Hier  trat  am 

^  4.  August  1873  der  sogenannte  internationale  Patentkongrefs  zusammen, 

V--'  an  welchem  u.a.  Oesterreich- Ungarn,  Italien,  die  Schweiz,  Rumänien, 

;  Nordamerika,  Schweden,  Brasilien  teilnahmen,  und  auf  dem  man  sich 

^  einstimmig  für  die  Notwendigkeit  gesetzgeberischer  Gewährleistung  des 

^  Erfinderschutzes   in  allen  Kulturstaaten   aussprach.    Später  fand,   und 

zwar  gelegentlich  der  Pariser  Weltausstellung  1878,  ein  zweiter  derartiger 
Kongrefs  statt,  auf  welchem  die  Notwendigkeit  der  Ausdehnung  des 
internationalen  Schutzes  auf  Muster  und  Marken  betont,  gleichzeitig  auch 
ein  dahin  zielender  Entwurf  vorgelegt  wurde,  der  von  der  nunmehr  ein- 
gesetzten „permanenten"  internationalen  Kommission  geprüft,  später  von 
der  ersten  internationalen  Konferenz  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums durchberaten  und  als  internatioualer  Vertrag  zum  Schutze  des  ge- 
werblichen Eigentums  unter  dem  20.  März  1883  von  den  Vertretern 
Belgiens,  Brasiliens,  Spaniens,  Frankreichs,  Guatemalas,  Italiens,  der 
Niederlande,  Portugals,  San  Salvadors,  Serbiens  und  der  Schweiz  ge- 
nehmigt und  unterzeichnet  wurde.  Durch  die  späteren  Konferenzen  zu  Rom 
(vom  29.  April  bis  11.  Mai  1886),  Paris  (vom  3.  bis  10.  August  1889)  und  zu 
Madrid  (vom  14.  bis  15.  April  1 891)  sind  noch  nähere  Erklärungen  und  Aus- 
führungsbestimmungen zum  ursprünglichen  Vertrage  vereinbart  worden. 
Im  Laufe  der  Zeit  sind  —  abgesehen  vom  Austritt  der  Republiken 
Guatemala  und  San  Salvador  —  viele  andere  Staaten  der  Union  beige- 
treten, sodafs  ihr  zur  Zeit  folgende  Staaten  angehören:  Belgien,  Bra- 
silien, Dänemark,  Frankreich  mit  Algier  und  den  Kolonien,  Grofsbritan- 
nien,  Italien,  Neu-Seeland,  Niederlande  und  Niederländisch-Indien,  Suri- 
nam und  Cura^ao,  Norwegen,  Portugal  mit  Azoren  und  Madeira,  Queens- 
land, San  Domingo,  Schweden,  Schweiz,  Spanien,  Tunis,  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika. 

Der  Schwerpunkt  des  ganzen  Unionsvertrages  liegt  in  den  Bestim- 
mungen der  §§  2  und  4. 
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Durch  ersteren  ist  zunächst  das  Prinzip  der  unbedingten  Gleich- 
berechtigung der  Angehörigen  der  einzelnen  Unionsstaaten  gewährt.  Be- 
züglich des  Patentrechtes  hätte  es  einer  solchen  Bestimmung  streng  ge- 
nommen nicht  bedurft  Denn  nach  der  internationalen  Patentgesetzgebung 
besteht  der  Grundsatz,  dafs  Jedermann  in  jedem  Lande,  das  überhaupt 
einen  Patentschutz  gewährt,  ohne  irgend  welche  Rücksicht  auf  seine  Staats- 
angehörigkeit, an  sich  unbedingten  Anspruch  auf  Anmeldung  einer  Er- 
findung und  Erteilung  eines  Patentes  auf  dieselbe  hat,  sofern  er  nur  die 
materiellen  und  formellen  patentgesetzlichen  Voraussetzungen  und  Vor- 
schriften des  Landes,  in  welchem  das  Patent  nachgesucht  wird,  erfüllt. 

Notwendig  dagegen  erschien  die  obige  Bestimmung,  soweit  es  sich 
um  Muster  und  Modelle  sowie  um  Waarenzeichen  handelt.  Hier  ist  die 
Schutzerteilung  meistens,  wie  bei  den  einzelnen  Ländern  ausgeführt  worden, 
von  der  ausdrücklichen  Bestimmung  abhängig  gemacht,  dafs  für  Muster 
und  Modelle  beziehungsweise  für  Waarenzeichen  in  dem  Staate,  dem  der 
Schutzsuchende  angehört,  em  gleicher  Schutz  gewährt  wird,  wie  in 
demjenigen  Staate,  in  welchem  der  Schutz  von  dem  Ausländer  nach- 
gesucht wird,  und  aufserdem,  dafs  das  Waarenzeichen  im  Heimatstaate 
eingetragen  ist.  Diese  Einschränkungen  kennt  der  Unionsvertrag  nicht. 
Die  Frage,  ob  das  angemeldete  Patent  oder  Muster  im  Heimatstaate  ge- 
schützt ist,  berührt  er  überhaupt  nicht.  Dafs  aber  die  spätere  Anmel- 
dung eines  Patentes  und  Musters  in  einem  Unionsstaate  den  dort  gel- 
tenden gesetzlichen  Bestimmungen  zu  unterwerfen  ist,  ergiebt  sich  aus 
der  Natur  der  letzteren.  Anders  liegt  die  Sache  bei  den  Waarenzeichen ; 
hier  soll  die  Anmeldung  die  Eintragung  im  Ursprungslande,  d.  i.  in  dem 
Ijande  der  Hauptniederlassung  des  Anmelders,  zur  Voraussetzung  haben, 
und  die  Anmeldung  kann  zurückgewiesen  werden,  wenn  der  Gegenstand, 
für  den  das  Waarenzeichen  beansprucht  wird,  den  guten  Sitten  oder  der 
öffentlichen  Ordnung  zuwiderläuft.  Unter  welchen  Voraussetzungen  ein 
schutzversagender  Umstand  vorliegt,  darüber  wird  lediglich  die  ange- 
rufene ausländische  Behörde  zu  entscheiden  haben.  So  werden  nach 
allgemeinem  Recht  als  der  öffentlichen  Ordnung  zuwider  diejenigen 
Waarenzeichen  anzusehen  sein,  welche  Staatswappen  oder  Wappen  einer 
anderen  politischen  Körperschaft  enthalten. 

Nicht  minder  wichtig  ist  das  in  §  4  festgelegte  internationale  Recht 
auf  Priorität  Die  Erhaltung  des  zeitlichen  Vorrechtes  für  die  Anmeldung 
eines  gewerblichen  Schutzgegenstandes  im  Auslande  ist  augenscheinlich 
eins  der  Hauptmotive  des  Abschlusses  der  Union  überhaupt  gewesen. 

Wer  in  einem  der  Unionsstaaten  ein  Patent-,  Muster-  oder  Waaren- 
zeichengesuch  eingereicht  hat,  soll  zum  Zwecke  der  Niederlegung  eines 
gleichen  Gesuchs  in  den  anderen  Staaten  innerhalb  bestimmter  Fristen, 
welche  für  Patente  sechs,  für  Muster  und  Waarenzeichen  drei  Monate 
betragen,  das  Recht  der  Priorität  geniefsen,  d.  h.  die  von  ihm  im  Aus- 
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t 
lande  bewirkte  Anmeldung  soll  allen  Anmeldungen  vorangehen,  welche 

zwar  nach  der  Anmeldung  im  Inlande,  aber  vor  der  Anmeldung  im  Aus- 
lände eingereicht  sein  sollten,  vorangehen.  Da  die  Frist  mit  dem  Zeit- 
punkt der  ersten  Niederlegung  (Anmeldung)  beginnt,  so  erscheint  sie 
in  den  weitaus  meisten  Fällen  der  Patentnachsuehung  zu  knapp  be- 
messen. Denn  häufig  wird  namentlich  in  denjenigen  Staaten  des  Unions- 
verbandes,  in  denen  das  Institut  der  Vorprüfung  gilt,  innerhalb  dieses 
Zeitraumes  die  Prüfung  der  Anmeldung  nicht  zu  Ende  geführt  werden 
können,  und  der  Schutzsucher  ist  genötigt,  den  Schutz  in  dem  auslän- 
dischen Staate,  weil  es  an  sich  zunächst  begehrenswert  erscheinen  mag, 
auf  gut  Glück,  auch  auf  die  Gefahr  hin  nachzusuchen,  dafs  er  ihn  im 
Heimatlande  nicht  erteilt  erhält 

Hieran  ändert  auch  nichts  die  Schlufsbestimmung  des  Art  4,  dafs 
die  vorgenannten  Fristen  für  überseeische  Länder  um  einen  Monat  ver- 
längert werden  sollten.  Infolgedessen  ist  auch  innerhalb  der  Unions- 
staaten angeregt  worden,  diese  Frist  entweder  zu  verlängern  oder 
nach  dem  Vorbilde  der  deutscbrechtlichen  Sonderabkommen  erst  von 
dem  Zeitpunkt  der  Mitteilung  der  Patenterteilung,  für  Waarenzeichen 
aber  nicht  schon  von  der  Anmeldung,  sondern  erst  von  der  Eintragung  ab 
laufen  zu  lassen. 

Dafs  die  durch  die  Union  verbundenen  Staaten  gewissermafsen  ein 
grofses  industriell  einheitliches  Gebiet  bilden  sollen,  ergiebt  sich  aus 
Art  5,  wonach  die  Einfuhr  der  nach  einem  Patent  hergestellten  Gegen- 
stände in  das  Land,  in  welchem  das  Patent  erteilt  ist,  den  Verfall,  die 
Zurücknahme  des  Patentes  nicht  zur  Folge  haben  soll.  Zur  Vermeidung 
der  Zurücknahme  des  Patentens  wird  es  also  immer  genügen^  dafs  die 
Ausführung  im  Heimatlande  erfolgt,  sofern  überhaupt  nach  dessen  Patent- 
gesetz  ein  Ausführungszwang  vorgeschrieben  ist 

Zu  der  vorstehend  kurz  erörterten  Union  sind  noch  von  einigen 
ihr  angehörigen  Staaten  zwei  Sonderunionen  geschlossen  worden,  die 
erste  1891  zwischen  Brasilien,  Spanien,  Grofsbritannien,  Portugal,  der 
Schweiz  und  Tunis  betreffend  Massnahmen  gegen  falsche  ürsprungs- 
angaben  auf  Waaren,  die  zweite  1S90  zwischen  Belgien,  Brasilien,  Spa- 
nien, Frankreich,  Italien,  Holland,  Portugal,  der  Schweiz  und  Tunis  be- 
treffend die  internationale  Registrierung  der  Fabrik-  und  Handelsmarken 
im  Internationalen  Bureau  zu  Bern. 

Aufser  der  sogenannten  Pariser  Union  bestehen  noch  zwei  weitere 
Konventionen,  die  ähnliche  Zwecke  wie  diese  verfolgen,  nämlich  die 
Südamerikanische  Union  vom  16.  Jannar  1889,  die  sich  allerdings  nur 
auf  den  gegenseitigen  Schutz  der  Erfindungspatente  erstreckt,  und  der 
Argentinien,  Bolivia,  Brasilien,  Chile,  Peru,  Paraguay,  Uruguay  ange- 
hören, sowie  das  mittelamerikanische  Übereinkommen  vom  17.  Juni  1897, 
betreffend  das  wissenschaftliche,  künstlerische  und  gewerbliche  Eigentum. 
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Letzteres  ist  von  Costa-Rica,  Guatemala  und  der  Republik  Centralamerika 
abgeschlossen  und  bezweckt  und  sichert  in  ähnlicher  Weise  den  gegen- 
seitigen Schutz  der  Patente,  Muster  und  Waarenzeichen  wie  die  Union. 

Gegenüber  diesen  grofsen  Verbänden,  namentlich  der  sogenannten 
Union  bestehen  noch,  und  zwar  auch  unter  Beteiligung  von  Staaten, 
welche  der  letzteren  angehören,  Sonderabkommen  ebenfalls  zum  Zwecke 
des  Schutzes  des  Urheberrechtes,  insbesondere  auf  gewerblichem  Gebiete. 
So  hat  auch  Deutschland  mit  den  meisten  Staaten  der  Erde  Schutzver- 
träge abgeschlossen,  und  zwar  zum  Schutze  der  Muster  und  Modelle 
sowie  der  Waarenzeichen.  Auch  des  Patentschutzes  ist  in  jenen  Ver- 
trägen sowie  in  den  meisten  Handelsverträgen  gedacht,  wiewohl  es  einer 
solchen  ausdrücklichen  Vorschrift  nicht  bedurfte.  Denn,  wie  oben  er- 
wähnt, besteht  im  internationalen  Patentrecht  ohnehin  schon  das  Prinzip 
internationaler  Gleichberechtigung.  Patente  können  in  allen  Staaten,  die 
überhaupt  ein  Patentrecht  aufweisen,  von  Jedermann  nachgesucht,  ohne 
dafs  er  etwa  den  Nachweis  zu  führen  braucht,  dafs  auch  sein  Heimat- 
staat deutsche  Erfindungen  patentiere. 

Allen  zulelzt  genannten  Sonderabkommen  fehlt  aber  die  Bestim- 
mung, die  oben  als  die  wichtigste  bezeichnet  wurde,  die  Diagonale, 
auf  der  sich  die  Gegenseitigkeit  aufbaut,  nämlich  die  Sicherung  der 
Priorität  Um  diese,  das  zeitliche  Vorrecht  der  einmal  im  Inlande  zum 
Patent  angemeldeten  Erfindung  auch  für  andere  Länder  zu  sichern,  be- 
darf es  ausdrücklicher  Abmachungen.  Erst  wenn  diese  bestehen,  die 
dem  Patentsucher  eine  Frist  gewähren,  innerhalb  deren  er  in  reifliche 
Erwägungen  ziehen  und  auch  Vorbereitungen  treffen  kann,  um  den  ihm 
erteilten  gewerblichen  Rechtsschutz  auswärts,  in  den  anderen  Vertrags- 
staaten sich  erteilen  zu  lassen,  ist  dem  Bestreben  jeder  guten  Erfindung, 
sich  auszubreiten,  Genüge  geschehen. 

Das  Deutsche  Reich  hat,  wie  oben  ausgeführt,  den  Weg  des  Ab- 
schlusses von  Sonderübereinkommen  mit  den  obengenannten  Staaten  vor- 
gezogen, die  ihm  politisch  oder  kommerziell  näher  stehen,  und  zwar 
alsbald  nach  Inkrafttreten  des  neuen  Patentgesetzes.  Das  Übereinkommen 
mit  Serbien  (vom  21./9.  August  1892)  erstreckt  sich,  da  Serbien  ein 
Patentgesetz  noch  nicht  besitzt,  nur  auf  den  Schutz  der  Muster  und 
Waarenzeichen  (Marken),  für  welche  die  Bestimmungen  dieselben  sind, 
wie  die  in  den  vorgenannten  drei  Abkommen.  Diese  lauten  ihrem  Wort- 
laute nach,  wie  folgt: 

a.  Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Oesterreich-Ungarn 
Ober  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Zeichenschutz. 

Vom  6.  Dezember  1691  (Reichsgesetzblatt  S.  2S9). 
Artikel  1.    Die  Angehörigen  des  einen  der  vertragschliefsenden  Teile  soller« 
in  den  Gebieten  des  anderen  in  Bezug  auf  den  Schutz  der  Erfindungen,  von  Mustern 
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(einschliefslich  der  Gebrauchsmuster)  und  Modellen,  von  Handeis-  und  Fabrikmarken, 
von  Firmen  und  Namen  dieselben  Rechte  wie  die  eigenen  Angehörigen  geniefsen. 

Artikel  2.  Den  Angehörigen  im  Sinne  dieser  Vereinbarung  sind  gleichgestellt 
andere  Personen,  welche  in  den  Gebieten  des  einen  der  vertragschliefsenden  Teile 
ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Hauptniederlassung  haben. 

Artikel  3.  Wird  eine  Erfindung,  ein  Muster  oder  Modell,  eine  Fabrik-  oder 
Handelsmarke  in  den  Gebieten  des  einen  der  vertragschliefsenden  Teile  behufs  Er- 
langung des  Schutzes  angemeldet  und  binnen  einer  Frist  von  drei  Monaten  die 
Anmeldung  auch  in  den  Gebieten  des  anderen  vertragschliefsenden  Teiles  be- 
wirkt, so  soll: 

a.  diese  spätere  Anmeldung  allen  Anmeldungen  vorgehen,  welche  in  den 
Gebieten  des  anderen  Teiles  nach  dem  Zeitpunkt  der  ersten  Anmeldung 
eingereicht  worden  sind; 

b.  durch  Umstände,  welche  nach  dem  Zeitpunkt  der  ersten  Anmeldung  ein- 
treten, dem  Gegenstande  derselben  die  Neuheit  in  den  Gebieten  des  anderen 
Teiles  nicht  entzogen  werden. 

Artikel  4.    Die  im  Artikel  3  vorgesehene  Frist  beginnt: 

a.  bei  Mustern  und  Modellen  sowie  Handels-  und  Fabrikmarken  mit  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  die  erste  Anmeldung  erfolgt; 

b.  bei  Erfindungen  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  auf  die  erste  Anmeldung 
das  Patent  erteilt  wird; 

c.  bei  Gegenstanden,  welche  in  Deutschland  als  Gebrauchsmuster,  in  Oester- 
reich-Ungarn  als  Erfindungen  angemeldet  werden,  mit  dem  Zeitpunkt  der 
ersten  Anmeldung,  falls  diese  in  Deutschland  erfolgt,  und  mit  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  das  Patent  auf  die  erste  Anmeldung  erteilt  wird,  falls 
diese  in  Oesterreich-Ungarn  erfolgt. 

Der  Tag  der  Anmeldung  oder  der  Erteilung  wird   in  die  Frist  nicht 
eingerechnet. 

Als  Tag  der  Erteilung  gilt  der  Tag,  an  welchem  der  Beschlufs  über 
die  endgültige  Erteilung  des  Patentes  zugestellt  worden  ist, 

Artikel  5.  Die  Einfuhr  einer  in  den  Gebieten  des  einen  Teiles  hergestellten 
Waare  in  die  Gebiete  des  anderen  Teiles  soll  in  den  letzteren  den  Verlust  des  auf 
Grund  einer  Erfindung,  eines  Musters  oder  Modells  für  die  Waare  gewährten  Schutz- 
rechtes nicht  zur  Folge  haben. 

Artikel  6.  Dem  Inhaber  einer  in  den  Gebieten  des  einen  Teiles  eingetragenen 
Handels-  und  Fabrikmarke  kann  die  Eintragung  in  den  Gebieten  des  anderen  Teile? 
nicht  aus  dem  Grunde  versagt  werden,  weil  die  Marke  den  hier  geltenden  Vorschriften 
über  die  Zusammensetzung  und  äufserc  Gestaltung  der  Marken  nicht  entspricht. 

Zu  den)  Vorschriften  über  die  Zusammensetzung  und  äufsere  Gestaltung  der 
Marken  werden  diejenigen  Vorschriften  nicht  gerechnet,  welche  in  den  Marken  die 
Verwendung  von  Bildnissen  der  Landesherren  oder  der  Mitglieder  der  landesherr- 
lichen Häuser  oder  von  Staats-  und  anderen  öffentlichen  Wappen  verbieten. 

Artikel  7.  Handels-  und  Fabrikmarken,  welche  in  den  Gebieten  des  einen 
Teiles  als  Kennzeichen  der  Waaren  von  Angehörigen  eines  bestimmten  gewerbtiehen 
Verbandes,  eines  bestimmten  Ortes  oder  Bezirkes  Schutz  geniefsen,  sind,  sofern  die 
Anmeldung  dieser  Marken  vor  dem  1.  Oktober  IST 5  in  den  Gebieten  des  anderen 
Teiles  erfolgt  ist,  hier  von  der  Benutzung  jals  Freizeichen  ausgeschlossen.  Aufser 
den  Angehörigen  eines  solchen  Verbandes,  Ortes  oder  Bezirkes  hat  Niemand  An- 
spruch auf  den  Schutz  dieser  Marken. 

Waareuzeichen ,  welche  öffentliche  Wappen  aus  den  Gebieten  dos  einen  Teiles 
enthalten,  sind  in  den  Gebieten  des  anderen  Teiles  von  der  Benutzung  als  Freizeichen 


Das  internationale  gewerbliche  Urheberrecht.  507 

ausgeschlossen.  Aufser  demjenigen,  welcher  die  Erlaubnis  zur  Benutzung  der  Wappen 
besitzt,  hat  Niemand  Anspruch  auf  Schutz  dieser  Zeichen. 

Artikel  8.  Jeder  der  vertragschliefsenden  Teile  wird,  soweit  dies  noch  nicht 
geschehen  ist,  Bestimmungen  gegen  den  Verkauf  und  das  Feilhalten  solcher  Waaren 
treffen,  welche  zum  Zweck  der  Täuschung  im  Handel  und  Verkehr  mit  Staatswappen  des 
anderen  Teiles  oder  mit  Namen  oder  Wappen  bestimmter,  in  den  Gebieten  des  anderen 
Teiles  belegener  Orte  oder  Bezirke  behufs  Bezeichnung  des  Ursprungs  versehen  sind. 

Artikel  9.  Muster  und  Modelle  sowie  Handels-  und  Fabrikmarken,  für  welche 
deutsche  Angehörige  in  der  Oesterreichisch  -  Ungarischen  Monarchie  einen  Schutz  er- 
langen wollen,  sind  sowohl  bei  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Wien  für  die 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  als  auch  bei  der  Handels-  und 
Gewerbekammer  in  Budapest  für  die  Länder  der  ungarischen  Krone  anzumelden. 

Artikel  10.  Das  gegenwältige  Übereinkommen  tritt  am  1.  Februar  1S92  in 
Kraft  und  bleibt  bis  zum  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach  erfolgter  Kündigung  von 
Seite  eines  der  vertragschliefsenden  Teile  in  Wirksamkeit. 

SehIuf8protokoll. 

Bei  der  am  heutigen  Tage  erfolgten  Unterzeichnung  des  Übereinkommens 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Oesterreichisch-Ungarischen  Monarchie  über 
den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz  haben  die  beiderseitigen  Bevoll- 
mächtigten folgende  Erklärung  in  das  gegenwärtige  Protokoll  niedergelegt: 

Die  Bestimmung  im  Art  6  Abs.  1  des  Übereinkommens  bezweckt  nicht,  der 
in  den  Gebieten  des  einen  Teiles  eingetragenen  Marke  in  den  Gebieten  des  anderen 
Teiles  auch  dann  einen  Anspruch  auf  Eintragung  zu  gewähren,  wenn  hier  befunden 
wird,  dafs  der  Inhalt  der  Marke  gegen  die  Sittlichkeit  oder  gegen  die  öffentliche 
Ordnung  verstöfst  oder  mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen  in  einem  das  Publikum 
irreführenden  Widerspruch  steht  Liegt  eine  dieser  Voraussetzungen  vor,  so  kann 
die  Eintragung  versagt  werden. 

Das  gegenwärtige  Protokoll,  welches  einen  integrierenden  Bestandteil  des  Über- 
einkommens bildet,  auf  das  es  sich  bezieht,  und  welches  ohne  besondere  Ratifikation 
durch  die  blofse  Thatsache  der  Auswechselung  der  Ratifikationen  dieses  Überein- 
kommens als  von  den  vertragschliefsenden  Teilen  gebilligt  und  bestätigt  anzusehen 
ist,  wurde  in  doppelter  Ausfertigung  zu  Wien  am  6.  Dezember  1S91  unterzeichnet 

Hierzu  ist  ergangen  folgende 

Bekanntmachung  über  die  Anmeldung  von  Erfindungen  und  von  Ge- 
brauchsmustern, für  welche  die  Rechte  aus  Artikel  3  und  4  der  Über- 
einkommen mit  Oesterreich- Ungarn  vom  6.  Dezember  1891  und  mit 
Italien  vom  18.  Januar  1892  über  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster- 
und  Markenschutz  (Reichsgesetzblatt  1892  S.  289  und  293)  in  Anspruch 

genommen  werden. 

Auf  Grund  des  §  20  Abs.  2  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891  und  des  §  2 
Abs.  4  des  Gesetzes,  betreffend  den  Schutz  von  Gebrauchsmustern  vom  1.  Juni  1691 
wird  bestimmt: 

Wer  bei  der  Anmeldung  einer  Erfindung  oder  eines  Gebrauchsmusters  im 
Deutschen  Reiche  die  vertragsmäfsigen  Rechte  aus  einer  früheren  Anmeldung  in 
Oesterrcich-Ungarn  oder  in  Italien  geltend  machen  will,  hat  vorzulegen: 

1.  eine  beglaubigte  Abschrift  der  früheren  Anmeldung  und  ihrer  Beilagenjmit 
einer  Bescheinigung  über  den  Zeitpunkt  ihrer  Anmeldung; 

2.  eine  Bescheinigung  über  die  auf  Grund  der  früheren  Anmeldung  erfolgte 
Patenterteilung. 
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Diese  Urkunden  müssen  von  der  für  die  Entgegennahme  von  Patentanmeldung« 
oder  für  die  Erteilung  von  Patenten  zuständigen  Behörde  Oesterreich-Ungarna  oder 
Italiens  ausgefertigt  sein. 

Sind  die  Urkunden  nicht  in  deutscher  Sprache  abgefafst,  so  ist  eine  beglaubigte 
Übersetzung  beizufügen. 

Berlin,  den  8.  März  1892.  Kaiserliches  Patentamt 

b.  Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Italien  über  den 
gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Zeichenschutz. 

Vom  18.  Januar  1892  (Reichsgesetzblatt  S.  593). 
Dieser  Vertrag  ist  im  wesentlichen  gleichlautend  mit  dem  unter  a  aufgeführten. 
Derselbe  enthält  in  Art  1  und  5  je  einen  Zusatz,  der  lediglich  den  Inhalt  der  auch 
in  dem  Vertrage  a  enthaltenen  Bestimmungen  dieser  Artikel  näher  erläutert.  Abs.  2 
des  Art  6  ist  zwar  im  Übereinkommen  mit  Italien  weggelassen,  ist  aber  seinem  In- 
halte nach  trotzdem  auch  im  Verhältnisse  zu  Italien  in  Anwendung  zu  bringen. 
Art  7  des  italienischen  Übereinkommens  lautet: 

Handels-  und  Fabrikmarken,  welche  in  dem  Ursprungslande  im  freien 
Gebrauch  stehen,  können  auch  in  den  Gebieten  des  anderen  Teiles  nicht 
den  Gegenstand  ausschliefslicher  Benutzung  bilden. 
Art  8  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Übereinkommens. 
Ein  Schlufsprotokoll  ist  nicht  beigefügt. 


c.  Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der  Schweiz, 
betreffend  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz. 

Vom  16.  April  1S92  (Reichsgesetzblatt  S.  511). 

Die  Art  1  und  2  stimmen  mit  den  Art  1  und  2  des  österreichischen  Über- 
einkommens überein. 
Art.  3  lautet: 

Wird  eine  Erfindung,  ein  Muster  oder  Modell,  eine  Handels-  oder 
Fabrikmarke  in  dem  Gebiete  des  einen  der  vertragschliefsenden  Teile  an- 
gemeldet und  binnen  einer  Frist  von  drei  Monaten  die  Anmeldung  auch 
in  dem  Gebiete  des  anderen  vertragschliefsenden  Teiles  bewirkt,  so  soll 
diese  spätere  Anmeldung  dieselbe  Wirkung  haben,  als  wenn  sie  am  Tage 
der  ersten  Anmeldung  geschehen  wäre. 
Art  4  entspricht  dem  Art  4  des  österreichischen  Übereinkommens,  jedoch 
lautet  der  letzte  Absatz  wie  folgt: 

Als  Tag  der  Anmeldung  gilt  in  Deutschland  der  Tag,  an  welchem  der 

Beschlufs  über  die  endgültige  Erteilung  des  Patentes  zugestellt,   in  der 

Schweiz  der  Tag,  an  welchem  das  Patent  in  das  Patentregister  eingetragen 

worden  ist. 

Art  5  entspricht  dem  Art  5  des  italienischen  Übereinkommens,  enthält  aber 

in  Abs.  1  hinter  den  Worten  „dafs  die  Ausführung,  Nachbildung*"  noch  die  Worte 

„oder  Anwendung*. 

Art  6  entspricht  dem  Art  6  des  italienischen  Übereinkommens. 
Art.  7  lautet: 

Angehörige  des  einen  der  vertragschliefsenden  Teile,  welche  ein  Patent 
in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  erlangt  haben,  sind  in  dem  letzteren 
von  jeder  gesetzlichen  Verpflichtung  befreit,  behufs  Geltendmachung  der 
aus  dem  Patente  sieh  ergebenden  Rechte,  die  nach  dem  Patent  hergestellten 


Das  internationale  gewerbliche  Urheberrecht  609 

Gegenstände  oder  deren  Verpackung  als  patentiert  zu  kennzeichnen.    Ist 

eine  solche  Kennzeichnung  nicht  erfolgt,  so  mufs  behufs  Verfolgung  des 

Nachahmers  der  Nachweis  schuldhaften  Verhaltens  besonders  geführt  werden. 

Art  8  entspricht  dem  Art.  8  des  österreichischen  Übereinkommens,  bezieht  sich 

aber  nicht  wie  dieser  auf  Wappen. 

Art  9  bestimmt  den  Beginn  der  Wirksamkeit  des  Übereinkommens.  Demselben 
ist  nachstehendes  Schlufsprotokoll  beigefügt. 

»eklattprotokoll. 
Zu  Artikel  1. 

1.  Die  Gleichstellung  der  beiderseitigen  Staatsangehörigen  soll  hinsichtlich  des 
Firmenschutzes  auch  die  Wirkung  haben,  dafs  Firmen  aus  dem  Gebiete  des  einen 
Teiles,  um  einen  Schutz  gegen  mifsbräuchliche  Verwendung  zur  Warenbezeichnung 
in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  zu  geniefsen,  hier  der  Hinterlegung  und  Ein- 
tragung als  Marke  nicht  bedürfen. 

Zu  Artikel  3. 

2.  Angehörige  des  einen  der  vertragschliefsenden  Teile,  welche  eine  Erfindung, 
ein  Muster  oder  Modell,  eine  Handels-  oder  Fabrikmarke  in  einem  dritten  Staate 
anmelden,  können  auf  Grund  dieser  Anmeldung  in  dem  Gebiete  des  anderen  ver- 
tragschliefsenden Teiles  Rechte  aus  dem  vorliegenden  Übereinkommen  nicht  herleiten. 

Zu  Artikel  4. 
8.    Im  Sinne  des  Art  4  Abs.  1  kann  eine  Erfindung  auch  vor  dem  Zeitpunkte, 
an  welchem  auf  die  erste  Anmeldung  das  Patent  erteilt  wird,  in  dem  Gebiete  des 
anderen  Teiles  mit  der  in  Art  3  vorgesehenen  Wirkung  angemeldet  werden,  voraus- 
gesetzt, dafs  die  Erteilung  des  Patentes  auf  die  erste  Anmeldung  nachträglich  erfolgt 

Zu  Artikel  5. 

4.  Rechtsnachteile,  welche  nach  den  Gesetzen  der  vertragschliefsenden  Teile 
bei  Erfindungspatenten  im  Falle  der  Lizenzverweigerung  eintreten,  werden  durch  die 
Vorschriften  des  Art  5  nicht  ausgeschlossen. 

Zu  Artikel  6. 

5.  Die  Bestimmung  im  Art  6  Abs.  1  des  Übereinkommens  bezweckt  nicht,  der 
in  den  Gebieten  des  einen  Teiles  eingetragenen  Marke  in  den  Gebieten  des  anderen 
Teiles  auch  dann  einen  Anspruch  auf  Eintragung  zu  gewähren,  weim  hier  befunden 
wird,  dafs  der  Inhalt  der  Marke  gegen  die  Sittlichkeit  oder  gegen  die  öffentliche 
Ordnung  verstöfst  oder  mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen  in  einem  das  Publikum 
irreführenden  Widerspruch  steht 

Mit  Rücksicht  darauf,  dafs  in  der  Schweiz  Patente  auf  Verfahren  nicht  erteilt 
werden  und  somit  namentlich  die  chemische  Industrie  Deutschlands  durch  das  Über- 
einkommen gegenüber  der  Schweiz  erheblich  geschädigt  werden  könnte,  wurde  dem 
Vertrag  unter  dem  16.  Juni  1893  folgendes  Zusatzprotokoll  hinzugefügt 

Zusatzprotokoll. 

Die  Bestimmungen  des  Art  5  des  Übereinkommens  finden  auf  diejenigen  Er- 
findungen keine  Anwendung,  welche  nach  den  Gesetzen  eines  der  vertragschliefsen- 
den Teile  vom  Patentschutz  ausgeschlossen  sind. 

Allen  diesen  Abkommen  liegt  dieselbe  Disposition  zu  Grunde: 
Zunächst  werden  die  Schutzsubjekte,  die  berechtigten  Personen  be- 
handelt Danach  sollen  nicht  allein  die  Angehörigen  der  vertragschliefsen- 
den Staaten,  sondern  auch  diejenigen  Personen,  welche  dort  ihren  Wohn- 
sitz oder  ihre  Hauptniederlassung  haben,  in  den  Gebieten  des  anderen 
den  gleichen  Schutz  der  Erfindungen,  Muster  und  Waarenzeichen  (Han- 
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dels-  und  Fabrikmarken)  geniefsen.  Die  vertragsmäfsige  Vergünstigung 
ist  also  nicht  sowohl  mit  der  Staatsangehörigkeit,  als  vielmehr  mit  der 
gewerblichen  Niederlassung  des  Schutzsuchers  in  einem  der  Verteags- 
staaten  ohne  Rücksicht  auf  seine  Nationalität  verbunden.  Was  die 
Wahrung  der  Priorität  betrifft,  so  ist  dieselbe  an  zwei  Voraussetzungen 
geknüpft,  einmal  an  eine  in  dem  einen  Staate  vorschriftsmäfsig  erfolgte 
Anmeldung  der  Erfindung,  des  Musters  oder  des  Waarenzeichens  *),  ander- 
seits an  die  Einhaltung  einer  bestimmten  Frist  Letztere  beträgt  in  allen 
Fällen  drei  Monate  und  wird,  sofern  es  sich  um  eine  Erfindung  handelt, 
von  der  Erteilung  des  Patentes,  d.  h.  von  der  Mitteilung  des  endgültigen 
Erteüungsbeschlusses,  bei  Mustern  und  Modellen  sowie  bei  Waarenzeichen 
von  dem  Zeitpunkte  der  ersten  Anmeldung  an  gerechnet  In  zweck- 
dienlicher Weise  sind  die  Wirkungen  der  gewahrten  Priorität  angeführt, 
dafs  nämlich  die  spätere  Anmeldung  allen  etwaigen  anderen  in  dem 
andere  Staaten  eingereichten  Anmeldungen  vorgehen,  und  dafs  andere 
nach  der  ersten  Anmeldung  in  dem  anderen  Staate  eintretende  Thatsachen 
der  angemeldeten  Erfindung  nicht  die  Neuheit  entziehen  sollen.  Aller- 
dings ist  in  dem  deutsch-schweizerischen  Abkommen  dem  Wortlaute  be- 
züglich der  Wirkungen  der  Priorität  ein  anderer  Ausdruck  gegeben. 
Dem  Sinne  nach  sind  aber  die  beiden  Bestimmungen  gleichbedeutend 
und  dahin  zu  verstehen,  dafs  dieselben  vorgenannten  Wirkungen  eintreffen 
sollen,  die  nach  den  Abkommen  mit  Oesterreich-Ungarn  und  mit  Italien 
vorgeschrieben  sind. 

Zu  den  Bestimmungen  des  §  5  des  schweizerischen  Abkommens  ist 
zu  bemerken,  dafs  zu  ihrer  Anwendung  notwendigerweise  die  dort  auf- 
geführten gewerblichen  Schutzgegenstände  in  beiden  Ländern,  in  Deutsch- 
land und  in  der  Schweiz,  geschützt  sein  müssen.2) 

Was  endlich  die  Vorschrift  des  Art.  6  des  österreichisch-ungarischen 
Übereinkommens  betrifft,  so  ergiebt  sich  aus  der  Natur  des  deutschen 
Gesetzes  zum  Schutze  der  Waarenbezeichnungen,  welches  für  jedes  an- 
gemeldete Zeichen  die  Prüfung  auf  seine  materielle  Eintragsfähigkeit  an 
sich  vorschreibt,  dafs  diese  Prüfung  von  jener  Vorschrift  unberührt 
bleiben  mufs.3) 

Zum  Schlüsse  sei  noch  bemerkt,  dafs  auf  der  deutsch-österreichischen 
Gewerbeschutzkonferenz,  welche  am  12.  und  13.  Oktober  1896  zu  Berlin 
tagte,  die  Gründung  einer  internationalen  Vereinigung  für  gewerblichen 
Rechtsschutz  beschlossen  worden  und  dafs  diese  am  8.  und  9.  Mai  1897 
auf  dem  internationalen  Kongrefs  zu  Brüssel  ins  Leben  getreten  ist 

1)  Die  über  die  erste  Anmeldung  vorzul elende  Bescheinigung  kann  auch  nach- 
träglich, d.  h.  nach  der  späteren  Anmeldung,  in  dem  zweiten  Vertragsstaate  beige- 
bracht werden.    Erlafs  d.  k.  k.  österr.  Handelsministers  vom  27.  Oktober  1S96. 

2)  R  G.  v.  22.  April  1896.    Bl.  1S96  S.  312. 

3)  Entsch.  d.  Patentamts  v.  5.  Juni  1S97.    Bl.  1S97  S.  193. 
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